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2, 5, II, 37, 45,
47, 50, 5?, 61, 66,
»8, 71, 74,88,202

5,106

40, 72, 82,
83, 222

41, 128

Antrag derselben Fraktion auf
Erhöhung der für übernahme-
straßen und für Unterstützung
des Kreis- und Gemeindewege¬
baues vorgesehenen Mittel ...

Entschließung derselben Fraktion
zur Lage der Landwirtschaft . .
(Die Entschließung wurde zu¬
rückgezogen.)

Antrag der Fraktion der Arbeits¬
gemeinschaft auf Berücksichti¬
gung des rheinischen Wein-,
Obst- und Gemüsebaues bei
demdurchzuführendenAgrarpro-
gramm ....................
(Die Entschließung wurde zu-
rückgezogeu.)

Anträge der SPD.-Fraltion, betr.
die Geschäftsordnung des Pro-
vinziallandtages .............

Antrag derfelben Fraktion, betr.
Erhöhung der Zahl der Mitglie¬
der der Provinzialkommissionen

Antrag derselben Fraktion, betr.
Verkürzung der Arbeitszeit für
das Personal in den Provinzial-
anstalten ...................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Beschaffunggefunder Wohnun¬
gen für wohnungsbedürftigeAr¬
beiter, Angestellteund Beamte

Antrag derselben Fraktion, betr.
die Förderung des Kleinwoh¬
nungsbaues ................

Antrag derselben Fraktion zu
Druckfache Nr. 15, betr. Herab-
fetzung des unter Titel V 1 des
Haushaltsplanes über die Förde¬
rung von Kunst und Wifsen-
schaftvorgesehenenBetragesvon
160000 H^ auf 100000 H^ .

Antrag derselben Fraktion, betr.
Förderung des Lichtbildwesens

Veitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

7, 3», 8?
1t5, 11«
124, 226,

223

5,202

36, 202

5, 7, 21

188

35, 52, 106

158

5, 40, «1,
72, 87, 88

5,72,137

36, 62, 130



VI 77. Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis.

Antrag der SPD.-Fraktion, betr.
die Lage der rheinischen Stein¬
industrie ...................

Anträge der KPD.-Fraktion, betr.
die Geschäftsordnung des Pro-
vinziallandtages.............

Antrag derselben Fraktion, betr.
2,) Erhöhung der Zahl der Mit¬

glieder der Provinz ialtommif-
sionen von 8 auf 15 Mitglieder,

d) die Wahl eines Stellvertreters
für jedes Mitglied..........

Antrag derselben Fraktion, betr.
jährliche Neuwahl aller vom
Provinziallandtag und Provin-
zialausschuß zu wählenden Aus¬
schüsse, Kommissionen usw. ...

Antrag derselben Fraktion, betr.
Ausstellung einer Ausweiskarte
für die Mitglieder des Provin-
ziallandtllges zwecks unvorher-
gefehener Kontrolle aller Pro-
vinzilllanstalten..............

Antrag derselben Fraktion,
a) betr. Erhöhung der aufzuneh¬

menden Anleihe von
7 448 000 HM auf 15 Millionen
HU zur Durchführung um-
fafsender Straßenarbeiten in
der Eifel, auf dem Hunsrück
ufw.,

d) von der beantragten 15-Millio-
nen-HM-Anleihe 8 Millionen
H^i zur Unterstützung des Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues
bereitzustellen ..............

Antrag derselben Fraktion, betr.
Abstandnahme von der Beset¬
zung der Stelle des Leiters der
Abteilung Iugendwohlfahrt und
Fürsorgeerziehung...........

Antrag derselben Fraktion auf
Einführung der 7stündigen Ar¬
beitszeit bei vollem Lohnaus¬
gleich für die Arbeiter und
Angestellten bei der Rheini-
fchen Provinzialucrwaltung mit

Teitenzahl

des stenll»
graphischen

Berichts

«, «6, 115,
11?

5, 7, 21

5,21,188

221

222

226, 228

», UN, 218,
217, 220

einem Monatseinkommen unter
600 HK und Überweisung von
Geldzuschüssennur noch ansolche
kommunalen Fürsorgeverbände,
welche die 7stündige Arbeitszeit
durchgeführt haben..........

Antrag derselben Fraktion, betr.
die Förderung des Kleinwoh¬
nungsbaues ................

Antrag derselben Fraktion auf
Streichung der im Etat über die
Förderung von Kunst und Wis¬
senschaft vorgefehenen Mittelzur
Unterhaltung von Vaudentmä-
lern und Verwendung diefer
Mittel für Erwerbslose ......

Antrag derselben Fraktion, betr.
Beseitigung von Mißständen
beim Deichbau iu Neuwied ..

Antrag derselben Fraktion auf
Streichung sämtlicher für reli-
giöfe Zwecke im Etat vorgese¬
henen Mittel...............

Antrag derselben Fraktion, betr.
Erhöhung des für Kinderspei¬
sung im Haushalt vorgesehenen
Betrages von 150 000 HU auf
500 000 HM................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Entlassung des Direktors des
Fürsorgeheims Halfeshof zu
Solingen ..................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Abstandnahme von der Einzie¬
hung der Renten entlassener
Fürsorgezöglinge............

Antrag derselben Fraktion, betr.
Betreuung dissidentischer Kinder

Antrag derselben Fraktion, betr.
Einsetzung eines Betrages von
100 000 HM in den Haushalts¬
plan des Laudesjugcuoamtes
zur Einrichtung fahrbarer Schul¬
zahnkliniken .................

Seitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

85, 52, 106

5, 4N, 61,
72, 87, 83

137

227, 228

215

226, 228

182, 185

182

«, 183, 186

188



77. Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis. VII

Antrag der KPD.-Fraktion, betr.
Ausarbeitung einer Denkschrift
durch das Landesjugendamt über
die in der Rheinprovinz vor¬
handene Kinderarbeit........

Antrag derselben Fraktion zu
DrucksacheNr. 17 auf Erhöhung
der für Zwecke der Jugendfür¬
sorge zur Verfügung gestellten
200 000H^ auf 500 000^6
und Verteilung dieser Mittel
unter Hinzuziehung der dissiden¬
tischen Fürsorge und der inter¬
nationalen Arbeiterhilfe......

Antrag derselben Fraktion auf
Einstellung von 1 Million HK
in den Haushaltsplan zur Unter¬
stützung hoffender Frauen ...

Antrag derselben Fraktion, betr.
Bekämpfung von Schmutz und
Schund durch das Landes-
jugendamt .................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Unterstützung des Kinderhilfs-
werkes der Roten Hilfe......

Antrag derselben Fraktion, betr.
Vorlage einer Aufstellung über
die dem Karitasverband und an¬
deren Organisationen in den
letzten Jahren überwiesenen
Mittel....................

Antrag derselben Fraktion, die
Revisionen der Provinzialar-
beitsanstalt Brauweiler durch
die Provinzialkommission alle
Vierteljahre vorzunehmen ....

Antrag derselben Fraktion, betr.
Behandlung der Korrigenden .

Antrag derselben Fraktion auf
Einstellung eines Betrages von
1,25 Millionen H^i in den Etat
iiber die Fürsorge für Kriegs¬
beschädigte und Kriegerhinter¬
bliebene zur Durchführung von
Winterhilfsmaßnahmen für
Kriegsopfer.................

Seitenzahl

des steno<
graphischen

Berichts

8, 188,1U5

189

6,179

S, 18, 18», 132,
19«, 1»8

22«, 228,
231

6,159

36,160

3«, 137, 1NU

177

Antrag derselben Fraktion, betr.
Verwendung der für die Über¬
nahme der Patenschaft für den
deutschen Kriegerfriedhof bei
Maison blanche vorgesehenen
100 000 HM für die Speisung
und Unterstützung der Kinder
von Kriegsbeschädigten und Hin¬
terbliebenen ................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Notlage der Arbeiterschaft der
rheinifchen Bimsindustrie ___

Antrag derselben Fraktion, den
Bau der in Vallendar geplanten
Umgehungsstraße unverzüglich
in Angriff zu nehmen.......

Antrag derselben Fraktion, die
Provinzialstraße in der Ge¬
meinde Alsdorf an den engen
Stellen zu erbreitern oder durch
den Bau einer Umgehungsstraße
zu entlasten ................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Anlegung von Radfahrwegen an
der Provinzialstraße Köln—
Düren zwischen Blatzheim und
Benzelrath .................

Antrag derselben Fraktion, den
Mitgliedern des Fachausschusses
IV und der Provinzialkommis¬
sion für Straßenbau halbjährlich
das Material über den Stand
der Straßenbauten sowie über
die im Submissionswege ver¬
gebenen Arbeiten und Liefe¬
rungen zuzustellen ..........

Antrag derselben Fraktion, bei
Erteilung von Lieferaufträgen
auf Einhaltung der tariflich fest¬
gelegten Lohn- usw. Bedin¬
gungen zu achten ...........

Antrag derselben Fraktion auf
Vereitstellung von 1 Mill. HM
zur Linderung der Notlage der
Steinarbeiter im Oberbergischen
und Mayener Gebiet........

Seitenzahl

des stenu»
nraphi!chen

Berichts

6,175

115, 118,
122, 12»

«, 115, 118

«, 115, 118

», 115, 118

87,221

115, 118

35, 115, 113



Vül 77. Rheinischer Provinziallanbtag, Inhaltsverzeichnis

Antrag der KPH.-Frattion, betr.
Förderung der ländlichen An-
siedlung ....................

Antrag derselben Fraktion auf
Erhöhung des im landwirtschaft¬
lichen Etat vorgesehenenBetra¬
ges für Meliorationen, Wasser¬
leitungen und Umlegungen um
500 000 HK ................

Antrag derselben Fraktion auf
Verwendung der im landwirt¬
schaftlichenHaushaltsplan vor¬
gesehenenAusgaben für Schul¬
wesen und Versuchsstationenfür
die Finanzierung der Meliora¬
tionen und Flußregulierungen
zugunsten der notleidenden
Kleinbauern in den Notstands¬
gebieten der Eifel usw .......

Antrag derselben Fraktion auf
Streichung der Ausgabepositio¬
nen IV 1—2, V 1—5, VI 1—4
und VII 1—2 (ll—K) im land¬
wirtschaftlichen Haushaltsplan
und Verwendung dieser Beträge
zugunsten der Zinsverbilligungs¬
und Entschuldungsaktion klein¬
bäuerlicher Betriebe ..........

Antrag derselben Fraktion auf
Erhöhung des Fonds für ge¬
nossenschaftlicheund kommunale
Flußregulierungen um
500 000 HF ................

Entschließung derselben Fraktion
zur Lage der rheinischenLand¬
wirtschaft ...................

Antrag derselben Fraktion, betr.
die landwirtschaftlicheUmschul-
dungsaktionin der Rheinprovinz

Antrag derselben Fraktion auf
Einstellung von 1 Million HM
in den Haushaltsplan der land¬
wirtschaftlichen Angelegenheiten
zur Zinsverbilligung kleinbäuer¬
licher Betriebe ..............

Seitenzahl

des stenu»
graphischen

Berichts

36, 40,
202

36, 202

37, 202

36, 202

36, 202

2, 5, 11, 87,45, 4?,
5U, »?, «1, 8«, «»,

71, 74, «U, 202

36,202

202

Antrag derselben Fraktion auf
Erhöhung der unter Ausgabe
II o des landwirtschaftlichen
Haushaltsplans vorgesehenen
20 000 HL auf 120 000 HM für
Zinserleichterungen für Melio¬
rationsdarlehen .............

Antrag derselben Fraktion, betr.
Einsetzung eines Betrages von
200 000 H/L in den Haushalts¬
plan zur Unterstützung notlei¬
dender Kleinwinzer .........

Antrag derselben Fraktion
a) auf Erhöhung des Betrages für

Viehseuchenentschädigung um
500 000 HM, aber nur an Klein¬
bauern in voller Höhe des
Schadens,

d) auf Streichung der für die Pro-
vinzial - Weinbaulehranstalten
und die LandfrauenfchulenOle-
wig und Sobernheim vorgefe-
henen Beträge bzw. auf Ver¬
wendung dieser Beträge zugun¬
sten notleidender Kleinwinzer

Antrag derselben Fraktion auf
Erhöhung des Betrages für Be¬
kleidung uud Unterbringung der
Waisenknabenauf 3000 HA so¬
wie auf Ginsetzung von 5000HU
für tarifliche Entlohnung der
Waisenknaben in den Etat des
Rittergutes Desdorf.........

Antrag derselben Fraktion, betr.
Änderung des Wahlrechtszu den
Landwirtschaftskllmmern .....

Antrag derselben Fraktion zn
DrucksacheNr. 39 auf Einsetzung
eines Betrages von 500000HM
in den Haushaltsplan zur Be¬
kämpfung der Tuberkulose im
Rheinland, insbesondere in der
Eifel .......................

Antrag der Fraktion der Wirt¬
schaftspartei, betr. Bewilligung
langfristiger Kredite zu verbil¬
ligten Zinssätzen an Gewerbe¬
treibende ..................

Seitenzahl

des sterw»
graphischen

Berichts

36, 202

202

37, 202

36, 202

82, 202

143

5, 60, 88



77. Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis. IX

Antrag der Fraktion der Wirt¬
schaftspartei, betr. Ermächti¬
gung des Verwaltungsrats der
Landesbank, hinsichtlichder Zin¬
sen für land Wirtschaft!. Kredite
auch unter die Selbstkosten her¬
unterzugehen ...............

Antrag derselben Fraktion, betr.
Aufwertuug der Sparguthaben

Antrag derselben Fraktion auf
Kürzung der im Haushaltsplan
für Reisekosten vorgesehenen
Beträge um 25^,...........

Antrag derselben Fraktion auf
Einsparung des laut Beschluß
des Provinzilllllusschusses vom
21. Januar 1930 ausgeschrie¬
benen Postens des Leiters der
Abteilung Jugend Wohlfahrt und
Fürsorgeerziehung ...........

Antrag derselben Fraktion
^) bis auf weiteres Neueinstellun¬

gen von Beamten mit den Be¬
zügen der Sondergruppen I
bis III, sowie der Gruppen 1a
bis 2e der Besoldungsordnung
nicht mehr vorzunehmen;

b) zur etwa notwendig werdenden
Entlastung der oberen Beamten
geeignete mittlere Beamte mit
Erledigung von einem Teil der
bisher von oberen Beamten er¬
ledigt. Dienstgesch. zu betrauen

Antrag derselben Fraktion, die
Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt anzuweisen, ihre Ver¬
träge mit beamteten und im öf¬
fentlichen Dienste stehenden Per¬
sonen zum nächst zulässigen
Termine zu lösen ...........

Antrag derselben Fraktion, die
Vertreter der Nheinprovinz im
Aufsichtsrat uud in der General¬
versammlung des RWE. zu be¬
auftragen, dahin zu wirken, daß
das RWE. den Kleinvertrieb von
eleltrifchen Haushaltungsappa-
raten usw. einstellt ..........

Leitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

215

183, 21«,
233

UN, 1«?, 232

S, «0, 2l6,
217, 220

60, 106

60, 104

224

Antrag derselben Fraktion, betr.
die Förderung des Kleinwoh¬
nungsbaues ................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Aufstellung einer Bilanz über
die Betriebe der Arbeitsanstalt
Brauweiler nach kaufmännischen
Grundsähen ................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Beschränknng der Tätigkeit der
industriellen und gewerblichen
B etriebe d er Arb eitsanstaltVrau-
weiler auf deu eigenen Bedarf..

Antrag derselben Fraktion, allen
Bauaufträgen im Hoch- und
Tiefbau die von der Reichs- und
Preußifchen Staatsregierung
empfohlene Verdingungsord-
nung für Vauleistungen zu¬
grunde zu legen.............

Antrag derselben Fraktion zu
dem Antrage der Zentrums-
fraktion auf Erhöhung der für
Ubernahmestraßen und Unter¬
stützung des Kreis- und Ge¬
meindewegebaues vorgesehenen
Mittel.....................

Antrag derselben Fraktion, für
die Herstellung und Unterhal¬
tung der Provinzialstraßen an
Straßenmaterial nur deutsches,
vorzugsweise rheinisches Mate¬
rial zu verwenden, ausländische
Asphaltstoffe also auszuschließen

Antrag derselben Fraktion, bei
der Staatsregierung die Nieder¬
schlagung der aus Anlaß der
Hochwasserschäden in den Jah¬
ren 1924—1927 gewährten staat¬
lichen Kredite und Darlehen zu
beantragen und ferner die von
der Landesbank gewährten Kre¬
dite durch Bereitstellung von
Provinzialmitteln abzudecken .

Antrag derselben Fraktion zur
Lage der Landwirtschaft.....
<Der Antrag wurde zurückgezogen.)

Veitenzahl

des stenu-
grauischen
Berichts

5, 4N, «I,
72, 87, 88

5,57,160

5,57,160

60, 158

7, 38, 87, 115,
110,124, 22«, 223

40, 4», 57,
U«, 112, 117

88

2,5,11,37,45,47,
2U, 57, 61, !!«, 88,

71, 74,89, 202



77. Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis.

Antrag der Fraktion Christlicher
Vollsdienst und Bauernpartei
auf Herabsetzungder Zinsen für
landwirtschaftlicheDarlehen um
mindestens 2—3°/« ..........

Antrag derselben Fraktion, betr.
Heilighaltung des Karfreitages
und Fronleichnamstages in Or¬
ten mit gemischt-konfefsioneller
Bevölkerung ................

Antrag derselben Fraktion, betr.
religiöse Veranstaltungen im
Rundfunk ..................

Antrag derselben Fraktion auf
Vorlage eines Berichts und et¬
waigen Antrages auf Beseiti¬
gung der ungerechten Gehalts¬
unterschiede der Provinzialbe-
amten durch die jetzige Orts¬
klasseneinteilung.............

Antrag derselben Fraktion auf
Unterbringung der Fürsorge¬
zöglinge in Familienpflege ...

Antrag derselben Fraktion auf
Erhöhung des für die Bekämp¬
fung der Schmutz-und Schund¬
literatur im Haushaltsplan des
Landesjugendamtes eingesetzten
Betrages ..................

Antrag derselben Fraktion, für
eine beschleunigte Durchführung
eines Neichsgesetzesüber die Be-
währungs- und Wanderfürsorge
zwecksHerabsetzung der hohen
Aufwendungen für landhilfs¬
bedürftige Personen einzutreten

Antrag derselben Fraktion, betr.
weitere Übernahme von Kreis-,
Stadt- uud Gcmeindewegen in
die Unterhaltung und Verwal¬
tung des Provinzmlverbnndes .

Antrag derselben Fraktion auf
weitgehende Förderung der

Seitenzahl

nraphischc»
Berichts

8,61,
88, 202

9,62,
151, 215

9,62,
151, 215

9,106

9,62
181, 195

9,61,190

8,128

9,39,
115, 116

Zusammenlegungen, Wasserlei¬
tungsbauten, Vodenverbesse-
rungen und Straßenunterstüt-
zung in Höhengebieten bei der
in Aussicht genommenen West¬
hilfe .......................

Antrag derselben Fraktion auf
Erhöhung des für das Tuber¬
kulosetilgungsverfahren vorge¬
sehenen Zuschusses von
10 000H^s um weitere
20 000 ^?^ .................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Alkoholmißbrauch ...........

Antrag der Fraktion der Natio¬
nalsozialistischenDeutschen Ar¬
beiterpartei, betr. die Geschäfts-
ordnuug des Provinzialland-
tages ......................

Antrag derselben Fraktion, bei
der Reichsregierung wegen der
unverzüglichen Inangriffnahme
des Baues des Aachen-Nhein-
Kanals vorstellig zu werden ..

Antrag derselben Fraktion auf
Bereitstellimg einer größeren
Summe zur Bekämpfung der
Tuberkulosein der Nheinprovinz

Antrag derselben Fraktion auf
Bereitstellung von Mitteln für
den Bau von Landarbeiterwoh-
nungen ....................

Antrag derselben Fraktion, betr.
stimmberechtigteVertretung im
Landesjugendamt ...........

Antrag derselben Fraktion, betr.
Gewährung eines Betrages aus
Mitteln des landesjugendamtes
an den Turnverein, e. V., Betz-
dorf-Sieg, zur Abtragung der
aus dem Neubau seiner Turn¬
halle herrührenden Schulden .

Seitenzahl

des steno-
graphischen

Berichts

9,76,202

9,76,202

61, 198

5, 7, 21

41,126,
149

143

5,190

82, 188



77. Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis XI

Antrag der Fraktion der Natio¬
nalsozialistischenTeutschen Ar¬
beiterpartei auf Einführung
einer strengerenBeaufsichtigung
und Kontrolle der rheinischen
Pflegeanstalten .............

Antrag derselben Fraktion, zwecks
Hebung der Notlage der Stein¬
industrie in der Mayener Ge¬
gend und im Oberbergischen zum
Vau der Straßen in der Rhein-
Provinz grundsätzlich nur Stein-
material aus der rheinischen
Steinindustrie zu verwenden .

TeUenzahl

des steno»
graphisch en

Berichts

173

4«, SS, 11ö,
11?

Antrag derselben Fraktion, an¬
gesichts der Notlage der Stetn-
industrie des Oberbergischen
Landes zur Hebung des Frem¬
denverkehrs die Autostraße
Köln—Siegen so zu leiten, daß
sie die Hauptpunkte des Ober¬
bergischenLandes berührt ....

Antrag derselben Fraktion auf
Gewährung von Zuschüssenan
die Kadaververwertungsanstalt
im Kreise Wipperfürth.......

TeUenznhl

des stenu»
graphischen

Vcrichts

115, 181

5,202



XII

Alphabetisches sachregister
zu den Sitzungsprotokollen und Anlagen sowie zu dem stenographischenBericht über die Verhandlungen

des 77. Rheinischen Provinziallandtages.

Aachen, Neuban der dortigenPro¬
vinziell - Taubstummenanstalt .

Aachcn-Rhein-Kanal, Inangriff¬
nahme des Baues ..........

Aachener Bezirk, Notlage in dem¬
selben .....................

Aachener Münster, dessen Erhal¬
tung ......................

Abgeordnete, Feststellung der bei
Tagung anwesenden ........

— am Erscheinen verhinderte ...

— ausgeschiedene ............

— neu eingetretene ............

Abtreibungen, Bekämpfung der¬
selben .....................

Altestenrat des Provinzmlland¬
tages, dessen Zusammensetzung

Aggertalsperre, Beachtung der
dortigen Verhältnisse .......

Agrarprogramm,Berücksichtigung
des rheinischenWein-, Obst«u.
Gemüsebaues bei der Durch¬
führung des Programms ___

Aktien des Rheinisch-Westfälischen
Elektrizitätswertes, Übernahme
von neuen .................

Alkoholmißbrauch, Antrag der
Fraktion Christlicher Vollsdienst
und Bauernpartei ..........

Veitenzahl

des stenu»
niaPhilchen

Nciichtü

41,128

41, 126.
149

41, 149,
208

41

3

5

5

5,20

180

228

36,202

147

61, 198

Alsdorf, Erbreiterung der dorti¬
gen Provinzialstraße an den
engen Stellen bzw. Bau einer
Umgehungsstraße ...........

Alterspräsident Dr. Hagen über¬
nimmt den Vorsitz .........

Andernach, Ausbau der dortigen
Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalt zur Schaffung weiterer
Anstaltsplätze ..............

Angestellte, Überführung von sol¬
chen in das Beamtenverhältnis

Anleihe, Aufnahme einer folchen

— Erhöhung der aufzunehmenden
Anleihe für Straßenbauzwecke

Anleihen, Angabe der Zins- und
Tilgungsbeträge im Haushalts¬
plan ......................

— des Provinzialverbandes, Höhe
derselben ..................

Ansiedlung, ländliche, deren För¬
derung ....................

Ansiedlungen in den Höhengebie¬
ten der Mosel .............

Anstaltsfllrsorge für hilfsbedürf¬
tige Geisteskranke, Idioten, Epi¬
leptiker, Taubstumme u. Blinde,
Haushaltsplan .............

Anstellung und Pensionierung
von Beamten ..............

Arbeiter, Angestellte und Be¬
amte, Beschaffung gefunder
Wohnungen für Wohnungsbe¬
dürftige ...................

Leitenzahl

des steno^
nraphischen

Berichts

6, 115,
118

173

106

8, 1«, 44, S«,
IIS, 12ll, 124, L3t

226, 228

44

9,1?

36, 40,
202

77

41, 49,
59, 173

60

158



77. Rheinischer Provinziallandtag, Alphabetisches Sachregister. XIII

Arbeiter und Angestellte, Berück¬
sichtigung von älteren bei Neu¬
einstellungen bei der Provin-
zialverwaltung .............

Arbeits- und Nerufsforfchung,
Haushaltsplan des Provinzial- ,
instituts ...................

Arbeitsanstalt Nrauweiler, An¬
kauf eines Grundstückes für die
Anstalt....................

— Aufstellung einer Bilanz über
die Betriebe der Anstalt nach
laufmännifchen Grundsätzen ..

— Beschränkung der Tätigkeit der
industriellen und gewerblichen
Betriebe der Anstalt auf den
eigenen Bedarf.............

— Haushaltsplan .............

— Vornahme von vierteljährlichen
Revisionen der Anstalt durch die
Provinzialkommission .......

Arbeitslosigkeit in der Rheinpro¬
vinz .......................

ArbeitszeitMerweisung vonGcld-
zuschüssen nur noch an solche
kommunalen Fürsorgeverbände,
die die 7 ständige Arbeitszeit
durchgeführt haben .........

— Verkürzung der Arbeitszeit für
das Perfoual in den Provinzial-
anstalten ...................

Aufgaben der Provinzialverwal-
tung, Aufnahme von neuen .

Aufwertung der Sparguthaben.

Ausfchüsfe, jährliche Neuwahl der
vom Provinziallandtag und
Provinzialansfchnß zu wählen¬
den .......................

Neltenzahl

des steno-
graphischen

Berichts

5,106

136

128

5,57,160

5,57,160

160

36, 160

11, 3?, A», 47, 21,
58, 5», «4, »«, 7N,

73, 78, 123, 184

106

35, 52,
106

43

133,216,
233

221

Außerordentlicher Haushalt ...

— für 1929, anderweite Verwen¬
dung von rund 36 000 H^L aus
den für Ankauf des Gutes Hom-
melsheim bereitgestellten Mit¬
teln .......................

— Verwendung der für besondere
Zwecke des Straßenbaues vor¬
gesehenen 4 Millionen H^L ..

Ausweistarte, Ausstellung einer
folchen für die Mitglieder des
Provinziallandtages.........

Autostraße Bonn—Köln—Düssel¬
dorf—Industriegebiet, Vereit¬
stellung von Mitteln aus der
verstärkten Förderung der wert-
schllffeudenArbeitslosenfürsorge

— Stand der Entwurfs- und Ban¬
arbeiten ...................

Autostraße Külu—Siegen, Lei¬
tung derfelben durch das Ober-
bcrgischeGebiet zur Hebuug des
Fremdenverkehrs ...........

Bauaufträge, Zugrundelegung
der von der Regierung emp¬
fohleneu Verdiugungsordnuug
für Bauleistungeu...........

Naumarkt, defsen Belebung zur
Beseitigung der Erwerbs¬
losigkeit ...................

Beamte, Abstandnahme von Neu-
einstelluugcn von solchen mit
den Bezügen der Sondergrup¬
pen I — III uud der Gruppeu
1a—2o sowie Betrauuug von
geeigneten mittleren Beamten
mit der Erledigung von einem
Teil der bisher von oberen
Beamten erledigten Tueust-
geschäfte ...................

Tetton zahl

des stenu»
graphischen

Berichts

226

128

16,120,
124,226

222

17,116

17,
115, 116

115, 118

60, 158

40, 72, 82,
93, 222

60, 106



XIV 77. Rheinischer Provinziallandtag, Alphabetisches Sachregister.

Beamte, Anstellung und Pensio¬
nierung von solchen.........

— Beseitigung der ungerechten
Gehaltsunterfchiede bei densel¬
ben durch die jetzige Ortsklassen-
einteilnng..................

— der unteren Gruppen, Löschung
der Kündigungstlausel bei den¬
selben .....................

Beisitzer des Provinzialland-
tages, Bestimmung derselben.

Berlin, die finanzielle Lage der
Stadt.....................

Berufs- und Arbeitsforschung,
Haushaltsplan des Provinzial-
instituts....................

Beschlußfähigkeit des Provinzial-
landtages ..................

Besetzcs Gebiet, dessen Räumung

Besoldung, Antrag des Verwal¬
tungsobersekretärs Kaiser u. a.
auf Gewährung der Bezüge
der Besoldungsgruppe 4d ...

— der oberen Beamten........

Netzdorf-Sieg, Gewährung eines
Betrages an den dortigen Turn¬
verein, e. V., zur Abtragung der
aus dem Nenbau seiner Turn¬
halle herrührenden Schulden.

Newahrungs- und Wandererfür¬
sorge, beschleunigte Durchfüh¬
rung eines Neichsgesetzcs über
dieselbe zwecks Herabsetzung der
hohen Aufwenduugen.......

Bilder, Verwendung von mit
öffentlichen Mitteln gekauften
in der Privatwohnung der
Oberbeamten ..............

Nimsindustrie, Notlage der Ar¬
beiterschaft in der rheinischen .

Seitenzahl

des stenu»
graphischen

Berichts

60

9,106

106

5

13

136

2,37,47,
65, 236

106

120

82, 188

8,128

139

115,118,
122, 123

Blinde, hilfsbedürftige, Haus¬
haltsplan über die Anstaltsfür¬
sorge derselben .............

Blindenanstalten, Musikalische
Erziehung der Insassen .....

Nlindenwefen, Haushaltsplan...

Nodenverbesserungen, weiter¬
gehende Förderung derselben
in den Höhengebieten bei der
in Aussicht genommenen West-
HUfe .......................

Bracht, Oberbürgermeister, deffen
Eintritt in den Provinzialland-
tag ........................

Nrauweiler, Anlauf eines Grund¬
stückes für die dortige Arbeits¬
anstalt .....................

— Aufstellung einer Bilanz über
die Betriebe der dortigen Ar-
beitsanstalt nach kaufmänni¬
schen Grundsätzen ..........

— Beschränkung der Tätigkeit der
industriellen und gewerblichen
Betriebe der dortigen Arbeits-
anstalt auf den eigenen Bedarf

— Haushaltsplan der dortigen Ar¬
beitsanstalt .................

— Vornahme von vierteljährlichen
Revisionen der dortigen Ar-
beitsllnstalt durch die Provin-
zialkommission .............

Nühnenvoltsbund, dessen Unter¬
stützung ....................

Bürgschaften für Darlehen an
Anstalten und Einrichtungen
der privaten Wohlfahrtspflege

Seitenzahl

des stenu»
graphischen

Berichts

173

128

128

Bhlerward, Hanshaltsplan
dortigen Provinzialgutes

des

9,76,
202

5,20

128

5,57,160

5,57,160

160

36, 160

138. 139

158

202



??. Rheinischer Provinziallandtag, Alphabetisches Sachregister. XV

Caritasvervand und andere Or¬
ganisationen, Vorlage einer
Aufstellung über die an diese
in den letzten Jahren überwie-
senen Mittel...............

Christliche Bauernpartei, Zweck
der Gründung .............

Christlicher Volksdienst, dessen
Stellung im Provinziallandtag

Darlehen an Anstalten und Ein¬
richtungen der privaten Wohl¬
fahrtspflege, Übernahme der
Bürgschaft hierfür..........

—- landwirtschaftliche, Herabset¬
zung der Zinsen um mindestens
2 bis 3°/«..................

-^und Kredite, Niederschlagung
der den Hochwassergeschädigten
gewährten staatlichen und Ab¬
deckungder von der Landesbank
bewilligten aus Provinzialmit-
teln.......................

Deichbau in Neuwied, Beseitigung
von Mißständen bei demselben

Denkmalpflege, Herausgabe des
Jahrbuches ................

Denkschrift, Ausarbeituug eiuer
solchen durch das Landes-
jugendcnnt über die iu der
Nheinprovinz vorhandene Kin¬
derarbeit ..................

Desdorf, Erhöhung des im Haus¬
haltsplan des dortigen Ritter¬
gutes für Bekleidung und Un¬
terbringung der Waisenknaben
vorgesehenen Betrages und
Entlohnung der Knaben nach
Tarif......................

--Haushaltsplan des dortigen
Rittergutes.................

Seitenzahl

des stenll»
nraphischen

Berichts

6,159

74

61

158

3,61,
8.202

227,228

139

6, 188,
195

36, 202

202

Dienstzeit des Landesobcrbaurats
Heinctamp, Ablauf derselben

— des Landesmedizinalrats Pro¬
fessor Dr. Molineus, Ablauf
derselben ...................

Direktor des Fürsorgeheims Hal-
feshof bei Solingen, Antrag auf
Entlassung desselben ........

Dtssidentische Kinder, deren Be¬
treuung ....................

Domäne, Pruvinzial-, Lcimmers-
dorf, Haushaltsplan ........

DUren, Maßnahmen zur Hebung
der wirtfchaftlichen Notlage in
Stadt uud Kreis ...........

Vvcrle, Abg., dessen Wahl zum
stellvertretenden Vorsitzenden
des Provinzillllandtages .....

Ehrenbreitstein, Pflege der An¬
lage ......................

Eingaben an den Provinzialland¬
tag .......................

Einladung der Stadt Düsseldorf
zum Besuche der städtischen
Theater und Konzerte ......

Elektrizitätswerk, Rheinisch-West¬
fälisches, Einstellung des Klein-
vertiicbs von elektrischen Hcms-
haltungsnpparciten usw. durch
dasselbe ...................

— Rheinisch - Westfälifches, Über¬
nahme neuer Aktien.........

Entlastung von Rechnungen ...

Epileptiker, hilfsbedürftige, Haus¬
haltsplan über die Anstaltsfür¬
sorge derselben .............

Seitenzahl

des steno»
ssrnphischcn

Berichts

219,221

219,221

182, 185

6,183,
186

202

128

4,6

45

106,
128, 190

224

147

187,
188, 193

173
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Ergebnisse der Provinzialverwal-
tung, Bericht des Provinzial-
ausschusses .................

Erholungskuren für kinderreiche
Mütter....................

Vrholungspflege für erwerbstä-
tige Jugendliche, Bereitstellung
von Mitteln zur Förderung der¬
selben ....................

Eröffnung des Provinzialland-
tages .....................

Erwerbslofe, Verwendung der im
Haushaltsplan über die Förde¬
rung von Kunst und Wissen¬
schaft zur Erhaltung von Bau¬
denkmälern vorgesehenen Mittel
für dieselben ...............

Erwerbsloftgtcit, Beseitigungder¬
selben dnrch Behebung des
Baumarktes ...............

— in der Nheinprovinz ........

Erziehungsbeihilfen für kinder¬
reiche Familien ............

Erziehungshei,n,Provinzial-,Fich-
tenhain, Unterbringung von
Trunksüchtigen und leichtkranken
Geisteskrankenin demselben ..

— Provinzial-, Fichtenhain, Ver-
buchung von Ausgaben in dem¬
selben .....................

— Provinzial-, Solingen, Antrag
auf Entlassung des Direktors
des Heims .................

— Provinzial-, Solingen, Vor¬
kommnisse in dieser Anstalt ...

Erziehungsheime, Provinzial-,
Haushaltsplan .............

Seitenzahl

des steno»
nraphischcn

Äerichts

106

189

190

137

<!N, 72, 82,
93, 222

11, 37, 3», 47, 51,
53, 5», U4, «N, 70,

78, 78,123, 184

189

19, 160

193

182, 185

182, 185

181

Fachausschüsse des Provinzial-
landtages, deren Zusammen¬
setzung ....................

— Teilnahme der Abgeordneten
an den Sitzungen derselben mit
beratender Stimme .........

Fehlbeträge aus den Jahren 1925
und 1926, deren Abtragung ..

Feuerversicherungsanstalt, Ände¬
rung der Satzung ..........

— Haushaltsplan für die Verwal¬
tungskosten ................

— Lösung der mit beamteten nnd
im öffentlichenDienste stehen¬
den Personen abgeschlossenen
Verträge ..................

Fichtenhain, Haushaltsplan der
dortigen Provinzial-Heilstätte

— Unterbringung von Trunksüch¬
tigen nnd leichtkranken Geistes¬
kranken in dem dortigen bis¬
herigen Provinzial-Erziehungs-
heim ......................

— Verbuchung von Ausgaben im
dortigen Erziehungsheim ....

Flußregulierungen, Erhöhung des
Fonds für genossenschaftliche
und kommunale ............

— Verwendung der im Haushalts¬
plan über die landwirtschaft¬
lichen Angelegenheiten für
Schulwesen und Versuchssta¬
tionen vorgesehenenAusgaben
für die Finanzierung der Fluß-
regulieruugen zugunsten der
notleidenden Kleinbauern in
den Notstandsgebieten .......

Fraktionen des Provinzialland-
tages, deren Zusammensetzung

Frauen, Einstellung von 1 Mil¬
lion H^F in den Haushaltsplan
für hoffende ...............

Leitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

17, 44

104

104

60, 104

160

19, 160

193

36, 202

36, 202

7

6, 179



77. RheinischerProvinziallandtag, AlphabetischesSachregister. XVII

Friesdorf, Erweiterung der dor¬
tigen Gärtnerschule zu einer
Bollgartenbauschnle ........

Fronleichnamstag und Karfrei¬
tag, Heilighaltung derselben ..

Fürsorgeerziehung Minderjähri¬
ger, Durchführung derselben .

— Haushaltsplan .............

FUrsurgeheim für psychopathische
Mädchen (Fürsorgezöglinge),
Haushaltsplan .............

FUrsurgeheim Halfeshof bei So¬
lingen, Antrag auf Entlassung
des dortigen Direktors ......

Fürsorgezöglinge, Abstandnahme
von der Einziehung der Renten
von entlassenen ............

""-Abnahme der Überweisungen

-- Unterbringung derselben in Fa¬
milienpflege ...............

"^ weibliche, Schaffung einer An¬
stalt für diese ..............

(3
Gärtnerschule in Friesdorf, deren

Erweiterung zu einer Vollgar-
tenbauschule................

Garantieleistungen für den Mittel¬
landkanal, Unterverteilung von
80^. derselben auf Stadt- und
Landkreise .................

Geisteskranke, angebliche Miß¬
stände bei Unterbringung von
solchen ....................

"" hilfsbedürftige, Haushaltsplan
über die Nnstaltsfürsorge der¬
selben .....................

TeNenzxhl

des steno»
graphischen

Berichts

202

9, 62,
151, 215

41,49,62

181

173

182, 185

182

18, 45,
183

9, 62,
181, 195

49

202

149

174

41,173

Geisteskranke, leichtkranke,deren
Unterbringuug im bisherigen
Provinzial - Erziehungsheim
Fichtenhain ................

— Zunahme von solchennnd Schaf¬
fung weiterer Anstaltsplätze..

Gemeinde- und Kreiswege, Aus¬
bau und Übernahme von wei¬
teren durch den Provinzialver-
band ......................

Gemeinde- uud Kreiswegebau,
Erhöhung der für Ubernahme-
straßen und für Unterstützung
desselben vorgesehenen Mittel

— Haushaltsplan über die Unter¬
stützung desselben ...........

Gemiisebauschulen nnd Gemüse¬
baulehranstalt in Straelen,
Übernahme der Nnhcgehalts-
und Hinterbliebenenversorgnng
für die Direktoren..........

Geschäftsordnung für den Pro¬
vinziallandtag, Neufassungder¬
selben .....................

— für den Provinziallandtag,
Handhabung derselben .......

Geschäftsorduungsausschusj, des¬
sen Zusammensetzung .......

Gewerbetreibende, Vewilliguug
von langfristigen Krediten zu
verbilligten Zinssätzen an die¬
selben .....................

Gewerbliche Zwecke, Haushalts¬
plan ......................

Görlinger, Abg., dessen Eintritt in
den Provinzialnusschnß......

Teitenzohl

des steno»
llraphilchen

Berichts

19, 160

17, 45,
59,173

9, 39,
115, 116

?, 38, 87, 11»,
11«, 124, 22,!, 22»

15, 39,
1l5, 117

^02

5, 7, 31

!5>, ,l!4, IW, 172,
1»?, 22U, 2l!2

5, 60, 88

19,143

133
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Grenzgebiete, westliche, Notlage
in denselben ...............

Out, Provinzial-, Vhlerward,
Haushaltsplan .............

Gut Hommelsheim, cmderweite
Verwendung v. rd. 36 000 H^
aus den im Außerordentlichen
Haushalt 1929 für Ankauf des
Gutes bereitgestelltenMitteln .

Haas, Abg., dessen Ausscheiden
aus dem Provinzialausschusse.

Dr. Hagen, Abg., übernimmt den
Nltersvorsitz................

Halfeshof bei Solingen, Antrag
ans Entlassung des Direktors
des dortigen Fürsorgeheims ..

Hauptverwaltung, Haushaltsplan

, Haushaltspla« der Provinzialver-
waltung und Vorbericht hierzn

— Streichung sämtlicher für religi¬
öse Zwecke vorgesehenenMittel

— der Hauptverwaltung .......

— der Hauptverwaltung, .Kürzung
der für Reisekosten vorgesehenen
Beträge um 25^ ..........

— über Ruhegehälter und Hinter¬
bliebenenrenten .............

— über Steuern und Überweisun¬
gen aus Reichs- und Staats¬
mitteln ....................

— der Vermögens- und Schulden¬
verwaltung ................

— der Provinzialstraßenverwal-
tung ......................

Veitenzahl

des stenu>
graphischen

Berichts

2,12,41,
67,208

202

128

235

182,185

107

I, 9, 43,
49,233

215

107

60,107,
202

107

14, 233

44,233

1«, !>g,4N,
5<»,?li,?U,
11», IN!

Haushaltsplan über die Unter¬
stützung zum Bau und Betrieb
von Kleinbahnen ............

— über die Unterstützungdes Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues.

— der FürsorgeerziehungMinder¬
jähriger ...................

— derProvinzial-Erziehungsheime

— des Landesjugendamtes .....

— des Landesjugendamtes, Ein¬
setzung eines Betrages von
100 000 H^ in denselben zur
Einrichtung fahrbarer Schul¬
zahnkliniken................

— des Landesjugendamtes, Erhö¬
hung des in demselben vorge¬
sehenen Betrages zur Bekämp¬
fung von Schmutz u. Schund

— des Landesfürsorgewesens ...

— der Provinzial - Arbeitsanstalt
zu Brauweiler .............

—der Provinzial-Heilstätte zu
Fichtenhain ................

— über die Anstaltsfürsorge für
hilfsbedürftige Geisteskranke,
Idioten, Epileptiker, Taub-
stnmme und Blinde .........

— über die Krüppelfürsorge ....

— der Provinzial-Heil- und Pfle¬
geanstalten ................

— der Provinzial - Kinderanstalt
für feelisch Abnorme ........

— des Provinzial - Fürsorgeheims
für psychopathische Mädchen
(Fürsorgezöglinge) ..........

— der OrthopädischenProvinzial-
Kinderheilanstalt zu Süchteln

Seitenzahl

des steno»
nrnphischen

Berichts

115, 117

15, 39,
115, 117

181

181

188

188

61, 190

128

160

160

41, 49,
59, 173
18, 175

173

173

173

18,175
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Haushaltsplan der Fürsorge für
Kriegsbeschädigte und Krieger¬
hinterbliebene ..............

— der Fürsorge für Kriegsbeschä¬
digte nnd Kricgerhinterbliebene,
Einstellung von 1,25 Mill. H^
in denselben zur Durchführung
von Winterhilfsmaßnahmen für
Kriegsopfer................

"- des Provinzialinstituts für Ar-
beits« und Berufsforfchung ...

^-über das Hebammenwesen ..

-- der Provinzial - Tnnbstummen-
anstalten (Schnlen) .........

^ des Provinzial - Taubstummen¬
heims Eustirchen...........

-- über das Vlindenwefen .....

über landwirtschaftliche Ange¬
legenheiten ................

^-über landwirtfchaftliche Ange¬
legenheiten, Einstellung von
1 Million H^F in dcnfelben zur
Zinsverbilligung kleinbäuer¬
licher Betriebe .............

^-über landwirtschaftliche Ange¬
legenheiten, Erhöhung des für
Meliorationen, Wasserleitungen
und Umlegnngen vorgesehenen
Betrages ..................

^über landwirtschaftliche Ange¬
legenheiten, Erhöhung des für
Zinserleichterungen für Melio¬
rationsdarlehen vorgesehenen
Betrages ..................

""über landwirtschaftliche Ange¬
legenheiten, Streichung der vor¬
gesehenen Ausgaben für Schul¬
den und Verfuchsstationeu
und Verwendnng derselben für
b)e Finanzierung der Meliora¬
tionen nnd Flußrcgulierungen
zugunsten der notleidenden
Kleinbauern in den Notstands¬
gebieten ... ..........

Toitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

17?

177

136

180

128

128

128

19, 68,
133, 202

202

36, 202

36, 202

36, 202

Haushaltsplan über landwirt¬
schaftliche Angelegenheiten,
Streichung der Ausgabeposi¬
tionen IV 1—2, V 1—5, V1 1—4
und VII 1—2 <>—K) und Ver¬
wendung der Beträge zuguusteu
der Zinsverbilligungs- und Ent¬
schuldungsaktion kleinbäuerli¬
cher Betriebe ..............

— des Rittergutes Desdorf ___

— des Rittergutes Desdorf, Er¬
höhung des Betrages für Ve-
kleiduug und Unterbringnng der
Waisenknaben ..............

— des Provinzialgutes Vylerward

— der Provinzialdomäne Lam-
mersdorf ..................

— über die Viehseuchenentschädi¬
gung ......................

— über die Viehseuchenentschädi¬
gung, Erhöhung des für Ent¬
schädigungen vorgesehenen Be¬
trages und Zahlung derselben
an Kleinbauern in voller Höhe
des Schadens ..............

— über die Viehseuchenentschädi¬
gung, Herabsetzung der Ver¬
waltungskosten .............

— der Provinziallehranstalten für
Weinbau, Obstbau uud Land¬
wirtschaft ..................

— der Provinziallehranstalten für
Weinbau, Obstbau und Land¬
wirtschaft und der Landfrauen¬
schulen Olewig und Sobern-
heim, Streichung der vorge¬
sehenen Beträge bzw. Verwen¬
dung dieser Beträge zugunsten
notleidender Kleinwinzer.....

— der Landfrauenschnle Olewig .

— der Landfrauenfchule Sobern-
heim ......................

Veltenzolil

des steno»
graphischen

Berichts

36, 202

202

36, 202

202

202

202

37, 202

202

202

37, 202

37, 202

37, 202
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Haushaltsplan über dieFörderung
von Kunst und Wissenschaft ...

-<- über die Förderung von Kunst
und Nissenschaft, Verteilung
der unter Titel V, 1 vorge¬
sehenen Mittel .............

— über die Förderung von Kunst
und Wissenschaft, Herabsetzung
des unter Titel V, 1 dieses
Haushaltsplans vorgesehenen
Betrages auf 100 000 H^...

— über die Förderung von Kuust
und Wissenschaft, Verwendung
der zur Unterhaltnng von Bau¬
denkmälern vorgesehenen Mit¬
tel für Erwerbslose.........

— der Provinzialnnlseen .......

— der Hochbauabteilung .......

— für gewerbliche Zwecke .......

— „Verschiedenes" ............

— „Verschiedenes", Einsetzung von
Mitteln in denselben zur Be¬
kämpfung der Tuberkulofe ...

— „Verschiedenes", Einstellung
von 1 Million H^L in denselben
für hoffende Frauen........

— „Verfchiedenes", Erhöhung der
für Kinderspeifungen vorge-
fehenen Mittel .............

— Außerordentlicher Haushalt ..

— „Außerordentlicher Haushalt"
für 1929, anderweite Verweu
düng von rd. 36 000 H^L aus
den für Ankauf des Gutes Hom-
melsheim bereitgestellten Mit¬
teln ......................

— „Außerordentlicher Haushalt",
Verwendung der für besondere
Zwecke des Straßenbaues vor¬
gesehenen 4 Millionen H^ .

Teitenznhl

des steno-
Lrnphischen

Berichts

41, 137

62, 137

5,72,137

137

137

19, 59, 72,
128

19, 143

226

143

6,179

226,228

226

128

16, 120,
124, 226

Haushaltsplan für Wohlfahrts¬
pflege, Unübersichtlichkeit des-
felben .....................

— für die Besoldungen nnd ande¬
ren persönlichen Ausgaben der
Provinzialbeamten bei der Lan¬
desversicherungsanstalt „Rhein-
Provinz" ..................

— für die Verwaltungslosteu des
Genofseuschaftsvorstllndes der
Nheinifchen lnndwirtfchnftlichen
Berufsgenossenschaft .........

— für die Verwaltungslosteu der
Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt der Nheinprovinz ....

— für die Verwaltnngskosten der
Landesbcml der Nheinprovinz

— für die Verwaltnngskosten der
Provinzial - Lebensversiche¬
rungsanstalt der Nheinprovinz

Hebammenwesen, Haushaltsplan

Heuer,Ncgierungsrat, dessen Wahl
zum Laudesrat.............

Heil- uud Pflegeanstalt Ander-
nach, Ausbau derselben zur
Schaffung weiterer Anstalts¬
plätze .....................

Heil- und Pflegeanstalten, Haus¬
haltsplan ..................

Heilighaltung des Karfreitages
und Fronleichnamstagcs ....

Heilstätte, Provinzial-, zn Fichten¬
hain, Haushaltsplan ........

— Provinzial-, zu Fichtenhain,
Unterbringung von Trunksüch¬
tigen und leichttranken Geistes¬
kranken in derfelben ........

Hrineta,np,Landesoberbanrat,Ab-
lcmf der Dienstzeit desselben

VeNenzahl

des stenu-
grnvhischen

Berichts

49

136

136

104

104

180

219,221

173

173

9, 62,
151,215

160

19, 160

219,221
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XXI

Hilfsbedürftige Geisteskranke,
Idioten, Epileptiker, Taub¬
stumme und Blinde, Haus¬
haltsplan über die Nnstaltsfür-
sorge derselben .............

Hinterbliebenenrenten und Ruhe¬
gehälter, Haushaltsplan -----

Hinterbliebenen- und Nuhege-
haltsverforgung für die Direk¬
toren der Gemüsebauschulen
und der Gemüsebaulehranstalt
in Straelen ...............

Hochhauabteilung, Haushaltsplan

Hochwaffergefchiidigte, Nieder¬
schlagung der denselben gewähr¬
ten staatlichen Kredite und Dar¬
lehen und Abdeckung der von
der Lnndesbanl bewilligten aus
Provinzialmittcln...........

Hoffende Frauen, Einstellung von
1 Million H^ für dieselben in
den Haushaltsplan .........

Hommelsheim, anderweite Ver¬
wendung von rund 36 000 H^
aus den im Außerordentlichen
Haushalt 1929 für Anlauf des
dortigen Gutes bereitgestellten
Mitteln....................

Idioten, hilfsbedürftige, Haus¬
haltsplan über die Anstaltsfür¬
sorge derselben .............

Institut für Klimaforschung, Pro¬
vinztal-, für Nrbeits- uud Be-
rufsforschung, Haushaltsplan..

Jahrbuch der Denkmalpflege, Her¬
ausgabe desselben ...........

Seitenzahl

des steno>
graphischen

«erichts

41, 49,
59,173

107

202

19, 59,
72, 158

88

6,179

128

173

136

139

Iahrcsrcchnungen, Entlastung
von solchen ................

— deren Prüfung durch die Fach¬
ausschüsse ..................

Dr. Iarres, Abg., dessen Wahl
zum Vorsitzenden des Provin-
ziallandtages ...............

Jugendliche, deren Verwahrlosung

— erwerbstätige, Vereitstellnng
von Mitteln zur Förderung der
Erholungspflege für solche ...

Kadaververwertungsanstalt im
Kreise Wipperfürth, Gewäh¬
rung von Zuschüssen an die¬
selbe ......................

Kaiser, Verwaltungsobersekretär,
u. a., Antrag auf Gewährung
der Bezüge der Besoldungs¬
gruppe 4d ................

Karfreitag und Fronleichnams¬
tag, Heilighaltung derselben ..

Kinderanstalt für seelisch Abnorme,
Haushaltsplan .............

Kinderarbeit, Ausarbeitung einer
Denkschrift durch das Landes¬
jugendamt über die in der
Nheinprovinz vorhandene....

Kinderheilanstalt, orthopädische,
Entlassung der Krüppel aus
derselben ..................

— orthopädische, Haushaltsplan.

Kinderhilfswert der Noten Hilfe,
Unterstützung desselben ......

Teitenzohl

des stenu-
lliaphischen

Veiichts

187, 233

187,
188, 193

3

183

190

5, 202

106

9, 62,
151, 215

173

6, 188,
195

175

18, 175

226,228,
231
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Kinderreiche Familien, Erhöhung
der zur Durchführung von
Hilfsmaßnahmen für dieselben
zur Verfügung gestellten Mit¬
tel auf 500 000 H^< und Ver¬
teilung dieser Mittel unter Hin¬
zuziehung der dissidentischen
Fürsorge und der internatio¬
nalen Arbeiterhilfe .........

— Verwendung der dem Landes-
jugendamt znr Durchführung
von Hilfsmaßnahmen für die¬
selben zur Verfügung gestellten
Mittel ....................

Kinderspeisungen, Erhöhung der
hierfür im Haushaltsplan vor¬
gesehenen Mittel ...........

Kleinbäuerliche Betriebe, Ein¬
stellung von 1 Million H^L in
den Haushaltsplan für land¬
wirtschaftlicheAngelegenheiten
znr Zinsverbilligung für die¬
selben .....................

Kleinbahnen, Haushaltsplan über
die Unterstützung zum Bau und
Netrieb von solchen .........

Kleinbauern, Zahlung der Vieh-
seuchencntschädigung an die¬
selben in voller Höhe des Scha¬
dens ......................

Kleinwinzer, Ginsetzungvon
200 000 ^?^ in den Haushalts¬
plan zur Unterstützungder not¬
leidenden .................

— Verwendung der in den Haus¬
haltsplänen der Weinbaulehr-
anstalten und der Landsrauen-
schulen vorgeseheneu Betrage
zugunsten notleidender ......

Seitenzahl

des stenu>
graphischen

Berichts

180

18. 40, 94,
189, 192

226, 228

202

115, 117

37, 202

202

Kleinwohnungsbau,
desselben .......

Förderung

37,202

5,40,61,
72,87,88

Kommissionen, jährliche Neuwahl
der vom Provinziallandtag und
Provinzinlllnsschußzu wählen¬
den ......................

Korrigcnden, Behandlung der¬
selben .....................

Kraftfahrzeugsteuer, deren Ver¬
teilung ....................

Kraftwagenstrafze Bonn Köln-
Diisseldurf-Industriegebiet,
Vereitstellung von Mitteln aus
der verstärkten Förderung der
wertschaffenden Arbeitslosen¬
fürsorge ...................

— Stand der Entwurfs- und Bau-
arbeiten ...................

Kredite, Bewilligung von langfri¬
stigen zn verbilligten Zinssätzen
an Gewerbetreibende .......

— landwirtschaftliche, Ermächti¬
gung der Landesbank, hinsicht¬
lich der Zinfen auch unter die
Selbstkostenherunterzugehen .

— und Darlehen, staatliche, Nie¬
derschlagung der den Hoch¬
wassergeschädigten gewährten
und Abdeckung der von der
Landesbank bewilligten aus
Provinzialmitteln...........

Kreis- und Gemeindewege, Aus¬
bau und Übernahme von wei¬
teren durch den Provinzialver-
bllnd ......................

Kreis- und Gemeindewegebau,
Erhöhung der für Ubernahme-
straßen nnd für Unterstützung
desselben vorgesehenenMittel .

— Haushaltsplan über die Unter¬
stützungdesselben ...........

Kreis und Stadt DUren, Maß¬
nahmen zur Hebung der dor¬
tigen wirtschaftlichenNotlage.

Seitenzahl

des steno»
«illphischen

Veiichts

221

36,137
160

1, 15, .1«, 30,
44, 4», 53, ?«

17,116

17, 115,
116

5, 60, 88

215

88

9,39,
115, 116

?, !!», 87, 1l5,
11«, 121, 22«, 22»

15, 39,
115, 117

128
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XXIII

Kriegerfriedhof, deutscher, bei
Maison blanche, Übernahme der
Patenschaft über denselben
durch den Provinzialverband.

^> deutscher, bei Maison blanche,
Verwendung der für die Über¬
nahme der Patenschaft über
denfelben vorgesehenen Mittel
für die Speifung und Unter¬
stützung der Kinder von Kriegs¬
beschädigten n. Hinterbliebenen

Kriegergräber, deren Pflege ...

Kriegsbeschädigte u. Kriegshiu-
terblieuene, deren Versorgung

— Einstellung von 1,25 Mill. H^<
in den Haushaltsplan über
die Fürsorge für diefelben zur
Durchführung von Winterhilfs¬
maßnahmen für Kriegsopfer .

^-Haushaltsplan über die Für¬
sorge für dieselben..........

Kriegslasten, deren Einwirkung.

KrUppelfürsorge, Haushaltsplan

Kündiglmgsklausel, Löschung der¬
selben bei den Beamten der
unteren Gruppen ..........

Künstler, deren Unterstützung ...

Kunst- und Wissenschaft, Haus¬
haltsplan über deren Förderung

^ Herabsetzung des unter Tit. V 1
des Haushaltsplans über deren
Förderung vorgesehenen Be¬
trages auf 100 000 H^.....

"^ Verteilung der unter Tit. V 1
des Haushaltsplans über bereu
Forderung vorgefehenen Mittel

^ Verwendnng der im Haushalts¬
plan zur Unterhaltung von
Baudenkmälern vorgefehenen
Mittel für Erwerbslose......

VeUenzahl

des steno»
„raphischen

Berichts

175

0, 175

17«

175

177

17?

37,46,63,222

18, 175

106

138

41, 137

5,72,
137

62, 137

137

Ländliche Anfiedlung, Förderung
derfelben .................

Ländliche Wasserversorgung,
Stand derfelben und weitere
Förderung von Anlagen ....

Lammersdorf, Haushaltsplan der
dortigen Provinzialdomäne ..

Landarlieiterwohnuugen, Bereit¬
stellung von Mitteln znm Bau
von folchen ................

Landesausfchus; der Rheinischen
Iugcndverbiinde, Antrag auf
Bereitstellung von Mitteln zur
Förderung der Erholungspflege
für erwerbstätige Jugendliche

Landesbank, Änderung der Sat¬
zung ......................

— Haushaltsplan für die Verwal-
tungslosten ................

Landesfiirsorgewcsen, Haushalts¬
plan ......................

Landeshauptmann, dessen Anwe¬
senheit während der Verhand¬
lungen des Provinziallandtages

Landeshaus, Erweiterung des¬
selben .....................

Landesjugendamt, Änderung der
Satzung ..................

— Einsetzung von 100 000 H^< in
den Haushaltsplan für dasselbe
zurEinrichtung fahrbarer Schul¬
zahnkliniken ................

— Erhöhung des im Haushaltsplan
für dasfelbe eingesetzten Betra¬
ges zur Bekämpfung von
Schmutz und Schund .......

— Haushaltsplan .............

— Neuwahl von Mitgliedern ...

Tettenzalil

des stcnu»
Niaphischen

Berichts

36, 40,
202

19, 40,
60, 202

202

88

190

88

128

78

45

190

188

9, 61, 190

188

5, 82,
220, 234
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Landcsjugendnmt, stimmberech¬
tigte Vertretung der National¬
sozialistischen Deutschen Arbei¬
terpartei in demselben.......

— Verwendung der demselben zur
Durchführung von Hilfsmaß¬
nahmen für kinderreiche Fa¬
milien zur Verfügung gestellten
Mittel ....................

— Wahl der zn wählenden Lehr¬
personen durch den Provinzial-
ausschuß ...................

Landesmedizinalrat Prof. Dr
Molineus, Ablauf der Dienst¬
zeit desselben ..............

Landesuberbaurat Heinekamp,
Ablauf der Dienstzeit desselben

Landesplanung, Aufgabe der
Selbstverwaltung ...........

Landesratsstelle, Wiederbesetzung
der durch den Tod des Lcmdes-
rats Dr. Vossen erledigten ...

Landesversicherungsanstalt,
Haushaltsplan für die Besol¬
dungen und anderen perfün-
lichen Ausgaben für die bei die¬
ser Anstalt beschäftigten Pro-
vinzialbeamten .............

Landesverwaltungsrat Dr. Trip-
Pen, defsen Wahl zum Landes-
rat .......................

Landfrauenschulc Olewig, Haus¬
haltsplan ..................

Landfrauenschulc Eouernheim,
Haushaltsplan..............

Landfrauenschulcn Olewig u, 2o-
bernheim, Streichung der in
den Haushaltsplänen vorgese¬
henen Beträge bzw. Verwen¬
dung dieser Beträge zugunsten
notleidender Kleinwinzer___

Teitenzahl

des flenn»
Niaphischen

Berichts

5, 190

1«, 4N, »4,
1»»> 182

221

219, 221

219, 221

43, 227

», «N, 21«, 217,
220, 221

136

220,221

37, 202

37, 202

37, 202

Landgemeinde Mheinhausen, An¬
trag auf Verleihuug der Städte¬
ordnung ...................

Landhilfsbedürftige Personen,
Herabsetzung der hohen Auf¬
wendungen für dieselben ....

Landwirtschaft, deren Notlage .

Landwirtschaftliche Angelegen¬
heiten, Einstellung von 1 Mil¬
lion H^L in den Haushaltsplan
zur Zinsverbilligung kleinbäu¬
erlicher Betriebe ...........

— Erhöhung des im Haushalts¬
plan für Meliorationen, Wasser¬
leitungen, Umlegungen vorge¬
sehenen Betrages...........

—> Erhöhung des im Haushalts¬
plan für Zinserleichterungeu
für Mcliorationsdarlehen vor¬
gesehenen Betrages .........

Haushaltsplan

— Streichung der Ausgabeposi¬
tionen IV 1-2, V1-5, V1 1-4
nnd VII 1-2 i>-K) im Hllus-
haltsplnu uud Verwendung der
Beträge zugunsteu der Zins-
verbilligungs- und Entschul¬
dungsaktion kleinbäuerlicher
Betriebe ..................

— Streichung der in dem Haus¬
haltsplan für Schulwesen und
Versuchsstationen vorgesehenen
Ausgaben und Verwendung
derselben für die Finanzierung
der Meliorationen und Flußre¬
gulierungen zugunsten der not¬
leidenden Kleinbauer» in den
Notstandsgebieten ..........

Landwirtschaftliche Nerufsge«
nossenschaft, Haushaltsplan für
die Verwaltungskosten des Ge¬
nossenschaftsvorstandes .......

Seitenzahl

des stenu»
graphischen

Verichts

146

49, 128

2, 5, 11, «7, 4S, 47,
üll, 57, «I, «8, N«,

71, 74, 83, 2N2

202

36, 202

36, 202

19, 68,
133, 202

36, 202

36, 202

136
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Landwirtschaftliche Darlehen,
Herabsetzung der Zinsen hierfür
um mindestens 2-3^. .......

Landwirtschaftliche Kredite, Er¬
mächtigung derLandesbank,hin»
sichtlich der Zinsen auch unter
die Selbstkosten herunterzu¬
gehen .....................

Landwirtschaftliche Umschul-
dungsattion, deren Durchfüh¬
rung in der Nheinprovinz ...

Landwirtschaftstammer, rhei¬
nische, Stellung des Präsidenten
derselben ..................

Landwirtschaftskammern, Ände¬
rung des Wahlrechts zn den¬
selben .....................

Langfristige Kredite, Bewilligung
von solchen zu verbilligtenZins¬
sätzen an Gewerbetreibende ..

Lebensverficherungsanstalt,
Haushaltsplan für die Verwal-
tungskosteu ................

Lehranstalten fUr Weinbau, Obst¬
bau und Landwirtschaft, Haus¬
haltsplan ..................

— Streichnng der in dem Haus¬
haltsplan vorgesehenen Be¬
träge bzw. Verwendung dieser
Beträge zugunstennotleidender
Kleinwinzer ................

Dr. Lembte, Abg., Glückwunschzu
seinem 70. Geburtstage .....

Lichtbildwesen, dessen Förderung

Lieferaufträge, Einhaltung der
tariflichfestgelegtenLohn- usw.
Bedingungen bei Erteilung von
Aufträge» .................

Toltenzahl

des steno»
grapyischen

Berichts

8, 61, 88, 202

215

36, 202

48, 66, 69,
72, 77, 213

82, 202

5, 60, 88

104

202

37, 202

201

36, 62, 190

115, 118

Maison blanche, Übernahme der
Patenschaft für den dortigen
deutschen Kriegerfriedhof durch
den Provinzialverband .......

— Verwendung der für die Über¬
nahme der Patenschaft für den
dortigen Kriegerfriedhof vor¬
gesehenenMittel für die Spei¬
sung und Unterstützung der
Kinder von Kriegsbeschädigten
und Hinterbliebenen.........

Materiallieferungen, Erteilung
von Aufträgen nur an solche
Firmen, die die tariflich fest¬
gelegten Lohn- und Arbeits¬
zeitbedingungen einhalten -----

Mayener nnd Obcrbergisches Ge¬
biet, Bereitstellung von 1 Mil¬
lion H^ zur Linderung der
Notlage der dortigen Stein¬
arbeiter ...................

— Verwendung von Steinmate¬
rial aus der dortigen Stein¬
industrie zur Hebung der Not¬
lage der Gebiete ............

Meliorationen, Erhöhung des
hierfür im Haushaltsplan über
die landwirtschaftlichen Ange¬
legenheiten vorgesehenen Be¬
trages ....................

— Verwendung der im Haushalts¬
plan über die landwirtschaft¬
lichen Angelegenheiten für
Schulwesenund Versuchsstatio¬
nen vorgesehenen Ausgaben
für die Finanzierung der Me¬
liorationen zugunsten der not¬
leidenden Kleinbauern in den
Notstandsgebieten ..........

Meliorationsdarlehen, Erhöhung
des für Zinserleichterung für
dieselben vorgesehenen Be¬
trages .....................

Telienzahl

des Nenu<
NrnpWche»

Berichts

175

6, 175

115, 118

35, 115,118

40, 66, 115,
117

36, 202

37,202

36, 202
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Mitglieder des Landesjugend¬
amtes, Neuwahl ...........

Mitglieder des Provinzialland-
tages, Feststellung der bei der
Tagung anwesenden ........

— am Erscheinen verhinderte ___

— ausgeschiedene .............

— neu eingetretene ............

— Ausstellung einer Nusweislarte
für dieselben ...............

Mittellandkanal, Untervertei¬
lung von 80^ der Garantie¬
leistungen auf Stadt- und
Landkreise .................

Dr. Molineus, Landesmedizinal-
rat, Prof., Ablauf der Dienst¬
zeit desselben ...............

Museen, Provinzial-, Änderung
des Reglements über die Lei¬
tung und Verwaltung derselben

— Provinzial-, Haushaltsplan ..

Musikalische Erziehung der In¬
sassen der Blindenanstalten...

Neubau derProvinzial-Taubstum-
menanstalt Aachen ..........

Neuwahl der Ausschüsseund Kom¬
missionen durch den Provinzial¬
landtag und Provinzialaus-
schuß, Vornahme der Wahl in
jedem Jahr ................

— des stellvertretenden Vorsitzen¬
den des Provinzialausschusses

— von Mitgliedern des Landes¬
jugendamtes ...............

Seitenzahl

des stenu-
Nillphlschcn

Berichts

5,82,
220, 234

3

5

5

5,20

222

149

219,221

137

137

128

41, 128

221

133, 221,234

5,82,
220, 234

Neuwahl der Provinzialkommis-
sionen .....................

Neuwied, Beseitigung von Miß¬
ständen beim dortigen Deich¬
bau .......................

Notlage der Arbeiterschaft der
rheinischen Vimsindustrie ....

— der Landwirtschaft ..........

— der Steinarbeiter im Oberber¬
gischen und Mayener Gebiet,
Vereitstellung von 1 Million
H^F zur Linderung derselben

— der Steinindustrie im Ober¬
bergischen, Bekämpfung der¬
selben durch entsprechendeLei¬
tung der Autostraße Köln-Sie-
gen zur Hebung des Fremden¬
verkehrs ...................

— der Steinindustrie in der Maye¬
ner Gegend und im Oberbergi¬
schen, Verwendung von Stein-
material aus der rheinischen
Steinindustrie zur Hebung der¬
selben .....................

— im Aachener Bezirk .........

— in den westlichen Grenzgebieten

— wirtschaftliche, in Stadt und
Kreis Düren, Maßnahmen zur
Hebung derselben ...........

Nutleidende Kleinwinzer, Ein¬
setzung von 200 000 H^< in den
Haushaltsplan zur Unterstüt¬
zung derselben ..............

— Verwendung der in den Haus¬
haltsplänen der Provinzial-
Wetnbaulehranstalten und der
Landfrauenschulen vorgesehe¬
nen Beträge zugunsten der¬
selben .....................

Seitenzahl

des stenu»
8i»phischen

Veiichts

5, 133, 188,
221, 235

227,228

115, 118,
122, 123

2, 5, 11, 37, 45, 47,
5«, »7, «1, 6N, «»,

71, 74, 8», 202

35, 115, 118

115,118

40, 66,
115, 117

41, 149, 208

2,12,41,
67,208

128

202

37, 202
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Dberuergisches Gebiet, Bekämp¬
fung der Notlage der dortigen
Steinindustrie durch entspre¬
chende Leitung der Autostraße
Köln-Siegen zur Hebung des
Fremdenverkehrs............

dberuergisches und Mayener Ge¬
biet, Bereitstellung von 1 Mil¬
lion H^ zur Linderung der
Notlage der dortigen Stein¬
arbeiter ...................

^- Verwendung von Steinmate¬
rial aus der rheinischenStein¬
industrie zur Hebung der Not¬
lage der dortigen Steinindustrie

Llewig, Haushaltsplan der dor¬
tigen Landfrauenschule ......

— Streichnng der in dem Hans-
haltsplan der dortigen Land¬
frauenschule vorgesehenen Be¬
träge bzw. Verwendung der¬
selben zugunsten notleidender
Kleinwinzer ...............

Orthopädische Kinderheilanstalt,
Entlassung der Krüppel aus
derselben ...................

-^ Haushaltsplan .............

DrtsllasfenetnteUung, Beseiti¬
gung der ungerechten Gehalts¬
unterschiededer Beamten durch
die jetzige ..................

p
Patenschaft für den deutschen

Kriegerfriedhof bei Maison
blanche, Übernahme derselben
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77. Rheinischer Provinziallandtag, 1. Sitzung am 7. April 1930.

Erste Sitzung
im Etiindehausezu Düsseldorf, Montag, den 7. April 1930.

Die Mitglieder des auf heute einberufenen 77. Rhei¬
nischen Prouinziallandtaa.es versammeln sich nach
vorangegangenem Gottesdienste gegen 12 Uhr im
Sihungssaale des Stäudehauses.

Der Staatskummissar, Oberpräsident Dr. Fuchs,
eröffnet um 12 Uhr 10 Minuten den Provinziallandtag
mit folgender Ansprache:

Meine Damen und Herren! Kernpunkt der 77. Ta¬
gung des RheinischenProvinziallaudtages ist die Fest¬
stellungdes Haushalts der Provinz für das Rechnungs¬
jahr 193U. Der Haushaltsplan unterscheidet sich von
den bisherigen Hanshaltsplänen wesentlich durch die
«rohen Abstriche, die allenthalben vorgenommenworden
sind. So spiegelt sich auch hier untrüglich die Not
°er Zeit.

Die wachsende Belastung aus den von der Provinz
aufgenommenen Anleihen, welche die Vorkriegsschuld
bald um das Doppelte übersteige» werden, ferucr die
Stuckungenauf dem Markte der kommunalen Anleihen
lassen es kaum noch zu, die Beschaffung von Mitteln
auf dem Anleihewege fortzusetzen.

Auf der anderen Seite glaubte der Provinzialaus-
schuh im Hinblick auf die Finanzlage der Gemeinden
und Kreise eine Erhöhung der Provinzialumlage uicht
vertreten zu tonnen.

So bleibt nur der Weg, die nicht zwangsläufige»
Ausgaben auf das unumgängliche Maß herabzusetzen.

Eine derartige Ausgabenbeschräntung wird all¬
gemein das Kennzeichen der kommendenHaushalts¬
pläne sein. Unter dem Zwang der Verhältnisse wird
"nn sich in sämtliche» öffentlichen Körperschaften au
e>»e Anpassung der Ausgaben an die laufenden Ein¬
nahmen, die laum mehr steigerungsfähig find, und
damit an eine wesentliche Einschränkung der Leistuugeu
gewöhnen müssen.

Aus den im Vergleich zu anderen Provinzen ver¬
hältnismäßig niedrig erscheinendenHuudertsätzen der
Provinzialumlage dürfen keine falschen Schlüsse ge¬
igen werden hinsichtlich der finanziellen Lage und der
Leistungsfähigkeit der Rheinprovinz. Die bisherigen
«ätze der Provinzialumlage tounten nur dadurch em-
Uehalten werden, daß sehr hohe Anleihen aufgenommen
wurden sind.

Von den Schulden und Ausgaben der Provinz ent¬
fallen .demnächst 50 Millionen auf den Straßenbau- In

,dem vorliegenden Haushaltsplan werden wieder für
Straßenbau und Strnße»u»terhaltung 34 Millionen,
darunter 5 Millionen im außerordentlichen Haushalt,
beansprucht.

Mau ist sich leider außerhalb der Rheinprovinz bei
der Betrachtung unserer bisherigen glänzenden
Leistungen im Straßenbau uicht hinreichend klar über
die furchtbaren Straßenzustände, die in der Rhein¬
provinz entstandenwaren durch die Nähe zum westlichen
Kriegsschauplatz,durch den Rückzug des Heeres, durch
die Besatzuug (Sehr richtig! rechts) und insbesondere
durch deu Ruhrkampf, der den gesamten Verkehr
1^ Jahre lang von der Eisenbahn auf die Landstraße
gebracht hat. Man berücksichtigt nicht, daß diese Schäden
nicht aus laufenden Mitteln beseitigt werden tonnten,
sondern im wesentlichen mir durch Anleihen unter
Uebernahme von Millionen dauernder Zinslasten.

Auch iu Zukunft wird der in der Rheinprovinz be¬
sonders starke und dichte Verkehr gewaltige Summen
für Um- und Neubauten sowie für die Straßenunter-
hllltung in Anspruch nehmen. Ein Ausfall an Zu¬
weisungen aus der Kraftfahrzeugsteuer würde daher in
kürzesterZeit Straßenverhältnisse znr Folge haben, die
mit Rücksicht auf die Sicherheit des Verkehrs nicht ver¬
antwortet werden können. (Zustimmung.)

Weu» die Rheinprovinz auf den ihr bisher ge¬
währten Voraus aus der Kraftfahrzeugsteuer ver¬
zichten soll — der übrigens kein wirklicher Voraus
im Sinne einer Sonderzuweuduug war, sondern ledig¬
lich der notwendige Ausgleich eines für die Rhein¬
provinz durchaus ungerechten Verteilungsschlüssels—,
so muß auch ich mit der Provinzialverwaltung be¬
antragen, daß ein neuer Verteilungsschlüsselgefunden
Wird, der die Dichtigkeit des Verkehrs, das heißt die
Menge der die Straße beanspruchenden Fahrzeuge
hinreichend berücksichtigt.(Lebhafte Zustimmuug.)

Völlig unberechtigterweiseund zu unserem Nachteil
greift die Auffassung immer mehr um sich, die Rhein¬
provinz sei wieder eine wohlhabende Provinz.
An manchen Stellen scheint man nur allzu rasch zu
vergesse»,daß wir eine Grenzprovinz sind mit allen
ihren Nachteilen und Widerwärtigkeiten. Man scheint
schon setzt zu vergessen, was wir in der Nachkriegszeit
an Soudcrlasteu getragen haben. Wir verkennen sicher
nicht die Not anderer Grenzgebiete. Dort prägt sich
die schlechte Lage weithin sichtbar ans durch die nach-
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weisbare Verschuldung und die Zahl der Zwangs¬
verkäufe. Wer sich aber von der Nut ini Westen über¬
zeugen will, braucht nur einmal in die verzweifelte
Miene eines Moselwinzers oder in das abgehärmte
Gesicht einer Eifelcr Bauersfrau zu schauen. (Zu¬
stimmung.) Er braucht nur einmal eine Fahrt in
das Wurm- und Inderevier bei Aachen zu machen,
wo sich eine ständig zurückgehendeWirtschaft und eine
fleißige Arbeiterbcvölterung mit letzter Kraft gegen
(Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten: Die Aus¬
beuter!) den Untergang stemmen. Welche Not ist in
dem Heer der 300 00!) bis 400 000 Arbeitsuchenden der
Rheinprovinz verkörpert! Die Nage in den Grenz¬
gebieten des Westens schreit allmählich zum Himmel!
(Zustimmung rechts und im Zentrum, Zuvnf des Ab¬
geordneten Dunder: Der Himmel hilft ja doch mcht!
Zuruf des Abgeordneten Nohl: Der hilft nur den
Pfarrern!) Sie ruft nach dem sofortigen Beginn groß¬
zügiger Hilfsmaßnahmen.

Dankbarst erkennen wir es an, daß in, Reichshaus-
halt für 1930 20 Millionen für das sogenannte West-
Programm eingesetzt sind. (Zuruf des Abgeordueten
Haate: Was ist denn das?) Diese 20 Millionen werden
aber nur dann ihren Zweck erfüllen, wenn sie als
ständig wiederkehrender Posten für eine Reihe von
Jahren im Haushalt gesetzlich festgelegt sind.

Auch dürfen sie unter keinen Umständen als
Einzel Hilfen zersplittert werden. Es tonnen viel¬
mehr nur planmäßige Maßnahmen allgemeiner wirt¬
schaftlicherArt in Frage kommen, welchedie gesamte
Wirtschaft heben uud die zusammenbrechendeBevölke¬
rung wieder auf eigene Füße zu stellen geeignet sind.
(Sehr richtig! rechts.) Wer also glaubeu wollte, daß
es bei der allgemeinen Notlage noch Möglichkeiten
gäbe, ans den Mitteln des Westprugramms diesen oder
jenen besonderen Liebliugswunsch erfüllt zu sehen,
müßte mit Sicherheit eine Enttänschnng erleben. (Zu¬
ruf des Abgeordueten Nohl: Pruduttiunsgewinne ab¬
baue«!)

Wenn wir angesichts der großen Nut die Hilfe von
Reich und Staat erwarten, dann bleiben wir uns doch
auch stets bewußt, daß wir in erster Linie Selbsthilfe
zu üben haben. Hier läßt sich noch manches bessern
und sicher auch viel erreiche«.

Wenu wir zum Beispiel wissen, daß die rheinische
Steinindustrie seit Iahreu in einem unerträglichen
Maße Not leidet, und machen trotzdem nicht unsere
Bestellungen, soweit es irgend möglich ist, bei ihr, dann
ist das ein tiefbedanerlicherMangel an Gemeinsiuu,zum
mindesten eine unverzeihliche Oberflächlichkeit. (Sehr
richtig!) Wenn wir glauben, für uns könne das Brot
nicht weiß genug sein und es müsse unbedingt aus
amerikanischemWeizen hergestellt werden (Hört, hört!
bei den Kommunisten), dann,versündign wir uns gegen
die Volksgemeinschaft. (Lebhafte Zustimmung.) Was
taun es übrigens Schmackhafteres und Nahrhafteres

geben als ein gut gebackenes Brüt aus heimischem
Ruggeu? (Zuruf des Abgeurdueten Dunder: Wenn
man es bezahlen kann!) Wer nuch ein paar Gruschen
hat, nm sich einen Schoppen Wein zn taufen, gebe das
Geld dem darbenden rheinischenWinzer und nicht >dem
Ausland.

Auch ich weiß, daß wir mit der Weltwirtschaft ver¬
flochten sind uud daß wir an unseren Grenze» keine
chinesische Mauer errichten tonnen. Aber ein so ver¬
armtes Volt wie das deutsche muß duch in erster Linie
an die unmittelbare Aufrechterhaltung seiner eigenen
Wirtschaft denten. (Zuruf des Abgcurdueteu Selb-
mann: Haben Sie den Geschäftsbericht vun Krupp
gelesen?) Es taun uicht zuguusteu entbehrlicher
Auslandseinfnhr einheimische Wirtschaftszweige,die a»
sich gesund sind, verkümmern lassen. (Zuruf aus der
Wirtschaftspartei: Warum schließt man denn diese
Handelsverträge ab?)

Wir freuen uns, daß bald der letzte Vesatzuugs-
soldnt deutschen Boden verläßt. Damit nimmt die
harte uud demütigeude Souderbelastung, die wir hier
im Westeu durch fast zwölf Jahre hindurch für das
ganze Vaterland getragen haben, ein Ende. (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten: Möge doch die Schupo
auch gehen!) Ein großer Schritt auf demWegezur Liqui¬
dierung des Weltkrieges ist damit getan. (Zustimmung.)
Aber die Liquidierung ist leider noch lange nicht be¬
endet. Die gewaltigen finanziellen Lasten, die uns für
Generationen auferlegt sind, werden nns nach der Be¬
freiung vun dem Iuch der Besatzung nuch stärker zum
Bewußtsei» tummen. (Zuruf des Abgeordueten Haate:
Auf die Befreiung tonnen wir lange warten!) Nur
unter Anspannung aller Kräfte und mit vielen Ent¬
sagungen (Zuruf des Abgcurdueteu Riegel: Durch
Ausbeutung der Arbeiter!) werden wir die über-
nummenen ungeheuren Verpflichtungen zu erfüllen
vermögen. Nur in einigem Wollen und in gemein¬
schaftlicher Arbeit werden wir Deutschland wieder
groß und start machen tonnen. Zu Mißmut und
Verzweiflung wird aber auch angesichts der jetzigen
schwierigenLage tein Anlaß sein, wenn wir den Weg
zur Einigung finden.

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, auch bei
der Arbeit, die Sie in diesem Hause für einen nicht
unwesentlichen Teil des Vaterlandes zn leisten haben,
der erhabenen Worte ciugedeut zu sein, die uuser all¬
verehrter Herr Reichspräsident vor einigen Wochena»
uns gelichtet hat. Nicht nur au die Maueru heften,
sondern in unserem Herzen tief eingraben wollen wir
seine Mahnung:

„Wir müssen wieder eins werden in dem Gedanten:
Deutschland über alles! (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Ausbeuter aller Läuder, vereinigt euch!)

Hiermit erkläre ich den 77. Rheinischen Provinzial-
landtag für eröffnet. (Lebhafter Beifall, Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Das ist aber sehr schwach!)
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Meine Damen und Herren! Nach s 32 der Pro-
"i»zialord»u„g und ß 1 der Geschäftsordnung für den
Provinziallandtag hat das au Jahren älteste Mitglied
des Proviuziallaudtages den Altersvorsitz zu über¬
nehmen. Es wird mir mitgeteilt, daß Herr Ab-
lleurdueter Geheimer Kummerzieurat Dr. Hagen das
"lteste anwesendeMitglied ist. Er ist am 15. Mai 1655
Neboreu. Es meldet sich kein älteres Mitglied. Ich
dnrf deshalb den Herrn Abgeordneten !>. Hagen
bitten, den Vorsitz zu übernehmen.

Altersvursitzeuder Dr. Hagen: Meine Damen
und Herren! Ich habe zunächst die beiden jüngsten
Mitglieder des Landtages zu Schriftführern bzw.
Stimmzählern zn ernenucu. Ich bitte deshalb tne
nur als die jüngste» bezeichnetenMitglieder Fräulein
Keller uud Frau Esser, sich hierher zu bemühen.
(Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Ach,
wie uctt!) — Die beiden Damen nehmen zu beide»
2eiteu des Altersvorsitzcnden Platz. —

Nachdem dies geschehen, bitte ich nunmehr tne
Schriftführerin, gemäß 8 2 der Geschäftsordnung für
den Provinziallandtag de» Namensaufruf durch Aus¬
zählung des Provinziallandtngrs vorzunehmen, um die
Zntt der vorhandene» Mitglieder zur Feststellung der
Beschlußfähigkeitzu ermitteln. Der Landtag sst be¬
schlußfähig, wenn von 163 Mitgliedern 82 anwesend
sind.

Schriftführerin Fran Esser vollzieht den Namens¬
aufruf.

Altcrsvorsitzeudcr l>. Hagen: Meine Damen
«nd Herren! Von den ls.3 Mitgliedern des Pro-
binziallandtnges sind 114 anwesend, während 19 fehlen.

Wir tonnen nuumehr zu der Wahl des Vorfreuden
"bcrgehen, wobei ich bemerke, daß eine Wahl durch
Znruf zulässig ist, wenn ihr nicht widersprochenW,ro.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen uud
Herren! Ich schlage vor, zum Vorsitzenden des
Rheinischen Pruvinziallandtages den Herrn Abgeord¬
neten Dr. Iarres durch Zuruf zu wähle». (Vravo!)
^ Abgeordneter H aale: Meiuc Damen nnd Herren!
Wir Nationalsozialisten haben seinerzeit Wer nu Pro-
bu'zinllaudtag eiueu Autrag ciugrbracht, wouach der
Vroviuziallaudtag beschließensollte, die Provmzml-
tm'nnissiouen dahin zn erweitern, daß von icderuraktin» i„!„»>«5^..- ..,,. m^^Nod ibnen angelioren
inrattio» inindestens ein Mitglied W»en angehören
"nu. Es bestand anch zuerst im Aeltesteuausschuß

^"lluug, diesen, berechtigte,, Vorschlage uachzugebeu.
Trotzdem hat u,au diesen Autrag n„ Geschafts-
"dnungsausschuß einfach nnter den Tisch fallen lassen.

Meine Damen nnd Herren! Sie haben soeben ge-
h"t, wie der Oberpräsident der Nheinprovmz n, en,er
^°rlesu»g erklärt hat, daß wir uns M °en,emsamer
Arbeit zusammenfindensollen (Zuruf des Abgeordueten
V°Uig: Mt Ihueu?), um Deutschlaud weder groß
""° stnrk zu macheu. Sie sollte,, doch als staats-

erhalteudc Parteieu das allergrößte Interesse daran
haben, die Opposition der Parlamente für eine sachliche
Arbeit zu interessieren. (Znruf des Abgeordneten
Steinbüchcl: Das ist aber doch nicht möglich! Unruhe
links. Abgeordneter v?. Leh: Sehr gut!) Sie habe,,
doch gesehen, daß z. B. der nationalsozialistischeStaats¬
minister vi. Frick in Thüringen sehr Wohl in der
Lage ist, praktische Arbeit zu leiste,, (Lachen links.
Abgeordneter Dr. Leh: Sehr richtig!), auch weuu wir
dieses System au uud für sich ablehne,,. Sie werden
aber zugeben müssen, daß Sie durch diese Methode,,,
die Sie in, Rheinischen Provinziallandtng zur An¬
wendung zu bringen versuchen, uus Nationalsozia¬
listen zur Obstruttiou gegeuübcr Ihrer Arbeit hier
im Hause zwingen. Wir Nationalsozialisten haben die
Aufgabe, auch hier in diesem Hanse für den Schutz
der Minderheiten gegen die Vcrgewaltiguugsmethode
der hier vorhandenen Mehrheit einzutreten. Wir
Nationalsozialisten lehnen daher die Wahl durch Zuruf
ab, beantragen Zcttclwahl uud schlage» an Stelle des
von uus auch schou ans der letzten Tagung abgelehnten
Herrn Dr. Iarres de» Nationalsozialisten Terboven
vor. (Beifall bei den Nationalsozialisten.)

Abgeordneter Nohl: Der Sprecher der Natioual-
faschisten hat durch die Vettelattio», die er hier uuter-
nommen hat, zum Ausdruck gebracht,daß er gruudsätz-
lich absolut uicht gegc» den Vertreter der Geldgeber
der Schwerindustrie ist. (Zuruf des Abgeordueten
Dr. Ley: Mach doch keinen Schmus!) Sie wissen sehr
genau, wie weit Sie iu Ihrer sog. Obstruttiousurgani-
satiou gehe» köuue», weil foust diese Leute die Haut»
auf das Portemonnaie halten. (Zuruf des Abgeord¬
neten vr. Ley: Lachhaft!)

Die kommunistische Fraktion steht natürlich auch auf
dem Staudpuukt, daß die Wahl vou Iarres abgelehnt
werde,, muß. Sie verbiudet ihren Protest gegen die
Wahl von Iarres als den, Vertrauensmann der rhei¬
nischen Trustbourgeoisie, der rheiuischc» Krautjunker
uud des Klerus uud den, Versacknngsminister von
1923 zum Präsidenten des Provmziallandtages mit de»,
Protest gegen dieses Parlament. (Znruf des Ab¬
geordneten l)r. Ley: Lassen Sie doch eine Gramnw-
phüüplatte laufe,,!) Dem, dieses Parlament ist keine
Vertretung der werttätige» Bevölkerung der Nhein-
provinz. (Sehr richtig! bei den Kummuuisten.) Die
Parteien von den Dentschnationalcn bis zur SPD.
habe» die Politik im Parlament ausschließlichdazu
benutzt, um gegen die Interessen der werttätigen
Arbeiter und Bauern zu arbeite,,. Wir Kummuuisten
haben diese Politik außerhalb des Parlaments auf das
schärfste bekämpftund bekämpfe» sie auch iuuerhalb des
Parlaments auf das schärfste. Wir werden uns auch
nicht daran hindern lassen durch Äie Proklamier»»«. >der
Polizcinnfsicht über dieses Parlament, die heute da¬
durch zu,» Ausdruck kommt, daß ma» einige Ueberfall-
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tommandos in diesen Saal gelegt hat, die von dem
Sozialdemotraten Ziegesar in Düsseldorf befehligt
werden. Damit ist dieses Parlament als „Vertretung
des Voltes" genügend gekennzeichnet.

Wir bringen unseren Protest zum Ausdruck, indem
wir der Wahl von Iarres durch Zuruf widersprechen.
Wir beschränkenuns bei dieser Demonstration speziell
auf die Wahl des Präsidenten und überlassen es der
Tüchtigkeit der sozialdemukratischenund deutschnatio-
ualen Fraktionsschieber, ihre Vertreter so zusammen¬
zuschieben, wie sie es im Interesse ihrer Schieberpolitit
für notwendig halten. (Beifall bei den Kommunisten.)

Altersvorsitzender vi. Hagen: Sie haben gehört,
daß von zwei Seiten der Wahl des ersten Vorsitzenden
durch Zuruf widersprochen worden ist. Wir kommen
deshalb zur Stimmzettelwahl.

Die Auszählung der Stimmzettel braucht nach der
Geschäftsordnung nicht durch das provisorische Büro
zu erfolgen. Bei den letzten Wahlen im Provinzial-
laudtag wurde zur schnelleren Abwicklung des Wahl-
geschafts die Auszählung durch vier Mitglieder des
Hauses, die Herren Glfes, von Stedman, Hauck und
Dunder vorgenommen, während die Verhandlungen
ihren Fortgang nahmen. Ich bitte den Provinzial-
landtag, zu beschließen, daß auch diesmal entsprechend
Verfahren wird. Ich darf annehmen, daß Sie diesen
Vorschlag einstimmig annehmen. (Zustimmuug.) Dann
würden diese vier Herren damit beauftragt werden,
die Stimmzettel nachher auszuzählen.

Wir gehen jetzt zur Wahl über.
Darf ich die Schriftführerin bitten, die Namen jetzt

vorzulesen? Ich bitte, dann die Stimmzettel in die
Urne zu werfen.

Schriftführerin Frau Esser vollzieht den Namens¬
aufruf. Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.

Altersvorsitzender Dr. Hagen: Sind alle Stimm¬
zettel abgegeben? (Nibgeordneter Dr, Dichgans meldet
sich noch und gibt seinen Stimmzettel ab.) Das scheint
nunmehr der Fall zu sein. Dann schließe ich den Wahl-
Vorgang und bitte, die Urne zu leeren.

Wir kommen dann zu der WM des stellvertretenden
Vorsitzenden. Herr Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen und Herren!
Ich schlage Ihnen vor, zum stellvertretenden Vorsitzen¬
den im Sinne des § 32 der Provinzialordnung den
Herrn Kollegen Eberle zu wählen und die Wahl durch
Zuruf vorzunehmen. (Zuruf des Abgeordnete» Haake:
Das gibt es nicht! Zuruf links: Kein Widerspruch!
Große Unruhe. Erneuter Zuruf des Abgeordneten
Haake: Ich beantrage, die Wahl durch Stimmzettel
vorzunehmen!)

Altersvorsitzender v?. Hagen: Es ist kein Wider¬
spruch erhoben. (Zuruf des Abgeordneten Haake: Doch,
Sie haben die Ohren nicht aufgemacht!) Bitte sehr,
ich habe sie aufgemacht.

Es ist also gegen die Wahl durch Zuruf Wider¬
spruch erhoben, und es wird nunmehr mit Stimm«
zetteln abgestimmt werden.

Schriftführerin Frau Esser vollzieht den Namens¬
aufruf. Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.

Altersvorsitzender Dr. Hagen: Ich bitte die
Herren, die die Auszählung vornehmen, sich hier vorn
an den Tisch zu begeben. (Die Herren von Stedman,
Glfes, Hauck und Dunder entsprechen dieser Aufforde¬
rung.) Hat jeder seinen Stimmzettel abgegeben?Wenn
das der Fall ist, schließe ich die Wahl. Ich bitte, die
Urne zu leeren und den Herren Stimmzählern die
Stimmzettel zur Auszählung zu überweisen.

Wir kämen dann zur Wahl des zweiten stellver¬
tretenden Vorsitzenden. Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Ich schlage vor, zum
zweiten stellvertretenden VorsitzendenHerrn Abgeord¬
neten Dr. Saaßen durch Zuruf zu wählen. (Abgeord¬
neter Haate: Widerspruch!)

Altersvorsitzender Dr. Hagen: Es ist gegen den
Vorschlagdes Herrn Abgeordneten Heuser Widerspruch
erhoben worden. Wir werden deshalb zur Wahl durch
Stimmzettel schreiten.

Ich bitte um etwas mehr Ruhe. Die Schrift¬
führerinnen können sich sonst nicht verständlichmachen.

Abgeordnete Frau Esser vollzieht deu Namens¬
aufruf. Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.

Altersvorsitzender vi. Hagen: Sind alle Stimm¬
zettel abgegeben? Es scheint der Fall zu sein. Dann
schließe ich auch diese Wahl.

Meine Damen und Herren! Das Ergebnis der
Wahl des ersten Vorsitzenden liegt nunmehr
vor, während bezüglich der Wahlen der stellvertreten¬
den Vorsitzenden das Büro noch bei der Arbeit ist.
Ich bitte um die Erlaubnis, Ihnen dieses Wahlergebnis
mitteilen zu dürfen.

Herr Dr. Iarres hat 111 Stimmen erhalten, Herr
Dunder 2N und Herr Terboven 6. Unbeschriebenwaren
13 Zettel. Im ganzen sind 150 Stimmzettel abgegeben
worden, von denen 111 auf Herrn I)r. Iarres lauteten.
Herr Dr. Iarres ist somit zum Vorsitzendendes Rhei¬
nischen Provinziallandtages gewählt. Ich frage ihn,
ob er die Wahl annimmt. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Iarres: Ich nehme die Wahl mit Dank an!)

Ich kann nunmehr auch das Ergebnis der Wahl
des ersten stellvertretenden Vorsitzendendes Provinzial¬
landtages mitteilen. Herr Eberle hat 97 Stimmen er¬
halten, Herr Dunder 21 und Herr Terboven 6, un¬
beschriebenwaren 2. Im ganzen sind 126 Stimmzettel
abgegeben worden. Hiervon hat Herr Eberle, wie
gesagt, 97 erhalten. Er ist damit zum stellvertretenden
Vorsitzenden des Provinziallandtages gewählt. Im
Sinne des 8 32 frage ich Herrn Eberle, ob er die Wahl
annimmt. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: E?
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nimmt sie schon an!) — Der Abgeordnete Eberle ist
nicht anwesend. (Zuruf des Abgeordneten Haake: Wir
können solange Mittagessen gehen, bis er kommt!) Das
ist Sache jedes einzelnen, das habe ich nicht zu be¬
stimmen.

Ich bitte Herrn Dr. Iarres, den Vorsitz zu über¬
nehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich übernehme den
Vorsitz und danke der Mehrheit des Kaufes für das
mir wiederum bewieseneVertrauen. Ich werde es zu
rechtfertigen suchen.

Ich habe dann unserem hochverehrtenHerrn Alters-
vorsitzcnden für die umsichtigeArt, mit der er unsere
Geschäfte eingeleitet hat, den verbindlichstenDank aus-
znsvrechen.

Meine Damen und Herren! Das älteste Mitglied
unseres Hauses. Herr Krawinkel, ist heute durch Krank¬
heit verhindert, zu erscheinen. Ich bitte, mich zu er¬
mächtigen, ihm unsere besten Grüße und die besten
Genesungswünschezu übermitteln. (Beifall.) Dannt
sind Sie einverstanden. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Die Kommunisten nicht!)

Ich habe zunächst nach 8 2 Absah 2 der Geschäfts¬
ordnung vier Beisitzer zu berufen. Der Aeltestenrat
schlägt Ihnen vor, als Beisitzer wiederum die Herren
^. Dichgans und Koenzgcn sowie Andres und Hauck
in berufen. Wenn ich keinen Widerspruch höre — das
'st nicht der Fall -. stelle ich fest, daß die vier Herren
als Beisitzer gewählt sind. Ich bitte die Herren
Ur. Dichgans und Hauch bei der heutigen Sitzung
neben mir Platz zu nehmen. (Zuruf des Abgeordneten
^nuck: Ich bin noch beschäftigt!) Dann nimmt viel¬
leicht Herr Andres vorläufig hier Platz. (Geschieht.)
Damit ist der Vorstand des Hauses gewählt.
^ Ich danke den Damen für ihre Mühewaltung. (Die
Schriftführerinnen Frau Esser und Fräulem Keller
begeben sich wieder auf ihre Plätze.)
. Ich darf dann mitteile,!, daß der Herr Landtags-
«mmissar den Herrn Vizepräsidenten Guste und Herrn
^egierungsrat Quast als seine Kommissare zu den
Atzungen des Provinziallandtages und der von ihm
^n Vorbereitung seiner Beschlüsse gewählten Kom¬
missionenangemeldet hat. Sie haben davon Kenntnis
Nenummen.
^ Meine Damen und Herren! Seit unserer letzten
Innung sind infolge Mandlltsniederlegung die Herren
"«geordneten Loenartz in Koblenz nnd Weber m Essen
"'s dem Provinziallandtage ausgeschieden. Aus den
^Machen 5 und 34 haben Sie ersehen, daß Herr
Anbrät Dr. Weil in Koblenz für Herrn Loenartz
'," Herr Oberbürgermeister Dr- Bracht in Essen
U" Herrn Weber eingetreten ist. Ich darf den beiden
ausgeschiedenen Mitgliedern des Landtages, Herrn
5°enartz und Herrn Weber, unseren herzlichen Dank
l" ihre bisherige Mitarbeit aussprechen und ins¬

besonderebegrüßen, daß Herr Loenartz im Provinzial-
ausschuß sich noch weiter an unseren Geschäften be¬
teiligt. Die neu eingetretenen Mitglieder Dr. Weil
und vi. Bracht heiße ich zur Mitarbeit hier herzlichst
willkommen.

Der Wahlprüfungsausschuß wird nunmehr zu
prüfen haben, ob die Wahl der neu eingetretenen Mit¬
glieder Dr. Weil und Dr. Bracht zu Recht besteht. Im
Auftrage des Aeltestenrates schlage ich vor, daß der
Wahlprüfuugscmsschuß in der Mittagspause, die wir
nachher einlegen werden, alsbald zusammentritt, um
über die Gültigkeit dieser Wahlen zu entscheiden.
Damit sind Sie einverstanden.

Nach den mir bis jetzt zugegangenen Mitteilungen
haben sich entschuldigt wegen Krankheit außer dem
Herrn Abgeordneten Krawinkel die Herren Henry und
Pikard und für die heutige Sitzung Herr Dr. Saaßen.

Das Verzeichnis der Vorlagen des Provinzialland¬
tages nebst einem Nachtrag ist Ihnen mit den Druck-
sacheu zugegangen.

Nachträglich sind eine Reihe von Anträgen ein¬
gegangen, und zwar 7 Anträge der Nationalsozia¬
listischen Deutschen Arbeiterpartei,
7 Anträge der Wirtschaftspartei,
Anträge der SPD. zur Drucksache3 (Geschäfts-

oridNUNg),
Anträge der KPD. zur Geschäftsordnung,
weitere Anträge der KPD. zur Geschäftsordnung,
Anträge der Fraktion der Nationalsozialistischen

DeutschenArbeiterpartei zur Geschäftsordnung,
ein Antrag der SPD. zur Drucksache14, betreffeud

Förderung des Kleinwohnungsbaues,
ein Antrag der SPD. zur Drucksache15, betreffeud

Förderung von Kunst und Wissenschaft,
ein Autrag der Zentrumsfrattion wegen der außer¬

ordentlich großen Not, in der sich stellenlose ältere
Arbeiter und Angestelltebefinden,

Antrag der Fraktion der Reichspartci des deutschen
Mittelstandes (Wirtschaftspartei) bezüglich des Wett¬
bewerbs der industriellen und handwerklichenBe¬
triebe der Arbeitsllnstalt Vrauweiler,

Antrag der Fraktion der Wirtschaftspartei bezüglich
der hausbesitzendenGewerbetreibenden mit dem Ziel
auf Bewilligung langfristiger Kredite zu verbilligtem
Zinsfuß durch die Landesbant,

Antrag der Wirtschaftspartei zum Haushalt der
Arbeitsanstalt Brauwoiler,

Antrag der NationalsozialistischenDeutschenArbeiter¬
partei, betreffs des Sitzes im Landesjugendamt,

Antrag derselben Partei, betr. Kadaver-Verwertuugs-
anstalt im Kreise Wipperfürth,

Antrag der Zentrumsfraktion, betr. Lage der Land¬
wirtschaft,

Antrag der kommunistischenFraktion zur Wahl der
Provinzilllkommissionen,
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Antrag der KPD., betr. Uebernahme der Patenschaft
für den deutschen Kriegerfriedhof durch deu Rhei¬
nischen Provinziallandtag,

Antrag derselben Fraktion, betr. Umgehuugsstraße in
Valleudar,

Antrag der SPD., betr. Lage der rheinischen Stein¬
industrie,

Antrag der KPD,, betr. Bewilliguug einer Unter¬
stützung von 1 Million RM. für hoffende Frauen,

Antrag derselben Fraktion, betr. die Straße Köln—
Düren zwischenBlatzhcim und Venzelrnth,

Antrag der kommunistischeuFraktion, betr. Veanf-
traguug des Laiidcsjngeudamtes mit dem Ziele der
Ausarbeitung einer Denkschrift über die in der
Rhciuproviuz vorhandene Kinderarbeit, Aufstellung
über die dem Laritnsvcrband uud anderen Organi¬
sationen in den letzten Jahren überwiesenen Mittel
und Aufhebung des Beschlussesdes 63. Rheinischen
Provinziallandtnges, wonach mit der Betreuung der
Dissidcntenkinder nicht mehr die Arbeiterwuhlfahrt,
sondern Äie Disstdentewfür sorge beauftragt werden
soll.

Meine Damen und Herren! Ich bitte, mich zu
ermächtigen, diese Anträge den zuständigen Fach¬
ansschüssenz» überweisen, insbesondere die Anträge
zur Aenderung der Geschäftsordnung dem Gcschäfts-
urdnungsansschnß, der heute in der Pause zwischen
der erstell und zweiten Sitzung gleichzeitig mit dem
Wahlprüfungsausschuß tagen soll. Damit sind Sie
einverstanden.

Inzwischen ist ein weiterer Antrag von der KPD.
eingelaufen, betr. Gefahrenzone an der Provinzial-
straße in der Gemeinde Alsdorf. (Znrnf des Nb-
gcurdnetcu Dnnder: Von uus liege» noch 4 Anträge
zn Schmutz und Schund vor, die noch nicht verlesen
worden sind!) Ich habe sie noch nicht. Alles, Was ich
bekommen habe, habe ich verlesen. Ich werde nicht
verfehleil, anch diese Anträge zn verlesen, sobald ich sie
erhalte.

Meine Damen und Herren! Ich kann zwischen¬
zeitlich das Ergebnis der Wahl des zweiten
stellvertretenden Vorsitzenden mitteilen.
Es sind im ganzen 124 Stimmen abgegeben worden.
Davon hat erhalten Herr Dr. Saaßen 98, Herr
Dnnder 20 und Herr Terboven 6. Herr Dr. Saaßen
ist somit gewählt. Gr ist heute wegen Krankheit ver¬
hindert zu erscheinennnd kann daher seine Erklärung,
ob er die Wahl annimmt, heute noch nicht abgeben.
Ist Herr Eberlc inzwischen erschienen? (Zuruf des
Abgeordneten Gcrlnch: Der hat schon längst an¬
genommen!)

Meine Damen und Herren! In der Zusammen¬
setzung des Aeltestcnratcs ist eine Aenderung nicht ein¬
getreten. Nach der Geschäftsordnung sind ausser dem
Acltcstcnrat fünf Fachansschüsse,ein Wahlprüfungs-

ausschnß und ein Geschäftsordnungsausschuß zu
wählen. Der Acltestcnrat hat die Sitze verteilt, und
zwar entfallen in diesen Ausschüssen auf das Zen¬
trum 7 Mitglieder, auf die Arbeitsgemeinschaft 3, auf
die SPD. 2, auf die KPD, 2 und ans die Wirtschafts¬
partei 1. Außerdem hat die Fraktion Christlicher
Volksdicust nnd Bauernpartei sowie die Fraktion der
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei das
Recht, ein Mitglied mit beratender Stimme in diese
Ausschüssezu entsenden.

Nach den Beschlüssen des Aeltcstenrates soll die Bc-
setzuug der Ausschüssewie folgt erfolgen:
Im I. Fachausschuß stellt das Zentrum den Vor¬

sitzenden, die Arbeitsgemeinschaft den stellvertreten¬
den Vorsitzenden,ferner die Arbeitsgemeinschaft den
Schriftführer, das Zentrum den stellvertretenden
Schriftführer.

Im II. Fachausschuß die Arbeitsgemeinschaft den
Vorsitzenden, die SPD. den stellvertretenden Vor¬
sitzenden,das Zentrum deu Schriftführer nnd die
KPD. den stellvertretenden Schriftführer.

Im III. Fachansschnß VorsitzenderZentrum, stell¬
vertretender Vorsitzender KPD, Schriftführer
Arbeitsgemeinschaft, stellvertretender Schriftführer
SPD.

Im IV. Fachansschnß Vorsitzender SPD, stell¬
vertretender Vorsitzender Zentrum, Schriftführer
KPD., stellvertretender Schriftführer Wirtfchafts-
partei.

Im V. Fachausschuß Vorsitzender Zcutrum, stell¬
vertretender Vorsitzender Arbeitsgemeinschaft,Schrift¬
führer Zentrum, stellvertretender Schriftführer KPD

Wcihlp rüfungsausschuß: Vorsitzender Ar¬
beitsgemeinschaft, stellvertretenderVorsitzenderSPD,,
Schriftführer Wirtschaftspartei, stellvertretender
Schriftführer KPD.

Grschäftsordu u ugsnu sschu ß: Vorsitzender
KPD, stellvertretender Vorsitzender Zentrum,
Schriftführer SPD, stellvertretender Schriftführer
Zentrum.
Weil nachher der Wahlprüfuugsansschuß uud der

Geschäftsorduungsausschuß alsbald zusammentreten
solle», erlaube ich mir, im Auftrage des Aeltcsteurates
die Zusammensetzung dieser Ausschüsse schou mit-
zutcileu, damit die Herrschaften Bescheid wissen:
Wahlprüfungsausschuß: Vorsitzender Dr.

Loscnhauscn, stellvertretender VorsitzenderHuffmann,
Schriftführer Dr. Weingarten, stellvertretender
Schriftführer Riegel. Weitere Mitglieder: Fräulein
Brox, Maße», Dr. Dcchamps, Deppe, Fischer, Hcn-
richs, Rath, Dr. von Waldthnusc», Dr. Wcitz,
Zimmcrmaun nnd Gickmann.

Grschäftsurdnuugsausschuß: Vorsitzender
Selbmann, stellvertretender Vorsitzender Adams,
Schriftführer Hauch stellvertretender Schriftführer
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Elfes. Mitglieder: Dr. Boden, Eberle. Gessinger,
Di>. Goldschmidt, vi-. Hartmann, Lessenich. Nohl,
Dr. Saaßen. Tenhaeff. 0. Dr. de Wecrth und
Winand.
Ich bitte die Mitglieder dieser Ausschüsse,alsbald

zusammenzutreten, nachdem wir nachher die Mittags¬
pause haben eintreten lassen.

Abgeordneter Haas: Herr Vorsitzender,ich möchte
dazu eine Bemerkung machen: Es wird aber notwendig
s«ü, daß, ehe der Gcschäftsordnungsausschnh zu¬
sammentritt, die vielen Anträge, die zur Geschafts-
urdnuug gestellt worden sind, vervielfältigt werden,
damit man im Ausschuß die Anträge hat.

Vorsitzender U?. Iarres: Ja! Darf ich bitten,
die Anträge zur Geschäftsordnung vervielfältigen zu
lassen? Wie lange wird das daueru, Herr Direktor
Wiertz? (Direktor Wiertz: Eine Viertelstunde!)

Wir werden nach Beendigung der Sitzuug feststellen,
wann die Ausschüsse zusammentreten.

Es ist dann noch ein Antrag der Zentrumsfraktion,
betreffend Unterstützung des Kreis- nnd Gememdc-
wcgebanes,eingegangen. Auch dieser Antrag Wird dem
zuständigen Ausschuh überwiese». .

Ich bitte die Fraktionen, die Mitglieder der übrigen
Ausschüsse dem Landtagsbüro alsbald mitzuteilen. Die
von den Fraktionen benannten Mitglieder gelten dann
"ls Mitglieder der Ausschüsse von dem ProvmMl-
landtag gewählt. ^ , .

Ich bitte ferner die Fraktionen, soweit das noch
>ncht geschehen ist - ich nehme aber an, daß es bereits
geschehen ist - nach s 4 der Geschäftsordnung die
Bildung der Fraktionen mit Bezeichnung der Namen
der Vorsitzenden und der Mitglieder sowie d,e Stelle,
nn welche die für sie bestimmten Mitteilungen zu
richten sind, dem Büro ebenfalls mitzuteilen.

Im übrigen darf ich darauf aufmerksam machen,
daß die Räume, in denen die Ausschuß-und Fraktwns-
s'hungen stattfinden, unten an dem schwarzen Brett
N" Treppenaufgang angeschlagen sind. Dort finden
Sie auch die Sihungstcrmiue jeweils bezeichnet.

Meine Damen und Herren! Ich habe sodann mit¬
zuteilen, daß die Stadt Düsseldorf durch ihren Ober¬
bürgermeister die Provinziallandtagsabgeordneten zu
Dienstag abend in das Opernhaus eingeladen hat.
Ferner hat die Stadt Düsseldorf den Abgeordneten
Wr die übrigen Sitzungstage Eintrittskarten zu den
°" diesen Tagen stattfindenden Theater- und Konzer-
"M'hrungen znr Verfügnng gestellt. Ich sPrech m
Ärem Sinne, wenn ich unserem verehrten Mltglieoe.
Herrn Dr. Lehr, den verbindlichstenDank des Land-
wnes ausspreche (Bravo!) und ihn bitte, den Naul
"'ch der Stndtvertretung zu übermitteln.
. Ich bitte aber, znr morgigen Festvorstellnng b s
sbütesteus morgen mittag 12 Uhr mitzuteilen, ob und
wieviel Karten gewünschtwerden, und für die übrigen

Abende, falls Sie von der Ginladung der Stadt Düssel¬
dorf zum Besuchedes Theaters und der Konzerte Ge¬
brauch machen wollen, bis spätestens 456 Uhr nach¬
mittags dies jeweils dem Büro mitzuteilen.

Der Acltcstenrat schlägt Ihnen vor, nunmehr die
Vertagung der Sitzuug eintreten zn lassen, damit die
Fraktionen, namentlich aber auch der Geschäfts-
urdnungsausschuß nnd der Wahlprüfungsausschuß,
noch zusammentreten tonnen.

Es ist im Aeltestenrat vorgeschlagen worden, um
314 Uhr pünktlich hier wieder zusammenzutreten. Ich
nehme an. daß das möglich sein wird. Ich bitte also,
sich damit einverstanden zu erklären, daß die nächste
Sitzung auf heute 3)4 Uhr pünktlich anberaumt wird,
mit folgender Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und die damit in Verbindung
stehendenVorlagen.

3. Antrag des Wahlprüfungsausschusses zu den Be¬
richten und Anträgen des Provinzialansschnsses,
betreffend den Gintritt neuer Mitglieder iu den
Provinziallandtag. (Drucksache 5 und 31.)

4. Antrag des Gcschäftsordnnngsausschusses.betr. die
Neufassung der Geschäftsordnung für deu Pro-
viuziallandtag und Antrag der Fraktion der Natio¬
nalsozialistischenDeutschen Arbeiterpartei auf Er¬
höhung der Zahl der Mitglieder des Provinzial¬
ansschnsses. sowie Beschlußfassungüber die übrige»
zur Tagesordnung vorliegenden Anträge der ver¬
schiedenen Fraktionen.
Es ist in Aussicht genommen worden, die nächsten

Tage wie folgt zu Verfahren. Morgen früh soll hier
die Sitzung des Plenums um 9>6 Uhr beginnen, mit
der Tagesordnung: Aussprache über deu Haushalts-
plnu. Der Aeltesteurat hat beschlossen,Ihnen vor¬
zuschlagen, wie in den Vorjahren jeder Fraktion in
dieser allgemeinen Aussprache über deu Haushalt eine
1^ stündige Redezeit zu gewähre». Zn dieser Beschluß-
fassuug ist die Zustimmung von drei Vierteln des
Hauses notwendig. Ich bitte diejenigen, die dem An¬
trage des Aeltcstcnausschusscscutsprechen Wolleu, sich
ßu erheben. — Die erforderliche Mehrheit von drei
Vierteln ist vorhanden.

Der Aeltestenrat schlägt Ihnen ferner vor, die Be¬
ratung über die Geschäftsordnung hcnte nachmittag in
folgender Weise vor sich gehen zu lassen: Die Redezeit
soll für jede Fraktion auf eiue halbe Stunde begrenzt
werden. Es soll dabei die Erörterung iiber die einzelnen
Vorschlägeund Anträge gewissermaßenin einer all¬
gemeinenAussprache erfolgen, wobei die einzelnen An¬
träge berücksichtigt werden sollen. Auch zu dieser Be¬
schränkungder Redezeit auf eine halbe Stunde für die
Fraktion ist die Zustimmung von drei Vierteln des
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Landtages notwendig. Ich bitte diejenigen,die dem An¬
trage des Aeltestcnausschussesentsprechen wollen, sich
zu erheben. — Auch das ist die erforderliche Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Für die folgenden Tage ist zunächst folgende Dis¬
position getroffen worden: Nach der allgemeinen Aus¬
sprache über den Etat am Dienstag soll der Mittwoch
für die Ausschußsitzungenund die Fraktionsbesprechun¬
gen vorbehalten bleiben. Eine Plenarsitzung wird also
am Mittwoch nicht stattfinden. Vielmehr ist dieser Tag
ausschließlichden Fachausschüssenund deu Fraktionen
vorbehalten. Zu welcher Stunde wir am Donnerstag
wieder beginnen werden, steht noch uicht fest. Der
Aeltcstenrat hatte zunächst vorgeschlagen,um 11 Uhr
diese Sitzung bcgiuucn zu lasse», damit vorher eine
Sitzung des Provinzialausschusses stattfinde» tonne.
Aus der Mitte des Provinzialausschusses ist aber der
dringende Wunsch geäußert worden, hier eine Ver¬
schiebung in der Weise stattfinden zu lassen, das; das
Plenum etwa um 9 oder 9^ Uhr am Donnerstag be¬
ginnt und die Sitzung des Provinzialausschusses iu deu
Nachmittagsstunden stattfindet. Der Herr Vorsitzende
des Provinzialausschusses, der mir diese Anreguug
übermittelt und sie unterstützt hat, ist im Augenblick
nicht da. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Ich bitte
ums Wort!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Wenn am Mittwoch die

Ausschüssetageu und die einzelnen Etats bespreche»,
dauu wäre es doch dringend notwendig, daß am
Donnerstagvormittag die Fraktiouen noch zusammen¬

treten tonnen, um die Berichte aus den Ausschüssen
entgegenzunehmen. Aus diesem Grunde bin ich der
Meinung, daß wir auch ohne Rücksicht auf den Pro«
viuzialausschuß am Donnerstag um 11 Uhr mit unserer
Tagung anfangen sollten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das scheint mir auch
zweckmäßig zn sein. Wir würden dann allerdings am
Dunnerstag im Plenum wahrscheinlichnnr ein kleines
Pensum erledigen tonnen, denn der Provinzialaus-
schuß muß uubedingt an diesem Tage zusammentreten.
Ich glaube, wir können es dem Herrn Vorfitzenden
des Provinzialausschusses überlassen, wie er die Dis¬
positionen für den Ausschuß trifft. Wir würden also
Donnerstag nm 11 Uhr zusammentreten. Im übrigen
wird sich dann unser Pensum Wohl Donnerstag, Frei¬
tag und allenfalls Samstag erledigen lassen.

Wann der Provinzialausschuß zusammentritt, geht
mich nichts an; das muß der Vorsitzende des Pro¬
vinzialausschussesselbst bestimmen.

Es ist mir noch mitgeteilt worden, daß ich verkünden
soll, daß das Zentrum heute um ^!3 Uhr Fraktions-
sitzuug hat. Ich bitte, davon Kenntnis zn nehmen.

Wird sonst in dieser Sitzung noch das Wort ge¬
wünscht? Das ist nicht der Fall.

Die Drucksacheu siud jetzt fertig. Ich bitte dann den
Gcschäftsordnungsansschuß und den Wahlprüfungs¬
ausschuß, um Puukt 2 Uhr zusammenzutreten.

Die Sitzung ist auf 15^ Uhr vertagt.
(Schluß: 13 Uhr 10 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Montag, den 7. April 1930.

(Beginn: 1« Uhr 2N Minuten.)

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und die damit in Verbindung
stcheudeuVorlagen.

3. Antrag des Wahlprüfnugsausschusses zu den Be¬
richten und Anträgen des Provinzialausschusses,
betr. deu Eintritt neuer Mitglieder in den Pro¬
vinziallandtag.

1. Antrag des Gcschäftsordnnngsausschusscs,betr.
») Neufassung der Geschäftsordnung für den Pro¬

vinziallandtag,

K) Antrag der Fraktion der Nationalsozialistischen
Deutschen Arbeiterpartei auf Erhöhung der Zahl
der Mitglieder der Provinzialkummissionen.

VorsitzenderDr. Iarres : Die Sitznng ist eröffnet.
Schriftführer für diese Sitzung sind die Herren Ab¬
geordneten Koenzgcn und Hauck.

Es sind noch folgende Anträge der Fraktion Christ¬
licher Noltsdienst und Btmevnpartck eingegangen, be¬
treffend :

Herabsetzung der Zinsen für die landwirtschaftlichen
Darleihe», beschleunigte Durchführung eines Reichs-
gcsctzes über die Wandorcvfürsorge,
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Zuschuß für das Tuberkulose-Tilgungsverfahren,
Ueberweisungder Fürsorgekinder möglichst in Familien-
Pflege,

Aenderung der Ortsklasscneinteilung für die Ge-
haltsbezügc der Provinzialbeamten,

weitere Uebernahme von Kreis-, Stadt- und Ge-
meindewegcnneben den heutigen Provinzialstraßcn,

weitergehende Förderung der Zusammenlegung der
Wasserleitnugsbauten,

Straßenbauuntcrstützuug aus der Wcsthilfe,
Bereitstellung von Mitteln zur Bekämpfung von

Schmutz-und Schundliteratur, Heilighaltung des Kar¬
freitags und des Eronleichnamstages,

endlich ein Antrag, bei der rheinischen Funkubcr-
tragung dafür einzutreten, baß Sonntags morgens so¬
wohl eine evangelische wie eiue katholische Morgenfeier
»nd bei Eintritt der Dunkelheit eine kurze Andacht
beider großen Konfessionenübermittelt werde.

Dann ein Antrag der kommunistischen Fraktion:
»Der Provinziallandtag wolle beschließe»,den zur

Zeit unbesetzten Posten des Leiters der Abteilung
Jugendpflege und Fürsorgeerziehung nicht mehr zu
besehen."

Diese Anträge werden den zuständigen Fachaus¬
schüssenüberwiesen, womit ich Sie einverstanden halten
darf.

Ich darf bemerken, daß von den bis heute ein-
Negangenen^ Anträgen 2(1 Anträge, nnd zwar unter
Drucksachen 38 bis 58, bereits auf den Plätzen verteilt
Ü"d. Die übrigen Anträge werde» voraussichtlichnoch
nn Laufe dieser Sitzung zur Verteilung gelangen.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein:
Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und Äie damit in Verbindung stehenden
Vorlagen.

Ich erteile dem Herrn Landeshauptmann das Wort.
Landeshauptmann Dr. H ° rion : Meine sehr ver¬

ehrten Damen und Herren! Ich habe heute tue Ehre,
zum ersten Mal vor dem ncugewähltcn Provlnzml-
landtagc den Haushaltsplan uud die Vorlagen des
Provinzialausschusscszu vertreten. Es liegt daher für
'"ich nahe, zunächst eiuen Blick zurückzuwerfenauf die
Arbeit des verflossene« Pruvinziallaudtages, der seit
°em Jahre 1926 in vier Sitzungsperioden über die Ent¬
wicklung der rheinischen Selbstverwaltung entschieden
W. Ich darf dabei wohl nicht nur im eigenen Namen,
°"dern auch im Namen des größten Teiles der gluei-

ncherweise zahlreichenDamen und Herren, die auch ocm
früheren Landtag schon angehört haben, sprechen, wenn
5' sage: Diese vier vergangenen Jahre Ware» eme
^sonders wichtige u»d a»ch erfolgreiche Periode unserer
Verwaltung. I» den davorliegenden Nachwegslahren
^r die Verwaltung hin- und hergeworfen durch die
Ereignisse: Besetzung, Passiver Widerstand Inflation
und vom Jahre 1926 kam dann die Beruhigung. Es

kam die Möglichkeiteines Aufbaues mit der Anpassung
an die neuen Zeitverhältnisse, es kam die Zeit, die wir,
damals wenigstens, wenn auch irrtümlicherweise, zu¬
nächst als restlosen wirtschaftlichenAufschwungbezeich¬
neten (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Silber¬
streifen!) uud mit diesen äußeren glücklichenUm¬
ständen verband sich im Inueru der Verwaltung ein
vertrauensvolles Zusammenarbeiten zwischen den
drei Organen: Provinziallandtag, Provinzialansschuß,
Landeshauptmann und den ihm zugeordneten Be¬
amten, ein Vertrauen, für das ich für mich und meine
Herren Kollegen dem Provinzinllandtage und Pro¬
vinzialansschuß auch n,l dieser Stelle unseren Dank
zum Ausdruck bringen darf. Die Entwicklung dieser
Zeit zeigte zwar bei der Pruvinzialverwaltung nicht
die Ausdehnung ihrer Arbeitsgebiete nnd des finan¬
ziellen Umfanges ihrer Tätigkeit wie bei vielen son¬
stigen Selbstverwaltnngstörpern. Der Gesamthaus-
haltsplan der Provinz balancierte im Jahre 1927 mit
1N9 Millionen nnd in diesem Jahre mit 135 Millionen,
also eine Zunahme vou 23,85 Prozent. Der durch
Staats- und Proviuzinlstcucrn aufzubringende Betrag
stieg von 41^ Millionen auf 55 Millionen, also um
32,53 Prozent, und der Betrag der Provinzialnmlage
von 10 500 009 RM auf 12 200 000 RM. nlfo lim 16,19
Prozent. Das sind Steigerungssätze, die in keiner Weise
an Reich, Staat und Kommunen heranreichen. Wie
sehr aber diese bescheidenenSteigerungen durch die
Verhältnisse erzwungen waren, dafür möchte ich uur
auf zwei Zahleu hiuwcisen: Das ist einmal eine Zahl
aus dem wirtschaftlichenVerwaltnngsgebietc der Pro¬
vinz, nämlich die völlige Umwälzuug des Proviuzial-
straßcuvcrkchrs durch das Auto. Im Jahre 1926 hatten
wir in der Rheinprovinz 17 000 Automobile und am
I. Juli 1929 72 000, Steigerung 52,2 Prozent. Die Aus¬
gaben für die Strnßeuuuterhaltuug stehen aber be¬
kanntlichdurchaus im gleichen Verhältnis zur Zahl der
Automobile, die die Straßen befahren. Dann noch eine
Tatsache aus dem sozialen Tätigkeitsgebiete der Pro¬
vinz: die Zahl der von uns unterzubringenden Geistes¬
kranken stieg von 11407 im Jahre 1926 auf 18 753 am
1. Oktober 1929, also um 28,7 Prozent. Wenn dabei,
zumal unter Berücksichtigungder inzwischendoch auch
eingetretenen Erhöhung des allgemeinen Teuerungs¬
index die Steigerung der Ausgaben des ordentlichen
Haushaltsplans und die Steigerung der Steuerein¬
nahme» der Provinz als bescheiden bezeichnet werden
kann, so muß das Bild aber eine Ergänzung finden,
auf die auch der Herr Oberpräsideut schon hingewiesen
hat, nnd zwar nicht z» sei»em Vorteil. Die Provinzial-
aulcihen siud gestiegen von 20 Millionen im Jahre 1926
auf 61 Millio»e» bis heute, u»d sie solle» i» diesem
Landtage, nach der Vorlage des Proviuzinlausschusses,
um weitere 7>5 Millio»en vermehrt werden (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Leh: Hört, hört, es kommt immer
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besser!) und nach den Anträgen, die die Parteien ge¬
stellt haben, noch um einige weitere Zig-Millionen.
Mit diesen Zahlen können wir uns in etwa neben
anderen öffentlichenKörperschaftensehen lassen (Zurnf
des Abgeordneten l)i-. Leh: Das glaube ich, besonders
neben Köln!). Es wäre aber sehr unvollständig, unr
uach diesen äußereu Zahlen die Tätigkeit und die Be¬
deutung der Provinzialvcrwnltnng und der Verhand¬
lungen des abgelaufenen Pruvinziallandtages zn be¬
urteilen, vielmehr ist für dieses Urteil entscheidenddie
Beantwortung der Frage, ob die Provinzialvcrwaltnng
in dieser Zeit mit der Entwicklung der wirtschaftlichen,
kulturellen, sozialen und fürsorgerischeu Bedürfnisse
der Provinz Schritt gehalten hat. Daß dies im Nahmen
der zur Verfügung stcheudeuGeldmittel geschehen ist,
dafür will ich auf die Entwicklung der wichtigsten
Zweige der Verwaltung iu deu abgelaufenen ^ Icchrcu
hinweise». Zunächst die völlige Neugestaltung unseres
Straßenwcsens, in der wir ja jetzt noch immer begriffen
sind, vor allem der Bau vuu neuen Straßen und die
Inangriffnahme der Landcsplannngsmnßnahmen, so¬
dann die gegen früher weit intensiver betriebene För¬
derung der Landwirtschaft auf allen iu Betracht
kommendenGebieten, vor allem im landwirtschaftlichen
Schulwesen, die Bewilligung der Mittel für Huch-
wasserschutz, landwirtschaftlicheMeliorationen, Landcs-
knltnrprujektc,die Mitarbeit bei der landwirtschaftlichen
Siedelnng, bei der Umschuldung,bei der Förderung des
Klcinwohnuugswesens, sudau» die Ausgestaltung der
Landcsbauk, der Provinzialfeucruersicheruug nnd der
Provinziallcbcnsversichcrnng; auf sozialem und für-
surgerischem Gebiete die Ausgestaltung unseres Anstalts¬
wesens, die Beschaffung neuer Plätze für die Unter¬
bringung des Zuwachses au Hilfsbedürftigeu auf allen
Gebieten, die Durchführung des Gesetzes über die
Krüppelfürsurgc durch Errichtung der Pruvinzial-
Kinderheilanstnlt in Süchtelu nnd durch Hilfeleistung
beim Ausbau der notwendigen Privntanstalten; das
Zusammenarbeiten mit der freien Wohlfahrtspflege
und ihre Unterstützung, die Tätigkeit des neugebildeten
Landesjngcndamtrs auf nlleu Gebieten der Jugend-
Pflege »ud Iugeudfürsorge, iu deu letzte» Jahren ins¬
besondere ans dem Gebiete der Fürsorge für kinder¬
reiche Familien und der Ausbau des rheinischen
Iugeudheruergsnetzrs. Auf kulturellem Gebiete sind
zu nennen die Bestrebungen zur Erhaltung nnserer
rheinischen Denkmäler in Knust und Natur, die Zu¬
sammenfassung der Heimatmuseen nnd die Erhaltung
des wertvollen Archivschatzesunserer Provinz.

Wenn man diese Aufwärtsentwicklung der Verwal¬
tung an leitender Stelle in diesen Jahren mitgemacht
hat, so ist es schmerzlich, nunmehr sehen zu müssen, daß
darauf jetzt eiue Zeit strengster Zurückhaltung, eine
Zeit der Depression folgt. Aber diese Tatsache ist bei
der Proviuzialverwaltuug doch deshalb leichter zu er¬

tragen, weil sie nicht darin begründet ist, daß wir uns
etwa in der Vergangenheit übernommen haben und in
Ansgabcbewilligungen und Projekte» ins Uferlose ge¬
gangen sind, sondern die Notwendigkeit, jetzt zurück-
zustuppcu, ergibt sich daraus, daß öffentliche Verwal¬
tung und private Wirtschaft aufs engste miteinander ver¬
bunden sind (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Hört,
hört!), und daß aus dem Niedergang uud Zusammen¬
bruch der privaten Wirtschaft daher, sei es zwangs¬
weise, sei es freiwillig, auch die Folgerungen für die
öffentliche Wirtschaft gezogen werden müssen (Zuruf
des Abgeordneten l)i. Ley: Endlich!). Ich habe daher
uci meinen Etatsreden in früheren Provinzialland-
tagen zu Beginn einen Ueberblick über die wirtschaft¬
liche Entwicklung des vergangenen Jahres und den
augeublicklichcn Stand gegeben,um daraus den Hinter¬
grund zu gcwinueu, auf dem die öffentliche Verwaltung
und auch der Haushaltsplau der Provinzialvcrwllltung
aufgestellt werden mußten. In diesem Jahre ist das
Bild von einer bedauerlichenKlarheit nnd Einfachheit.
Früher war es vielfach nötig, günstige und ungünstige
Momente gegeneinander abzuwägen uud hinterher
einen Durchschnitt zn suchen. Das ist jetzt nicht mehr
der Fall, vielmehr sehen wir nnch allen Seiten nur
Rückgangbis zum völligen Zusammcnbruch.Allerdings
wurden von dem Rückgang der Konjunktur die ein¬
zelnen Gebiete uud Iudustriezweige der Rheinprovinz
in verschiedenem Grade betroffen. Verhältnismäßig am
wenigstenungünstig ist noch die Eutwicklung des Berg¬
baues uud der Großeiseuinonstrie gewesen. Neide wiesen
sogar nm die Iahrcsmitte 1929 besonders stattlichePro¬
duktionsleistungen auf, mit denen sie die Arbcitsver-
luste des harten Winters und der seinerzeitigen Aus¬
sperrung in der Großeisenindustrie wieder einholten.
Ueberdies kam ihueu die hohe Aufnahmefähigkeit der
Auslandsmärkte zustatten. In der zweiten Jahreshälfte
machte sich dann aber auch in der Schwerindustrie der
Abstieg der Konjunktur bemerkbar. Die Anspannung
an den in- und ausländischen Kreditmärkten verstärkte
die wirtschaftlichenSchwierigkeiten.Immerhin konnten
Bergban nnd Großeisenindustrie ihre Produttions-
uud Absntzziffern,soweit das Gebiet der Rheinprovinz
in Betracht kommt, gegenüber 1926 erhöhen nnd da¬
durch eiue verhältnismäßig günstige Meugen-, wen»
auch uicht Gewinntonjunktur, erzielen. Wesentlichun¬
erfreulicher war die Lage in anderen wichtigen In¬
dustriezweigen der Rhcinprovinz, so in der Textil¬
industrie, vor allem im Gladbachcr Bezirk, im Be¬
kleidungsgewerbe, der Lederindustrie, im Maschinen¬
bau, iu der Eiseu- und Stahlwarenindustric, der
Steinindnstric. Am schlimmste»»nd ganz katastrophal
war aber die Lage der rheinischen Landwirtschaft und
des Weinbaues. (Zustimmung.) Gerade die rheinische
Landwirtschaft hatte dnrch die Kälte des letzten Win¬
ters, im Verhältnis zu ganz Deutschland und Preußen,
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besonders großen Schaden erlitten. Die dennoch er¬
zielte mengenmäßig günstige Ernte verlor aber
jede Bedeutung durch die Entwicklung der Prc,sc,
die weit unter die Produktionskosten fielen. Der
Neichsindex für pflanzliche Nahrungsmittel ging von
'42 im Jahresdurchschnitt 1328 auf 126 im Dnrchschmtt
1329 zurück und ist inzwischenweiter auf 109 gesunken
(Zuruf eines konmünnistischenAbgeordneten: D'c Grund¬
preise sind aber gestiegen!). Einzelne Getreidepveise
notierten Ms vor kurzem noch, unter 'dem Vorkriegsstand.
Zeitweilig waren Getreide sowie mancheViehproduttc
wie Milch und heute noch Wein, trotz der weit unteren
Produktionslosten!Iliegcn!deulProise«in!fachunverläuslilch,
Vs ergibt sich daraus mit Notwendigkeit, daß der
Bauer am Ende des Jahres trotz fleißigsterArbeit mcht
nur uichts verdient hat, sondern ärmer ist als am An¬
fang (Zustimmung rechts uud im Zentrum. Zuruf
Nnts: Die Arbeiter auch!). Das zeigt sich dann m der
Zunahme der Verschuldung der Landwirtschaft, tue m
der Nheinproviuz auch im Jahre 1929 wieder um
weitere 50 Millionen zugenommen und emen Ge¬
samtbetrag von 713 Millionen erreicht hat (Hort l,o«.
rechts). Die besondere Notlage in den klimatisch un-
Minstigeu Gebieten der Gifel, des Hunsrucks des
Westcrwaldes,auf die auch der Herr Oberprastdenthm-
newiescuhat, ist uicht uur bcstchcugeblieben, sondern
vielleicht uoch größer geworden. Wenn ich vor zwe,
Jahren an dieser Stelle den aus diesen, Notstand her.
vorgehenden körperliche» uud gesundheitliche»,mate¬
riellen uud kulturelle,, Tiefstand der Bewohner dn er
Gebiete kennzeichneteals einen fünften Stand dessen
soziale Gesnmtlage weit unter der Lage der Arbeits¬
lose» der Großstädte liegt, so trifft das auch heute noM
nnndestens iu dem gleichen Maße zn. (Zustimmung.)

Damit komme ich zu den, zweiten hervorstechenden
Merkmal unseres wirtschaftlichenTiefstandes, zu °er
Arbeitslosigkeit. Das Jahr 1929 begann schon inf^N
der ungewöhnlichen Kälte mit der überaus hol, u
Ziffer vou 270 U00 Unterstütztcn in der Arbeckslosc,,.
"nd Krisennuterstütznng. Zum Vergleichueune nh da¬
neben die Zahl vou 70 000 i», Jahre 1926. B,s August
wlgte dauu eiu R.ickgaugauf 128 000. M,t den, Nck -
""ng ms Jahr 1930 uud besonders i,„ Januar u„°
F'bruar »ahn, die Gutwicklungaber einen krisenhafte
Charakter an. Trotz des milden Winters st,eg die Zahl
">f Wer ^ Million (Znrnf des Abgeo^neten U, L h.
Also ist es nicht die Kälte!), und was das Veden ä
'st, sie ist nicht etwa saisonhaft bedingt, so daß man hr
baldiges Zurückgehe,,erwarte,, könnte - das zeig M
">ch an der schwachen Abnahme in den letzten Wochen

' souderu sie ist im wesentlichenko„l»"twrell beding
und verspricht daher eiue weit längere D"'"- M
^sonders chronisch ist sie aber zu beurteüe,, s^e,t s,
U' der ueue» Struktur des heutigen Wirtsch°fts.
^ozesses bedingt ist (Zuruf des Abgeordueteu Nohl.

und in der Profitsucht der Unternehmer!), wie sie durch
die Rationalisierung, die seit den Jahren 1925/26 ein¬
geleitet worden ist, sich darstellt. So hat sich eine
Dauerarbeitslosigkeit herausgebildet, die einmal die
öffentlichen Finanzen in der schwersten Weise bedrückt,
und zwar nicht nur die Fiuauzlage der Arbeitslosen-
versicherung,souderu auch die Finauzcn der Stadt- und
Landkreise, vor allem der Städte, dadurch, daß bei
längerer Dauer der Arbeitslosigkeit die Arbeitslose,,
immer mehr aus der Unterstützuug der Arbeitsloseu-
versichcruugausscheidenund im Wege der Wohlfahrts¬
pflege unterstützt werden müssen. In der Rheinprovinz
haben wir nach der letzten Statistik 43 000 arbeit¬
suchendeWohlfahrtsunterstützungsempfäuger, in Köln
beispielsweiseallein 8000, in Essen 6000, in Düsseldorf
5000. Das Schlimmstesind aber die Folgen für die von
dieser Danerarbeitslusigkeit Betroffenen, die Gefahr
der Arbeitscntwühnuug, vor allein bei den Jugend¬
lichen; 35 000 Hauptuntcrstützungsempfänger unter 21
Jahren waren am 31. Januar in der Rheinprovinz.
Besonders bedenklich ist die Tatsache,daß die Zahl der
Notstaudsarbeitcr fast völlig verschwindet; wir haben
in der ganzen Rhcinprovinz nach der letzten Statistik
bei der großen Grwerbsloseuziffer nur noch 1687 Not¬
staudsarbeitcr. Es wird unmöglichsein, diese vom Reich
jetzt betriebene Politik der fast völlige» Einstellung der
produktiven Grwcrbslosenfürsorgc beizubehalten (Sehr
richtig! rechts). So lange die Zahl der Erwerbslosen
eine so außergewöhnlicheHöhe hat, muß — uud zwar
weniger im Interesse der Ersparnis an Arbeitslosen-
unterstützuug oder zur Schaffuug produktiver Werte,
beides ist bei der produktive,, Erwcrbsluseufürsorge
vielfach sehr problematisch zu beurteile,, ^- vielmehr
vor allem im Interesse der Arbeitslosen selbst und ba¬
nnt der Zukunft uuscrcs Volkes versucht werden,
wenigstens einem Teil der Arbeitslosen durch Arbeits¬
beschaffungdie Arbeitslust und Arbeitskraft für eine
bessere Zukuuft zu erhalten. (Zustimmung rechts. Zu¬
ruf des Abgeordueteu Nohl: Aber Tariflöhne zahlen,
nicht solche Huugerlöhne wie jetzt!)

Auf diese wirtschaftlicheNotlage der Rheinproviuz
muß iu diesem Jahre an dieser Stelle mit um so größe¬
ren, Nachdruck hingewiesen werden, als man sonst,
wenn man die Aeußerungen unserer Reichs- und
Stantsrcgieruug, unserer Parlamente und die Titel-
übcrschriftcu der Zeitungen iu der letzten Zeit liest,
wohl annehmen tonnte, daß hier im Westen alles in
bester Ordnung uud nur im Osten eine ungeheure Not
vorhaudcu wäre, der ganz Deutschland zu Hilfe eilen
müßte. Dn diese Stimmung „nd die daraus gezogenen
Folgerungen gerade auch für den Haushaltsplan der
Provinzialverwaltnng, vor allem für die Aussichten
der Zukunft von entscheidenderBedeutung sind, muß
darüber noch ein besonderes Wort gesagt werden. Wir
sind iu Deutschland eiue Schicksalsvcrbuudenheit
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zwischen Ost und West, und gerade die beiden äußersten
Enden, Nheinprovinz und Ostpreußen, füllen und
müssen zusammenhalten und der Stärkere muß dem
Schwächerenhelfen. Zweifellos sind wir hier im Westen
die wirtschaftlich Stärkeren, infolgedessenstellt sich diese
Hilfeleistung gewissermaßen als ein Transferproblcm
dar, das Problem, in welchem Maße es angängig ist,
die Mittel des Westens nach dem Osten zn überführen.
Das Maß des Möglichen wird aber leicht verkannt,
wenn sich die Ansicht festsetzt, daß nur im Osten eine
Notlage vorhanden sei und im Westen, vielleichtabge¬
sehen von einigen Grcnzbczirkcn, unerschöpfliche Hilfs¬
quellen seien nnd alles in bester Ordnung sich befände.
Soweit es sich um die nationale Seite handelt, ist es
ja für uns hier im Westen durchaus ehrenvoll, wenn
anerkannt wird, daß nationale Gefahren in weit größe¬
re,» Maße zur Zeit im Osten als im Westen bestehen.
Aber auch hier darf nicht übersehen werden, daß wirt¬
schaftliche Notstände in den Grenzgebieten, besonders
wenn sie mit wirtschaftlichem Wohlstand nnf der
anderen Seite der Grenze einhergchen, auch leicht
nationale Gefahren nach sich ziehen können, vor allem,
wenn man bedenkt, daß auf diesem Gebiete ja uicht
mit Jahren, sundern mit Jahrzehnten und Jahr¬
hunderten gerechnetwird. Sehen wir, was das Deutsch¬
tum in dieser Hinsicht in den letzten Jahrhunderten im
Westen verloren hat, so darf auch die nationale Be¬
sorgnis ihr Auge von dem Westen nicht völlig ab¬
wenden. (Sehr richtig! rechts.)

Aber nnn der Vergleich der wirtschaftlichen Not.
Ganz gewiß ist sie im Osten sehr groß. Aber eines darf
nicht übersehen werden: einmal die besonderen Not¬
stände, die durch Besatzung, passiven Widerstand und
neue Grenzziehung, Konzentration der wirtschaftlichen
Betriebe nach Mittcldeutschlaud hiu hervorgernfcn sind
und sich in dauernden Schädigungen des Wirtschafts¬
lebens auswirken, sodann aber ist auch die absolute
Zahl derjenigen, die von der Not betroffen werden, in
der Rheinprovinz und im Westen weit größer als im
Osten. Schwer ist hier ein Vergleich der Notlage der
Landwirtschaft zu ziehen; Zahlen stehen mir darüber
nicht Mr Verfügung. Aber es erscheintmir zweifellos,
daß bei der dichten Vesicdelung des Westens die Zahl
der notleidenden Kleinbauern größer sein wird als im
Osten. Klar tritt dies aber bei der Arbeitslosigkeit zu¬
tage. Zunächst liegen die relativen Ziffern der Rhein-
Provinz noch immer über denjenigen von Ostpreußen:
in der Rheinprovinz sind 8,6 Prozent der Bevölkerung,
in Ostpreußen 3,2 Prozent Empfänger von Arbeits¬
losen- und Kriscnuntcrstützung.Nun aber die absoluten
Zahlen: in Ostpreußen sind 73 000 Arbeitslose, in der
Rheinprovinz über ^ Million. Man bedenke, welche
Summe von Not und Elend in diesen Zahlen einge¬
schlossen ist. Mögen auch 10 Prozent — die Zahl ist

aber eher zu hoch als zu tief gegriffen — abzuziehen
seiu, die die Unterstützung zu Unrecht beziehen oder
trotz der Arbeitslosigkeit keine Not leiden (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Das ist eine unerhörte Unter¬
stellung!), dann bleibt aber noch immer übrig, daß hier
in der Rhcinprovinz über 200 000 Menschen mit ihren
Familien das bittere Brot der Arbeitslosenunter¬
stützung essen müssen (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Die müssen mit dem Gummiknüppel satt gemacht wer¬
den!). Das ist ein Heer von wirtschaftlichNotleiden¬
den, in dessen Existenz auch so große nationale Ge¬
fahren verborgen sind, daß hier Notstände bestehen, die
in ihrer Größe uud ihrer Bedeutung für die Allge¬
meinheit und für die davon Betroffenen die Notstände
des Ostens weit übertreffen. Besonders bedenklichist
auch, daß hier im Westen die Dauerarbeitslosigkeit mit
ihren schlimmen moralischenFolgen und damit auch die
Zahl der Wohlfahrtsuntcrstütznngsempfanger weit
größer ist als im Osten. Ich betone dabei nochmals:
wir gönnen dem Osten die Durchführung des wirtlich
großzügig gedachten Ostprogramms (Znrnf des Abge¬
ordneten Nohl: Liebesgaben für die Großagrarier!).
Nach den offiziösen Zeitungsmeldungen sind zunächst
330 Millionen vorgesehen fiir Maßnahmen der land¬
wirtschaftlichen Umschnldung, der Ncusicdeluug, der
Steuersenkung, der Instandsetzung von Altwohnnngen
in Stadt nnd Land, der Besserung der Verkehrswirt-
schaft, der Förderung der Elektrizitätsversorgung und
für kulturpolitische Maßnahmen: Van von Kanali¬
sationen, Wasserleitungen, Krankenhäusern und
Schulen, Kindergärten uud Kinderhorten. Zur Hebung
der Kultur der schulentlassenenJugend soll angestrebt
werden, daß jedes größere Dorf sein Wohlfahrtshaus,
verbunden mit Turnhalle nnd Sportplatz, erhält. Da¬
neben sollen das Volksbüchereiwesen,das höhere Schul¬
wesen durch Errichtung von Internaten nnd das
Vollsschulwcsen durch den Nenbau zahlreicher Volks¬
schulen gefördert werden. Darüber hinaus besteht dann
noch die Absicht, 700 Kilometer Straßenstrecken mit
einem Gcsamttostenaufwand von ruud 40 Millionen
RM auszubauen. Alle diese Aufwendungen werden
gemacht für eine Vcvölterungszahl weit kleiner als die
der Rheinprovinz, aber es soll uns freucu, wenn
Reichs- und Staatsregierung Mittel finden, um dieses
Ostprugramm durchzuführen. Nur drei Bedingungen
müsscu wir daran knüpfen: Die Notlage des Westens
darf nicht dabei übersehe» und auch zu ihrer Abhilfe
müssen Mittel zur Verfügung gestellt werden, und die
Durchführung des Ostprugramms darf nicht zur Folge
haben, daß der finanzielle Transfer von dem Westen
zum Osten eineil Umfang annimmt, der die Not des
Westens noch vergrößert, und vor allem: die Hilfe¬
leistung muß aus allgemeinen Mitteln des Reiches und
des Staates gegeben werden und darf nicht, wie bei der
Oftprcußenhilfe des letzten Jahres, auf Kosten der
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übrigen preußischen Provinzen und damit in erster
Linie auf Kosten der Rheinprovinz erfolgen.

In dem Kampfe der verschiedenen Gebiete Preußens
um Anerkennung der größten Notlage uud um die
nrüßtmöglichsteBerücksichtigungaus zentralen Mitteln
meldet sich nun aber in der letzten Zeit noch ein
anderer angeblich Notleidender, dessen Ansprüche wir
nicht so leicht anerkennen können, das ist die Stadt
Berlin. Ihr Oberbürgermeister hat in der Sitzung des
Staatsrats vom 20. März 1929 von einer „unerhörten
Benachteiligung" der Stadt Berlin bei der Stenerver-
teiluug insbesondere auch bei der Verteilung der Kraft¬
fahrzeugsteuergcsprocheuund die kühnen Worte hinzu¬
fügt: „Ich mache den Staatsrat vielleichtnoch recht¬
zeitig darauf aufmerksam, daß die Unzufriedenheit in
Berlin, daß die VerdrossenheitBerlins Preußen gegen¬
über allmählich ein Maß annimmt, das gefährlich zu
werde» beginnt." (Heiterkeit.)

Also es wird mit nichts mehr und nichts weniger als
mit Separatismus Berlins gedroht, wenn seine finan¬
ziellen Wünschevom Staate nicht erfüllt werden. Auch
die mancherlei Schwierigkeiten der Berliner Verwal¬
tung in der jüngsten Zeit werden von den Vertretern
der Stadt gerne zurückgeführtauf die augeblich schlechte
fiuauzielle Vehandluug durch die Staats- uud Relchs-
regieruug, uud solche Aeußerungen haben auch schon
Zustimmung von Regierungsstellen gefunden. Auch
hier druheu deu Finanzen der Provinzen Gefahren,
darum auch hierüber uoch ein besonderesWort. Berlin
kann nicht leugnen, daß es bevölkerungspolitischnnd
Wirtschaftlich von der Arbeit des ganzen übrigen
Deutschlands lebt und ernährt wird. (Sehr gut!) D,e
Zahl der Sterbefälle iu Berlin übersteigt die Zahl der
Geburten. Berlin würde allmählich ausstcrben, wenn
uicht das übrige Deutschland für Berlin ständig Men¬
schen großzöge, ernährte uud ausbildete, die dann in
den Jahren, wo sie wirtschaftlicheWerte schaffenund
Steuerzahler sind, nach Berlin hinziehen und die
draußen gesammelte Kraft Berlin zugute kommen
lassen und so den Rückgang der Bevölkerung ver¬
ludern und die Steuertraft Berlins heben. (Zuruf:
Atte ist es mit Köln?) Aber noch mehr lebt wirtschaft¬
lich Berlin von der Provinz. Die Verwaltung des
Reichesuud vor allem Preußeus ist in Berlin in emer
Weise nnd in einem Umfange konzentriert, wie es ähn¬
lich in keinem Lande, auch uicht etwa in Frankreich nut
Paris, der Fall ist. Ständig tagen Parlamente mit
vielen hundert Mitgliedern, Reichstag, Landtag,
Neichsrat, Stcmtsrat, Rcichswirtschaftsrat, daneben alle
"'bglichen Ausschüsse.Verwaltungsräte, Beiräte, Ge¬
richtshöfe, nicht weniger als 83 solcher Ginrichtungen
°es Reiches zählt das Statistische Jahrbuch auf, ohne
die Einrichtungen Preußeus. Dazu kommen tue immer
Urößer werdeudeu Vcrwaltungsurganisationen der
tuwmuualeu Spitzenverbände, nnd die Schaffung neuer

Verwaltungsurganisationen des Reiches und Preußens
hört auch nicht auf. Ich erinnere nur an die in den
letzten Jahren neu hinzugekommenestreng zentralistisch
verwaltete Arbeitslosenversicherung. Auch die bestehen¬
den Vcrwaltuugsurganc dehnen sich iu ihrer Zuständig¬
keit immer weiter aus, vor allem durch die Fonds, die
sie zu verteilen haben. Hierhin wird beispielsweiseauch
gehören die Durchführung des Ostprogramms und des
Westprogramms. Dazu die Konzentration der Ver¬
waltung großer industrieller und finanzieller Unter-
uehmungeu in Berlin. Alles das bringt mit den da¬
durch bedingten ständigen Wallfahrten von Verwlll-
tuugsbeamteu nnd Deputationen nach Berlin riesige
wirtschaftlicheVorteile für die Stadt nnd einen großen
Geldzustrom. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Die
kriegen aber auch gcuug Zehrgeld niit auf die Pilger¬
fahrt!) Weuu man sieht, welche Mühe sich sonst eine
Stadt gibt, nm eine kleine Behörde zu bekomme»uud
von deren Verkehr etwas zu profitieren, und welche
Opfer die Stadt dafür bringt, so kann man ermessen,
was es bedeutet, weuu der Stadt Verliu alle solche
Dinge uucntgeltlich und in reichstemMaße in den
Schoß fallen. Eine iutercssautc Statistik zeigt folgen¬
des Bild: Unter Berücksichtigungder Einwohnerzahl
in Berlin und iu der Rheinprovinz ergibt sich, daß in
Berlin doppelt soviel Reichs-, Staats- nnd Kummunal-
bcamte und -angestellteleben als in der Rheinprovinz'
(Zuruf des Abgeordneten Nohl: Die sterben nicht aus!
Heiterkeit.), Beamte in leitender Stellung, und das
fällt aus verschiedenenGründen noch mehr ins Ge¬
wicht, sogar dreimal so viel! Für die im Bank- und
Vörsenwesen Tätige» beträgt das Verhältnis sogar 5
zu 1, uud bei einer ganzen Anzahl steuerkräftiger Be¬
rufe bzw. Stelluugeu ist das Verhältnis noch günstiger
für Berlin. Es würde daher der Gerechtigkeitdurchaus
entsprechen, wenn die Steuereinnahme« Berlins zu
einem großen Teil dem übrigen Deutschland, wo sie er¬
arbeitet werden, zugute kommen. Wenn aber bei dieser
Sachlage die Stadt Berlin noch besondere Berück¬
sichtigungaus Steuereinnahme«, etwa aus der Kraft¬
fahrzeugsteuer, verlangt, durch die sie günstiger als
andere Städte gestellt würde, oder Berücksichtigungbei
der Verteilung vou Staatsdotationen, so können solche
Ansprüche,die auf Kosten der übrigen Provinzen gehen
Würden, nicht scharf genug zurückgewiesen werden.
(Lebhafte Zustimmung.)

Weuu wir uns nun hier in der Rheinprovinz zur
Wehr setzen gegen eine Beeinträchtigung unserer finan¬
ziellen Lage durch andere Provinzen und Gebiete
Preußens, so wird uus iu Berlin, wie es der Herr
Oberpräsident schon angedeutet hat, immer eines ent¬
gegengehalten, nämlich die geringe Höhe unserer Pro-
viuzialumlagc. Es ist richtig, daß wir zur Zeit neben
Westfalen und Nassau die geringste Provinzialumlage
erhebe» u»d daß die Umlage i» Mittel- und Ost-
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deutschlaud vielfach das Dreifache unserer Prozent¬
sätze beträgt. Ein scheniatischer Vergleich ist aber hier
durchaus unberechtigt. In den Ostpruviuzen werden
viel mehr Aufgabe» durch die Pruvinzicilverwaltung
wahrgeuummcn, die hier im Westen durch die gegen¬
über dem Osten weit reicher entwickelteSelbstvcrwal-
tuug der Stadt- und Landkreise oder auch durch be¬
sonders geschaffene Zweckverbände,wie Ruhrsiedlungs¬
verband, Emscher-Genussenschaft,Ruhrtalsperrenver-
ein, wahrgeuommeu werden. (Sehr richtig! rechts.)
Bei Vergleich der Steuerbelastung müßte eiu großer
Teil der Abgaben, die an diese Stellen gezahlt werdeu,
der Pruviuzialumlage hiuzugerrchnet werden. Da¬
neben hat allerdings die geringe Proviuzialumlage
auch ihre» Grund mit iu der von mir schon erwähnten
Zurückhaltung der Pruvinzialvcrwaltung, besonders in
der Nachkriegszeit, sowohl in der Uebernahme ueuer
Aufgaben wie auch in der Ausgabebewilliguug für die
vorhandenen Anfgaben. Zum Beispiel werdeu im Ver¬
hältnis zur Einwohnerzahl und Gesamtsteuerkraft iu
den übrigeu Provinzen für kulturelle uud deutmal-
pflegerischeZwecke vielfach weit höhere Betrüge be¬
willigt als i» der Rheiuproviuz. Sodann ist aber auch,
wie schon eingangs erwähnt uud wie auch der Herr
Oberpräsident schon hervorgehoben hat, die Pro-
vinzialümlnge in der Rheinprovinz niedrig gehalten
worden auf Kosten der Aufnahme einer gewaltigen
Schuldeulast (Abgeordneter Haas: Hört, hört!), die
die folgenden Jahre schwer bedrücken wird und, soweit
ich es beurteilen kaun, eine Erhöhung der Umlage
wahrscheinlichunvermeidlich machen wird. Wenn man
aber diese Vorwürfe der zu genügen Proviuzial¬
umlage i» Berlin hört uud dabei die Drohung durch-
tlingt, daß deshalb die Rheinpruvinz beim neucu
Fiunuzausgleich soviel schlechter behandelt werden
müßte, nm auch sie zu zwiugeu, höhere Proviuzial¬
umlage,, zu erheben, so wäre das doch geradezu eine
Strafe für sparsame Ausgaben uud sparsame Steuer-
Wirtschaft. (Sehr gut! rechts.) Auf jeden Fall dürfte
aber in dieser Fassung für uns eine Warnung liegen,
nicht durch eine «nvernünstige und durch die Finanz¬
lage tatsächlich nicht gerechtfertigte Drosselung der
Provinsmlumlage sich.der Gefahr auszusetzen,,daß aus
diesem Grunde die Staatszuwendungen bedeutend ge¬
kürzt und so eine Steigerung der Provinzialumlage
bei uns nicht durch steigende Ausgaben, sondern ,durch
Wegfall der Staatseinnahmen geradezu erz>!Mugen
würbe.

Ich komme damit zu der Aufstellung des vor¬
liegenden Haushaltsplans und beginne am richtigsten
in derselben Weise, in der er auch praktisch zustande
gekommenist, nämlich bei den Steuern. Entsprechend
der Stellungnahme der früheren Pruvinzialausschüsse
uud Provinziallandtage und entsprechend dem berech¬
tigten Bestreben, vor allem der Wirtschaft, eine

Stcuererhöhung unter allen Umständen zu vermeiden,
ist auch in diesem Jahre bei der Aufstellung des Haus¬
haltsplans zunächst als feststeheud davuu ausgegangen
wurden, daß die Proviuzialumlage auf keiuen Fall
erhöht werden dürfe, nnd sie wurde deshalb mit den,
gleichenBetrage wie im Vorjahre von 12 2N0NUU RM
und demselben Prozentsatz, nämlich 5,25 Prozent von
Reichssteucrübcrweisungen und 9,79 Prozent von den
Realstenern eingesetzt. Man hätte ja sage» tonnen,
daß darüber hinaus hätte versucht werdeu müssen, die
Provinzialnmlage zu scuken. Aber abgescheu davon,
daß aus deu eben angedeutete,. Gründen ein solches
Vorgehen durchaus unpraktisch gewesen wäre, stand
von vuruhcrciu bei dem Sinken anderer Steuerein¬
nahme» uud bei der unvermeidliche,! Erhöhung ein¬
zelner Ausgabeposten fest, daß es unmöglich sein
würde, mit eiucr geringere,, Provinzialnmlage aus¬
zukommen, daß vielmehr die jetzige sich nur unter
außerordentlichen Ausgabcdrosscluugeu würde halten
lassen. Bei den Ueberweisnngen aus Reichscin-
tommen- nnd Körperschaftsstcnern ist derselbe Betrag
wie in, Vorjahre «»gesetzt worden, dagegen mußte bei
der Dotation infolge der im vorigen Jahre beschlossenen
Ostprenßenhilfe mit einem Weniger von 380 NUN RM
gerechnet werden. Die Kraftfahrzengsteucr ist mit 19
Millionen, nnd zwar mit 1 Willion mehr als im Vor¬
jahre eingesetztworden. Diese Zahlen der Einnahmen,
ans denen in erster Linie die Möglichkeit, den Hans¬
haltsplan innezuhalten, beruht, stehe» aber auf außer¬
ordentlich schwankendenFüße». Sie sind nämlich an
vier Voraussetzungen gebunden. Die erste Voraus¬
setz» ug ist: Der Fiuauzausgleich zwischen Reich uud
Preuße,, muß bleibe,, wie bisher; sehr zweifelhaft,
ob das der Fall sein wird.

Die zweite Voraussetzung ist: Der Finanzausgleich
zwischen Preußen und den Provinzen in seiner Ge¬
samtheit muß bleibe,, wie bisher. Sehr zweifelhaft,
ob es der Fall sei,, wird.

Dritte Voraussetzung: Die Verteiluug der Pro-
vinzialdutatiunen nnd der Kraftfnhrzengstenern nuter
die Provinzen muh bleiben wie bisher; ebenfalls
außerordentlich zweifelhaft, vor allem hiusichtlichder
Kraftfahrzeugsteurr; und vierte Vuranssetzuug: Die
Einkommen-, Körperschafts- und Realstenern müssen
den gleiche» Betrag t» diese», Jahre aufbringe» wie
im vergangenen Jahre, — ebenfalls sehr zweifelhaft.

In allen vier Punkten ist die Möglichkeit,daß wir
uns zu unseren Gunsten irre», völlig ansgeschlosse».
(Z»i»f des Abgeordneten Dr. Leh: Das glaube ich
auch!) Wohl aber besteht i» jeden, dieser vier Punkte
die große Gefahr, daß die endgültige Gestaltung der
Gesetzgebungüber den Finanzausgleich in seinen ver¬
schiedenen Formen sowohl Wie der Eingang der
Steuern viel ungünstiger ausfallen wird, als wir an¬
genommen haben, uud daß dann der vorliegende Haus-
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haltsplan von vornherein mit einem großen Defizit
belastet ist.

Nun noch ein besonderes Wort zu dem wichtigsten/
zu dem aber auch am meisten gefährdeten Posten
unserer Einnahmen, der gerade zur Zeit auch Gegen¬
stand der Unterhaltung in den zuständige» Stelleu
Berlins ist, der Kraftfahrzeugsteuer. Für ihre Ver¬
teilung gelte» bctauutlich zur Zeit folgende Grund¬
sätze: Von dem anf Preußen entfallenden Anteil er¬
halten nach Abzug von 4 Prozcut für die Vrücken-
geloablösuug 30 Prozent die Stadt- und Landkreise
unmittelbar dnrch die Regierungspräsidenten und 70
Prozent die Provinzen. Die Verteilung dieser 70 Proz.
rrfulgt folgendermaßen: Vorweg bekommenje 2 Mil¬
lionen Berlin und Ostpreußen, von dem Rest erhalten
die Westprovinzen (Rheinprovinz, Westfalen, Nassau)
eiu Fünftel als Voraus. Der danu verbleibende Rest
wirb auf alle Provinzen verteilt und zwar Mr
Hälfte nach dem Gebietsnmfaug und zur Hälfte nach
der Länge der Provinzialstraßen. Der Verteilungs¬
schlüssel nach dem Gcbietsumfang ohne Rücksicht auf
die Lauge und den Verkehr der Straßen und nach der
Straßenlängc ohne Rücksichtauf die Dichtigkeit des
Verkehrs führt au uud für sich zu gauz unsiumgen
Ergebnissen und läßt den Charakter der Kraftfahr¬
zeugsteuer als Zwecksteuer, d. h. als einer Steuer, tue
von den Kraftfahrzeugbcsitzcrn zum Zweck der Unter¬
haltung der vun ihnen befahrenen Straßen gezahlt
wird, völlig außer acht. Erträglich wird dieser Schlüssel
für die westliche» Provinzen nur durch den fo-
llennnntrn „Voraus", der aus der Zeit nach dem
passiven Widerstand herrührt. Es ist richtig, daß die
Gründe für seine Einführung heute nicht mehr zu¬
treffen, vielmehr kann er heute nur betrachtet werde»
als eiu uubediugt notwendiger Ausgleich für den
völlig ungerechte» allgemeinen Verteilungsschlüssel.
Das hat anch der Herr Minister des Innern in einer
Nn Vorjahre im Preußischen Landtag vorgelegten
Denkschrift anerkannt. Infolgedessen kann die Auf¬
hebung des Voraus, der man an sich theoretisch zu¬
stimmen könnte, nur stattfinden, wenn gleichzeitigder
Verteilungsschlüsselgeändert wird. Ich bin dem Herrn
Oberpräsidenten dankbar, daß anch er diesen Gesichts¬
punkt an die Spitze seiner Ausführungen über die
Kraftfahrzeugsteuer gestellt hat. Schou jetzt bei Ge¬
währung des Voraus bleibt der Proviuzmlauteil em-
schließlichdes Kreisauteils der westlicheu Provinzen
"" der Kraftfahrzeugsteuer wcfcutlich hinter ihrem
Aufkommen zurück, während die östlichen Provinzen
«» Vielfaches des Aufkommens erhalten, beispiels¬
weise erhält Ostpreußen nahezu das Vierfache.
Pummern das 2X.fache.Bei Wegfall des Voraus ohne
Aenderung des Verteilungsschlüsselswürde die Rhem-
pruviuz etwa 9 Millionen weniger bekommen, nnd da¬
mit würde der gesamte Haushaltsplau und auch die

gesamte Straßrnunterhaltung der Rheinprovinz zu¬
sammenbreche». Die Rheinprovinz kann aber keinen
Verteilungsschlüssel als gerecht anerkennen, in dem
überhaupt der Maßstab des Gebictsumfaugs euthalten
ist, vielmehr ist der einzig gerechte Vertciluugsschlüssel
die Stärke des Verkehrs, und diese bestimmt sich nach
der Zahl der in der betreffenden Provinz beheimateten
Kraftfahrzeuge oder, was auf dasselbe hinausläuft,
nach dem provinziellen Auskommen an Kraftfahr-
zcngsteuer.Der Kraftwagenverkehrüber die Grenzen der
Provinzen gleicht sich im allgemeinen aus. Ginzelue
Unbilligkeiten können dnrch Sonderbestimmungen be¬
seitigt werden. Eine besondere Berücksichtigungwürde
die Rheinprovinz noch deshalb verdienen, weil, wie die
Statistik zeigt, gerade die schwerenLastkraftwagen, die
den größten Verschleiß der Straßen bewirken, ln der
Rheinprovinz auch über das Verhältnis der Kraft¬
wagen überhaupt uud des Anftommens an Kraftfahr-
zeugstener hinaus uugewühulichzahlreich vertreten sind.

Visher habe ich nur vom Anteil der Rheinpruvinz
überhaupt gesprochen. Wie schon erwähnt, sind darnu
aber auch beteiligt die Stadt- nud Landkreise, so daß
nicht der gesamte Betrag in unserem Haushaltsplan
erscheint. Im Vorjahre ist der Anteil der Kreise an
der Kraftfahrzeugsteuer auf Antrag rheinischer Ab¬
geordneter von 25 Prozent anf 30 Prozent erhöht wor¬
den mit entsprechender Senkung des Provinzial-
anteils vo» 75 auf 70 Prozent. Bei dieser Gelegenheit
zeigte es sich wiederum, wie eng die Interessen des
Provinzinlverbandes nnd der Kreise anf dein Gebiete
der Kraftfahrzcngstcuer miteinander vertniipft sind.
Die Maßnahme hat nämlich eine ganz andere Wir¬
kung, als wohl von ,den antrngstellen'den rheinischen
Abgeordnete», die den Kreisen damit helfen wollten,
beabsichtigt war. Während nämlich dnrch die Maß¬
nahme dem Rheinischen Pruvinzialverband 1,361 Mil¬
lionen entzogen wnrde» — ich folge einer Ausrech¬
nung in der Zeitschrift des Landtreis-Verbandes ^,
erhielte» davon die rheinischen Stadt- und Laudkreise
nicht ciumal die Hälfte, soudern nur 640 000 RM, ein
Betrag von 741000 RM Wandertc in die übrigen
Provinzen ab. Es hängt das mit der besonders kom¬
plizierten Verechnungsweise des Kreisanteils zu¬
sammen. Andererseits hat der Ausfall au Kraftfahr¬
zeugsteuer, deu der Rheinische Provinzialverband er¬
litt, den Provinzialansschuß, wie Sie aus dem Haus-
haltsplaueutwurf ja ersehen habe», leider dazu ge-
uütigt, die Provinzialmittel znr Förderung des Kreis-
uud Gemeindewegcbaueszu kürzen, so daß also letzten
Endes niemand in der Rheinprovinz von dieser über¬
stürzten Aenderung der Steuerverteilung einen Nutzen,
sondern alle Beteiligten nur Schaden hatten. (Hört,
hört!) Den finanziellen Nutzen hatten mir die übrigen
Provinzen. Um so erfreulicher ist es, feststellen zu
dürfeu, daß bei dem schweren Ringen, das jetzt um
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die Neuverteilung der Kraftfahrzeugsteuer stattfindet,
der Rheinische Provinzialverband und die rheinischen
Stadt- nnd Landkreise Schulter an Schulter kämpfen,
unterstützt mich vun den sämtlichen rheinischen Be-
rufsstäuden. Vun allen genannten Stellen ist in diesen«
Sinne eine an die rheinischen Abgeordneten gerichtete
Denkschrift unterzeichnet uud der Staatsregierung
überreicht worden.

Die Frage des Kraftwagenvertehrs auf den öffent¬
lichen Straßen nnd der von den Kraftwngenbesitzcrn
z« zahlenden Abgabe ist neuerdings auch noch in einer
recht interessanten Denkschrift der Hauptverwaltung
der Deutschen Reichsbahngcscllschaftzur Debatte ge¬
stellt worden. Die Denkschrift enthält Gesichtspunkte,
die m. E. durchaus zutreffend sind. Es ist untragbar,
daß sich ein Lastkraftwageuverkehr auf weite Ent¬
fernungen entwickelt und die Eisenbahn unterbietet,
uud zwar nur dadurch, daß die Allgemeinheit aus
Steuern für die Lastkraftwagen die Fahrbahn unter¬
hält, die die Eisenbahn ans ihren eigenen Mitteln
selbst bezahlen muß. Es ist daher der Forderung, daß
der Kraftwagenvcrkehr seine vollen Selbstkosten selber
aufbringen muß, nur beizupflichten,znmal, wie schon
erwähnt, gerade die schweren Lastkraftwagen, die die
große Konkurrenz für die Eiseubahu darstelle», ander
Fahrbahn der Straßen nnd insbesondere auch an den
Straßenbrücken die größten Schäden anrichten. Es
ist aber völlig abwegig, wenn die Reichsbahn die For¬
derung aufstellt, die besonders erhöhte Abgabe, die für
den Straßenverschleiß vun diesen Wagen gefordert
werden müsse, müjse der Reichsbahn oder der Reichs¬
kasse zufließen. (Heiterkeit.) Vielmehr gehört diese
Abgabe den Wegeunterhaltungspflichtigen, damit sie
den Wegebenntzernwieder in der Form gut erhaltener
Straßen zugute kommt.

Von besonderem Interesse ist übrigens, was ich an
dieser Stelle erwähne» möchte, daß ucuerdings in dem
reichen England derselbe Grundsatz aufgestellt und
durchgeführt wird, daß die Abgabe vom Autoverkehr
groß genug sein müsse, um im wcscutlicheudie Unter¬
haltungskosten der Durchgaugsstraßen ganz zu tragen,
da auf ihnen ein Verschleißnur durch den Autoverkehr
stattfindet. (Sehr richtig! rechts.)

Sie sehen aus dem Vorgetragenen aber, ans wie
nnsicherer Grundlage unser Einnahmeposten aus der
Kraftfahrzeugsteuer beruht, zumal er noch entsprechend
der angenommenen Steigerung der Kraftfahrzeuge um
1 Million gegenüber dem Vorjahre erhöht wurden ist.
Um nun durch einen etwaigen Ausfall nicht den
ganzen Hanshaltsplan in Unurdnung zu bringen,
schlägt der Pruvinzialausschuß Ihnen unter Nr. Ill
des Veschlußentwurfs vor, die Ueberweisungen aus der
Kraftfahrzeugsteuer in enge Verbindung mit den Aus¬
gaben des Haushalts der Straßenverwaltnng zu brin¬
gen, nnd zwar in der Weise, daß, wenn die Beträge

nicht erreicht werden, die Ausgaben der Straßenver¬
waltung entsprechend gekürzt werden.

Damit komme ich zu dem wichtigsten Einzelhaus-
haltsplau, zu der Straßenverwaltung. Der Haushalts¬
plan wird in immer größerem Maße belastet durch
die Verzinsung uud Tilgung der für den Ausbau der
Straße» verwendeten Anleihemittel, wofür jetzt schon
5 6U0 00N RM vorgesehen sind. Da ferner auch hier
der Grundsatz an der Spitze stand: Keine Erhöhung
der Provinzialumlage, so mußte trotz der Vergröße¬
rung des Straßennetzes um 1?l> Kilometer »eue über¬
nommene Straßen der Betrag für die laufende Unter¬
haltung um 1 Million gegenüber dem Hanshaltsplan
1929 und um annähernd 4 Millionen gegenüber den
Ausgaben 1928 heruntergesetzt werden. Daß sich das
an dem Zustand der Straßen auswirken wird, ist un¬
vermeidlich. Aber auch dieser Betrag konnte nur ein¬
gesetzt werden unter Herabsetzung der Mittel, die für
die Unterstützung des Gemeinde- und Krciswegcbanes
in Ansatz gebracht wurden, uud zwar ist der eigentliche
Untcrstütznngsbetrag von 1709 000 RM auf 1 Million
und der Betrag für den Ausbau vou Uebcrnahme-
straßcu vou 1 Million auf 500 900 RM herabgesetzt
wurden. (Hört, hört!) Ich verstehe, daß dies außer¬
ordentlich schmerzlich für die davon betruffeuen Land¬
kreise und Landgemeinden ist, aber es wird doch da¬
durch erträglich, daß diese Herabsetzung weit mehr als
ausgeglichen wird durch den Betrag, den die Land¬
kreise unmittelbar aus der Krnftfahrzeugsteuer auf
Kosteu des Proviuzialanteils erhalten. Infolgedessen
ist der Betrag, der ihnen zur Unterstützung des Wege¬
baues vou übergeordneter Stelle zufließt, jetzt etwa
doppelt so groß, als er jemals bei der höchsten Unter¬
stützung aus Provinzialmitteln gewesen ist. Soll aber
das System der finanziellen Trägerschaft des Kreis-
nnd Gemeindewegebanes durch Pruvinzialmittel noch
weiter ausgebaut werden, wie es beispielsweiseauch im
Preußische» Landtag mehrfach gefordert worden ist,
so wird man einer Regelung nähertreten müssen, die
auch in anderen Provinzen schon getroffen ist, daß die
Provinzialstraßenverwaltnng anch die Verwaltung für
durchgehende Kreis- nnd Gcmeindewege unter einer
Kostenbeteiligung dieser Stellen in die Hand nimmt
und damit vor allem für eine dauernde sachgemäße
Instandhaltung der Wege, die mit Unterstützung der
Provinz ausgebaut worden sind, gesorgt wird. (Ab¬
geordneter Dr. Schüler: Sehr richtig!) Wenn dies
nicht der Fall ist, so wird geradezu wörtlich Geld in
den Dreck geworfen. (Zustimmung.)

Zur Ergänzuug der Mittel des ordentlichen Haus¬
haltsplanes für Straßenunterhaltung sollen dann aus
dem außerordentlichen Haushalt im Wege der Anleihe
noch 4 Millionen hinzugefügt werden, und zwar 2^>
Millionen für die Unterhaltung uud den Ausbau des
eigenen Straßennetzes und 1)4 Millionen für den
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Ausbau von Uebernahmestraßen, wofür, wie eben er¬
wähnt, der Betrag des ordentlichen Haushalts um
^ Million gekürzt worden G, Aber der Provinzial-
aussch»ßschlägt Ihnen vor, an die Verwendung dieser
Mittel die Bedingung zu tuüpfeu, daß es im Laufe
dieses Jahres möglichwerde, diesen Betrag durch eine
langfristige Tilgungsauleihc aufzuuehmeu. Ich möchte
dringend bitte», au dieser Bediugnug festzuhalten.Die
Nerechtignng dieser Bedingung ergibt sich aus dem,
was ich gleich über die Höhe der kurzfristigen An¬
leihen der Provinz zu sagen habe. Im übrige» ist
aber für de» Straßenbau uoch außerordeutlich be¬
dauerlich die schon erwähnte Tatsache, daß Mittel für
die wertcschaffciide Grwcrbslosenfürsorge entweder
überhaupt nicht mehr fließen oder nur die viel zu ge¬
ringe Gruudfürderilug gewährt wird. Bei dem iu Aus¬
sicht genuunncuen Bau der Autostraße Köln—Bouu
war im Finauzieruugsplau mit diesen Mitteln ent¬
sprechendden Zusage» der Reichs- und Staatsregic-
nuig gerechnet worden, uud es ergab sich für deu
Vruviuzialausschuß die schwereEutscheiduug, ob trotz
des Ausbleibens dieser Mittel mit dem Ban begonnen
werden konnte. Der Provinzialausschuß hat diese
Frage trotz vieler Bcdeukcu bejaht, da es nicht zu
"ernutworteu geweseu wäre, auch noch die 5—600 Ar¬
beitslose», die hier beschäftigt werden konnten, für
diesen Winter der Arbeitslosigkeit preiszugeben. Da-
dei wnrde aber damit gerechnet, daß die mehrfache Zu¬
sage der Reichsrcgierung, aus deu ersten neu zur Ver-
sünung gestellten Mitteln die verstärkte Förderung für
diese Arbeiten nachzngewährcu, eingehalten werde.

Visher sind vom Pruviuziallaudtag, wie erwähnt,
»ach der Inflation bewilligt 81 Millionen Anleihe,
davon für den Straßenbau 4!) Millionen. Es sind
allerdings vou den 81 Millionen erst ausgegeben 68
Millionen und hiervon durch Auleihe gedeckt 61 Mil¬
lionen. Von diesen 6l Millionen Anleihe sind aber nur
^ Millioneil langfristig nnd 38 Millionen kurzfristig.
Vei diese» Hcchlellwerden Sie mir zustimmen, daß es
""tragbar ist, den Betrag der kurzfristigen Kredite
""« weiter zu erhöhen, zumal die fchon bewilligten,
"l'er noch nicht nnsgegebencn IN Millionen zwangs¬
läufig dnzn kommen. Der Haushaltsplau der Ver¬
mögens- und Schnldenvcrwaltung sieht dann zur teil¬
weise» Deckung des Fehlbetrages der frühereil Haus¬
halte 200 000 RM Vor, leider nur 200 000 RM, ob¬
wohl von diese» Fehlbeträgen noch 572 N00 RM aus
der Zeit bis 1928 Vorhände» sind und in diesemJahre
"wa 800 000 RM hinzukomme,!. (Hört, h°rt! /ecki "
^r Fehlbetrag dieses Jahres ist übrigens lediglich
hervorgerufen durch die im Laufe des Jahres be-
schlossene Ostpreußenhilfe, die unsere Ginnahmen um
1400 000 RM gekürzt hat. Wenn das nicht der Fall
>"wese»wäre, hätten wir keine» Fehlbetrag, so»der»
""e» kleine» Ueberschnß gehabt. Die Geringfügigkeit

des zur Schuldentilgung vorgesehenen Betrages, der
eigentlichnur eiue schöne Geste der Defizittilgnng dar¬
stellt, ergab sich auch hier zwangsläufig aus der Ab¬
sicht, die Grhöhuug der Provinzialumlagc zu ver¬
meiden.

Auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege siud der
Pruviuzialvcrwllltung bei der Verteilung der Auf¬
gaben die schwierigstenzugefallen, nämlich die Unter¬
bringung des großen Heeres all der bedaueruswerteu
und unglücklichenMenschen, die infolge körperlicher
nnd geistiger Veranlagung, infolge von Krankheit,
Not nnd Elend, infolge schlechter Erziehung und
schlechter Umgebuug, infolge Mißbrauchs vou Alkohol
uud Rauschgiften, zum großen Teil ohne wesentliche
eigene Schuld aus dem nurmalen Gleise des Lebens
herausgeworfen sind »nd sich drauße» in der Freiheit
entweder überhaupt uicht zurechtfiuden oder aber den
Wog zu körperlicher und moralischer Gesundung ohne
fremde Hilfe uicht fiuden küunen. Nicht weniger als
35 000 dieser Armen sind durch die Proviuzialverwal-
luug zu betreue», es ist das Heer der Geisteskraule»,
Schwachsiuuigen,Epileptiker, Taubstumme», Blinde»,
Krüppel, Fürsorgezögliuge, Landhilisbedürftigeu,
Wauderarmen, Bettler, Landstreicher, Trinker, Pro¬
stituierte». (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das sind
die Opfer Ihrer verbrecherischenkapitalistischenGesell¬
schaftsordnung!) Nnd sollte das schon längst in Aus¬
sicht stehende Bewahrungsgcsetz kommen, so wird die
Zahl noch größer werden. Aber jetzt schon möge mall
aus der Zahl und der Art der unterzubringenden
Hilfsbedürftigen ermessen, um welch schwere Aufgabe
es sich hier handelt, und möge auch ermessen, wie wenig
es bedeutet, wenn dnrch eingehendes Suchen im Laufe
eiues Jahres sich ein oder zwei Fälle von Mißgriffen
oder uurichtiger Vehnudluug finden lassen. (Zuruf
links: Der kluge Manu baut vor!) Wir suchen dieser
Aufgabe Herr zu werde«, einmal in eigenen Pro-
viuzialaustaltcu, deren wir zn den vorgenannten
Zwecken 33 besitzen, voll denen die grüßte, Vedburg-
Hau, 2650 Krallte umfaßt. Sodnuu haben wir hier in
der Rheinprovinz nnch den außerordentlichen Vorteil,
daß wir eine große Allzahl ausgezeichneter Privat-
austnlteu, vor allem der christlichen Liebcstätigkeit der
beiden Konfessionen, für unsere Zwecke benutzen
tonnen. In diesem Wettbewerb in der Verteilung der
Uutcrzubriugendcu auf die beiden Arten von Anstalten
sehen wir die glücklichsteLösung der uns übertragenen
Aufgabe.

Iu erster Liuie handelt es sich um die Unter¬
bringung der Geisteskranken,Epileptiker und Schwach¬
sinnigen. Ihre Zahl steigt leider andauernd, und zwar
auch wesentlichstärker als die Vevölkerungszahl. Rund
18 500 Kraute sind augenblicklich von uns zu versorgen,
annähernd die Hälfte in Provinzicilanstalten und der
Rest iu Privntanstalten. Die Zahl der Neuaul<'
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nummenen, allein der Geisteskranken in den Provin-
zial-Heil und Pflegeanstalten, hat im letzten Jahre
5700 betragen. Die andauernde Steigerung ist aber,
wie ich auch früher schon mehrfachhervorgehoben habe,
zn einem großen Teile nicht eine Steigerung der
Krankheitsfälle, sondern eine Steigerung der An-
staltsuuterbriuguug, indem immer darauf gedrängt
wird, Krauke, die früher vielleicht zu Hause blieben,
anch bei besseren Wohuungs- und einfacheren Ver-
kehrsverhältnissen zu Hause bleibe» konnten, setzt in
die Anstalt zu briugeu. Ich kaun auch hier wieder
nur an die Bezirksfürsurgcverbände, die doch einen
wesentlichen Teil der Kosten zn tragen haben, die
dringende Mahnung richten, immer wieder zn prüfen,
ob nicht ein Kranker zu Hause iu der Familie, vielleicht
unter Gewährung einer Unterstützung, iu offener Für¬
sorge bleiben kann. Die von den Provinzial-Heil- nnd
Pflegeaustalten aus für die meisten Stadt- und Land¬
kreise eingerichtete offene Fürsorge soll diese Be¬
strebungen wirksam unterstützru, hat aber bis jetzt au-
scheinendnach dieser Richtung hiu noch wenig Erfolg
gehabt. Die Finanzen des Pruvinzialverbandcs wer¬
den hier belastet nicht nur durch die laufende», Untcr-
haltskosten, sondern auch durch die Notwendigkeit,
immer neue Plätze für oie Unterbringung zn be¬
schaffen. Das Normale wäre gewesen, längst au den
Neubau einer Heil- uud Pflegcaustalt heranzugehen,
der aber für 1200 Betten, selbst in einfachster Aus¬
führung, 10 bis 12 Millionen gekostet haben würde.
Infolgedessen haben wir uns behülfen und gedenken
uns auch weiter zu behelfen durch Ausbau uud Ver¬
größerung der vorhandenen Anstalten und Heran¬
ziehung der Privatnnstalteu. Gerade das erstere tun
wir um so lieber, als doch die Erfahrung zeigt, daß,
je größer die Anstalt ist, desto geringer die ans den
Kopf des Kranken täglich entfallenden Messekosten.
Infolgedessen müssen für biche Zwecke des Ausbaues
unserer Heilanstalten auch im diesjährige» außer¬
ordentliche» Hanshaltsplan wieder rund 800 000 RM
eingestellt werden.

Erfreulicher als diese doch iu großem Umfauge
unproduktive» Ausgabe» sind die Ausgaben ans dem
Gebiete der Jugendfürsorge, i» erster Linie in der
Fürsorgeerziehung. Zunächst ist es gewiß zu begrüßen,
daß die Zahl der Fürsorgczögliuge abuimmt. Aber
auch diejenigen, die der Provinzialverwnltnug über¬
geben werden, werden zu einem großen Teil dank der
aufopfernden Tätigkeit der weltlichen Erzieher in
nnseren Provinzialanstalten uud des geistliche» Gr-
zieherpersuuals in den Privatanstalten zu brauchbaren
Gliedern der Gesellschafterzogen nnd vor dem körper¬
lichen und seelischen Verderben bewahrt, dem sie ohne
die Fürsorgeerziehung auhcimgefnlleu wärcu. Au

^ diesem zweifellose», auch vo» viele» Zögliugeu uud
gen,"'',» Eltern selbst dankbar anerkannten Ergebnis

können auch einzelne Mißerfolge oder auch einzelne
Mißgriffe, die bei einer Zahl von 13 000 Zöglingen
unvermeidlich sind, nichts ändern. Dem in der Er¬
ziehung tätigen Personal gebührt für seine auf¬
opfernde Arbeit um so höhere Anerkennung, als auch
iu der Rheiuproviuz versucht wird, die Zöglinge auf¬
zuhetzen uud sogeuauute Revolte» hervorzurufen. Es
ist trotz aller Anstrengungen bis jetzt in keinem Falle
gelungen. Das zeugt für den guten Geist unserer
Austalteu, für deu guteu Geist des Personals, vor
allem auch für deu guteu Geist unserer Zöglinge-
(Lebhafter Beifall.)

Das Landesjugendamt hat sich die besonders wich'
tige Aufgabe gesetzt, vurbeugeud zu wirken, nm die
Maßnahmen der nnchherigen kostspieligenFürsorge,
vor allem der Fürsorgeerziehung, zu vermeiden. Den«
Zwecke dient einmal die freiwillige Grziehuugshilfe für
solche Iugcudlichc, die im Giuveruchmen mit den
Eltern vorübergehend durch die Pruviuzialvcrwaltung
uutergcbrncht werden, dann auch die Fürsorge M
kinderreicheFamilien, deren Kinder ja dnrch die wirt¬
schaftliche Notlage besonders gefährdet sind. Zu diesem
Zwecke ist auch in den Hanshaltsplan „Verschiedenes"
der Betrag zur Verbilligung von Darlehn für Woh¬
nungen minderbemittelter kinderreicher Familien von
200 000 NM anf 300 000 NM erhöht worden. Als vor¬
beugende Jugendfürsorge sind dann nnch anzusehen
die Ausgabe» für Iugcudpflrge, vor alle,» für das in
dc» Dienst der Jugendlichen zn stellende gute Lichtbild-
weseu, uud sudauu die Bekämpfung der Schund- und
Schmutzliteratur. Das Landesjugendamt der Rhein-
Provinz darf stolz darauf sriu, daß es gerade auf den»
letzten Gebiete bahnbrechend vorgegangen ist nnd n»
der Spitze aller Landesjngcndämter steht. Es wird
diesen Weg dank der tatkräftigen UnterstützmM
weitester Kreise trotz aller Angriffe weitergehen. Es
kann diesen Weg nm so eher weitergehen, als ihm diese
Unterstützung von Kreisen jeder Weltanschannng zu¬
teil wird. (Znrnf des Abgeordneten Nohl: Vor allein
der Schwarzröcke!)

Die Krüppelfürsorge der Provinzialverwaltung lM
eine besonders erfolgreiche Entwicklung genommen-
Sie wird durchgeführt iu der vuu alle» Seiten als
musterhaft nuertauuteu Orthopädischen KinderheN-
austalt Süchteln und in einer Anzahl Privatanstalten
der beiden Konfessionen. Ungefähr 4600 Krüppel-
kiuder wurden im vergangene» Jahr von uns unter¬
gebracht mit etwa 800 000 Pflegetagen. Leider zwingt
auch hier die angespannte Finanzlage für die Zukunft
zu einiger Zurückhaltung in der Unterbringung, v^
allem bei der wegen der langen Dauer besoudcrs kost¬
spieligen handwerklichen Ausbildung.

Giue recht bedauerliche Ausdehnung hat in den
letzten Jahren die Trinkerfürsorge nehmen müssen, be>
der der Provinziniverband sich, wir es eben nnf alle«
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Gebiete, »e Aufgabe ist, vor allen, der schwierigsten
Falle n ut, mit denen die Trinkerheilanstalten und
dw W ,.,..yrtsä,nter der Stadt- und Landkreise nichts
"whr anzufangen wissen. Infolgedessen wurde vor
Mehrere,, Jahre» eine Abteilung für entmündigte
Trinker im Anschluß an die PrMinzial-Ar'beitsanstalt
Branwciler eingerichtet. Sie wurde in den letzten
Iahreu iu immer größerem Umfange in Anspruch ge-
uuunneu, so daß dadurch schon ihre Notwendigkeit be¬
gründet ist. Die Uutcrbriuguug iu Brauweiler bringt
"ber manche Schwierigkeiten mit sich, vor allem bei der
U'tz'geu großen Zahl von 200 Untergebrachten, womit
nber die eingehenden Antrage noch nicht befriedigt
Werden können. Dn nuu infolge der gesunkenen Zahl
°cr Fürsorgczöglinge ein Proviuzial-Erziehuugsheim
^üiein anderen Zwecke zugeführt werdeu kounte, wird
^lüieu eine Vorlage unterbreitet mit dem Vorschlage,
°as Proviuzial-Erziehuugsheim Fichtenhain in eine
Anstalt für entmündigte Trinker und Leichtgcistes-
"'ante umzuwaudeln.

Es ist au dieser Stelle uicht möglich, auf die sämt-
uch^u Haushaltspläne einzeln einzugehen. Ich möchte
"ur noch verweisen auf den Haushaltsplan der land¬
wirtschaftlichenAngelegenheiten, bei denen die Pro-
buizinlverwaltuug gemeinschaftlich mit Staatsregicruug
u«d LnndN'irtschaftskammerdie Förderung der Land¬
wirtschaft ans allen Gebieten durch Beihilfen für
-«udeuverbesseruugeu,für das landwirtschaftlicheSchul-
"^n, für Versnchsstationen, für Weinbau, Obstbau
U"d Gemüsebau und Tierzucht tntig ist. Daneben
'teheu die besondcren Provinziallrhranstaltcn für
^"»blln, Obstbau und Landwirtschaft in Trier,
Nreiiznachn„d Ahrweiler.
. In den Hanshaltsplan für gewerblicheZwecke sind
U'Kt „eben der Unterstützung gewerblicherSchulen ent-
Wrecheud dem Beschluß des vorigen Proviuziallaud-
t"cies 50 000 RM Beihilfen au die Handwerkskammern
zur Förderung des handwerkliche» Nachwuchseseiu-
Nchellt.

Im übrige» darf ich i» bezug auf die GiuzelhauS-
'"ltspläne auf die Ausführungen des Vurbcrichtes
ucrweison nud will »ur »och die Schlußzahle» an¬
fuhren: Der Ncttohanshnlt nach Abzug der Grstattnn-
U"> iuiu'rhalb der Verwaltung schließt ab mit 135 Mll-
""»e» gegenüber 133 Millione» im Vorjahr, uud der
"'s den Steuer,, zu deckende Zuschußbeträgt 55 WO UM
^t gegenüber 54 700 000 RM im Vorjahr. Sie sehe,,
^ un»z unwesentlicheSteigerungen trotz einer großen
Anzahl tatsächlichzwangsläufiger Mehrausgaben. A»f
"Uzelne habe ich ja eben schon hingewiesen. Das Gr-
?""is kouutc „ur dadurch erzielt werde,,, daß schon
''uwrhalb der Verwaltung die Ausgaben immer weiter
°"urzt wurden, soweit es nur trgendmöglich war, um
° in dem nutwendigen Endresultat, Vermeidung einer
"'»lageerhöhnng, zu komme,,. Manche Kürzung ist
"" und zwangsweise, so ». a. anch die Kürzung der

Ausgaben der Huchbanabteiluug von 3 Millionen auf
16!>0 000RM. Es wird sich das an dem Aeußern
unserer Anstalten zeigen, aber es war unvermeidlich.
Es wird aber im Auge zu behalten sein, daß Erspar¬
nisse in der Verwaltung nur in ganz unwesentlichen.
Umfange erzielt werde» küiinen durch Kürzung von
Etatspositionen. Setzen Sie den Heizuugstitcl in den
Anstalten nm 20 Prozent herunter, so wird das nicht
verhindern, wenn im Februar die Beträge aufgebraucht
sind, daß weitergcheizt wird und der GtntStitel über¬
schritte» wird. Und dasselbe gilt von fast allen Aus-
gabepostcn. Ersparnisse, die ins Gewicht fallen, tonnen
nur dadurch erzielt werde», daß praktischeGiuzclmaß-
nahnien getroffen werden, durch die mit geringeren
Ausgaben der gleiche Wirkungsgrad erzielt wird, uud
daß aber vor allen, jeder Beamte sich auf deu Geist der
Sparsamkeit für die Verwaltung einstellt. (Zuruf eiues
tommuuistischcuAbgcorducten: Dann müssen Sie von
oben anfangen). Ich habe kürzlich ausführliche Spar¬
samkeitsvorschristenspeziell den Anstaltsverwaltungen
zugehen lassen, und ich freue mich, anerkennen zu tonnen,
daß alle Beamten der Anstalten mit vollem Verständ¬
nis ans diese Vorschriften eingegangen sind nnd mir
noch zahlreicheweitere Anregnngen haben zukommen
lasse».

Der a»ßerorde»tliche Haushaltsplan hat sich auch
eiue weseutlicheHerabsetzung gefallen lassen müsse»,
vo» 21 Millione» im Vorjahr ans 7X> Millionen in
diesem Jahre. Die Mittel des außerordentlichen Haus¬
haltsplans müssen durch Anleihen aufgebracht werden.
Daß hier die Praxis der frühere» Jahre »icht mehr
fortgesetzt werden kann, habe ich vorhin schon dargelegt.

Verschiedene Sondervorlagen, die Ihnen unter¬
breitet werden, habe ich schon erwähnt. Hier möchte
ich noch besonders hinweisen auf den Bericht nnd An¬
trag über den derzeitigen Stand der ländlichen Wasser¬
versorgung in der Rheinprovinz nnd über die weitere
Fördcruug Uou läudlicheu Wasserversorguugsanlagen.
Die Vorlage entspricht einen, Beschluß des vorige,,
Proviuziallnudtages. Sie ist aufgestellt im engsten
Einvernehme» mit der Staatsregiernng, »nd es ergibt
sich aus ihr, daß trotz aller Fortschritte, die die zentrale
Wasserversorgung auch iu dem läudlicheu Teile der
Nheinprovinz im Laufe der letzten Jahrzehnte gemacht
hat, für die Zukunft uoch viel zu tun übrig bleibt. Die
Fiuauzieruug der wichtigste,, uud uotweudigsten Pro¬
jekte ist aber mit deu laufenden Mitteln, die ans dem
Westfonds alljährlich zur Verfügung stehen, nicht mög¬
lich, vielmehr ist hier eiue außerordentliche Hilfe not¬
wendig. Hier warten wir auf die aus dem West-
programm versprochenenMittel, nm insbesondereeine
gesundheitlicheSanierung gerade der ärmsten Höhen¬
gebiete unserer Provinz allmählich durchzuführen.

Meiuc Dame,, uud Herreu! Der Haushaltsplan
uud die Vorlage,, des Proviuzialausschusses,die Ihnen
hiermit zurBüschluMassungunterbreitet worden, geben
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Ihnen einen ungefähren Ucbcrblicküber die weitver¬
zweigte nnd umfangreiche Tätigkeit der provinziellen
Selbstverwaltung. Aber hinter Ihrer Beschlußfassung
über die Einzelheiten steht die grüße Frage, ob und
wie weit innerhalb Preußens uud des Reiches die
preußische»Proviuzeu mit Recht eiu solches Eigenleben
führen nnd weiterführen sollen, oder ob besser alle
Verwaltung nnd alle Entscheidungen durch Zentral-
regiernng und Staatsparlament erfolgen. (Abgeord¬
neter vr. Leh: Hört, hört!) Die Entscheidung über
diese Frage wird in Ihrer Legislaturperiode in den
nächsten <! Jahren fallen, und für diese Entscheidung
werde» Ihre Abstimmungen im Provinziallandtag
uud die darin liegende Bejahung dieses Eigenlebens
von weseutlichrr Bedeutung sein. Es ist für den Ein¬
sichtigen kein Zweifel, daß hier Gefahren für die Selbst-
verwaltuug der Provinzen bestehen, denn die Ent¬
scheidung über ihre Znkunft wird getroffen von den¬
jenigen, die in Berlin nn dem langen Hebelarm der
politischen nnd finanziellen Macht sitzen. Sie sind aber
naturgemäß weit stärker staatlich zcntralistisch,als nach
der Seite der Selbstverwaltung eingestellt. Ihnen
kommt zu Hilfe die heutige Abneigung weiter Kreise
gegen die Selbstverwaltung. Sicherlich ist diese Ab¬
neigung zum Teil von der Selbstverwaltung uud ihreu
Parlamenten verschuldet,zum Teil beruht sie auf un¬
gerechtfertigten verallgenieindcrndeu Uebertreibungen
oder auf der Abneigung dagegen, daß ans dem heutigen
Wahlrecht hervorgegaugene Vertreter des Volkes über¬
haupt über die Verwaltuugsaugelegenheiten mit ent¬
scheidensollen. Auch der Entwurf des ueueu Selbst¬
verwaltungsgesetzes zeigt sowohl in seinen Bestimmun¬
gen über die Form der Verwaltung, wie vor allem auch
in Bestimmungen über die Ausdehnung der Ver-
waltuugsbefuguisse der Provinzen entsprechend dem
Artikel 72 der Preußischen Verfassung eiu gewisses
Bestreben, die Provinzialverwaltung in ihrer prak¬
tischen Arbeit — sagen wir — nicht gerade zu fördern
und in ihrer Bedeutuug eiuzuschräuken.Ich versage es
mir, au dieser Stelle näher darauf einzugehen, da es
sich zunächst nur um einen Referentenentwurf handelt,
von dem man annehmen kann, daß er vor seiner Ein¬
bringung im Landtag noch wesentlichenAenderungen
unterliegt. Es wäre aber völlig verfehlt nnd es würde
der großeu Sache, nm die es sich handelt, in keiner
Weise entspreche», wenn die Entscheidungen, die hier
bevorstehen, getroffen würden aus dem Gesichtswinkel
eines kleinlichen Ressortpartikularismus, des Kampfes
um Zuständigkeiten nnd Machtbefuguisse,soudern diese
Entscheidungen müssen getragen sein ans der einen
Seite von der Einsicht in die Nedentnug eiues macht¬
vollen Zentralstaates und einer einheitlichen Leitung
der großen staatlichen Belange. Aber sie müssen auch
getragen seiu auf der andern Seite von dem Gedanken,
daß eiu wirtschaftliches,soziales und kulturelles Eigen¬
leben der preußischen Provinzen in einem gewisse»

Umfange für das Stcmtsgnuze nicht mir unerläßlich,
sondern auch durchaus segcusvoll ist. (Zuruf des Ab¬
geordneten Nohl: Es leben die katholischeuSepara¬
tisten!) Jede Uebertreibung liegt mir hier durchaus
fern, und ich habe das auch bei meinen Arbeiten im
Läuderausschuß der Reichsreform gezeigt, wo ich
meistens i» umgekehrter Frout zu kämpfen, d. h. mich
gegen die meines Grachtcns übertriebene Zuständig-
teitscrwciteruug der Proviuzeu zu wehren hatte. Uni
so mehr darf ich an Sie, meine verehrten Dame» und
Herren, die Bitte richten, das in dem Umfange, iu dem
es Ihueu i» de» Vorlagen entgegentritt, wuhlberech-
tigte Eigenleben der Rheinpruvinz auch Ihrerseits mit
Wohlwollen z» förder». Das,wird wie bisher so auch
in Zukunft die beste Unterstützung uud Förderung auch
des Reichs- und Staatsgedankens uud des Gedankens
der engen Verbundenheit unserer Rheiupruviuz mit
dem Lande Preußen nnd dem Deutschen Reiche be¬
deuten. (Lauter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Nach dem Beschluß von heute vormittag sott
nach diesemBericht des Herrn Landeshauptmanns die
Beratung des Haushaltsplans abgebrochen nud aus
morgeu vertagt werden.

Wir kommen zu
Punkt 3: Antrag t>es Wahlpriifu ngs°

ausschusses zu den Berichten und Anträ¬
gen des Provinzialausschu sses, betr. den
Eintritt neuer Mitglieder in den Pro'
v i n z,inNant> ta g.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. DechamPs-
Abgeordneter Dr. Dechamps: Meine sehr ge'

ehrten Damen und Herren! Der Wahlprüfnngsaus-
schnß hatte sich mit zwei Anträgen des Pruvinzialaus-
schusseS zu befassen. Der erste Antrag betrifft den Gin¬
tritt des Landrats Dr. Weil aus Koblenz in den Pro-
vinziallandtag. Herr Rechtsanwalt Loenartz aus
Koblenz, der Mitglied des Provinziallandtages W«r,
hat sein Mandat als Provinziallandtagsabgeordneter
niedergelegt. An seine Stelle ist Herr Landrat Dr.
Gerhard Weil in Koblenz getreten. Die Feststelluno
des Provinzialansschnsscs ist den gesetzlichenVor«
schriften entsprechenderfolgt. Die Frist, biuucn welcher
gegen die FeststellnugGinspruch erhuben werdeu konnte,
ist am 5. April abgelaufen. Der Wahlprüfnngsans-
schnß hat die Unterlagen geprüft nnd schlägt Ihneu
vor, den Antrag des Pruviuzialausschusscs anzu¬
nehmen, der dahin geht:

„Der Provinziallandtag erklärt die Feststellung des
Provinzialansschnsscs, daß der Landrat Dr. Gerhard
Weil in Koblenz an die Stelle des Rechtsanwalts
Georg Loenartz in Koblenz als Provinziallaudtags-
abgeordneter zn treten hat, für gültig."

In zweiter Linie hatte sich der Wahlprüfuugsaus-
schnß mit einem Bericht nnd Antrag des Proviuzi"-
ausschusses, betreffend den Eintritt des Oberbürger-
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Meisters Franz Bracht aus Essen in den Provinzial¬
landtag zn befassen.— Es handelt sich um die Druck-
snchc 3^. -, Hier liegt der Fall so, daß der Provinzial-
laudtagsabgcorduetc Bürgermeister Jakob Weber in
Essen-Krnh sei» Mandat niedergelegt hat und daß au
seine Stelle der Oberbürgermeister Franz Bracht in
Essen getreten ist. Hier liegt ein besonderer Fall in¬
sofern vor, als die Einspruchsfrist gegen diese Fest¬
stellung noch nicht abgelaufen ist. Die Veröffentlichung
'st erst am Samstag, also am 5. April, erfolgt, und die
3nst läuft infolgedessennoch. Der Pruviuzialansschuß
hatte kciuc Bedeuleu getragen, trotzdem schon die
Giiltigteit der Wahl festzustellen. Dagegen ist der
Wnhlprüfuugsausschuß zu der Ueberzeugung gc-
kummcu, daß es nicht möglich sei, diesen Airtrag heute
schon zu prüfen. Der Provinzinlansschnß ist an¬
scheinendvon der Auffassung ausgegangen, daß der
Abgeordnete noch nicht tätig sein könne, bevor der
Wahlprüfungsausschuß und daraufhiu auch das
Plenum des Proviuziallandtllges gesprochen habe. Das
entspricht weder dem Gesetz noch unserer Geschäfts¬
ordnung. Nach § 7 unserer Geschäftsordnung ist jeder
Abgeordnete verpflichtet, an den Arbeiten des Pru-
M'nzillllllndtllgcsteilzunehmen, so lange sein Wahlauf¬
trag nicht fiir uugültig oder für erloschen erklärt oder
sunst erledigt ist. Er darf sich an allen Abstimmungen
beteiligen— so heißt es weiterhin —, nur au der Ab¬
stimmung über seinen eigenen Wahlanftrag nicht. Es
"gibt sich aus dieser Bestimmung, daß der an die
Stelle eines ausgeschiedenen Provinziallandtngsabge-
urducten tretende Ersatzmann ohne weiteres an den
Abstimmungen teilnehmen darf. Nunmehr muß die
Prüfung stnttfiudeu. Diese Prüfung kann aber nicht
°her stattfinden, bevor die Fristen fiir den Einspruch
"bgelnufeu sind. Es handelt sich dabei nicht um ein
rein formelles Recht, das mehr oder weniger »ber¬
ingen werden könnte, sondern die Nachprüfung vou
Wahlergebnissenmuß streng an Hand des Rechts und
'trrng an Hand der Formalitäten erfolgen.
. Der Wahlprüfuugsausschuß schlägt Ihuen daher
bur, deu Autrag des Pruviuzialausschusscs bezüglich
dr« Eintritts des Oberbürgermeisters Franz Bracht
"'s Essen in den Provinziallandtag z» vertagen, bls
me Frist fiir den Einspruch abgelaufen ist.
^ Vorsitzender I)r. Iarres: Sie haben den Bericht
°es Herrn Berichterstatters gehört. Wird Widerspruch
"hoben? Das ist nicht der Fall. Ich stelle Ihr Gin-
Verständnis fest. ^ «„

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Ab-
NeurdueterNuhl.
_ Abgeordueter Nohl: Wir stellen fest, daß Herr
lyncht sich an den Abstimmungen beteiligt hat. ^n-
Wlgcdesscusiud die Abstimmunge» uugültig. Es ist,ctz
Glosse» wordeu, daß das Mandat des Herrn Bracht
''°ch nicht für gültig erklärt werden kann. Wenn das
°" Fall ist, hat er auch uicht das Recht, au deu Ab¬

stimmungen teilzunehmen. Er hat aber vorher ab¬
gestimmt.

Vorsitzender vi. Iarres: Sie haben eben die
Ausführungen des Herrn Berichterstatters nicht ge¬
hört. Der Wahlprüfungsausschuß sagt genau das
Gcgeuteil. Stelleu Sie eiuen Autrag?

Abgeordneter Nuhl: Wenn das Mandat noch
uicht für gültig erklärt ist, kann er auch nicht ab¬
stimmen.

Vorsitzender lll. Iarrcs: Sie haben offenbar
nicht zugehört, was uns der Herr Berichterstatter über
das Ergebnis der Prüfung des Ausschusses berichtet
hat. Der Ausschuß sagt gerade das Umgekehrte, daß
der Abgeordnete entsprechend dem 8 7 unserer Ge¬
schäftsordnung so lange sein Amt ausüben taun, als
sein Wahlauftrag uicht für uugültig erklärt wordeu
ist. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Dann mnß doch
der Beigeordnete Weber teilnehmen!) Wird ein An¬
trag gestellt? — Das ist nicht der Fall. Dann stelle
ich fest, daß der Antrag des Wahlpriifuugsnusschusses
augcuommcu ist.

Zu Punkt 4 der Tagesordnung: An¬
trag des Gcschäftsordnungsausschusses,
betreffend

2) Neufas!snn,g !dc<r Gesch äft so,r d n u ng
für ,den Provinziallandtag,

d) A n t r a g b e r F r a k t i 0 ,n d e r National¬
sozialistischen Deutschen Arbeiter¬
partei auf Erhöhung der Zahl ,der
Mitglieder der Pr ov in zialtommis -
s tonen

ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Adams.
Abgeordneter Adams: Meine Damen und Herren!

Der Geschäftsordnungsausschuß hat die ihm über-
wieseueu Aufgaben zunächst in zwei Sitzungen, die
zwischender letzten und der jetzigen Tagung statt¬
gefunden habeu, eiugehend geprüft. Das Ergebnis
dieser Prüfung liegt Ihuen in Drucksache Nr. 3 vor.
Dieser Drucksache liegt eiu Abdruck der Gcschäftsurd-
uuug bei, der auf der liuken Seite die alte Fassuug
und auf der rechten die neuen Vorschläge enthält. Zu
diesen Vorschlägen, meine Damen und Herren, siud
heute wieder 1^ Dutzend neue Auträge eiugegaugeu.
Diese Anträge sind soeben vor der jetzigenSitzung im
Geschäftsorduuugsausschußgeprüft wordeu. Ich werde
Ihueu das Ergebnis dieser Prüfung auch vortragen.
Gedrucktliege» die Auträge leider noch uicht vor, weil
das bei der Kürze der Zeit uicht möglich War.

Die uns überwiesenen Anträge gingen einmal da¬
hin, die gesamte Geschäftsordnung ueu zu Prüfen;
zweitens waren es Anträge anf Erhöhung der Zahl
der Mitglieder der Ausschüsse und der ständigen Pro-
viuzialkommissioncu.Das Ergebnis der Prüfung der
einzelnen Anträge werde ich Ihnen in der Reihenfolge
der Paragraphen vortragen, und zwar gleichzeitigdie
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Vorschläge des Ausschusses und die heutigen neuen
Vorschläge.

Zunächst lag ein Antrag der kummnuistischen Frak¬
tion zu 8 5 vor, die Zahl der Mitglieder des Ältesten¬
rates von 15 auf 21 zu erhöhen. Dieser Autrag ist ab¬
gelehnt wurden.

Sodann ist vorgeschlagen,den zweiten Satz in § 7
Absatz 1: „An der Abstimmung über dcu eigenen
Wahlauftrag darf sich kein Abgeordneter beteiligen" an
Absatz 6 anzuschließen, weil er dorthin gehört.

Weiter hat der 8 7 die folgende Fassung erhalten:
„Jeder Abgeordnete ist verpflichtet, sich nach seiner
Ankunft am Tagungsorte auf eiuem vom Vorsitzenden
bestimmten Vordruck beim Landtagsbüro anzumelden",
damit eiue vollständige Liste der Abgeordneten da ist.

Sodanu lag eiu Antrag zu § 8 vor. Dort handelt
es sich um die Oeffentlichtcit der Sitzungen. Es ist im
zweiten Satz bestimmt: „Ans Antrag von 10 Abge¬
ordneten kann der Proviuziallnndtag mit Zweidrittel¬
mehrheit die Öffentlichkeit für einzelne Gegenstände
ausschließen. Ueber den Autrag wird iu »ichtüffent-
lichcr Sitzung verhandelt." Die kommunistischeFrak¬
tion hat beantragt, diese Sätze zu streichen. Der Aus¬
schuß hat diesen Antrag abgelehnt.

Dann kommenwir zum 8 9, der die Ausschüssebe¬
handelt. Dort lag der Antrag der Nationalsozialisti¬
schen Deutschen Arbeiterpartei vor: „Die Zahl der
Mitglieder der Ausschüsse soll iu der Regel 15 be¬
tragen ; jedoch mnß jede Fraktion mit mindestenseinem
stimmberechtigten Mitglirde vertreten sein." Weiter
lag der Antrag der kommunistische»Fraktion vor, die
Zahl l5 auf 21 zu erhöhen. Diese beiden Antrage sind
vom Ausschuß abgelehnt worden in der Erwägung,
daß die Kommissionenmit 15 Mitgliedern stark genug
seien uud daß denjenigen Fraktionen, die keinen stimm¬
berechtigten Vertreter haben, durch die Bestimmung
Rechnung getragen werde, daß sie ein Mitglied mit be¬
ratender Stimme in diese Ausschüsse entsenden könuru.

Die 88 11, 12, 13 uud 11 haben bisher die Vorlagen
der Staatsregierung, die Vorlagen des Provinzialnns-
schnsses, die Urnnträge und alles durchciunuder be¬
handelt. Jetzt sind diese Gegenstände getrennt. Der
§ 11 enthält jetzt die Bestimmungen über die Vorlagen
der Staatsregieruug uud des ProvinzialausschnsscSfür
den Pruvinziallnndtag in teilweise »euer Fassung, die
aber sachlich von der bisherigen nicht abweicht. Der
8 12 behandelt die Urnnträge. Hier ist namentlich im
Absatz 2 der Fall behandelt, in dem Zweifel darüber
bestehen, ob der Gegenstand eines Antrages zur Zu¬
ständigkeit des Provinziallandtllges gehört. Hier
konnten nach den bisherigen Bestimmungen Zweifel
über das Verfahren bestehen. Es ist jetzt klar gestellt:
„Bestehen Zweifel darüber, ob der Gegenstand eines
„U r autragcs" ^ so muß es hcißeu ^- zur Zuständig¬
keit des Pruviuzinllnudtages gehört, so ist eiu Beschluß
des Ältestenrates hierüber herbeizuführen. Entgegen

dem Beschlussedes Ältestenrates ist der Antrag auf
die Tagesordnung zu setzen, wenn es auf Antrag vom
Pruvinzinllnndtag beschlossen wird; der Antrag muß
vou IN Abgcordueten unterstützt werden. Eine Er¬
örterung ist mir im Rahmen der Geschäftsordnnngs-
bcsprechung zulässig." Zunächst entscheidet also der
Ältestenrat. Hat dieser die Sache nicht als zur Zu¬
ständigkeit des Pruviuziallllndtages gehörig bezeichnet,
dann kann jeder Abgeordnete mit Unterstützung von
IN Abgeordnete» den Antrag stellen, daß der Pro-
vinziallandtng darüber entscheidet,nud dann wird im
Pruvinzinllandtag über die Sache verhandelt. Dann
ist als neuer Absatz 3 angefügt: „Alle Urnnträge sind
sofort durch dc» Lnudeshnuptmnnn dem Pruviuzial-
ausschuß mitzuteilen, damit der Pruuinzinlnusschuß die
Möglichkeit hat, dnzn Stellung zu uchmeu." In der
heutigen Ausschußsitzung ist von der suzinldcmokrati-
scheu Fraktion die Streichung dieses Absatzesbcnutragt
wordeu. Der Ausschuß hat die Streichung nbcr mit
Mehrheit abgelehnt.

Der neue Absatz 1 lautet: „Ueber die geschäftliche
Behandlung der zugelassenen Uranträge bestimmt der
Pruviuziallaudtag. Alle Anträge, deren Annahme eine
in den HnushnltSplnueu oder in einer sonstigen Vor¬
lage des Proviuzialausschusscs nicht vorgeseheneMehr-
belnstuug der Provinz oder eine Verminderung der
Einnahmen zur Folge haben würde, müssen anch i"
dem Ausschuß berate» werden, zn dessen Zuständigkeit
die nllgemeiuc Finanzverwaltnng gehört." Die konnnn-
»istische Fraktion hatte die Streichung dieses Absatzes
beantragt-, die Streichung ist aber abgelehnt wurden

Weiter ist zu 8 11 vuu der kummuuistischeuFraktion
eine Streichung beantragt wurden. Es heißt da:
„Wird fiir denselben Tag eine neue Sitznug mit Fort¬
setzung der bisherigen Tagesorommg a»bern»mt, >"
genügt es, wenn der Vorsitzende dies mündlich vel-
lündet. Er la»» i» diesem Fall ei»e» Gege»stn»d,über
de» ergebnislos abgestimmt wordeu ist, selbständig cw
eine aiiderc Stelle der Tagesordnung stellen oder ihn
von der Tagesurdunug dieser Sitzung absetze»," D>e
Streichimg dieses Satzes, die die kommuuistischrFral-
tiuu benutrngt hatte, ist vom Ausschuß abgelehnt
worden.

Subauu ist zu 8 l7 vo» der Sozmldcmokratische"
Partei die Streichung des zweiten Satzes in Absatz
beantragt worden. Es heißt dort: „Der Vorsitzende
eröffnet, leitet uud schließt die Sitzung." Dann koM»n
der zweite Satz: „Eine Erörterung über die Reckst^
und Zweckmäßigkeitseiner Anordnungen kann er am
die nächsteSitznug verschieben." Die Streichung s""
erfolgen.

Zu 8 19 hat die KommunistischePartei beantrag
zuzufügeu: „Eiue Minderheit im Ausschuß kann ihre
abweichendeMeinung in einer schriftlichenErklärung
einreichen. Diese Erklärung muß deu Abgeordneten
zugestellt uud ins Sitzuugsprotokull aufgeuonnne'
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werden." Sie finden den Wortlaut dieses Abändc-
rnngsantrages iu der Drucksache 5< die Ihnen jetzt
vorliegt. (Zuruf: Lauter, man versteht ja nichts!)
Auch dieser Antrag ist im Ausschuß abgelehnt wurden
u> der Erwägung, daß die Mitteilung der anderen
Auffassung im Ausschußdurch deu Redner in der Ver¬
handlung im Plenum des Landtages vorgebracht
werden kann.

Dann lommt § 23. Da handelt es sich um die Ab¬
gabe von Erklärungen. Die neue Fassung geht dahin:
"Außerhalb der Tagesordnung kann der Vorsitzende
das Wurt zu einer tatsächlichenFeststellung,soweit sie
Nch nur auf Gcgcustäudc bezieht, die zur Zuständigkeit
ues Pruvinziallmidtnges gehören, oder zu einer per¬
sönlichenErklärung erteilen; in beiden Fällen ist sie
ch»i vorher schriftlichvorzulegen." Die kommunistische
Fraktion beantragt, diesen letzten Satz, also die schrift-
nchc Vorlage der Erklärungen, zu streiche». Der Ge-
chäftsurduuugsnusschuß hat diesen Antrag abgelehnt.

^' soll also stehen bleiben.
Dann kommen wir zum 8 26. Dort handelt es sich

um die Nnfc znr Ordnung und zur Sache. Die Ne-
Unnnuingen sind im wesentlichen unverändert ge¬
rieben. Nur im Absatz 2 heißt es: „Der Redner kann
U^en einen Ordnungsruf spätestens am folgenden
Werktag schriftlichEinspruch erheben." Statt dessen
s"U es heißen: „am folgenden Sitzungstage". Es ist er-
wunen worden, daß wir ja einmal Samstags nicht
fertig werden könnten uud dann Sountag noch tagen
'Mißten. Der Einspruch taun fetzt also auch Souutags
n°ch eingelegt werden.

Zum ß 27, der zu dieser Materie gehört, ist ein
"">« Absatz 3 zugefügt: „Ausführungen, die ein Ncd-
uer nach Entziehung des Wortes macht, werden »n
°w Sitzungsbericht nicht aufgenommen."

Dann kommen wir zu dem Hauptpunkt der neuen
^schäftsurdnung. zum § 28, zu den Ordnnngs-
"Mmmungen. Dort war bisher die Bestimmung, daß
"n Abgeordneter, der nach dem dritten Ordnungsruf
^ Ordnung weiter verletzt oder durch fortgesetzte»
^erstand gegcu die Anordnungen des Vorsitzenden
°'e Verhandinngen empfindlich stört, ans Anfrage des
Ersitzenden mit Znstimmnug des Aeltcstcnrates ans
er» - ... ^_.. ,—-K»„^"en Tag von der Sitzung ausgcschlosseu werde»
""». Es war also einmal die, Einberufung dev

Aeltestenausschussesund zum andern die Anhorimg
°^ Nrovi»zialla»dtages »otwc»dig; da»» war d:e
^nsschließnng »ur von einer Sitzung möglich. Mc
^«lle, «b anch ein Ausschluß von de» Ausschuß-
fungen am selbeu Tage Platz greift, ebeuso d'e Frage

? Diäten oder Eutschädiguugeu fiir deu betreffenden
5"N uezahlt werde» können, war offen D,ese Be-
^'"nnungen des ß 28 sind jetzt wesentlich verschärf
>^«, nnd zwar nach dem Vorbilde d" Vorschnf en
"Reichstag nnd im «a»dtag. (Z»r»f des Abneord-

""en Dr. Leh: Viel schärfer!) - - Sie sind, jedenfalls

noch nicht zn scharf. In den meistengrößeren Städten
gelten ähnliche Bestimmungen. (Zuruf des Abgeord¬
neten I)i-. Leh: Herr Ui-. Adenauer ist da viel
humaucr!) Die Bestimmuugen sind nach dem Beschluß
der GeschnftsordnungskommWon jetzt ,so. In dem
Entwurf steht noch, daß gröbliche Verletzung der
Ordnung die Voraussetzung für den Ausschluß
ist. Es soll jetzt heißeu: „Grobe Verletzung". Das
ist vielleicht etwas milder und gefällt Ihnen viel¬
leicht anch etwas besser. Dann besteht die Voraus¬
setzung, daß drei Ordnungsrufe für deu Ausschluß er¬
forderlich siud, uicht mehr, uud zwar aus der Gr-
wäguug heraus, daß ja sehr leicht sich ciu Abgeord¬
neter zn einer ganz außerordentlichen groben Ver¬
letzung der Ordnung, z. B. zu ciucr Tätlichkeit, hin¬
reißen lassen kann, der vorsichtiggenug war, dafür zu
sorgen, daß er vorher noch keinen Ordnnngsrnf er¬
halten hatte. (Zuruf des Abgeordnete» Hoffmnun:
Gibt es solche Abgeordnete? Antwort des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Im vorigen Landtag gab es einmal
einen solchen Abgeordnete», de» Herr» Vehre»d!)
Ma» würde also in eine», solche» Falle überhaupt
uicht mit den nötigen Mitteln einschreiten können,
wenn noch nicht zwei Ordnuugsrufe Uorausgcgaugcu
Ware». Dauu entscheidet darüber, ob der Ausschluß
erfolgt, der Vorsitzende nicht mehr nach vorheriger
Anhörmig des Aeltestenratcs u»d Befrage» des Hauses.
(Zuruf des Abgeordnete» Ur. Leh: Mussolini!)
Sodann war in dem Entwurf iu Absatz 2 des ß 28 ein
Ausschluß bis zu 8 Sitzuugstagru vorgcseheu.In der
hcutigeu Sitzung des Ausschussesist die Zahl 8 auf 6
herabgesetzt worden.

Weiter ist in, Absatz 3 gesagt: Wenn der von der
Sitzung, ausgeschlosseue Abgeordnete den Saal nicht
sofort verläßt, so kann der Vorsitzendedie Sitzung auf
bestimmte Zeit aussetzen oder ganz aufheben und
den Abgeordnete» ans dem Sitzungssaal entfernen
lassen. „In diesem Falle" — heißt es dann weiter -
„gilt der Ausschluß ohne weiteres bis zum Schluß der
Sitzungsperiode". (Unruhe, GloÄe des Vorsitzenden.)
In der heutige» Sitzung des Ausschusses ist das dahin
abgeändert worden, daß er bis zn 6 Tagen gilt. Da¬
bei war man sich darüber einig, daß der Ausschluß
auch über die Sitzungsperiode hinaus Wirkung hat,
daß also ein Ausschluß, der etwa am letzten Tage der
Sitzungsperiode erfolgt, i» der nächste» Sitzungs¬
periode in Wirkung bleibt (Abgeordneter Haake: Hört,
hört! Das ist in teiuem Parlament!), aber mit einer
gewissenEinschränkung, wie sie in dem Autrage von
Professor Goldschmidtfestgelegt worden ist: „Der Aus¬
schluß bleibt gegcbeue»falls mich i» der folgenden
Sitzungsperiode in Kraft; dagegen endet er in der
folgenden Sitzungsperiode spätestens mit dem Ablauf
des dritten Sitznngstages." Es soll dadurch erreicht
werden, daß ei» Abgeordneter nicht in der jetzigen
Periode für die ganze folgende Periode ausgeschlusse»
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wird, sondern daß ihm die Möglichkeit bleibt, an der
nächsten Periode wenigstens teilzunehmen.

Weiter ist ein Antrag der sozialdemotratischen
Fraktion angenommen worden. Da heißt es für die
Ausschließung: „Der betroffene Abgeordnete kann
wegen der Folgen im Falle der Absähe 2 und 3 dnrch
schriftlichenAntrag den Aeltestenrat anrufen, der die
Folgen mildern oder ganz aufheben kann." Dadurch
soll die Möglichkeit geschaffen werden, daß, wenn wirk¬
lich einmal im Ausuahmefall eine Härte eingetreten
ist, der betroffene Abgeordnete sich an den Aeltestenrat
wenden lind dieser dann Prüfen kann, ob die Voraus¬
setzungen für eine so strenge Maßnahme, wie sie ge¬
troffen worden ist, vorgelegen haben.

Weiterhin war im Absatz 4 der neuen Fassung ein
Beschwerderechtvorgesehen. Dieses Beschwerderechtist
nach einem Antrage der sozialdemukratischcnFraktion
anders gefaßt worden, uud zwar soll es all den Schluß
des Paragraphen als Absatz 7 kommen: „Gegen den
Ordnungsruf, gegen die Ausschließung und die Ver¬
weisung aus dem Landtagsgebäude durch deu Vor¬
sitzenden und gegen die Entscheidung des Acltesteurates,
sobald sie dem Landtage mitgeteilt ist, kann der be¬
troffeneAbgeordnete spätestens am folgendenSitzuugs-
tagr schriftlich Einspruch erheben. Der rechtzeitig ein¬
gelegte Einspruch ist auf die Tagesordnung der nächsten
Sitzung zu setzen. Der Landtag entscheidet über den
Einspruch ohne Verhandlung."

Das sind die neuen Bestimmungen des ß 28. Meine
Damen und Herren, die Bestimmungen sind allerdings
schärfer als die bisherigen (Zuruf des Abgeordneten
Haatc: Das sind Kriegsartikel!), und sie greifen
zweifellos in das Recht des einzelnen Abgeordneten
ein. Aber die Mehrheit des Geschäftsordnungsaus-
schusses war der Meinung, daß über dem Recht des
einzelnen Abgeordneten das Recht der Gesamtheit der
Abgeordneten steht (Zuruf des Abgeordueten Hoff-
mauu: Das Recht der Demokratie! Zuruf Ur. Leh:
Diktatur!), die ihnen übertragenen Aufgaben ord¬
nungsmäßig und würdig auszuführen. Lediglich diesen
Zweck haben diese Vestimmuugen, uud der Geschäfts-
urduungsausschuß hat sie mit großer Mehrheit be¬
schlossen.

Im 8 32 handelt es sich nur um eiuc Kleiuigkeit.
Es heißt da in der Mitte des Absatz 2 über den An¬
trag ans Schluß der Debatte: „Er gilt als abgelehnt,
wenn das Ergebnis der Abstimmung zweifelhaft ist."
Da soll es heißen: „Er gilt als abgelehnt, wenn der
Sitzungsvorstand über das Ergebnis der Abstimmung
zweifelhaft ist."

Wir kommen dann zu ß 39, der namentlichen Ab¬
stimmung. Hier lautet die Bestimmung jetzt: „Nament¬
liche Abstimmung tonnen 15 anwesende Abgeordnete
bis zur Eröffnung der Abstimmuug (H 34) verlangen."
Hier hatte der Geschäftsordnungsausschuß in seiner
früheren Sitzung die Fassung wie folgt vorgenommen:

„Namentliche Abstimmung kann von einem Vier¬
tel der nuwesenden Abgeordneten bis zur Eröffnung
der Abstimmung verlangt werden." In der heutigen
Sitzung war beantragt worden, diese ncnc Fassung zu
streichennnd die- alte Fassung — 15 sind notwendig -^
beizubehalten. Weiter war beantragt, die Zahl 15 auf
25 zu erhöhen. Dieser letztere Antrag ist angenommen
worden. Es heißt also jetzt: „Namentliche Abstimmung
kann von 25 anwesenden Abgeordneten bis zur Er¬
öffnung der Abstimmung verlangt werden."

Weiter war von der kommunistischenFraktion be¬
antragt, den Absatz 5 des ß 39 zu streichen, wonach
namentliche Abstimmung über eiuc Reihe voll Sachen
"- Ueberweisung an einen Ausschuß und sonstige
Dillgc -- unzulässig ist. Der Geschäftsorduungsaus-
schuß hat diesen Strcichungsantrag abgelehnt.

Dann kommt ß 51. Dieser Paragraph hat einen
neuen Absatz 2 bekommen: „Eine gruudsätzliche,über
den Ginzclfall hinausgehende Ausleguug einer Vor¬
schrift der Geschäftsordnung kann nur der Provinzial¬
landtag beschließen, lind zwar nur auf einen Urautrag
und nach Prüfung durch deu Gcschäftsorduungsans-
schuß." Dazu hatte die kommunistischeFraktiou einen
Abändernngsnntrag gestellt, sowie einen weiteren An¬
trag, der namentlich bezweckte, daß der Geschäftsord¬
nungsausschuß auch während zweier Taguugen und
unabhängig von irgendeinem Auftrage die Geschäfts-
ordnnng prüfen tonne. Beide Anträge sind abgelehnt
worden.

Weiter lagen von der kummnnistischen Fraktion noch
Anträge vor, zunächst folgender Antrag: „Die Mit¬
glieder des Provinziallanotagcs sind berechtigt, alle
Akten einzusehen, die sich in der Verwahrung des Pro¬
vinziallanotagcs oder eines Ausschussesbefinden. Zum
Gebrauch außerhalb des Provinziallandtages können
in Einzelfllllcn die Akten an die Mitglieder des zu¬
ständigen Ausschussesabgcgebcu werden." Dieser An¬
trag ist auch abgelehnt wurden.

Weiter war die Einführung der kleinen Anfrage be¬
antragt. Auch dieseu Autrag hat der Gcschäfts-
ordnnngsausschuß abgelehnt.

Das sind die Anträge zur Geschäftsorduuug. Meine
Damen uud Herren! Weiter lagen noch Anträge z»
den Provinzialtommissionen vor.

Schon, im vorigen, Landtag war von der National¬
sozialistischenDeutschell Arbeiterpartei beantragt wor¬
den, die Provinzialtommissionen dahin zu erweitern,
daß voll jeder Fraktiou mindestens ein Mitglied ihnen
angehören kann. Weiter waren Anträge eingegangen,
die Zahl von 8 Mitgliedern, die der Provinziallandtag
wählt, ans 11 zu erhöhen. Das hatte die Sozialdemo-
krntischc Partei beantragt, und die kommunistische
Fraktion hatte beantragt, die Zahl von 8 ans 15 zu er-
höheu. Der Gcschäftsorduuugsausschuß hat diese
Gegenstände vertagt, weil die Sitzung schou so weit
vurgeschritteu war, daß Sie hier schou mindestens
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^ Stunden auf uns gewartet hatten, und wir doch
den Landtag nicht weiter aufhalten konnten, Ueber
diese Gegenstände wird also noch vor der Wahl be¬
raten werden müssen. (Zuruf des Abgeordneten Huff-
mann: Wann wcrdeu sie denu beratcu?) Vor der
Wahl, ehe die ucueu Kommissioueugewählt werden.

Was ich Ihnen vorgetragen habe, ist das Ergebnis
Von drei großen Sitzungen des Geschäftsorduuugsaus-
schusses.(Bravo!)

Vorsitzcudcr Dr. Iarrcs: Ich erinnere an den
Beschluß von heute vormittag. Sie haben ja den Vor¬
schlag des Aeltesteurats augcuommcn, daß die ganze
Verhandlung iibcr die Geschäftsordnung einheitlich in
einer Generaldebatte erfolgen soll nnd daß dabei jede
Fraktion eine halbe Stunde Redezeit hat. Ich bitte
Sie, für diese Erörterung wie auch für die folgeude
Erörterung sich hier zu meiner Rechten zur Redner¬
liste zu meldcu. Es wird dann in die Liste aufge¬
nommen, wieviel von der Redezeit jede Fraktion in
Anspruch genommen hat.

Das Wort hat znnächst Herr Abgcorducter Sclb-
MllNN.

Abgeordneter Selbmann: Die hier vorge¬
schlagene neue Fassung der Gcschäftsordnuug stellt
uhuc Zweifel eine ganz ungeheure Verschlechterung
dar. Sie stellt weiter nichts dar, als ein Hauskuechts-
Nesetzbuch gegenüber der Opposition, gegenüber den
Minderheiten in diesen: Landtag. Es trifft schon zu,
was vor kurzem iu einer Zeitung stand: Mettcrnich
lleht wieder um, Mctteruich ist auch eingekehrt iu das
Tagungslokal des Rheinischen Provinzinllandtagcs.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ney: Nur daß sich
Metteruich im Grabe herumdrehen würde!) Darüber
täuscht mich nicht hinweg, daß der Herr Bericht¬
erstatter seinen Bericht in der Redeweiseder frommen
Dcntnugsart vorgetragen hat.

Es ist bezeichnend,daß die Beratung der Geschäfts¬
ordnung mit diesen uugcheuren Verschlechterungen
heute vor der Beratung des Etats vorgenommen
wird, zn dem Zwecke, schon bei deu jetzige» Gtats-
berntungen die Opposition zu strangulieren, schon bei
den jetzigen EtatSbcratungeu die notwendigen Haus-
tuechtparagraphen bereit zu haben, um die Opposition
i'n Zaume halten zu köuucu. (Sehr richtig! be, deu
Kommunisten.) Es ist bezeichnend, daß im zwölften
Jahre der demokratischenRepublik iu einem Parla¬
ment, in dem demokratischgewählte Volksvertreter zu-
snnnnensihcn,um über das „Wohl des Volkes" zu bc-
"teu, dieses Parlament sich nicht einmal erlauben
tnun, den Parlamentariern uubcschräutte Redezeit zu
Neben, sondern daß Sie einen Maultorb schaffen
'Nüssen für die gewählten Volksvertreter. Die Ge¬
schäftsordnung, Wie sie jetzt Vorgeschlagenist, enthalt
rwe ganze Reihe von Verschlechterungen gegenüber
den oppositionellen Fraktionen in diesem Parlament.
(Sehr richtig! rechts.) Ich Will deshalb einiges über

unsere Stellung zu diesem Parlament, zu diesem Staat,
zu diesem System überhaupt sagen, nm damit unsere
prinzipielle oppositionelle Stellung auch iu diesem
Parlament klarzulegen und aufzuzeigeu, welche Auf¬
gaben wir uus in diesem Parlament gestellt haben.

Unsere Stellung iu diesem Parlament ist dieselbe
wie die Stellung zum kapitalistischenStaat und zum
kapitalistische»System. (Sehr gut! bei deu Kommu¬
nisten.) Wir sageu, der kapitalistischeStaat ist nichts
anderes als ein Unterdrückuugsinstrumeut derjenigen
Klasse, die die wirtschaftlicheMacht in der Hand hat
uud die Pruduktiunsstätten besitzt. Das ist im kapita¬
listische» Staat die kapitalistische bürgerliche Klasse,
und der kapitalistischeStaat ist ein Unterdrückn ngs-
instrument in den Händen der kapitalistischenKlasse.
Sie reden von Demokratie; Sie sagen, Sie hätten ja
das demokratischeWahlrecht, Sie hätten das Recht,
Ihre Abgeordneten zn wählen. Auch die Suzialocmo-
traten versuchen,den Arbeitern weiß zu machen: „In
der Demokratie ist es doch etwas auderes als iu der
Monarchie; die Monarchie war ein Klassenstaat; aber
jetzt haben wir eine Demokratie, wir haben eine Repu¬
blik, und wir haben ein Wahlrecht; die demokratische
Republik ist ganz was anderes als der monarchistische
Staat." Wir sagen: Das ist nicht wahr. Wir sagen:
Diejenigen, die das sagen, belügen die Arbeiter Wider
ihr besseres Wissen. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Sie sagen das sogar im Namen des Marxis¬
mus, deu Sie verfälscht habe». Marx ist es gewesen,
der den Klassencharakter des kapitalistischenStaates
aufgezeigt hat. Es ist der Gipfel der Unverschämtheit,
wenn man sogar sich auf Marx beruft, um deu Ar¬
beitern weiß zu macheu, daß die demokratische Republik
etwas Besseres sei als der mouarchistischeStaat. Wir
sagen: Es besteht kein prinzipieller Unterschiedzwischen
dem moimrchistischcnStaat und der demokratischen
Republik (Hört, hört! rechts.), höchstens insofern, als
in der Republik die Grußkapitalisten, Sie, meine
Herren, noch viel nnverhüllter die Ausbeutung der
Arbeiter vornehmen könne», als Sie es im feudalen
Staat getan haben. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Sie reden von Demokratie, Sie sagen: Wir
haben die Parlamente, wir haben das allgemeineWahl¬
recht. Ich frage Sie: Gegen wen richten sich die Gin¬
richtungen dieses Staates? Richten sie sich gegen die
Ausbeuter oder gegen die Arbeiter? Immer nur gegen
die Arbeiter. Wozu ist die Polizei da? Habe» Sie schou
eiumnl erlebt, daß eine Fronlcichnamsdemoustration,
bei der Herr Strunk an der Spitze marschierte, aus-
cinnnder geprügelt worden ist? Aber in der letzten Zeit
sind Hunderte von Demonstrationen der Erwerbslosen,
die nicht mehr das Recht haben sollen, für ihre Forde¬
rungen zu demonstrieren, daß sie nicht verhungern,
mit dem Gummiknüppel, mit Maschiuengcwehrcu,mit
Maschinenpistolenund mit berittenen Polizisten aus¬
einander geschlagen worden. Gegen wen richten sich die
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Machtmittel des kapitalistischenStaates? Gegen wen
richtet sich die Justiz? Doch nicht etwa gegen Thyssen
oder Krnpp, die öffentlich des Landesverrats bezichtigt
worden sind, oder gegen Stinncs, der des Millionen¬
betrugs überführt ist? Nein, sie richten sich gegen die
Arbeiter, die gegen die Ausbcutuug und die Ver¬
elendung protestirren, (Sehr wahr! bei den Kommu-
nisten.) Gegen wen richtet sich Ihre Strafvollstreckung?
Sitze» in den Zuchthäusern vielleicht diejenigen, die
hier mit sanften Worten und mit der Milch der
frommen Dentungsart glaubcu, das Volk besoffeu
macheu zu töunen, wenn sie einige schöne Phrasen von
der Not der Erwerbslose», uou der sittliche», mora¬
lische» und materiellen Nut reden. Diese Herren mit
den Gehältern von 2N0N0, .A!00N, 1(,!M> Mark, die
Direktoren uud Aufsichtsratsmitglicdcr der Groß¬
industrie, scheren sich dcu Teufel um das Grwerbslosen-
elcud (Lebhafte Zustimmung bei den Kommunisten)
und Ihr Staat, Ihre Polizei, Ihre Justiz, Ihre Ge¬
fängnisse sind mir Machtmittel in Ihren Häudeu, um
die unterdrückte, ausgebeutete Klasse niederzuhalten
uud zu verhindern, daß sie Euch zum Teufel jagt. (Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten: Auch die
kommen einmal dran!)

Gegen wen richtet sich der kapitalistischeStaat?
Gegen wen richten sich seine Machtmittel? Nur gegen
die Arbeiterklasse. Und die Herrschaft der Bourgeoisie,
die Herrschaft der kapitalistische» Klasse ist weiter »ichts
als die brutale bürgerliche Diktatur, wenn auch mit
einigen demolratischcnVerkleidungen. Sie können den
Arbeitern heute, Gott sei Daut, schon nicht mehr er¬
zählen, das; wir eine soziale Demokratie haben, sondern
die Arbeiter wissen, daß das, was Sie Deinotratie
nennen, diese kleinen demokratischenFeigenblätter, die
Sie hin uud wieder uoch gebrauche»,mir Verkleidungen
sind für die offene, brutale bürgerliche Diktatur. Wir
sagen: Der Staat ist immer das Uuterdrückuugs-
iustrumeut in den Häudeu eiucr Klasse. (Sehr richtig!
bei den Nationalsozialisten.) Und dieser Staat ist das
Unterdrückungsinstrumeut ,u den Händen der kapita¬
listischen Klasse; sie übt ihre Diktatur mit einigen demo¬
kratischen Verkleidungen ans. (Abgeordnete Frau
Esser: Sehr richtig! Znrnf des Abgeordneten !),'. Ley:

:Wic in Rußland! Antwort des Abgeordneten Dnnder:
-In Rußland spricht mau uicht vou Demokratie!) Ich
bin immer froh, wenn man mir dnö Wort Rußland
zuruft; dann lauu ich Ihuen uämlich am besten ant¬
worten. Sie wissen nämlich vou Nußlaud nichts. Wir

-.leugnen nicht, daß wir in Rußland eine Diktatur
Haben. Das ist der Unterschied: Sie sagen, Sie hätten
eine Demokratie nnd haben in Wirklichkeit ciuc bru¬
tale bürgerliche Diktatur. Wir sagen offen: Wir
haben die proletarische Diktatur. Der Unterschied
ist mir der, daß in Deutschland ein paar
Hnnderttanscnde über die Millionen Arbeiter dik¬
tieren, während drübcu iu Rußland R> Prozent

der Bevölkerung über 5 bis 10 Prozent dik¬
tieren, nämlich über diejenige», die sich nicht fügen
können. Der Unterschied ist also, daß wir ehrlicher
sind als Sie. Wir sagen, in Rußland besteht die. Dik¬
tatur, während Sie sagen, es bestehe hier die Demo¬
kratie. Ihre Demokratie geht soweit, daß man den
ProUiuziallaudtagsabgcordurten praktisch das Mandat
aberkennen kann, das Ihnen die Wähler draußen ge¬
geben haben.

Warum geheu wir iu dieses Parlament? Wir
machenuns keine Illusion, daß durch dieses Parlament
etwa die Lage der Arbeiter wesentlichgebessertwerden
könnte. Wir machen nns keine Illusion, als ob die Not,
das Eleud, die Ausbeutung durch das demokratische
Parlament beseitigt werden könnte, sondern wir wissen,
die Ausbeutung, das kapitalistischeSystem, der Kapi¬
talismus überhaupt wird nicht beseitigt durch die
Demokratie, wie Sie sie haben, wird nicht beseitigt
durch Ihre Wirtschaftsdemokratie, durch Ihr Hiuciu-
wnchseu iu den Staat. — Gott sei Dank sitzen die, die
bei Euch hiuciuwnchseu,ja gleich vorn —. Die Aus¬
beutung, das Elend der Arbeiter köuucu uur über¬
wunden werden durch die Ueberwiudung des kapita¬
listischen Systems, durch die Ablösung dieses bankrotten
Systems.

Der Herr Landeshauptmann hat vorhin in seiner
Etatsrede eine kommunistische Agitationsrcde mit
falschemVorzeichen gehalten. Er hat glänzend dnr-
getan, wie bankrott das kapitalistischeSystem ist, wie
der Kapitalismus uicht eiumal iu der Lage ist, seine
Sklaven zn ernähren, sondern daß das System fanl,
morsch nnd bankrott ist nnd nur darauf wartet, be¬
seitigt uud gestürzt zu werden. Wir sagen: Die Be¬
seitigung des Kapitalismus geschiehtuicht im Parla¬
ment; sie geschieht draußen nnf der Straße, sie geschieht
in den Fabriken durch die Orgnuisieruug des revo¬
lutionären Kampfes der Arbeiter gegen die Bour¬
geoisie. Uud warum gehen wir hierhin? Wir erfüllen
hier dieselbe Aufgabe, wie wir sie draußen erfüllen,
weuu wir bei dcu Demonstrationen sprechen nnd den
Arbeitern dcu Weg aufzeige», deu sie gehen müssen.
Wenn Sie hente Ueberfnllkommandos in den Landtag
gebracht haben (Widerspruch) — das schciucuSie uoch
uicht zu wisse», Sie siud schlecht informiert — und
wenn Sie sie das letzte Mal schon hineingebracht haben,
obwohl nnr ein Kommuuist ausgeschlosscu werden
mußte, wenn Sie die Polizei hereinholen, weil Sie be¬
fürchten, daß Sie vielleicht die 2l Kommnnistcn hin¬
ausschmeißen müßten, so will ich Ihnen uur sageu:
Die Erwerbslose», die draußen auf der Straße demon¬
strieren, stehen nnch dem Gummituüppel uud der
Polizei macht gegeuüber. Wir haben hier keine andere
Aufgabe, als weuu wir bei den Arbeitern sind nnd mit
ihnen demoustriereu. Deswegen werden Sie nns durch
Ihre Parngraphcn und anch durch deu Gummiknüppel
uicht cinschüchteru tüuucu. (Lauter Beifall bci den
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Komnmnisten.) Wir gehen hierhin, um von hier ans
ebenfalls den Arbeitern den Klassencharakter dieses
Parlaments aufzuzeigen, um ihnen darzntun, daß sie
von hier nichts zn erwarten haben, daß ihre christlichen
uud suzialdcmotratischcuFührer — die wohlbestallten
Gcwcrkschaftsbeamtcn,für die die soziale Frage ja anch
gelöst ist (Sehr gnt! bei den Kommunisten,), sie ver¬
raten und betrogen haben. Wir stehen hier, um von
der Tribüne des Parlaments das auch zn sagen. Ich
glaube, Sie haben jetzt begriffen, daß unsere Opposition
eine prinzipielle und grundsätzliche ist. Die, die uns
hierher geschickt haben, haben uns nicht hierher geschickt,
das; wir uus vor dcu Paragraphen Ihrer Hauskuechts-
ordnnng beugen, soudcrn daß wir ihre Auffassung
vertreten uud ihre Iuteressen wahrnehmen, mich wenn
Sie uns ans dem Parlament hinauswerfen. (Sehr gnt!
bei den Kommunisten.)

Was ist diese Geschäftsordnung? Ich habe bei
früherer Gelegenheit schon einmal gesagt: Man will
ein Strafgesetz für diejeuigcu Abgeordnete» schaffen,
die sich nicht willig einfügen in den Block, der von
Herrn Strunk bis hinüber zu Herrn Silverberg geht.
Der Herr Oberbürgermeister Hartmann hat die
Freundlichkeit gehabt, mir das zn bestätigen: Ja, wir
wollen Orduuugsstrafeu festlege,!,d. h. derjenige Ab¬
geordnete, der es wagt, die Meinung seiner Wähler in
diesem demokratisch gewählten Parlament zu sage»,
Mus; bestraft werden.

Die Beschränkungder Rechte der Opposition hier in
diesem Parlament steht in engem Zusammenhang nnt
der Faschisirrnng des gesamten Staatsapparats. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Der Polizcitrrror, tue
Ausrüstung der Polizei mit Scheinwerferwagen, mit
Maschinengewehren und mit Maschineupistolcu, die
Versuche des Herr» Zörgicbcl mit Träueugas, das
sind die Zeichen der Faschisieruug dieses Staates. Au
der Spitze steht jetzt Herr Brüuiug, hinter ihm steht
Herr Hugenberg, uud er hat sich vorsorglicherweise
mich die Freundschaft des Stahlhelms gleich gesichert,
sie geht bis nach Herrn Schiele nnd Herrn Trcuirnnus,
diesen waschechtenFaschisten. Die Faschisieruug des
Staatsapparates spiegelt sich auch Wider iu der Faschi¬
sieruug uuserer Geschäftsordnung.

Der Herr Landeshauptmann hat vorhin dir große
Nut geschildert uud hat auch ciuigc Male mit vor¬
sichtigen Ausdrücke» auf die »ntiounleu Gefahre» hin-
Newicsen. Herr Landeshauptmann, ich habe Sie sehr
Mit verstnudeu. Die uatioualeu Gefahren sind bcr
Ihnen die politischen Gefahren, nämlich die Gefahren,
daß die Erwerbslosen, diese 270 000, allmählich ci»-
srhr», es geht nicht mehr, nnd daß diese 270 000 nicht
"lleii, bleibe», su„der» daß die 000 000 Arbeiter m
unserer Provinz mit ihnen gemeinsam allmählich zn
der Ueberzeugung kommen: Gs ist nichts mit unserem
brrru Landeshauptmann, es ist auch nichts nnt Iarres,
Bracht uud Hartmauu, souderu Wir müsseu die Kerle

allesamt zum Teufel jagen. (Zuruf links: Wir müssen
den Hanptmnnn gefangen nehmen!) Sie befürchten
auch, daß wir jetzt angesichtsder Zuspitzung, angesichts
der wachsenden Krise, angesichts des Bankrotts des
kapitalistischenSystems nnd angesichts des Bankrotts
des Faschistenterrurs auch hier im Parlament schärfer
gegen Sie auftreten werden. Das werden wir tun,
Weil es den wachsenden Kampf der Arbeiterklasse
draußen gegen die Unterdrückung widerspiegelt.

In dieser Verbindung zeigt sich die Rolle der
Sozialdemokratie. (Zuruf eines kommunistischenAb¬
geordneten: Das sind die Scharfmacher!) Sind es nicht
Sozialdemokratcn gewesen, die das Republikschutzgeseh
gemachthaben? Ist es nicht Scpering gewesen, den
der Ruhm Wismarcksnicht schlafen ließ, der ein neues
Sozialistengesetz aushecken mußte? (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Iwdas hat schon seine
Silberliuge weg!) Ist es nicht Zörgiebel gewesen, der
im vorigen Jahre allein in einer einzigen Stadt
N Arbeiter erschießen ließ? Ist es nicht Dr. Meyer i,n
15>.islmrg gewesen, der beim letzten Holzarbeiterstreit
die Streikposten der Holzarbeiter in brutalster Weise
niederknüppelnließ? AusgerechnetDr, Meyer, das Mit¬
glied des Holzarbeitcoverbandes, Sind es nicht überall
sozialdemokratischc Polizeipräsidenten, die am schärfsten
gegen die Erwerbslose!, und gegen die Arbeiter vor¬
gehen? Anch hier zeigt sich dasselbe: Der Antrag ans
Verschärfung der Geschäftsordnung ist ausgegangen
von den Sozialdemokratcn. Herr Haas, der zukünftige
Oberpräsident von Hessen-Nassau,ist es gewesen, der
sich hier einmal Produziert hat. Wahrscheinlichwollte
er den Befähigungsnachweis für die Oberpräsidenten¬
schaft von Hessen-Nassauerbringen.

Augenblicklichmimen ja die Sozialdrmukrntrn im
Reich etwas Opposition. Aber die Regierung Vrüning-
Treviranns arbeitet mit dem Polizeiterror, der von
Sozialdemokratcn geleitet wird, gegen das Proletariat;
sie arbeitet mit den sozialdemokratischenPolizeipräsi¬
denten nnd den sozinldemukratischenUnterdrückungs¬
gesehen. Hier zeigt sich ganz deutlich, daß die Sozial¬
demokratische Partei keine marxistischePartei mehr ist
(Zuruf des Nbgeordueten Hoffmnuu: Sie schwindeln
sich was znrecht!), ja, daß sie nicht einmal mehr eine
Partei der Interessenvertretung der Arbeiter ist, sou¬
dcrn daß ihre Spitzen zum größten Teil hinein¬
gewachsen sind in den kapitalistischen Staatsapparat
nnd daß ihre Interessen gleich laufen mit den Inter¬
essen aller kapitalistischenParteien. (Sehr gnt! bei den
Kommunisten.)

Nun einige Worte zn den vorgesehenenVerschlechte¬
rungen. Der § 28 hat eine Verschärfung erfahren, wie
Wir sie in keinem Parlament in ganz Deutschland
habcu. In Zukunft kauu ei» Nbgcorduetcr auf sechs
Tage ausgeschlossen werden und, wenn er die Sitzung
nicht sofort verläßt, kann er erstens einmal fiir den
Verlauf der ganzen Tagung ausgeschlossen werden;
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darüber hinaus aber kann sein Ausschluß nuch bis in
die nächste TngnngSperiodc hineinlaufen. Im Ge-
schäftsordnnngsanSschuß haben es die Herren ganz
deutlich formuliert, und einige habe» selbst Bauch-
schnicrzeu gehabt. Ginige haben gesagt: Können wir
dcnu überhaupt einen Abgeordneten ein ganzes Jahr
laug von den Sitzungen des Landtages ausschließe»?
(Zuruf des Abgeordneten Dnndcr: Das ist Demo¬
kratie!) Ist es überhaupt möglich, daß wir den Ab¬
geordneten fetzt ausschließen, nud bei der nächste»
Tagung darf er noch uicht wieder au deu Sitzungen
teilnehmen? Herr Abgeordneter Or. Goldschmidt hat
dann gesagt: Dann soll er wenigstens für die ersten
drei Tage der nächstenTagung draußeu bleiben, dann
kauu er die anderen drei Tage drinnen sein. Das be¬
deutet praktisch die Gutziehung eines Mandats eines
Abgeordneten. Herr !)r. Inrres, unser ehrenwerter
Vorsitzender, hat das ja selbst zugegeben. Er hat ge¬
sagt, es wäre so seiu Ideal, daß mau eventuell dem
Abgeordnete!! das Mandat aberkennen könne. (Znrnf
des Abgeordneten Marx: Genau wie iu Rußland!) -
Reden Sie nicht von Rußland, Sie verstehen nichts von
Rußland, Sie verstehen nicht, was dort vor sich geht.
- (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Herr Gberlc hat es

ihm ins Ohr geblasen, Herr Iarrcs ist noch nicht ein¬
mal selbst darauf gekommen!) In der Geschäftsurd-
»ungsausschnßsitznng hat Herr Or. Iarres auch ge¬
sagt: Was wullcu wir mit einem Ausschluß? Ich habe
gesagt: Sie schaffenhier Strafmaßnahmeu. Eiues der
Mitglieder sagte: Nein, das wäre gegen die Würde des
Parlaments, daß wir Strafmaßnahmen schaffen. Herr
». Iarrcs hat gesagt: Nein, keine Strafmnßnahmen:
wir wollen bloß damit zum Ausdruck bringen, daß
Wir einen bestimmten Abgeordneten nicht mehr in
unseren Reihen dulden wollen. Eines Tages beschließen
Sie hier mit Mehrheit, daß die gesamte kommunistische
Fraktion nicht mehr in Ihre ehrenwerte Versammlung
gehört und diesen Raum zu verlasse» hat. — Ich zeige
hier nur a»f, wuhi» Ihre Demokratie führt. Die aus¬
geschlossenen Abgeordneten sollen keine Tagegelder er¬
halten. (Zuruf des Abgeordnete» Duuder: Darauf
Pfeifen wir!) Haben Sie sich überlegt, welche
Schmach Sie damit Ihrer Demokratie angetan haben?
Haben Sie sich überlegt, wie gründlich Sie Ihre
Demokratie damit blamiert haben? Die Diäten,
die Tagegelder, das sind die Prämien für die
Wohlnnständigkcit im Parlament. Nun, Sie haben es
in der Mehrheit beschlossen, und Sie werden es auch
heute beschließen:Der Abgeordnete, der ausgeschlossen
lst, verliert seine Diäten. Sie haben damit nur gezeigt,
daß auch dieses Parlament hier verdächtige Aehnlich-
teit hat mit anderen Einrichtungen der großkapitalisti¬
schen Institutionen, daß mich hier die Demokratieeine
Frage der Finanzen geworden ist.

Wir haben beantragt, daß die Verschlechterung in
bezug auf die Unterstützung eines namentlichen An¬

trages aus der Gcschäftsordnuug herausbleibt. Bis
her kouuten 15 Abgeordnete den Antrag auf nament¬
liche Abstimmung stellen. In Zukunft tonnen es nur
noch 25. Beabsichtigt war sogar, daß ein Drittel aller
Abgeordneten erst in der Lage sein sollte, die nament¬
liche Abstimmung zu verlangen. Das heißt, hier in
diesem Parlament gibt es überhaupt nnr eine Fraktion,
die namentliche Abstimmung verlangen kann; das ist
das Zentrum, uud alle anderen haben rnhig zu seiu.
(Zuruf des Abgeorducteu Nr. Dichgans: Das gcuügt
ja auch! Heiterkeit.) Das genügt Ihnen natürlich, ich
weiß es, nnd Äcr Herr, der in der zweiten Bank sitzt,
Bankier Louis Hagen, ist der tonangebende Mann.
Man beabsichtigtalso, alle Fraktionen, mit Ausnahme
des Zentrums, von der Berechtigung auszuschließen,
namentliche Abstimmung zu verlangen. Wir geben zu,
hier braucht mnu schon keine schwarze Koalition mehr;
hier im Rheinland ist der schwarze Block bereits Legis¬
lative nnd Exekutive in einer Person. Wenn Sie den
Arbeitern weismache« wollcu, sie hättcu hier eiue
Demokratie uud gebrauchten hier demokratische Mittel,
so geschieht das nur im Interesse der Bcschwiudcluug
Ihrer Wähler, im Interesse der Veschwindelung der
breiten Werktätigen Masse.

Wir haben eine Reihe vo» Anträgen gestellt, zu¬
nächst Antrage, die Zahl der Kummissionsmitgliedcrzu
erhöhen, um einerseits anch den kleinen Fraktionen die
Möglichkeit zu geben, an der Kommissiunsarbeit teil¬
zunehmen, und um andererseits so das demokratische
Element in unserem Parlament wenigstens in etwa zu
wahren. Es ist eine Sathrc, daß in diesem demokrati¬
schen Parlament Sie, die angeblich eingefleischten
Demokraten, Stück für Stück von der Demokratie,ab¬
brechennnd daß wir, die Oppositionspartei, die letzten
Reste der Demokratie noch verteidigen müssen.

Wir haben beantragt, daß die Abgeordneten das
Recht haben, Akten einzusehen, die bei der Provinzial-
verwaltuug liegen. Wir haben beantragt, daß die Pro-
viuzialverwaltuug verpflichtet wird, den Abgeordneten
über bestimmteFragen Auskunft zu gebe». Wir haben
beantragt, diese Diuge i» die Geschäftsordnung auf¬
zunehmen, obwohl wir uns darüber klar waren, daß
Sie diese Dinge ablehnen würden. Wir haben nus
leine Illusionen gemacht, als ob Sie unsere Anträge
zur Geschäftsordnung annehmen würden.

Schon als vom Oberpräsidenteil Haas die Anregung
kam, die Geschäftsordnung zn verändern, haben wir
gewußt, daß die Geschäftsordnung verschlechtertwerden
sollte. Wir haben gewußt, daß Sie, meine Herren von
der Arbeitsgemeinschaft bis zu den Sozialdemolratcu,
fu gut wie Sie für den Ausschluß von Kommunisten
stimme», so gut, wie Sie iu den Reichs- nnd Lcinder-
Parlnmeutcu die HauSkuechtdiktatur handhaben, anch
hier dafür stimmen werden. Sie haben von der Ob¬
struktion gesprochen. Eigentlich ist es schon nicht mehr
zulässig, Euch (zu den Sozialdcmokraten) daran zu er'
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innern, daß auch Ihr einmal eine proletarische Partei
wäret, daß Ihr im Deutschen Reichstag, unter dem
Dreiklassenparlament nnd noch vor einigen Jahren in
Oesterreichdie schärfste Obstruktion betriebe» habt. Wir
sage» als Opposition: Das Recht der Obstruktion ist
ein parlamentarisches Recht, ist ein Recht der Oppo¬
sition, die die Auffassungen ihrer Wähler vertritt.
Aber Sie sind schon so weit korrumpiert, daß Sie sich
der Zeiten eines Nebel, der Zeiten eines Kampfes
gegen die bürgerliche Herrschaft nicht mehr erinnern
können.

Stellvertretender Vorsitzender Ebcrle: Ich rufe
Sie zur Ordnung. (Zuruf eines kommunistischenAb¬
geordneten: Wenn einer die Wahrheit sagt, wird er
zur Ordnung gerufen!)

Abgeordneter Selbmann: Wir machen uns
keine Illusion über den Charakter dieses Parlaments.
Sie werden mit dieser verschlechterten Geschäftsordnung
regieren. Sie werden noch mehr als bisher den Willen
der Opposition niederdrücken. Sie werden noch mehr
als bisher zu verhindern suchen, daß die Opposition
ihre Meinung zum Ansdrnck bringt. Sie werden noch
mehr als bisher alle Mittel, die Ihnen zur Verfügung
stehe», anwenden, nm vor allen Dingen die Kommu¬
nisten, diese unliebsamen Störenfriede dieser erlauchten
Gesellschaft,aus dem Parlament hinauszuwerfen. Sie
werden nicht davor zurückschrecken,davon bin ich über¬
zeugt. Und Herr Iarres gibt uus die Garantie dafür,
daß es nicht mehr lange dauern wird, bis wir unter
öem Schutz des Leutnants mit den zehn Mann tagen.
Sie haben die Verschlechterungdieser Geschäftsordnung
beantragt. Sie werden die Verschlechterungdieser Ge¬
schäftsordnung mich durchführen. Sie reden davon,
wir zerstörten die Würde nnd das Ansehen des Par¬
laments. Haben Sie sich einmal bei den Arbeitern er¬
kundigt, was dieses Parlament und dieser Parlamen¬
tarismus noch für einen Kredit haben? Der Kredit bei
den Arbeitern ist längst fntsch. Der Kredit der Demo¬
kratie, der Kredit des Parlamentarismus ist längst zer¬
stört, nnd durch eiue solche Verschlcchteruugder Ge¬
schäftsordnung machen Sie alle Anstreuguugeu, um tue
Ehre und den Kredit der Demokratie nnd des Parla¬
mentarismus noch weiter zn zerstören.

Sie werden diese Geschäftsordnung annehmen, Sie
werden mit ihr regieren, Sie werden das tun, was lch
Ihnen im Ausschuß schou gesagt habe. Sie werden da¬
mit der Opposition keinen Schlag versetzen. Sie werden
nur dem Parlamcutarismus und der bürgerlichen
Demokratie einen Schlag versetzen nnd werden dazu
beitragen, daß die Arbeiter noch viel eher erkennen daß
diese Demokratie nur ein Feigenblatt der bürgerlichen
faschistischen Diktatur ist uud daß diesem System em
^"de bereitet werdeu muß, daß eine Herrschaft anf-
llcrichtct wecken muß. wo wir nicht gegen d« Ar¬
beiter regieren werden, aber gegen die Konter¬
revolution und gegen die Kapitalisten, die sich unserem

Ausbau nicht fügen können. Sie werden nns mit
Ihren Hausknechtparagrapheu nicht hindern, unsere
Aufgabe hier im Parlament durchzuführen, hier immer
Mieder unsere Meinung zu sngeu uud von der Tri¬
büne des Parlaments ans die Arbeiter draußen zin
mobilisieren zn dem Kampf, der Ihnen nnd Ihrem
Parlament mitsamt Ihrer Geschäftsordnung endlich
den Gnadenstoß geben wird nnd Sie zum Teufel be¬
fördert. (Lauter Beifall und Händeklatschen bei den
Kommnnistcn.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberlc: Ich mache
darauf aufmerksam, daß es nicht üblich ist, in diesem
Hanse zu klatschcu. (Zuruf des Abgeordnete» Dnnder:
Beifall nnd Händeklatschen,das klingt aber sehr schön!)

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hante.
Abgeordneter Hanke: Meine Damen und Herren!

Ich muß, ehe ich mit meinen Ausführungen beginne,
zunächst einmal feststellen, daß anscheinendder Größen¬
wahn der Präsidenten in den kleinen Landtagen immer
grüßer Wird, wie wir es eben gesehen haben. Selbst
im DeutschenReichstag ist es den Abgeordneten nicht
verwehrt, ihren Beifall durch Händeklatschen zum
Ausdruck zu bringen. Die SozialdemokratischePartei
machte selbst reichlich Gebrauch davon, besonders bei
den letzten Verhandlungen im Reichstag.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Herr
Abgeordneter Haake, ich mache Sie darauf aufmerksam,
daß es Ihnen nicht zusteht, meine Geschäftsführung
in dieser Weise zu kritisieren, (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Lev: Was ist ,de»n hier überhaupt noch
gestattet?)

Abgeordneter Haatc (fortfahrend): Wir National¬
sozialisten haben das Recht, unserer Auffassung Aus¬
druck zu verleihen, daß ein kleiner Provinziallandtags-
präsident sich anmaßt, noch mehr Verschärfungen ein¬
zuführen als der sozialdemokratische Reichstngspräsident
Loebe.

Stellvertretender Vorsitzender Lberle: Herr
Abgeordneter, ich rufe Sie zur Ordnung. (Zuruf des
Abgeordneter Dr. Leh: Weshalb denn das?)

Abgeordneter Haake fortfahrend): Wenn der
kommunistischeAbgeordnete Selbmann eben meinte,
daß man hier in diesem Hause Metteruich eingeführt
habe, so muß ich sagen, daß dieser Vergleich doch sehr
stark hinkt. Ich bin der Meinung, daß sich wahr¬
scheinlich Mctternich noch im Grabe herumdrehen
würde, wenn er diese kümmerlichen Versuche kleiner
Bonzen sähe, ihn in seiner damaligen Tätigkeit nach¬
zuahmen. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Wir Nationalsozialisten lehnen auch dieses parlamen¬
tarische System ab. Wir Nationalsozialisten erkämpfen '^
auch die Diktatur. Wir Nationalsozialisten erklären '
aber: Weun uns schon einmal uuserc Volksgenossen
da draußen im Lande aus Verzweiflung und Ent¬
täuschung über das Versagen der bisherigen großen
Parteien in die Parlamente hincingeschickthaben, so
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haben wir natürlich auch das Recht und die Pflicht,
aus diesen Parlamenten das letzte herauszuholen, um
den Zusammcnbruch des Mittelstandes und der schaf¬
fenden Massen drangen aufzuhalten. (Zuruf des Ab¬
geordneten Nenner: Sogar die Frickfraktion!) Sie,
meine Herren, reden hier von der Frickfraktion. Sie
wissen genau, daß die Nationalsozialisten in Thüringen
den Beweis erbracht haben, daß wir, im Gegensatzzu
den anderen Negicrungskoalitionsparteien, die stets
vom Sparen reden und nicht daran denken,anfangen,
bei den Ministergehältcrn abzubauen. (Sehr gut! bei
den Nationalsozialisten.) Sie können hier durch Ihre
Ginwürfe nicht das geringste daran ändern, daß durch
den Einfluß des Nationalsozialismus Thüringen heute
d e r Bundesstnat in Deutschland ist, der die billigsten
Ministergehälter hat.

Meine Damen und Herren! Sie haben in der
Reichsverfassung einen Artikel 1, der besagt, daß alle
Staatsgewalt vom Volke ausgehen und das Volk sich
selbst regieren soll. Mit dieser neuen Geschäftsordnung
haben Sie aber den Beweis erbracht, daß Sie dieser
Ihrer eigenen Verfassung ins Gesicht Magen, wenn
es Ihnen paßt. Wir Nationalsozialisten haben hier
sechs Abgeordnete, haben also mehr als die Fraktions-
stärke. Aber wir sehen, wie Sie hier im Hause alle
Hebel in Bewegung sehen, um uns Nationalsozialisten
von der sachlichen Arbeit in den Kommissionen und
den Ausschüssenauszuschließen (Zuruf links: Fauler
Zauber!), um uns Nationalsozialisten an unserer parla¬
mentarischenTätigkeit hier in diesem Hause zu hindern
(Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten). Sehen Sie,
diese Geschäftsordnung, mit der die verschiedensten
Provinziallllndtage bisher mehr oder weniger gut ihre
Tagungen durchgeführt haben, ist plötzlich, seitdem wir
Nationalsozialisten hier im Parlament erschienen sind,
änderungsbedürftig geworden. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.) Wir sehen, daß in dem Augenblick,
wo wir Nationalsozialisten hier im Provinziallandtage
erscheinen,Sie diese Geschäftsordnung umwandeln in
ein Strafgesetzbuchzur Bestrafung Ihnen unliebsamer
Abgeordneter. (Zuruf links: Ginbildung ist auch etwas
wert!) Das ist vor allen Dingen hier im 8 28 der
Fall, wo es im Absatz 2 heißt: Wegen grober Ver¬
letzung der Ordnung kann der Vorsitzendeein Mitglied
bis zu 8 Sitzungstngen von der Teilnahme an der
Verhandlung ausschließen. Wir haben gefragt, was
denn unter grober Verletzung der Ordnung zu ver¬
stehen sei. Darauf erklärte Herr Oberbürgermeister
l)>'. Iarres, daß er darunter eine tätliche Beleidigung
verstehe. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Inrres: Das
hat er nicht gesagt!) Jawohl, das haben Sie gesagt.
Darauf habe ich beantragt, daß an Stelle der Worte
„grobe Verletzung der Ordnung" der Ausdruck „tätliche
Beleidigung" eingefügt werde, damit das vollständig
klar sei. Unter grober Verletzung der Ordnung kann
man alles mögliche verstehen. (Abgeordneter Dr.

Iarres: Jawohl!) Die anderen Ausführungen, Herr
Oberbürgermeister, haben Sie erst nachher gemacht,
nachdemich das beantragt hatte. So liegen die Dinge
in Wirklichkeit. Die Bestimmung dieses Artikels, daß
Sie Abgeordnete nicht nur für eine Sitzungsperiode,
sondern auch noch für die nächste Sitzungsperiode aus
dem Parlament ausschließentonnen, ist doch eine der¬
artige Ungeheuerlichkeit, eine derartige Verschärfung
der Geschäftsordnung, wie sie in keinem anderen
Parlament, weder im Reich noch in Preußen, besteht.
Wir erkennen daran klar, daß diese Umänderung der
Geschäftsordnung einzig und allein von dem Willen
getragen ist, die Opposition dieses Hauses mundtot zu
machen und die Abgeordneten der Opposition unter
Umständen möglichst lange von den Sitzungen des
Hauses fernzuhalten. (Sehr gut! bei den National¬
sozialisten.) Dadurch, daß Sie einen Abgeordneten
sogar über ein ganzes Jahr, zum Teil noch bis in die
nächste Sitzungsperiode hinein ausschließen wollen,
verstoßen Sie klar und deutlich gegen die Meinung
Ihrer eigenen Verfassung. Wir sehen, daß Sie hier
in diesem Falle Ausnahmegesetzegeschaffen haben, die
sich ausschließlich gegen die nationalsozialistische Be¬
wegung richten. (Sehr gut! bei den Nationalsozia¬
listen.) Sie wissen, daß in den vergangenen Jahren
hier auch Abgeordnete der Kommunistischen Partei
gesessenhaben. Man hat aber in den vergangenen
Jahren nicht daran gedacht, ein derartiges Strafgesetz¬
buch zur Bekämpfung oppositioneller Abgeordneter zu
schaffen. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Dieses Strafgesetzbuchist von diesem Hause erst in dem
Augenblick für notwendig befunden worden, wo wir
Nationalsozialisten hier eingezogen sind.

Wir Nationalsozialisten haben heute morgen bereits
hier erklärt, daß wir den Antrag gestellt haben: „Die
Zahl der Mitglieder der Ausschüssesoll in der Regel
15 betragen, jedoch muß jede Fraktion mindestens mit
einem stimmberechtigtenMitglied vertreten sein." Wir
haben ferner beantragt: „Der Provinziallandtag wolle
beschließen,die Provinzialkommissiouen dahin zu er¬
weitern, daß von jeder Fraktion mindestens ein
Mitglied denselben angehören kann." In einem
demokratischenStaatswesen, von dem die IMprozen-
tigen Republikaner behaupte«, daß es das freiheitlichste
Staatswesen und die freiheitlichste Demokratie der
Welt sei, ist es doch das wenigste, was man verlange»
kann, daß aus den fraktionsstarken Parteien je ein
Abgeordneter in den Kommissionen und Ausschüssen
vertreten ist. Aber auch hier sehen wir wieder, daß
sich dieses Parlament über alle bisherigen parlamen¬
tarischen Gepflogenheiten hinwegsetzt. Wir National¬
sozialisten wissen ganz genan und sehen es auch an den
verschiedenenParagraphen, die Sie umgeändert haben,
daß Sie sich selbst nicht so ganz Wohl in Ihrer Haut
dabei fühlen. Wir sehen es vor allen Dingen klar an
den dauernden Veränderungen des tz V. In der ver-
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gangenen Geschäftsordnungssitzung betätigte sich der
Herr Oberbürgermeister Iarres, den wir ja hier als
unseren ersten Präsidenten die Ehre haben zu besitzen
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Gin Freund von
Hugenberg!), in einer Art und Weise, aus der man
klar und deutlichheraushören konnte, daß er versuchte,
hier in diesem Parlament so eine Art Diktator zu
spielen. (Zuruf eines nationalsozialistischen Abgeord¬
neten: Mussolini in der Westentasche!) Zuerst lautete
der 8 39 folgendermaßen: „Namentliche Abstimmung
können 15 anwesende Abgeordnete bis zur Eröffnung
der Abstimmung verlangen". Dieser Antrag wurde auf
Verlangen und Antrag des Herrn Präsidenten Iarres
umgeändert in die Fassung: „Namentliche Abstimmung
kann von einem Viertel der anwesenden Abgeord¬
neten bis zur Eröffnung der Abstimmung verlangt
werden. Das ist die erste Umänderung, die geschah.
Heute wurde dieser Paragraph aber wieder um¬
geändert. Einmal wurde vorgeschlagen, den Para¬
graphen wieder so in die Geschäftsordnung aufzu¬
nehmen, wie er damals bestanden hat. Ein anderer
Antrag lautete dahin, an Stelle des Viertels der
anwesenden Abgeordneten zu sagen: 25 Abgeordnete.
Sie sehen an diesemFalle, wie man sich unwohl fühlt,
wie man genau Weiß, daß man sich hier im Unrecht
befindet, wie man genau weiß, daß die erste Neufassung
zu scharf war. Die ursprüngliche Fassung war an¬
scheinend zu milde. Nun will man ein Mittelding
finden. Diese Umänderungen haben sich damals im
Geschllftsordnungsausschußabgespielt. Der Herr Ober¬
bürgermeister Iarres und verschiedeneandere Herren
stellten sich dahin und redeten: „Diese Vorgänge im
Geschäftsordnungsausschuß, diese Umänderungen der
Geschäftsordnung spielten sich einzig und allein deshalb
ab, um den Schutz der Minderheiten hier im Parlament
3« gewährleisten". (Hört, hört! bei den National¬
sozialisten.) Man müsse doch zum Schutzeder Minder¬
heiten im Parlament etwas tun. Das Wort „Schutz
der Minderheit" war in dem Geschäftsordnungs¬
ausschuß fast in jedem Satz enthalten, der gesprochen
wurde. Und was haben Sie getan? Unter diesen
demokratischen Redensarten, unter dieser Heuchelei,
haben Sie diese Geschäftsordnung in der unglaub¬
lichsten Art und Weise verschärft. (Sehr richtig! bei
den Nationalsozialisten.) Halten Sie sich doch nur
einmal vor Augen, daß zum Beispiel im Preußischen
Landtag, der 450 Abgeordnete besitzt, 30 Mitglieder
Nenügen, um eine namentliche Abstimmung zu bean¬
tragen. Und dieser größenwahnsinnig gewordene
Vrovinziallandtag (Heiterkeit) . . .

Stellvertretender Vorsitzender Gberle (unter¬
brechend): Herr Abgeordneter, ich rufe Sie wegen dieses
Ausdrucks zur Ordnung (Zuruf: Er ineint sich damit!)
und mache Sie auf die Folge« aufmerksam, die daraus
entstehen, wenn ich Sie zum dritten Male zur Ordnung
rufe,« muß. (Zuruf des Abg. Renner: Hitler, brems!)

Abgeordneter Haake: Dieses Haus, das im
Gegensatz zum Preußischen Landtag mit seinen 450
Abgeordneten nur 160 Abgeordnete zählt, verlangte
zunächst, daß zur Unterstützung des Antrages auf
namentliche Abstimmung ein Viertel der anwesenden
Abgeordneten notwendig sei. AIs die Unsinnigkeit
eines derartigen Verlangens klargemachtwurde, stellte
man sich um uud wollte sich mit 3U Abgeordneten
zufrieden geben. Aber letzten Endes sah man doch ein,
daß in einem Parlament von 160 Abgeordneten nicht
derselbe Maßstab für die Unterstützung des Antrages
auf namentliche Abstimmung angewandt werden kann
wie in dem großen PreußischenLandesparlament. Man
erklärte sich notgedrungen bereit, eine namentliche Ab¬
stimmung zuzulassen, wenn sie von 25 Abgeordneten
unterstützt würde. Wir sehen auch an diesem Beispiel
ganz klar und deutlich, daß man alles tut, um der
Opposition dieses Parlaments den Mund zu ver¬
schließen, um die Opposition in diesem Parlament
einfach unmöglich zu machen.

Bei der Behandlung dieser Dinge im Geschäfts¬
ordnungsausschuß erklärte Herr Oberbürgermeister
Iarres ganz klar und eindeutig: Jawohl, diese Aen¬
derung der Geschäftsordnung richtet sich gegen die
Opposition, gegen die Nationalsozialisten. Er führte
als Beweis an, wir Nationalsozialisten hätten heute
morgen Obstruktion getrieben, indem wir nn Stelle
der vereinfachtenWahl seiner Person zum Präsidenten
dnrch Zuruf Zettelwahl beantragten. Was ist denn
eigentlich hier in diesem Provinziallandtag los? Sie
scheinennoch nicht zu wissen,daß die Obstruktion ein
vollständig gerechtes und berechtigtes parlamentarisches
Mittel ist. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)
Meine Damen und Herren von den Regicrungs-
koalitionspartcien, Sie müßten sich über Obstruktion,
Wie sie in der Geschichte unseres Parlamentarismus
stets getrieben worden ist, einmal eine kleine Vorlesung
von dem neuen sozialdemokratischenOberpräsidenten
von Hcssen-Nassan,Hnas, halten lassen, vor allem über
die Obstruktion, die Sie (zu den Sozialdemokraten) im
Preußischen Landtag und im Reichstag getrieben haben,
wie sich die sozialdemokratischenAbgeordneten einer
nach dem anderen von der Polizei an Händen und
Füßen aus dem Saal haben hinausschlcppen lassen.
Sehen Sie, das sind die Methoden Ihrer kleinen demo¬
kratischenGcdankengängc. Nachdem Sie damals selbst
in der Opposition gestanden nnd diese Opposition bis
zum letzten Rest ausgenutzt haben, nachdem Sie in dem
alten Staat die Opposition soweit getrieben haben,
wie wir Nationalsozialisten sie noch in keinem einzigen
Parlament getrieben haben, kommen Sie hierher und
verlangen, bloß weil wir Nationalsozialisten vielleicht
eine namentliche Abstimmung fordern tonnten, dra¬
konische Strafmaßnnhmen in dieser Geschäftsordnung,
wie sie weder im alten Reichstag, noch im alten Staats-
parlament gegen die Opposition znr Anwendung
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gebracht worden sind. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.)

Wir Nationalsozialisten wissen ganz genau, daß wir
mit unserem Kampfe um die Besetzungder Sitze in den
Kommissionen und Ausschüssenim Recht sind. Das;
wir da im Recht sind, geht auch klar und deutlich aus
den Vorkommnissen des Aeltestenausschusseshervor.
Der Aeltestenausschußzeigte sich zunächst absolut nicht
abgeneigt, uns Nationalsozialisten auch mit Stimm-
berechtigung in den Ausschüssen und Kommissionen
aufzunehmen. Man hat doch gerade aus diesem Grunde
damals die Wahl der Kommissionen verschoben,man
hat uns aus diesem Grunde damals sogar noch geraten,
daß wir selbst derartige Anträge einbringen möchten.
Als diese Anträge aber im Geschäftsordnungsausschus;
behandelt wurden, ließ man sie unter dem Ausdruck,
daß man für den Schutz der Minderheiten sorgen wolle,
einfach unter den Tisch fallen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Eises: Sie haben sich eben nicht bewährt!) Daß
Sie sich in diesem Falle im Unrecht fühlen, geht auch
daraus hervor, daß heute der sozialdemokratischeAb¬
geordnete Haas — ich weis; nicht, ob man ihn seht schon
mit Oberpräsident anreden muß (Zuruf >des Ab¬
geordneten Gerlach: Stramm stehen!) — selbst einen
Antrag eingebracht hat, die Zahl der Sitze in den
Kommissionenvon 8 auf 11 zu erhöhen. Damit geben
Sie zu, das; diese Kommissionen nicht ganz richtig
beseht sind. Aber Sie müssen, wenn Sie nicht jeder
Fraktion dieses Recht geben, auch Mgeben, daß Sie sich
da auch wieder anders einstellen, wie in allen anderen
Reichs- und Landesparlamenten, in denen jede Frak¬
tion berechtigt ist, an derartigen Ausschüssen teil¬
zunehmen. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Wie Sie, meine Damen und Herren, die Opposition
behandeln, wie Sie Ihren Kampf gegen die national¬
sozialistische Bewegung führen, wie Sie Ihre Macht¬
stellung behaupten und Ihr ganzes demokratisches
System für nichts erachten,erkennen wir am besten aus
folgendem: Wir haben die Tatsache zu verzeichnen,das;
wir Nationalsozialisten hier in einer Stärke von sechs
Abgeordneten sitzen, während die Demotratische Partei
nur mit vier Abgeordneten vertreten ist. Aber, trotzdem
die Demokratische Partei nur vier Abgeordnete hat,
hat sie einen Sitz im Provinzialausschuß und einen
Sitz im Staatsrat, wogegen wir sechs Nationalsozia¬
listen vollständig unberücksichtigtgeblieben sind. Meine
Damen und Herren, das ist doch eine verkehrte Welt,
von Ihrem demokratischenGesichtspunkteaus gesehen:
das ist doch eine verkehrte Welt, von Ihrem parlamen¬
tarischen Gesichtspunkteaus gesehen. (Unruhe.) Diese
Ausführungen, die sich auf Tatsachenmaterial stützen,
sind Ihnen unangenehm. Darum versuchen Sie hier,
mich dauernd zu unterbrechen. Sie wissen genau, das;
ich nicht mit Ihnen rede, sondern daß ich für unsere
Volksgenossenauf der Zuhörertribüne oben rede (Un¬
ruhe), um jenen zu zeigen, wie Sie Ihr eigenes demo¬

kratisches System in den Dreck ziehen. Sie tonnen
doch nicht von uns Nationalsozialisten verlangen, daß
wir, wegen eines Stantsratspostens oder eines
Provinzialausschußpostens, nun eine größere Arbeits¬
gemeinschaft bilden und uns mit Parteien und Gruppen
zusammentun, mit denen wir weltanschaulich sowohl
wie national- und sozialpolitisch nicht die geringste
Verbindung haben. Das ist doch ein vollständig un¬
mögliches Verlangen. (Zuruf links: Thüringen!) Ich
kann Ihnen nur eins sagen: Wir Nationalsozialisten
warnen Sie heute noch einmal von dieser Stelle aus.
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Wir werden
demnächsterschossen!) Sie haben Zeit, in der nächsten
Geschäftsordnungsausschußsitzung zu entscheiden, ob
Sie unseren berechtigten Forderungen nachkommen
wollen, die der Handhabung in jedem anderen Par¬
lament entsprechen,oder ob Sie Ihre Unterdrückungs«
taktik gegen die nationalsozialistischeBewegung weiter¬
führen wollen. Wir Nationalsozialisten erklären, das;
wir, so lange diese unsere Forderungen nicht erfüllt
sind, mit allen uns zur Verfügung stehenden parla¬
mentarischen Mitteln in diesem Hause Obstruktion
üben werden. Wir Nationalsozialisten sagen Ihnen
weiter: Wenn dieser Landtag sich unseren berechtigten
Wünschen versagt, dann seien Sie, meine Herrschaften,
sich darüber klar, daß Sie hier Äen Dolchstoß in den
Rücken Ihres eigenen demokratischenSystems führen.
(Lauter Beifall bei den Nationalsozialisten und Hände¬
klatschen.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Simon. (Znruf des Abgeordneten Ger-'
lach: Das kann lein Nazi sein, der sieht so jüdischaus!'
Heiterkeit.)

Abgeordneter Simon: Meine Damen und
Herren! Die Abänderung der Geschäftsordnung beweist,
daß die Mehrheitspartcien den Sinn der von Ihnen
dreimal heilig gesprochenen Demokratie selber nicht
verstanden haben. Wenn die Demokratie einen Sinn
hat, den ich als Nationalsozialist ihr zubilligen kann,
so kann es nur der sein, daß ich in solchen Zeiten, wo
weder Köpfe noch Ideen maßgebend sind in einem
Staat, eine Zeit von vollkommener Freiheitlichkeit
schaffe, während der ich die Möglichkeit gebe, daß sich
sowohl Ideen als auch Köpfe entwickeln. (Zuruf des
Abgeordneten Elfes: Wasserköpfe!) Ideen und Köpfe
werden Sie nur finden in Minderheiten, niemals in
dem Brei der Mehrheit, den Sie vertreten. Infolge¬
dessen hätten Sie gerade als Demokraten die ver¬
fluchte Pflicht und Schuldigkeit, dafür zu sorgen, daß
den Minderheiten die Möglichkeit gegeben ist, ihre
Ideen in vollkommener Freiheitlichkeit zu entwickeln,
und daß weiter aus diesen Ideen die Köpfe kommen,
die Sie eines Tages brauchen, um das von Ihnen ver¬
pfuschteSystem wieder zurecht zu machen. (Sehr gut!
bei den Nationalsozialisten.) Weil Sie das nicht tun,
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deshalb schädigen Sie den Gedanken, «den Sie selbst
vertreten. Sie werden auch selbst nicht glauben, daß
Ihre Demokratie berufen ist, das beste Shstem für die
Dauer zu isein. Sie werden mir selbst zugeben, daß
Sie heute schon innerlich darauf warten, daß ein
Shstcm kommt, das das Ihrige eines Tages ablöst.
Dieses neue System ist bereits im Werden. (Zuruf:
In Sachsen und Thüringen!) Sie werden das auch
nicht durch, derartig schnöde Unterdrückungsversuche
verhindern können, wie Sie sie hier bel der neuen
Geschäftsordnung angewandt haben.

Sie verlangen da zum Beispiel, daß die Gnt>-
scheidung über die Zuständigkeit bezüglich eines An»
trngcs, falls Sie in Zweifel gezogen sind, bei dem
Herrn Vorsitzenden liegt. Es wird sich dabei in der
Negel um solche Anträge handeln, wonach der Pro-
vinziallllndtag an die Staats- oder Reichsregierung
Mit Forderungen der breiten Masse herantreten soll.
Wir Nationalsozialisten halten derartige Anträge
durchaus fiir geeignet, die Demokratie in Ihrem Sinne
zur Geltung zu bringen. Die Demokratie soll doch
die Berücksichtigungund Erfüllung des Massenwillens
bringen. Der Massenwille wird diesem Parlament
immer näher fein als dem Reichstage und dem Preu-
Aschen Landtage, der Reichs- und der Staatsregierung
und den übergeordneten Instanzen- Infolgedessen ist
es ganz richtig, wenn Sie die Möglichkeit geben, den
Massenwillen durch deu Provinziallnndtag sowohl zur
Preußischen Staatsrcgierung als auch zur Reichs¬
regierung gelangen zu lassen. Wenn Sie das durch
diesen Passus verhindern wollen, dann beWelsen S:e
damit wiederum, daß Sie an Ihre eigene Demokratie
überhaupt nicht glauben. (Sehr richtig! bei den Na-
tw»,alsoz,ialisten,Zuruf eines sozialdemokrntischenHb-
üeovdneten: Vertreten Sie denn Massen?)

Sie verlangen in einem Passus, daß bei nament¬
licher Abstimmung ein Viertel der Abgeordneten das
verlangen stellen muß. Auch das entspricht nicht dem
demokratischenPrinzip. Die namentliche Abstimmung
Wll doch eigentlich zum Ziel haben, die Masse darüber
aufzuklären, wie der einzelne von ihr gewählte Ver¬
treter sich hier in diesem Hause beuommen hat. Es
scheint hier Vertreter zu geben, die sich davor furchten,
Nch der Masse gegenüber, die sie gewählt hat. zu ver¬
antworten. (Zuruf des Abgeordneten l),>. Ley: Das
'st Ihnen sehr peinlich!) Wenn Sie wüßten, daß
Sie dem Willen derer, die Sie gewählt haben, Folge
leisten, sobrauchten SW lein Bedenken zu haben, auf
d"s Verlangen eines einzelnen Abgeordneten hm tue
namentliche Abstimmung anzuordnen. Dannt, daß
6'e dies nicht wollen, geben Sie uns wieder den Be¬
weis in die Hand, daß Sie selbst mit der Demokratie
"" Innern längst gebrochenhaben. (Zustimmung be,
°en Nationalsozialisten)

Jetzt komme ich noch auf einen Passus zurück,den
Sie neu hinzugefügt haben; ich möchte bloß sagen, daß
er überflüssig ist. Sie verlangen, daß jeder Abgeord¬
nete verpflichtet sein soll, fich am ersten Tage seiner
angeblichenTätigkeit zu meldem Das ist ganz unnötig,
das tun Sie alle schon Ihrer Diäten wogen. (Bmfall
und Händeklatschenbei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender U,-. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich bitte, sich doch an die Anregung des
Vorsitzendenzu halten, hier den Beifall nicht durch
Klatschen zum Ausdruck izu bringen. (Zuruf eines
nationalsozialistilschenAbgeordneten: In der Geschäfts,
ovdnung steht davon nichts.) Das ist ein Beschluß>de3
Aeltestenausschussesaus früherer Zeit, an den ich mich
zu halten habe. (Zuruf lies Abgeordneten Dr. Ley:
Dann ändern Sie die Gefchüftsondnungnoch einmal um!)

Die Besprechung ist geschlossen: die Abstimmung ist
eröffnet. Ich gedenke, die einzelnen Paragraphen in
folgender Weise aufzurufen: Soweit Abänderungs-
anträge des Ausschussesvorliegen, werde ich Sie zur
Abstimmung bringen, nachdem die Abänderungs-
anträge zu diesen Anträgen des Ausschusses erledigt
sind, in, übrigen aber die aus dem Ausschuß
entstandenen selbständigen Nbänderungsanträge be¬
sonders zur Abstimmung bringen.

Wir kommen zunächst zu dem Antrage der
kommunistilschen Fraktion, den Absatz 1 des § 5 dahin
zu ändern, daß an die Stelle der Zahl 15 die Zahl 21
gesetzt wird. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich,
sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der
Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen zu dem Antrag des Ausschusses,den
§ 6 der Geschäftsordnung so zu ändern, wie es in der
Druckschrift auf der rechten Seite niedergelegt ist.
Dazu liegen keine Abänderungsanträge vor. Wer für
diesen Antrag des Ausschussesist, den bitte ich, sich zu
erheben.— Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zum § 7. Auch hier liegt nur ein
Antrag des Ausschussesvor. Wer für diesen Antrag
gemäß Drucksache ist, den bitte ich, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen, (Zuruf
eines kommunistischen Abgeordneten: Aufstehen! Hin¬
legen!)

Zum s 6 liegt ein Antrag der kommunistischen
Fraktion vor, der dahin geht, die Sätze 2 und 3 dieses
Paragraphen zu streichen. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit. Der Antrag der kommunistischenFraktion
ist abgelehnt.

Wir kommen zum § 9. Hierzu liegt ebenfalls ein
Antrag der kommunistischen Fraktion vor, in Absatz 3
die Zahl 15 durch die Zahl 21 zu ersetzen. Wer für
diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben, —
Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.
(Zuruf eines nationalsozialistischenAbgeordneten: Die
Mehrheit der Qualität! Heiterkeit.)
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Wir kommen zu dem Antrage des Ausschusses,den
8 11 durch einen neuen Absatz 2 gemäß Drucksache zu
ändern. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich
zu erheben. — Das ist so beschlossen.

Sodann ist zu beschließen über den Antrag des
Ausschusses,auch den Absatz 3 des § 11 in der vom
Ausschuß vorgeschlagenenFassung zu genehmigen. Wer
für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. -^
Es ist so beschlossen.

Bei § 12 soll der Absatz 1 nach dem Antrage
oes Ausschusses geändert werden. Wer für diesen
Aenderungsantrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. ^-
Das ist so beschlossen. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: Wir sind konservativ, wir stehen nicht auf!)

Dann liegt ein Antrag der sozialdemotratischen
Fraktion vor, in Absatz 2 das Wort „Antrages" durch
das Wort „Urantrages" zu ersetzen. Da ich keinen
Widerspruch höre, darf ich annehmen, daß dieser
formale Antrag angenommen ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Ui-. Leh: Ja, wir wollen es einmal durchgehen
lassen!)

Ferner liegt ein Antrag der S. P. D. vor, im § 12
den Absatz 3 zu streichen. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit.

Dann bitte ich diejenigen, die dafür sind, daß der
§ 12 nach Ersetzung des Wortes „Antrages" durch das
Wort „Urantrages" nunmehr in der Fassung des
Ausschussesbeschlossen werden soll, sich zu erheben, -^
Es ist so beschlossen.

Wir kommen nun zu dem § 13. Hier liegt ein
Antrag der K. P. D. vor, den Absatz 4 zu streichen.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist nicht die Mehrheit, Der Antrag
ist abgelehnt.

Es kommt dann der Antrag des Ausschusseszum
8 13. Ich bitte diejenigen, die für die Fassung des
Ausschussessind, wie sie sich aus der Druclsacheergibt,
sich zu erheben. - - Das ist die Mehrheit. Der Antrag
des Ausschussesist angenommen.

Zu dem ß 1-1 liegt ein Antrag der kommunistischen
Fraktion vor, in dem Absatz 2 den Satz 2 zu streichen.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag
ist abgelehnt.

Zu dem ß 16 liegt ein Antrag der kommunistischen
Fraktion vor, den Absatz 3 zu streichen. Wer für
diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. - Das
ist nicht die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

In dem 8 17 liegt ein Antrag der S. P. D. vor —
meine Herrschaften, wollen Sie einmal zuhören; es
macht keinen Spaß, diese Sache zu machen — den
Absah > Satz 2 zu streichen. (Zuruf des Abgeordneten
Gberle: Der Ausschuß hat doch auch diese Streichung
beschlossen!) Ja, der Ausschuß hat das auch beschlossen.

Also der Ausschußantrag lautet auf Annahme des
sozialdemotratischen Antrages auf Streichung des
Absatzes 1 Satz 2 des 8 17. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
Ls ist so beschlossen. (Zuruf eines nationalsoziaUstischcn
Abgeordneten: Nie große Koalition!)

Zum 8 U! liegt ein Zusatzantrag der K. P. D. vor.
Wer für diesen Zusatzantrag ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag
ist abgelehnt.

Der Ausschußantrag zum 8 19 geht dahin, einen
neuen Absatz 3 einzufügen. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit,
(Pfui-Rufe des Abgeordneten Ur. Üey.)

Zum 8 23 liegt ein Antrag des Ausschusses,sowie
ein Abänderungsantrag der K. P. D. vor, dahingehend,
den letzten Satzteil, d, h. die Worte „in beiden Fällen
ist sie ihm vorher schriftlich vorzulegen" zu streichen.
Ich lasse über diesen Abänocrungsnntrag der K. P, D-
zunächst abstimmen und bitte diejenigen, die für diesen
Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für die Fassung des
8 23 nach dem Vorschlage des Ausschussessind, wie er
sich aus der Drucksache ergibt, sich zu erheben. — Das
ist die Mehrheit. Gs ist so beschlossen.

Wir kommenzum 8 26. Hier liegt ein Antrag der
sozialdcmukratischen Fraktion vor, statt „Werktag"
„Sihungstag" zu sagen. Der Ausschutz ist diesem
Antrage beigetreten. Da sich kein Widerspruch erhebt,
nehme ich an, daß Sie sich diesem formalen Antrage
des Ausschussesanschließen.— Es ist so beschlossen.

Zum 8 27 liegt ein Antrag des Ausschussesvor,
einen Zusatz als dritten Absatz dem Paragraphen
anzufügen. Wer für diesen Antrag des Ausschusses ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Es ist so beschlossen.

Wir kommen zum ß 28. (ZurNf eines nationalsozia¬
listischen Abgeordneten: Zuchthausparagraph!) Hier
liegen ein Ausschußantrag und mehrere Äbiindcrungs-
antrnge der Nationalsozialistischen Arbeiterpartei und
der S, P. D, vor. Der weibestgehende Antrag ist der der
NationalsozialistischenArbeiterpartei, den 8 28 ganz ,',n
streichen. Sollte dieser Antrag abgelehnt werden, s"
würde der weitestgehendeAntrag derselben Fraktion
der sein, daß ein Ausschluß erst nach einem dreimaligen
Ordnungsruf und vorheriger Verwarnung erfolgen
kann. Ich lasse über diese Anträge zunächst abstimmen
und bitte diejenigen, die für die Streichung des ganzen
8 28 sind, sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit.
Der Antrug ist abgelehnt. (Zurus eines nationalsozia¬
listischen Abgeordneten: Wo bleibt die Demokratie?)

Ich bitte dann über den Eventualantrag derselben
Fraktion, wie ich ihn eben angedeutet habe -"
dreimaliger Ordnungsruf und vorherige Verwarnung
- abzustimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte
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ich, sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der
Antrag ist abgelehnt.

Dann kommen vier Abänderungsanträge der SPD.,
denen der Ausschuß sich mit Aenderungen an¬
geschlossen hat. Selbständig muß ich aber über
folgenden Antrag der SPD, falls er aufrecht
erhalten werden füllte, (Abgeordneter Haas: Jawohl!)
abstimmen lassen, in Absah 2 die Worte „acht
Sitzungstage" durch „drei Sitzungstage" zu ersetzen.
Ich lasse über diesen Antrag zunächst abstimmen und
bitte diejenigen, die dafür sind, daß im § 28, Absatz 2,
statt acht Sitzungstage drei Sitzungstage gesetzt
werden, sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit.
Der Antrag ist abgelehnt.

Dann liegen nur noch die Antrage des Ausschusses
vor, welche die Antrage der sozialdemotratischen
Fraktion mit einer Abänderung aufgenommen haben.

Nach den Anträgen des Ausschussesheißt es im
Absatz 2: 3 Sitzungstage, in dem Absatz 3: „Bis zu
sechs Sitzungstagen mit der Maßgabe, daß die Aus¬
wirkung in der neuen Sitzungsperiode nur auf drei
Tage geht". Dann ist der Aeltestenrat im Falle
«es Absatzes 2 und 3 des § 28 eingeschaltet und im
übrigen wegen der Erhebung des Einspruchs an den
Vrovinziallnndtng die Fassung des Antrages der
suzialdcmotratischenFraktion von dem Ausschuß an¬
genommenworden.

Abgeordneter Haas: Ich würde doch vorschlagen,
daß Sie zuerst darüber abstimmen lassen, daß anstatt
der acht Tage nunmehr sechs Tage gesetzt werden sollen,
und dann über die anderen Aenderungen.

Vorsitzender I)r. Iarres: Ja, ich werde so
abstimmen lassen. Wer in dem s 28 in Absatz 2 sechs
Sitzungstage gesetzt haben will, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit. Ferner bitte ich,
sich zu erheben, wer in dem Absah 3 im dritten Sahe
die Fassung haben will, „bis zu sechs Sitzungstagen,
'edoch nur in der Weise, daß drei Tage von der neuen
Sitzungsperiode in Frage kommen." — Das ist die
Mehrheit. (Widerspruch rechts. Zuruf: Auszählen!)

Wir kommendann zu dem Ausschußantrag, in dem
Falle des 8 28, Absah 2 und 3 den Aeltestenrat
"»zuschalten und die Fassung der sozialdemokratischen
Fraktion bezüglich des Ginspruchs an den Provinzml-
»ndtag anzunehmen. Ich alaube, wir brauchen hier

l«ne getrennte Abstimmung; sie Wird auch incht
beantragt. Ich bitte diejenigen, die in diesen beiden
Fällen für die Antrage des Ausschussessind, sich zu
erheben. - Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommenzum 8 29. Hier liegt nur ein Antrag
des Ausschussesvor Ich bitte diejenigen, welchesich
°°für nussprechen wollen, sich zu erheben. - Das ,st
°'° Mehrheit. Es ist so beschlossen.
^ Der nächste Paragraph ist der § 32, wozu em
""trag der sozialdemokratischenFraktion formaler Art

vorliegt. Es soll hier heißen: „Er gilt als abgelehnt,
wenn der Sitzungsvorstand über das Ergebnis
der Abstimmung zweifelhaft ist". Der Ausschuß hat
diesen Antrag aufgenommen. Ich höre auch keinen
Widerspruch. Ich stelle fest, daß Sie mit dieser
formalen Aenderung einverstanden sind.

Zu dem § 39 liegt zunächst ein Antrag des
Ausschusses vor, ferner ein Antrag der KPD, den
Absatz 5 zu streichen. Ich lasse über den Antrag der
KPD. zunächst abstimmen und bitte diejenigen, die für
diesen Antrag sind, sich zu erhebcu. Der Antrag ist
abgelehnt.

Der Antrag des Ausschussesist jetzt gegenüber der
ursprünglichen Fassung dahin abgeändert, daß nament¬
liche Abstimmung von 25 der anwesenden Abgeord¬
neten verlangt werden kann. Ich bitte diejenigen, die
für diesen Abänderungsantrag des Ausschussessind,
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so
beschlossen.

Wir kommen zum § 43. Hier liegt nur ein Antrag
des Ausschusses vor, den letzten Sah des Absahes 2 zu
ändern. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des
Ausschusses sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zum § 5i. Hier liegt ein Antrag des
Ausschusses vor sowie ein Abänderungsantrag der
KPD. Ich lasse über den Antrag der kommunistischen
Fraktion abstimmen, und bitte diejenigen, die für
diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die
Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für den Vorschlag
des Ausschussessind, wie er sich aus der Drucksachr
ergibt, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Dann liegt noch ein Antrag der kommunistischen
Fraktion zu einzelnen Paragraphen vor, den Sie in
der DrucksacheNr. 57 finden. Wird getrennte Ab¬
stimmung zu den einzelnen Punkten gewünscht? Das
ist nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die
für den Antrag der kommunistischen Fraktion auf
Drucksache 57 sind, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Damit ist die Geschäftsordnung erledigt. Sie tritt
von diesem Augeublickau in Kraft.

Zu der Aenderung der Provinzialkommissionen
Wollen die Fraktionen noch Stellung nehmen. Es
wiirde, falls ein Antrag aufrecht erhalten oder
besonders gestellt wird, in der Donnerstag- oder
Freitagsihung darüber beschlossen werden.

Es sind noch folgende Anträge eingelaufen:
Von der KPD,, für diejenigen Arbeiter und Ange¬

stellten, deren Monatseinkommen LNO RM. nicht über¬
steigt, die siebenstüudigeArbeitszeit bei vollem Lohn¬
ausgleich einzuführen; ein Antrag derselben Fraktion,
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1 «00 UN0 RM zur Linderung der schlimmstenNotlage
der Swinarbeiterschaft bereitzustellen.

Endlich ein Gntschließungsantrag der Zentrums-
fraktion und der Arbeitsgemeinschaft auf Neu¬
verteilung der Kraftfahrzeugsteuer.

Diese Anträge werden den Fachausschüssenüber¬
wiesen. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Es ist
so beschlossen.

Damit sind wir am Ende unserer heutigen
Tagung. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Es liegt
noch ein Antrag der KPD-Frattion vor!) Ja, es
liegt noch ein anderer Antrag vor; Sie ersparen es
mir, ihn zu verlesen, damit Sie keine zu komische
Rolle hier spielen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Dann werden wir ihn selbst verlesen!)

Ich bitte, dann den Beginn der morgigen Sitzung
auf9^ Uhr festzusetzen, mit folgender Tagesordnung:
!. Gingänge,
2. Beratung des Haushaltsplanes und der damit in

Verbindung stehenden Landtagsvorlagen,
3. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung

der eingegangenen Vorlagen.
Die Rodezeit ist auch für morgen beschränkt, auf

1^ Stunden für jede Fraktion. Es wird durchgctagt
werden, nachdem das stenographische Büro hat
verstärkt werden können.

Wird in der heutigen Sitzung noch das Wort ge¬
wünscht? Das ist nicht der Fall. Dann schliche ich
die Sitzung.

(Schluß: 19 Uhr 25 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Dienstag, den 8. April 1930.

(Beginn: 9 Uhr 45 Minuten.)

Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Beratung des Haushaltsplans und der damit in

Verbindung stehendenLandtagsvorlagen.
3. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung

der eingegangenen Vorlagen.
Vorsitzender l)>>. Iarres: Die Sitzung ist

eröffnet. Die Niederschrift über die gestrige Plenar¬
sitzung liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht
offen. Schriftführer für die heutige Sitzung sind
zunächst die Herren Abgeordneten Koenzgen und
Andres.

Ich habe zunächst von folgendem Mitteilung zu
machen:

Es sind weiter eingegangen 14 Anträge, die Ihnen
unter Drucksachc 96 bis 108 mitgeteilt worden sind.
Die Anträge liegen auf Ihren Tischen.

Antrag der SPD-Fraktion, betr. Förderung des
Lichtbildwesens,

Antrag der Arbeitsgemeinschaft, die Reichs- und
Staatsregierung zu ersuchen,dafür Sorge zu tragen,
daß in dem durchzuführenden Agrarprogramm auch
der rheinische Wein-, Obst- und Gemüsebau ent¬
sprechendberücksichtigt wird,

Antrag der KPD-Fraktion, die Revision der
Rheinischen Provinzial-Arbeitsanstalt durch die Pro-
uingialkomnn'ssionalle Vierteljahre vorzunehmen,

Antrag der KPD., betr. Behandlung der Kor-
rigenden,

Abänderungsantrag der KPD.-Fraktion zur Druck¬
sache 28, betr. Durchführung der landwirtschaftlichen
Umschuldungsaktion in der Nheinprovinz,

Antrag der KPD. zu Drucksache 32, betr. Förderung
der ländlichen Ansiedlung,

Antrag der KPD. auf Streichung der Ausgabe¬
position IV 1 — 2, V 1 — 6, VI 1 — 4 und VII 1-2
(2 —K) zum landwirtschaftlichen Haushaltsplan und
Verwendung dieser Beträge zu Gunsten der Zins-
verbilligungs- und Gntschuldungsaktiun der klein¬
bäuerlichen Betriebe,

Antrag der KPD auf Erhöhung des Betrages z'"
Bekleidung und Unterbringung der Waisenknaben auf
3000 RM sowie auf Einsetzung von 5000 NM M
tarifliche Entlohnung der Waisenknaben in den Etat
des Rittergutes Desdorf,

Antrag der KPD. auf Erhöhung der unter
Ausgabe Ilc des landwirtschaftlichen Haushaltsplans
vorgesehenenSumme von 20 000 RM auf 120 000 RM
zu Zinserleichterungen zu Mcliorationsdarlehn,

Antrag der KPD. auf Erhöhung des Fonds für
genossenschaftliche und kommunale Flußregulierungen
mit 500 RM,

Antrag der KPD. auf Erhöhung des im land¬
wirtschaftlichen Etat vorgesehenen Betrages fü^
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Meliorationen, Wasserleitungen und Umlegungen um
50N N0N RM,

Antrag der KPD. auf Verwendung der im land¬
wirtschaftlichenHaushaltsplan vorgesehenenAusgaben
für Schulwesen und Versuchsstationen für die
Finanzierung der Meliorationen und der Fluß¬
regulierung zu Gunsten der notleidenden Kleinbauern
in den Notstandsgebieten: Gifel, Hunsrück, Westerwald
Usw,,

Antrag der KPD, 2) auf Erhöhung des Betrages
für Vichseuchenentschädigungum 5N0U00 RM und
Zahlung der Entschädigungen nur an Kleinbauern in
voller Höhe des Schadens,

l>) auf Streichung der für die Provinzial-
Weinbcmlehranstalten und Landfraucnschulen Olewig
Und Sobernheim vorgesehenen Beträge und deren
Verwendung zu Gunsten nutleidender Kleinwinzer.

Diese Antrage sind, wie gesagt, verteilt. Ich
beantrage, sie den zuständigen Fachausschüssen zu über¬
weisen. Gleichzeitig hat der Provinzialausschuß Ge¬
legenheit, dazu Stellung zu nehmen. Dagegen erhebt
sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen.

Wir treten dann in die Tagesordnuug ein:

Haushaltsberatung.
Ich erteile das Wort, wenn keine anderen

Wünsche laut werden, nach dem Stärkeverhältnis der
Fraktionen. Es ist beschlossen, für jede Fraktion eine
Nedetzeitvon im ganzen 1^ Stunden.

Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter Tenhaeff.
Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und

Verren! In der Sitzung des 75. RheinischenProvin-
Nallandtages vom 6. März v. I. hat der Etatsredncr
"er Zentrumsfraktion, der leider nicht mehr zu den
Mitgliedern dieses hohem Hauses gehörige Abgeordnete
^aederscheid, im Hinblick auf die damals schwebenden
pariser Sachverständigenverhandlungen die Hoffnung
ausgesprochen,daß es den deutschenUnterhändlern gc-
Ungen möge, eine erträgliche Basis für unsere Lastcn-
uerteilung aus dem Nersailler Vertrag herbeizuführen
"nd Klarheit darüber zu erzielen, was wir in Zukunft
A' tragen haben. Gr hat weiterhin der Erwartung
Ausdruck gegeben, daß eine schnellere Befreiung des
'"heinlnndes von der Besatzung eintreten möge.
. Der Herr Oberpräsident hat bereits die für uns
^erfreuliche Tatsache festgestellt, daß der Termin
nahegerückt ist, wo die Rheinprovinz von der Be¬
satzung restlos geräumt sein wird. Wir beglückwünschen
°'e Bevölkerung des zur Zeit noch besetztenGebietes
°«zu, daß bald der Tag ihrer Befreiung von schwersten
leellschen und materiellen Lasten gekommensein wird,
"w sie mehr als ein Jahrzehnt lang für unser gesamtes
^°lk würdevoll getragen hat. Ihrer vorbildlichen
"eue werden wir uns allezeit dankbar erinnern!

Noch ungeklärt ist die Frage, wann auch das Saar-
uwiet in voller Freiheit der Neichshoheit wieder zu¬

rückgegeben sein wird. Wir haben nicht zuletzt im
Interesse der benachbarten Gebiete der Provinz den
dringenden Wunsch daß die Verhandlungen hierüber
uns zu einem nahen Zeitpunkte die Erfüllung aller
berechtigten Erwartungen bringen werden. (Beifall.)

Die Gesamtheit unserer danach verbleibenden
Kriegslasten ist festgestellt worden in dem sogenannten
neuen Plan. Wer diesen Plan auch nur in seinen
Hauptbestimmungen kennt, dürfte mit mir die Ueber¬
zeugung teilen, idaß uns seine Erfüllung, wenn über¬
haupt, so jedenfalls nur auf der Grundlage einer ge¬
sunden, zu höchster Leistung befähigten nationalen
Volkswirtschaft möglich sein wird. In der Zukunft
wird sich zeigen, ob das zunächst mit den Waffen er¬
reichte Ziel der Niederzwingung Her deutschenVolks¬
und Wirtschaftskraft nunmehr «im neuen Plan seine
Sicherung hat finden sollen.

Die vorjährigen Verhandlungen des Provinzial-
landtllges waren von der Erkenntnis aller Parteien
beherrscht,daß wir damals schon eine außerordentlich
ernste Wirtschaftslage zu verzeichnenhatten. Wie sehr
diese Lage sich seitdem noch verschlimmert hat, kommt
am sichtbarsten zum Ausdruck durch die vom Herrn
Landeshauptmann bereits des näheren gekennzeichnete
ungeheure Erwerbslosigkeit.

Daß in der Zahl der Erwerbslosen mit ihrer be¬
sonders schmerzilichen Auswirkung für den ärmsten
Teil unseres Voltes sich eine Wirtschaftskrisenur teil¬
weise widerspiegelt, die in ihrem katastrophalen Aus¬
maße unserer Vollsgesamtheit zum Verhängnis zu
werden droht, ist die beklagenswerteste Feststellung,
welche wir während der ldiesjährigcn Tagung des
Rheinischen Provinziallnndtalles zu machen haben
Nach Verflüchtigung einer Scheinblüte unserer Wirt¬
schaft, durch die wir nicht nur uns selbst, sondern, zum
größten Schaden für uns, vielleicht mehr noch das
Ausland über unsere wirkliche Lage getäuscht haben,
stehen wir heute vor der bitteren Erkenntnis, daß wir
ein armes, ein sehr armes Volk geworden sind, welches
nur in harter Arbeit seinen Weg in die Zukunft gehen
kann.

Seit Jahren haben wir auf die kritische Lage der
deutschen Landwirtschaft hingewiesen und gefordert,
daß an den zuständigen Stellen des Reiches und der
Länder im Interesse eines unserer lebenswichtigsten
Verufszweige alle Maßnahmen ergriffen würden, die
geeignet sind, die fehlende Rentabilität der Landwirt¬
schaft wieder herzustellen. Wir sind uns nie darüber
im Zweifel gewesen,daß Notmaßnahmen in Form von
Krediten und Zuschüssen Wohl Erleichterungen in
Einzelfällen, nicht aber eine gesunde Rentabilitäts¬
grundlage der Landwirtschaft herbeiführen können.
Wir haben daher auch die Entwickelung der Dinge bis
zu der heutigen Notlage des Bernfszweiges voraus¬
gesehen, bie nachgerade das Gesamtgebäudc unserer
Volkswirtschaft zur erschüttern droht. Diese Notlage
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hatim Deutschen Reichstag endlich den Weg zu ebnen
vermocht für die grundsätzliche Bereitschaft, im Wege
der Gesetzgebung 'wirtschaftspolitische Rettungsmaß¬
nahmen durchzuführen. Allgemein betrachtet ist das,
was der Reichstag in letzter Zeit an Zollerhöhungen
für landwirtschaftlicheErzeugnisse beschlossen hat, als
Ginleitung einer Gesundnngsaktion zu bewerten, die
in ihrem Enderfolg davon abhängig ist, ob die dabei
offengebliebenen Lücken,z. B. bezüglich des Roggen¬
zolles, schnellstensnoch geschlossen weiden. Für die be¬
sonderen Verhältnisse der rheinischen Landwirtschaft
mit ihrem ausgedehnten bäuerlichen Mittel- und
Kleinbesitz und einer hochintcnsivierten Betriebswirt¬
schaft ist die Frage von überragender Bedeutung, daß
auch die Erzeugnisse der Veredelungswirtschaft, beson¬
ders der Viehwirtschaft angemessen geschütztwerden
(Abgeordneter Schroer: Sehr richtig!), ferner, daß die
Edelerzeugung des Gemüse-, Obst- und Weinbaues
einen wirtsamen Zollschuh erhält. Deutschland hat im
Jahre 1929 für über «0N Willionen RM Erzeugnisse
des Gartenbaues, in der Hauptsache Gemüse, Obst und
Südfrüchte, eingeführt. Nach sachkundiger Schätzung
beläuft sich der Wert unserer eigenen Obst- und Ge¬
müseerzeugung, woran die Nheinprovinz in hervor¬
ragendem Maße beteiligt ist, auf mindestens 2 Mil¬
liarden RM. Der größte Teil der Einfuhr tonnte
ebenfalls im Inlande gewonnen werden, wenn nicht
durch einen völlig unzulänglichen Zollschutz der
deutsche Markt mit Auslandsware ständig derart über¬
schwemmtwäre, daß die Rentabilität schon der vor¬
handenen heimischen Erzeugung von Jahr zu Jahr
mehr in Frage gestellt worden ist.

Ich muß sodann auch heute wieder die vieleil kleinen
Existenzen besonders erwähnen, welche unter außer¬
ordentlich ungünstigen natürlichen und sonstigen Be¬
dingungen in den Höhengebiete», namentlich der Eifel
nnd des Hunsrücks, ihre Scholle bewirtschaften. Wer
diese Gebiete kennt, weiß, daß deren Bevölkerung von
jeher gegen einen sehr bescheidenen Lohn harte Arbeit
hat leisten müssen. Es ist daher ohne weiteres klar,
daß in diesem ärmsten Teil der Provinz sich die gegen¬
wärtige allgemeine Notlage der Landwirtschaft in
einem Maße auswirkt, welches der sozialen VerÄen-
dung seiner Bewohner gleichkommt. Ueber die gerade¬
zu trostlose Lage des Weinbaues brauche ich kaum noch
ein Wort zu verlieren.

Die wirbschaftlichund sozial nicht minder bedeu¬
tungsvollen Fragen der Organisation des Absatzes
landwirtschaftlicher Erzeugnisse der Umschuldung,
der Erbtcilung und der bäuerlichen Siedlung will ich
nur erwähnen, um damit zu zeigen, wie groß die Auf¬
gaben sind, die in der deutschen Landwirtschaft nach
einer Lösung drängen.

Wir sehen in einer Anpassung aller wirtschafts-
Politischen Maßnahmen au die Lebensbedürfnisse der
einzelnen Zweige der Landwirtschaft eine der wich¬
tigsten Voraussetzungen für die unbedingt notwendige

Stabilität des Produktionsprozesses gemäß den jewei¬
ligen Bctnebsverhältnissen. (Sehr richtig im Zentrum,)
Kaum ein anderer Teil der deutschenGesamtwirtschaft
ist seiner Natur nach >so sehr auf eine langsichtigeEin¬
stellung der Betriebswirtschaft angewiesen wie die
Landwirtschaft, und nichts ist für sie verhängnisvoller
als der Versuch, Konjuntburerscheinungen des Augen¬
blicks durch Betriebsumstellungen Rechnung zu tragen.
(Abgeordneter Völlig: Sehr richtig!)

Daß wir in der Hebung der Kauftraft unseres
Volkes eines der wesentlichstenMittel zur Förderung
landwirtschaftlicher Interessen erblicken,soll in diesem
Zusammenhange besonders hervorgehoben werden.

Dankbar erkennen wir an, daß die Rheinische
Prllvinzialverwaltnng nicht nur in der grundsätzlichen
Beurteilung der Lebensbedingungen der Landwirt¬
schaft stets weitgehendes Verständnis bewiesen, sondern
nach Maßgabe der bestehendenMöglichkeitenauch alles
getan hat, was der Förderung dieses Berufszweiges
zu dienen geeignet gewesen ist. Wir vertrauen darauf,
daß die ProvinzilllUcvwaltuna, diesen ihren bewährten
Grundsätzen auch in Zukunft treu bleiben wird.

Was für unser Volts- und Staatsleben die Er¬
haltung jener breiten Schicht des Volkes bedeutet, die
im gewerblichen Mittelstand ihre berufliche Tätigkeit
ausübt, sollte kaum der besoudercn Betonung bedürfen.
Im Handwerk, Handel und Gewerbe sehen wir den
Teil unseres Bürgertums vereinigt, der mit seiner ge¬
sunden Einstellung zu allen Fragen des Lebens neben
der Landwirtschaft eine der wertvollsten Stützen
unserer heutigen Gesellschaftsordnung ist. In Wür¬
digung dieser seiner Bedeutung erfüllt es uns mit
größter Sorge, daß die allgemeine Wirtschaftskrisebis¬
her schon unzählige Existenzen des Mittelstandes ver¬
nichtet hat und daß weiterhin Zusammcnbrüchc in noch
stärkerem Maße unvermeidlich sind, wenn nicht alles
geschieht, was diese Entwickelung aufzuhalten vermag.
Wir begrüßen daher alle Pläne nnd Maßnahmen der
Provinzilllverwaltung, von deren Durchführung die
Förderung mittelständischer Interessen zu erwarten ist.
Für den ländlichen Mittelstand wirkt sich die fehlende
Kauftraft der Landwirtschaft ganz besonders ver¬
hängnisvoll aus. Er sieht daher iu der Wiederherstel¬
lung der Rentabilität der landwirtschaftlichen Pro¬
duktionstätigkeit zugleich auch eine Sicherung seiner
Existenz. Für die kommunale Selbstverwaltung bedeutet
die üeistnngsunfähigkeit der in einer solchen wirt¬
schaftlichen Interessengemeinschaft stehenden beiden
Träger der Nealsteuerlastcn eine um so größere Ge¬
fahr, als die in den Gemeinden ohnehin vorhandenen
Etatsfchwierigkeiteu, insbesondere durch das ständige
Anwachsen der gemeindlichen Soziallasten, bis zu^
Unerträglichkcit gestiegen sind.

Meine Damen und Herren! Kein anderer Teil
unseres Volkes wird von den Wellenbewegungen
steigender und fallender Wirtschaftstoniunktur so un¬
mittelbar betroffen wie die in der Industrie wirksamen
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Kräfte, An der bereits mehrfach hervorgehobenen ge¬
waltigen Zahl unserer Erwerbslosen, davon allein
eine Vicrtelmillion in der Rheinprovinz, ist die Indu¬
strie, entsprechenddem derzeitigen ungünstigen Stand
ihrer Beschäftigung, in starkemMaße beteiligt.

Das überragende Problem unserer Zeit ist und
bleibt die Verminderung uud Beseitigung der Arbeits¬
losigkeit, Die Lösung dieses Problems ist aber nicht
3» finden in der Gewährung von Unterstützungen, so
notwendig dieselben auch für die vorhandenen Ar¬
beitslosen sind. Das Problem kann ebenso wenig ge¬
löst werden durch Notstandsarbciten, wenn auch durch¬
aus zu wünschen ist, daß auf diesemWege wenigstens
einem kleinen Teil der Arbeitslosen Hilfe gewährt
wird. Eine Lösung des Problems kann nur dadurch
herbeigeführt werden, daß die Wirtschaft in den Stand
gesetzt wird, Arbeiter zu beschäftigen, Infolgedessen
muß jede wirtschaftlicheund soziale Maßnahme darauf¬
hin geprüft werden, ob sie geeignet ist, den Kräften
unserer Wirtschaft erhöhten Antrieb zu geben und da¬
durch Arbeitsplätze zu schaffen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haatc: Mit der Theorie macht man es nicht
allein!) Dabei wirft sich die Frage auf, ob es der
deutschen Industrie Mit ihren technisch hochentwickelten
Betrieben jemals, d. h. selbst in Zeiten der Hochkon¬
junktur, möglich sein wird, das bei uns vorhandene
Gesamtangebot an industriellen Arbeitskräften aufzu¬
nehmen. Die Frage ist zum mindesten zweifelhaft uud
ihre Bejahung von Voraussetzungen abhängig, die mir,
wenigstens zur Zeit, als nicht gegeben erscheinen. Es
wird zunächst ernsthaft zu untersuchen sein, ob nicht,
vor allem auch im Interesse der Verminderung der
Arbeitslosigkeit, die Industrie von einem Teil der ihr
auferlegten allgemeinen Lasten befreit werden muß. Ich
biu Persönlichaber auch weiterhin der Auffassung, daß
Wir vom Standpunkte der Wirtschaft aus früher oder
später vor einer Beantwortung der Frage stehen
werden, ob manche der uns in Technik, Wirtschaft und
Organisation selbstgcgcbencnFormen auf die Dauer
geeignet sind, die große Aufgabe einer schnellen nnd zu¬
messendenAnpassung unserer Wirtschaftskräfte an die
jeweilig Weltmarktlagc zu erfüllen nnd damit das
Problem der Arbeitslosigkeit zu meistern, (Zuruf
unks: Sie sind unfähig dazn!) Ich kann mich hier¬
bei auf Gednukengänge berufen, die auch der jetzige
"eichsarbcitsminister Dr. Stogerwald in letzter Zeit
"ehrfach geäußert hat. (Zuruf des Abgeordneten
'"egcl: Das ist ja Ener Mann!) Gott sei Dank!

Ohne eine dicnstsreudige, verantwortungsbewußte
und von starkem Idealismus beseelte Neamtcu,chaft
°nnen Reich, Staat und Kommune die ihnen gestellten

schweren Aufgabe» uuserer Zeit nicht erfolgreichdurch-
UHreu. (Zurus: Wer hat Ihnen das aufgeschrieben?)
Tw tonnen ja bei mir in die Schule kommen. Trotz
wancher bedauerlichen Einzelerscheinungenin der Ver¬
gangenheit, die niemand mehr verurteilen durfte als

die Beamtenschaft selbst, zweifeln wir nicht daran, daß
das deutsche Volk sich auf seine Beamten verlassen
taun. Das stets pflichttreue Wirken aller im Dienste
der Provinzialverwaltuug stehenden Damen nnd
Herren erkennen wir dankbar an.

Nach Abzug der Erstattungen inucrhalb der Ver¬
waltung sieht der Haushaltsplan eine Gesamtausgabe
von 135 Millionen und eine Mehrausgabe von
2,1 Millionen gegenüber 1929 vor. Daß dabei eine mit
Rücksicht auf die allgemeine Wirtschaftslage wünschens¬
wert gewesene Ermäßigung der Umlage uicht iu Be¬
tracht kommen kann, ist zuzugcbeu, und wir begrüßen
es, daß wenigstens keine Erhöhung der Umlage ein¬
treten soll, wenn auch die hohe Schuldeulast der Pro¬
vinz, wie schon vom Herrn Landeshauptmann hervor¬
gehoben worden ist, sehr zu denkengibt.

Für den Pruvinzialstraßenbau, auf dessen starke Be¬
einflussung der Wirtschaft ich nicht besonders hinzu¬
weisen brauche,weist der Etat zwar eine Erhöhung der
Ausgaben 1930 gegenüber denjenigen des Vorjahres
um rund l Million RM aus; wir bedauern aber, daß
damit selbst den dringendsten Bedürfnissen der Pro¬
vinz nicht Genüge geleistet werden kann. Unsere
wiederholte Forderung, die wir in einer besonderen
Entschließung auch heute wieder erheben, geht dahiu,
daß bei einer Neuverteilung der Kraftfahrzeugsteuer
ein Verteilungsschlüsselgefunden werden muß, welcher
dem Eharaltcr der Kraftfahrzcngstcucr als Zwecksteuer,
für die das provinzielle Steueraufkommen der ge¬
rechteste Vcrteilungsmllßstnb ist, entspricht. Wir tonnen
uns in diesem Punkte den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns nur voll uud ganz anschließen,
richten aber zugleich den dringenden Appell an die
rheinischen Abgeordneten, vor allem auch der Zen¬
trumspartei, die Bestrebungen der Provinzialverwal¬
tuug nach einer gerechten Vcrtcilnng der Kraftfahr¬
zeugsteuer in jeder Weise zn unterstützen.

Vom Standpunkte des Landes aus ist es auf das
lebhafteste zu bedaueru, daß der Beihilfefonds für
Kreis- und Gemeindewogevon 1,7 auf l Million er¬
mäßigt worden ist, ferner, daß für die Uebernahme
von Kreis- und Gemcindewcgenauf die Proviuz statt
1 Milliou im Vorjahre nur eine halbe Million zur
Verfügung steht, wenn auch eine Verstärkung dieser
Mittel um 1,5 Millionen aus den insgesamt 1 Mil¬
lionen Anleihemitteln für Straßenbauzwecke beabsich¬
tigt ist. Der »letztere Betrag berlicrt auch noch wesent¬
lich an Bedeutung durch die ihm beigefügte Klausel,
daß er nur aufgeweudet werden darf, wenn es gelingt,
ihn im Wege einer langfristigen Anleihe zn beschaffen.
Nach dem Beschluß des Pruuinziallandtllges von
1926 sollen insgesamt 2000 Kilometer Kreis- und Gc-
meindewege innerhalb IN Jahren auf die Provinz
übernommeu werden. Einschließlichder vor der Ueber¬
nahme stehenden 115 Kilometer ergibt sich eine bisher
übernommene Gesamtstrecke von 590 Kilometern gegen-
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über einem Soll von 800 Kilometern, Es ist also setzt
bereits ein Rückstand von ein Viertel der fälligen Ge¬
samtstrecke vorhanden. Bei der ständig steigendenIn¬
anspruchnahme der in ihrer Haltbarkeit hinter den
Provinzialstraßen weit zurückbleibendenKreis- und
Gemeindewege durch den Kraftwagenverkehr kann ich
darin, das; den Kreisen und Gemeinden durch die
neuen Bestimmungen über die Verteilung der Kraft¬
fahrzeugsteuer ans dieser Steuer Beträge unmittelbar
zufließen sollen, keine durchschlagende Begründung
der erfolgten Kürzung der Provinzialmittel erblicken.

Die erhebliche Verringerung der Gefamtmittel für
Straßenbau, verglichen mit denjenigen der letzten
Jahre, ist auch deswegen außerordentlich zu bedauern,
weil sie ihre Rückwirkung findet auf jene Gebiete der
Provinz, die im Interesse ihrer Wirtschaft auf die
Lieferung von Straßcnbaumaterialien angewiesen
sind. Ich weise hierbei besonders auf den Kreis Mähen
hin, der unter seinen 85 000 Einwohnern allein 35 000
Arbeiter zählt, die in großer Zahl in der Gewinnung
von Straßenbaumllterilll ihren Unterhalt finden. Die
schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse im Kreise
Mähen lassen mich die besondere Bitte aussprechen,bei
der Vergebung Uon Aufträgen der Straßenbauver-
waltung auf Mähen soweit wie möglich Rücksicht zu
nehmen. Auch im Interesse anderer Gebiete der Pro¬
vinz wäre es sehr zu begrüßen, wenn in Zukunft all¬
gemein mehr als bisher das einheimischeStraßenbau-
material unter Ausschaltung ausländischer Bezüge
Verwendung fände. Bei der Vergebung von Straßen¬
bauarbeiten, insbesondere der Pflaster- und Walz-
arbeiten, bitten wir, auch die mittleren und kleineren
Unternehmer soweit wie möglichmit zu berücksichtigen.

Im übrigen wird zu Prüfen fein, ob nicht die Mög¬
lichkeit besteht, irgendwie weitere Mittel für den
Straßenbau zu beschaffen.

Besonders dankbar sind wir dem Herrn Landes¬
hauptmann für die Vorlage der Denkschrift über den
Ausbau der rechts- und linksrheinischen Durchgaugs-
straßen zwischen Köln und Koblenz. Wir sehen daraus,
daß die Provinzial-Straßenbanverwaltung in Zu¬
sammenarbeit mit der Abteilung für Landesplanung
in systematischer und wcitausschauender Weise den
Ausbau unseres Straßennetzes in die Hand genommen
hat. Mag auch die Ausführung des Gesamtplanes
noch Jahre in Anspruch nehmen, so ist es doch not¬
wendig, sich wie hier geschehen,über die endgültige
Gestaltung rechtzeitig klar zu werden, um alle Einzel¬
ausführungen in einen großen Gesamtplan einzufügen.
Ich möchte den dringenden Wunsch aussprechen, daß
in derselben Weife auch andere Gebiete der Provinz
durchgearbeitet und ähnliche Pläne beispielsweise für
den Verkehr der Industriegebiete Gladbach—Aachen
und Köln—Aachenaufgestellt werden.

Für den Bau von Wasserleitungen sollen die aus
den, Westfonds zur Verfügung stehenden 350 000 RM

um je 100 000 RM des Staates und der Provinz er¬
höht werden. Nach der Vorlage zu Punkt 3 der
Tagesordnung entbehren noch rnnd 900 000 Einwoh¬
ner der Rheinprovinz eine zentrale Wasserversorgung,
Die restlose Versorgnng der Provinz würde einen
Kostenaufwand von rnnd 100 Millionen RM erfor¬
dern. Unter Zugrundelegung des bisherige» Satzes
von 25 Prozent Zuschuß der Provinz ergäbe sich ein
provinzieller Anteil an dem Gesamtbetrag in Höhe von
25 Millionen RM. Ans diesen Zahlen ist zu er¬
kennen, wie außerordentlich lange es noch dauern
müßte, wenn lediglich mit Hilfe der Provinzmittcl die
ländliche Wasserversorgung durchgeführt werden sollte.
Da es sich aber vor allem um die Gebiete an der Grenze
und um die ärmsten Teile der Provinz handelt, dürfen
wir um <so dringender erwarten, daß hier mit den Mit¬
teln des in Aussicht gestellten Westprogramms tat¬
kräftig geholfen wird.

Ganz besondere Anerkennung verdient die Tätig¬
keit der Prolvinzilllverwaltnng und des Landes-
jugcndamtes auf dem Gebiete der Fürsorge für kinder¬
reiche Familien. Wenn nach der Vorlage laut Druck¬
sache Nr. 1? das Landcssugcndllmt ersucht werden soll,
zu prüfen, ob bei der Verwendung der zur Verfügung
gestellten Mittel Abweichungen von den bisherigen
Bestimmungen eintreten sollen, so mächten wir nicht
etwa die Meinung aufkommen lassen, als ob wir mit
den vorgesehenen Abweichungen einverstanden wären.
Mit der bisherigen Durchführung, wie sie in dem Be¬
richt des Provinzialausschnsscs zum Ausdruck kommt,
ist das Landessugendmut durchaus auf dem richtigen
Wege. Wir bedauern nur, daß nicht mehr als
200 000 RM in den Ausgaben des Landessugcudamtcs
und 50 00» RM außerordentliche Beihilfe in den Haus¬
haltsplan „Verschiedenes" für diesen Zweck eingesetzt
werden konnten,

Entsprechend der großen wirtschaftlichen und
sozialen Bedeutung dieser Frage erwarten und be¬
grüßen wir jede Maßnahme, welche die Prouinzinlver-
waltung der Förderung des Wohnungsbaues widmet,
und zwar nicht zuletzt wegen der damit verbundenen
Arbeits- und Msatzmöglichtcitcn der Vauhandwerker
und der Baustoffindustrie. Leider sind die Zinsen für
Bautapitalicn, welche die üandesbank für den Woh¬
nungsbau zur Verfügung stellt, sehr hoch. Auch für die
Landwirtschaft sind die Zinssätze der üandesbank zur
Zeit uoch untragbar. (Zustimmung im Zentrum.) Wir
erkennen gern und dankbar an, daß die Landesbnut
bemüht gewesen ist, den von mir berührten Interessen
auch in ihrer Zinspolitit soweit wie möglich gerecht
zu werden, hoffen aber und bitten, daß die Provinzial-
verwaltung in Erwägungen darüber eintreten möge,
ob und inwieweit eine weitere Ermäßigung des Zins¬
satzes herbeigeführt werden kann.

Auch die Förderung der ländlichen Ansiedlung
findet unsere volle Unterstützung. Aus Drucksache
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Nr. 32 ersehen wir, daß die diesbezüglichenBeschlüsse
des Provinziallandtages eine erfreuliche Auswirkung
gefunden haben. In der Fortsetzung der Siedlung,
insbesondere auch innerhalb der Nheinprovinz, er¬
blicken wir eines der wertvollsten Mittel zur Selb-
ständigmachung nachgcborener Nauernsühne und zur
Verhinderung der Abwanderung ländlicher Arbeits¬
kräfte, Dabei ist wohl zu bedenken, das; jeder Ncu-
angeficdelteeinen Arbeitslosen weniger bedeutet.

Bedauerlich ist, daß in dem Haushaltsplan für
Kunst und Wissenschaft für die Erhaltung uuserer
alten Kunstdenkmnler nicht mehr eingestellt werden
kann. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Die Sub-
bentionieruug der Kirchen lehnen wir ab!) Ich möchte
die Gelegenheit benutzen, um das Aachener Münster
der besonderen Fürsorge der PruvinzialUerwältung zu
empfehlen, das nach berufenen! Urteil in feiner ge¬
schichtlichen Bedeutung sich sogar neben dem Kölner
Dom sehen lassen kann. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Sie schwarzer Geselle!)

Meine Damen und Herren! Ehe ich meine Aus¬
führungen schliche,muß ich noch in aller Kürze die
wirtschaftlicheNage unserer Grenzgebiete, die besonders
schwierige Wirtschaftslage des linksrheinischen Teiles
der Provinz und den Gesetzentwurfüber die kommu¬
nale Selbstverwaltung besprechen.

Lassen Sie mich laber auch noch kurz eingehen ans
die Fürsorgeerziehung, in der wir nach wie vor den
Standpunkt vertreten, daß deren Durchführung in
der Rhcinprovinz im wesentlichen durch private An¬
stalten, daneben für schulentlassenemännliche Zöglinge
>wm Teil durch ProUinzialanstalten durchaus richtin ist.
Insbesondere wünschen wir auch für die Zukunft
wcitestgehendeHeranziehung der Privatanstaltcn nnd
keine weitere Schaffung von Provinzialanstalten, Wir
begrüßen es. daß die Provinzialanstalt Fichtenhain für
d'e Zwecke der Fürsorgeerziehung überflüssig geworden
'st und deren Verwendung für Trinker und Leicht-
ueisteskrankcerfolgen kann.

Für eine möglichste Senkung der Kosten der Irren-
Pflege würden wir ganz besonders dankbar sein.

Ich darf aber in diesem Zusammenhange auf die
gänzliche Unzulänglichkeit der ProUinzial - Taub¬
stummenanstalt in Aachen hinweisen.

Die Angriffe, »nie sie immer wieder auf die Für-
sorgepolitik der Provinz erfolgen, weisen wir als un¬
begründet entschiedenzurück. (Hört, hört! links.) lHic
«eben niis um so mehr Veranlassung, allen im Fur-
'urgedienst stehenden Personen, von, ersten Beamten
bis zum letzten Pfleger, ganz besonders aber auch dem
geistlichen Pflegepersonal, unseren wärmsten Dank für
'bre schwereund aufopfernde Tätigkeit auszusprechcu.
(Lebhafte Zurufe der Kommunisten.)

Vonden Grenzgebieten verdient der Aachener Ve-
?lrt unsere ganz besondere Aufmerksamkeitund Für-
Wrge. Am 31. Dezember vorigen Jahres zählten die

Arbeitsämter dieses Bezirkes rund 24 300 Arbeit¬
suchende. Davon waren ruud I! 500 Hauptunter-
stützungsempsängerund 3500 Wohlfahrtsunterstützungs-
empfängcr. (Zuruf: 1000 Selbstmörder!) Die Be¬
deutung dieser Zahlen tritt um so stärker hervor,
wenn man berücksichtigt, daß im Aachener Bergbau,
der das Rückgrat der dortige» .Wirtschaftist, insgesamt
27 000 Arbeiter beschäftigt werden. Die Arbeitslosig¬
keit Hot nicht saisonmäßigen Charakter, sondern ist eine
Folge des Niederganges der Aachener Industrie. In
den Jahren von I!)23 bis 1927 sind allein «9 Betriebe
mit rund 16 00« Arbeitern stillgelegt wurden. (Zuruf
eines kommnnistischenAbgeordneten: Das ist die all¬
gemeine Linie!) Im Bergbau, der bisher noch auf¬
nahmefähig war, fehlen gegenwärtig etwa 1500 bis
2000 Arbeiterwohnungen. Die Familien sind teilweise
geradezu unwürdig untergebracht. Im Gegensatzzum
Aachenerbefindet sich das benachbarte holländischeIn¬
dustriegebiet in aufblühender Entwickelung. 1913 för¬
derte der Aachener Steinkohlenbergbau rnnd 3,2 und
der holländische1,« Millionen Tonnen Kohle. Heute
werden in Aachen 0 und in Holland 12 Millionen Ton¬
nen Kohle gefördert. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Die Rationalisierung!) Die ent¬
scheidende Ursachedes wirtschaftlichenNiederganges im
Aachener Bezirk ist dessen schlechte Verkehrslage, die
in ihrer Wirkung durch die Tarifpolitit der Roichsbahn
noch erheblich verschärft wird. Die Vorfracht der
Aachener Steinkohle — Frachtbasis Alsdorf bis zum
Hafen Neuß — ist rund 1,60 NM se Tonne höher als
die Vorsracht für Ruhrkohle — Frachtbasis Gelsen-
kirchcnbis zum Hafen Duisburg-Nnhrort —. Es ist
eine der dringendsten Aufgaben deutscherWirtschafts¬
politik, hier Wandel zn schaffen und dem Aachener Ge¬
biet eine gesunde wirtschaftlicheGrundlage wiederzu¬
geben. (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
15 Prozent Dividende!) Eine erste Möglichkeit dazu
sehen wir in einer Frachtvergünstiguug, die als Not¬
standsmaßnahme zu tragen wäre. Das Endziel einer
solchen Politik muß in der möglichst baldigen Schaf¬
fung einer Wasserstraßevon Aachen zum Rhein erblickt
werden. Ich beziehe mich Hierbei auf eine Entschließung
des ProuinzialllUsschussesvom 15. Oktober 1926. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Nohl: Lang, lang ist's her!)

Die Ungunst der Wirtschaftslage, unter der das
linksrheinische Gebiet der Provinz erheblich stärker
leidet als das übrige Deutschland, findet ihre Haupt-
nrsache in den aus den Bestimmungen des Versailler
Vertrages sich ergebendenFolgen. Ich kann nur stich-
wortwcisc auf einen Teil der vielen Lasten und
Schäden hinweisen, welche durch die Besetzung der
linken Rheinsoite entstanden sind. Vntmilitarisieruug
des Gebietes, Beschlagnahmevon Wohnungen, Hotels
und gewerblichen Anlagen für die Besatzung,stärkste und
zu einem großen Teil nichtcntschädigtcInanspruch¬
nahme kommunaler Anlagen und Einrichtungen, Rück¬
gang des Fremdenverkehrs, zeitweilig bis auf 10 Pro-
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zent des Friedensstandes, Absperrung ,der Wirtschaft
vom übrigen Deutschland mittels Zollschranken, die
beim Hin- und Herverkehr sehr oft eine mehrfacheBe¬
lastung der gleichen Ware verursachten, Abwanderung
industrieller und gewerblicher Anlagen in das unbe¬
setzte Deutschland, Verlangsnmung, Verteuerung und
Aushöhlung der verbliebenen Wirtschaftsbetricbe zu¬
gunsten der in- und ausländischen Konkurrenz, In¬
dustriespionage und -Überfremdung, außerordentlich
hohe Aufwendnngen für Notstandsarbeiten be,i gleich¬
zeitiger starker Verminderung der Steuerkraft und
diele andere Dinge kennzeichnendie ungemein schwer¬
wiegenden vorübergehenden und dauernden Folgen,
welche das linke Nheingebiet durch den verlorenen
Krieg zu tragen hat. Amb nur eine teilweise Be¬
seitigung dieser Folgen wird der Allgemeinheit des
Gebietes große finanzielle und sonstige Opfer losten,
lim so verwunderlicher erscheint es, daß man nns, an¬
statt uns was zu geben, bei der Kraftfahrzcngsteuer nnd
der Slaatsdotation sogar noch etwas nehmen will.
Demgegenüber müssen wir um so nachdrücklicher
fordern, daß mindestens die nns im Westprogramm in
Aussicht gestellten 22 Millionen baldigst zur Auszah¬
lung kommen, Mit Denkschriften, Ministcrrcden und
Programmeil ist nns nicht mehr gedient. Gibt Berlin
uus die erforderlichen Mittel, so werden wir für deren
Verwendung schon von uns aus ein Programm zu
finden wissen.Wir fetzen voraus, daß bei der Aufstellung
und Durchführung des Programms die Prouiu-
zialuerwaltung zugezogen wird, znmal deren Tätig¬
keitsgebiete im Straßenbau, landwirtschaftlichen Me-
lioratillns'wesen und landwirtschaftlichen Schulwesen
auf das cugste berührt wird.

Meine Damen nnd Herren! Wir betrachten mit
lebhafter Teilnahme die außerordentliche Notlage des
Ostens und haben volles Verständnis für alle Maß¬
nahmen des Reiches, die geeignet sind, der Not zu
steuern, Eine positive, vom Vertrauen auf die Lebens¬
kraft unseres Volkes getragene und vom gesamten
deutschen Volk gebilligte Ostpolitik ist eine der
vordringlichsten Aufgaben der deutschen Gesamtpolitit.
Eine solche Politik entspricht auch der großen
Politischen und historischen Tradition des deutschen
Westens, der in den vergangenen Jahrhunderten über¬
schüssige Voltstraft zur Kolonisierung des Ostens gern
zur Verfügung gestellt hat. Die Notwendigkeit einer
solchen aktiven Ostpolitik haben wir hier im Westen
erkannt auf Grund der bitteren Erfahrungen, die wir
in den vergangenen 10 Jahren fremder Besatzung
gemacht haben. Diese unsere Einstellung berechtigtuns
aber auch um so mehr, zu verlangen, daß mit derselben
Energie, mit der das Deutschtum und die Wirtschaft
im Osten gefördert werden, auch deu westlichen
Gebieten, bei denen beide Interessen in gleichem Maße
gefährdet sind, seitens des Reiches und des Staates
schnellstens geholfen wird. Die außerordentlich intensive

Grenzlandfürsorge unserer westlichenNachbarn sollte
uns hier ein nachahmenswertes Vorbild sein.

Den preußischen parlamentarischen Körperschaften
liegt, worauf der Herr Landeshauptmann bereits
hingewiesen hat, der Entwurf eines großen Gesetz-
aebungswevkes bor, das für unsere Selbstverwaltung
in Gemeinde, Kreis und Provinz und, was ich gleich
hinzufügen möchte, für nnscr Verhältnis zur Re¬
gierung und zu den Preußischen Zentralstellen von
folgenschwerer Bedeutung ist: der Entwurf eines
Gesetzes über die kommunale Selbstverwaltung, (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Das ist ein Entwurf zur
Kastrierung der Selbstverwaltung!) Dieses Gesetz
soll die Einlösung eines Versprechenssein, welchesden
prenßischen Provinzen im Artikel 72 der Preußischen
Verfassung vor nunmehr IN Jahren gegeben worden
ist, und in dem es heißt: Das Gesetz wird den Kreis
der den Provinzen überwiesenen Selbstverwaltungs-
angelegenheitcn erweitern nnd ihnen Auftrags-
nngelegenhciten übertragen. Was bis setzt über diesen
Entwurf in die Öffentlichkeit gedrungen ist, vermag
unsere auf diesen Artikel der prenßischen Verfassung
gesetzten Erwartungen keineswegs zu erfüllen, und
zwar nm so weniger, als mit dem Zustandekommen
des Gesetzes das Recht des Provinzialausschusscs
erlischt, bei der Besetzung der höchsten Verwaltungs¬
stellen mitzuwirken. Für die Selbstverwaltung der
Provinzen bringt das Gesetz durchaus nicht die
Dezentralisation, die wir erwarten müssen. <33 wirkt
fast lächerlichzu sagen, daß der einzige Vcrwaltungs-
gcgcnstnnd,der vollständig auf die Provinz übertragen
ist, die Regelung nud Förderung des Feuerlöschwesens
ist, dessen Förderung übrigens die Provinz durch die
Provinzial-Fenerversicherungsaustalt auch bisher schon
betrieben hat. — Wir danken bei dieser Gelegenheit
der Provinzial-FeucrUersicherungsanstalt für alle der
Bevölkerung der Provinz und insbesondere auch dem
Lande durch ihre Fürsorge auf dem Gebiete des
Feuerlöschwesenserwiesenen Dienste. — Auf verschie¬
denen anderen Gebieten, die genannt werden, z, B
Erlaß von Vorschriftenüber die Jugendpflege, Regelung
des Rechtes der öffentlichenWege soll der Prouinzial-
verwaltung zwar das Recht eingeränmt werden,
allgemeine Regeln aufzustellen,aber es wird keineswegs
dagegen Vorsorge getroffen, daß nicht neben der
Provinzialverwaltung auch die Staatsrcgierung un¬
mittelbar mittelvcrteilend usw. tätig wird, daß also
Doppelnrbeit stattfindet. Sogar nicht einmal die
Heimatpflegc, die Erforschung der Hcimatgeschichte,die
Pflege öffentlicher Denkmäler hat man geglaubt, der
Provinzialverwaltung allein übertragen zu können.
Als nicht ganz neues Arbeitsgebiet wird ihr nämlich
durch das neue Selbstverwaltungsgesetz übertragen:
die Beteiligung nn die Heimatpflege. Abgesehen von
der Nichterfüllung des Artikels 72 haben die preußischen
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Provinzen Anspruch auf ein Eigenleben innerhalb des
PreußischenStaates auf allen Gebieten, deren zentrale
Regelung von Berlin aus nicht unbedingt notwendig
ist. Wir werden deshalb diesem Gesetzentwurf unsere
ganz besondere Aufmerksamkeit zuwenden müssen,
stellen zunächst aber auch mit Genugtuung fest, daß die
Landeshauptleute aller preußischen Provinzen den
Entwurf als unbefriedigend einmütig abgelehnt haben.

Meine Damen und Herren! Bei der Fülle der
Ausgaben, die der provinziellen Selbstverwaltung
gestellt sind, kann es nicht Zweck einer Gtatsrcde sein,
zu den vielen Einzelheiten des Haushaltsplanes
Stellung zu nehmen. Wir wissen die Interessen des
Rheinlnndes und seiner Bevölkerung in bewahrten
Händen und wünschen zuversichtlich,daß die künftige
Tätigkeit der Rheinischen Provinzialverwaltung eine
ebenso erfolg- und segensreichesein möge wie bisher.
Dabei verbinden wir mit der Versicherung des vollsten
Vertrauens unseren ganz besonderen Dank an Herrn
Landeshauptmann Dr. Horion. (Lebhaftes Bravo!)

Meine Damen und Herren! Unser großer Heer-
und Voltsführer, der von allen gutgesinnten Deutschen
hochverehrteHerr Reichspräsident von Hindenburg hat
uns während seines langen vorbildlichen Wirkens im
Dienste unseres Vaterlandes in Worten und Taten
immer wieder den Weg gezeigt, den wir gehen müssen,
Wenn uns Deutschlands Wiederaufstieg zu neuer Blüte
und nntioualer Größe beschieden sein soll. (Znruf eines
kommunistischen Abgeordneten: llM! Weiterer Zuruf:
Wir haben doch Marx, gewählt!) Einiges Denken und
Handeln in allen Lebensfragen der Nation ist die
unerläßlichste Vorbedingung dafür, daß wir den Weg
zu einer besseren Zukunft finden. In seiner weit über¬
wiegenden Mehrheit verlangt das deutsche Volk, daß
es diesen Weg zielklar und entschlossengeführt wird.
(Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten: Auch in
den Krieg!) Es ist des Haders der Parteien sowie der
ständischennnd sonstigen Gegensätzlichkeit, die Hinder¬
nisse auf diesem Wege sind, müde. An Stelle ver¬
schwommenerIdeologien wünscht es nüchterne Ueber-
legungen darüber, wie in der gegenwärtigen schweren
Zeit allen Schichten und Ständen des Volkes bestens
gedient werden kann. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Durch die proletarische Revolution!)
Durch Stärkung der Autorität auf allen Gebieten des
öffentlichenLebens ist den Staatsnutwendigke,ten mehr
"Is bisher Rechnung zu tragen. (Zustimmung.) Achtung
'"r den Gesetzen ist die erste Voraussetzung Wr 'cdc
Staatsordnung Das Streben nach Einigkeit, Recht
und Freiheit, welches wir im Deutschlandlied so oft
lobten, sollte endlich zur rettenden Tat werden für
unser Volk und Vaterland. (Lauter Beifall.)

« Vorsitzender l)r. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Viclhaber. (»geordneter Selbmann.
Vitte zur Geschäftsordnung ums Wort!) Zur Ge¬

schäftsordnung kann ich nachher erst das Wort erteilen.
(Abgeordneter Selbmann: Ich hatte mich schon vor¬
her gemeldet, Herr Nr, Iarres!) Das habe ich nicht
gesehen. Ich habe dem Herrn Abgeordneten Viclhaber
bereits das Wort erteilt.

Abgeordneter Viehaber: Meine Damen und
Herren! Nach ,den klaren Darlegungen des Herrn
Oberpräsidenten in seiner gestrigen Eröffnungs¬
ansprache, nach der umfassenden Haushaltsrcde, die
gestern der Herr Landeshauptmann gehalten hat, und
den eingehenden Darlegungen meines Herrn Vor¬
redners beabsichtige ich, nur einen bescheidenen Teil der
meiner Fraktion zustehenden Redezeit in Anspruch zu
nehmen. Denn angesichts der schwierigen wirtschaft¬
lichen Verhältnisse, in denen wir alle und die Provinz
insbesondere loben, nutzen auch die schönstenund tem¬
peramentvollsten Parlamentsreden nichts.

Der Herr Obcrprnsident hat in seiner gestrigen Er¬
öffnungsanspracheden allgemeinen Charakter des dies¬
jährigen Haushaltsplans unserer Provinz in einer
auch nach der Auffassung meiner Freunde durchaus zu¬
treffenden Weise gekennzeichnet. Wir stimmenmit ihm
und dem Herrn Landeshauptmann darin übcrein, daß
man sich in allen öffentlichen Körperschaften immer
mehr daran gewöhnen muß, die Ausgaben den Ein¬
nahmen anzupassen. Das bedeutet unter den gegen¬
wärtigen Verhältnissen eine wesentlicheEinschränkung
der Leistungen Es bedeutet nach der Auffassungmeiner
Freunde aber auch eine möglichsteEinschränkung der
Aufgaben, Insbesondere scheint uns die größte Vor¬
sicht bei der Uebernahme neuer Aufgaben geboten,
Wir begrüßen es daher, daß in dem neuen Haushalts¬
plan die Uebernahme neuer Aufgaben nach Möglich¬
keit vermieden ist. Wir werden uus aber auch die vor¬
liegenden Anträge der verschiedenen Parteien besonders
daraufhin ansehen, ob darin neue Aufgaben für die
Provinzialverwaltung enthalten sind.

Hierbei scheint es uus vor allem notwendig, anch
daraus hinzuweisen, daß sich schon setzt manche Auf¬
gaben der Provinz mit den Aufgaben anderer Vevwal-
tungstörper überschneiden.Das ist namentlich ans dem
Gebiete des Fürsorgewcseus der Fall. Darauf will ich
setzt im einzelnen nicht eingehen; ich möchte aber einen
Punkt erwähnen, das ist die Landcsplannng, die gleich¬
zeitig, soviel ich weiß, von der Pruvinz, von den Regie-
ruugeu und im Indnstriebczirt insbesondere auch vom
Siedluugsvcrband betrieben wird. Hier scheint es uns
uor allem nötig, ein Planmäßiges Verfahren einzu¬
halten. Ich möchte namentlich darum bitten, daß sich
die Regierungen, soweit sie sich mit Landesplanung
befassen, darüber stets mit der Verwaltung der Provinz
im Einvernehmen halten.

Meine Damen und Herren! Bei jedem Haushalts¬
plan ist für die dabei beteiligten Steuerpflichtigen die
Hauptfrage, „wie sieht es mit der Stcucrumlage aus?".
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Hier ist es nun für meine Freunde ganz selbstverständ¬
lich, daß in diesemJahre an eine Erhöhung der Pro¬
vinzialumlage nicht zu denken ist. Wir haben es daher
begrüßt, daß auch der Herr Landeshauptmann die
Gründe, die gegen eine Erhöhung der Provinzial¬
umlage sprechen,sowohl in der gedruckten Vorlage als
auch in seiner gestrigen Haushaltsredc eingehend dar¬
gelegt hat. Wenn er dabei nnter anderem auch von
der höhereu Proüinzialumlage in manchen anderen
preußischenProvinzen gesprochenhat, so ist dabei nicht
nur der Uou ihm erwähnte Umstand zu berücksichtigen,
daß in den anderen Provinzen die Provinz manche
Aufgabe erfüllt, die bei uus selbstverständlichund von
nltersher die Stadt- und Landkreise erfüllen, svndcrn
auch der Umstand, daß bei uns schon seit langem die
Realsteuern in den Stadt- und Landkreisen in der
Regel erheblich höher sind, als in den meisten anderen
PreußischenProvinzen. Dazu kommen bei uns noch die
Umlagen für den Nuhrsiedlungsverband und ähnliche
genossenschaftliche Einrichtungen, wie die Emscher Ge¬
nossenschaft,den Nuhrtalsperrenverein u. dgl. mehr,
Umlagen, die der Proüinzialumlage nicht nur gleich¬
kommen,sondern sie, wenn man alles zusammenrechnet,
in den betreffenden Gegenden noch übersteigen.

Mit Bedauern haben wir gehört, daß der Herr
Landeshauptmann nnch davon gesprochen hat, wir
müßten uns darauf gefaßt machen, daß in künftigen
Jahren eine Erhöhung der Provinzialumlage kaum
M umgehen sein werde. Wir hatten gehofft, daß,
wenn nicht neue ungünstige Momente einträten, im
nächsten Jahre die Provinzialumlage hätte herabgesetzt
werden können. Wir möchten den Herrn Landeshaupt-
manu daher schon heute darauf aufmerksam machen,
daß wir es auf das tiefste bedauern würdeu, wenn er
uns im nächsten Jahre eine Vorlage auf Erhöhung der
Provinzialumlage machte. Wir würden uus in diesem
Falle sicher genötigt sehen, die Ausgaben- und Anf-
gabenseitc der Provinz uns noch genauer anzusehen,
als bisher. Denn Stcuerabbau tut not!

Wir geben zu, daß in dem diesjährigen Haushält
ans der Einnahmcnseite mehrere Unsicherheitsfaktorcn
enthalten sind. Damit müssen wir uns aber abfinden
und an der Hoffnung festhalten, daß sich diese Unstchcr-
heitsfaktoren nicht in dem Maße zu unserem Nachteile
auswirken, wie man das theoretisch annehmen könnte.
Bedenklichist allerdings auch das außerordentliche An¬
wachsen der Provinzialschulde» iu den letzten vier
Jahren. Daß andere Körperschaften ihre Schulden in
noch höherem Grade ^vermehrthaben, kann uns dabei
kein Trost sein. Es ist höchstens ein Beweis dafür, daß
diese anderen Körperschaften schlechter gewirtschaftet
haben, als es in der Provinz glücklicherweise der Fall
gewesen ist. Wir bedauern, daß nur der kleine Betrag
von 2!«! 000 RM zur icilweisen Deckung des früheren
Defizits verwandt werden soll. Wir sind aber unter
allen Umständen entschlossen,au diesen 200 0NU NM
festzuhalten uud sie uicht durch irgendwelche neuen

Aufgabe!! oder Ausgaben kürzen zu lassen, (Abge¬
ordneter «von Stedman: Sehr richtig!) Wir sehen uns
dazu um so weniger in der Lage, als ja nach den
gestrigen Ausführungen des Herrn Landeshaupt¬
manns im laufenden Jahre mit einem weiteren Defizit
von 500 000 NM gerechnet werden muß.

Was die Uustcherheitsfaktorcn betrifft, so hat der
Herr Landeshauptmann besonders auf die Kraft¬
fahrzeugsteuer hingewiesen und dabei in ausführlicher
und nach unserem Dafürhalten wirksamer Weise die
Ansprüche der Stadt Berlin iu bczug auf diese Steuer
bekämpft. Wir treten seiner Auffassung in diesem
Puntte idurchaus bei und billige,! rückhaltlos auch die
Ausführungen, die er in seinem bekannten Schriftsatz
Umn 2, April gegenüber dem dem Preußische,! Landtage
vorliegenden sozialdemokratischenAntrage über die
ttraftfllhrzeugstcucr gemacht hat.

Meine Damen und Herren! Die hohen Schulden
der Provinz geben uns zu denken, und es fällt uns
nicht leicht, sie in diesem Jahre noch nm <> Millionen
NM ans dem außerordentliche!! Haushalt zu ver¬
mehren. Wir wollen uns aus den von dem Herrn
Landeshauptmann angeführten Gründen ausnahms¬
weise damit einverstanden erklären, daß dies geschieht.
Denn wir sehen ein, daß diese Ausgabe,! an sich kaum
vermieden werden können. Insbesondere wollen und
müssen nur unter allen Umständen daran festhalten,
daß die im außerordentlichen Haushaltsplan enthaltene
Summe von l Million für den Nuhrsiedlungsverband
bestehen bleibt. Hierzu möchte ich iu meiner Eigen¬
schaft als Mitglied der Verbandsucrsammlnng des
Nnhrsiedlungsverbaudes noch folgendes betonen: Wir
halten dort eigentlich mit einer erheblich höheren Zu¬
wendung der Provinz gerechnet, denn wir fühlen uns
im Ruhrsiedlungsverbllndc an sich von der Nhein-
provinz im Vergleich zu Westfalen, wenigstens was
die vergangenen Jahre 'betrifft, ziemlich schlecht behan¬
delt. (Abgeordneter Dr. Pattberg: Sehr richtig!) Wir
müssen uns doch darüber klar sein, daß der Nuhrsied¬
lungsverband iu seinen, Gebiet lauter Aufgabe,, er¬
füllt, die in anderen Gebietsteilen der Provinz vou
der Provinzu-ilvcrwaltung erfüllt werden. Wir haben
mit Rücksicht auf die gespannte finanzielle Lage davon
abgesehen, unsererseits einen Antrag auf Erhöhung
dieses Betrages zu stellen. Wir müssen aber daran fest¬
halten, daß es sich hier nicht um einen einmaligen Bei¬
trag handelt, sondern daß die Provinzialverwaltung
sich darüber klar sein muß, daß auch iu künftigen
Jahren mindestens der gleiche, wenn möglich, ein
höherer Betrag für den Nuhrstedlungsvcrband in den
Haushalt einzustellen sein wird.

Zu dem Haushalt der Vermögens- und Schulden-
Verwaltung habe ich namens meiner Freunde vor
allem den Wunsch auszusprcchen, daß darin die Zins-
uud Tilguugsbeträgc der Anleihen in Zukunft ge¬
trennt angegeben werden, was bisher nicht geschehen
ist.
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Auf die Bauten will ich nicht näher eingehen und
nur nochmals betonen, daß meine Freunde im 'vorigen
Jahre bekanntlichgroße Bedenkenhatten, der Erweite¬
rung des Geschäftsgebäudesder Provinzialverwaltung
zuzustimmen. Wir sind auch heute noch nicht restlos
davon überzeugt, daß dieser Neubau in dem geplanten
Umfange notwendig war. Wir glauben nach wie vor,
dnß, soweit mehr Raum geschaffen werden mußte, dies
auch durch Anmietung von Geschäftsräumen hätte ge¬
schehen können. Denn, meine Damen und Herren, je
mehr Raum vorhanden ist, um !o mehr wird ge¬
schrieben. Ich benutze aber gerne die Gelegenheit, den
beteiligten Herren der Provinzialverwaltung unseren
besonderen Dank und unsere Anerkennung für die
wertvolle und hoch interessante Denkschrift über die
rechts- und linksrheinischenDurchgangsstraßen zwischen
Koblenz und Köln ausznsprechen.

Was die Beträge für die Wohlfahrt im weitesten
Sinne des Wortes betrifft, so sehen wir hier leider
eine fortgesetzteZunahme. Unter den gestrigen Mit¬
teilungen des Herrn Landeshauptmanns über dieses
Gebiet war die einzig erfreuliche die, daß die Zahl
der Mrfforgezöglinge abgenommen hat. Hoffentlich
'st dies auch weiter der Fall. Im übrigen möchte
ich schon deshalb auf dieses ganze Gebiet heute nicht
näher eingehen, weil ich davon überzeugt biu, daß bei
der Spezialdebatte noch viel über diese Sache hier ver¬
handelt werden wird und daß alle Seiten des Hauses
dazu das Ihrige beitragen werden.

Zu den wichtigen landwirtschaftlichenFragen, und
namentlich zur Not der rheinischen Landwirtschaft,
wird nachher einer meiner Freunde noch besonders
sprechen.

Meine Damen und Herren! UnsereWirtschaftslage
ist ernst, sehr ernst. Aber wir dürfen doch nicht nur
mit den Gefühlen des Pessimismus au unsere Arbeit
Herangehen. Wir haben zn unserer Provinzialuer-
waltung das Vertrauen, daß sie gerade anch in den
ernsten Zeiten, in denen wär stehen, alle Kräfte daran
setzen wird die ihr obliegenden Aufgaben in bestmög¬
licher Weise zu erfüllen. Wir treten den Ausführungen
des Herrn Landeshauptmanns zu dem Referentenent-
wuvf eines Gesetzes über die kommunale Selbstverwal¬
tung bei und billigen namentlich alles das, was er über
das Eigenleben der Provinz gesagt hat. Wir danken
ihm und seinem ganzen Beamtenstabe für ihre von
hohem Pflichtbewußtsein getragene Arbeit m der ^er-
Nangenheit. Wir find überzeugt, daß sie diese Arbeit
uuch unter den schwierigen Verhältnissen der Gegen¬
wart und Zukunft mit dem gleichenPflichtbewußtsein
und Erfolg leisten werden. (Beifall bei der Arbeits-
llemeinschaft.) ^ ^

Zum Schluß habe ich noch einem Wunsche Ausdruck
5u geben. Wir haben gehört, daß Verhandlungen
wegen des Ehrenbreitsteins gepflogen worden sind.
Wir halten es für eine Ehrenpflicht der Nheinprovmz,
für den jetzt von der fremden Besatzung freien Ehren-

breitstein in Zukunft zu sorgen, ich möchte sagen: die
Pflegschaft zu übernehmen, daß er erhalten bleibt als
Denkmal einer großen vaterländischen Vergangenheit.
Wir hoffen, daß die Provinzialverwaltung auch hierzu
nach Kräften beitragen wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Selbmann.

Abgeordneter Selbmann: Nach s 24 der Ge¬
schäftsordnungist es verboten, daß Reden vom Redner¬
pult aus vorgelesen werden. Gestern hat bereits der
Herr Landeshauptmann seine Rede vorgelesen; das
kann eventuell noch durchgehen.(Heiterkeit.) Aber auch
der Vertreter des Zentrums hat heute seine Rede
wörtlich vorgelesen, Er hat die Sache so wörtlich vor¬
gelesen, daß er stellenweisesogar die orthographischen
und Tippfehler mitgelesen hat. Ich stelle nur fest, daß
dieses Verlesen nach der Geschäftsordnung unzulässig
ist und der Herr Vorsitzendeverpflichtet war, dem Ab¬
geordneten das Vorlesen seiner Rede zu verbieten. (Zu¬
ruf: Das hat er uicht gemerkt!)

Wir haben gestern bei der Beratung der Geschäfts¬
ordnung bereits darauf hingewiesen, daß diese Ge¬
schäftsordnung nur gegen die Opposition angewandt
wird, (Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.) Das
zeigt sich auch noch in einem anderen Falle: Gestern,
als meine Parteifreunde Beifall klatschten, hat der
Herr Vorsitzende das mit strengen Worten gerügt.
Heute aber, als die Zentrnmsfraktion ihrem Redner
Beifall klatschte,hat der Herr Vorsitzende dafür Win
Wort der Rüge gefunden. Wir geben uns nicht der
Illusion hin, daß der Vorsitzende,Herr Dr. Iarres,
eventuell die Paragraphen der Geschäftsordnung auch
gegen das Zentrum und die Fraktionen der Arbeits¬
gemeinschaftso scharf nnwenden wird wie gegen die
Opposition. Wir stellen das jedoch lediglich fest, um
hier noch einmal darznlegcn, dnß die gestrige Ver¬
schlechterung der Geschäftsordnung nur geschaffen
worden ist, um sie gegen die Opposition anzuwenden.
^Zustimmung bei den Kommunisten und National¬
sozialisten.)

VorsitzenderDr. Iarres : Zu den Ausführungen
des Herrn Vorredners habe ich folgendes zu erklären:
Ich habe wohl bemerkt, daß auch aus dem Zentrum
nach der Rede des Herrn Abgeordneten Tenhaeff ge¬
klatscht worden ist. Es war aber nur ein ganz schener
Versuch dieser Art. (Heiterkeit, Zuruf des Abgeord¬
neten Heuscr: Wir sind nicht so laut wie die! Zuruf
des Abgeordneten Hanke: Gerade darum mußte er
unterdrückt werden!) Sie habeu gestern aus der Mitte
des Hauses gehört, daß in der Geschäftsordnung leine
Bestimmung stände, wouach das Klatschenverboten sei.
Ich habe das gestern bestätigt und habe mir deshalb
vorgenommen, in der nächsten Sitzung des Aeltesten-
rats den früher von mir schon mitgeteilten Beschluß
bestätigen zn lassen, wonach die Fraktionen gebeten
werden, von dieser Art der Beifallskundgebung Abstand
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zu nehmen. (Zuruf des Abgeordneten Haate: Dann
machenSie es wieder schärferwie im Landtag, da darf
geklatscht werden!) Ich bin weder Mitglied des
Reichstages noch des Landtages. Ich mache hier nach
rheinischer Art Geschäftsordnung, (Heiterkeit. Zuruf
des Abgeordneten Hanke: Dann sollten Sie gerade hier
klatschen lassen, denn der Rheinländer ist bestimmt
temperamentvoller!) Herr Abgeordneter H'ate, Sie
haben nicht das Wort.

Herr Abgeordneter Selbmaun hat mit Recht daranf
hingewiesen, daß in 8 2t der Geschäftsordnung steht:
Es ist nicht gestattet, Reden vorzulesen. Meine Damen
und Herren! Sie wissen, daß diese Bestimmung in fast
allen Geschäftsordnungen steht, daß sie aber in der
Prar.is kaum gehandhabt wird. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten. Zuruf: Die Kommunisten haben
das letztemal auch ihre Rede vorgelesen! Antwort eines
Kommunisten: Das war eine Erklärung, keine Rede!)
Es kommt sehr darauf an, ob der Redner sich streng
an den Wortlaut seines Manuskriptes gebunden hält
oder ob er es versteht^ einen gefälligen Gebrauch davon
m machen. Ich glaube, daß es der Mehrheit des
Hauses lieber ist, an Hand einer wohlvorbereiteten
Nede Ausführungen zu hören, als eine freie, die über¬
haupt Hemmungen nicht kennt (Sehr richtig!) und
deshalb in die Breite geht zum Nachteil der Zeit der
Mitglieder des Hauses. Ich werde mich auch in Zu¬
kunft an diese Bestimmung der Geschäftsordnung nicht
streng halten, sondern sie in der Weise auslegen und
verwerten, wie das in allen Parlamenten üblich ist,
(Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten: Nur ein¬
seitig auslegen!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Mebus.
Abgeordneter M ebus: Meine sehr geschätzten

Damen und Herren! Trotzdem das Schicksalseinen
Fuß auf den Nackendes deutschen Volkes gesetzt hat
und es niederzuhalten versucht, leben wir im Ringen
um eiue bessere Zukunft in einer großen Zeit. Altes
vergeht und neues Leben, neue Entwicklung wagt sich
durch die Fugen vergangener Zeiten. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hanke: Woher weißt Du das?) Von
Ihnen. Wenn in diesem Ringen die natürlichen Gegen¬
sätze hart aufeinanderstoßen, so sind wir uns alle be¬
wußt, daß ungeachtet allen Widerstreites der politischen
Meinungen ein jeder von uns über den lauten Lärm
des Alltags hinweg bestrebt ist, dem Wohle und der
Zukunft des deutschen Voltes und der Menschheit zu
dienen. (Zuruf des Abgeordneten Haate: Das ist ja
von Eourths-Mahler!) Gin jeder auf seine Art und
ein jeder auf seinem Platze.

Meine Damen und Herren! Als der grausame
Krieg zu Ende ging und die junge deutsche Republik
sich langsam, immer stärker und stärker werdend, zum
Gemeingut des weitaus grüßten Teiles uuseres Volkes
zu machen verstand (Zuruf rechts: Na! Na! Zuruf
eines nationalsozialistischenAbgeordneten: Das stimmt

nicht!) — schon damals, ckls die Inflation über uns
hinwegfegte und das neue Deutschland in ihr Fu ver¬
gehen drohte —, da wußten wir alle, und jeder Tag
wollte es uns aufs neue bezeigen, daß Kriegsverlust
und die damit verbundenen Reparationen und Kriegs¬
lasten sn ihren politischen und wirtschaftlichenFolgen
unsere Zukunft dunkel und freudlos machen würden.
(Zuruf: Noch etwas schmalziger!)

Wir, die wir hier an Rhein und Ruhr sitzen und
den Druck der fremden Besatzuug als sichtbaresZeichen
roher Gewaltpolitik vielleicht am härtesten verspürten,
wir kennen das am besten! Und mehr denn je sollte
uns diese Zeit der Not und der Unfreiheit Lehr¬
meisterin gewesen sein dafür, daß die Geschicke des
neuen Europa nicht mehr mit Säbelgerassel und
Bajonetten in der Hand, sondern nur mit den klugen,
ruhig abwägenden und trotzdem messerscharfenWaffen
des Geistes entschieden weiden. (Hört, hört! Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Da lachen ja die Hühner!
Weiterer Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Panzerkreuzer A bis Z!)

Meine Damen und Herren! Das neue Deutschland
hat sich eine Republik als Stnatsform gewählt, weil es
nun einmal in seiner überwiegenden Mehrheit der An¬
sicht ist, daß diese Besonnenheit im Denkeu, dies ruhige,
wenn auch reibuugsvollc Abwägen und dieser neue
demokratische Gedanke der Gleichheitaller Menschenim
Staate (Abgeordneter Dunder: Hört, hört!) einzig und
allein Wegweiser sein kann für eine bessere Zukunft,
wenn nicht für uns, so doch für unsere Kinder. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemotraten. Zuruf des Abgeord¬
neten Haate: Ja, Sie sind gesund!)

Vielleicht war keiner in dem Lager der Parteien,
die unsere politischen Gegner sind, der trotz größter
Gegnerschaft in den Reihen des sogenannten natio¬
nalen Deutschland und trotz des Parteidogmas, das
auch ihn zeitweilig befangen hielt, soviel realen Sinn,
soviel feines, großlinig politisches Fingerspitzengefühl
zeigte für die werdenden Dinge des republikanischen
Deutschland wie der leider zu früh verstorbene Außen¬
minister Dr. Stresemllnn. (Unruhe boi den Kommu¬
nisten und Nationalsozialisten, Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Ihr habt feine Freunde!)
Wir Sozialdemokratcn, wir sehen zwar in ihm den
geistigen Vertreter des nachtriegszeitlichen Kapitalis¬
mus; aber, meine Damen und Herren, vor der Größe
dieses Mannes, der von üocarno nach Genf ging und
von Paris zum Haag (Zuruf eines nationalsozialistischen
Abgeordneten: Und von Jerusalem nach Jericho!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte, den Herrn
Redner nicht zu unterbrechen.

Abgeordneter Mebus (fortfahrend): und der als
erster das große Vorurteil der Welt, daß Deutschland
ein Land der Militärs und Kanonen sei, in tausend
Fetzen riß, — vor dieser Größe ziehen auch wir unseren
Hut. (Zuruf eines nationalsozialMschen Abgeordneten:
Sie haben ja gar keinen an! Du hast keinen an!)
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Um so mehr muh es gerade uns Rheinländer in Er¬
staunen und Bestürzung versetzen und uns weiterhin
mit banger Sorge erfüllen, daß man in der neuen
Regierung den fragwürdigen Mut aufbrachte, uns in
Herrn Treuiranus einen Minister vorzusetzen, dem
man die Geschicke des besetzten rheinischenGebietes an¬
vertraut, der aber den Geist von Aocarno in Strese-
mann bekämpftenud der Front macht gegen Genf und
Haag. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!)

Wenn wir in dieser Sitzuug des Rheinische» Pro-
vinziallandtages die letzte uuter fremder Besatzung er¬
leben, so dürfeu wir als Rheinländer mit Freude er¬
füllt sein, daß uns Treviranus nicht früher beschert
wurde, da er durch seine politischeEinstellung eine Ge¬
fahr für das große Wert der Befreiung der Nhciulande
gewesen wäre, (Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!)
Ob es unter dem Zepter der neuen Regierung mög¬
lich wird, unsere Brüder von der Saar bald wieder frei
zu wissen, erfüllt uns mit banger Sorge,

Der Gedanke des wahren Staatswohles, der nichts
anderes ist als die Tatsache der Schicksalsverbundenheit
aller Teile des deutschenVolkes und der gerade uns
hier am Rhein über alle Maßen bewegt, kann durch
solche Ernennung wohl kaum gefördert werden (Zu¬
ruf eines nationalsozialistischen»geordneten: Schwin¬
del!) Auch kann es reine Frage sein, baß das ehemalige
feindliche Ausland hierin sine politische Provokation
der soeben in Amt und Würden getretenen neuen
Äeichsregierung sieht. (Zuruf des Abgeordneten Dr,
Wesenfeld: Treuiranus ist ein großer Mann!) Sehr
zum Schaden der weiteren günstigen Entwicklung des
deutschenAnsehens in Europa. Mau kann nun einmal
nicht den Bock zum Gärtner machen. (Zurus des Ab¬
geordneten Hanke: Das hat man bei Ihnen aber be¬
stimmt getan! Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Das soeben gestürzte
Kabinett Müller, das ein Kabinett der Besonnenheit
und des klaren Blickes war (Abgeordneter Gerlach:
Sehr richtig!), hat einen Nachfolger erhalten, von
dessen politischem Gehalt im Hinblickauf die günstige
Fortentwicklung des Gedankens der Schicksalsver-
bundenheit des gesamten deutschen Volles der größte
Teil desselben tiefinuerlich nicht überzeugt sein kann.
(Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten: Habt Ihr
6uch verändert!)

Wenn wir an dieser Stelle dem Kabinett Müller
den hoißcn Dank der rheinischen Bevölkerung aus¬
sprechen, so deshalb, weil dieses Kabinett in klarer
Linie ganze Arbeit für die Freiheit der Rheinlande ge¬
leistet hat. (Hu-Rufe bei den Nationalsozialisten, Zn-
nif eines kommunistischenAbgeordneten: Senkung des
Reallohus!)

Meine Damen und Herren! Zwei große Fragen
Magischen Inhalts drohen den Gedanken der Gemein¬
schaft, den Gedanken der Verbundenheit zu sprengen.
Ans der einen Seite die Frage der Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit, eine Frage, die jeden ehrlichen Volks¬

genossen mit banger Sorge erfüllen muß und deren
tatkräftige Lösung die Belange der schaffendenBe¬
völkerung erfordern. (Inruf des Abgeordneten Nohl:
Die Gelange des Trustkapitals!) Hier alle Hebel ehr¬
lichen Wolleus anzusetzen, ist eine der vornehmsten
Pflichten all derer, die sich berufen fühlen, mit Hand
anzulegen an der Aufrichtung der schaffenden Schichten
des deutschen Volkes. (Zuruf eines nationalsozialisti¬
schen Abgeordneten: Warum haben Sie es nicht getan?)
Es wird in der heutigen schweren Krisis nicht leicht
sein, das Problem der Arbeitsbeschaffung M lösen,
aber auch im Laudtag der Provinz müssen alle Dinge
diesem großen Gedanken des Wollens dienstbar gemacht
werden. (Abgeordneter Hosfmann: Sehr richtig!)
Wir sind der Nuffnssuug,daß bei ehrlichemWolleu der
Behördeu und der freien Wirtschaft Mittel und Wege
zu finden und zu begehe» sind, die eine Entlastung
des Aribeitslosenmarktes ermöglichen. (Zuruf eines
nationalsozialistischen Abgeordnet«»: Schluß!) Von
der Wirtschaft müssen wir fordern, daß sie sich nicht
als Herr der Welt, sondern als dienendes Mitglied
der Nolksgemciuschllstsieht. Fort mit dem Stand¬
punkt der UortricgszeitlichcnHerrenspiclerci und Hand
angelegt an den Aufbau des gemeinsame»Vaterlandes
soll und mnß die Parole all derer sein, die sich berufen
fühlen, für ein notleidendes, hartgeschlagenes Volk zu
arbeiten. (Zuruf des Abgeordnete» Haake: Das
hätte Herr Haas besser vorgelesen!)

Auf der anderen Seite sehen wir mit großer Be¬
sorgnis die Entwicklung der landwirtschaftlichen Er¬
zeugung. Ein harter, grausamer Krieg hat hier die
automatische Entwicklung gestört. Unsere Landwirt¬
schaft, infolge der Kriogsnot entblößt von allen Hilfs¬
mitteln, ohne Betriebsmittel, ohne die erforderliche
Kraft der Weiterentwicklung, sie wurde gleich dem
schaffenden Menschen ein Spielball des Schicksals.
Unsere Not des Kriegsclendes versorgte die nns um¬
gebenden Pruduttiuusläuder mit den Geldern der
deutscheu Not- Sie wurden stark im Ausbau ihrer Wirt¬
schaft, uud heute ist diese ausländische Agrarwirtschaft,
gespeist von den Nutgroschen deutschen Hungers, der
Feind der heimischenNodenerzengung geworden. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dr, Leb: Sagt das doch der
zweiten Internationale!)

Not ist aber immer der Lehrmeister der Entwick¬
lung gewesen.Auch wir müssenvon der Landwirtschaft
fordern, daß sie sich den Belangen des neuen Lebens
anpaßt und eine Produttionspulitik treibt, die allein
geeignet ist, die Lebcnsnotwendigkeiten der eigenen
Wirtschaft zu garantieren. Ein Fortfahren in alten
ausgefahrenen Gleisen ist vom Uebel. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokralen.) Neue Verhältnisse, in der
Umstellung der Weltwirtschaft liegend, verlange» neue
Wege. Wir sehen in der heute betriebene» Tubven-
tiouspolitit durch den Staat nicht die Förderung der
Agrarwirtschaft (Abgeordneter Hoffmann: Sehr rich¬
tig!), sundern wir sehen darin ein gefährliches Schlaf-
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Pulver, welches geeignet ist, die Kraft des heute noch
unverbrauchten Landvolkes verkümmern zu lassen.

Es ist ein Fehler, wenn auch begründet in alter vor-
triegszeitlicher Einstellung, daß die Produtbions- und
Wirtschaftspolitik von Ost nnd West nur dem Osten,
der Körnerwirtschaft dienstbar gemacht wird, wo doch
jeder sehende Mensch erkannt hat, daß der Krieg die
Produktiuns- und Absatzvcrhältnissegrundlegend ver¬
änderte. Wir müssen verlangen, daß ,die Landwirtschaft
diesen veränderten Verhältnissen Rechnung trägt und
eine Produttiouspulitik betreibt, die analog der Pro¬
duktion des Auslandes geeignet ist, die Kraft und Ken
Willen des Bauernstandes einzupassen in das Erhal-
tungswcrk des gesamten deutschen Volkes,

Wir hier an Rhein und Ruhr, wir sehen und ver¬
spüren tagtäglich die Ueberlegenhcit des Auslandes,
wir Nüssen, daß harte Arbeit erforderlich ist, um die
Umstellung der bäuerlichen Wirtschaft zu erreichen.Die
Umstellung des rheinischenLandvolkes ist möglich,weil
ein hartes Muß Triebfeder des Wollens ist.

Wir, die wir hier, hart bedrängt durch die auslän¬
dische Konkurrenz, zur intensiveren Wirtschaft angeregt
werden, wir müssenLehrbeispiel für den Osten werden,
Lehrmeister vor allen Dingen dahingehend, daß wir
dem Osten zeigen, daß die Gelder, die in Form von
staatlichen Krediten uud Subventionen der Unter¬
stützung der Produltion dienen sollen, angewandt wer¬
den nicht zur Erhaltung alter Produktionsmethoden
und nicht zur künstlichenLebensverlängerung abster¬
bender Betriebe, sondern gur Anwendung und Heraus-
arbeituug neuer Betriebszweige und ihrer rationellen
Durchführung. (Zuruf eines kommnnistischenAbgeord¬
neten: Stärkere Ausbeutung! Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Stlaret!)

Von diesen moderneu Betriebszweigcu nenne ich
nur: Geflügelhaltung, Gemüsebau, Milchwirtschaft.
mit allen Nebenprodukten uud die Zucht von hoch¬
wertigem Qualitätsvich jeder Gattung.

Das können wir aber nicht mit den überholten
Ansichten des Ostens, Was will der Osten? Ver¬
teuerung sämtlicher landwirtschaftlicher Produkte,
vornehmlich des Nrotkorns durch ungesunde preis¬
treibende Einfuhrzölle zum Schaden und zur wirtschaft¬
lichen Schwächungder Verbraucher.

Was will der Westen? Nicht Verteuerung der
Produkte durch Zölle, souderu durch eine harte, ziel¬
bewußte Intensivierung der Betriebe (Sehr richtig!
bei den Suzialdemotraten), die Höchstleistung des
Bodens erreichenund durch eine schnelle und rationelle
Heranführung des Erzeugers an den Verbraucher eine
wesentlicheVerbillign«« des landwirtschaftlichen Pro¬
duktes und damit eine Steigerung der Kaufkraft der
konsumierenden Bevölkerung. (Zuruf des Abgeord¬
neten Heuser: Das ist sehr richtig!)

Wenu wir im Rahmen ehrlichen Wollens diese
großen lebenswichtigen Fragen betrachten, müssen wir

uns fragen, ob es eine Möglichkeit gibt, diese Lebcns-
erhaltungsfragen zur Durchführung zu bringen unter
der Herrschaft eines Ministers Schiele, der als reiner
Exponent östlicher Belange anzusprechen ist. (Zu¬
stimmung bei den Sozialdcmokraten.) Wir sehen in
diesem Minister eine Gefahr für die moderne Betriebs¬
entwicklung. Viel lieber sahen wir in diesem Amt
einen Vertreter der westlichen intensiven bäuerlichen
Wirtschaft.

Wenn ich nuu zu diesem Unglück den Präsidenten
der rheinischenLandwirtschaftskammcr hinzuzähle, der
als beamtete Mittlerperson zwischen Staat und
Nauernwirtschaft tätig sein soll, so sind wir der
Auffassung, daß ei» an sich leistungsfähiger Mensch zur
Untätigkeit verdammt nnd wertlos wird, wenn er die
Organisation des Volkes, den heutigen Staat, ablehnt.
(Abgeordneter Gcrlach: Sehr wahr! Lachen bei den
Nationalsozialisten.) Es ist ein Unglück für die
rheinische Landwirtschaft, daß der Kammerpräsident,
der Förderer und Betreuer der bäuerlichen Belange
sein soll, in so großem inneren Gegensatzzur heutigen
Schicksalsgemcinschaft,dem Staate, steht.

Meine Damen und Herren! Wenn ich die großen
Gedanken wirtschaftlichen Geschehens und wirtschaft¬
licher Not vorangestellt habe (Zuruf des Abgeordneten
»i. Leh: Die habt Ihr sicher nicht!), so ist es
geschehen, weil sich aus dieser Form der Betrachtung
der Dinge unsere tonseguente Einstellung zu den
Einzelfragen des Haushaltes der Provinzialverwaltung,
die alle ineinander greifen und alle das eine Ziel
verfolgen, die Kraft der rheinischen Lande und
darüber hinaus des gesamten deutschen Volkes in
Kultur uud Wirtschaft zu heben, folgerichtig ergibt.

Meine Damen nnd Herren! Ich habe als Neuling
in diesem Hause die Auffassung gewonnen, daß das
beliebte Einschlagen des Flngzeugtcmpos nicht dem
Wert der zur Beratung stehenden wichtigen Lebens¬
notwendigkeiten entspricht. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Ihr habt doch die Geschäftsordnung noch
verschärft!) Wenn wir auch der Provinzialverwaltung
das Vertrauen nicht verwehren möchten, so möchtenwir
doch gerne sehen, wenn die lebenswichtigen Belange
der rheinischen Bevölkerung ruhiger uud weniger
hastig beraten üuürben. (Zuruf bes Abgeordneten
Haare: Damit Sie mehr Diäten bekommen, dann
dauert es nämlich länger!)

Nun, meine Damen und Herren, zu den Dingen
selbst: Als Erstes möchten wir bemerken, daß wir in
der Finanzgebarung der Provinz eine Gefahr für die
ruhige Entwicklung sehen. Wir haben auch hier der
Gepflogenheit eines ordentlichen Haushaltsvorstandes
zu folgen und uns von der kostspieligen Pump'
Wirtschaftfernzuhalten. Es ist ein Unding, untragbare
Schulden für die Zutuuft zu machen (Zustimmung)
und sich das Mäntelchen der Sparsamkeit auf Kosten
der Zukunft umzuhängen. Wirtschaft ist hart. Keine
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Ausgabe ohne Deckung, soll und muß Parole sein,
wenn wir die Zukunft meistern wollen. (Zuruf des
Abgeordneten Hanke: Ihr habt doch bisher nur vom
Pump gelebt!) Deshalb sehen wir auch in der
künstlichen Niedrighaltung der Provinzialumlage einen
lNoßen Fehler der Finanzgebarung der Provinzial-
ucrwaltung. Hier ist Anpassung an die tatsächlichen
Dinge Pflicht der Stunde. Was soll es heißen, daß
wir in der Provinzialumlage über 50 Prozent unter
allen Provinzen stehen? Wollen Sie es Reich und
Staat verdenken, daß sie auf Grund dieser Tatsache
die rheinische Provinz als überreich ansehen? Wer
trägt die Kosten? Nicht der Herr Landeshauptmann,
sondern das rheinische Volk muß die Folgen der
verkehrten Wirtschaft tragen. Warum ungeheure
Lasten im Zinsendienst, wenn wir so niedrig gegen¬
über allen anderen Provinzen in der Umlage stehen?
(Zuruf des Abgeordneten Haake: Machen Sie doch
Mal Vorschläge!) Auch wir sind uns bewußt, daß
dadurch den Gemeinden Lasten auferlegt werden, aber
es geschiehtdoch nur, um einen größeren Kreis des
Gemeinschaftslebens im Interesse von Verkehr, Wirt¬
schaft und Kultur lebensfähig zu erhalten. (Zuruf
des Abgeordneten Hanke: Sie haben Wohl das ver¬
kehrte Manuskript mitgebracht!)

Meine Damen und Herren! Im Rahmen der
vorgetragenen Ausführungen kann ich es mir versagen,
auf die Vielseitigkeit der Einzelausgaben einzugehen,
weil in diesen Fällen zu den Einzelhaushaltsplänen
Stellung genommen werden kann.

Ich will nur kurz die wichtigstenGebiete besprechen:
Zuerst die Straßenbauverwaltuug. Hier stehen wir
nuf ,dam Standpunkt, baß die Vermehrung und Er¬
haltung guter Verlehrsstraßen dem wirtschaftlichen
Leben der Provinz dienen. Hier die Mittel durch
eine scharfe Erfassung und gerechte Verteilung zu
Wichen, muß eine der wichtigsten Aufgaben der
^rovinzinlvcrwaltuug sein. Nicht die Ausdehnung des
Bezirks darf hier maßgebend sein, sondern die
"erkehrsdichtc und die Zahl der rheinischenFahrzeuge
">uß den Schlüssel der Verteilung ergeben. Weiter
sehen wir im Straßenbau ein wesentlichesMoment der
produktiven Arbeitsbeschaffung. Die Verwendung
heimischen Materials, die wiederum Anspannung
hennischer Arbeitskräfte erfordert, ist für uns eine
Selbstverständlichkeit.

. Ebenso selbstverständlichfür uns — wenn ich damit
"nige Bemerkungen Zur Fürsorge der hart
°°M Schicksal Geschlagenen machen darf -, ist tne
«urderung, daß die Behandlung und Erziehung dieser
«ursorgebcdürftigen sich noch mehr als bisher den
Erfordernissen moderner Erziehungswissenschaft und
^clenlehre «»Paßt. Im besondere» begrüßen wir,
°nß unsere Anträge bezgl. Fortfnll der körperlichen
Züchtigung verwirklicht worden sind. Vednuerlicher-
""se 'st unsere alte Forderung auf Schaffung einer

Provinzialllnstalt für weiblicheZöglinge noch immer
nicht verwirklicht worden. (Abgeordneter Hoffumnn:
Hört, hört!) Wir geben allerdings der Erwartung
Ausdruck, daß dieses Manko an der modernen For¬
derung: Gleiches Recht für alle, bald verwirklicht
wird. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten). Be¬
sondere Einzelwünsche werden wir bei der Beratung
der Ginzeletats vorbringen.

Bedauerlich ist, daß die Rechnungslegung beim
Wohlfllhrtsetat so unübersichtlich gestaltet ist, dnß es
im besonderen uns neuen Mitgliedern unmöglich ist,
die Ginzeldinge richtig zu beurteilen. Da ich aber
annehme, daß der Provinzialverwaltung Klarheit der
Geschäftshandhabuug vornehmste Pflicht ist, erwarten
wir für die Zukunft eine übersichtlichere Darlegung
der Verhältnisse.

Meine Damen und Herren! Wenn ich zu Anfang
meiner Ausführungen von der Schickfalsverbundenheit
des deutschen Volkes gesprochenhabe, so sind wir der
Auffassung, daß innerhalb der Gemeinschaft für die
schaffenden Stände eine neue gerechtere Raum-
Verteilung nachdrücklichstgefordert werden muß. Neun
auch das Schicksaldes deutschen Volkes einer rein
bürgerlichen Regierung in die Hand gegeben ist, so
wird die Macht naturgesctzlichen Geschehens nicht
unterdrückt werden können. Der schaffende Hand- und
Kopfarbeiter ist in Jahrhunderten stets die Grundlage
wirtschaftlicherEntwicklung der Völker gewesen. (Zuruf
des Abgeordneten Hanke: Wie stehen Sie zum
Klassenkampf?) Dieser natürlichen Entwicklung alle
Kraft zu leihen, wird stets unsere vornehmste Aufgabe
sein. Uud gerade in der heutigen Notzeit des
arbeitenden deutschen Volkes muß jeder an seinem
Platz stehen und versuchen dadurch das Gesamtschicksal
zu meistern.

Ich schließe mit den trotzigen Worten (Lachen bei
den Nntionnlsozilllisten) eines meiner Freunde, der
mir in schwerer Stunde ins Stammbuch schrieb:

Mensch,Du, halt stand!
Greif Deinem Schicksal fest in die Speichen,
Halt es, und zwing es, Dir auszuweichen!
Mit eiserner Hand.
Mensch,Du, halt stand.

(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten)
Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Riegel.
Abgeordneter Riegel: Wir Kommunisten lehnen

den uns heute borgelegten Etat grundsätzlichab. (Zu¬
ruf eines sozinldemotratischenAbgeordneten: Das wissen
wir!) Wenn »nein Herr Vorredner nicht mit einem Wort
betont hätte, daß er als Vertreter der sozialdcmotra-
tischen Fraktion gesprochenhat, so wäre aus seinen
Ausführungen überhaupt nicht herauszuhören gewesen,
welche Richtung er in diesem hohen Hause eigentlich
vertritt. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Das ist
kein neuer Witz!) Ich will dazu uur kurz sagen: Es
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waren unserer Ansicht nach Wohl berechtigte Provo¬
kationen, die sich auf das von Severing eingebrachte
und im Reichstage unter der setzt mit Tranen
beweinten Müller-Regierung durchgepeitschte Republik¬
schutzgesetzstützten, wenn er hier von dem geistigen
Führer Hindenburg und deni Freunde der Sozial¬
demokratie, dem dahin gegangenen Herrn Stresemann
sprach.

Wir wissen, wenn wir jetzt zu dem Etat Stellung
nehmen, daß dieser Etat in allen seinen Punkten den
Stand und Inhalt der kapitalistischenRepublik wider¬
spiegelt, daß auch dieser Etat für die Rheinprovinz
zusammengestellt ist nach den Wünschen und For¬
derungen der Tonangebenden und Herrschenden in
dieser kapitalistischenRepublik, nach den Wünschen und
Forderungen der rheinischen Großindustriellen, der
Großbauern und des hier in der Rheinprovinz mit
besonderemNachdruck herrschendenKlerus. (Sehr gut!
bei den Kommunisten.) Wir wissen, daß ein wirklicher
Etat, der den Wünschen und Forderungen der Werk¬
tätigen, der Arbeiterklasse und der Kleinbauern,
entspricht, nur dann aufzustellen möglich ist, wenn die
Klasse der Werktätigen, die Arbeiterklasse selbst über
die Zusammensetzungzu entscheiden hat. (Zustimmung
bei den Kommunisten.) Weil wir dieses wissen, des¬
wegen lehnen wir den hier vorgelegten Etat grund¬
sätzlich ab und versuchen, über die Köpfe des
Parlaments hinweg der arbeitenden Klasse begreiflich
zu machen, daß sie mit uns, mit der kommunistischen
Partei kämpfen mnß für die Herrschaft der Arbeiter¬
klasse an sich. (Zuruf rechts: Siehe Nußland!)

Die Situation, in der der Provinziallandtag zu
diesem Etat Stellung nimmt, steht im Zeichen der
Vürgerblockrcgierung, der Negierung von Hindenburgs
Gnaden, der Regierung, die sich tagtäglich brüstet, daß
sie den Artikel -48 in der Tasche hat und mit diesemzu
regieren bereit ist. Die Etatsberatung steht im
Zeichen einer Negierung, die sich setzt anschickt, die Vor¬
lagen, die die Müller-Regierung unterbreitet hat, die
Vorlagen auf maßlose Zollerhöhungen und Steuer¬
herabsetzungenfür die besitzende Klasse durchzupeitschen
und durchzuführen, einer Negicrung, die es sich zur
Aufgabe gestellt hat, den mörderischenMoungplan, der
vor wenigen Wochen im Reichstage mit vielem Ach
und Krach aus der Taufe gehoben wurde, jetzt durch¬
zuführen. Wenn wir die Frage aufwerfen, in wessen
Auftrage die Negieruug diese Maßnahmen durchführt,
so brauchen wir uns nur an die Industriellen-Taguug
zu erinnern, die hier in Düsseldorf und später noch
einmal in Berlin zusammengetreten ist, um einmal der
Müller-Negierung und zum andern auch in Weiser
Voraussicht der kommenden Dinge der jetzigen Re¬
gierung Ziel und Weg vorzuschreiben. Der Auftrag
wurde dahiu gestellt, daß die bürgerlichen Parteien
soweit sie sich zur Annahme des Youngplans bereit
erklärten, diesen nur durchführen, wenn es gelingt, der

Arbeiterklasse größere Lasten, neue Steuern und Zoll¬
belastungen, eine Verlängerung der Arbeitszeit und
eine Kürzung der Löhne aufzuerlegen. Bereits jetzt
künden die ersten Anzeichen und Taten an, daß die
Regierung in vollstem Umfange bereit ist, in diesem
Sinne tätig zu sein. (Zuruf rechts: Zur Sache!)

Wenn wir hier zu dem Etat Stellung nehmen, so ist
es notwendig, auch zu diesen Fragen der Negierung,
die in engstem Zusammenhang mit der Not in der
Rheinprovinz stehen, ja ihre Ursachen sind, zu sprechen.
Selbst der Herr Landeshauptmann hat gestern hier
davon gesprochen, wie notwendig es sei, der Ver-
gewaltiguug des Rheinlands Einhalt zu gebieten.

Das Programm, das die Industriellen aufgestellt
und der Regierung zur Durchvcitschung übergaben
haben, wird nur dann durchführbar sein, wenn es
dieser Regierung gelingt, die Arbeiterklasse dazu zu
zwingen, sich dem von den Industriellen aufgestellten
Programm zu beugen. Ich betonte schon eingangs
meiner Ausführungen, daß das von dem Innenminister
Scvering aufgestellte Republikschutzgeseh,dieses Aus-
»llhmegesetz gegen die kommunistischePartei, diese
Androhung der ungcheuerlichsteu Strafen im Zu¬
sammenhang mit den übrigen Gesetzcsvorlagen,soweit
sie den, Reichstage vorliegen, einzig und allein zu den'
Zwecke geschaffen worden sind (Zuruf des Abgeord¬
neten Marx: Reden Sie doch kein Blech!), um mit
Hilfe der Staatsmacht, mit Hilfe der Verstärkung der
Polizeitrnppen und mit Hilfe aller übrigen Macht¬
mittel des kapitalistischenStaates die Arbeiterklasse3»
zwingen, sich widerspruchslos diesem System der
schrankenlosenAusbeutung zu beugen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Parlamentarischer Schwindel!)

Zum anderen muß ich darauf hinweisen, daß gestern
bereits in einer Rcichstabinettssitzung das Agrar-
programm dieser Regierung entworfen wurde, das im
besonderen widerspiegelt, wie und in welcher Weise jetzt
diese Maßnahmen gegen die Arbeiterklassedurchgeführt
werden sollen. In dieser Reichskabinettssitzung hat
nach dem demokratischenZeitungsdienst der Reichs-
crnährungsminister Schiele ausgeführt, daß die Re¬
gierung beabsichtige, den Durchschnittspreis von 2w
NM für Weizen und von 230 RM für Roggen bei¬
zubehalten. Weiter ist die Heraufschraubung der Zölle
für die wichtigsten Getreidearten angekündigt. Ls ist
ferner angekündigt, daß bereits am 1. Juli die gesamte
zollfreie Gefrierfleischcinfuhr eingestellt werden soll-
(Zuruf rechts: Endlich!) Meine Herren von rechts,
dieses „endlich" mag ihrem Sinne entsprechen. Ihue«
wurde hier gestern bereits mit aller Deutlichkeit gesagt,
daß Sie überhaupt nicht in der Lage sind, sich in die
Lage derjenigen hineinzuversetzen, die heute 3«
Millionen in dem billigeren Gefrierfleisch noch ihre
einzige Grnähruugsmöglichkeit erblicken.

Werte Anwesende! Dieses GruährungsprograM'N
nutzt auch nicht, wie Sie es hier immer darzustellen
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versuchen,denjenigen, als deren Beschützer Sie sich in
erster Linie aufspielen, den Kleinbauern. Es nützt
nichts denjenigen,die heute zu Hunderttausenden genau
die gleichen Entbehrungen ertragen müssen, wie die
Millionen der Arbeiterklasse. Zollerhöhungen bedeuten
Steigerung der Preise. Nicht umsonst wurde fest¬
gestellt, daß die Zollantündigungen schon dazu
beigetragen haben, die Preise der Gctrcideprodukte an
den Börsen in die Höhe zu treiben, daß der Roggen in
die Höhe schnellte und der Weizen in die Höhe
getrieben wurde. Ganz natürlich werden auch die
Hunderttauseude von Kleinbauern die Auswirkung
dieser Teuerung zu spüren bekommenin den Preisen
aller übrigen Produkte, die sie kaufen müssen.
Zustimmung bei den Sozialdemokraten und den
Kommunisten.)

Verehrte Anwesende! Wenn dann gestern in den
Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns auf die
in der Rhcinprovinz herrschende Not hingewiesen
wurde, die er mit der Tatsache bewies, daß hier 250 000
Erwerbslose vorhanden sind, so muß ich hier von dieser
Stelle aus einen .der erhobenen Vorwürfe auf das
schärfste zurückweisen. Soweit wir gestern verstanden
hllbm, hat der Herr Landeshauptmann hier ausgeführt,
wenn nur angenommen werde, daß 200 000 der unter¬
stützten Erwerbslosen ihre Unterstützung zu Recht
ehielten, so böte dies ein Bild grenzenlosen Elends.
Damit wurde indirekt gesagt, daß 50 000 dieser unter¬
stützten Erwerbslosen oder wenigstens ein großer Teil
davon ihre Unterstützung zu Unrecht erhalten. (Hort,
Hört! links,) Es ist eine der üblichen Methoden, in
dieser schamlosen Hetze gegen die Arbeitslosen¬
versicherung und gegen die Unterstützung der Opfer
der kapitalistischenWirtschaftsweise einander zu über¬
bieten. Man muß sich eigentlich darüber wundern,
denn gewissermaßen sind ja die heute von der Wirt¬
schaft zum größten Teil, ja nahezu restlos - weil es
in anderer Weise auf die Arbeiterschaft selbst wieder
abgewälzt wird — für die Unterstützung der Erwerbs¬
losen aufgewandten Mittel nichts anderes als eine Art
Versicherungsprämie, die Sie als kapitalistischeWirt¬
schaft und Gesellschaft zahlen, um sich bor der
Revolution zu bewahren. Sie glaubeu, mit den Paar
Bettelpfennigen, die Sie den Erwerbslosen geben, mit
diesen Unterstützungseinrichtungen die Arbeiter, die
aus dem Produktionsprozeß hinausgcschleudert und
"uf die Gnade der Arbeitsämter, der Wohlfahrtspflege
und der sonstigen Unterstützungsämter angewiesen
lud, zu veranlassen, sich mit Vertröstungen auf die
kommende Besserung auch weiterhin abspeisen zu lassen.
., Ich habe bei Durchsichtdes vorjährigen Protokolls
über die Etatsreden einen sehr bezeichnenden Satz ge¬
funden, der mich veranlaßt, ihn hier ein wenig naher
A untersuchen. Der Herr Abgeordnete v?. Stein, der
Nachredner meines Parteigenossen Nohl (Zuruf des
abgeordnete,! Zunder: Der hat ja keine Ahnung!)

hat folgendes ausgeführt: „Der Redner der kom¬
munistischenFraktion — es war ein noch recht junger
Herr — hat einen der ältesten Gäule aus dem kom¬
munistischen Stall aufgezäumt und uns hier vor¬
geführt. Lr hat nämlich von der allgemeinen Wclt-
konjunkturtrise gesprochen. Dabei hat der Herr über¬
sehen, daß in anderen Ländern eine Konjunkturkrise
im gegenwärtigen Augenblickeigentlich nicht besteht."
(Abgeordneter Nohl: Hört, Hört!) „Gerade den
kapitalistischenLändern geht es heutzutage am aller¬
besten, in erster Linie den Vereinigten Staaten von
Nordamerika." (Hört, Hört! links.) Wenige Monate,
nachdem diese Prophezeiung ausgesprochen wurde,
erlebten wir in Amerika einen der ungeheuerlichsten
Zusllmmenbrüche,einen Bankkrach,bei dem in wenigen
Tagen allein 60 bis 75 Milliarden Dollars verloren
wurden (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Davon
kennt doch Dr. Stein nichts, der ist doch doof), wobei
Hunderttausend von kleinen Sparern ihrer ersparten
Gelder verlustig gingen. Als Auswirkung dieses
ungeheuerlichen Zusammenbruchs sehen wir jetzt das
gewaltige Grwerbslosenheer von 5 bis 0 Millionen auch
in diesem gelobten Lande, das einstmals die sozial-
demokratischenGewerkschaftsführer in jeder Gangart
der Arbeiterklassevorführten, wobei sie behaupteten,
daß dort jeder Arbeiter sein eigenes Haus und sein
eigenes Auto hätte. Ich sage hier von dieser Stelle
aus: Dieser junge Genusse, der im vergangenen Jahr
auf Grund seiner marxistischen Erkenntnis, der
gesamten Wirtschaftslage und der ganzen wirt¬
schaftlichenZusammenhänge auf die Welttonjunktur-
trise hinwies, hat mehr Scharfblick bewiesen (Ab¬
geordnete Frau Esser: Sehr gut!), hat eine bessere
Uebersichtüber die ganzen Weltereignisse gehabt, als
all' die alten ergrauten Herren, die hier in diesem
hohen Hause versammelt sind. (Lachen rechts.) Schärfer
denn je sehen wir heute die allgemeine Weltkonjunktur-
lrise heranziehen und Heraufziehen, die für uns die
Todeskrise des Kapitalismus widerspiegelt. (Sehr
wahr! bei den Kommunisten, Zuruf aus ,der Wirt¬
schaftspartei: Siehe Moskau!) Jawohl Moskau. In
demselben Augenblick, wo die ganzen kapitalistischen
Länder zum Kampfe gegen die Sowjetunion rüsten,
weil sie wissen, daß es keinen anderen Ausweg gibt,
weil sie wissen, baß dieses ungeheure Wirtschafts¬
gebiet, das ein Sechstel der gesamten Erdoberfläche
umfaßt, von ihnen sonst nicht anders in ihren Dienst
eingezwängt werden kann (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Die meisten Analphabeten! Antwort des
Abgeordneten Dunder: Das spielt leine Rolle!), sehen
wir, daß in Rußland unter der Herrschaft der
Arbeiterklasse für die Arbeiterklasse der Sieben¬
stundentag eingeführt werden kann, daß die Reallöhne
steigen, daß die Produktion sich immer weiter ent¬
wickelt .und der SoMalismus seinen Siegeszug antreten
kann. (Abgeordneter Dunder: Sehr richtig! Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Ihr schreit ja schon um
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Hilfe vor Angst!) Meine Herren, wenn es anders
wäre, warum dann die Angst vor dem Vordrängen
der russischen Produktion? Warum dann das
Zündholzmonopol? 35 Prozent des gesamten deutschen
Verbrauchs an Zündhölzern waren im vergangenen
Jahre russischen Ursprungs. (Zuruf des Abgeord¬
neten Kolas;: Das ist ja nur Konkurrenzneid?) Sie
sehen mit Schrecken, daß in der Sowjetunion die Kohlen¬
produktion vorwärts schreitet. Sie sehen mit Schrecken
die immer weitere Ausbreitung des russischen Oclcs auf
dem Weltmarkt. Und wir wissen sehr genau, das; einer
der größten Schrecken der ganzen kapitalistischen
Länder das Vordringen des Sozialismus auch in der
Landwirtschaft der Sowjetunion ist, Sie wissen sehr
genau, daß mit der Industriealisieiung der Land¬
wirtschaft bei dem ungeheuren Umfang, den diese in
der Sowjetunion einnehmen kann, mit der immer
stärkeren Maschinisierung und dem immer stärkeren
Vordringen der Traktoren, die russische Land¬
wirtschaft eines Tages der Totengräber der Land¬
wirtschaft in den kapitalistischenLändern werden kann.
(Sehr gut! bei den Kommunisten.) Wir sehen, daß
man deshalb sogar den neuesten Film, der von der
russischen Kinoproduktion in die kapitalistischenLänder
hinausgeht: „Der Kampf um die Erde" heute in den
kapitalistischen Ländern sabbotiert uud unterdrückt
und am liebsten ganz ausschaltet, weil sich in diesem
Film die Entwicklung der Produktion unter dem
Banner des Sozialismus, unter der Herrschaft der
russischen Arbeiterklasse widerspiegelt. (Abgeordneter
Nohl: Sehr richtig! Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Frei nach Potemkin!)

Werte Anwesende! Der Etat, von dem ich aus¬
führte, daß er nicht nach den Bedürfnissen der Arbeiter¬
klasse aufgestellt ist, sondern nach den Bedürfnissen der
besitzenden Klasse, spiegelt auch schon das Wider, was in
der Wohlfahrtspflege der Rheinprovinz am lC. Februar
in dem Artikel „Sparsamkeit in der Austalts-
verwaltung" »iedergelegt wurde, Ls ist notwendig, auf
diesen Artikel näher einzugehen, um den Nachweis zu
führen, wie und in welcher Weise die Landes-
verwllltuug den Interessen der Werktätigen entgegen¬
zuwirken versucht. Iu diesemArtikel wird ausdrücklich
gesagt, daß die zur Verfügung stehendenMittel unter
allen Umständen ausreichen müssen, daß weitere Zu¬
schüsse überhaupt nicht in Frage kommen können.
Dementsprechend die Anweisungen, die an die
einzelnen Anstalten der Provinz herausgegangen sind.
Es ist m. G. unhaltbar, wenn hier uuter Absatz 1
„Belegung der Anstalten" gesagt wird: „Die Anstalt
arbeitet am wirtschaftlichsten,wenn sie voll belegt oder
möglichst überbelegt ist, da dann die allgemeinen
Verwaltungskosten sich auf möglichst viele Pflegetagc
verteile,,." Wem, mau »ach dem Grundsatz handelt,
dann können bald in jedes der vorhandenen Betten
Zwei Zöglinge oder zwei Kranke gelegt werben. Dann

wird die Anstalt doppelt so stark belegt werden können,
als es bei der einfachen Belegung gemacht werden
künutc. Es ist weiter unhaltbar, wenn über die
Personlllverhältnisse in den Krankenanstalten gesagt
wird, daß auch hierbei die größte Einschränkung
eintreten müsse, das; keinerlei Anträge des Personals
irgendwelche Berücksichtigung finden könnten. Aus¬
drücklichwird noch gesagt: Wenn das Personal sich
zu Auträgen aufschwingt, so werden diese Anträge
sorgfältig geprüft. Auf begründete Anträge wird
geantwortet. „Erfolgt Ablehnung, so siudeu weitere
Erörterungen nicht mehr statt. Prutestversnmmlungen
des Personals und Weiterleitung etwaiger an mich
gerichteter Beschwerden, Resolutionen usw. siud
zwecklos." Ich möchte nur einen Fall herausgreifen,
weil er charakteristischdafür ist, wie und in welcher
Weise sich die Sparanordnungen der Provinzial-
verwaltuug auswirken. Wir haben hier einen Bericht
über die Irrenanstalt Galthausen bei Opladen. Diese
Anstalt ist mit über 900 Kranken belegt: sie hatte im
letzten Jahre allein einen Zugang von 350 Kranken-
Von diesen Kranken sind 165 Frauen. Es wurde in
dem Bericht des Herrn Landeshauptmanns erklärt,
daß die Zahl der Geisteskranken in der Rheinprovinz
im Jahre 1920 1l<lN7 betrug, während sie im Jahre
1930 auf 18 753, also um über 25 Prozent gestiegen
ist. UngeheuerlicheZahlen! Es ist sehr beachtenswert,
daß einer der leitenden Aerzte der Irrenanstalt Galk-
hausen die stärkere Erkrankung weiblicher Personen
zurückführt auf die ungeheuerlichenAnstrengungen und
Entbehrungen, denen die werktätigen Frauen heute
ausgesetzt siud. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Ich erinnere daran, daß in den durchrationalisierten
Betrieben der Metallindustrie Arbeiterinnen am
fließenden Band vor Nervenübcranstrengung zu¬
sammengebrochen siud, weil sie diesem Arbeitstempi
nicht mehr zu folgen vermochten,(Sehr richtig! bei den
Kommunisten.) Hinzu kommen die Entbehrungen,
die steigendeTeuerung, die Not in den Familien, die
Wohnungsnot, alles Fragen, die das weibliche Element
viel stärker noch berühren als den arbeitenden Mann
selbst. Hier liegen die Ursachen,die zu der Steigerung
der Zahl der Geisteskrankengeführt haben; hier liegen
auch die Ursachen für all die übrigen Erscheinungen.
Wir müssen feststellen, daß in dieser Irrenanstalt das
Pflegepersonal eine LOstündige Arbeitszeit in der Woche
hat, eine Arbeitszeit von täglich 12 Stunden, die sich
auf 5 Tage verteilen. (Hört, hört! bei den Kom¬
munisten.) Jeder Pfleger in dieser Anstalt hat bis zu
10 Kranken zu betreuen. (Erneutes Hört, hört! liuts.)
Wo bleibt hier der Arbeiterschutz? Siud das die
gewerkschaftlichenEinrichtungen, die Tarife, die hier
zur Anwenduug gelangen? Das Gleiche,was hier für
das Pflegepersonal zutrifft, trifft auch auf die ärztliche
Behandlung zu. Wenn hier für über 900 Kranke nur
0 Aerzte vorgesehen sind, so bedeutet dies allein
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schon eine brutale Beschneidung jeder wirtlichen
Hcilungs- und Vehandlungsmöglichkeit: es bedeutet,
das; sich hier dieser Sparerlaß schon in der ungeheuer¬
lichsten Weise auswirkt. Natürlich wird es eine der
wichtigsten Aufgaben sein, diesem Pflegepersonal
begreiflichzu machen,das; es sich selbst zur Wehr sehen
muß gegen derartige Ausbeutungsmethoden, weil sie zu
all den unliebsamen Zusammenstößen in den Anstalten
führen, die wir wöchentlich,ja beinahe täglich, immer
und immer wieder zu verzeichnenhaben. Der Spar-
artikel in der Wohlfahrtspflege erklärt einfach: „Die
Anstnltsinsasscn sollen zu Arbeiten herangezogen
werden." Es heißt da: „Gerade hier müssen Un¬
bequemlichkeiten nnd auch die Möglichkeit, daß die
Arbeit in dem einen oder anderen Falle nicht so ganz
korrekt ausgeführt wird, oder auch einmal ein
Unerwünschter Zwischenfall sich ereignen könnte, in
Kauf genommen werden." (Abgeordneter Dunder:
Hört! hört!) Ich betone, mit derartigen Ansichten
werden solche Zusammenstöße direkt provoziert, mit
derartigen Sparmaßnahmen werden solche Zusammen¬
stöße und Zwischeufnlle direkt heraufbeschwuren.
(Richtig! bei den Kommunisten.) Dann heißt es
weiter: „Es wird den Beamten und Angestelltendieser
Anstalten direkt zur Pflicht gemacht, daß sie sich
unbedingt und unweigerlich diesen Anordnungen zu
fügen haben, daß sie alles daran zu setzen haben, um
diese Anorduuugen auch trotz aller sonstigen Miß¬
stände in die Tat umzusetzen." Das Gleiche, das hier
angeordnet wird, trifft auch auf die weiteren Dinge
w: An Veleuchtuug soll eingespart werden, an der
Heizung soll gespart werden, und auch beim Wen soll
Ncspart werden, trotzdem doch versucht werden sollte,
Neradc in diesen Anstalten der gesunkenengesundheit¬
lichen Qualität der Bevölkerung ein wenig auf¬
zuhelfen, um sie wieder kampffähiger zu machen, damit
sie die Stürme des Lebens bestehen tonnen.

Werte Anwesende! Wenn in dieser Weise versucht
wird, die einzelnen Fragen anfzurolleu, so ist eS nur
t"'»zcichnend, daß der Herr Landeshauptmann gestern
w seinen Ausführungen einen Ausweg aus dem Elend
d^r werktätigen Bevölkerung der Nheinprovinz über¬
haupt nicht aufzeigen konnte. Es ist nichts oder doch
nur sehr wenig damit getan, wenn hier erklärt wird:
Es muß versucht werden, auf diese oder jene Art uud
Weise die Erwerbslosen wieder in dcu Produktions¬
prozeß einzugliedern. Es ist sehr Wenig damit getan,
wenn hier erklärt wird, daß dies uud jenes »nn cm-
Wnl Ursachen der Rntionalisiernug und der schlechten
Wirtschaftslage sind. Vernxtwortliche Politiker haben
vielmehr die Pflicht, auch einen Ausweg zu zngcn.
(Sehr gut! bei den Kommunisten.) Weil Sie es nicht
tonnen, deswegen müssen Sie schweigen. Sie doku¬
mentiere» aber damit, daß Sie als die Vertreter der
kapitalistischen Wirtschaftsordnung überhaupt uicht im¬
stande sind, einen Ausweg aus diesen: Labhrint zu

zeigen. (Znrnf rechts: Rußland!) Wenn wir heute
250 000 Erwerbslose allein in der Rheinprovinz zu
verzeichnenhaben, denen sich 43 000 Wohlfahrtsunter-
stützmigsempfäuger und Zehntansende uud aber Zehn¬
tansende von Arbeitsuchenden anschließen,die keinerlei
Unterstützung erhalten (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten), so betonen wir, daß der einzige Ausweg die
Verkürzung der Arbeitszeit ist. (Zustimmung bei den
Kommnnistcu,Znrnf ans der Wirtschaftspartei: Siehe
Moskau!) Gs ist angesichtsder 2 000 000 Erwerbslosen
Deutschlands unerhört und untragbar, daß die Christ¬
liche Metallarbeiterzcitnng feststellcu mußte: „Von den
insgesamt 212 000 Metallarbeitern in der nordwestlichen
Gruppe arbeiten mir 31000 in einer wöchentlichen Ar¬
beitszeit von 48 Stunden, 100 000 arbeiten 52 Stunde»,
17 000 arbeiten 54 Stunden, 61000 arbeiten 57 Stun¬
den und 1400 arbeiten 00 Stuudcu iu der Woche."
(Laute Rufe: Hört, hört! bei den Kommunisten.)Aus¬
drücklich bemerkt die Christliche Metnllarbeiterzeituug:
„Hinzu kommt für 16 000 Arbeiter die Sonntagsschicht,
wodurch sich die Zahl der in der 48-Stuudenwoche
Arbeitenden verringert." (Znrnf ans der Wirtschafts¬
partei: Dafür werden sie doch bezahlt!) Die Arbeiter
leisten diese Sonntagsschicht,weil sie sonst Hungerlöhnc
vcrdieueu. Diesen Raub der Sountagsruhe hat der
Herr Reichsarbeitsmiuister Brauus den Metall¬
arbeitern der Nordwestgruppc beschert. Sciu Nach¬
folger Wissell hat nichts daran geändert, uud der jetzige
Reichsarbcitsminister Stcgerwald, der offen und brutal
sich zur Durchführung des Industriellen-Programms
verpflichtet hat, wird sicherlich nichts an diesen Dingen
ändern. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Eine
Aenderung kann nur eiutrcteu, wenn die Arbeiterklasse
sich in gewaltiger Front uuter der Führung der
Kommunistischeu Partei zusammenschließt, nm den
Kampf um die Verkürzung der Arbeitszeit zn führen.
(Sehr richtig! bei den Kommnnisten, Lachen rechts.)
Wir erklären hier mit aller Deutlichkeit, all die De¬
monstrationen nnd Aufmärsche der Arbeiterklasse
Deutschlands nnd des Ruhrgcbiets haben bewiesen,
ebenso wie auch die jetzt stattgcfundenen Betriebsräte-
Wahlen, daß diese revolutionäre Front der Arbeiter¬
schaft in ständigem Wachsen und im Vormarsch be¬
griffen ist. (Abgeordnete Frau Esser: Sehr wahr!)
Weil wir dieses sehen, deswegen wissen wir auch die
Rolle eiuzuschntzeu, die Sie uud Ihre Parteien bis jetzt
gespielt haben. Wir wisse», daß auch dies dazu bei¬
tragen wird, dcu sozialdemotratischcuuud christlichen
Arbeitern die Angeu darüber zu öffucn, wer ihre wirt¬
lichen Freunde, ihre wirtlichen Vertreter und ihre wirk¬
liche» Beschützersind. Wir wissen auch, daß trotz aller
Anstrengungen die Macht des Zentrums heute uicht
»lehr ei»c» uuüberwiudliche» Turm darstellt. Wir
wisseu, daß angesichts der ganzen wirtschaftlichenVer¬
hältnisse gerade i» de» letzten Monaten versuchtwurde,
ein Ablenkungsmanöver zu machen, die Arbeiterklasse,
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soweit sie noch der Zentrumspartei folgt, auf eine be¬
sonderes Ziel abzulenken, und nichts erschien dnzn so
geeia.net, wie eine kleine niedlicheHetze gegen den Ar-
beiterstaat, gegen die» Sowjetunion, gegen die so¬
genannte Kirchenverfolgung in Rußland. (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Ketzer!) Es ist sehr interessant,
daß die Kölnische Zeitung von Sonntag ein Schreiben
eines russischen Großbauern veröffentlicht, der sich an¬
geblich anch gegen diese Ehristenverfolguug wendet.
(Zuruf aus der Wirtschaftspartci: Stand das in der
Freiheit?) In der Kölnischen Zeitnng vo» Sonntag,
— In diesem Brief heißt es: „Es steht schlimmnm das
Deutschtum in Rußland. Man will uns in jeder Weise
unsere Weltanschauung uud die Möglichkeit zu kirch¬
licher Vetätigung uehmen, vom Besitz gar nicht zu
reden. Zwar wird man nicht wegen seines Glaubens
verfolgt (Hört, hört! bei den Kommuuistru), und man
kann beten, so häufig man will. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.) Aber darauf bcschräuktsich doch teiue
Religionsübung. Das praktische Leben muß im Ein¬
klang mit Neligiou uud Weltanschan»»g stehen." (Sehr
gut! bei den Kommnnisteu.) Der Kulak, der das ge¬
schrieben hat, fühlt nicht sein Gebet bedroht, sondern
er fühlt seinen Profit bedroht. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.) Seiue kirchlicheUeberzeugung, seine
Religion und Weltanschauung muß in Ginklang stehen
mit dem Praktischen Leben. Unter den: praktischen
Leben können Sie sich nichts anderes vorstellen als
Profitmöglichkciten. Weil wir dies wissen, erklären wir
angesichtsauch der heutige» Beratung nud insbesondere
angesichts der einflußreichen Stellnugnahme des Zeu-
trums iu diesem Provinziallandtag, daß die am
19. März veranstaltete» Bittgottesdienste gegen die
Sowjetunion so einen Nebengeruch nach Oel hatten
(Abgeordneter Nohl: Sehr gut!), daß sie — die Zeit
verbietet es mir, näher darauf einzugehen — verdammt
nach den Maßnahme» und Aufgabe» röche», die die
internationale Ausbeutergesellschaft auch Deutschland
zugewiesenhat iu dem Kampfe der Imperialisten gegen
die Sowjetunion.

Meine Damen nnd Herren, der Herr Landeshaupt¬
mann hat gestern hier von der Benachteiligung des
Westens gegenüber dem Osten gesprochen. Wir sagen
heute und habe» es immer »»d immer wieder aus¬
gesprochen: Der Osten ist das Aufmarschgebiet gege»

/die Suwjetuuion. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Der Osten ist der, Kampfbudcn, auf dem sich der Krieg
der Zukunft nbspiclcu soll. Der Fciud steht uicht im
Westen, der Feind für die Ansbenter aller Länder steht
im Osten. Sie können aber versichertsein, dieser Feind
im Osten kennt seine Gegner; er wird sich zur Wehr
setzen tönueu, und zwar in nm so stärkerer Abwchr-
front, als heute in allen kapitalistische»Ländern Mil¬
lionen von Arbeitern und Kleinbauern bereit sind, ge-
meinscnnmit den Arbeitsbrüdern der Sowjetunion zn
kämpfen,nm den gemeiusameu Feind niederzuschlagen.

(Sehr gut! bei den Kommunisten.) Daß das so ist,
das wissen wir als Marxisten, das zeigt uns die ganze
Entwicklung. Wir wissen, daß Wir mit Riesenschritten
einem neuen Jahre 1923 entgegeneilen. Sie könuen
keinen Ausweg zeige». Wir zeigen den Arbeitern uud
Kleiubaueru dcu Ausweg a»s dem Kampfe. Wir
organisieren, wir fassen znsammeu, wir schmiede»die
revolutionäre Frout, Wir si»d der Ueberzeugung, daß,
wen» dieses ueue Jahr 1923 hernugcreift ist, eine Kom¬
munistische Partei besteht, die gestärkt nnd gefestigt,
lernend aus allen Erfahrungen, imstande sein wird,
stärker nud besser die Diuge zu meistern, als dies im
Jahre 1923 der Fall war. Wir wissen, daß in dieser
Situation wiederum so wie damals Leute, iudem sie
die rote Fnhue tragen nud wieder in den Arbciter-
dcmo»stratio»szügcn mitmarschiere», versuche»werde»,
wieder Alischluß zu gewinneu u»d Bündnisse z»
schließe». Aber die KommuuistischePartei wird diesen
Leute» zeige», daß sie gelernt hat ans den Erfahrungen
nnd daß ein neuer Betrug au der Arbeiterklasse nicht
mehr möglich ist. (Zustimmung bei den Kommunisten.)

Nur ein kurzes Wort noch, um einiges zn den Aus¬
führungen zu sagen, die der Herr Obcrpräsideut Fuchs
hier gestern gemacht hat: Es geht doch nichts über so ein
schönes Stück Roggenbrot, Eßt Roggenbrot! Das ist
die Parole, die n»s aus der ganze» Presse entgegen-
tönt. Allüberall, wo es nur möglich ist, versucht um»,
die Arbeiter zu veraillassr», Roggenbrot zn essen. (Zu¬
ruf des Abgeordllctc» Duuder: Lasse» Sie es doch
selbst essen!) Sie selbst esscn's »icht. Es ist in diese,"
Zusnmmeuhnug sehr iuteressnut, daß auch der Allge¬
meine Deutsche Gewerkschnftsbuud sich eingehend mit
dieser Frage beschäftigthat »nd in einem leseilswerten
Artikel der Gcwertschaftszcitung vom 13. April dazu
Stellung nimmt. In diesem Artikel hat ei» Hamburger
Hhgieliiker, Professor R. v. Nenmann, gru»dlege»de
Uutrrsuchimgen über dcu Giweißgehalt des Roggen-
uud des Weißbrotes augcstellt.Er ist dabei zu der Fest¬
stellung gekommen, daß bei einem Ausmahlungsgrad
von 7N Prozent der verwertbare Giweißgehalt des
Weizens 52/>1 Prozent »»d des Roggens nnr 32,12
Prozent beträgt. (Znrnf des Abgeordneten Dnnder:
Dnzn kommt auch mehr Wasser!) Dies steigert sich,
je höher der Ausmahlungsgrad ist. Der Professor
kommt dabei zn der Feststellung, daß es der Arbeiter¬
klasse einfach nicht zugemutet werde» kann, sich allein
ans den Konsnnl vo» Roggenbrot z» beschränke». (Zu-
ruf der Abgeordnete» Fra» Esser: Hente redet man
vom Roggenbrot wie im Kriege vou den Steckrüben!)
Es wird hier anch sehr richtig dargestellt, daß der Ar¬
beiter und beso»ders der Arbeitslose, je geringer sein
Verdienst ist, in um so höherem Maße auf das Brot
angewiesen ist, das nach den Hamburger Erhebungen
immer noch ein Drittel des Kalorienbedarfs der Ar¬
beiter deckt. Daher ist es vultsgesundheitlich sehr be¬
deutlich, der Arbeiterschaft das eiweißarme Roggenbrot
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nufzudrängcn. Wenn selbst die sogenannten Führer
der Arbeiterschaft, die sich wie aus deu Ausführungen
hier hervorging, mich heute «och bedingungslos der
Zollpolitik der Bürgerblockregicrung nnterordnen, diese
Aufnssuug vertrete», so ist das ein Beweis dafür, daß
hier wirtlich der Arbeiterklasse eiue Gefahr droht, die
es wert ist, daß man ihr von vornherein wirtsam be-
neguet. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Carl: Das ist
doch teiu Beweis!) Ausdrücklichwird iu diese», Artikel
von dem Professur erklärt: „Zusammenfassend ergibt
sich daß das Roggenbrot eine schwer bekömmliche und
eiweißarme Nahrung ist, die den Ernährnngsbediirf-
»lsse» des modernen Industrie- uud Landarbciters
keineswegs gerecht wird." Bei deu Löhnen, die fort-
Uesetzt weiter gesenkt werden, bei dem ständigen weite¬
ren Sinken des Reallohns, bei den Unterstützungen,
die nur wcuige Mark betragen, ist der Arbeiter selbst¬
verständlich nicht in der Lage, den fehlende» Giweiß-
Nehalt des Roggenbrots durch andere eiweißhaltige
Mittel z» ersetzen. Wenn die Summe, die der Arbeiter¬
familie zn Gebote steht, knapp dazu ausreicht, das
trockene Brot zu kaufen, ist es unsinnig, ihr zuzu¬
muten, sich jetzt ans diese Nahrung abdrängen zu lasse».
Im übrigen wird jetzt schon der Wunsch laut, daß es
dieses Jahr unr keine gute Ernte geben möge. Im
Zergangenen Jahre wurden Millionen nnd aber
Millionen der angeblich so notleidenden deutschen
Wirtschaft zur Verfügung gestellt, nm 6U0 000 Tonnen
Nogge» niifznkanfcn nnd aufzuspeichern,um auf diese
Art nnd Weise den Roggenprcis künstlich in die Höhe
>N! treiben.

Nie kummnnistischcFraktion hat im Reichstag be¬
itragt, daß diese <>NU00U Tonnen Roggen deu crwcrbs-
lusen Arbeitern nnd deren Familien kostenlos zur Ver¬
fügung gestellt werden sollten. Wir mußten aber auch
durt, wie bei jeder andern Gelegenheit, feststellen, daß
slch die Ginheitsfront von den Sozialdemotrate» bis
ZU den Dentschnationalcn zusammc»fand, um dicseu
Antrag der tommuuistische» Fraktion illusorisch zn
"wchen, daß auch hier nichts getan wurde, nm dieser
Verschleuderung nnd Berlndernng des Getreides Ein¬
ölt zn gebieten. Wir kommen zn denselben Vcrhält-
"issen, über die sich einmal die Welt so in Aufregung
Ersetzte, als mitgeteilt wurde, daß iu Amerika tue
Farmer ihre Maschinen mit Weizen feuern, weil das
Uwe» billiger ist, als wem, sie Kohlen taufen mußten,
d"s! sie Kaffee nnd andere Lcbcusmittel im Meer ber¬
anken, weil zuviel davon vorhanden ist, während
Millionen von Menschen in allen kapitalistischenLan¬
dern der Welt hungern nnd znm Verhnngcrn ver¬
urteilt sind. Sie haben nm 19. März, Wie ich bereits
^»mal sagte, Bittgottesdienste gegen die Ehristcnver-
lolgung der Sowjetunion abgehalten. Eine kurze
Zeitungsnotiz berichtete: 2 Millionen Menschen
«ungern in Ehina. Wo blieb da Ihr Gewissen, Ihr
«erren von der Zentrnmspartci? Was haben Sie da

unternommen, nm diese 60NU00 Tonnen Roggen etwa
den chinesischen Arbeitern nnd Kleinbauern zn über¬
weisen? Wo blieb denn Ihr Gewissen bei all den
übrigen Greueltaten der kapitalistischenRegierungen
der ganzen Welt, von denen ich eine Reihe hier an¬
führen könnte, wenn mir die Zeit dnz» znr Verfügung
stände? Ich könnte Ihnen auch von Rußland sehr viel
über diese Frage erzählen. Vielleicht werden wir in
einem anderen Zusammenhang darauf noch näher zn
sprechenkommen. Aber diese harten nnd unleugbaren
Tatsachen,die wir täglich und täglich vor der Arbeiter¬
schaft aufzeigen, die von keinem Vertreter der kapita¬
listischen Wirtschaftsordnnng abgeleugnet oder abge¬
stritten werden können, die so hart sind, daß sie auch
dem dümmste«, dem gläubigsten Arbeiter allmählichins
Bcwußtsciu dringen, werden dazu beitragen, unsere
Front weiter zn stärken nnd uns in den Stand zu
setzen, die uns gestellte und gesteckte Aufgabe der Nicocr-
zwingnng des kapitalistischenSystems mich verwirk¬
lichen zn können. Die schwerindnstriellcRheinisch-West¬
fälischeZeitung schrieb vor weuigen Tagen: „Die
kommunistischeBewegung hat in der letzten Zeit in
Deutschland starke Fortschritte gemacht." (Zuruf
rechts: Na, na!) Sie erklärt weiter: „Schon bisherhat
in vielen Fällen die von den Kummnnisten geleitete
revolutionäre GewerkschaftsoppositionZulauf auch von
christlichen Arbeitern bekommen." Jawohl, wir beant¬
worten die Hetze Rums gegen die Sowjetunion mit der
Organisierung einer Delegation christlicherArbeiter
nach der Sowjetunion. (Zuruf bei deu Kommunisten:
Bravo!) Diese christlichen Arbeiter werden dort zu der
Ueberzeugung gelangen, daß es einen Ausweg aus
dem kapitalistischen Labyrinth nur nnf dem Wege des
Aufbaues des Sozialismus gibt, und diese christlichen
Arbeiter — des sind wir gewiß — werden mit uus
gemeinsam kämpfen und gemeinsam arbeiten an
der Erfüllung der großen vor uns stehenden
Aufgabe. Wenn man aus den letzten Tagen
nur einige Zeitungsmeldungen herausgreift, so
widerspiegeln sie das ganze Elend, wie es auch in der
Rheinprovinz vorhanden ist. Für Sie waren es ein
paar Zeilen, daß in Aachen ein erwerbsloser invalider
Arbeiter seinen 5 Kindern den Hals durchschneidet,
seine Frau tötet und Selbstmord versucht. Für Sie
war es eine Notiz von 5 Zeilen, daß in Köln ein er¬
werbsloser Ingenieur, eine Intelligenz, die sich seit
Jahren bemüht, eine Anstellung zn erhalten, sich, seine
Fran nnd seinen Soh« mit Veronal vergiftet. Selbst¬
mordversuche bedeuten für Sie Bcgleiteischcinnngcu
des kapitalistischenShstems, für uns bedeuten sie mehr.
Für uns sind sie ein Barometerstand. Wir ersehen dar¬
aus, welchen Stand die kapitalistischeWirtschaft und
das damit vcrbuudcnc Elend der Werktätigen Massen
heute hat. Wir wissen es: Je mehr sich diese Fälle
hänfen, je mehr Versuche unternommen werden, die
Erwerbslosen nnd die Arbeiterklasseweiter nnd stärker
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zu unterdrücken, je mehr werden wir uns dem Punkte
nähern, wo die Arbeiterklasse erkennen wird, daß es
keinen anderen Ausweg gibt, nnd daß sie in dieser
Erkenntnis bereit sein wird, mit uns gemeinsam zu
marschieren zum Ansturm gegen die kapitalistische
Feste, zur Niederringnng des kapitalistischenSystems
und seiner Helfershelfer. (Beifall bei Ken Kommu-
nistcu.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr !),'. Stein. (Zuruf des Abgeordneten Duudcr:
Der Stein der Weisen!)

Abgeordneter Dr. Stein (zum Abgeordneten
Dundcr gewendet): Den Witz haben Sie schon so oft
gemacht; der ist ganz abgestanden. Sie müssen nicht
alles hier nochmals verzapfen, was Sie im Düsseldorfer
Stadtparlamcnt so oft wiederholt haben. Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ans den interessanten
Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns in seiuer
gestrigen Etatsrede möchte ich einen Satz herausgreifen,
der mir einer besonderen Unterstreichung wert zn sein
scheint. Der Herr Landeshauptmann hat ausgeführt,
das; wir iu dcu Jahren 1925 und 1926 uns alle in einer
irrtümlichen Auffassuug über die Dauer des damals
sichtbar werdenden Aufschwungs befunden haben. (Zu¬
ruf des Abgeordnete» Duudcr: Sprechen Sie etwas
lanter, Herr vi'. Stein, man kann es nicht hören!)
Sperren Sie die Ohren auf! Heute, wo wir die Ent¬
wicklung besser übersehen können, wissen wir ganz ge¬
nau, daß damals der Zustrom des amerikanischenGel¬
des in vieler Beziehung eine Scheinblüte bei uns her¬
vorgerufen hat mit allen den Nachteilen, die mit einer
solchen verknüpft sind, Für die Kommunalverwaltungen
tnm aber noch etwnS Besondereshinzu. Nach der Stabili¬
sierung der Währung waren wir bekanntlichgenötigt,
die Steuern ganz wesentlich zu erhöhen, um die Haus¬
haltspläne in Ordnung zu bringen. Sie wissen alle,
das; man damals ziemlichini Dunkeln tappte, nnd das;
infolgedessenallgemein zu hoch gegriffen wurde. Statt
das; man den Fehler, sobald man ihn erkannt hatte,
durch Abbau der zu hohen Steuern wieder gnt machte,
hat man die Kommnnalverwaltuna.cn, ebenso anch
Reich und Staat, ruhig eine Weile in dem gewaltigen
Steucrsege» sich Wohlbefinden lassen, ehe mau daran
herantrat, die Steuern zn erniedrigen. Einen der¬
artigen Zustand erträgt natürlich uiemand, auch die
beste Verwaltung nicht. Es hat zwar damals nicht an
warnenden Stimmen namentlich aus den Kreisen der
Wirtschaft, insbesondere ans den Kreisen, die uns nähe
standen, gefehlt. Es wurde darauf hingewiesen, das;
dieser Gcldsegen nicht immer währen tonne, und
das; es dringend notwendig wäre, die schwerlcidcnde
Privatwirtschaft so bald wie möglich in irgendeiner
Weise zn entlasten. Aber die glückliche Lage, in der
sich die Kommunalvcrwaltungen damals bcfanden,hat
sie vielfach dazu verführt, von dem Gelde Auslagen zu
machen, die sie besser unterlassen hätten. (Zuruf deS

Abgeordneten Dnnder: Haben Sie ja alle mit be¬
willigt.) Ich spreche hier nicht allein von der Pro-
vinzialverwaltnng, sondern ich spreche ganz allgemein
von dem Verhalten der Kommunen. Meine Damen
nnd Herren! Es ist sicher richtig, daß es einige Wirt¬
schaftsgebietegibt, auf denen in der Vergangenheit die
Kommunen Tüchtiges geleistet haben. Aber anderseits
sind sich auch hervorragende Vertreter der Kommunal¬
verwaltungen darüber klar, ,dnß heute die Grenze des
Zulässigen in sehr vielen Fällen überschrittenworden ist,
und daß es höchste Zeit ist, zurückzuschraubeu. Im
großen nnd ganzen liegt die Sache doch so, daß die
Vehünde dazu da ist, zu verwalten. Das Wirt¬
schaftenist Sache des Wirtschaftlers. Das Wirtschaften
ist eine ganz andere Arbeit, die sich in keiner Weise mit
dem Verwalte» vergleichen läßt. Es kann jemand ein
ausgezeichneter Verwalter sein nnd dabei ein sehr
schlechterWirtschaftler uud umgekehrt. Darin liegen
die ungeheuren Gefahren der Vctätignng der öffent¬
lichen Hand in der Wirtschaft, Gefahren, von denen
wir gesehen haben, wie sie sich schließlich nnswachsen.
Ich brauche hier auf naheliegende Einzelheiten nickst
einzugehen. Es ist aber zn begrüßen, daß man neuer¬
dings doch anfängt, genan zu prüfcu, inwieweit die
öffentliche Hand überhaupt berechtigt ist, sich wirt¬
schaftlich zn betätigen, nnd die Grenzen zu ziehen. Ickl
glaube, daß es nicht erforderlich ist, da irgendwie ans
gesetzlicheRegelung der Angclegcnhcit hinzuwirken.
Hier in Deutschland sind wir allzu leicht geneigt, so¬
bald einmal irgendeine Sache nicht klappt, nicht nur
nach der Polizei, sondern anch nach dem Gesetzgeber zn
schreien. Da sollte doch der gesunde Menschenverstand
sämtlicher Beteiligten sich dahin durchsetzen,daß die
Gemeinden einsehen, was sie unternehmen dürfen, und
wovou sie die Finger zu lasse» haben, ohne daß der
Gesetzgeber einzugreifen braucht. Ich glaube, die
Herreu von den Gemeindeverwaltungen haben vieles
unternommen, wovon sie heute sich selbst sageu müssen,
daß sie jetzt klüger sind, als sie damals waren, als sie die
Sachen anfingen. Da wird sich auch herausstellen, daß
man künftig Unternehmungen unterläßt, die sich nicht
für die öffentliche Hand eigne», nnd womit man nur
die Privatwirtschaft in ihrem schweren Kampfe schädigt
und ihr das Leben sauer macht, sie verhindert, die
Steuern aufzubringen, die sie uuu doch eiumal auf¬
bringen muß, damit uuser ganzes Shstem am Leben
bleibt.

Von diesem Gesichtspunkte aus ist meine Fraktion
nicht in der Lage, für den Erwerb der Aktien an dem
RWE. ihre Stimme abzugeben. Wir sind der Auf¬
fassung, das; die Gemeindeverwaltungen — und das
trifft hier iu diesem Falle auch für die Provinz zu -
gut tu», sich möglichstvon geschäftlichenBeziehungen
zurückzuhalten und abzuwarten, wie sich die Wirt¬
schaftslage weiter klärt, zumal die Finanzlage nickst
dafür spricht, daß die Kommnncn uud Kommnnalver-
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bände sich noch weiter engagieren. Ich möchte bei dieser
Gelegenheit darauf hinweisen, daß es meiner Fraktion
anch besonders unsympathischist, daß in diesem soge¬
nannten gemischtwirtschaftlichen Betriebe, in dem
zweifellos die öffentliche Hand die Mehrheit hat, wie
verlautet, Gehälter gezahlt wcrdcu, dcre» Höhe doch
Wohl bei aller Anerkennung für die Tüchtigkeit, die
dazu nötig ist, nm derartige Untcrnchmuugeu zu
leiten, in keinen, tatsächlichen Verhältnis zn der
Leistung stehen kann und daher nicht zu verantworten
ist. Die Provinz ist sa in der Frage der öffeutlicheu
Wirtschnftsbetätignng zurückhaltender gewesen als
manche Kommunen. Meine politischen Feunde sind
aber der Auffassung, daß die Proviuz bei der Schaffung
von Arbeitsgelegenheit in ihren Anstalten vielfachdes
Gute» zuviel getan habe. Wenn die Provinz iu ihren
Anstalten Arbeitsgelegenheit schafft, dann kommt es
nicht darauf an, daß sie einen technisch vollkommenen,
arbeitsparenden Betrieb einrichtet, sondern es kommt
darauf an, möglichst vielen Insassen der Anstalt Ge¬
legenheit zum Arbeite» zu geben. Es steht also in
diesem Falle nicht das Kanfmäuuischc, die wirtschaft¬
liche Betricbsführuug im Vordcrgruude, sondern im
Vordergründe muß stehen, daß möglichstviel Arbeits¬
gelegenheit gefunden wird, die den Zweckender An¬
stalt entspricht. Der Wirtschaftsbetrieb ist an und fnr
sich nicht die Hauptsache.Gs sind uus besonders Klagen
darüber zugegangen, wie die Anstalt Branweiler ans-
Nestattet ist. Mit dieser Frage beschäftigensich »ufere
Anträge Nr. «1 und «2, die Ihnen bereits vorliegen.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat weiter das Wirtschaftsbild, das sich
uns in der heutigen Zeit entwickelt,als einheitlich be¬
zeichnet nnd zwar als einheitlichmit eiuem sehr starke»
Vessimistischeu Einschlag. Er sagte, zu scheu sei mir
»tückgang uud Zusammenbruch. Zn nnscrem großen
Bedauern sind wir durchaus iu der Lage, ans Grund
unserer Erfahrungen in Mittelstand, Handwerk, Haus-
besitz dies zu »utcrstreicheu. Wir möchteil driugeud da¬
vor warnen, in der jetzigen Zeit von einem »ver¬
triebene» Pessimismus zn reden, wie es seitens eines
'»einer Herren Vorredner heute morgen geschehen i,t.
Sehen Sie sich doch nnr die Fülle der Zusammeubruche,
d'e Kuuknrse,die Anträge auf Eiulcituug des Zwangs-
«erfahreus an und hörcu Sie sich i» den Kreisen »m,
Wien Sie angehören, wie geradezu erschütternd die
Anzahl der Zusammeubruche ist, die fast taglich, min¬
destens jede Woche vorkommen. Angesichts der tran-
rigen Lage der deutschen Wirtschaft halten wir e^ für
besonders wertvoll, daß noch viel mehr als bisher dar¬
auf hingewiesen wird, daß überall deutschesMaterial
verwendet werden muß oder soll. Weuu Sie einen
Brief ans England bekommen,dann finden Sie dar¬
auf eineu Poststempel, auf dem steht- Kanft englische
Waren! Das ist eine einfache,aber meines Grachtcns
"cht zweckmäßige Reklame für cuglischc Produtte. Sie

finden auch überall in England den Gedanken stark
vertreten, ganz gleich, ob man freihändlcrisch oder
schutzzöllncrisch eingestellt ist, daß man vom
uationalen Standpunkte aus die nationale Pro¬
duktion unterstützen müsse. Der Deutsche ist leider
anders eingestellt. Er hat im allgemeinen eine große
Borliebe für das Fremde. Ich glaube aber, daß in
dieser Hinsicht eine gewisse Erziehungsarbeit geleistet
werden kann, und meine Fraktion ist der Auffassung,
daß vor allen Dingen auch die Behörden in dieser
Weise vorgehen sollten. Zu unserm größten Bedauern
müssen wir konstatieren, daß gerade bei dem grüßten
Betrieb der Provinz, beim Straßenbau, vielfach
fremdes Material verwendet wird. Wir haben uns
daher erlaubt, einen Antrag unter Nr. 45 ein¬
zureichen, worin die Bevorzugung von deutschem
Material beim Straßenbau verlaugt wird.

Meine Damen und Herren! Ich möchte auf die
einzelnen Berufsgruppcn in der Rheinprovinz weiter
nicht eingehen, möchte aber noch einige Worte der
katastrophalen Lage der Landwirtschaft widmen.
Es ist nicht meine Sache, Vorschläge zu machen, wie
der Lage der Landwirtschaft, abgeholfen werden kann.
Ich glaube, es hat auch gar keinen Zweck, daß von
dieser Stelle aus allzu viel darüber geredet wird. Ich
finde in dem Bericht der Rheinischen Landwirtschafts-
lammer vom 11, und 12. März außerordentlich wert¬
volle detaillierte Angaben, und ich möchte den Herrn
Landeshauptmann bitten, dafür zu sorgen, daß die
Angaben, die dort gemacht, nnd die Wünsche, die da
geäußert weiden, möglichst zur Kenntnis der Staats¬
regierung bczw, der Reichsregiernng gebracht werden.
Von unserem Standpunkte aus tönüe» wir nur der
Befriedigung darüber Ausdruck geben, daß wir heute
eine Reichsregierung haben, die sich das Programm
einer energischen Reform unserer gesamten land¬
wirtschaftlichenVerhältnisse znr Ausgabe machen wird
und zwar zur dringendsten Aufgabe. Gerade diese
Ausgabe ist, soweit ich es beurteilen kau», der Ge¬
danke, bei diese Regierung ins Leben ,gernfen hat.
Mit Recht stellt man in den Vordergrund, daß
das Nentabilitntspvinzip in der Landwirtschaft wieder
mehr Geltung gewinne» muß als bisher. Man hat
den Landwirten alles mögliche gesagt und geboten,
aber, meine Damen und Herren, was helfen schließlich
die schönsten Schulen, die Sie für die Baucrnmndchen
einrichten lassen, was helfen Schuleil für die
Landwirte, »uns helfen Schulen überhaupt, wenn die
Familien dabei verhungern? Und wie die Zustände
in der Landwirtschaft sind, das wissen Wir sn alle aus
vielcu Darstellungen, sudaß ich im einzelnen darauf
nicht eiuMgche» brauche. Meine Damen und
Herreu! Es ist vor einiger Zeit bei anderer
Gelegenheit in der Erörterung der Ausdruck gebraucht
worden, daß man in der Politik zuviel weiße Salbe
verwende. Meiner Auffassung nach ist es nichts als
weiße Salbe, wenn man den Landwirten mit Mädchen-
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schulen usw, kommt, <Zuruf im Zentrum: Na, na.)
Ich möchte sogar noch weiter gehen und sagen, daß
manches, was man tut, um der Landwirtschaft zu
helfen, besonders auf dem Gebiete der Darlehn noch
schlimmer ist als Weiße Salbe, daß das mitunter'sogar
ein großes Gift darstellen kann. (Znruf des Abgeord¬
neten Henser: Sie reden reichlich gesalbt.) Wie,
Herr Henser? Unser Antrag Drucksache Nr. 50
beschäftigt sich mit der Frage der Landwirtschaft.

Meine Damen und Herren! Aus dem Bericht des
Herrn Landeshauptmanns war das erschütternde Vild,
das er von dem Stand der Arbeitslosigkeit in unserer
heimischen Provinz entworfen hat, besonders beachtens¬
wert. Dabei hat mich und meine Freunde besonders
tief der Gedanke ergriffen, daß heute 35 000 Jugend¬
liche unter 21 Jahren, also junge Leute, die ihre
Lehrzeit durchgemachthaben, arbeitslos sind, daß sie
keinen Berns gefunden haben, stempeln gehen müssen
nnd damit der Gefahr unterliegen, daß sie der Arbeit
entwöhnt ».'erden. (5s ist sicher bedauerlich und
tranrig, wenn ein alter Mann, der noch arbeitsfähig
ist, keine Arbeit mehr findet und dann für den Rest
seines Lebens der Arbeit entwöhnt wird. Wenn aber
die jungen Leute, die Hoffnung unserer Zukunft, sich
in derselben Lage befinden, dann bin ich der Auf¬
fassung, daß ganz besondere Maßregeln erforderlich
sind; denn sonst ziehen wir uns wirklich ei» Volk
heran, von dem große Teile bereits in der Jugend
künstlich der Arbeit entwöhnt worden sind.

Gs ist von dem Herrn Landeshauptmann aus¬
geführt wurdeu, daß die produktive (Lrwerbsloscn-
losrnfiirsorge in niißerordentüch geringem Umfange
worden wäre. (3r hat Bedenken dagegen geäußert und
zwar Bedenken, die «dahin gingen, daß man mit Hilfe
der produktiven (Lrwerbslosenfürsorge wenigstens
einigermaßen in der Lage wäre, den Erwerbs¬
losen eine gewisse Arbeit zu bringen. (5s ist aber
dabei m. E. auf der andern Seite nicht genügend
hervorgehoben worden, daß die produktive (krwerbs-
lusenfnrsorge in außerordentlich geringem Umfange
wirtliche Werte geschaffen hat, und daß die zusätzlichen
Aufwendungen, die für die produktive Erwerbsloscn-
fürsorge von den Kommunen gemacht werden müssen,
in keinem Verhältnis zu dem stehen, was schließlich
dabei herauskommt. Was hat die Gemeinde, die
Stadt davon, wenn sie sich, wie ich gehört habe,
00 Prozent der Kosten der Arbeiten auf'dem Anlciheweg
verschaffen muß und dann nur für den Rest einen
verlorenen Zuschuß und verbilligte Darlehn bekommt!
Wenn man berücksichtigt, daß für dieses aufzuwendende
Geld zn einem ganz erheblichen Maße Anlagen
geschaffen wurden sind, die nicht erforderlich waren,
und die man besser unterlassen hätte, wenn man es
nicht mit Rücksicht ans die Erwerbslosen gemachthätte,
dann muß ich doch sagen, daß man der produktiven
(krweibslosenfürsor'ge von diesem Gesichtspunkt aus
leine Träne nachzuweinen braucht, daß mau 'vielmehr

der Auffassung sein muß, es müsse irgend ein anderer
Wog gefunden werden, den Arbeitslosen »nieder in den
Produktionsprozeß einzuschalten, nur uicht derjenige,
daß man Arbeiten machen läßt nnd finanziert, die mehr
oder weuigcr doch nicht erforderlich sind.

Meine Damen und Herren! Noch ein anderes
führt mich darauf, nochmals das Wort,von der Weißen
Halbe zn gebrauchen. Ich habe vor einiger Zeit auch
gelesen, daß man die Arbeitslosenversicherung in
gewissem Umfange als Weiße Salbe bezeichnet hat. Das
ist leider richtig. Ich gehe auch noch weiter. Nicht
nur die Arbeitslosenversicherung, sondern die Uebcr-
spannung, die wir in der Sozialpolitik heute allgemein
sehen, stellt auch nichts weiter als weihe Salbe dar,
womit der Arbeiter darüber hinweggetäuscht wird, daß
etwas für ihn geschähe, und letzten (kndes doch nichts
rechtes geschieht. Denn schließlich kann dem Arbeiter
nur dadurch geholfen werden, daß er Arbeit findet, daß
sie angemessenbezahlt wird und er davon leben kann.
Darum ist der richtige Gesichtspunkt der, daß man
dafür sorgt, daß die Wirtschaft gestärkt wird, damit sie
Arbeitsgelegenheit schaffenkann. Dann geht es auch
dem Arbeiter besser, nnd dann braucht er nicht
stempeln zu gehen.

Meine Dame» und Herren! Wenn ich mich jetzt
dem Hanshaltsplan zuwende, so möchte ich darauf
anfmerksnm machen, daß meine Fraktion bereits in
früheren Jahren eine Vermögcnsaufstellung der
Provinz gefordert hat. Ich habe gehört, daß man sich
sagt, daß eine eigentlicheVcrmögensaufstcllung in dem
Sinne, wie der Kaufmauu sie fordert, außerordentlich
schwer zu machen wäre. Denn man wäre bei den
Grundstückenund Gebäuden doch nnr auf Schätzungen
angewiesen, die außerordentlich auseinandergehen
würden, und eine solche Aufstellung habe keinen Wert.
sZurnf rechts: Und die Straßen?) Ich muß zugeben,
daß darin ein berechtigter Kern liegt. Aber worauf
es hier ankommt, ist, daß wir Abgeordnete Nüssen, welche
Veumögcnsstücke die Provinz hat. Ob man das
einzelne Vermögcnsobjett so oder so bewertet, ist
durchaus uebeusächlich.

Insbesondere möchteil nur eine Uebersicht darüber
haben, wie die Beteiligungen der Provinz liegen.
Heute können wir den ganzen Haushaltsplau durch-
sehen; eine Zusammenstellung der Beteiligungen
werden wir nicht finden. Ich glaube, wir haben früher
einmal etwas darüber gehört; meine Fraktion hat
aber den Wunsch, daß regelmäßig darüber berichtet
wird, wie die Beteiligungen steheil. Dasselbe trifft
auch für die Passiva, für die Schuldenscite zu. Denn
sich über den Umfang der Schulden eineil Begriff zn
machen, ist nach dem Haushaltsplan nicht so leicht,
weil eine Uebersicht darüber fehlt. <3s wird
gelegentlich gesagt: Soundso viel sind die Schulden,
oder es steht in irgend einer Drucksachc, und man muß
es sich dann da heraussuchen. Wir sind der Auf¬
fassung, daß eine derartige Uebersichtsehr wohl, ohne
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eine besondere Belastung herbeizuführen, jedes Jahr
mit dem Haushaltsplan gegeben werden könnte.

Meine Damen und Herren! Wenn man den Etat
in seiner Gesamtheit ansieht, dann muß man zu einer
für mich durchaus traurigen Gcsamtanffnssung von
ihm kommen. Was nämlich zunächst festzustellenist
und sich aus einigen Stichproben ergibt, ist, daß
überall da gespart »norden ist, wo produktive Aus-
gabeu vorkommen. Ich greife nur zwei Beispiele
heraus: Hoch bauv crw nltu n g. Im Rechnungs¬
jahre 102« waren die Ausgaben 1066 000 RM, also
fast 2 Millionen RM, i,m Haushaltsplan 1020
2 700 000 RM, uud in 'diesem Jahre sind 1500 000 UM
vorgesehen. Dieses Geld wird verwendet, um die
Gebäulichteiten der Pr«viuz instand zu halte» und
nm kleine Erweiterungsbauten und dergl, vor¬
zunehmen. Ich glaube nicht, daß, wenn man der
Auffassung ist, daß im Jahre 192!) 2,7 Millionen RM
nötig waren, man ohne weiteres auf 1,5 Millionen
RM heruntergehen und behaupten kann: Im nächsten
Jahre kommen wir mit demselben Betrage aus, evtl.
»och mit einem niedrigeren. Die Gefahr besteht doch
bei der Unterhaltung der Gebäude, daß man eben in
diesem Jahre, um den Etat balancieren zu können,
Ncspart hat, daß dann aber im nächsten Jahre
entsprechend ' höhere Anforderungen gestellt werden
niüsseu. Sollten wir uns täuschen, sollten die hohen
Beträge von 19V uud 1020 Ausnahmefälle sein, so
würden wir uns freueu. Irgend einen Anhaltspuntt
dafür, daß dies so ist, haben wir jedoch nicht.

Gin ähnlicher Pusten ist auch im Straßenbau. Da
steht für laufende Unterhaltung 1028 1800 000 RM,
>m Haushaltsplan 1020 1000 000 RM, im Haushalts¬
plan ,030 1500 000 RM. Sie sehen auch hier eine,
wenn auch nicht so starke Abnahme. Auch hier liegt
die Befürchtung nahe, daß die Ersparnisse nur für
dieses Jahr gemacht wurden sind, um den Haushalts¬
plan ins Gleichgewichtzu bringen, uud daß wir im
nächsten Jahre mit einer Steigerung zu rechnen
haben.

Demgegenüber sind die sogenannten unproduktiven
Ausgaben — das ist der Rest der Ausgäben — m
alter Höhe bestehen geblieben. Vielfach haben sie eine
Steigerung erfahren. Die Konsequenz, die uh daraus
Ziehen muß, ist daß eigentlich die Wirtschaftlichkeit,
wenn ich einmal die ganze Provinz als einen Betrieb
auffasse, zurückgegangen ist. Dabei steht es felbs-
verständlich fest, daß der Gesichtspunkt der Wirt¬
schaftlichkeit nicht der allein ausschlaggebendebei der
Prouinzialverwnltung seiu kaun; aber man kann fuh
w. E. dieser Schlußfolgerung nicht entziehen. 'Man
"wß ja zugeben, daß bei der Steigeruug der un¬
produktiven Ausgabeu manches zwangslaung M-
Die Schnldcn find gestiegen, die Beamtcngehalter
wigen auch dadurch, daß die Beamten älter werden.
Wir bedauern daher außerordentlich, daß in dem
Entwurf noch keine erheblichenSenkungen'vorgesehen

sind. Ich habe bei früheren Gelegenheiten darauf
aufmerksam gemacht, daß die Schlußzahlen unseres
Haushaltsplanes immer mehr in die Höhe gehen.
Gelegentlich der letzteil Haushaltsberatuug habe ich
die Landesverwaltung gebeten, sie möchte doch dafür
sorgen, daß einmal ein Abschlag erfolge. Trotzdem
haben wir auch in diesem Jahre wieder eine
Steigerung. Meine Fraktion gibt sich der Hoffnung
hin, ldnß die Beratungen im Landtag und den
Ausschüssen doch dahin führen werden, eine Be¬
schränkungder Ausgaben herbeizuführen. Wir müssen
daher unsere Stellungnahme zum Haushaltsplan
davon abhängig sein lassen, wie diese Veratungen
ausfallen.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat die Frage der Erniedrigung der
Provinzialumlage ebenfalls gestreift. Er 'hat dabei
darauf hingewiesen, daß die Rheinprovinz eine ver¬
hältnismäßig niedrige Provinzialumlage habe und
daß sie dadurch bei der Verteilung in Berlin in eine
ungünstige Situation käme. Das. ist vollständig
analog den Verhältnissen in den Städten, Auch in
den Städten wird nns immer gesagt: Unsere Stadt
hat niedrigere Steuern als die audern; infolgedessen
kommenwir in Berlin schlecht weg, und es wird uns
an allen möglichen Ecken und Enden Geld abgezugcn.
Ich befürchte, daß die Stadtverwaltungen damit nicht
so unrecht haben. Es ist außerordentlich bedauerlich,
daß es dazu kommt, daß, wenn sie niedrige Stenern
haben, ihnen dann an allen Ecken und Enden die
Zuweisungen gekürzt werden. Aber ich möchte doch
zur Erwägung anheim geben, ob nicht das System >dcr
Ueberweisungen,das wir heute haben, diesen Zustand
tiinstlich herbeiführt, Hätte man mehr Selbständigkeit
der einzelnen Gcrwaltungstürper in der Erhebung
der Stenern, dann würde die Möglichkeitder Einfluß¬
nahme auf die Uebcrweisungen ganz erheblich zurück¬
treten, und dann würden wir wesentlich gesundere
Verhältnisse haben, als wir sie heute haben. Heute
befürchtet die Landesverwaltung, vielleicht nicht ganz
zn Unrecht, daß, wenn die Provinzialumlage herunter¬
geht sie an irgend einer anderen Ecke in Berlin
wieder schlechter abschneidet.

Durchaus zuzustimmen ist dem Herrn Landes¬
hauptmann bei seiner Klage über die Verteilung der
Kraftfnhrzeugsteuer. Es ist tatsächlichfür uus iu der
Nhcinviouinz ein ganz unhaltbarer Zustand, daß
dasjenige, worauf es bei der Verteilung der Steuer
ankommt, nämlich die Stärke des Verkehrs, als
Maßstab vollständig ausgeschaltet ist.

Meine Damen und Herren! Ich wende mich jetzt
der sozialen Fürsorgetätigteit der Provinz zu. Meine
Fraktion hat mit Vedaueru davon Kenntnis ge¬
nommen, daß auf diesem Gebiete immer noch weiter
steigende Ausgaben drohen. Das ist insbesondere
darauf zurückzuführen,daß wir noch immer mit einer
Zunahme der Geisteskrankheiten zu rechnen habeu,
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für die uns die Erklärungen eben gegeben worden
sind. Wir sind durchaus einverstanden damit, das; der
Herr Landeshauptmann die Absicht hat, von dem Nun
einer neuen Anstalt abzusehen und sich barläufig
einmal mit einer Erweiterung der bestehendenBauteil
zu begnügen, wofür ja auch 800 000 RM in den
Haushaltsplan eingesetzt sind. Wir sind der Auf¬
fassung, daß auch bei diesem Etat die Möglichkeit
besteht, daß gespart werden kann, ohne daß es
deswegen den Pfleglingen und den zu Betreuenden
schlechterzu gehen braucht. Wir erwarten auch in
dieser Hinsicht das Ergebnis der Kommissions-
bcratuugen.

Wir sind in jeder Beziehung mit dem hier schon
zur Sprache gebrachten Sparerlaß des Herrn Landes¬
hauptmann einverstanden. Wir hoffen, daß dieser
Erlaß von allen Nachgeordneten Stellen mit dem
nötigen Ernst aufgenommen und befolgt werden wird,
und wir bitten den Herrn Landeshauptmann, daß er
seinerseits eine scharfe Aufsicht darüber führt, daß
seinen Anweisungen Folge geleistet wird.

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat
einige Sparanträgc zu Pusten eingereicht, wo sie der
Ansicht ist, daß da noch eine Gelegenheit zum Sparen
besteht. Sie ist der Ansicht,daß die Stelle des Leiters
des Jugendamtes eingespart werden taun, und sie
vermag in dieser Zrage der Auffassung ,des Provingial-
ausschusses nicht zu folgen, der Ihnen eine Vorlage
darüber hat zugehen lassen, wie diese Stelle besetzt
werdeil soll. Wir verkennen durchaus nicht, daß das
Landesiugendamt mit einem selbständigen Bearbeiter
besetzt werden muß; wir sind aber der Auffassung, daß
angesichts der guten Besetzung der höheren Stellen in
der Provinz doch die Möglichkeitbesteht, eine Landes-
ratsstcllr an anderer Stelle dadurch einzusparen, daß
eine andere Verteilung der Dezernate vorgenommenwird.

Wir haben dann unter Nr. 15 einen Antrag gestellt,
vorläufig von weiterer Einstellung höherer Beamten
abzusehen.Wir glauben, daß bei der außerordentlichen
Lage, in der sich heute das ganze Wirtschaftsleben
unseres Voltes befindet, dringend gespart werden muß,
und daß wenigstens für eine Reihe von Jahren es
möglich sein muß, bun einer weiteren Einstellung von
Beamten abzusehen.

Dann haben wir unter Nr. « beantragt, die
Reisekostenentschädigungder Beamten einer besonderen
Nachprüfung zn unterziehen.

l>^""° lehr geehrten Damen und Herren! Hin¬
sichtlich der Wünscheauf Förderung des Mittelstandes
mochte ich noch besonders auf unseren Antrag Nr <?
hinweisen. Die Provinzialfeuerversichcrung gibt ihre
-uertretunncn meistens an Beamte, Bürgermeister und
ähnlich gestellte Personen, also an Leute, die durch-
chnittlichschon ein festes Einkommen haben. Wir sind
der Auffassung, daß die Provinzial-Feuerversicherungs-

anstalt versuchen sollte, nicht Leute, die bereits irgend
ein Einkommen durch Beamtenstellung und dergleichen
haben, sondern Leute, denen es schlecht geht, die aber
sehr wohl geeignet sind, als Akquisiteure, als Geschäfts¬
führer für die Anstalt tätig zu sein, in größerem
Umfange heranzuziehen, um auch auf diesem Wege
der Not gewisserKreise abzuhelfen. Es würden dafür
überwiegend ältere Kaufleute in Betracht kommen, die
ihr Geschäft nicht mehr betreiben können oder die
ihre Stellung verloren haben. Ich bin der Auffassung,
daß sich unter diesen Leute» viele finden würden, die
durchaus' geeignet wären, im Dienste der Prouinzial-
uerwaltung tätig zu sein.

Unter Drucksache18 haben wir einen dringenden
Wunsch des Baugewerbes zu Ihrer Kenntnis gebracht
und beantragt, daß die deutsche Reichsucrdingnngs-
ordnnng auch bei der Provinz eingeführt werden soll.
Wir haben leider erfahren, daß die Veüdingungen der
Provinz in keiner Weisebannt in Einklang stehen.

Dann haben wir unter Nr. 60 noch einen
Antrag gestellt, wonach die Landcsbank ersucht
wcrdcu soll, den Mittelstand bei der Hergabe von
Darlchn zu begünstigen. Wir haben mit Interesse
aus dem Rechnnngsabschlnß der Landesbank davon
Kenntnis genommen, daß sie sich auch in diesemSinne
bemüht. Wir wünschen aber eine weitere Ausdehnung
uach dieser Richtung.

Schließlich möchte ich noch hervorheben, daß auch
wir wünschen, daß die Wasserversorgung der ärmeren
Distrikte uuscrcr heimischen Provinz möglichst ver¬
bessert und daß an den Staat herangetreten werde,
damit er seinerseits dabei helfe.

Meine Damen und Herren! Zum Schluß habe ich
noch darauf aufmerksam zu machen, daß der
Prouinzialausschuß in seiner Sitzung vom 19.
Dezember eine große Anzahl Vorlagen der Ver¬
waltung erledigt hat, die insbesondere Anstcllungeu
und Pensionierungen von Beamten betroffen haben.
Sie werden sehen, daß dies die letzte Prouinzial-
ausschuß-Sitzung geweseu ist. Inzwischen hatten die
Wahlen schon stattgefunden. Der Prouinzsalausschuß,
der diese Beschlüssegefaßt hat, hatte Wohl noch eine
rechtliche Bedeutung, aber tatsächlich war er nicht mehr
als Provinzialausschuß anzusprechen. Ich muß mich
selbst als mitschuldig bekennen. Ich habe zwar nur
als Stellvertreter dieser Sitzung beigewohnt; es ist
mir aber der Gedanke nicht gekommen, daß es nicht
richtig wäre, so zu Verfahren. Ich glaube, daß es
richtiger wäre, wenn derartige weittragende Beschlüsse
in einem solchen Falle dem künftigen Provinzial¬
ausschuß überlassen würden, selbst wenn eine gewisse
Verzögerung in der Erledigung der Geschäfte damit
verbunden wäre, und ich möchte den Herrn Landes¬
hauptmann bitten, künftig so zu verfahren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Iw
komme zum Schlüsse meiner Ausführungen. Wenn
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wir eine Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse
und der Existenzmöglichkeitennicht nur der Mittel-
ständischen Kreise, denen ich besonders nahe stehe,
sondern auch der weiteren Bevölkerungskrciseerwarten
wollen, dann wird uns nichts anderes übrig bleiben,
als daß wir uns ernstlich wieder einmal dazu ent¬
schließen, ohne uns durch irgendwelche Phrasen
ablenkenzu lassen, die gesunden Gedanken von Privat¬
eigentum und Privatwirtschaft, unter denen Deutsch¬
land in der früheren Zeit groß geworden ist, wieder
hochzuhaltenund von allen Schlacken zu befreien. Nur
auf diese Weise werden wir es erreichen, daß wir die
ungeheure Menge von Arbeitslosen, die heute vor¬
handen ist, wieder in den Produktionsprozeß
einschalte».

lNtcllvertreteuder Vorsitzender >Gberle:
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hennes.
Abgeordneter Hennes: Sehr geehrte Damen

und Herren! Der christliche Volksdienst ist in diesem
Hause zum ersten Mal vertreten. Ich darf mir darum
wohl gestatten, mit einigen wenigen Worten zu sagen,
was der christliche Volksdienst in diesem Hause will.
Wie unser Name besagt, wollen wir unserem
Volke dienen. Wir sehnen uns nicht nach Macht und
»ach Ansehen, sondern wir wollen Dienst tun. Wir
haben kein festes Programm. Wir sind weder nach
links, noch nach rechts gebunden und haben uns auch
«icht einseitig auf bestimmte Standesinteressen fest¬
liegt. Wo Not ist, möchten wir helfen, gleichvielauf
welcher Seite. Der Ungerechtigkeit möchten wir
wehren und der Wahrheit zum Sieg verhelfen. Wir
wollen vor allem den ärmeren Volksgenossendienen;
aber wir wissen sehr Wohl auch, daß nicht nur Not in
den Häusern des sogannten Proletariats ist. In der
vorigen Tagung wnrden wir von kommunistischer Seite
spöttischmit dem Namen „Oberchristcn"tituliert. W,r
wollen bescheidenin der Nachfolge unseres Meisters
unseren Weg gehen und uns nicht über jemanden
überheben. Wir wollen still unseren Dienst tun und
uns ernstlich bemühen, das Wort unseres Meisters zu
befolgen: Liebe deinen Nächsten als dich selbst!

Ich komme nuu zum Etat und möchte hier e,mge
Punkte herausgreifen. Neber die Größe der Not
unserer Landwirtschaft brauchen wir kein Wort mehr
3« Verlieren. Es ist die Wahrheit, was der Herr
Landcshauptmauu in seinen, Bericht über tue große
Not der Landwirtschaft gesagt hat. Aber wie helfen
wir? Wir machen den praktischenVorschlag, daß die
Lnndrsbank billigere Gelder an die Landwirtschaft
"bgibt und zwar unter den heutigen Geldverhaltmssen
den Prozentsatz auf 5 Prozent herabgesetzt und d,e
Leihsummen mit 100 Prozent auszahlt, «"ssen Sie
'"'s diesen praktischen Weg gehen "«d der Land¬
wirtschaft helfen! Diejenigen Gebiete d,e als bes nder
N°tgebiete schon jetzt Geld zu kleinerem Zinssatz
«halten habe», allerdings unter Auszahlung von nur
^.25 Prozent sollen ihren Proze»tsatz entsprechend

noch mehr erniedrigt bekommen. (Zuruf rechts:
Wucher!)

Eine weitere Not, die mit aller Energie angefaßt
werden muß, ist die Wohnungsnot. Die Pruvinzial-
uerwaltung muß sich mit Kraft dafür einsetzen,daß
die Hauszinssteuer restlos für deu Bau neuer
Wohnungen, vor allem Kleinwohnungen verwendet
wird. (Unruhe links.)

Im alten Etat war zur Bekämpfung des Alkohol¬
mißbrauchs eine Summe von 19 999 NM eingesetzt.
Diese Summe ist im neuen Etat gestrichen worden.
Das ist eine falsche Sparsamkeit, nämlich eine
Sparsamkeit, die gerade das Gegenteil von dem
erreicht, was sie will. Fragen Sie doch einmal
in Vrauweiler in der dortigen Anstalt an, wie¬
viel Insassen von Brnuwciler durch unmäßigen
Alkoholgenuß in diese Anstalt hineingekommen sind,
und dann vergleichen Sie hiermit die ungeheure
Summe, die als Zuschuß für diese eine Anstalt aus¬
gegeben wird, im Vorjahre war es eine Summe von
über 1 Million Mark. Deutschland hat in, Jahre 1929
etwa 5 Milliarden Mark für Alkohol ausgegeben.
Nicht ganz die Hälfte dieser Summe würde ausreichen,
aller Wohnungsnot und aller Arbeitslosigkeit ein
Ende zu machen. (Zuruf von der Wirtschaftspakte!:
Darin ist allein 1 Milliarde Steuern) Wir be¬
antragen, daß der vorjährige Betrag von 19 999 RM
zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs auch im
neuen Etat wieder erscheint.

Im alten Etat war unter der Position des Landes-
jugendamtes zur Bekämpfung der Schmutz- und
Schundliteratur eine Summe von 49 «NO MM an¬
gesetzt. Diese Summe ist auf IN 999 MN herab¬
gemindert worden. Die Bekämpfung der Schmutz-
und Schundliteratur ist für die Gesundung unseres
gesamten Volkslebens bedeutungsvoll, Sie darf uuter
keinen Umständen eingeschränkt werden. Fragen wir
einmal die jugendlichen sittlich Verirrten, wieviele
unten ihnen durch unsaubere Lektüre auf diesen Weg
gekommen sind! Hier ist also eine Sparsamkeit
keinesfalls am Platze. (Unruhe bei den Kommunisten.)
Liebe Freunde bei den Kommunisten! Ich erinnere
Sie an ein Wort, das Ihr Führer Lenin gesagt hat:
„Die Sittlichkeit muß dem Klassenkampfe unter¬
geordnet werden," (Zuruf links: Mucker!) Wem,
Sie auf diesem Standpunkte stehen, verstehe ich
allerdings, daß Sie für eine Bekämpfungder Schmutz-
uud Schuudliteratur nicht zu haben sind. Wir be¬
antragen, die für eine gleichwertige Arbeit wie im
Vorjahre notwendige Summe iu den neuen Etat
auszunehmen. Wollen Sie Geld sparen, verehrte
Damen und Herren, dann finden Sie andere Mittel
und Wege dazu, Wir nennen Ihnen zum Beispiel
einen: Die Ausbesserung der Wege verschlingt eine
Riescnsmnme. Die Wege leiden vor allem durch das
gesetzwidrigeRaseu der Autos. Hier muß mit aller
Strenge rücksichtslos eingeschritten werden. Wir
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wünschen eine 'vermehrte polizeiliche Ueberwachung
der Landstraßen, Bei dieser Gelegenheit könnte man
auch versuchen, der Rücksichtslosigkeit Herr zu werden,
mit der die Automobile nicht abblenden uud so andere
in Gefahr bringen.

Wir beantragen, für die Reparatur der evange¬
lischen Kirche in Meckenbach im Hunsrück eine Summe
von 10 bis 15 000 RM aus dem Fonds für Kunst und
Wissenschaftbereitzustellen. Hier handelt es sich um
eine >der ältesten Kirchen im Hunsrück aus dem
Jahre 970. Das Dach ,dieser Kirche, das seit 170
Iahreu besteht, sollte schon vor 10 Jahren erneuert
werden; aber es war kein Geld dafür vorhanden. Der
Putz der Kirche mußte jetzt notwendig erneuert
werden; aber da kein Geld vorhanden war, hat sich
die Gemeinde selbst «daran gegeben und arbeitet, soweit
es ihr möglich ist. (Zuruf links: Kirchensteuer!) Das
Gesllmtsteuersull dieser Gemeinde, und zwar Ein¬
kommen-, Grundvermögens- und Lohnsteuer, beträgt
2198 RM. Die Gemeinde ist also sehr arm. Sie besteht
aus Steinarbeitern und kleinen Landleutcn. Der Ort
hat jahrelang unter französischer und schwarzer
Besatzung gelitten. Wir möchten bitten, daß Sie für
diese Gemeinde, die bewiesen hat, daß ihr die Kirche
wichtig ist, die angegebene Summe bewilligen
Aehnliches gilt für die Kirche iu Dorlar bei Wetzlar.
Eiu entsprechenderAntrag ist unterwegs. Wir bitten,
auch diese» Antrag zu unterstützen.

Ich komme zu einem besonders wichtigen Puukt, der
Fürsorgeerziehung. 'Es besteht in bestimmten Kreisen
das Bestrcbeu, die christlichen Privataustalteu allmählich
verschwinden zu lassen (Zuruf links: Mit Recht!)
und die gesamte Erziehung in die Hände des Staates
zu lege». Ich will Ihnen beweisen,warum Sie nicht
Recht haben. Es scheint mir am Platze, darauf
hinzuweisen, daß sich die christliche Liebestä'tigkeit hier
doch außerordentlich bewährt hat. Sie verlangt
nämlich für ein Fürsorgekind nur etwa die Hälfte der
Summe, die .die öffentlichen Anstalten verlangen- Ich
weiß wohl, daß die besonders schwierigen Fälle den
öffentlichen Anstalten überwiesen werden. Aber das
erklärt den enormen Gclduutcrschicd nicht. Uns geht es
vor allem um folgendes: 17,00 Prozent der Zöglinge
werden in Anstalten erzogen und nur 10,85. Prozent in
Familien. Während der Pflegesatz in den öffentlichen
Anstalten 5,12 RM täglich beträgt, zahlt man den
Familien für das Kind und für jeden Tag 1.— RM,
Dazu kommen allerdings noch 0.25 RM täglich für
Netleiduug und Arzt. Es ist für uns ohne Zweifel,
daß für ein Kind der beste Erziehungsurt die Familie
ist; und weil es außerdem sehr viel billiger ist, stellen
wir den Antrag, den Prozentsatz der in Familien
unterzubringenden Kinder, die hierfür geeignet sind —
nicht jedes Kind ist .dafür geeignet — bedeutend
heraufzusctzeu. Allerdings ist bei der Auswahl der
Familicu größte Sorgfalt am Platze. Um den
Familien einen größeren Anreiz znr Aufnahme von

Kindern zu geben, stellen wir den Antrag, das Tage¬
geld von 1.— RM auf 1.50 RM zu erhöhen. Das
Aufnehmen eines Kindes darf natürlich kein Geschäft
sein. Man sollte aber auch nicht verlangen, daß .die
Familien hier Geld zusetzen. Die Provinz wird 'durch
dieses Mittel große Summen ersparen, und die öffent¬
lichen Anstalten brauchen nicht dauernd vergrößert zu
werden. Für die Beaufsichtigung und örtlichen
Besuchevon Fürsurgekindern ist in den Etat an baren
Auslagen eine Summe von 336 000 RM eingesetzt.
Diese Summe kann wesentlich vermindert werden,
wenn man größere Reisekosten vermeidet und näher
wohnende geeignete Persönlichkeiten mit dem Besuch
solcher Fürsorgekinder betraut.

Uuter dem Titel „Landesjugendamt" ist für
Lichtbildwesen eine Summe von 85 000 RM aus¬
geworfen. Die Provinzialleitung sollte darauf bedacht
sein, auch das Nndio-Wesen mehr zu beeinflussen. Wir
haben daher den Antrag eingebracht, die Provinzial¬
leitung möge geeignete Schritte tnn, um folgendes
bei der rheinischen Fnnkübertragung zu erreichen:

1. Sonntags morgens sollen regelmäßig ein evange¬
lische und eine katholischeMorgenfeier stattfinden.

Ich weiß wohl, daß hier Bedenken 'dahingehend
vorliegen, daß dadurch der Kirchenbesnch geschwächt
werden tonnte. Auch wir legen großen Wert darauf,
daß Leute, die iu die Kirche gehen können, auch 'die
Kirche besuchen. (3s gibt aber sonst noch viele Leute,
die nicht In die Kirche gehen können, weil sie zu weit
wohncu oder krank sind. (Laute Zurufe von den
Kommunisten.) — Ich kann wich auch noch ohne
Lautsprecher verständigen. —

2. Wir beantragen, jeden Wochentag-Nachmittag,
wenn es dunkel wird oder nach Eintritt'der Dunkelheit,
eine kurze, >0 Minnten dauernde Andacht sowohl von
evangelischer als auch katholischer Seite durch den
Ruudfuut zu übertragen. Hier muß etwas geschehen,
und wir bitten den Provinziallandtag, sich hierfür
einzusetzen. Wir schlagenIhnen zur Annahme zuletzt
uoch einen Antrag vor, der dahin geht, in gemischt
konfessionellen Orten die äußere Heilighaltung des
Karfreitags und des Frunleichnamstages zu fördern,
weil diese beiden Tage für die Bevölkerung, die sie
feiert, die wichtigsten Feiertage im Jahre sind, (Znruf des
AbgeordnetenRiegel: Der Arbeiter feiert ja schon über
zwei Tage iu der Woche!) Es ist sehr unliebsam, wenn
der andere Teil der Bevölkernng Arbeit verrichtet, die
die Nnhe dieser Tage verletzt. In Köln haben sich die
Leitungen der evangelischenund der katholischen Kirche
an die Bürger mit der Bitte gewandt, an beiben
Feiertagen: l. die Geschäfte bis 1 Uhr mittags ge¬
schlossen zu halten, 2. alle geräuschvolle Arbeit zu
vermeiden, 3. den Angestellten und Arbeitern dienstfrei
zn geben, 1. sich jeden Einkaufs zu enthalten, 5. in
gegenseitiger Achtung und im Interesse der Volks¬
gemeinschaftden Ernst dieser Tage würdigen zn wollen.
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Die Kölner Shnagagengemeinschafthat sich dieser Ver¬
einbarung angeschlossen »nd ihren Mitgliedern die
Schließung der Geschäftean diesen beiden Tagen nahe¬
gelegt. Wir bitten die Provinzialleitung, in dieser
Sache geeignete Schritte für ldie ganze Provinz zu tun.
Unsere Anträge haben wir gemeinsam mit der christ¬
lich-nationalen Vanernpartei gestellt. (Zuruf des Ab¬
geordneten Niegel: Auch mit den christlichen
Eozialisten?)

Auf die Zwischenrufe,die von kommunistischer Seite
immer danu gekommensind, wenn es sich um religiöse
Dinge handelte, die ich berührt habe, möchte ich
folgendes sagen: Der große russische Dichter
Dostojewskihat eiumal gesagt: „Gin Volk ohne Gottes
Wort muß zugrunde gehen, denn seine Seele dürstet
nach dem Worte Gottes." (Sehr richtig! rechts. Un¬
ruhe bei den Kommunisten.) Auch Ihre Seele (zu den
Kommunisten),ob Sie es zugeben oder nicht, auch Ihre
Seele dürstet nach dem Worte Gottes. (Zurufe und
Aachen bei den Kommunisten,) Was Dostojewskisagt,
entspricht durchaus unserer Erfahrung in der Einzel-
scelsurge. (Zurufe bei den Kommunisten.) Liebe
Freunde! Die Erfolge — und nuu lasseu Sie mich (zn
den Kommunisten) Ihrem Etatredner aus seine Rede
eine Antwort geben: Die Erfolge, die man w Nuß¬
land mit der Abschaffung der Religion gemacht hat
(Zuruf des Abgeordneten Nohl: sind glänzend!), sind
wahrlich nicht dazn angetan, uns zu ermutige»,
Ihren Bestrebungen zu folgen. (Sehr gut! m der
Mitte und rechts.) Wenn Sie uns immer vorhalten,
wir kennten die Dinge nicht, dann möchte ich ^hnen
entgegenhalten, daß es Wohl keinen unter Ihnen grbt,
der die Dinge besser kennt als wir. (Zurus des Ab¬
geordneten Nohl: Waren Sie schon mal da? Wir stno
doch leine Rabbiner!) Ich will Ihnen die Unterlagen
verschaffen. Abgesehen uou vielen Briefen, die wir
aus allen Teilen Nußlands bekommen,brauchen Sie
nur die Tausende von Deutschrussen zu frage», °re
'etzt in unseren Lagern, zum Beispiel in Hammerstem
liegen; sie können Ihnen die Wahrheit sagen. (Zurufe
von den Kommunisten.) ^. ^ ^. . ,

Ich möchte abschließen. Die beste Gabe, die wir
unserem Volle haben, ist das Evangelium- Wir wollen
diese unsere beste Gabe nnserem Volke nicht vor¬
enthalte», sondern alles daransetze», «m unser Volk
"it diesem Evangelium zu durchdriugcu. (Beifall recht»
und in der Mitte.) ^ ,

Stellvertretender Vorsitzender Gberle:
Das Wort hat der Herr Abgeordnete l>. Leh.
Abgeordneter Dr. Leh: Meine Damen und

Herren! Der Demokrat und Jude Walter Rathenan
l"llte im Jahre 1921 in einer schweizerische» Zeltung
Zurufe liuts: Lauter! - Antwort des Abgeordneten
baake: Sperrt die Ohren auf, dann Hort Ihr was!).
-Ich sehe Deutschland als ein Land welches m 20
Jahren verwüstet, verarmt, verelendet ist, ein Land m
dem.die Mensche» in zerrissenenKleidern emhcrgehcn,

wo die Häuser zerfallen sind, wo auf dem Straßen-
Pflaster Gras wächst." (Abgeordneter Haate: Hört,
hört!) „Ich sehe Deutschland,in dem die Besten hinaus
gehen ins Ausland und zu Hause uur elende und
arme Menschen bleiben." (Zurufe von den Kom-
mumstc».) Rathenan war einer jener Leute, der
infolge seiner Finanzmacht, die sich in seinen N.-G.
und Banken zusammenballte, genau wußte, welche
Pläne die Finanzgewaltigen der Welt mit Deutschland
vorhatten. (Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.)
Das ist vielleicht das wertvollste, was dieser Finanz-
gewaltige und Jude Natheucm dem Volke Deutschlands
gesagt hat. Wir Nationalsozialisten werden immer
und überall dieses Erbe Nathenaus festhalten und dem
Volke vor Augen führen. (Zuruf des Abgeordneten
Kurth: Dann seid Ihr Wohl auch Juden? —Antwort
des Abgeordneten Hanke: Dann müßten wir so aus¬
sehen wie Du!)

Meiue Damen und Herren! Wenn wir bedenken,
daß gestern sowohl der Oberpräsident als auch der
Lniideshauptmann zum erstenmal seit 10 Jahren, möchte
ich fast sagen, dem rheinischenVolke gesagt haben, was
man ,jetzt allerdings in Deutschland überall sehr oft
hören kann: Wir müssen uns einschränken,wir haben
keine Mittel mehr, wir müssen sparen!, und wenn der
Oberpräsident sogar in seiner gestrigen Nede wörtlich
sagte: „Eine derartige Ausgabeubeschräukung wird
allgemein das Kennzeichender kommendenHaushalts¬
pläne sein", so haben wir Nationalsozialisten das nicht
erst jetzt gesagt (Abgeordneter Hanke: Sehr wahr! —
Lachen links), sondcrn seit 10 Jahren (Sehr wahr!
bei den Nationalsozialisten), solange Adolf Hitler in
München ist. (Zuruf der Abgeordneten Fran Becker:
Da war der ja noch nicht! — Glocke des Vorsitzenden.)

VorsitzenderI>. Iarres : Ich bitte um Ruhe für
den Abgeordneten Dr. Leh,

Abgeordneter Dr. Leh (fortfahrend): Wenn die
Herren reden »vollen, dann ist das ihre Freude. Wenn
sie glauben, damit einen antikapitalistischcn Kampf
führen zu können, so ist das ihre Sache. (Sehr richtig!
bei den Nationalsozialisten.) Wenn sie glauben, damit
dom Geldsack auch nur im geringsten Abbruch tun zu
töuuen, so ist das auch ihre Sache. (Zuruf von den
Kommunisten.) Wenn Sie (zu den Kommunisten)aber
schon Politik treiben wollen, daun sollten Sie doch
wissen, daß unsere Partei bereits im Jahre 1920 ge-
grüudet wordcu ist. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.) Dann sollten Sie auch wissen, daß damals
bereits unser Programm aufgestellt und bis auf den
heutige» Tag ohne jeden Abstrich genau beibehalten
worden ist. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)
Seit IN Jahren sagen wir also, daß Deutschland diesen
Lauf der Dinge gehen wird und gehen muß, solange
diese wahnsinnige Erfüllungspolitik gemacht wird.
(Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)

Einschränken! Bisher hörte man so nach der
Methode Eoue: Es geht uns besser und besser. (Sehr
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richtig! bei den Nationalsozialisten.) Jedes Jahr und
joden Tan hörte man, welche Silberstreifen am Horizont
aufgingen. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Der
Tilberstreifen sind Sie!) Man hörte, wie die Wirtschaft
bliiheu würde. In, meine Herren von der Voltspartei,
ich weiß mich noch einer Unterhaltung mit einem Ihrer
größten Wirtschaftsführei im Rheinland vor fünf
Jahren zu entsinnen. AIs damals die Dnwes-Debatte
zur Tagesordnung stand, da sagte er mir: „Verzeihen
Sie, Herr Dr. Ley, was soll denn das? Sie hetzen ja
nur das Volt auf. Wir werden jetzt 8N0 Millionen
hereinbekommen,und dann wird die Wirtschaft blühen.
Die Arbeitslosigkeit wird fallen, uni> Sie werden
erstaunt sein, wie in einem Jahr Deutschland viel
größer und gewaltiger dasteht, als es jemals gestanden
hat." (Zurufe des Abgeordneten Hnake: Zinsen müssen
Sie bezahlen!) Ich habe damals diesemHerrn gesagt:
„Sie haben sicherlich weit mehr Einblick in diese Dinge
als ich, da ich sie nicht kenne, weil ich nicht an dieser
Stelle stehe wie Sie; aber das sage ich Ihnen, daß die
Arbeitslosigkeit nicht nur nicht verschwinden, sondern
in ganz gewaltigem Ausmaße zunehmen wird." Gin
Jahr nachher sagte er mir: „Ja, Sie haben leider recht
behalten." Ich sage: „Leider, aber es ist bittere
Wahrheit."

Gestern versuchte der Herr Landeshauptmann die
Arbeitslosigkeit vom vorigen Jahr auf die Kälte zu
schieben; er mußte aber zugeben, daß trotz des gelinden
Winters in diesem Jahr die Arbeitslosigkeit weit
grüßer ist als im vorigen Jahr. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten.) Die Methode des Herrn Landes¬
hauptmanns ist etwa jene, die der Herr Dr. Schacht
früher anzuwenden beliebte, der jetzt ja auf einmal
anderen Sinnes ist, der früher aber gesagt hat: „Was
wollen Sie, Rentner und Sparer? Die Inflation ist
ein Schicksalsschlag,wie ein Erdbeben vom Himmel
heruntergefallen." Dort ist es die Kälte, die die Schuld
trägt. Nein, meine Herren, mit diesen Mätzchentonnen
Sie dem Volke draußeu nicht mehr kommen. (Ab¬
geordneter Haale: Sehr richtig!) Das Volt weiß
ganz genau, daß der Herrgott es nicht haben will, daß
die Menschen derartig versklavt werden (Sehr richtig!
bei den Nationalsozialisten.), daß es nicht die Schicksals¬
bestimmung ist, sondern daß der Himmel, weiß Gott,
freie Menschen haben will, wenn die Menschen einen
Willen zu dieser Freiheit haben. Solange uns das
Rückgrat jedes Widerstandswillens gebrochen wird,
kann man nicht verlangen, daß ein Volk frei ist.
Glauben Sie nicht, daß die Westmächte jene Tribut¬
frone, die Banken und Börsen unsere Ketten leichter
machen und abnehmen werden, wenn wir nach der
Methode Stresenmnns sagen: Volk, erarbeite Dir
Deine Freiheit! Einen tüchtigen Sklaven, der fleißig
ist und arbeitet, schmiedet der Sklavenhalter um so
fester. (Zuruf von den Kommunisten: Weshalb ziehen
Sie Italien so auf? — Antwort von den National¬
sozialisten: Da gibt's keine Lebensmittel- und Brot¬

karten. — Zuruf von den Kommunisten: Wer auch
kein Brot!)

Wenn wir den Dawespakt betrachten, der damals
zwischen Tag und Dunkel angenommen wuribe, von dem
das Volt nichts hörte, so finden wir in ihm folgenden
Satz: „Die ExistenzmöglichkeitDeutschlands muß auf
ein nicht weiter zu verringerndes Minimum gebracht
werden." (Abgeordneter Haate: Hört, hört!) Entweder
haben damals die Volksvertreter, die diesen Pakt an¬
genommen haben, ihn einfach nicht gelesen, oder aber
alles'das, was hier von denjenigen Parteien geredet wird,
die den Dawespakt angenommen haben, über soziale
Fürsorge, ist eine ungeheure Lüge. (Abgeordneter
Haate: Sehr wahr!) Anders kann es nicht sein. Auf
ein nicht weiter zu verringerndes Minimum muß die
ExistenzmöglichkeitDeutschlands gebracht, also herab¬
gedrückt werden! Wer noch irgeudetwas zum Leben
hat, dem muß man es nehmen! Einschränken,
sagt der Herr Oberpräsidcnt. Sparen sagt »der
Herr Landeshauptmann. (Zuruf des Abgeordneten
Haate: Wovon?) Das Schicksal lastet über uns, sagen
Sie. Meine Damen und Herren! Wer den Dawespakt
und die Erfüllungspolitik kennt, weiß, was los ist.
Damals waren wir die einzigen Mahner, die un¬
unterbrochen in den Versammlungen über diesen
Schandveitrag redeten. Wir waren damals eine kleine
Partei. Man lachte über uns und sagte: Was wollen
die? Das sind Hetzer, unerhörte Hetzer; sie wollen
Zwietracht in unser Volk bringen. Es hieß: Wirtschaft
ist Schicksal; man muß versuchen, das politische
Problem auf das wirtschaftliche Problem hinüber¬
zubringen, dann wird es uns besser gehen. Als
ob jemals in der Geschichte ein Volk durch Wirt¬
schaft frei geworden wäre! (Sehr wahr! bei den
Nationalsozialisten.) Die Wirtschaft ist doch kein Ding
an sich und das Primäre in der Geschichte eines Volkes
ist die Politik und weiter gar nichts. (Sehr richtig!
bei den Nationalsozialisten.) Napoleon sagte das
bereits damals. Das war, weiß Gott, ein größerer
Mann als unsere Staatsmänner, mit denen man wahr¬
haftig keinen Staat machen kann. (Zurufe von den
Kommunisten: Das war ein größerer Mann als
Hitler! — Weiterer Zuruf des Abgeordneten Hoffmnn»:
Der Frick sorgt für seine Pension!) Er war bestinnnt
größer als Sie. (Zu den Kommunisten. — Lache»
bei den Nationalsozialisten. — Zuruf der Abgeordneten
Frau Becker: Auch als Sie!)

Meine Damen und Herren! Es ist jetzt Gott se>
Dank beim Joungplan verhindert worden, daß er wie
der Dawespakt so hinter den Kulissen angenommen
wurde. Bei dem Vonngplan ging das nicht mehr, weil
hier bereits eine neue Front der Freiheitsbeweguna
entstanden war, die stark genug war, andere Parteien
mitzureißen und andere Organisationen in eine neue
Front des Widerstandes zu zwingen. Es kam das'
Voltsbegehren. Sie haben damals gelacht über die
sechs Millionen Stimmen. Was ist das?, haben Sie
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M,agt. Das Volksbegehren ist die Ursache gewesen,
«< , ^ Ihnen, meine Herren vom Zentrum, von der
7-oltspartei und von den Sozialdemokraten verdammt
Muer gemacht wurde, den Joungplan anzunehmen,
'«ehr richtig! bei den Nationalsozialisten.) Das steht
uumbenfest. Auf einmal wollte keiner mehr die Ver¬
antwortung tragen. Ans einmal wollten Sie sich nicht
«lasten. Ans einmal hieß es: Wir müssen das noch
un und jenes noch; wir müssen noch Vorschläge

'Nachen.Beinahe wäre das Kabinett gesprengt worden,
auseinandergefallen (Sehr richtig! bei den National-
'U'Nalisten), nicht etwa, weil setzt die Leute mehr Ver¬
antwortung gehabt hätten als damals bei dem
«awespakt, sondern einzig nnd allein, weil jetzt das
^°lt aufwachte und aufgewecktworden war über den
i-chanduertrag.

Meine Damen und Herren! Sie haben über den
,/ flacht. Sagte Ihnen doch zuletzt - es war, glaube
'U), die K. V. -: Wenn man es auch als einen Irrsinn

'leheu will, so steckt doch hinter diesem Irrsinn ein
'"geheurer Grnst. (Hört, hört! bei den Natioual-
'ozialisteu.) Sie „lögen das heute noch als irrsinnig,
, . '"ahnsinnig ansehen, das ist Ihre Sache. Der eine
^ " ./ruh wach, der andere schläft bis Mittag; aber
as steht fest (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:

">e Nnd der neue Napoleon!), daß dieser 8 4 gerade
s,,5 c ^' '"'^ "'"sl die Lage ist, und daß wir gewillt
"'°, spater einmal diejenigen zur Verantwortung zu
z'cuen, die trotz unserer Warnung das Volk in diese
^«ge gebrachthaben. (Zuruf des Abgeordneten Kolaß:
"Uch den Frick zur Verantwortung zu ziehen?)
c^",. Besatzung zieht ab", sagte gestern der Herr
^ "-Präsident, und der Herr Landeshauptmann sagte
,,"'"'- Wir hörten eben von allen Parteien, welch'

ngeheure Freude darüber sei, daß die Besatzung
ä'«,e. Der Sozialdemokrat hat sich geradezu über-

^'lanen iu nationalen Tönen. Wir haben gedacht: Ist
a^ eine Anwandlung von wahrhafter Ehrlichkeit?
"Ute s,ch tatsächlich diese Partei jetzt auf einmal so

^wandelt haben? Aber wir sind doch zu der Ueber-
"ugnua gekommen,daß es weiter nichts ist, als Sand
.'. ^/lngen der Wähler zu streuen. (Sehr wahr! bei
"l^tionalsoziälisten.)

M '/" ^' Besatzung soll abziehen. Herr Tardieu, der
../'"'^Präsident Frankreichs, hat in diesen Tagen
"lgendes gesagt: Die Frist habe noch nicht zu laufen
^°unen, da die Ratifizierung mehrere Monate

""»Pntet sei. (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.)
^« Nebe darüber keinerlei Mißverständnisse zwischen
"raukreich und Deutschland. Frankreich würde seine
"uppeu in der dritten Zone belassen (Hört, hört! bei
e» Nationalsozialisten), solange die vorgesehenenBe¬

rgungen, d. h. Ratifizierung des Youngplans und
"er Haager Abkommen die Arbeitsaufnahme der Inter-
uanoualen Bank und die Uebergabe der Schüld-
uerschreibungen durch Deutschland nicht erfüllt seien.
^v°rt, hört! bei den Nationalsozialisten.) - Das ist

nämlich das wichtigste. — Sobald Deutschland die
Schuldverschreibungenübergeben habe, werde man mit
der Rheinlandräumung beginnen nnd sie so schnell wie
möglich fortsetzen. Bevor die Räumung beginne, müsse
Deutschland jedoch auch die vollständige Schleifuug
seiner Befestigungen durchgeführt haben. Eine nur
vorgetäuschteZerstörung genüge nicht. Die französische
Regierung werde "in etwa drei Tagen der Reichs¬
regierung eiue Note in diesem Sinne überreichen.
(Hört, hört! bei den Nationalsozialisten. — Zuruf von
den Soziäldemotraten: Bitte wciterlefeu!) — Ich bin
doch nicht in dem Leseverein wie Ihr Kollege, der sich
eben an das Manuskript klammerte, was ihm der Herr
Haas vorgeschriebenhatte. (Zurufe von den Sozial¬
demokraten.)—

Wir sehen also ganz klar, daß Frankreich gar nicht
daran denkt, die dritte Zone zu räumeu. Die Schuld¬
verschreibungen müssen übergeben sein. Wir wissen
aber, daß heute keiu Mensch in der Welt diesem
bankrotten Deutschland irgendeine Schuldverschreibung
abkauft. (Zuruf des Abgeordneten Haake: Darüber
lachen die Sozialdemokraten!) So wird das eben ein
Rattenschwanz sein. Das Rheinland wird nicht
geräumt, wird nicht frei werde». Daß die Herren
darüber lachen, wundert mich absolut nicht. Sie haben
in diesen t0 Iahreu von Anfang bis zu Ende un¬
unterbrochen gelacht. Grst mach dein Sach', dann trink
und lach!, das ist Ihr Standpunkt. (Zuruf des .Ab¬
geordneten Haake: Die lachen über ihr eigenes Be¬
gräbnis! — Zurufe von den Sozialdemokraten.)

Deshalb ist die Krise in Deutschland nicht eine
Kabinettkrise, sondern eine Staats- und eine Shstem-
krisc. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.) Gs
handelt sich heute nicht etwa darum, daß ein Kabinett
das andere abgelöst hat. Nein, wir sehen auch in dem
gegenwärtigen Kabinett kein Kabinett der Befreiung
Deutschlands, sondern lediglich ein Sich-Drücken der
Sozialdemokratie um die Verantwortung. Sie hat
den Voungplan angenommen, sie versklavtDeutschland
auf 60 bis 80 Jahre und nun — das ist das Erbärmliche
an der ganzen Geschichte — sagt sie: Jetzt geht mich
das Ganze nichts mehr an, jetzt gehe ich heraus, jetzt
macht euren Dreck allcene, wie der König von Sachsen
gesagt hat. (Zuruf des Abgeordneten Haake: Die
Bürgerlichen fallen darauf herein!) Das ist das Be¬
dauerliche und Beschämende,daß jetzt wiederum das
Bürgertum so politisch instinktlos ist — anders kann
man es nicht bezeichnen —, jetzt auf einmal die
Kastanien aus dem Feuer zu holen, d. h. dein Volke
Steuern aufzuknallcn und Lasten aufzuerlegeu. Die
Sozialdemokratie kann sagen: Bitte schön, ich bin ganz
rein. Steuern wollte ich nicht, nein, nm Gotteswillen
nicht, ich bin dagegen. Das Kabinett Vrüning ist
unerhört. Die Sozialdemokratie macht Opposition.
Meine Damen und Herren! Auch das zieht nicht
mehr. Glauben Sie, wir werden schon dafür sorgen.
Wir sind heute stark genug. Ihnen auch hierin die
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Maske vom Gesicht zu reißen und dem Volle zu zeigen,
wie es belogen wird. (Ironische Nravo-Nufe bei den
Sozialdemokraten. — Zuruf des Abgeordneten Marr,:
Ihr politischenAkrobaten! — Weiterer Zuruf von den
Tozialdemokraten: Kleiner Napoleon! — Weitere
Zurufe von den Nationalsozialisten.)

Wenn auch der Oberpräsident und der Herr
Landeshauptmann in diesem Hause gesagt haben, daß
es gerade die ungeheure Zinsenlast sei, unter dem das
Rheinland leide, so lernen sie doch nicht daraus, das;
nun diese Zinsenlast unbedingt aufhören muß uud
keine weiteren Anleihen aufgenommen werden dürfen.
Sie sagen aber: „Pumpen wir ruhig weiter." (Zuruf
von den Nationalsozialisten: Immer feste!) „Wir
bedauern nur, daß der Anleihemarkt so fest ist, daß
wir keine Anleihen erhalten können. Die einzige Sorge,
die wir haben, ist die: Könnten wir doch nur Geld
bekommen!" Nun, der Schacht ist wog; vielleicht wird
Luther ihnen freiere Hand lassen, uud dann pumpen
sie frisch drauflos, solange sie noch irgendctwas erhalten
können. Das wird aber aufhöre», denn das Ausland
ist in diesemPunkte doch sehr zurückhaltend geworden.
(Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.) Wenn wir
das sehen, so möchten wir uns darüber freuen, daß
Deutschland nicht weiter in eine Schuldenlast hinein¬
kommt, die wir nachher dann tragen müssen. Wir
müssen die Suppe dann ausbadcn. Nicht nur die
Tozialdemotratische Partei wird sich dann drücken,
sondern dann drückt sich alles. Dann werden wir
einspringen müssen. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten-— Lachen bei den übrigen Parteien.)

Meine Damen nnd Herren! Ich möchte nnr noch
besonders auf die Steinindustrie hinweise». Hier sitzt
ein Vertreter der Sozialdemokratie, der in den Gewerk¬
schaften im Qberbcrgischen führend ist, Vr ist auch
führend in der Sozialdemotratischen Partei des Nhein-
landes. Trotzdem wissen wir, daß der weitaus «grüßte
Bedarf au Straßeudeckung und an Vepflasterung der
Straßen durch ausländisches Material gedeckt 'worden
ist. (Abgeordneter Hanke: Hört, hört!) Dieser Ver¬
treter weiß von der ungeheuren Not der Arbeiter, er
weiß, daß dort im Oberbergischen uud im Mayener
Gebiet ein seßhafter, guter Arbeiterstaud lebt, ein Volk,
das fleißig und arbeitswillig ist. Gs wird aber nichts
getan. Man holt vom Ausland Asphalt herein und
bepflastert damit unsere Straßen, und die Leute müssen
hungern. (Zuruf von den Nationalsozialisten: Da
lachen die Sozialdemokraten wieder! — Antwort des
Abgeordneten Marr.: Ueber Ihre Dummheit!) —
Ja, lieber Freund, solch ein intelligentes Gesicht wie
Sie kann ia nicht sedcr haben, und so einen schönen
Nnrt auch nicht. — (Zuruf des Abgeordneten Haate:
Die Sozialdemokratie lacht über die Not im Ober¬
bergischen!— Mockc des Vorsitzenden.)

Meine Damen und Herren! Genau so geht es mit
den Bauern. Man bedenke nur, daß die kleinen Bauern
heute bei fleißigster Tätigkeit, was statistisch nach¬

gewiesenist, einen Stundenlohn von 15 bis 2N Pfennig
haben. (Abgeordneter Haake: Hört, hört!) Dafür
schnftendie Menschenmit Fran nnd Kind uud plagen
sich Tag und Nacht. Die Sonne ist kaum auf, so sind sie
bei der Arbeit, und dann bis in die Nacht hinein, für
15 und 20 Pfennig. (Zurufe von den National¬
sozialisten.'!

Wir freuen uns auch hier, daß die Landwirtschafts-
tammer im Rheinland erkannt hat, daß bie
Subventionen vom Staate nicht der Weg sind, um den
Baucru zu helfen. Wir freuen uns darüber, daß dort
ein Mann steht, der erkannt hat, daß nicht Schnlden-
wirtschaft Leistungen bringt, sondern daß eben gesorgt
werden nmß, daß der .Bauer vou dieser gewaltigen
Ziusenlast frei wird. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten) Meine Damen nnd Herren! Wir sehen,
daß Ihr Herr Minister Steiger in Preußen dem
Präsidenten der Kammer den Vorwurf gemacht hat:
lueshalb denn das Rheinland die Subventionen nicht
nehme; dem rheinischen Bauer gehe es doch scheinbar
außerordentlich gut. Heute kann dieser Mann dem
Minister vom Zentrum sagen: Herr Minister, schauen
Sie an. Die andern gehen unter der Zinsenlast zu¬

grunde, meine Vanern nicht. (Zuruf von den National-
sozialisten: Bitte schön!)

Meine Damen und Herren! Ueber die Arbeits¬
losigkeit möchte ich auch ein kurzes Wort sagen. ^
hat ja keinen Wert, hier darüber zu reden, wie man
innerhalb dieses Systems den Arbeitsloseil helft"
kann. (Unruhe.) Dieses Tristem wird unuuterbrochen
weitere Opfer auf diesem Arbeitsloscumartt, diesem
Tklavcnmarkt haben. Das gehört eben dazn. ^
müsse» vor den Fabriktoren taufende Menschen stehen,
die darauf warten, daß andere hinausfliegen, damit ste
deren Platz einnehmen- Deutschland ist heute ein
Sklavenvolk durch die Erfüllungspolitik geworden.
(Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.) Mcme
Damen und Herren! Sie habeil uus beim Wungpla"
vorgeworfen, wir trieben eine uuwahrhafte Hetze ntt
dem Wort ,Menscheuer,port". Das ist alles nicht wahr,
sagten Sie. Als ich im preußischen Landtag darübel
redete und dem Herrn Wohlfahrtsminister sagte'
„Herr Minister, im Westen unseres Preußens werden
bereits die Arbeitslosen .zwangsweise nach Frantrcinl
überführt" (Abgeordneter Hanke: Hört, hört!), °"
sagte er einige Wochen nachher: „Was der M'
geordnete gesagt hat, ist in allen Punkten nicht wahr-
'Hört, hört! bei den Nationalsozialistell.) Daranfh'"
legte ich das Material vor, das wir hatten. Es stellt
sich dabei heraus, daß das Arbeitsamt Kreuznaa
11 Arbeitslosen acht Wochen die Unterstützung versag'
hat, weil sie sich weigerten, in die Gruben Lothringen
transportiert zn werden. (Hört, hört! bei °e'i
Nationalsozialisten.) Es stellte sich heraus, daß ,""
Beamter des Arbeitsamtes Kreuznach diesen Arbeits¬
losen bereits die Fahrkarte gelöst hatte. Die Leute
sagten: „Nein, nach Frankreich gehen wir nicht; U"
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wollen wissen, wohin wir geführt werden. In
-Deutschlandwollen wir arbeiten, aber in Frankreich
nicht." Das Arbeitsamt Trier hat in zwei weiteren
fallen den Arbeitslosen nicht nur auf acht Wochendie
Unterstützung versagt, sondern für eine weit größere
Zeit. Wir sehen, daß man in dem Fall Fell 20 Arbeits-
wse einfach hat zwingen Wolleu,exportiert zu werden,
Uldem man ihnen die Untrrstüimng versagte. (Hört,
dort! bei den Nationalsozialisten.) AIs ich das dem
^?" Minister überreichte,da wurde er rot und sagte:

„-«ei Gott, das ist ja scheinbar wahr, davon weiß ich
nichts." (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.) Ich
«nbe ihm gesagt: „Herr Minister, dann scheint es in
^hrem Ministerium sehr gut anszuseheu, wenn Sie
uns nicht einmal wissen." (Sehr richtig! bei den
''Nationalsozialisten.)

Den Menschenexport braucht man nicht vor¬
auszusagen, sondern er ist tatsächlich da. Meine Dameu
und Herren! Der Menschenexportist heute vorhanden,
^u Prophezeien braucheu wir ihn nicht. Die besten
werden transportiert. Jetzt habe ich einen Fall gehabt,
wo ein Arbeiter aus Lothringen nach Mittelfrankrcich
und dann nach Südfrankreich kam; schließlich landete
er wie Hunderte und taufende dieser armcu Menschen
"' der Legion Frankreichs in Afrika. (Hört, hört! bei
c>m Nationalsozialisten.) Das ist die Methode der An¬
werbung deutscher Meuscheu für die französische
Fremdenlegion, die Folge unserer Not!

Meine Damen und Herren! Es wurde dauu
Nestern versucht, Ost uud West gegeneinander aus¬
spielen. Solche kleinen politischen Mätzchenmachen
wir nicht mit. Es wurde hier appelliert an das Rheiu-
"nd, an das Lokale. Immer wurde gesagt: Der Osten
uelommt mehr. Das verbrämte auch nicht die
"edensart, die man hören tounte: Schicksals-
Nememschaft.Nein, meine Damen und Herren, darauf
Mllen wir Nationalsozialisten nicht herein. (Zuruf des
Zugeordneten Haate: Versteckter Separatismus!)
^nwuhl, das war es, was auch über Berlin gesagt
wurde. Was da gezeigt wurde, ist sicherlich richtig. Es
wurde aber nicht gesagt, daß dieses ehemals preußische
Berlin durch deu jüdisch-galizischen Geist kaputt
gemacht wurde, daß das Zentrum, dieses fromme
Zentrum, znschaut, wie auf einmal eine antichristliche
Propaganda gemacht wird. Meine Damen und
^rren! Das müssenwir schon als Heuchelei bezeichnen,
'^hr rl^, ^. ^ Nationalsozialisten.) Aus¬
gerechnet der Herr Landeshauptmann, der von der
Zentrumspartei ist, nahm das Wort „Separatismus"
>n den Mund. Ein Zentrumsmann sollte mit dem
^°rt „Separatismus" sehr vorsichtig sein. (Sehr
"Mg! bei den Natioualsozialisteu.) Es nimmt sich
'n dem Munde des Zentrums sehr eigenartig aus.
^fui-Rufe in der Mitte.) . .

Meine Damen und Herren! Wir sehen, wie im
"use dieses gauzeu Systems eine Gemeinde nach der
""deren, ein Land nach dem anderen zwangsläufig

zusammenbrechen muß. Das halten Sie nicht aus,
solange Sie nicht einen absolut radikalen Kurswechsel
vornehme,:. Aber das können Sie nicht mehr, das ist
Ihnen versagt. Sie habeil sich verrannt in etwas
Altes, Morsches, was fallen muß. Das halteu Sie
nicht mehr auf. Man sagt von uns, wir wären staats¬
feindlich. Gewiß nicht, meine Damen und Herren.
(Zurufe von den Kommunisten.) Wenn dieser Staat
der wirkliche Volksstaat wäre, der im Jahre 1918
proklamiert worden ist, dann wären wir wahrscheinlich
die fanatischsten Verteidiger dieses Staates. (Ab¬
geordneter Hauke: Sehr richtig!) Es geht uns nicht
um äußere Formen, um Republik oder Monarchie,
Das sind lächerliche äußere Dinge, die nichts mit
einem Voltsstaat zu tun haben. Es geht uns aber
darum, daß Deutschland, daß das deutscheVolt uicht
unter diesem System verenden muß. Deshalb rühreu
wir keinen Finger, um diese» Staat zu halteu; er
läuft sich selbst tot uud muß zwangsläufig fallen. Sie,
meine Herren Sozialdemotrateu und Demokraten und
alle anderen, Sie stützen Ihren eigenen Staat nicht.
Sie unterhöhlen ihn, Sie machen alles kaputt; was Sie
ehemals gelobt habeu, eutzieheu Sie dem Volk und
unter der Mäste einer Scheindemokratie richten Sie
auf die absolute Despotie des Geldsacks und weiter
nichts. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten. —
Zuruf von deu Sozialdemokraten: In Thüringen!)
In Thüringen hat der v,-. Frick gesiegt, (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Der sorgt für seine Pension!)
Herr Sevcring, der ehemals auf stolzem Rosse gegen
Weimar ritt, der in großen Tönen gesagt hat: „Wir
werden Sieger bleiben, wir entziehen Ihnen
rücksichtslosdie Gelder", er ist heute ein kleiner Ab¬
geordneter, uud Frick ist Stnatsmin ister von Thü¬
ringen. (Zuruf des Abgeordneten Marx: Bis er
pensioniert ist! — Unruhe.)

Meine Damen und Herren! So sehen wir heute
eine gewaltige Welle durch unser Volk gehen. Selbst
hier im Rheinland, das Wohl das schwierigste Gebiet
ist, geht heute ein Erwachen durch unser Volk. (Sehr
richtig! bei den Nationalsozialisten.) Der Herr
Minister in Preußcu sagte einmal: „Nicht die kom¬
munistische Partei ist heute noch eine Gefahr; das sind
die letzten Krampfzucknngen,weiter nichts. Die Gefahr,
das sind die Nationalsozialisten." (Hört, Hört-Rnfe.)
Jawohl, das sind sie. Sie wissen, daß das deutsche
Volk gerettet werde» muß und daß nur, wenn das
deutsche Volk gerettet ist, anch das rheinischeVolk eine
Gesundung durchmacheuwird. Deutschland wird leben,
aber dieses System muß dann falleu, sterben, vernichtet
werden! (Bravo-Nufe und Händeklatschen bei den
Nationalsozialisten. — Zuruf des Abgeordneten Dr.
Dichgans: Was haben Sie denn zum Etat gesagt? —
Lebhafte Zurufe, Unruhe. — Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete von Stcdman. (FortgesetzteZurufe
zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten.)
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Ich bitte Ruhe zu halten. Das Wort hat der Herr
Abgeordnete von Stodman. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hanke zum Abgeordneten von Stedman: Sie
haben unsere Erlaubnis zu sprechen! So sind wir!)

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! Wenn ich den Auftrag seitens meiner
Fraktion habe, gu der Jage der Landwirtschaft zu
sprechen, so kann ich anknüpfen an das, was ich im
vorigen Jahr über die Lage, oder man mutz Wohl besser
sagen über die Notlage der Landwirtschaft namens der
Arbeitsgemeinschaft ausführen durfte. Damals stand,
ebenso wie in den Vorjahren, die Früge im Vorder¬
grund, ob der Landwirtschaft mit Unterstützungen,
kleinen Mitteln, Krediten usw. geholfen werden kann.
Ich darf feststellen, daß der Rheinische Proviuzial-
landtag im vorigen Jahre die erste Körperschaft war,
in welcher von allen Parteien unumwunden anerkannt
wurde, daß die bisherigen Maßnahmen nicht aus¬
reichten.

Zu meiner Freude kann ich weiter feststellen,daß
die von meinen Freunden seit Jahren vertretenen An¬
sichten allmählich mehr und mehr auch in den anderen
Politischen Parteien Fuß gefaßt haben und daß man
jetzt endlich in diesen Parteien bereit ist, unseren seit
Jahren gemachtenVorschlägen zu folge». Bedauerlich
ist, daß man es trotz der warnenden Stimmen so weit
hat kommen lassen!

Wenn man den Etat der landwirtschaftlichen An¬
gelegenheitender Provinz betrachtet, so muß man, wie
ich dies schon mehrfach hier getan habe, den Etat der
Landwirtschaftskammer zum Vergleich heranziehen.
Da muß ich nun feststellen, daß die Staatsbeihilfen für
die rheinische Landwirtschaft, soweit sie über die
Kammer fließen, in diesem Jahre um rund 38 N0N RM
niedriger sind als im Vorjahre und daß auch die
Zuschüsse der Provinz um rund 5N0N RM geringer
sind als 1929,

Der Wille zum Sparen kommt also gerade bei dem
Berufsstand zum Ausdruck, dem es anerkanntermaßen
am schlechtesten geht. Man wird es daher verstehen,
wenn meine Freunde die Ausdehnung der Sparsamkeit
durch rücksichtslose Ausgabendrosselung auch bei allen
anderen Etatsposttionen fordern.

Die Fraktion der Arbeitsgemeinschaft hat sich in
der Stellung von Anträgen die größte Zurückhaltung
auferlegt. Maßgebend hierfür waren zwei Gründe.
Wir wollen unter allen Umständen vermeiden, daß in
Auswirkung irgendwelcher Anträge neue finauzielle
Belastungen der Provinz entstehen. Wir haben aber
auch Anträge vermieden, deren Erledigung nicht zur
Zuständigkeit des Provinziallandtages gehört. Den
bereits öfters betonten Grundsatz, daß der Provinzial-
landtag um so sachlicher verhandeln kann, je mehr er
sich auf seinen eigentlichen Wirkungskreis beschränkt,
möchtenwir erneut betonen.

Zur Lage der Landwirtschaft liegt uns eine Ent¬
schließung der Zentrumsfrattion vor. Bei Durch-

beratung derselbenhaben meine Freunde zum Ausdruck
gebracht,daß uns der vorgelegte Wortlaut und auch der
Inhalt nicht voll befriedigt. Wir sehen in dieser
Entschließung mancherlei Lücken. Es fehlt uus der
Gedanke, daß die Zölle auf Getreidewirtschaft und
Viehproduktion abgestimmtsein müssen. Der Zollschutz
ist nur dann ausreichend, wenn z. B. bei Festsetzung
der Getreidezölle berücksichtigt ist, daß nicht durch Ersatz
und Austausch innerhalb der verschiedeneuArten eine
Lücke entsteht. — Für notwendig halten wir, daß die
Meistbegünstigung aus unseren Handelsverträgen ver¬
schwindet.Gerade die Meistbegünstigungsklausel bringt
uns aus dem Wege über Zollbindnngen bei Ländern,
deren Einfuhr uns nicht schädigen würde, die gewaltige
Einfuhr der großen UeberschufMuder zu ungünstigen
Zollsätzen. (Abgeordneter Schroer: Sehr richtig!)

Die uns vorgelegte Entschließung bringt zwar in
Kürze den Wuusch zum Ausdruck, unsere rheinischen
Spezialkulturen mehr als bisher zu schützen. W5«
haben aber den dringenden Wunsch, daß dieser Gedanke
stärker betont und durch positive Vorschläge weiter
ausgeführt wird. Dazu wird in der Kommission
Gelegenheit sein. Bezüglich des Weinbaues haben
meine Freunde und ich eine besondere Entschließung
vorgelogt, welche dem Hause gedrucktvorliegt. Keinen
Zweifel aber möchten wir darüber lassen, daß mit Zöllen
allein die Notlage der Landwirtschaft nicht behoben
werden kann. Wir wünschendaher, daß das schöne Wort
„Totalität" aus dem Zentrnmsantrag ergänzt UN"
erläutert wird. Zu der umfassenden Hilfe gehören
besonders Senkung der Nealsteuern, Senkung des Zins'
fußes für die Kredite soweit, daß dieser der Bodenrente
angepaßt wird.

Meine Freunde möchtendie Lage der LandwirtsckM
behandelt wissen unter dem Motto: „Schutz ""
nationalen Produktion." (Abgeordneter Schroer: S^
richtig!) AIs eine Selbstverständlichkeit betrachten w"'
dabei die Pflicht der Landwirtschaft, ihrerseits an den
Aufgaben der Selbsthilfe tatkräftig mitzuarbeiten. Da3"
gehört die Standardisierung, der Ausbau der Absatz'
organisationen usw.

Damit komme ich auf die Ausführungen des Etats^
redners «der SPD. Nie SPD, verlangte eine UM'
stellung der Produktion und Produktionspolitik UN"
forderte Steigerung der Produktion- Meine He^"
Demgegenüber muß ich feststellen: Wer dem Rufe °"
letzten Jahre gefolgt ist und seine Produktion gestehen
hat, der hat sich auch in Schulden gestürzt, (»georo-
neter Schroer: Sehr richtig!) Es gibt und gab gennu
Landwirte, welche aus Idealismus und in Produktion^
freudigkeit z. B. Frühgemüsebau und Geflügelfarme,
oder was es sonst geben mag als neue Betriebe aU'^
genommen haben. Eine gewaltige Steigerung "
innerdeutschen Erzeugnisse auf diese» Gebieten ist «u )
erfolgt — aber mit Krediten, die zurückgezahltwer«
müsse», Sie ist auch erfolgt in der Annahm« ""



77, Rheinischer Provinziallandtag, 3, Sitzung am 8, April 1930. 69

Hoffnung, daß diese Erzeugnisse vor der ausländischen
Konkurrenz geschützt werden würden. Die Steigerung
der Produktion ist erfolgt zugunsten der Verbraucher,
aber nnter Verschuldung der Erzenger. (Sehr richtig!
>n der Mitte.) Meine Damen und Herren! Pro-
duktionssteigerung bedeutet Intensivierung, und In-
tensivicrnng kostet Geld. Bitte, meine Herren von der
Sozialdemokratischen Partei, fragen Sie einmal die
Landwirte, welche intensiviert haben, ob sie dabei auf
ihre Kosten gekommen sind. Sie werden nur eine
Stimme hören: Wir erzeugenzwar mehr, aber wir sind
"ut unseren Betrieben bis über die Ohren verschuldet!
(Abgeordneter Schroer: Sehr richtig!) Keinem anderen
Verufsstand wird zugemutet, unter den Gestehungs-
prcisen zu verkaufen, damit die Allgemeinheit billig
leben kann. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Ihr
kriegt ja jetzt Eure Zölle, seid nur zufrieden!) Der
Redner der Sozialdemotratischen Partei forderte dann
weiter die Umstellung der Getreidewirtschaften des
Ostens. Dem stellen wir aber den Wunsch gegenüber.
°^as ganze deutsche Volk vom Ertrage der eigenen
Scholle zu ernähren, (Abgeordneter Schroer: Sehr
richtig! — Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das
snmmt nicht!) Einen schlechten Dienst hat der Redner
°cr SPD. den Arbeitern des Ostens geleistet. Wenn
der Osten von der Getreidewirtschaftauf etwas anderes
umgestellt werden soll, wenn die Kornkammer des
Deutschen Reichesverschwindensoll, bann gibt es meiner
Ansicht nach nur eine Umstellung auf die Wald¬
wirtschaft. Wenn aber der Osten auf Waldwirtschaft
umgestellt wird, dann verschwindet der kleine Bauer
un,d der Arbeiter. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Und der Großbauer verdient noch wie?)
, (Lins hat mich bei den Ausführungen bes Vertreters
der SPD. gefreut: er hat den Vorsitzendender Kammer
den wir ja bekanntlich sehr hoch schätzen, auch seinerseits
als Persönlichkeit einmal anerkannt. Er hat nur
angegriffen, daß der Vorsitzendeder Landwlrtschafts-
tcnnmerden Staat ablehne. Meine Damen und Herren!
Ick, glaube, der Freiherr von Lüningk lehnt nicht den
Staat ab, sondern nur den roten Staat. (Zurufe von
den Kommunisten,)

VonsitzenderO,-. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Marx. (Zuruf des Abgeordneten
.Neuner: Jetzt kommt der Repräsentant des roten
Staates.)

Abgeordneter Marx: Meine Damen und Herren!
Der Herr Abgeordnete Leh — schade, daß er nicht hier
lm Saale ist — hat vorhin hier einen wirklichenTanz
aufgeführt. Man muß sich fragen: Wie ist s° "was
"ei einem Abgeordneten möglich, der im preußischen
Landtag sitzt. Ich will auf Einzelheiten seiner Aus¬
führungen nicht eingehen, weil sie in der Tat aus den
mngern gesogen sind und ein ganz schiefes Bild der
Verhältnisse darstellen. AIs Abgeordneter des preu-
^'schm Landtages hat er sich über den preußischen
-biMfahrtsmiuister, den ich allerdings nicht zu ver¬

teidigen brauche, lustig gemacht, indem er dessen Worte
anführte: „Ja, davon weiß ich nichts." Als preußischer
Abgeordneter mnß er doch wissen,daß der preußische
Wohlfahrtsministei mit der Arbeitslosenversicherung
seit dem Jahre 1928 nichts mehr zu tun hat. Herr
Abgeordneter Ley war allerdings zu dieser Zeit noch
nicht im PreußischenLandtag. (Sehr richtig! in der
Mitte.) Auch sollte er als Abgeordneter wisse»,daß
ein Arbeitsloser, der eine Arbeit verweigert, nicht auf
acht Wochen aus der Unterstützung entfernt werden
kann, sondern die hochstzulässigeDauer beträgt vier
Wochen. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Wer
glaubt Ihnen das?) Er sagt ausdrücklich, in dem
Trierer Gebiet sei diese Frist von acht Wochen noch um
ciü Vielfachesüberschritten worden. Das ist nicht richtig.
Es wäre schon richtiger gewesen, wenn Herr Abgeord¬
neter Leh uns die speziellen Fälle hier mit Tag und
Datum mitgeteilt hätte, damit wir die Sache auf den
Grund hätten gehen können. Auch trifft die Darstellung
nicht zu, die er in bezug auf den Rücktritt meiner
Parteifreunde aus der Reichsregierung gemacht hat.
Ich wollte gerade Herrn Abgeordneten Leh einmal
hören, wenn meine Parteifreunde in der Reichs¬
regierung dem Wunsche der bürgerlichen Parteien
Rechnung getragen, und die Steuern, sowie die Ver¬
schlechterungen der Arbeitslosenversicherungengeschluckt
hätten und in der Reichsregierung geblieben wären.
Es gibt eine Grenze, die nicht überschritten werden
kann, will die Sozialdemokratie sich nicht selbst
ausgeben.

Das zu den Ausführungen des Abgeordneten Leh,
Die Zeit ist wirklich zu schade, sich noch länger mit diesen
Ausführungen zu beschäftigen. Wenn der Landtag in
seiner Gesamtheit von solchen Herren besetzt wäre, dann
wären wir allerdings längst am Ende mit unserem
ganzen Parlamentarismus, Das möchte ich ausdrücklich
festgestellt haben.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat gestern in seinem Bericht folgendes
gesagt: „Aus dem Niedergang der privaten Wirtschaft
hat die öffentliche Wirtschaft ihre Folgerungen zu
ziehen." Wenn er das generell gemeint hat, so können
wir ihm leider nicht folgen. Wohl folgen wir ihm,
wenn er Sparmaßnahmen und sorgfältige Wirtschaft
iuncrhalb der Verwaltung damit gemeint hat. Der
Herr Landeshauptmann glaubt nun damit sparen zu
sollen, daß er bei der jetzigen Umlage verbleibt und
notwendige Ausgaben vermeidet. Meine Damen und
Herren! So geht es jetzt Jahr für Jahr, Wenn der
Herr Landeshanptmann glaubt, bei der jetzigen und
seit Jahren beobachteten Finanzgebarung aus den
augenblicklichen Schulden herauszukommen, dann darf
ich wohl sagen, daß er mit diesem Glauben allein auf
weiter Flur steht. Wir haben 81 Millionen Schulden,
und es werden weitere Millionen in Form von Anleihen
hinzukommen. So geht es auf keinen Fall weiter, es
sei denn, daß wir ganz erhebliche Abstriche bei den
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einzelnen Haushaltsplänen machen und die der Provinz
obliegenden Aufnaben gewaltig vernachlässigen. Ob in
Reich, Staat, Provinz oder Kommune, überall hört
man:' Sparmaßuahmeu! Auch nur sind für eine spar¬
same Verwaltung, aber nicht für ein Sparen am
verkehrten Ende, bei dem schließlich das Gegenteil
dessen herauskommt, was wir tun »vollen. Ueber das
Wie und Wo der Einsparungen gehen bekanntlich die
Meinungen sehr weit auseinander. Wir sind z. B. nicht
der Ansicht, daß an der Instandhaltung der Straßen,
Immobilien usw. in irgendeiner Form gespart werden
kann, weil dann nach kurzer Zeit die doppelte uud
vielfache Summe für Instandsetzungen ausgewendet
werden müsste, Auch müssen wir uns entschieden gen.ru
jedwede Lohn- und sonstige Arbeitsverschlechterungeu
zur Wehr setzen, sind wir doch der Ansicht, daß der
Wiederaufstieg nicht zuletzt dadurch möglich seiu wird,
wenn eine erhöhte und vermehrte Kauflmft vorhanden
ist, wodurch danu gleichzeitigdie Produktion vermehrt
uud die Erzeugnisse auch abgesetzt werden tonnen. Das
ist heute, wo Millionen Menschenbei niedrigen Löhnen
oder von ihrer kargen Unterstützung leben müssen, eine
glatte Unmöglichkeit. (Zuruf des Abgeordneten I),',
Ley: Das seid Ihr doch schuld! Wer deun sonst?) —
Ich habe Sie schon vermißt, — (Zuruf des Abgeord¬
nete,! D^, Ley: Das glaube ich, ich biu aber jetzt da!)

Auch müssen wir uns darüber klar sein, daß die fetzt
beliebte Sparerei nicht jahrelang geübt werden kann,
es sei denn, daß wir gewillt wären, immer mehr uud
mehr Existenzen zu vernichten. (Zuruf des Abgeord¬
nete» Haake: Warum habt Ihr denn nicht schon längst
abgebaut? Fangt doch oben an! — Znrnf des Abgeord¬
neten Kolaß: Die Pension des Ministers Frick bauen
Nur ab! — Fortgesetzte Zurufe und Unruhe. Glocke
des Vorsitzenden.)

VorsitzenderDr, Iarres: Ich bitte um Ruhe.
Abgeordneter Marx furtfahrend: Ausgerechnet

die Nationalsozialisten machen uns den Vorwurf . . . . ,
(Zurufe von deu Nationalsozialisten nnd große Unruhe.
Glocke des Vorsitzenden,)

VorsitzenderDr, Iarrcs : Ich bitte nm Ruhe.
Abgeordneter Marx fortfahrend: Ausgerechnet

die Nationalsozialisten, die in den ersten 2-l Stunde» der
Ministerheirlichkeit ihres Frick das getan habeil, was
wir verurteilen, (Zuruf des Abgeordneten I>, Lch:
Wo?) Sie fragen wo? (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Ley: Wer deun und wie denn? — Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Frick in Thüringen! - Weiterer
Zuruf des Abgeordneten Haake: Ihr werdet anch von
uns »och einmal abgebaut!)

Ich möchte feststellen,daß jährlich für annähernd
9 Milliarden Mark Aufträge aller Art durch die Be¬
hörden vergeben werden, davon allein über 5 Milliarden
von deu Kommunen. (Abgeordneter Hoffmann: Hört,
hört!) Wenn ich eben auf die verkehrte Sparpolitik

hingewiesen habe, so will ich jetzt sagen: Wenn von
diesen annähernd 9 Milliarden RM Auftrugen, die die
öffentlichen Behörden vergeben, nur ^ — und das kommt
bei der jetzigen Sparmethode in Reich, Staat, Provinz
und Kommune ganz sicher heraus, wenn nicht noch mehr
— davon ausfallt, so wird kein Mensch abstreiten können,
daß dadurch, wenn über 3 Milliarden Mark Aufträgt
vuil deu Behörden ausfallen, eine große Zahl
Handwerksmeister, Gesellen und Arbeiter wiederum
brotlos werden. Schon ijetzt macht sich diese SpcN-
samkeitspolitit iu einzelnen Kummuualvcrwnltnngen
erheblichbemerkbar. Gerade diejenigen Kreise, die seit
langer, langer Zeit nach diesem Sparen gerufen und
gewaltsam die Ausgaben gedrosselt habe», habe» nickst
voransgcahnt, baß ein großer Teil ihrer eigenen Gc-
siuuuugsfreuude ganz gewaltig dadurch geschädigt
werden. Es steht fest, daß heute iu deu Großstädten,
in denen diese Sparpolitik getrieben worden ist und
getrieben wird, Handwerksmeister, die vor 3 oder
Monaten noch 1«, 12bis 18Gesellen hatten, heute nur
»och mit 2 Lehrlingen arbeite«, (Zuruf: Halte» Sie
jetzt eine Mittclswndsrede? — Zuruf des Abgeordnete»
!),-, Ley: Ein Klasscukämpserist das!) Herr Abgeord¬
neter Ley, ich erwähne eben die verkehrte Sparpolitn
derjenigen Kreise, die fortgesetztdaran sind (Zuruf dev
Abgeordnete» Dr. Ley: Klassenkämpfer!),die einzelnen
Etats im Reiche, im Staate, in der Provinz nnd in der
Kommune gewaltsam zu drosseln (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Ley: Das können Sie ja nicht! Sie drosseln,
daß das ganze Volk arbeitslos wird! — Zuruf de^
Abgeordneten Haatc: Sie sind doch nur ein G^
wcrkschaftsbonzc! Wir verstehenmehr davon als JA-)
Vou politischen Akrobaten kann man allerdings »"M
verlangen, daß sie dies verstehen! (Zuruf vou den
Natioualsozialisteu: Sie glauben, das könnte nur ei»
Gewerkschaftsbonze,ba sind Sie auf dem Holzwege!)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Ich bitte, den Redner
nicht zu unterbrechen.

Abgeordneter Marx (fortfahrend): Sollen wir,
meine Damen und Herren, das Heer der Arbeitslosen
durch diese verkehrte Sparsamkeitspolitik vermehr"
helfen? Das können Sie von uns nicht verlangen-
(Zuruf des Abgeordneten Haate: Die drei Million"'
Arbeitslose sind doch nicht erst seit gestern da!) Dle,cs
Heer der Arbeitslosen wird selbst vou der Verwaltung
auf über 300 000 in der Nheinprovinz angegeben-
Iufolgcdesseu sollten wir für vermehrte Arbeits¬
gelegenheit Sorge trageil. Wir stimmen daher de>
Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns z», wen>
er sagt: Es ist unmöglich, die fast völlige ViustelluNg
der produktiven Erwerbsloscufürsorge beizubehalte!-
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) ^^ ,',
geradezu ein Skandal, wenn iuucrhalb der Nheu ^
Provinz von über 3NNUNN arbeitslosen Menschen. ""
deuen sich ungefähr 250 00a in Unterstützung befinde»'
sage nnd schreibe nur 1387 in ber produktiven Erwerbs
losenfürsorge beschäftigt werden. Das ist ein Sln»»".
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(Zuruf des Abgeordneten l)r. Leh: Sicher ist das ein
Skandal! Wer ist denn Wissell?) Wer hat denn, mein
lieber Herr Abgeordneter Ley, versagt? Das sind
direkt und indirekt Ihre Parteifreunde. (Lachen bei
den Nationalsozialisten. — Zuruf des Abgeordneten Dr.
^ey: Liu schöner Witz! Das war ein Karnevälswitz!)
Sind nicht die Deutschnationalcn Ihre Freunde (Zuruf
von den Nationalsozialisten: Quatsch!), werde» nicht
die Nationalsozialisten finanziell von ihnen und dem
rechten Flügel der Volkspartei unterstützt? (Fortgesetzte
Zurufe und arufte Unruhe. Glocke des Vorsitzenden.)

Nen Mttgel der Volkspartei untcr,tuyi.' ^uriu^v"
rufe und große Unruhe. Glocke des Vorsitzeudeu.)
Vorsitzender !)>>. Iarres: Ich bitte jetzt zum

letztenmal, diese ständige» Zwischenrufezu unterlassen.
^^!>-!l^>l!u, o,,e »cy an nieine ^NU!.U!I«»U>.,>"--
halten, werde ich zur Ordnung rufen. (Zuruf des Nb-
lleurdneteu Haate: Wir siud doch iu einem Par-

^,o n,a» par-
^....... ,.„ Abgeordneten

Haate:

"------.^^„ ^m»e^ Wir sind doch iu einem Par¬
lament!) -^ In einem Parlament, wo um» par¬
lamentarisch verhandelt. - (Zuruf des """.....^""
>vnn«: Wir habe» uns nur uutcrhalten, wie es in
«nem Parlament üblich sein sollte!) Hier ist kein Ort
zur Unterhaltung, sondern der Herr AbgeordneteMarx
hat das Wort.

Abgeordneter Marx lfortfahrend): Allein mit
dieser Feststellung darf es nicht getan sein. (Zuruf von
den Nationalsozialisten: Wir müssen das Maul halte,,!)
Der Rheinische Pruvinziallnudtag sowie die ProUinzial-
Uerwaltimg müssen der Neichsregiernug mit aller
Deutlichkeit sage», daß bedeutend mehr Mittel für die
brodultivc Vrwcrbsloseufürsorgc zur Verfügung gestellt
werde» müssen. (Abgeordneter Hoffmnnn: «ehr
rnhtig!)

Nns möchte ich, Herr Landeshauptmann, nicht
unwidersprochen lasse:,. Sie sagten gestern in Ihrer
'/"'dc: „Mögen auch l0 Prozeut ihre Unterstützung zu
Unrecht beziehen" (Huruf von den Sozialdemokraten:
Unerhört! — ^uruf des Landeshauptmanns Dr.
borion: Das habe ich nicht gesagt!) '- Jawohl, das
Wht iu Ihrem Manuskript -, „so bleibe» aber immer
noch M» <><!<)Menschen übrig, die mit ihren Faunlie»
das bittere Brot der Arbeitslosenunterstützung essen.
Herr Landeshauptmann, wie lomnie» Sie zu einer
sulchc» Annahme? Sie trifft keineswegs zn. (Zuruf
des Landeshauptmanns Dr. Horion: Das habe ich
n'cht gesagt!) Wenn sich jemand zu Uurccht ,n der
^rwer'bslusenuuterstü'tzungbefindet, dann kann er nur
unt Hilf,, h^, Arbeitgeber hineingekommen sem; denn
heute sind die Feststellungen und die Sicherungen so
N"ß, daß es gnuzlich ausgeschlossenist(Zuruf des Ab-
NeurdnetenRiegel: Das hat Wissell schon gekonnt!),
daß ein Arbeitsloser zu Uurecht iu die Unterstützung
hineinkomme!, kann.
^ Landeshauptmann ,).'. Horion: (Uebergibt dem
Wgeordueten Marx, den Text seiner Rede.) Hier haben
S,e meinen Text. Wollen Sie vorlesen?

Abgeordneter Marx, (fortfahrend): „Mögen auch
W Prozent - das ist aber sicherlich hoch gegriffen -

abzuziehen sein, die die Unterstützung zn Unrecht be¬
ziehen" (Zuruf des Landeshauptmanns Or. Horion:
Weiter!) „oder trotz Arbeitslosigkeit keine Not lckdeu.
(Zuruf des Landeshauptmanns !)r. Horion: Das ist
das Wesentliche! Das ist die Zahl, die dazu kommt, weil
wir doch leine Bedürftiglcitsprüfnng habe,,!) Herr
Landeshauptmann, Sie berufen sich darauf, daß wir
augenblicklich keine Bedürftigkeitsprüfung haben. Wenn
wir diese Prüfung nicht mehr haben, dann kann auch
nach den gesetzliche»Bestimmungen niemand zu Uurecht
in die Fürsorge aufgeuummeu werde». (Zuruf des
Landeshauptmanns !),-. Horion: Aber ohne daß er
bedürftig ist!) Das kann er nur bei der Krisen¬
unterstützung, wo heute noch die Nedürftigteitsfrage zu
prüfen ist. (Zuruf des Abgeordnete» Riegel: Sie
führen ja nur eine Gutlastnugsoffcusive für Wissell! —
Zurufe bei de» Nabionalsozialisteu,) Ich habe bereits
gesagt, daß diese Zahl nicht zutreffend sein dürfte.

Von allen Rednern ist über die Not der Land¬
wirtschaft gesprochen worden. Es ist schon richtig, daß
sich die rheinische Landwirtschaft mindestensin derselben
Notlage befindet wie die im Osten. Ja, ich behaupte,
unsere Bauern nnd Landwirte in der Eifel, in,
Hunsriicl, und im Westerwald leiden zum große» Teil
eine noch größere Nut als ihre Herren Kollegen aus dem
Oste». Auch wir siud bereit — ich brauche das nicht
ausdrücklichzu betonen —, alles zu tun, um die Not
lindern zu helfen. (Zurufe von den Nationalsozialisteu.)
Weun wir aber unsere Bereitschafterklären (Zuruf von
den Kommunisten.),den notleidenden Bauern und den
Winzern zu helfen, dann muffen wir aber auch die
Gewähr dafür haben, baß die zur Verfügung gestellten
Gelder auch restlos denen zugute kommen, die sich in
wirklicher Notlage befinden. (Zuruf von den National¬
sozialisten: Dann darf man aber keine Sozial¬
demokraten verteilen lassen!) — Das überlassen wir
Ihnen, Sie tonnen ja besser verteilen! — Soweit die
Summen direkt durch die Prouinzialverwaltung zur
Verwendung gelangen, glauben wir die Gewähr dafür
zu haben. Wir glauben aber nicht die Gewähr dafür zn
haben bei denjenigen Summen, die direkt der Land-
wirtschllftskammer zur eigene,, Verfügung gestellt
werden. Ich sehe mich veranlaßt, dies hier offeu aus¬
zusprechen. Es handelt sich hier um eine Summe, von
ungefähr 1^ Millionen NM, die direkt der Land¬
wirtschaftskammerzur Verfügung gestellt wird. Gi,«r
Kammer mit einer solchen Leitung (Zuruf von den
Nationalsozialisten: ist gut!), mit einem solchenPrä¬
sidenten tonnen wir kein Vertrauen entgegenbringen.
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig! — Zuruf des
Abgeordneten Dr. Lcy: Sklarek!) Erinnert sei neben
anderem nicht minder haarsträubenden Vorkommnissen
an die geradezu unglaublichen Vorkommnisse bei der
Saatkartoffelstelle.(Junis des AbgeordnetenHoffmann:
Gerichtsurteil! — Zuruf von den Nationalsozialisten:
Gcrlach, 18 MN Mark!) Der vierte Zivilsenat zu Bonn
hat die Landwirtschaftskammerin einem Fall verurteilt,
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wo die SantkartoffelstcUe dieser Kannner einem
Landwirt angeblich anerkanntes Saatgut verkauft hat,
obschon es ein Gemischvon den verschiedensten Sorten
Kartoffeln war. Der Senat erklärte: Dem Kläger
sind statt „Scinttartoffcln, anerkanntes Saatgut,
holländische Erstlinge" ein Sortengemisch geliefert
worden, was selbst als Speisetartoffeln minderwertig
war. (Zuruf von den Nationalsozialisten: Was verstehst
Du von Ackerbauund Viehzucht!)In dem Urteil heißt
es weiter: Die Kammer hat eine Ware, die als nicht
amtlich anerkannt von ihr gekauft worden ist, als amtlich
anerkannte Saat weiter verkauft. (Abgeordneter
Gerlach: Hört, hört!) Weiter heißt es in dem Urteil:
Die Saattartoffelstelle hat grob fahrlässig gehandelt,
(Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Alle Gründe
sprechen gegen sie und sie wird zum vollen Schadenersatz
verurteilt.

Das ist aber nicht der einzige Fall, (Zuruf des Ab¬
geordneten Leu,.) Ich nehme an, daß Sie (zum
Abgeordneten l)r. Leh) in Ihrer Eigenschaft als Ab¬
geordneter des Preußischen Landtages wissen, baß neben
dieser bereits erledigten Klage weitere Klagen gegen die
Saatlartoffclstelle der rheinischen Landwirtschafts-
tammer angestrengt worden sind. (Zuruf des Ab¬
geordneten 1)>'. Leh: Wissen wir ja! — Znruf des
Abgeordneten Gerlllch: Levh weiß alles! — Weiterer
Zuruf des Abgeordneten Dr. Ich: Was hat das mit der
anderen Sache zu tun? — Glocke des Präsidenten)

Vorsitzender I),-, Iarres: Herr Abgeordneter Dr.
Leh, ich rufe Sie jetzt zur Ordnung. (Zuruf des Ab¬
geordneten Haate: Das ist unglaublich! — Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Tut das denn so weh? — Zuruf
des Abgeordneten I)r. Leh: Nein, nein!)

Abgeordneter Marr. (fortfahrend): Sie werden
es schon wer Sozialdemokratie überlassen müssen,
darüber zn entscheiden, ob sie der Landwirtschafts-
kammer, die unter einer solchen Leitung steht, das
notwendige Vertrauen entgegenbringen kann. Jahr für
Jahr waren wir genötigt, uns mit dieser „muster-
gültigeu" Landwirtschaftskammer, insbesondere mit
ihrem „hervorragenden" Präsidenten zu befassen. Wir
müssen endlich einmal offen erklären, daß, wenn die
rheinischeLandwirtschaft nicht einsieht, daß es nunmehr
allerhöchsteZeit ist, in der rheinischen Landwirtschafts-
tammer Remedur zu schaffen (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: Hilferding wird Präsident!), wir es uns
reiflich überlegen werden, so gern und so freudig wir
auch der rheinischen notleidenden Landwirtschaft und
den notleidenden Winzern helfen wollen, ob wir für die
Zukunft noch die Gelder bewilligen, die wir bislang
bewilligt haben. (Zuruf von den Nationalsozialisten:
Er hat bestimmt kein sozialdemokratischesPartei¬
buch. — Weiterer Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh:
Nein, das hat er nicht! Ein ordentlicherKerl ist das!)

Nicht befriedigen uns die Streichungen von
Millionen beim Straßenbau und bei der Hochbau-
verwaltuug. Sind doch diese Abteilungen und Ver¬

waltungen in der Lage Arbeitslose zu beschäftigen.
(Zuruf von den Nationalsozialisten: In welcherSchule
haben Sie lesen gelernt? — Antwort des Abgeordneten
Kolaß: Halten Sie doch mal Ihren dummen Mund! —
Weiterer Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Trink mal
eiu Gläschen Schnaps!)

Auch befriedigt uns nicht die Förderung des Kleiu-
wohnungsbaues. Wir sollen uns dessen bewußt sein,
daß gerade durch den Wohnungsbau das Baugewerbe
und somit die Wirtschaft im allgemeinen belebt wirb
Weil wir mit den eingesetzten Summen der Verwaltung
nicht einverstanden sind, haben wir einen entsprechenden
Antrag gestellt, den sie auf Drucksache51 finden. (Zuruf
des Abgeordneten Dr, Leh: Herr Präsident, hier ist ein
Besoffener im Saal!) Wir beantragen weitere M« <><><>
NM als Zinsverbilligungsfonds einzusetzenfür Zwei-,
Drei- und Vicrzimmerwohnnngen für Minder¬
bemittelte auf gemeinnütziger Grundlage, Was die
Verwaltung zur Förderung des Wohnungsbaues ein¬
gesetzt hat, ist nur für kinderreicheFamilien vorgesehen.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Haben Sie Kinder?)
Infolgedessen ist es schon notwendig, daß wir diese»
Kreis etwas weiter ziehen, zumal der Wohnungsmarkt
in der Nhoinprovinz doch seit langer langer Zeit sehr
darnieder liegt. Anch haben wir beantragt, daß außer
dem von der Landesbank in Aussicht gestellte» Betrag
von 5 Millionen weitere 15, Millionen zur
Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaues zu
angemessenemZinsfuß zur Verfügung gestellt werben.
Wenn Sie bereit sind, für Arbeitsgelegenheit zn sorge»,
dann werden Sie nicht umhin können, diesen zusätzlichen
Anträgen zuzustimmen.

Dagegen sind wir nicht für den Betrag, der für
Kunst und Wissenschaft ausgeworfen worden ist, sondern
wir haben bei diesem Haushaltsplan eine» Autrag
eingebracht, die Summe von 1M0UN Mark auf M0l><«>
Mark zu reduzieren. Bei einigem gute» Willen könnte
und müßte das möglich sein, ohne die Erhalt»»"
historisch anerkannten Kulturdenkmäler dadurch zu
vernachlässigen.

Meine Damen und Herren! Sparen! (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Leh: Gin schweres Wort ist das!)
Sparen!, ging es durch alle Nedeu hindurch, (Zuruf
des Abgeordneten Dr. Leh: Ein LandeSrat verdient
I8 000 Mark!) Ich möchte darauf verweise», daß »um
nicht an den» verkehrten Ende sparen soll, weil das
Gegenteil dessen eintreten würde, was wir alle wolle»-
Was uns in der jetzigen Notzeit fehlt, ist ein audercs,
aber gerechteres Steuersystem, ein Eteucvshstem, durch
welches die »otwendigcn Mittel von denen aufgebracht
und auch dort geholt werden, die in der Tat dazu in der
Lage sind (Zuruf des Abgeordneten Dr, Leh), in der
heutigen Notzeit zu zahlen. (Zuruf von den National¬
sozialisten.) Wenn nun einmal gespart werden soll u»o
muß, danu hat auch jeder zu sparen,und das zu zahle»,
was er zahlen kann, angefangen bei den höchstenVe-
amten, aber auch bei den Herren Generaldirektoren usw,
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bis herunter zu einer bestimmten Einkommengrenze,
(Zuruf von den Mtionalsozialisten: Fangen Sie doch
bei Hilferdiug an!) — Reden Sie doch kein Blech! —
(Zuruf von den Nationalsozialisten: Sie küuncn nichts
darauf antworten!) Sie wissen ganz genau (Zuruf
von den Nationalsozialisten: daß Sie nichts wissen!),
das; die Sozialdcmotraten diese Ansicht,nicht allein in
der letzten Zeit bei den Finanzsorgen im Reichstag ver¬
treten, sondern seit jeher aufgestellt hat, (Zuruf uou
den Nationalsozialisten: In den Versammlungen habt
Ihr die aufgestellt!) Wenn Sie das bcstreiten wollen,
so tun Sie das Wider besseres Wissen. (Zuruf Uon den
Nationalsozialisten: Bei Hilfcrding habt Ihr doch
nichts .getan!) Da sollen und müssen die Mittel hergeholt
werden. Dann sind wir auch in der Lage, in den
öffentlichenKörperschaften auf die Dauer die Arbeiten
Ni vergeben, die vergebe:, werde» müßten, nm die
Arbeiter und das Handwerk beschäftigen zu tonnen.
(Zuruf von den Nationalsozialisten: Sie sprechen immer
im Konjunktiv!) Nur dann, meine Herren, wenn alle
ohne Ausnahme, gleich welchen Standes und Ranges,
uewillt sind, Opfer zu bringen, werden wir die Notzeit
meistern und in die Lage versetzt, dieses ungeheure Heer
«r Arbeitslosen zu vermindern. (Zuruf von den
Nationalsozialisten.) Aber das will man nicht, meine
Damen und Herren. Gegen ein derartig gerechtes
Steuersystem sträubt man sich. Die jetzt beliebte
^Parevei — willkürliche Streichungen - ist auf die
Malier nicht durchzuhalten.Der Herr Landeshauptmann
wllte wissen, daß, wenn er in den nächsten Iahreu mit
^ner erhöhten Umlage kommt (Zuruf von den
Nationalsozialisten: Vorsicht), diejenigen Kreise sich
wehren, die h e u t e schon auf dem Staudpunkt stehen —
wie heute morgen von dem Redner der Arbeits-
llemeinschllft erklärt wurde -, daß die Umlage
?u hoch sei. Der Redner der Arbeitsgemein¬
schaft erklärte, er glaube nicht uud wolle nicht
«offen, daß im nächsten Jahre mit einer erhöhten Um¬
lage zu rechnen sei. Herr Landeshauptmann, diese
preise werden Ihnen im nächsten Jahr den Haushalts¬
plan derartig zusammenstreichen(Zuruf des Abgeord¬
neten I)„ Lcp: Die sind im nächsten Jahr nicht mehr
hler! ^ Grc.ftt Heiterkeit.), wogegen die jetzigen
Streichungen nur ein Kinderspiel sein dürften. Sie haben
^ aus dem Munde der Herren heute morgen schon
gehört. Jedenfalls liegen die Dinge so. daß wir im
nächsten Jahr genau dieselbenReden und Klagen höreu,
c»c wir seit Iahreu gehört haben (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Jedenfalls noch ein bißchen
radikaler,); Sparen, immer wieder sparen uud nichts
"'"ter in Angriff nehmen! Die Arbeitslosigkeit steigt
ungeheuer, ,die öffentliche Wirtschaft ist nicht in der
"ge, cmch d„K allernotwendigsteauszuführeu. Sie wird
notgedrungen dieses Heer der Arbeitslosen noch ver¬
mehren müssen, wenn wir nicht rechtzeitigdafür sorgen,
"°ah auch ihr die Mittel zur Verfügung gestellt werde»,
"le unbedingt zum Leben notwendig sind, (Abgeord¬

neter Hoffmann: Sehr richtig!) Es geht nicht an, daß
nun sämtliche Arbeiten, die bis jetzt von der öffent¬
lichen Wirtschaft ausgeführt wurden, zum Teil ge¬
drosseltund zum andern Teil der Industrie übertragen
werden. Nein, meine Herren, so tan» es nicht gehen
(Zuruf des Abgeordueten N,-. Leti,), zumal wir die
Erfahrung gemacht haben, daß diejenige» Arbeite», die
die öffentliche Wirtschaft ausführt, weit geringere Kosten
verursachen, als wenn sie an die Privatiudustrie ver¬
geben werden. (Zuruf von den Nationalsozialisten:
Berliner Verkehrs A-G.!) Aber es ist Ihr Wunsch und
Nestreben, daß alle Arbeiten der Öffentlichen Hand
entzogen und der privaten Wirtschaft übertragen
werden. (Zuruf von den Nationalsozialisten.) Nur so
lange Sie sich nn einem gerechtenSteuersystem, an der
gerechten Belastung Uorbeidrückenkönnen (Zuruf uou
den Nationalsozialisten: Hilferding!), machen Sie mit.
In dem Augenblick aber, wo Sie zahlen sollen, mache»
Sie nicht mehr mit; dann kommen Sie und versuchen
nach allen Regeln der Kunst, die einzelnenHaushalts¬
pläne in der öffentlichen Wirtschaft zn drosseln, unbe¬
kümmert darum, ob dadurch weitere Arbeiter und An¬
gestelltebrotlos werden. (Beifall bei den Sozialdcmo-
kraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann !),', Hurion: Meine Dmueu
und Herren! Man sieht, daß es doch gut ist, wenn ma»
bei einer Rede den Ter.t dieser Rede so ziemlich vor sich
hat; denn dann ist man i» der Lage, nachträglich
»»zugebe», was man in Wirklichkeitgesagt hat, um ein
Mißverständnis, das dem Herrn Abgeordneten Marx
zweifellos unterlaufen ist, richtig zu stellen. In dem
Punkt, den er bemängelt hat, habe ich gesagt, nachdem
ich die große Zahl der Arbeitslosen dargelegt habe:

„Man bedenke, welche Summe von Not und Gleich
in Kiesen Zahlen eingeschlossen ist. Mögen auch
>0 Prozeut — das ist sicherlich hoch gegriffen —
abzuziehen sei», die die Unterstützung zu Unrecht be¬
ziehen oder trotz der Arbeitslosigkeit keine Not leiden,
dann bleiben immer noch genug übrig,"

Ich habe also ausdrücklich gesagt, daß in den
I» Prozent zwei Klassen zu unterscheide» sind, erstens
diejenigen,die die Unterstützung zu Unrecht beziehen —
und ich will Ihnen gerne zugeben, daß das der bei
weitem kleinere Teil ist —, dann aber anch diejenigen,
die trotz der Unterstützung keine Not leiden, weil ja
honte die Gewährung der Arbeitsluseuunterstützuug Uon
einer Bedürftigkeit nicht abhängig ist. Also auch
beispielsweiseder junge Mann, der zu Hause bei seinen
Eltern wohnt und durchaus auskömmlich lebcu kann
>,Znruf des Abgeordneten Hoffmann: Das ist ein
Rechtsanspruchfür Leistungen!),bekommtArbeitslosen¬
unterstützung, wenn er arbeitslos wird. Ich sagte, daß,
wenn ich diese beiden Klassen zusammenstelle, dann
Uielleicht höchstensM Prozent heraus tämen. Ich lehne
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es aber durchaus au, etwa gesagt zu haben, 1U Prozent
bezögen die Arbeitslosenunterstützung zu Unrecht,

Nie ich insbesondere zu dieser Frage der unrecht¬
mäßig bezogenen Unterstützuug und der vielen Märchen,
die darüber in >dcn Zeitungen verbreitet werden, stehe,
habe ich 'im vorigen Jahr dargelegt, indem ich mir mit
Erlaubnis des Präsidcuteu gestatte, das zu verlesen,
was ich damals darüber gesagt habe. Ich habe damals
gesagt:

„Man taun auch die Bedeutung der Arbeitsloscn-
ziffer nicht durch den Hinweis auf Fälle des Mißbrauchs
der Arbeitslosenunterstützung abschwächen,Sie sind
gewiß vorhanden und haben ihren Grund in Mängeln
des Gesetzes und Mängeln der Praxis, die abgestellt
werden müssen, (3s kommen aber — das muß auch
gesagt werden — hier viele Uebertreibungen vor. Ich
bin selbst manchen dieser Behauptungen, vor allem
solchen,die unter der Hand verbreitet werden, nach¬
gegangen und habe festgestellt, daß viele von ihnen bei
genauerem Zusehen in Nichts zerflatterten oder >daß die
Zahl der Beteiligten weit übertrieben war."

Das halte ich auch heute noch aufrecht, zumal auch
heute diese Erzählungen über alle möglichen Arbeits¬
losen, die sich in den glänzendsten Verhältnissen
befänden, burch die Presse gehen. Auch da wird man
feststelle», wenn man den einzelnen Fällen nachgeht,das;
es sich hier entweder vielfach um vollständige Er¬
findungen oder um maßlose Uebertreibungen handelt.

Vorsitzender l)r. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete l)i-, Schüler.

Abgeordneter !)>>. S chü I er : Es ist heute das
erste Mal, daß ein Vertreter einer reinen Bauernpartei
hier in diesem Hause spricht. Iu deutscherNotzeit, in
Bauern« otzeit geboren, sind wir augenblicklich die
kleiuste Partei in diesemHause, Wir Bauern sind aller¬
dings nicht gewöhnt, ,dic Masse nnd Menge als Maßstab
für die Beurteilung einer Sache zu benutzeu, sondern
den inneren Wert. Trotzdem möchte ich aber heute
schon hervorzuheben, daß die Kleinheit gleich wie die
Jugend eines Menschen etwas ist, was sich ja bessern
kann, und daß auch seinerzeit ein Nebel nur mit
Dreien in das Parlament eingezogen ist. Ich möchte
ferner noch hervorheben^ >daß wir im Regierungs-
bezirl Koblenz die drittstärkstc Partei sind.

Wir mußten diese Partei gründen, weil wir — es
ist vielleicht ein hartes Wort - - von allen Parteien
im Stich gelassen worden sind. (Sehr gut! bei der
Bauernpartei.) Man hat uns große Versprechungen
gemacht. Man hat uns auch von dieser Seite (zur
Rechten) immer wieder hervorgehoben, wie sehr man
für die Landwirtschaft bemüht und besorgt sei; aber
in Wirtlichkeit hat keine Partei und keine Stelle es
versucht,uns Bauern vor dem Untergang zn schlitzen.
(Sehr gut! bei der Bauorupartei.) Miau hat uns
Kredite gewährt — das Uebel wuride um so größer.
Man hat uns Vorschläge gemacht, wie der dnmmc

Bauer es doch anfangen müsse, um seine Not zu
lindern.

Ich möchte gerade hierbei auf eine kleine Schrift
hinweisen, die kürzlich der Vorsitzende der Preußcn-
tassc, Herr Klepper, herausgegeben hat. Ich muß
sagen, daß ich selten etwas Törichteres in tneser Sache
gelesenhabe als gerade diese Ausführung. (Zuruf des
Abgeordneten Ley: Klepper ist ein alter Klepper!) —
Ich kenne ihn persönlich nicht, — Er hat etwa
folgendes ausgeführt:

„Eine Landwirtschaftsnot besteht gar nicht. Das
sieht man schon baran, daß die Kleinbauern viel
weniger Schulden gemacht haben als die Großbauern-
Wir brauchen also nicht etwa die Rentabilität der
Landwirtschaft zu heben, sondern wir müssen nur viel
mehr Kleinbauern machen,dann wird die ganze Land¬
wirtschaftsnut ohne weiteres behoben sein."

Das bedeutet nichts anderes, als bie große Not
des Kleinbauern noch weiter znm alleräußersten zu
treiben.

Wir waren von allen Parteien verlassen. Eu«
»tolle spielte bisher nur die Frage, wie schnell man
Deutschland iu eine Kleinkinder-Beiuahrnngsanstalt
verwandeln sollte, in der jedes kleine Kind von vorn¬
herein schon in Watte gewickelt wurde und wo das kleinste
Wickelkind bis hinauf zum Minister und Reichs¬
präsidenten sich nur nicht regen dürfte. Diese Frage
und auch die Eingemeindungsfragc, dnrch welche die
Machtgclüste der jetzt regierenden Fürsten (Sehr gut»
bei der Bauernpartei.) nur gestärkt und das Elend M
den Städten nnr vergrößert wurde, solche und
ähnliche Fragen spielten eine viel größere Rolle als
der Untergang unseres .Naucrustandes. (Zustimmung
hei >dcr Bauernpartei.) Wir sind zum letzten, wie der
Herr Landeshauptmann richtig hervorgehoben ha^
zum fünften Stand herabgesnnken. Ich gebe Spengler
fast recht, wenn er in seinem Buch „Untergang des
Abendlandes" sagt: „Deutschland wird untergehen.
Ich gebe ihm aber nicht recht, wenn er dann fortfährt
und sagt: „Die wenigen Bauern da draußeu vor den
Toren haben nichts zu beideuten." Das wird hoffent¬
lich ein großer Irrtum sein, denn sonst hätte er
bestimmt recht.

Deutschlands Untergang scheint, wenn man die
Verhältnisse der Großstädte und Uebergroßstädte
betrachtet, in der Tat besiegelt zu sein, i'n»"" "
,!ii',><>!^,^! rufen gleich wie im altcu Rom die Massen
der Bevölkerung. Nun kommt Deutschlands Sache an
die Triarier, an den alt angestammten Stand, an beu
Bauernstand. Mögen diese Banern von ihren Vätern
noch soviel Kraft ererbt haben, daß sie ihre Aufgabe
erfüllen können!

Man hat uns vorgeworfen, wir seien in der Haupt¬
sache eine rein ständische Partei. Das ist durchaus
falsch. Sie haben aus meinen Ausführungen sthon
entnommen, daß die Weltanschauung bei uns eine
ungeheure Rolle spielt. Daß bei dieser Welt-
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anschauung bei uns Bauern das Christentum an erster
Stelle steht, ist eigentlich eine Selbstvevständlichkeit.
(Sehr gut! bei der Bauernpartei.) Wir freuen uns
auch über den Ausdruck, den ein Abgeordneter kürzlich
von uns gebraucht hat, als er von „Qberchristen"
sprach Er meinte sicherlich damit, daß Wir mit unseren
Freunden vom Volksdienstwirtlich christliche Nächsten¬
liebe im deutschen Volte fördern uwd Pflegen wolleu.
Unsere Weltanschauung reicht aber Gott sei Dank nicht
nur auf uns Bauern herüber, sondern auch weit
hinüber in die Klein- und Großstädte, Wenn wir
Bauern bewußt den Kampf gegen Unwahrheit, gegen
Lüge, gegen Schein aufnehmen, so haben wir nicht den
von anderer Seite viel gepredigten Klassenhaß,sondern
wir lieben gleichmäßig den Arbeiter, der uns Bauern
>a. was Lebenshaltung und Not und auch Lebeus-
stellung anbetrifft, ungeheuer nahesteht, der in den
letzten 50 Jahren noch einer von uns war und in die
Städte hineingebracht wnrde. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder: Sie lieben ihn aber nur solange,
solange er sich ausbeuten läßt!) - Das wird er von
uns sicherlich nicht, Kenn wir haben keinen Arbeiter
auszubeuten. — Wir lieben auch den Mittelstand, den
Gewerbetreibenden, der ja mit uns wirtschaftlich sehr
°ft vcrbuudcu ist. Wir lieben aber auch den tüchtigen
Vcumtenstand, den Weltruf genießenden Forscher und
Gelehrten, den Kaufmaun, den Großkaufmanu, der
deutsches Wesen hinausträgt, und auch deu Groß¬
industriellen. (Zuruf von den Sozialdemokrate»: Die
Liebe höret nimmer auf!) — Allerdings, das hört sie
auch nicht, - Klassenkampf, Herrschaft des Prole¬
tariers, wie wir das so oft gehört haben, -^ liegt uns
dauern fern. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sie
werden aber gezwungen sein, mit uns gemeinsame
^ache zu machen!) — Wenn Sie das wolle», daß wir
alle gleich handeln und nicht sagen: Nur Proletarier,
°ann ja, ^ (Zuruf des Abgeordneten Nr. Leh: Lot
'uan sin!) Aber der unterste Stand, der Bauern¬
stand, tritt in erster Linie ein für die Erhaltung des
Asches; das ist unsere erste Aufgabe. (Instimmnng
°« der Bauernpartei.) Wir können es mit dem
besten Wtllcn nicht verstehen, daß der Fleißige den
Faulen durchziehen uud ihn deswegen nur fauler
wachen soll. (Sehr gut! bei der Bauernpartei.) Wir
"".impfen aber auch bis aufs äußerste die zu Tage
betretenen Mißstände des jetzigen Parlamentarismus
uud das Parteiunwesen mit seiner Stellensicherung
nach Parteizugehörigkeit, die für uus Deutsche vvll-
"»inien untragbar ist. (Sehr gut! bei der .Bauer»-
wrtei.)

Man spricht viel davon, daß das Volk regieren soll,
^as ist nach unserer Ansicht auch ei» Schlagwort. Wie
taun das Volk regieren? Gin Bauer sagte mir kurzlich
nanz richtig: Wo bleiben dann diejenige», die regiert
"'"den sollen? Das ist ja ein Unding." Das Volt
w'U gar nicht und lllnu nicht regiere!:. (Zuruf des
abgeordneten Dunder: Schüler, mach doch leine

Witze!) — Das sind keine Witze, sondern für unser
deutsches Vaterland ungeheuer wichtige Lebensfragen,
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sie haben doch
auch eine Voltsregieruug! — Zuruf des Abgeordnctcu
Ley: Das auserwählte Volk!) Wir brauchen Männer.
(Zurufe.) Sie (zu einem Abgeordneten gewandt) sind
dafür gut und der andere ist dafür gut. Der
Herrgott hat ciuem die Gnbc des Herrschers ge¬
geben uud den, andern die Gabe des Schriftstellerns.
Es sollen Männer in Deutschland regieren, die es
können. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das ist
aber ein schlechter Herrgott; der hat sie augeblich alle
gleich gemacht!)

W:r »vollen in unserer Weltanschauung Einfachheit,
Gottvcrtraucn und Liebe zu alle» deutschenBrüder»
als erstes Gebot auf unsere Fahne schreiben.

Auf die Not der Bauern einzugehen, habe ich leine
Veranlassung, sie ist schon oft hier vorgebracht worden,
jetzt noch vom Herrn Landeshauptmann und vom
Herrn Oberpräsidcuten. Aber die wirklich seelische
Not, die uns Bauern ungeheuer bedrückt, die Not um
die Erhaltung der Scholle, ferner Gcburteurückgang,
die Teilnahmslosigkcit, auf der anderen Seite Radikali¬
sierung, diese Sorgen sind vielleicht noch viel grüßer
als die wirtschaftlichen. Wir erkennen ohne weiteres
an, daß die ProUinzialUerwaltung nianches getan hat,
um die Not unserer rheinischen Bauern ein wenig zu
lindern. Wir schätzen — ich bcdnurc, daß er nicht
hier ist — den Herrn Landeshauptmann als einen
ehrlichen, rechtlich denkenden, tüchtigen nnd wcit-
schancndcu Menschen. (Zuruf uo» den National¬
sozialisten: Sie können auch daneben hanen!) ^
Lassen Sie mich doch einmal ausreden. — Aber
andererseits werden wir doch eine gewisse kleine Be¬
fürchtung nicht los, daß das Wort vielleicht auf ihn
passen könnte, das kürzlich ein Vorsteher eines Mosel¬
ortes vom Zentrum gesagt hat. Dieser Borsteher
behauptete uämlich, das jetzige Zentrum gleiche — es
ist ja schon ein bißchen anders geworden — einem
Herrgottstäferchen oder Marienkäferchcn. Es sei in
der Hauptsache rot mit einige» schwarzenTüpfelchen.
(Sehr gut! bei den Nationalsozialisten. — Heiterkeit.)
Ich möchte allerdings die Farbe rot weniger als
Parteifnrbe ansehe», sondern mehr als Farbe der
Großstadt, Uebergrußstadt und dergleichen. Wir
lieben mehr das Schwarz als die Farbe des Bauern¬
standes. (Zuruf des Abgcorduetc» !),'. Dichgaus: Dauu
können Sie ja zu uus kommen!) Wir lieben schwarz
als die Farbe des Bauernstandes, auch mit einigen
kleinen roten Tüpfelchen, was mir sicherlich auch Herr
Dunder bestätigen wird. Wir wissen sehr Wohl anch
die Not des einfachen Arbeiters zu schätze». (Zuruf
des Abgeordneteil Dunder: Aber Ihr könnt sie doch
nicht lindern uud nicht beseitigen!) — Vielleicht besser
als Sie. Sie haben es bisher auch nicht gekonnt. —
Daß diese Maßnahmen, die zur Lindernng der
Bliucvnnot erforderlich sind, hier nicht gesaßt werde»,
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wissen wir ja alle: neben Zollmaßnahmen vor allem
Sperrung der Grenzen für alle nicht unbedingt not¬
wendigen landwirtschaftlichen Produkte, solange der
deutsche Bauer zu einem angemessenen Preise gute
deutsche Ware liefern kann. Ferner muß nach unserer
Ansicht die Preisspanne zwischen Erzeuger und Ver¬
braucher wesentlich herabgesetzt werden. Es ist ein
Unding, wenn ein Kellner soviel als Verdienst
bekommt,wie der Winzer an der Mosel an der ganzen
Flasche verdient. (Sehr gut! bei der Bauernpartei!)
Es ist ein Unding, daß wir auf dem Hunsrück im
Herbst taufende Zentner Aepfel hatten, die wir gerne
für 7 bis ^ NM los .geworben wäreil, aber nicht los
geworden sind, daß diese Aepfel in gleicher Qualität
in Berlin — es war allerdings am Potsdamer
Bahnhof — für 70 bis «0 NM vertauft worden siud.
(Zuruf von der Bauernpartei: Apfelsinen und
Bananen!) Es ist ein Unding, wenn deutsches Obst zu
Millionen Zentner verfault, weil es niemand haben
will. (Zuruf von den Kommunisten: Die Arbeiter
können es nicht bezahlen!) — Sie hätten es ja holen
können, — Ich habe selbst den Zentner Mirabellen
für 8RM. angeboten, und Sie haben es nicht haben
»vollen. (Zurufe links.) Aber setzt kaufen Sie die
Apfelsinen und Bananen, die auch Geld kosten. (Zuruf
von den Kommunisten: Wenn wir Geld haben, ja!)
(5s ist ebenso ein Unding, daß Nur noch viele
Hunderttausende Zentner Kartoffeln in den Hühen-
gebietcn haben, die für billiges Geld, für 2,60 oder 2,80
NM zu haben sind, die man aber nicht los werden
kann, und daß schon iu einigen Wochen die Früh¬
kartoffeln aus dem Auslande kommen. Ebenso ist es
ein Unding, daß wir huudcrttausende Arbeitslose
haben und trotzdem Mngde oder Knechte, wenn auch
gegen eine anständige Bezahlung, nicht bekommen
können. (Znruf des Abgeordneten Dunder: Dann
müßt Ihr den Tariflohn zahlen!) Wegen des Lohnes
will ich Ihnen sagen, daß die Landwirtschaft diese
Löhne einfach nicht bezahlen kann. Sie würbe sie
gern bezahle», wenn sie sich rentierte. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Man taun aber auf der
andern Seite nicht verlangen, daß die Proleten um¬
sonst arbeiten! — Antwort des Abgeordneten I),'. Leh:
Davon verstehst Du nichts, Dunder! — Heiterkeit.)

Ich komme jetzt auf einzelne Gebiete des Etats zu
sprechen. (Zuruf «des Abgeordneten Kurth: Endlich
einmal!)

Trotz der Sparmaßnahmen, die auch wir weitest-
gehend fordern, sind wir der Ansicht, daß wir auch
schon ruhig in diesem Jahre die Prouinzialnmlage,
wenn auch nur im kleinen Umfange, hatten herauf¬
setzen müssen; denn es ist ja eigentlich Vollkummen
gleichgültig, ob ich meine Schulden vergrößere, indem
ich weiter pumpe, oder den Weg einschlage, den wir
hier eingeschlagen haben wollen. Die Schulden der
Provinz werden deshalb nicht kleiner oder größer, und
in einigen Jahren kommen wir doch dazu, die

Provinzialumlage zn erhöhen, und zwar iu einem
viel größeren Ausmaße, als es jetzt geschehensollte,
(Sehr gut! bei der Bauernpartei!)

Die Forderungen der Landwirtschaft im einzelnen
möchte ich nicht weiter hervorheben. Wir finden es
nur sonderbar, ,dnß man die Sparmaßnahmen aus¬
gerechnet in der Hauptsachebei dem Straßenbau trifft,
daß man aber gleichzeitig trotz der Sparmaßnahmen
für die Pruvinzialstraßen draußen l6 Millionen neu
fordert, um neue Straßen zu bauen. Wir gönnen den
Städten und Ortschaften diese Straßen nud stimmeu
auch dafür-, nur können es aber nicht verstehen, wenn
nun die Proviuzialstraßen draußen weniger gepflegt
werden und verkümmern sollen. Wir halten es nicht
für berechtigt, daß die laufenden Unterhaltungskosten
gegen lW> um 1,2 Millionen und gegen !l>2^ sogar
um 3,9 Millionen verringert werden. Wir halten es
ferner auch durchaus für unberechtigt, daß man die
Verwendung der ^! Millionen für den Straßenbau
davon abhängig macht, ob man eine langfristige An¬
leihe bekommt, gleichzeitig aber die 1 Million für
den Straßenbau im Ruhrgebiet vou dieser Bedingung
entbindet (Sehr richtig! bei der Bauernpartei!), trotz¬
dem es sich bei dem RuhrUerband um eine Ver¬
günstigung handelt, von der bis vor einigen Jahre»
der Herr Laudeshanptmnnn durchaus noch nicht so
überzeugt war. Man gibt ihm diese Vergünstigung,
weil er sie eben braucht; aber Sie müssen auch uns
geben, was uns gebührt.

Im allgemeinen stimmen wir mit den: überein, was
der Herr Landeshauptmann bezüglichdes Aufbringe»«
der Unlosteu gesagt hat, daß nämlich im allgemeinen
die Unkosten der Wege durch die Automobile gedeckt
»'erden müßten. Wir sind aber der Meinung, daß
das Aufbringen durch die Krnftfahrzcngsteuer nicht
allein für die Provinzinlstraße», suxder» n»ch für die
gesamte» Wege Geltung habe» m»ß; dem» die Um¬
lage» für dc» Wegebau siud neben den Schilllasten die
drückendsten unserer kleinen Gemeinden, die daran
uutcrzugcheu drohe». (Sehr richtig! bei der Bauern¬
partei.)

Tchou jetzt möchte ich bitten, unserem Antrag auf
Erhöhung des Provinzialzuschusses zur Durchführung
des Tuberkulosc-Tilguugsverfnhrens um 20 MN NM
zuzustimmen, weil das auch im Interesse der große»
Städte liegt. Es ist nicht gleichgültig, ob Hunderte
oder Tausende vou Kühen in Höhengcbietcn tuberkulös
verseucht sind oder nicht.

Ueber die möglichst weitgehende Verwendung der
hoffentlichnun auch erscheinendenWcsthilfe zn wirklich
großen allgemein nützlichen Maßnahmen stimmen wir
mit dem Herr» Oberpräsidenten übcrein. Hierzu
gehören auch die schon angeführten Meliorationen, die
Wasscrleitungsbauten und auch die weitere Forderung
nach Weinbergswrgebantc», Es ist klar, daß es dem
kleine» Winzer verdammt dreckig geht. Wenn nach
dein Ostprogramm gefordert wird, daß dort in



??. Rheinischer Proviuziallandtag, 3, Sitzung am 8. April 1930. ??

kultureller Beziehung zur Gründung von Dorfheimen
und Turnhallen usw. größere Mittel bereitgestellt
werden müßten, so fordern wir das natürlich für
unsere Landbewohner im Westen ebenso.

Wir wissen, daß die von nns geforderte Zins-
verbilligung eingreifend ist; weuu wir aber etwas für
die Landwirtschaft tun wollen, so dürfen wir auch bor
eingreifenden Maßnahmen nicht zurückschrecken.

Bon meinem Vorredner ist Freiherr von Lüningk
scharf angegriffen worden. Das ist man von dieser
Seite ja gewöhnt. (Sehr richtig! bei der Bauern¬
partei.) Ich habe nicht den Auftrag, für die rheinische
Landwirtschaft zu spreche», glaube aber, baß mindestens
NU Prozent der gesamten rheinischen Landwirtschaft
mit mir der Ansicht ist: Freiherr von Lüningk ist ein
ganzer Kerl, auf den wir stolz sind. (Bravo! rechts. —
Zuruf des Abgeordneten Dr, Ley: Deshalb mag ihn
in die Sozialdcmokratie nicht!)

Ich möchte noch kurz aus einen Punkt 'hinweisen,
^s handelt sich um die AnliegersiMungeu in den
böhrngebicten der Mosel. Dort haben wir weite,
langgestreckte Höhenrücken,die sich ausgezeichnetdafür
eignen würden, um Anliegersiedlungen zu schaffe» und
ben kleinen Bauern ein auskömmliches Dasein zu
bieten. Bis setzt ist es aber leider noch bei den Aii-
fnngen geblieben, ein großes Programm ist hier noch
nicht durchgeführt worden.

'Sehr interessant waren die Ausführungen des
b«rn Landeshauptmannes über die uns berührenden
Fragen der Selbst- und Staatsverwaltung. Wir
M)en auf dem Standpunkt, daß die Eigenart der
stamme und Länder unter allen Umständen zu
wahren und zu fördern ist, daß andererseits aber auch
"ne wirklich starke einheitliche Reichsregierung ge¬
schaffen werden muß. Bei allen diesen Dingen fehlen
«ber, wie bisher immer, die richtigen Männer. Leider
hat es — üch sage: leider — der Sozialismus nicht
fertig gebracht (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Wir haben sa gar keinen Sozialismus! -
Zuruf des Abgeordneten Nr. LeU: Der Marxis¬
mus!), „ach dem Kriege Männer hervorzubringen,
°w vielleicht nur vou der Fasson eines Bebels
Nowesenwären, die aber die Zügel des Deutschen
volles wirklich in kräftige Hände genommen hatten.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Da wären wir
nicht so verraten worden! Weiterer Zuruf:
Sevcring!) ^ Nein, auch der ist nicht von dreser
Fasson ------ Es fehlen unserer Ansichtnach die Männer.
°>e ohne Rücksichtauf Partei (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Sehr richtig! das sind wir! - HeiterMt) -
So sehen Sie aus! -, ohne Rücksicht auf die Gesell¬
schaft, zu der sie gehöre,,, auch ohne Rücksicht und
Vindung durch eine Konfession (Zuruf von den
Sozinldemotraten: Das ist ja Utopie!) - Nein, das
'st keine Utopie, Gott sei Dank haben wir solche
Männer in Deutschland, denen das Ideale vorschwebt

lind die es haben. — Diese Männer haben ohne
Rücksichtnahmeauf irgendwelche Reichstage und auf
irgendwelchen Stand .... (Fortgesetzte Zurufe
zwischen den Kommunisten und Nationalsozialisten.) —
Wollen Sie beide zusammen reden oder ich?

Vorsitzender Nr. Iarrcs: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Nr. Schüler.

Abgeordneter Nr. Schüler (fortfahrend): Ich
danke Ihnen.

Das Deutsche Volk ist an nnd für sich gut und
tüchtig nnd war es immer. Die Männer, und nur die
Männer können es machen, nicht die Parteien. Das
ist immer so gewesen. (Zuruf der Abgeordneten Frau
Esser: Neiu, die Frauen!) Gut, die sollen mitkommen.
(Znruf des Abgeordneten Nr. Leh: Die Amazonen
sollen zu Hause bleiben!) Es werden Bauernhände
und Nauernschultern nötig fein, um den verfahrene,!
Karren aus dem Dreck herauszufahren.

Die Not der Bauern ist anerkannt. Ueber Ost-
preußeu weht die schwarze Fahue. (Zuruf des Ab¬
geordneten Nr. Leh: Ueber Holstein auch!) Wenn sich
die Verhältnisse nicht bald ändern, dann wird auch
iu rheinischenLanden bald die schwarzeFahne wehen,
Schwarz ist die Sorge, schwarz unser Brot. (Zuruf
der Abgeordneten Frcm Esser: Rot ist die Freiheit!)
Schumrz ist die Sorge, schwarzunser Brot, schwarz ist
die Fahne der Bauernnot. Aber wir deutsche Bauern
fühlen so viel Kraft in uns (Zuruf des Abgeordneten
Dnnder: Macht's wie Thomas Münzer.) — Auch der
war eiuer von uns —, um mit Naucrntraft uud
Nauernzähigkeit dafür zu sorgen, dcch über alle
Deutsche ohne Ausnahme Sonnenschein strahlt.
(Bravo! bei der Bauernpartei.)

Vorsitzender Nr, Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete von Stcdmn», (Zuruf des Ab¬
geordneten Haake: Ich habe mich schon vorher zur
Geschäftsordnung gemeldet!) Ich habe bereits das
Wort erteilt; ich gebe Ihnen das Wort zur Geschäfts¬
ordnung nachher. (Zuruf des Abgeordneten Haake:
Das ist unglaublich!)

Abgeordneter von Stedman: Ein Redner
hat die Saatkartoffelstelle der Landwirtschaftskammer
augegriffen. Ich muß dazu Stellung nehmen. Iu,
allgemeinen entspricht es nicht den Gepflogenheüten,
in ein noch nicht abgeschlossenes Verfahren einzugreifen
und ein Urteil darüber abzugeben. Das Verfahren
ist noch nicht abgeschlossen, die Berufung gegen das
Urteil, das vorhin erwähnt wurde, ist eingeleitet. Nach
meinen Informationen ist es — was ich ausdrücklich
betonen möchte — ein Fehlurteil, das sich auf ganz
falschenVoraussetzungen aufbaut. Nach meiuen In¬
formationen ist niemals die Zusicherung von an¬
erkanntem Saatgut gegeben »norden, sondern es ist
lediglich durch ein Verseheu ans einen Frachtbrief ein
anderer Aufdruck getummeu, während aus der Korre¬
spondenz klar hervorging, daß es sich nicht um aner¬
kanntes Saatgut handelte. Was besonders wichtig ist,
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ist die Tatsache, daß die Saatkartoffelstelle mit Pro-
viuzialmittelu überhaupt nichts zn tnn hat. Die Pro-
viuzialuiittel, die für 5tartuffelu ausgegeben werden,
werden für deu Knrtoffelbau ausgegeben, für das
Institut bou Professor Nemh. Wir haben also an sich
gar leine Veranlassung, uns hier mit diesen Dingen
zu beschäftigen.

Weiter ist das Vertrauen der Landwirtschaft in die
Kammer »ud ihren Vorsitzenden bezweifelt worden.
Meine Damen nnd Herren, ich kauu Sie darüber voll-
lonnnen beruhigen. Die rheinischeLandwirtschaft hat
Vertrauen zur Rheinische» Kammer und auch zu dem
Vorsitzendender RheinischenKammer. (Bravo! rechts.)

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Hauke,

Abgeordneter Haate : Wir Nationalsozialisten sind
der Meinung, daß es nicht genügt, daß der Landes¬
hauptmann Hovion hier anwesend ist un>d mit
dem Redner einer der größeren Parteien, der
Sozialdemotratischen Partei, eine freundliche Un¬
terhaltung von Tisch zu Stuhl pflegt. Wir Na¬
tionalsozialisten sind vielmehr der Meinung, daß
es auch in den Nahmen des parlamentarischen
Systems gehört und eine Pflicht des Herrn
Landeshauptmanns ist, nicht allein die Aus¬
führungen der großen Parteien dieses Hauses, souder»
auch die Anregungen der kleineren Parteien, vor allen
Dingen die Ausführuugeu der Naurruvcrtreter, was
doch für die Rhciuproviuz nußcrordeutlich wichtige
Diuge sind, auzuhöreu. Der Herr Lnudcshauptmnnn
hat die Verpflichtung, die Anregungen der kleinereu
Parteicu zu höre», besonders deshalb, weil sie geboren
sind aus der Nut der erwerbstätigen Bevölkerung, des
Mittelstandes nnd der Bauernschaft, Darum beau-
trage» wir Nationalsozialisten hiermit die sofortige
Herbeirufuug des Herr» Landeshauptmanns. (Bravo!
bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Eine derartige Herbei¬
rufuug sieht weder die Geschäftsordnung »och die
Provinzialordnuug vor. Ich werde seinen Stellver¬
treter, den ersten Herrn Landcsrnt, bitten, diese An¬
regung an deu Herr» Laudeshauptmauu weitcrzu-
gebeu, wobei ich darauf aufmerksam mache, daß der
Herr Landeshauptmann bis soeben durch eiue lauge
Sitzung des Pruvinzinlausschusses verhindert war. Der
ProvinzialanSschuß war von seinem Vorsitzenden
während dieser Sitzuug einberufen worden, nnd der
Herr Landeshauptmauu mußte au dieser Sitzung teil¬
nehmen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hanke.
Abgeordneter Haake: Meine Damen und Herren,

nachdem nicht wir allein, sundern auch die Zuhörer-
tribüne da oben die Auffassung gewouucn haben, daß
die Sitzung des Rheinischen Pruvinziallandtages an¬
scheinend nicht hier im Pleuum, suuderu im Restaurant
stattfindet, beantragen wir Nationalsozialisten, daß der

Landtag sich für 1>< Stunden vertagt, bis die Herr¬
schaften aus dem Restaurant sich wieder ins Plenum
begrbeu habe». (Andauernde große Unruhe bei deu
Nationalsozialisten und deu Kommunisten. Zuruf: Ei»
erster Sieg der Nationalsozialisten!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Haake hat den Antrag gestellt, die Sitznng zu vertagen.
Nach ß 17 Absatz 3 der Geschäftsordnung kann die
Sitzung vor Erledigung der Tagesordnung nur auf
Beschluß des Proviuziallandtages geschlossen werden,
uud zwar entweder auf Vorschlag des Vorsitzende»
oder auf Autrag vuu 15 auweseuden Abgeordneten.
Ich frage, ob dieser Autrag genügend unterstützt wird.

Zur Geschäftsorduuug Herr Abgeordneter Haake.
Abgeordneter Haake: Wir Nationalsozialisten be¬

zweifeln bei dieser schlechtenBesetzung die Beschluß¬
fähigkeit des Hauses.

Vorsitzender Nr. Inrrcs: Sie bezweifeln die Be¬
schlußfähigkeit?Ist das Ernst? (Abgeordneter Haake:
Ja!) Dann bitte ich das Büro, festzustellen,ob das
Haus beschlußfähigist.

Es ist der Autrag gestellt wordcu, die Sitzuug auf
1>2 Stunden zu vertage«. Dieser Antrag bedarf der
Unterstützung von 15 anwesenden Abgeordneten. Icb
bitte diejenige» Abgeurdueteu, sich zu erheben, die deu
Autrag unterstütze» wollen. (Znrnf eines tommuuisti-
schen Abgeordneten: Wo sind deuu die 15?) Die Unter¬
stützung genügt nicht. Der Antrag ist abgelehnt.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Duudcr.
Abgeordneter Dnuder: Die Nationalsozialisten

behaupteten gester» bei der Eröffnung dieses Parla-
meuts, daß sie gewillt wäre», im Rahmen der gesetz¬
lichen Bestimmungen in allen Parlamenten und alle»
Iustitutioueu mitzuarbeiten. Das eben gezeigte Inter¬
mezzo der Nationalsozialisten zeigt uns, daß dieses
Parlament nnd alle übrigen Parlamente im kapita¬
listische!, Staate uichts anderes sind als Theater
(Ironische Bravorufe bei deu Nationalsozialisten und
Sehr richtig! bei den Kommunisten). Alles das, was
hier aufgeführt wird, ist uichts wie Theater (Ironisches
Sehr gut! bei den Nationalsozialisten), das den breite»
Mnsseu der Arbeiterschaft vorgespielt Wird. Hinter deu
Reden, die hier gehalten werden, stehen Taten nur
nach der Seite der Unterdrückung der Arbeiterschaft
mit der brutalste,! Gewalt des kapitalistischenVeamteu-
apparats. Die Etatsberatungen — wenn wir einmal
dieses Parlament nnd die übrigen Parlameute uuter
die Lupe uehmeu, iu dcueu im Augenblick Etats-
beratnngen vor sich gehen — zeigen uns mit aller
Deutlichkeit deu absoluten Bantrott der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung. Als nach der Inflation des
Jahres 1!)23 die Stabilisierung der Währung durch¬
geführt wurde, wurde der Arbeiterschaft iu Deutschland
das Blaue vom Himmel versprochen. Alle Parteien
bis zu deu Suzinldemutratcu versprachen der Arbeiter-
schaft, daß nach der Durchführung der Nationali-
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sierungsmaßnahmcn, insbesondere nach der Verab¬
schiedungdes Dawesplans, nunmehr für Deutschland
und suiuit auch für die deutsche Arbeiterschaft die
Dawessonne scheinenwerde und daß wir in Deutsch¬
land die Idealznstände bekommen würden, die das
nmeritauischcVoll angeblich hat. Man vergißt, dabei
darauf hinzuweisen, daß der amcrttauische Kapitalis¬
mus, ebenso wie im Augenblickauch noch der deutsche
Kapitalismus, sich in einem Idealznstaud befindet
(Zuruf des Abgeordueten l)?. Lcy: Das ist also Schein¬
blüte?), daß aber die amerikanischeArbeiterschaft unter
der Ansbentnng des Kapitalismus ebenso scnfzt wie
die deutsche Arbeiterschaft. Die KounnnnistischePartei
war die einzige Partei, die, abgesehenvon der Zeit des
Ansbruchö der Revolution, bis 1l>24 uud auch noch in
der Folgezeit, der Arbeiterschaft mit aller Deutlichkeit
zeigte, welcher Knrs von der Bourgeoisie mit Unter¬
stützung nller Parteien, mit Ausnahme der Komnni-
«lsl'sche»Partei, gegcu die Arbeiterklasse durchgeführt
wird. (Andauernde Zurufe des Abgeordneten Dr.Leh.)
Ich komme gleich noch zn Ihnen, Herr Lcy; was ich
Iliuen sagen werde, wird Ihnen vielleicht nicht ange-
>"ch»! srm (Zuruf des Abgeordnete» Dr. Ley: Es ist
sehr freundlich, wenn Sie sich mit mir abgeben!). Wir
l'nben darauf hiugewiese», daß die Arbeitslosigkeit in-
Wlge der Rntioaalisiernngsmaßnnhme» nicht zuriick-
Neheu, sondern sich in ständiger Steigerung fortent¬
wickeln wird. Wir brauchen gar nicht darauf hinzu¬
weisen, wie die Znhlcu der Arbeitslosigkeit iu deu
Jahren ,<»21, 1925, 19W usw. wareu. Tatsache ist, daß
wir im Augenblick ans den höchsten Stand dcr Arbeits-
"scuziffor angelangt sind, den wir bisher überhaupt
Uetnuut habe», trotzdem wir keine Inflation mehr
Wuen, trotzdem leine R»hrbesetzuug mehr da ist, wo¬
durch damals die Industrie zum Teil stillgelegt wurde
und die Arbeiterschaft auf das Straßcupflastcr flog,
^lese Arbeitslosigkeit ist bedingt durch die unlösbare
Krise, in der sich der Kapitalismus im Augenblickbe¬
findet. Wir Kommunisten werden alles tnn nnd dazu
"«tragen, diese Krise größer zn mache», zn erbrcckcru
und zu schiirm,(Hört, hört! rechts), weil wir es dem
Kapitalismus, soweit wir dazu in der Lage sind, unt
allen nns zn Gebote stehendenMittel» möglichst schwer
»nich^nwollen, diese Krise z« überwinden, weck wir
5"' Auffassung sind, daß diese Krise vorwärts ge-
lriebeu werdeu muß, um den Kapitalismus endlich zu
beseitigen.

Wcuu heute morgen und auch heute nachmittag vou
°eu Parteien der äußersten Rechten bis zur Sozml-
demotrntie hier über das Elend uud die Not der
Arbeitslosen heuchlerische Rede» geführt wurde» (Hort,
lwrt! liuks), so sei uur darauf hiugewiese»,daß gerade
?ie beiden Parteien, die sich insbesondere über die Not
der Erwerbslosen beklagten, das Zentrum und die
Eozialdemotratie, die Väter des heutigen Eleuds der
Erwerbslose» si»d War es »icht der Reichsarbecks-

minister Nranns, der die Verschlechterimgder Arbeits-
losengesetzgebungangebahnt hat? War es nicht der
Ncichsarbeitsminister Wissell, der jetzt gegangene, der
diesen angebahnten Weg Vranns nicht nur fortgesetzt,
sondern noch verschärft hat? War es nicht der Neichs-
arbeitsminister Wissell, der in dem angeblichen Kabinett
der Demokratie unter Hermann Müller eine Ver¬
schlechterung »ach der anderen einbrachte? Nnd die
willfährigen Parteien der Koalitionsregicrung haben
diese Verschlechten»»««»beschlossen (Zuruf des Abge¬
ordnete» Hauck: Stimmt nicht!) Wir erinnern daran,
daß auf Gruud der letzte» Verschlechtern»^die im ver¬
gangenen Jahr durchgeführt wurde, Hunderttausende
von Arbeitslosen nns der Arbeitslosenversicheruughiu-
ansgeworfen worden sind, daß Himderttnnsenden die
Unterstützung gekürzt wurde uud daß insbesondere die
arbeitenden Frauen, wen» sie verheiratet si»d, während
der Arbeitszeit ihre Beiträge zur Arbeitslosenversiche¬
rung zahle» müsseu, aber, weuu sie arbeitslos werdeu,
teiuc Uukerstützuugerhalteu, (Zuruf des Abgeordnete»
Hauck: Stimmt ja »icht. Ihr teuut ja das Gesetz
nicht!) — Ich habe keine Veranlassung, mich mit Ihnen
darüber anseinanderznsetzen. Ich kenne das Gesetz
vielleicht besser als Sie; nur verstehe» Sie es besser,
das Gesetz (Zuruf eines Sozinldemokraten: im Inter¬
esse der Arbeitslosen anzuwenden!) — ueiu, gegeu die
Arbeitslose» n»zuwe»dc».

I» diesem Znsammenhang hat Herr Dr. Stein heute
morgen eine Attacke gegen die produktive Grwcrbs-
loseufürsurge geritten. Gr hat insbesondere erklärt,
die Gelder, die für die Beschäftigung der Arbeitslose»
nusgegebe» werde», seie» weggeworfene Gelder. Gr
bctonke im selben Atemzngc, den Arbeitslosen sei nicht
damit gedient, daß ihnen eine Unterstützung gezahlt
werde, souderu sie müssen Arbeit bekommen. Ich er¬
innere daran, daß wir auch nicht mit vollen: Herze»
für die prodiiktivc Erwerbsloseufürsorge si»d, weil wir
wissen, daß der größte Teil der Arbeiter, die unter den
Bedingnngen der produktiven Erwerbsloseufürsorge
beschäftigtwerden, zum größten Teil unter Tarif uud
zu unwürdige» Arbeitsbedingungen ihre Arbeit ver¬
richten müssen. Aber ich will Herrn Dr. Stein nur
entgegenhalten,daß er vom kapitalistischen Staudpnntte
aus gnr keine Ursache hat, zn erklären, daß man der
produktive» Erwerbsloseufürsorge keine Träne nach¬
zuweinen braucht. Sind die Eisenbahnarbeiten, die
Straßcnbanarbciten, die Schaffung von Flnßregn-
liernngrn, die Meliorationsarbeiten nsw., die alle dnrch
die produktive Erwerbsloseufürsorge ausgeführt wurden,
keine Arbeiten im Sinne des Kapitalismns? Sind das
keine Arbeiten, die durchgeführt wurden, ohne daß Sie
einen Pfennig aus Ihren Kapitalien, dazu beizutragen
brauchten? Solche Nehauptmrge» klingen sehr schön
aus dem Mnnde eines Menschen, der sich znr Wirt¬
schaftspartei bekennt,der aber von der Wirtschaft keine
Ahnung hat. (Lachen bei der Wirtschaftspartei.)
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Wie will man nun dem Problem der Erwerbslosig¬
keit zu Leibe rückeu? Vor drei Jahren stand dieser
Landtag unter dem Motto: Deutsche, triukt deutschen
Wein! Der jetzige Landtag segelt bis Samstag dahin
unter dem Motto: Deutsche, verarbeitet deutsche Stciue,
oder: Rheiulnuder, verarbeitet rheinische Steine! Ich
bin der Auffassung, das; mau durch solche Mätzchender
Arbeitslosigkeit nicht steuert. Was nutzt es, wenu
irgendwo noch eine kleine Strasse ausgebessert oder
neu angelegt wird und man dnzn ein Paar rheinische
Pflastersteine verwendet, wenn aber im übrigen auf
Gruud der Tatsache,daß der Kapitalismus nichts mehr
für Neubauten, Nruaulageu usw. freigebe» will, mehr
Material uicht verarbeitet werden kann? Das ist ein
fauler Zauber, der hier aufgeführt wird, geuau so, wie
er vor Jahren bei der Nutlage der rheinischenWinzer¬
schaft hier aufgeführt wurde. Mau kau» dem Problem
der Arbeitslosigkeit im kapitalistische»System nicht so
zn Leibe rückeu, das; die Arbeitslosigkeit beseitigt wird,
el'ensoweuig,wie der Kapitalismus iu der Lage ist, das
Wuhunugselend nnd die Wohuuugsuut zn beseitigen,
weil er seine ganzen Ausgaben nur uou dem Gesichts¬
punkte des Gewinns betrachtet, und nur Interesse an
solchen Produktionszweigen hat, die auch die uut-
Weudige Reute abwerfe».

Nu» zu den Natiuualsuzialistcu (Aha! bei de»
Nationnlsozialisle»).We»» die Nationalstrolchisten (Zu¬
ruf des Abgeorduete» Dr. Leh: Ihr Wulgafaschisteu!)
heute morgen so liebenswürdig waren, den ehemaligen
kleine» Metallarbeiter u»d jetzt gega»ge»en Reichs¬
minister Severing für sich sprechen zn lassen (Znrnf
des Abgeordneten Nr. Leh: Der war es ja gar nicht!),
der im Reichstag erklärte, das; die Kummmiiste» politi¬
sche Kinder seic», die »m» nicht ernst zu nehmen
brauche, während die Nationalsozialisten doch eine
größere Gefahr für die Republik bedeuteten, so können
Sie sich bei Herrn Severing nnd seine» Freunden im
Reichstag und auch hier dafür bedanken, daß er mit
seine» A»hä»grrn der eifrigste Wegbereiter des Faschis¬
mus ist (Sehr richtig! bei den Kommnuistcn, Lachen
bei den Nationalsozialisten). Alle Maßnahmen der
Sozialdemutratie von 1914 bis zur heutige» Zeit liege»
auf der Li»ie Ihres Furtschrittes. We»» Herr Seve¬
ring gesagt hat, die Kum»,»»iste» seien politische
Kinder, so werden wir Herrn Severing bei gegebener
Zeit an diesen Ansspruch erinnern, wenn wir ihn
nämlich in der Zange haben (Aha! bei den Sozial-
demokrate») »»d er nicht mehr einer derjenigen ist, die
heilte »och einen großen Ton riskieren können. Wir
werden ihn dann auch daran erinnern, daß er der¬
jenige war, der mit seinen, Anhang versucht hat, den,
Nationnlfaschismns den Weg zu bereite», trotzdem wir
»ns darüber keine Ill»siu»e» machen, daß der Natiu-
nalfaschismus seit seiner Gebnrt ein Wechselbalg ist,
der nicht lange existiere»ka»» u»d bald abgewirtschaftet
haben wird (Znrnf des Abgeordneten v,-. Leh: So

sehen Sie aus!). Sir werden es nicht fertig bringen,
noch länger mit Ihren demagogischen Mätzchen die
Arbeiterschaft zu betrüge». Schaue» Sie ruhig einmal
Ihr Programm an. Da haben Sie einen großen Teil
ans dem KommunistischenManifest geklaut (Lacheu bei
deu Nntiounlsuzialistru, Zurufe des Abgeordnete» Dr.
Leh). Sie habe» insbesondere mich aus dem jetzige»
Manifest der kommunistischenInternationale geklaut,
weil Sie zu arm an Geist sind, »m eigene Nrgnmente
gegenüber der Arbeiterschaft anzuführen, und nicht in
der Lage siud, die Arbeiterschaft mit cigeue» Mittel»
davon zu überzeugen, daß es notwendig ist, dem jetzige»
Shstem ein anderes entgegenzustellen. (Ständige
Zwischenrufe des Abgeordneten Dr. Leh,)

Vorsitzender v,-. Inrres: Herr 0r. Leh, ich ruft
Sie jetzt zum zweite» Male zur Ordnung uud bitte
Sie zu»! letzten Male, diese ständige» U»trrbrech»ngc»
z» »»terlasse». (Sehr g»t! rechts.)

Abgeordneter Dnnder: Wen» dann Dr. Schüler
glaubte (Zuruf eines Suzialdcmutrate»: Die Kommn-
nisten für die Deutsche Volkspartci!) — wenn Lächer¬
lichkeit töten würde, würdet Ihr schon längst »M
»lehr dn sitze» — eine liebevolleRede halte» zu könne»
und dabei erklärte: wir lieben alle Arbeiter, auch die
Arbeiter der Iudustrie, so habe ich ihm scho» durch
riuru Zwischeuruf z» verstehe» gegebe»,daß der Kapita'
lisnms selbstverständlichdie Arbeiter liebt, aber nur, so¬
lange sie seine», Willen gefügig siud uud sich vou ihm
uach Strich uud Fndeu ausbcuteu lasseu, daß aber die
Liebe für deu Arbeiter iu dem Augenblickaufhört, wo
der Arbeiter seiue Forderuugcu uud Bedinguugeu
stellt. Es hat keine» Zweck, dann davon zn reden, das;
man keine Klassengegensätzekenne. Nnn, der Kapita¬
lismus und heute auch die bürgerlichen Parteien ein¬
schließlich der Suzialdemokratie versuche» ja, die Klasse»-
gegeusntze z» verwische»uud zu überbrücke».Ma» ver¬
sucht, der Arbeiterschaft vorz»demo»strierr», das; ma»
»»r gemeinsame Interessen zn verfechten hat. Aber
das wird nicht gelingen. Wir werden dafür sorgen,
daß die Kluft zwischeu Proletariat uud Vourgeoiste
grüßer wird. Wir werdeu dafür sorge», daß die Ar¬
beiterschaft begreift, daß sie mit der heute herrschende»
Klasse keine gememsnme» Interesse» hat, sondern daß
sich da die Interessen gegenüberstehen wie Feuer u»°
Wasser, daß die Arbeiterschaft andcre Interesse» zu
verfechten hat als die kapitalistischeKlasse, nnd zwar
ihre eigenen Interessen, (Zuruf des Abgeortmetc»
Hanke: Welche Richtung vertreten Sir denn, Recksts-
odcr Lilllstommnilisten?) Das ist »icht Ihre Sache^
Sie möge» ja vielleichtri» bessrrrr Seiltänzer sein m-'
ich. Aber ich will den Nationalsozialisten ihre Theorie
nnd Praxis in der Sozialpolitik einmal unter die Nase
halten. (Aha! bei den Nationalsozialisten.) Sie sind ,a
jetzt in Thüringen mit Ihrem Obernationalsozialisten
Frick nn der Regierung beteiligt, der allerdings u«r
ein kleiuer Abklatsch Hitlers ist (Lachen bei deu Natw-
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nalsuzialisteu). Immerhin, er hat das grüße Pro¬
gramm, bevor er in der Regierung war, als bestimmte
Forderung an den Thüringischen Landtag gerichtet,
(Znrnf des Abgeordneten Haate: Sie widersprechen sich
in dauernd!) Nachdem nunmelir Frick prominentes
Mitglied der thüringischen Stantsregiernng geworden
ist, ist seine Sozialpolitik bergessen.lZuruf eines Natio¬
nalsozialisten: Ach, woher denn?) Ich will Ihnen ein¬
mal einen Artikel vorlesen, der hentc morgen in einer
lttotzen bürgerlichen Zeitung erschieneu ist. (Zuruf eines
Nationalsozialisten: Geht uus nichts an!) - Das
werdet Ihr mit Euch selber ausmachen. — Dieses Blatt
schreibt (Znrnf des Abgeordneten Hanke: Wie heißt
denn das Blatt?): „Nationalsozialistische
Sozialpolitik: Das erste Regierungskunst-
'tuschen der Nationalsozialisten in Thüringen ist jetzt
M einem Abschluß gekommen, mit dem die Hitler-
Kartei keine Freude erlebt. Sofort nach der
^andtagswahl verlangten die Nationalsozialisten (sich
wiederholendeZurufe des Abgeordneten Hallte) . .."

Vorsitzender I>. Iarres: Herr Abgeordneter
"ante, ich bitte Sie, die ständigen Unterbrechungen zu
««terlassen, sonst mnß ich mit ernstcn Maßnahmen
llegeu Sie vorgehen. Sie können sich M nachher zum
-Wurt melden.

(Zuruf: Wie heißt denn das Blatt?)
Abgeordneter Dnnd r r : Es bleibt mir überlassen,

'"nun ich das sage, es ist eine große bürgerliche Zei-
tung, keine kommunistische. (Zuruf eines National-
'"uilisten: Sie sollten ein bißchen den „Völkischen
^"ubnchter" lesen, das wäre besser!) Den „Völkischen
^'"""hter" nehme ich nicht einmal mit nu eiu stilles
Örtchen, das Lesen dieses Blattes überlasse ich Ihnen.

Es heiht h;^. ^,^^. sofort nach der Landtags-
ah> verlangten die Nationalsozialisten die alsbald'ge

""l'ernfnn,i des Landtages, damit den Erwerbslosen,
"'""lrentnern usw. noch vor Weihnachteneine Staats-
"ter,tntzili!,gzur Behebung der größten Notlage be-

"uigt werden könnte. —Das war vorher. —Erst einige
^l!e sp^cr wurden aber die Verhandlungen zur Vil-

"ll der neuen Regierung eingeleitet, und uou den,
Mnblick an, iuo die Beteiligung der Nationalsozialisten
oieser Regierung sicher stand, hörte mau von Ä!esen

„, " "iurt mehr U'egen'der Wiuterbeihilfc". (Zuruf des
^ 'Neurdneten Dr. Leh: Große Phrasen N - Ich biu

""'nicht fertig. ^. „Beim Znsammentritt des nenen
nnüt.-„es brachten nn» die Sozialdemukratcn den
"wren nationalsozialistischen Antrag für die Gr-

"rbslusei, ein." (Zuruf des Abgeordneten Hanke: Ihr
"Ut sn die Leute verkohlen!) -- Das sind nämlich
">«u solch, Acmagogeilwie Sie. - „Diesen lehnte aber

''M die Regierungspartei Hitler ab mit der Vegruu-
°"ng. daß der Staat teiu Geld dafür habe. Um de»
n'weren Unifall zn beschönigen, brachten die National-

wzmlisteu einen Antrag ein, im Wege der öffentlichen
^"""nlnng eine Landesspende zn veranstalten, der auch

mit Hilfe der Regierungsparteien angenommen wurde.
(Abgeordneter Haate: Sehr gut!) Durch mehrereAuf¬
rufe der Regierung nnd mit Hilfe der gesamtenbürger¬
lichen Presse wurde eiu ungeheurer Werbefeldzug für
die uatioualistische Sammlung eröffnet. Behörden,
Schnlen, Kirchen uud der gesamte staatliche Apparat
wurde» dafür in Bewegung gesetzt. (Zuruf des Abge¬
ordneten Dr. Leh: Große Phrasen!). Am 15. März
wurde die Sammlung abgeschlossen. Aber bis heute
wurde das Ergebnis noch nicht bekanntgegeben(Lachen
links), weil man sich schämt. Anstatt der erhofften
500 000 RM sind, wie mnu hört, noch nicht einmal
50 000 RM hereingekommen.(Zuruf des Abgeordneten
Haake: Was ist das für ein Blatt?). Giue Verteilung
dieses Betrages lohnt sich uicht, deuu auf eine Erwcrbs-
losenfamilie würde kaum eine halbe Mark entfallen."
Das ist Theorie nnd Praxis der Nationalsozialisten,
das ist auch Theorie und Praxis der Sozialdemokraten.
lNndauerudc Zurufe: Wie heißt deuu die Zcituug?
Antwort des Abgeordnetenvr.Leh: Die „Note Fahne".)
Die kommunistische Fraktion hat wiederholt im Reichs¬
tag uud Landtag Anträge der sozialdemokratischeu
Fraktion aufgegriffen uud sie nur mit ihrer eigenen
Unterschrift versehe».Diese Anträge haben die Sozial-
demokraten dann genau so abgelehnt, wie sie sie vorher
mit allem Guthnsinsmns glaubten vertreten zu tonnen.
— Die Zeitung, aus der ich zitierte, ist nicht die „Rute
Fahne","sonder» es ist der „Dortmnndrr Geueral-Au-
zeiger". (Lacheuuud Klatsche»bei den Nationalsozia¬
listen. Zuruf: Das ist eiue feine bürgerliche Zeitnng!)
Jedenfalls beweist dieser Zeitungsartikel, ganz gleich,
von wem er geschriebenist, Ihre heuchlerische Dema¬
gogie deu Erwerbslosen gegenüber. Aber glauben Sie
»ur nicht, Sie lönnten heute uoch den Erwerbslosen
Mätzchen vormachen. (Lacheu und Unruhe bei deu
Nationalsozialisteu,Glocke des Vorsitzende», Znrnf eines
Kommunistenzu deu Nationalsozialisten: Von Grafen¬
berg abkommandiert nach dem Stäudehaus!) Die Zeit
ist nicht mehr allzu fern, wo die Grwerbslosru Ihnen
die Quittung erteile», genau so, wie sie dem gesamte»
kapitalistischenSystem zuteil werden wird. (Bravo! bei
den Kommunisten, Lachen bei den Nationalsozialisten.)
Ihr Kindsköpfeseid ja Plagiatoren.

Vorsitzcuder Dr. I arrcs : Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Zu einer persönlichen Vemerknng
uach Abschluß der Besprechung hat das Wort Herr
Abgeordneter Droß.

Abgeordneter Droß: Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der Herr Abgeordnete DUnder hat den
Redner unserer Partei i» einer Art nnd Weise hier
angegriffen, die ich nicht unwidersprochenlassen tan».
Ich möchte glaube», daß der Abgeordnete Dnnder über
die sozialen Verhältnisse draußen im Lnndr zwischen
Arbeitnehmer und Arbeitgeber überhaupt keine Ahnung
hat. (Hört, hört!) Ich wundere mich dnrübcr, daß
mau uicht begreife» will, daß iu bäuerlichen Betrieben.
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wo der Arbeitnehmer mit dem Arbeitgeber zusammen
nn einem Tische sitzt, mit ihm zusammen zur Arbeit
geht und Freud und Leid mit ihm teilt, das soziale
Verständnis in weitestem Maße vorgeschritten ist.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Ich muß Sie uuter-
brecheu.Sie habe» nur das Wort zu einer persönlichen
Bemerkung. Persönliche Bemerkungen dürfen mir
persöuliche Augriffe abwehren oder eigene Ausfüh¬
rungen richtigstellen. Neides ist bei Ihnen nicht der
Fall.

Abgeordneter Droh (fortfahrend): Ich darf dazn
sagen, das; der Persöuliche Vorwurf, der dem Herrn
Dr. Schüler hinsichtlich der landwirtschaftliche» Ar¬
beiterschaftgemachtwurde, nicht zutrifft. Ich muß mich
darüber wundern, wie sich die städtische Arbeiterschaft
ein solch unsinniges Gerede überhaupt gefalleu lassen
kann. (Klatschenrechts.)

VorsitzenderDr. Iarrrs: Die Erörterung ist ge¬
schlossen. Meine Damen und Herren, die weiter ein¬
gegangenen Drucksachen109 bis 120 sind Ihnen zu¬
gegangen uud auf die Tische berteilt. Ich uehme an,
daß Sie damit einverstanden sind, daß mich diese An¬
träge den znstäudigeu Fachausschüsse!! überwiese»
werden. ^ Dagegen erhebt sich tein Widerspruch.

Es ist dann noch ein Antrag der kommunistischen
Fraktion, betreffend die Wahlen zur Lnndwirtschafts-
kammer, eingegangen. Ich werde anch diesen Antrag,
obwohl Zweifel darüber bestehen könnten, ob er zur
Zuständigkeit des Provinzinllandtages gehört, nm-
drncken lassen.

Endlich ist noch eine Entschließung der Zcntrnms-
partei, betreffend Belebung des Vaumarltes, einge¬
gangen. Auch hier wird der Umdrnckerfolgen.

Damit ist unsere heutige Tagesordnung erschöpft.
Ich bitte, mich nnnmehr zn ermächtigen, die Tagesord¬
nung für die uächsteSitzung festzusetzen,je nachdem
die Ausschüsse fertig sind. Am morgigen Tage ist keine
Plenarsitzung, sondern es tage» nur die Fachausschüsse.
Sie fiudeu die Zimmernummer und die Stunde des

Zusammentritts der Ausschüsseunten angezeigt. Es
war zunächst vorgesehen, nm nächstenDonnerstag um
!l Uhr zu beginnen. Es sollte eine Sitzung des
Provinzialausschnsses vorhergehen. Diese Sitzung des
ProviuzialauSschusseSwird aber erst nachmittags um
3 Uhr stattfinden könneil. Ich möchte deshalb vor¬
schlagen, daß wir am Dounerstagvormittag nm 10 Uhr
beginnen, damit die Fraktionen noch Zeit haben, eine
halbe Stunde oder ^ Stunde vorher zn tagen. (Rufe:
N Uhr!)

Herr Abgeordneter Haas zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Hans: Ich möchte doch darauf hin¬

weise», daß wir gestern hier schon gesagt haben, daß
am Donnerstag um 11 Uhr augefnngen werden soll,
damit die Fraktionen Gelegenheit haben, zn den Be¬
richte», die aus deu Ausschüssenkommen, Stellung zu
nehmen. (Zuruf des Abgeordnete» Elfeö: Denselben
Wnnsch haben wir auch!)

Vorsitzender Dr. IarreS: Ich nehme dann an,
daß Sie damit einverstanden sind, daß wir bei dem
Beschluß bleiben: >1 Uhr vormittags, und daß ich er¬
mächtigt bin, die Tagesordnung selbständig festzusetzen,
je nachdemdie Fachansschüssefertig werden. Hente ist
es nicht möglich, sich darüber ein Urteil zn erlauben-

Dann bitte ich die Herren Fraktionsführer, aw
Schlüsse die Wahlvorschläge für die Neuwahlen zum
Uandesjngendamt, soweit sie vom Landtage, nicht von'
Ausschüsse, vorzunehmen sind, beim Laudtngsbüro
möglichstbald einzureichen.

Es ist noch ein Antrag der Nationalsozialistische"
Arbeiterpartei eingegangen: „Der Provinzinllnndtag
wolle veranlassen, daß dem Turnverein Betzdorf-Sieg
ein Betrag aus den Mittel» des Landesi.ug.end-
nnitcs znr Verfügung gestellt wird." Auch dieser An¬
trag wird dem Fachausschuß überwiese»!.

Wird sonst »och das Wort gewünscht? Das ist nickst
der Fall. Dann schließe ich die Sitzung.

(Schluß: 15 Uhr 35 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Donnerstag, den 10. April 1930.

(Beginn: 11 Uhr 30 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬

plan über die Verwaltuugslosteu der Llludesban!
der Nheinproviuz für das Kalenderjahr 1930.

3. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Berücht uud
Autrag des Provinzialausschnsses, betr. Aenderung

des 8 12 ,der Satzung der Landesbank der NlM«
Provinz. ^

1. Antrag des I. Fachausschusseszu bem Bericht !lN°
Antrag des Provinzialausschnsses, betr. ^
gänznug ides 8 1 und Aenderung des 8 ^ de
Satzung der Landesbcmt der Rheinprovinz.
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5. Antrag des I. Fachausschusses
2) zu dem Gericht uud Antrag des Provinzial¬

ausschusses über die Förderung des Klein-
iuohnungsbaues;

>>) zu dein Antrage der SPD.-Frattion zu
D^ucksache Nr. 14;

o) deni Antrage der KPD.-Fraktion hierzu,
6> Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der

NationalsozialistischenDeutscheu Arbeiterpartei auf
Vereitstellung von Mitteln für den Bau vou Land¬
arbeiterwohnungen.

7- Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Wirtschnftspartei, betr. Bewilligung langfristiger
KrMte zu verbilligten Zinssätzen au Gewerbe-
t reibende.

8- Antrag ,des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Volksdienstund Bauernpartei
a»f Herabsetzung der Zinsen für landwirtschaft¬
liche Darlchn um mindestens 2 bis 3 Prozent.

^ A!^"6 des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Wirtschnftspartei, bei der Staatsregierung die'
Niederschlagung der aus Anlaß der Hochwasser-
'chaden in den Iahreu 1921 bis !927 gewahrten
staatlichen.Krediteund Darlehn zu beantrage» und
ferner die von der Landesbant gewährten Kredite
durch Bereitstellung vou Pruvinzialmitteln ab¬
zudecken,

IN- Antrag, des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die BerwaltuugStustcn der Pruvinzial-
Feuerversichcrungsanstalt der Nheinprovinz für
das Kalenderjahr 193«.

U- Antrag des I. Fachausschusseszu den, Antrage der
"ilrtschaftspartei, die Provinzial-Feuerversichc-
N'ngsnnstalt anzuweisen, ihre Verträge mit be¬
amteten und im öffentlichen Dienste stehenden
Personen zum uiichst zulässigen Termine zu lösen,

2' Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Aenderung
«s 8 6 der Satzung der ProUwzial-Feuerucrsichr-
ruugsnnstalt der Rheiuprovinz,

'l' Antrag des I, Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Berwaltuugskosten der Provinzial-
^ebensversicherungKanstaltder Rheiuprovinz für
das Kalenderjahr 1930.

^' Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Ablauf der Dienstzeit des Landesoberbaurats
Heinekamp.

^ Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Ablauf der Dienstzeit des üandesmediziualrnts
Professur Dr. Moliueus.

^- Autrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Wieder¬

besetzungder durch den Tod des Landesrats Dr.
Bossen erledigten Stelle.
In Berbindung hiermit:

n) Antrag der Wirtschaftspartei auf Einsparung
des laut Beschluß des Provinzialausschusses
vom 21. Januar 1930 ausgeschriebenenPostens
des Leiters der Abteilung Iugeudwohlfahrt
und Fürsorgeerziehung;

K) Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Abstand¬
nahme von der Besetzung dieser Stelle,

17. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
Verwllltungsobersctretnrs Kaiser u. a. auf Ge¬
währung der Bezüge der Ncsolouugsgruppe 1K,
austatt der Gruppe Ici.
In Berbindung hiermit:
Autrag der Verwaltungs- uud Anstaltsober-
sekretäre der früheren Besoldungsgruppe VII auf
Einreihung in die neue Besoldungsgruppe 1l>,
anstatt 1<!, ab 1. Oktober 1927.

18. Autrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
Zentialverbandes der Beamten und Angestellteil
der Preußischen Provinzialvcrwaltuugeu, Landes¬
verband Nheinprovinz, e, V,, auf Erlaß vou Richt¬
linien, betr,
1. eine zweckmäßigeUeberführung von ständig

Angestellten bei der Rheinischen Provinzial-
vevwaltung in das BeamtrnUerhältnis;

2. Löschung der Kündiguugsklausel bei den Be¬
amten der uutereu Gruppen.

19. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Wirtschaftspartei,
n) bis auf weiteres Neueiustellungeu vou Beamten

mit den Bezügen der Sondergruppen I—III,
sowie der Gruppen 1» bis 2« der Nesoldungs-
ordnung nicht mehr vorzunehmen;

!l>) zur etwa notwendig werdenden Entlastung der
oberen Beamten geeignete mittlere Beamte mit
Erledigung von einem Teil der bisher von
oberen Beamten erledigten Dienstgeschäftezu
betraueu.

20. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zentrumsfrattiun auf vorzugsweise Berücksichti¬
gung älterer Arbeiter und Angestellten bei Neu-
einstellungen bei der Rheinischen Provinzial-
verwaltung.

21. Antrag des I, Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion Nhristlicher Volksdicnst und Bauern¬
partei auf Borlage eines Berichts nnd etwaigen
Antrags auf Beseitigung der ungerechtenGehalts-
uuterschiede der Provinzialbeamten durch die
«jetzige Ortsklasseneinteilung,

22. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion auf Einführung der ?stündigen
Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich für die
Arbeiter uud Angestelltenbei der RheinischenPro-
viuzialverwaltuug mit einem Monatseinkommen
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2!

2^,

^

unter 600 RM und Ueberwcisuug von Gcld-
zuschüssen nur noch an solche kommunalen
Fürsorgeuerbände, welchedie ?stüudige Arbeitszeit
durchgeführt haben,
Antrag des I. Fachausschusseszur Entschließung
der SPD.-Fraktiou, betr. Verkürzung der
Arbeitszeit für das Personal in den Pruuiuzial-
anstalten.
Antrag des I, Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Hauptverwaltung für das Rechnungsjahr
IM);
in Verbindung hiermit
Antrag der Wirtschaftspartei auf Kürzung der im
Haushaltsplan für Reisekostenvorgesehenen Be¬
träge um 25 Pruzeut.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über Ruhegehälter und Hinterbliebenenrenten
fürdas 'Rechnungsjahr 1930.

2«. Antrag des I. Fachausschusseszn dem Bericht des
Provinzialausschusscs über die Ergebnisse der Pro-
uinzialverwaltnng für das Ncchnnngsjahr vom
1. April 192« bis 31. März 192!),

27. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Bericht
des Provinzinlausschnsses über die Entwickelung
des Verkehrs auf den Provinzialstraßcn in der Zeit
von 1925 bis 1929.

28. Antrag des IV. Fachausschusses zu den, Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses über den
Stand der Entwurfs- und Nanarbeiten au der
Kraftwagenstraße Vonn — Köln — Düsseldorf —

' Industriegebiet.
29. Antrag des IV. Fachausschusses

,>) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betr. den Stand des Ausbaues und
der Uebernahme weiterer Straßen in die
Unterhaltung und Verwaltung des Provinzial-
verbandes;

>>) zu dem Antrage der Fraktion Christlicher
Volksdienst und Bauernpartei, betr. weitere
Uebernahme vunKreis-, Stadt- und Gemeinde-
Wegen in die Unterhaltung und Verwaltung
des Provinzialverbandes.

30. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Provinzilllstraßen-Verwllltung für das
Rechnungsjahr 1930.

31. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Unterstützung zum Bau und Betrieb
von Kleinbahnen für das Rechnungsjahr 1930.

32. Antrag des IV- Fachausschusses zu den, Haushalts¬
plan über die Unterstützung des Gemeinde- und
Kreiswegebaues für das Rechnungsjahr >93N.

33. Antrag des IV. Fachausschusses
a) zu dem Autrage der Nationalsozialistischen

Deutschen Arbeiterpartei zwecks Hebung der
Notlage der Steinindustrie in der Mayener

Gegend uud im Obcrbevgischcu zum Bau der
Straße» in der Rheinprovinz grundsätzlich nur
Steinmatcrilll aus der rheinischen Stein¬
industrie zu verwenden-,

!>) zu dem Antrage der Wirtschaftspartei, für die
Herstellung und Unterhaltung der Provinzial-
straßeu «au Straßcubaumateiial nur deutsches,
vorzugsweise rheinisches Material zu ver¬
wenden, ausländische Nsphaltstoffe also aus¬
zuschließen ;

«) zu dcni Antrage der SPD.-Frnttion, betr. die
Lage der rheinischen Steinindustrie.

3^1. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter¬
partei, angesichts der Notlage der Steinindustrie
des Oberbergischeu Landes zur Hebung des
Fremdenverkehrs die Autostraße Köln ^ Siegen s"
zu leiten, daß sie die Hauptpunkte des Ober¬
bergischen Landes berührt.

35. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Autrage
der KPD.-Fraktion, den Bau der in Vallendar ge¬
planten Umgehungsstraße unverzüglich in AngrM
zu nehmen.

30. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattiuu, die Provinz'ialstraße in der
Gemeinde Alsdorf an den engen Stellen zu er-
breitern oder durch den Bau einer Umgehungs¬
straße zu entlasten,
Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Anlegung von Radfahr¬
wegen an der Proviuzialstraße Köln —Dürc»
zwischen Blatzheim und Beuzelrath.
Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrat
der KPD.-Fraktion, bei Erteilung von Liefer¬
aufträgen auf Einhaltung der tariflich festgelegte«
Lohn- usw. Bedingnngen zn achten.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungstusten des Genossen-
schllftsuorstandes der Rheinischen landNnrtsclM-
liehen Bcrufsgenosscuschaft für das Kalenderjahr
1930.

10. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts-
Plan für die Besoldungen und anderen persönliche'
Ausgaben der Provinzialbeamten bei der Landes-
Versicherungsanstalt Rheinprovinz für das ""'
lendeujahr 1930.

11. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für das Provinzialinstitut für Arbeits- """
Berufsfurschung für das Rechnungsjahr 1930.

12. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Förderuug vou Kunst und Wisl""
sehnst für das Rechnungsjahr 1930;
in Verbindung hiermit ,

Antrag der SPD.-Fraktiou zu Drucksache 15, b",
Herabsetzung des unter Titel V 1 des Haushalt»'

37.

38.

39
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13.

'14,

4ü.

!,!,

17,

15,

19.

59,

51

52,

53,

Plans über die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft vorgesehenen Betrages von 160 000 RM auf
W0 00N RM, und
Antrag der KPD.-Fmktion auf Streichung der im
'Etat vorgesehenen Mittel zur Unterhaltung von
Baudenkmälern und Verwendung dieser Mittel für
Erwerbslose,
Antrag des I. Fachausschusses zu den, Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Ver¬
teilung der nnter Titel V, l des Haushaltsplans
über die Förderung von Kunst und Wissenschaft für
das Rechnungsjahr ,930 vorgesehenen Mittel im
Betrage von ,60 000 RM.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Pruvinzialmuscen für das Rechnungs¬
jahr 1930.

Autrag des I. Fachansschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialansschusses, betr. Aenderung
»cs Reglements über die Leitung uud Verwaltuug
der Provinzilllmusceu zu Bonn und Trier.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für gewerbliche Zwecke für das Nechnnngsiahr
1930.

Antrag des I. Fachansschusses zu dem Antrage der
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei auf
Bereitstellung einer größeren Summe zur Be-
tampsnng der Tuberkulose in der RheinproUinz.
Antrag des I. Fachansschusses zu dem Antrage der
^D..Fraktiun zu Drucksache Nr. 39 auf Ein-
'chuug eines Betrages von «MONORM in den
Haushaltsplan zur Bekämpfung der Tuberkulose
"n Rheinland, insbesondere in der Gifcl,
Antrag des I. Fachansschnsses zu dem Bericht und
Antrag des Proviilzialllusschusses, betr. die gut¬
achtliche Stellungnahme zn dem Autrage der Land-
Nemeindc Nheinhausen, Kreis Mors, auf Ver¬
leihung der Städteordnung.
Untrng des I. Fachansschnsses zu dem Bericht und
"»trag des betr. die Ge-
neiimügung Her Uebernahme neuer Aktien des
^Heinisch-Wlcstfälischeu Elcktrizitätswerts zu Essen,
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht uud
^n rag des Provinzialausschusses, betr. Unter¬
st teilu!,,g von W Prozent der auf deu Provinzial-
«f"""d eutfallendeu Garantieleistungen für den
-"ciltellandkanal auf die besonders interessierten
lueinischeu Stadt- und Landkreise.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
^"onalsuzialistischen Deutschen Arbeiterpartei, bei

er Rcichsregierung iuegen der unverzüglichen In¬
angriffnahme des Baues des Aachen—Rhein-
Kanals vorstellig zu werden-
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
"rbandes katholischer kaufmännischer Vcreiui-
unngen Deutschlands, e. V,, Sitz Essen, betr. Maß¬

nahmen zur Behebung der wirtschaftlichen Notlage
in Stadt und Kreis Düren.

51. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Fraktion aus Bereitstellung von 1 Million
RM zur Linderung der Notlage der Steinarbeiter
im Oberbergischen und Mahen'er Gebiet und
zu dem im Fachausschuß gcstellteu Antrage der¬
selben Fraktion, betr. Notlage der Arbeiterschaft
der Rheinischen Bimsindustrie.

55. Antrag des I. Fachansschnsses zu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Vultsdicnst uud Nauerpartei,
betr. Heilighaltung des Eharfreitages und Fron¬
leichnamstages in Orten mit gemischt-konfessio¬
neller Bevülkeruug.

56. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Volksdienst und Bauern¬
partei, betr. religiöse Veranstaltungen im Rund¬
funk.

57. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Hochblluabtcilung für das Rechnungsjahr
193l>.

58. Antrag des III, Fachausschusses zu den. Antrage
der SPD.-Frattion, betr. Beschaffung gesunder
Wohnungen für wohnungsbedürftige Arbeiter, An¬
gestellte und Beamte,

59. Antrag des IU, und iV, Fachansschusses zu dem
Antrage der Wirtschaftspartei, allen Bauaufträgen
im Hoch- und Tiefbau die von der Reichs- und
Preußischen Staatsrcgiernng empfohlene Ver-
dinguugsordnnng für Bauleistungen zu Grunde zu
legen.
Autrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zeutrumsfraktion, betr. Neubau der Provinzial-
Taubstummenanstalt in Aachen,
Antrag des I>>. und I. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend
1. den derzeitigen Stand der vom Proviuzial-

verband der Rhcinproviuz für Anstalten und
Einrichtungen der privaten Wohlfahrtspflege
übernommenen Bürgschaften und der beim
Preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt
zurWeitcrleituun an Giurichtuugeu der privaten
Wohlfahrtspflege aufgenommenen Darlehen;

2. die im Jahre 1929 auf Grund der dem Pro-
vinzialausschuß durch deu 75. Proviuziallandtag
erteilten Ermächtigung überuommcnen Bürg¬
schaften und Darlehen;

3. erneute Ermächtigung des Proviuz.ialllusschusses
im Rechnungsjahr 193« Darlehn zur Weiter¬
leitung an Einrichtungen der freien Wohlfahrts¬
pflege aufzunehmen.

62. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD,-Frattion, betr. Vorlage einer Auf¬
stellung über die dem Earitasverband und anderen

60,

01,
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Organisationen in den letzten Jahren überwiesen««
Mittel,

63, Antrag des lll, und l, Fachausschusseszn dem
Bericht und Antrag des Provinzialansschnssrs, betr.
nachträgliche Genehmigung zur anderweitige»
Verwendung eines Teilbetrages von rund 36 000
RM ans den in dem außerordentlichen Haushalts¬
plan für 1929 unter Titel IV, 6 für Ankauf des im
Kreise Dürcn gelegenen Gutes Hommelsheim be¬
reitgestellten Mitteln-

61. Antrag des lll. und II. Fachausschusseszu dem
Gericht nnb Antrag des Plovinzialansschnsses,
betr. Unterbringung von Trunksüchtigen und
leichtkranken Geisteskranken in dem bisherigen
Provinzial-Erziehungshcim Fichtenhain.

«5i. Antrag bes III. Fachansschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Proviuzial-Arbeitsaustalt iu Vrau-
weiler für das Rechnungsjahr 1980.

66. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
ber Wirtschaftspartei, betr. Ausstellung einer
Bilanz über die Netriebe ber Arbeitsaustatt Brau¬
weiler nach kaufmännischen Grundsätzen.

67. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
ber Wirtschastspartei, betr. Beschränkung der
Tätigkeit der industriellen und gewerblichen Be¬
triebe der Arbeitsanstalt auf den eigenen Bedarf.

68. Antrag des III. Fachansschusses zn dem Antrage
der KPD,-Frnttion, die Revisionen ber Provinzinl^
Arbeitsanstalt dnrch die Provinzialkommission alle
Vierteljahre vorzunehmen.

69. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
ber KPD,-Fraktion, betreffend Behandlung der
Korrigenbcu,

70. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Proviuzial-Heilstatte in Fichtenhain
für das Rechnungsjahr 1930.

71. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über blls Nanbesfürsurgewescn für das
Rechnungsjahr 1930.

72. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Antrage
der Fraktion Christlicher Volksdienst nud Bauern¬
partei für eine beschleunigte Durchführung eines
Neichsgesetzes über die Vewahrungs- und Wanber-
fürsorgc zwecks Herabsetzung der hohen Auf¬
wendungen für lanbhilfsbebürftige Personen ein¬
zutreten,

73. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Zu¬
nahme der vom Lan'desfürforgeverband unter¬
zubringenden Geisteskranken und die Schaffung
weiterer Anstaltsplätze «durch Ausbau der Pro-
Vinzial-Heil- und Pflegeanstalt Audernach.

71. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts-
Plau über die Provinzial- Heil- und Pflege-
anstalten, einschließlich der ProuinMl-Kinder-

75,

76.

.7

7^

79

^!,

81,

82,

83.

8!.

X,.

!-'!',.

anstatt für seelisch Abnorme und des Provinzial-
Fürsorgeheims für Psychopatische Mädchen für
bas Rechnungsjahr 1930.
Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
auf Einführung einer strengeren Beaufsichtigung
und Kontrolle der rheinischen Pflegeanstaltcn,
Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über Anstaltsfürsorge für Geisteskranke
usw. für das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über Krüppclfiirsorge für das Rechnungsjahr
1930,
Autrag des III, Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Orthopädische Proviuzial-Kiuder-
Heilanstalt in Süchteln für bas Rechnungsjahr
1930.
Antrag des III, Fachausschusses
ü) zu den: Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses, betr, die Uebernahme der Paten¬
schaft durch den Rheinischen Prouinz'ialverbaB
für den deutscheu Kriegcrfriedhof bei Mnison
blnnchr, Gemeinde Neuwille St, Banst;

K) zu dem Antrage derKPD.-Fraktiun, betr. Ver¬
wendung der für «die Uebernahme der Paten¬
schaft für den deutschen Kriegerfriedhof bei
Maison Manche, vorgesehenen M0 000RM für
die Speisung und Uutcrstiitznng der Kinder
von Kriegsbeschädigten und Hiutcrbliebeuen.

Antrag des III, Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über Ne Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kricgerhinterbliebene für das Rechnungsjahr 1930.
In Verbindung hiermit
Autrag der KPD,-Fraktion auf Einstellung eines
Betrages von 1,25 Millionen RM In den (5tat zur
Durchführung von Winterhilfömaßnahmen für
Kriegsopfer,
Antrag des III, Fachausschusses zu den, Antrage
der KPD.-Frattion auf Ginstellung vou 1 Million
RM zur Unterstützung hoffender Fraueu.
Antrag bes II. Fachausschusses zu dem Hanshalts¬
plan über das Taubstummeuwescu: Pruuinzwl-
Tllubstummeuanstalten (Schulen) für das Rech¬
nungsjahr 1930.
Autrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts-
plll», betr. das Provinzial-Taubstuunnenheim in
Euskirchen für das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Hnnshalts-
pllln, betr, das Bliudeuwcsen für das Rechnungs¬
jahr 1920.
Antrag bes II, Fachausschusses zu den, Haushalts¬
plan über das Hcbammenwcsen für das Rechnungs¬
jahr 1930.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. die Fürsorgeerziehung Minderjähriger
für das Rechnungsjahr 1930,
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87. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion Christlicher VolMienst und Bauern-
Partei auf Unterbringung der Fürsorgezüglinge in
Familienpflege.

88. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Abstandnnhmc von der
Einziehung der Renten entlassener Fürsorgc-
zöglinge..

89. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattion, betr. Entlassung des Direktors
des Fürsorgeerziehungsheims Halfeshof zu So¬
lingen.

W, Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Betreuung dissidentischer
Kinider.

91. Antrag des II. ^Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betr. die Provinzial-Erziehungsheime für
das Rechnungsjahr 1930.

92. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. das Landesjugendamt der Rhein-
Provinz für das Rechnungsjahr 1930,
In Verbindung hiermit
Antrag der KPD.-Frattion, betr. Einsetzung
eines Netvages von 100 000 RM in den Haus¬
haltsplan zur Einrichtung fahrbarer Schulzahn¬
kliniken.

93. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der Fraktion der Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei, betr, Gewährung eines Betrages
aus Mitteln des Landesjugendamtes an den
Turnverein, e. V,, Betzdorf-Sieg, zur Abtragung
der aus dem Neubau seiner Turnhalle her¬
rührenden Schulden,

94. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD,-Fraktiun, betr. Ausarbeitung einer
Denkschrift durch das Landesjugendamt über tue
in der Rheinprovinz vorhandene Kinderarbeit.

95- Antrag des II. Fachausschusses
") ,w dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betr. die Verwendung der dem
Landesjugendamte zur Durchführung von
Hilfsmaßnahmen für kinderreiche Familien zur
Verfügung gestellten Mittel;

l>) zu den. Antrage der KPD.-Frattion zu Druck¬
sache Nr. 17 auf Erhöhung der für Zwecke der
Jugendfürsorge zur Verfügung gestellte!!
200 000 RM auf 500 000 NM und Verteilung
dieser Mittel uuter Hinzuziehung der dissi¬
dentischen Fürsorge und der internationalen
Avbeiterhilfe,

96- Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
dcr Fraktion der Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei, betr. stimmberechtigte Vertretung
un Landesjugendamt,

97. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr, Aenderung
der Satzung des Landesjugendamtes der Rhein-
Provinz,

W. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Neuwahl
von Mitgliedern des Landesjugendamtes der
Rheinproviuz.

99. Antrag des II. Fachausschusses
ü) zu dem Antrage der KPD.-Fraktion, betr.

Bekämpfung von Schmutz und Schund durch
das Landesjugendamt;

b) zu dem Antrage der Fraktion Ehristlicher
Voltsdienst und Bauernpartei auf Erhöhung
des für die Bekämpfung der Schmutz- und
Schundliteratur im Haushnltsplau eingesetzten
Betrages,

100. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der SPD.-Frnktion, betr. Förderung des Licht¬
spielwesens.

101. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
des Landcsausschusses der Rheinischen Jugend-
Verbände in Düsseldorf ans Bereitstellung eines
Betrages von eventuell 250 000 RM. zur Förde¬
rung der Grholuugspflcge für erwerbstätige
Jugendliche im Alter von 11 bis 1^ Jahren.

Vorsitzender Dr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet.
Die Niederschrift über die Plenarsitzung vom Dienstag
liegt auf dcni Tische des Hauses offen. Schriftführer
für die heutige Sitzuug find zunächst die Herren Abge¬
ordneten Andres und Dr. Dichgans.

Es sind weiter Anträge eingegangen, die Sie unter
Nr. 125—127 der Drucksachen auf Ihre Plätze verteilt
finde»,

Dauu ist soeben noch ein Antrag der kommunisti¬
schen Fraktion eingegangen, der dahin geht, die Mit¬
glieder der Provinzialtommissiun für Straßenbau halb¬
jährlich in Kenntnis zn setzen über den Stand der
Straszenbauarbeiten und über die Vergebung von Ar¬
beiten und Materiallieferungsllufträgeu.

Ferner ein Autrag der Wirtschaftspartei:
„Die Finanzierung der durch Drucksachc'00 für Kreis-

imd Gemeiudewcgcbnutcn und für Uebernahmestrahen
gegenüber dem von der Verwaltung vorgelegten Haus-
haltsvurschlng zusätzlich verlangte!! 1500 000 RM er¬
folgt durch Iullnspruchnllhme jeuer 2100 000 RM und
durch entsprechende Abstriche an jenen Etatpositionen,
welche die Wirtschaft nicht befruchten."

Weiter ciu Antrag derselben Fraktion, in dein An¬
trage des Pruvinzialausschusses zu Drucksnche 11 in
Ziffer 3 das Wort „gemciuuützigc" durch „private" zu
ersetzen.

Diese Anträge gehe» zunächst noch au die Aus¬
schüsse.^ Damit sind Sie eiuverstaudeu.
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Meine Damen und Herren, ich habe zunächst im
Namen des Ältestenrats Ihnen mitzuteilen, daß
Zweifel darüber eutstauden sind, ob diejenigen Mit¬
glieder kleiner Fraktionen, die nach § IN der Geschäfts¬
ordnung in den Fachausschüssenals Mitglieder mit
beratender Stimme zugetreten siud, das Recht hätten,
nu der Besprechung sich zu beteiligen.Nach der Fassung
des § 10 kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die
so entsandten Mitglieder das Recht haben, sich an der
Besprechung zu beteiligen, natürlich ohne Stimmrecht.
Im Auftrage des Ncltcstcurates mache ich die Herreu
Vorsitzenden der Fachausschüssedarauf aufmerksam.

Dann hat sich der Acltcstenrat soeben mit der Ge¬
schäftslage befaßt. Sie haben die Tagesordnung für
die heutige Sitzung vorliegen; ich war ermächtigt, sie
aufzustellen. Ich nehme an, daß Sie mit dieser Auf¬
stellung cinberstandcn sind, und stelle fest, daß Wider¬
spruch sich dngegeu nicht erhoben hat. Der Ältesten¬
rat schlägt Ihnen nun bor, wir folgt die zahlreichen
Gegenstände der Tagesordnung zu Gruppen zwecks
gemeinschaftlicherBesprechung nnd Beschlußfassungzu¬
sammenzufassen. Gleichzeitig hat der Ältestenrat be¬
schlossen, Ihnen vorzuschlagen, die Redezeit für die
einzelnen Gruppen wie folgt festzulegen. Wenn Sie
gütigst notieren wollen.

Es sollen zn gemeinschaftlicherBesprechung nnd
Beschlußfassungzusammengefaßt werden die Nummern

2— 9 einschl. Redezeit 30 Minuten,
1N-13 „ „ 10 „

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Nummern
> 4, 1 5 u u d 1N auf Freitag zn vertagen, ferner
zusammenzufassendie Nnmmcrn

17—25 einschl. Redezeit 20 Minuten,
2« für sich ., 5

27—38 einschl., ferner
hinzngeuommcn Nr. 54 „ 30 „
die Nummern 39, IN nnd 41 selbständig für sich,

Redezeit je 5 Minute»,
die Nr. 42—45 zusammengefaßt, Redezeit 15 Minuten,
Nr. 4« für sich „ 5
„ 4? und 4« zusammenfaßt, „ IN

die Nr. 49, 5N, 51, 52 und 53 jeweils für sich,
Redezeit je 5 Miuutcu,

Nr. 54 ist mit deu Nummern 27—38 verbunden,
„ 55u. 56 zusnmmeugcnommcn,Redezeit IN Minuten,
„ 57U.5N „ w
" "' „ 5
" «1-62 I IN I
,, 63 5
" <"-72 I 15 I
,. 73—76 10
" 77-78 I w ".
« 79 für sich .. 15
., 80 uud 8l je für sich „ je 5
« 82-94 einschl. ,. io

Nr, 85 für sich Redezeit 5 Minuten,
„ 86 bis einschl. 91 „ 20

dann der Schluß Nr. 92—101
zusammengefaßt „ 30

Nach der Geschäftsordnung bedarf die Festsetzung
dieser Redezeit der Zustimmung des Hanfes, »ud zwar
mit Dreiviertelmehrheit. Ich bitte diejenigen, die für
den Autrag des Aeltestenausschussessiud, sich zu er¬
hebe». Das ist die erforderliche Mehrheit. Gs ist so
beschlossen.

Dnnu mache ich auf den Giugaugssntzunserer Tnges-
ordnung aufmerksam, wo es heißt: „Gemäß 8 16 Abs. 3
der Geschäftsordnung für den Proviuzinllandtag kann
der Vorsitzende Gegenstände der Tagesordnung, zu
denen nach Ablauf einer Stunde nach Beginn der
Sitzung keine Wortmeldung vorliegt, außer der Reihe
zur Beschlußfassungstellen." Ich bitte also die Dame»
nnd Herren des Kollegiums, die zu einzelnen Punkten
das Wort habe» wollen, sich bei dem Herrn Schrift¬
führer Andres hier zn melden. Dort werden die Wort¬
meldungen notiert. Nach tz >6 Absatz 2 muß ich mir
vorbehalte», we»» Wortmeldungen z» Punkten nicht
vorliegen, »ach ei»er Stunde diese Punkte vorwegzu¬
nehmen.

Dann schlägt Ihnen der Ältestenrat vor, heute bis
4 Uhr durchzutageu. Um 4 Nhr wird dann SitzmM
des Provinzinlansschnsses sein, die längere Zeit in An¬
spruch uimnit. Außerdem hat sich der Geschäftsord-
nimgsansschnß »och mit deu beide» Sache» z» befassen,
die »och »icht erledigt sind. Auch der Vorsitzendedes
Geschäftsordnnngsansschnsses wird gebeten, den Aus¬
schuß »ach dem Plenum, also nach 4 Uhr, zn berufe».
lZnruf des Abgeordneten Hnuck: Das ist schon ge¬
schehen!)

Dann schlägt der Altestenrat Ihnen bor, morgen
um <0^ Uhr mit der Sitzimg z» begiime». Vorher,
«m lO Uhr, soll eine Sitzmig des Ältestenrates sein-
Gs wird auch der FachausschußI sich noch mit mehreren
Sache» z» befassen hnbeu. Der Ältestenrat empfiehlt
dem Herrn Vorsitzenden dieses Fachausschusses, dc»
Fachausschuß I vor der Vollsitzuug zu berufen.

Wir trete» »»»mehr iu dir Tagesordnung ein. Die
Punkte 2—9 werden gemeinschaftlichbehandelt: An¬
trag dcs I. Fnchausschusses zu demHaus °
hnltsplau über die Verwaltungskosten
der üandcsbant der Rhein Provinz fü^
dns Kalenderjahr 19 3 0, sowie die damit ver¬
bundenen Punkte 3 — 9.

Berichterstatter zu den Punkten 2—4 ist Herr Abge¬
ordneter Dr. Hage», dem ich das Wort erteile.

Abgeordneter Dr. Hagen: Der Herr Vorsitzende
wird mir gestatten, zunächst die Mitglieder des I. Faw°
nnsschnsseszu bitten, morgen nm 9.45 Uhr sich Pü»"'
lich zur Sitzuug zusammeuzufiudeu.
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Meine Damen und Herren, zn Pnntt 2: Antrag des
I. Fachausschusseszn dem Haushaltsplan über die Ver-
waltungskosten der Landesbant der Rheinprovinz für
das Kalenderjahr 1!«0 habe ich im Plenum nichts zu
sagen. Ich nehme n», daß Sie von dem Haushalts¬
plan der Landesbant Kenntnis genommen haben und
daß es Ihnen ergeht, wie es anch dem I, Fachausschuß
"'gnngeu ist, der zu diesen Positionen Erinnerungen
nicht zu mache»hatte. Wenn das der Fall ist, darf ich
auuchme», daß Sie mit Puukt 2 der Tagesorduung
«»verstanden sind.

Was die Puukte 3 uud 1 der Tagesordnung betrifft,
u haben Sie die Berichte uud Anträge in den Druck¬

sachen N und 12 in Händen. Ich nehme, da es sich hier
nur um dir Wahlperiode handelt, nu, daß Sie auch
damit einverstanden sind.

Sodann möchte ich nm die Erlaubnis bitten, einige
">urte über die Tätigkeit der Landesbank der Rhein-
druviuz vou dieser Stelle aus nn Sie zn richten. Meiue
-"amen uud Herren, die Landesbant hat im ver¬
gangenen Geschäftsjahre eine schwierige Aufgabe zu cr-
Mlleu gehabt. Es ist ohne weiteres klar, daß sie durch
d"'ru Erfüllung nicht allen Ansprüchen, die an sie her¬
angetreten sind, in Anbetracht der Zeiten gerecht
""den konnte. Ich möchte aber feststellen,daß die
^»eraldirrktiun der Landesbank nnch im vergangenen
^nhre in vollem Umfange den Aufgaben gerecht wurde,
°N' sie zn erfülle» hatte. Diese Aufgabe» bestehe» »ach
'neiueni Dafürhalten hauptsächlich darin, daß sie für
^U' finanzielle Sicherheit der Rheinprovinz Tag für
"'g sorgt ii»d weniger in diesen schwierigenZeiten
°a»ach trachtet, besonders gute Geschäfte für die
^nudesbaiit' imd damit nnch für die Provinz zn machen.
^»» das beste Geschäft, das sie machen kann, ist, daß
°" Nnssigkeit der Landesbant über jedem Zweifel er¬
labe» bleibt nnd daß die Landesbant der Rhewpro-
"'nz z» deujeuigru Institute» gehört, die sich »»bedingt
""d fest a» die Traditionen der deutschenReichsbant
anklammern.

In diesem Jahre, seit dein 1. Januar, sind die
«lnnnzverhältnisse in der ganzen Welt, speziell in
^"rupa und damit auch i» Deutschland, andere gc-
'""rdrn, als sie bis dahin waren. Daraus wird vielfach
""' Trugschluß gezogeu,daß der Kapitalmarkt bei u»s
"',ch eine erheblicheVerbessern»« bereits erfahre» hat.
^ Disto»tpolitik, die von der deutschen Reichsbant
""ritet wird, mnßtc zeigen. Wie schlecht es der Wirt¬

en geht, den» sie hätte »»trr keinen Nmstä»de„
''">W nm 1. April auf 5 Prozent mit dem Distout

zurückgehe,,können, wenn die Bedürfnisse der Wirt-
"'"N größere gewesen wäre» oder Wenn sie sich auch
">r einigermaßen so entwickelt hätte», wie es bis dahi»

b" Fall war.
Ich möchte bei dieser Gelegenheit vor allen Dingen

°"n»f aufmerksam machen, daß die deutsche Lnudwirt-
""aft unserer ganzen Fürsorge bedarf, die Fürsorge des

ganzen Landes notwendig hat, nm nnch in Zukunft
ihre Existenz als - ich »lochte fast sage» ^ dem ersten
Stund, den wir haben, zn rechtfertigen. Die deutsche
Lnudwirtschnstin allen ihren Teilen ist in einer gerade¬
zu katastrophale» Lage, und die anderen Wirtschafts¬
teile im DeutschenReich sind in die absolute Notwendig¬
keit versetzt, alles, was in ihren Kräften steht, zur Hilfe
der deutscheu Landwirtschaft zn tun. Deshalb anch
mein Mahnruf nu die Geueraldirettiou der Landes¬
bant, daß sie, was sie nur glaubt vernutworten zn
tonne», zugunsten der Landwirtschaft aufwendet. Ich
bin überzeugt, der Verwaltungsrat der Laudcsbanl
wird in seiner Gin ficht für die Notlage der Landwirt¬
schaft diesen Vorschlägenauf alle Fälle gern zustimmen.
Damit ist »icht gesagt, daß die Ln»desba»t vo» ihren
Grundprinzipien abgehen darf. Es ist nnch nicht gc-
sngt, dnß sie Risiken eingehen dnrf, die iiber ein erträg¬
liches Maß hinausgehen. (Zuruf des Abgeordneten
Hnnte: Es bleibt alles beim alten!) Aber es bleibt,
ohne daß alles beim alten bleibt, fiir die Landwirtschaft
seitens der Landesbant Großes zn leisten, namentlich in
der Höhe der Veleihnng, in der Ermäßigung des Zins¬
fußes nnd in einer ganzen Reihe von Dingen, dir sich
hier natürlich »icht alle aufzählen lassen, die aber von
der Landesbant dem großen Ganzen gegenüber verant¬
wortet werden lann, wenn sie damit einer so kata¬
strophal verarmten Gemeinschaft zu Hilfe kommt.
Darüber hinnus, meiue Dnmrn nnd Herren, bitte ich
Sie nber alle, in Ihren Kreisen dafür Sorge zn tragen,
daß die ünndesbank nicht mit Anträgen überhäuft wird,
denen sie nicht gewachsenist. Gerade in der jetzigen
Zeit, in einer Uebergangszcit, von der wir hoffen, daß
sie nicht zu lauge dauert, daß auch a»S der besseren
Diskont- nnd Finanzwirtschnft nach u»d »ach der
Kapitalmarkt profitiert, mnß die LnndeSbanl mit aller
Energie dnrnnf hinarbeiten, daß sie die Flüssigkeitbe¬
hält die sie sich in weitem Maße verschafft hat. Ich
freue mich, hier ausdrücklichfeststelle,,zu können, daß
die Flüssigkeitder Landesbant eine erfreulicheund eine
solche ist, die uns allen die Garantie dafür bietet, dnß
die Stellung der Landesbant unerschütterlich bleibt.
Sie m»ß darauf sehe», daß diese Stell»»« gewahrt
bleibt dem, nur dann, wenn die gcwerbercichstc Pro¬
vinz des Deutschen Reiches, die dem Westen am »leisten
vorgelagert ist, in der Welt als ein r°cber äe br°n-e
dasteht wenn man von ihr sagen kann, daß sie unter
alle» Umstände»»ud zu jeder Zeit ihre Verpflichtungen
erfüllen tan», kann die Finnuzwirtschnft iu der Rhe,u-
provinz sich s« «Malte,,, daß sie, wenn erforderlich,
allen Ständen zu Hilfe kommen imrd.

Ich verfehle nicht, mein volles Vertrauen zn der
Leitung der Landesbant in jeder Beziehung anszn-
svrechen Ich glaube nnch nicht zuviel zu sngeu, wem,
ck, dabei der Lnndwirtschnft verspreche,daß innerhalb

der Verwaltung der Landesbant sowohl brim Ver¬
waltuugsrat Wie bei der Gencrnldirektio» alles ge-
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schehe»wird, was nur möglich ist, um der Landwirt¬
schaft zn Hilfe zu kommen. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu dc» Pnuktcu 5—9
ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Hartmann,
dem ich das Wort gebe.

Abgeordneter Dr. Hart m ann : Meine Damen
und Herren, in dem Bericht des Pruvinzialausschusses
ist der Nachweis erbracht wurden, daß die Provinz so¬
wohl wie die damit verbundenen Institute Erhebliches
zur Förderung des Kleiuwuhuuugsbaues geleistet haben.
Der I. Fachausschußhat infulgedesscumit Genugtuung
von dem Bericht Kenntnis genommen und empfiehlt
dasselbe dem Proviuziallaudtag.

Es ist in dem Bericht der Antrag gestellt »norden,
300 000 RM zur Verbilligung von Darlehen fiir
Wohnungen minderbemittelter kinderreicher Familien
zur Vcrfüguug zu stelle». Der Prouinziallandtag hat
schon iu deu frühereu Tagungen zum Ausdruck gebracht,
daß er es als seiue Aufgabe ansieht, ans knltur- nnd
bevölkerungspolitischenGründen der besonderen Woh¬
nungsnot bei kinderreichen Familien zn steuern. Er
hatte infolgedessen200 000 RM in den Etat eingesetzt.
Der vorjährige Provinzinllnndtag hat aber den Pro-
vinzialansschuß ermächtigt, über die 200 000 RM bis
zu 300 000 RM auszugeben. Dem ist der Provinzial-
ansschuß im verflossenen Jahr nachgekommen. Der
I. Fachausschuß steht auf dem Standpunkt, wiederum
300 000 RM in den Etat einsetzen zu lassen mit Rück¬
sicht darauf, daß im letzte» Jahr eine wesentlicheVer¬
besserung auf dem Wohmmgsmartte »icht emgetrete»
ist. Er empfiehlt Ihnen deshalb die Annahme des
Antrages des Pruvinzialnusschnsses.

Im Zusammenhang damit hat die Sozialdemokrati¬
sche Partei beantragt, für die Erstellung von Zwei-,
Drei- und Vierzimmrrwuhnnngen für Minderbemittelte
auf gemeinnütziger Grundlage weitere 100 000 RM
als Vcrbillignngsfonds in den Etat einzusetzen. Der
Fachausschuß ist der Auffassnug des Pruvinzialnus¬
schnsses bcigetreten', er empfiehlt Ihnen die Ablehnung
dieses Antrages, einmal, weil er mit dem Provmzial-
nnsschnß der Auffassung ist, daß ganz erheblich höhere
Mittel notwendig sind, wenn wirklich etwas Durch-
greifeudcs auf diese»! Gebiete veranlaßt werden soll.
Zum andern ist auch der I. Fachausschuß der Auf¬
fassung,daß es zn den Aufgaben der Gemeinde gehört,
diese allgemeine Wohlfahrtspflege zu treiben, zumal
uur die Gemeinde in der Lage ist, die richtige Auf¬
wendung der Mittel zu veranlassen, ebensu auch die
Kuntrulle darüber nnszuübeu.

Weiter hat die SuzialdemukratischePartei beantragt
daß der Verwaltnngsrat der Landesbnnk ersucht werden
soll, dafür Sorge zn tragen, daß über den in Aussicht
gestellten Betrag von 5 Millionen RM hinaus mög¬
lichst weitere 15 Millioue» RM zur Förderung des
gemeinnützige»Wohnungsbaues zu einem angemessenen
Zinsfuß zur Verfügung gestellt werden. Der Fachaus¬

schuß empfiehlt Ihnen die Annahme dieses Antrages
schou deshalb, um uicht dem Optimismus, der in diesem
Antrag zn»! Ausdruck kommt, entgegenzutreten.

Mit dem Antrage der SPD. auf Bereitstellung von
100 000 RM für Minderbemittelte ist gleichzeitig der
Antrag der KPD. zur Erledigung zu bringe», der diese
Mittel den Gemeinden überweise» will. Nachdem der
Antrag der SPD. zur Ablehnung empfohlen wird,
wird natürlich auch der Autrag der KPD. damit falle»
müssen.

Ich darf dann zn Pnntt 0 der Tngcsurdnnng über¬
gehen. Es wird bei Punkt 0 gebeten, diesen Antrag
dem Proviuzialausschnß zu überweise!!, zumal Reich
uud Staat sich mit derselbe» Frage zur Zeit beschäftige»
und Wohl VermilassUüg nehmen werden, wie in
früheren Jahren, Mittel ans dc^r werteschnffendenAr¬
beitslosenfürsorge bereitzustellen.

Bei Punkt 7 der Tagesordnung beantragt der Fach-
nnsschnß Ueberweisnng an den Verwaltnngsrat der
Landesbank als Material, nachdem i» dem Antrage
von den Antragstellern die Worte „zn verbilligten Zins¬
sätzen" gestrichenwürden.

Bei Pnnlt « der Tagesordnung ist auch eine andere
Wortfassüug gewählt wurden. Die Fassung ist jetzt
folgende: „Der Pruvinzialnnsschnß wird beauftragt, im
Ei»ver»eh»!c» mit der La»desba»t Mittel »nd Wege
zn finden, die Zinsen für die landwirtschaftlichenDar¬
lehen suweit als möglich unter Streichung der fulgen¬
de» Worte — baldigst herabzusetzen." Auch dieser An¬
trag wird zur Ueberweisnng an den Verwaltnngsrat
empfohlen.

Zu Punkt 9 der Tagesordnuug empfiehlt der
I. FachausschußAblehnung des Antrages. Hier handelt
es sich nicht, wie in dein Antrage zum Ausdruck ge¬
bracht wird, n»! eine Niederschlagung, sondern es
handelt sich tatsächlich »m die Gelder, die die Landes-
ba»t als Darlehen nnd bankmäßigeKredite gegeben hat.
Eine Niederschlagung würde dem Pruvinziallandtagc
nicht znstehen, suuderu es würde» uur die Mittel zu
bewilligen sein, diese Pusten etwa niederzuschlagen.Der
I. Fachausschuß ist aber der Auffassung, daß diese Kre¬
dite zurückgezahlt werdcu müssen, so wie es den Dar-
lehnsschnldüer» gegeüüber gleich bei der Hergäbe de^
Darlchns anch zum Ausdruck gebracht wurden ist. Der
Fachausschuß beantragt deshalb Ablehnung dieses An¬
trages.

Vursitzender Dr. I arres : Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine Damen n"d
Herren, ans den Worten des Herrn Berichterstatters
zu Punkt 2 nnd 3 der heutigen Tagesordnung haben
wir ersehen, daß heute Wohl fraglos die Mehrheit diesem
Hauses gewillt ist, die Landwirtschaft bis zur Rcuta-
bilität in ihrer Produktion nnd ihren sonstigen MaU'
nahmen zn förder». Wir freuen uns darüber gaus
besonders.
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Wir haben aber zn diesen beiden Punkten einen
Antrag gestellt,wonach wir aus den Darleguugen übcr
die Diskontpolitik und namentlich über die Flüssigkeit
der Landesbank den Schlich ziehen, daß wir auch hier
Nlcich mit eine»! praktischenVorschlage hinsichtlichder
Zinspolitit, wie sie bisher der Landwirtschaft gegen¬
über gehalten wurden ist und wie sie auch in Nr. 8 der
Tagesordnung ans einen Antrag des Christlichen Volks¬
dienstes nnd der Bauernpartei znm Ausdruck kommt,
dafür sorgen, daß die Landesbank eine gewisse Richt¬
linie erhält. Wir sind der Auffassung, daß der Vcr-
waltungsrnt der Laudesbnnk der Rhrinprcwinz hin¬
sichtlich der Zinsen für landwirtschaftlicheKredite auch
unter die Selbstkostenfür die Kapitalien heruntergehen
sull, die in der Landwirtschaft weiter fließe» sollen und
müssen, selbst wenn dadurch vorübergehend der Gewinn
und die Rückstellungenbis aufs äußerste geschmälert
Werden sollten. Ich glaube, Weitcrc Worte zu der Lage
der Landwirtschaft hier unterlassen zn können, da ja
die maßgebendenParteien bzw. die Mchrhcit dcs Hauses
sich auf eine gemeinsame Linie geeinigt haben.

Ich habe dauu zu Punkt 8 der Tagesordnung noch
^> sagen, daß wir bitten, daß Sie diesen Antrag, trotz-
°"n der Ausschußzu einen, anderen Resultat gekommen
m, annehmen möchten. Seinerzeit sind die Darlehen
'Ur die Hochwassergeschädigtenim Betrage von zirka
^5 Millionen RM dem Herrn Oberpräsidenten zur
^"'fügung ^'stellt ,,„d ^„ diesem auf dic einzelnen
Geschädigten verteilt worden, nnd zwar gcschrnkweise,
",' der Hauptsache wenigstens. Ein kleiner Teil Von
tucscn 25 Millionen RM ist als Darlehen wciler-
M'gel'en worden. Ferner hat die Landcsbant dann Krc-
b'te gegeben. Die Darlehnsnehmer haben nicht gewußt,
üb die Kredite vom Reich, vom Staate oder von der
^nndesbnnt waren, nnd sind erst in späteren Entwick-
uugsstudic» bei der Ucberführnng in langfristige Dar-

'"'"> nnd in prolongierte Wechsel usw. sich darüber
N"uz klar geworden. Hier liegt eine schwere Uügerech-
»ltcit ^. ^.^ ^^ ^. Provinz sich bcreit erklärt

!"l. den Maßnahmen Preußens ans diesem Gebiete m
>c°"- Weise zn folgen, so hat sich doch der Znstand ent¬
wickelt, daß z. V. in, Prcnßischcn Landtage die Provmz
Brandenburg die Niederschlagung der Kredite vorans-
Nchtlich erreicht. Der Hanptnnsschnß hat einen cnt-
Wn'chrndcnAntrag für das Plenum gestellt, wahrend
«wr aus deu Verhandlungen, die in dem Fnchansschnß
'Un,t genügend geklärt worden sind, eine Ablehnung
°ss Antrages sich ergeben tonnte. Ich möchte also ans
°" tiefe Ungerechtigkeithinweisen, die dic Verlullignng
und die Parallelarbeit in vielen Verwnltnngsbchördc»,
>" selbst in Provinz, Länder» nnd Gemeinden uns vor
^ugen geführt hat.

Vorsitzender l)r. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Dr. Weingarten.

Abgeordneter Dr. Weingarten : Meine Dame»
""d Herren,, ich möchte dic Ansicht meiner Freundr

von der Wirtschaftspartei zu Punkt 5 der Tagesord¬
nung vortragen. Wir bitten, die Anträge abzulehnen,
und zwar auch den Antrag des Pruvinzialansschnsses.

Wir stehen mich auf dem Standpunkt, daß der Woh¬
nungsbau gefördert werden muß nnd daß dem Bau¬
gewerbe Aufträge zugeführt werden müssen,weil auch
uns bekannt ist, daß das Baugewerbe als Schlüssel-
gewcrbc eiuc gauzc Reihe vou Gewerbczweigeu be¬
fruchtet uud Arbeitern Verdienstmüglichkeitenbietet.
Wir glauben aber, daß mit einer Förderung dcs
gemeinnützigenWohimngsbnneS allein uns hier nicht
gcholfcn werden kann. Wir stehen vielmehr auf dem
Standpunkt, daß unter allen Umständen die Privat¬
wirtschaft wieder dnzn gebracht werden muß, sich auf
dem Naumarkt zn betätigen.

Meine Damen nnd Herren, durch deu vorliegenden
Antrag wird aber gerade das Gegenteil erreicht. Die
Erfahrungen der letzten zehn Jahre haben doch zur
Genüge bewiesen, daß mit den bisherigen Mitteln
irgendwelchenennenswerte Abhilfe der Notstände nicht
erreicht Worden ist. Das bisherige System hat eben
nicht zur Beseitiguug der besteheudeu Wohnungsnot
geführt uud führen tonnen. Das Privnttnpitnl muß
deshalb sich wieder dem Wohunngsbau zuwenden. Es
ist nämlich uicht alleiu damit getan, daß »verhnnpt
jemand l>aut, soudern es ist für die deutsche Voltswirt¬
schaft auch außerordentlich wichtig,wer baut uud wer
auf die Dauer baut (Sehr richtig!), wem, die Volks¬
wirtschaft vou deu Fessel»,die ihr heute noch anhaften,
befreit werden soll.

Meine Damen nnd Herren, leider gehen ja auf
Gruud der heute bestehenden gesetzlichenBestimmungen
nnd Richtlinien über die Finanzierung des Wohnnngs-
banes die meisten Mittel dnrch die OesfentlicheHand.
Das muß aber nicht unbedingt zur Folge haben, daß
nun diese Mittel, die dnrch die OesfentlicheHand ver¬
teilt werden, auch wieder der Öffentlichen Hand
als ausführendem Ongan zufließen. Es ist durchaus
möglich,daß diese Mittel von den VertcilnngSstcllcn
dcm privatcu Baugcwerbe zugeführt werden.

Meine Damen nnd Herren, anf die Dnncr ist der
heutige Zustand ja auch uuhaltbar. Das Banen be¬
deutet heute ohue Zweifel ciu Risiko, uud zwar cm
recht großes Risiko, da Wir doch alle hoffen, daß der
Vanindex in, Interesse der nächsten Jahre sinken wird
(«nrnfdesAbgcurdnetenHoffmann: VerfrhlteSHoffen!)
Von diesen, Gesichtspunkt ans ist der private Ban-
nnternchmer, der bnnt, von vornherein an einer ord¬
nungsmäßigen, gründlichen und sorgfältigen Verwal¬
tung scincr crrichtctrn Hänser interessiert, da er cm
evcntnelles Risiko selbst tragen muß uud sein eigenes
Vermöge» znsetzt. Meine Damen nnd Herren, wenn
f>w Oeffcntlichc Hand baut und die gcmcmnntzigcnVnu-

fchlt dicscS Risiko (Znrnf dcs Ab¬
geordneten Hoffmann: Ist ja nicht wahr!), denn wenn
irgendwclchcFchlbcträgc eintreten, so mnß selbstver-
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ständlich wieder die Allgemeinheit diese Fehlbeträge
decken. (Sehr richtig! rechts.)

Meine Damen nnd Herren, interessant ist, das; auch
hei den eifrigen Förderern des tommiliinlcnWohnungs¬
baues, vor allen Dingen den Herren Oberbürger¬
meister», immer mehr die Einsicht Pla^ greift, daß eS
so nicht weitergehen kann. Ich erinnere hier an die
vortrefflichen Ausführungen, die nnser Kollege Dr.
Weitz von der Zentrnmspnrtei im vergangenen Jahr
in der Sonderbeilage der Kölnischen Zeitnng „Komniune
und Wirtschaft" gemachthat. Er kommt dort zu dem
Ergebnis, das; der kommunale Wohnungsbau als
Dauerzustand unbedingt abgelehnt werden muß, weil
er auf die Dauer eiuc untragbare Belastung für die
Gemeinden darstellt. Er hat auch in diesem Aufsatz deu
Standpnutt vertreten, das; die Finanzierung durch die
Hnuszmssteuermittel, wie sie heute vorgenommen wird,
als roh nnd unbefriedigend zu bezeichnenist. Meine
Dameu und Herren, selbstverständlich ist auf die Dauer
eine derartige Fiuauzieruug roh uud uubefriedigeud,
und es Ware im Interesse der Wirtschaft zn wünschen,
wenn diese beginnende Einsicht auch in weitere Kreise
gerade der Kollegen des Herrn Dr. Weitz dringe»
wurde. Leider sind wir davon noch weit entfernt.

Wnndrr» müssen wir nns, das; auch die Herren der
deutsche» «oltspartei dein vorliegende» Antrage zu-
M'stimmthnl,e», die Mittel restlos dem gemeinnützigen
Wohnungsba» znr Verfügung zu stellen, was doch
Prnlt,,ch bedeutet, das, die private Bnuwirtschaft leer
ausgehe» wird. Mei»e Damen und Herren, wir lönnen
nns des Eindrucks nicht erwehre», daß hier die Kreise,
me Interesse an der öffentlichen Bewirtschaftung des
Wohn»ng5markteS haben, ihren maßgebenden Einflnß
auch m de» Fraktionen aasüben, die a» sich den Grund¬
sätzen der Privatwirtschaft zustimmen müßten.

Meine Damen nnd Herren, wir können ans de»
borgetragenen Gründen dem Antrage, wie er vorliegt,
nicht znsti»,n«.„. Wir haben einen Abändernngsantrag
l, . '!"<^ l"'d bereit, den. Antrage znznstimme»,
wc»» das Wort „gemeinnützige"durch „private" ersetzt
^' .«.".""' '""'^" '""ne Frennde sich erlauben,
n, der Abstimmung die namentliche Abstimmung zu
benutmgeu. (Zuruf links: Sie sind ein Gemütsmensch!)

VorsitzenderDr. Ja rres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzler.

Abgeordneter Witz ler : Men.e Damen nnd Herren,
nch den Ausführungen meiner Freunde habe ich nicht

tlärnn^?^'/' -^ k"nn mich anf ei.ie ganz tnrze Gr-
cianing beschranken,und zwar zu dem Pnntt 7.
^nin,^ ?'"'.^"/^"' ^' Landesbank n.öge anch in
'?."''" den ha>.sbesttze,,den «'werbetreibende» lang¬
en Kredite gewalmm. Wir habe» ja a„s derDrnck-

Wche schm. gcsth,,,. daß der Fachansschnß die Ueber-
3 esbank^??/!"°^ "' '"' «erwaltnngsrat der
das M>" ^?" ^"'"al befürwortet. Wir bedaner»
°as. Hz« hatte» ger»e gesehe», daß der Provi»zialla»d-

tag zn niiserein W»»schc doch Stellung genommen
hätte. Man kci»» vielleichteinwende», n»d man hat es
jn auch schon getan, daß die Landesbank nicht daz» da
sei, private,, Gi»zelperso»c» Kredite zu gewähre».
Aber, »,eine Damen nnd Herren, Sie wisse» ja nnd
Sie haben das nns de» Ausführungen von soeben auch
schon entnoinmen, daß die Landesbank jetzt in An¬
sehung der Nöte der Landwirtschaft recht mobil gemacht
werde» soll. Ebenso gut wie das für die Landwirtschaft
möglichsein tann nnd möglich sein muß, kann das auch
für die mittelständigen Gewerbetreibenden ermöglicht
werde». Man hält »»s vor, die Lm>desba»t sei ja
eigentlich dazu dn, deu Komm»>ic»die nötigen Gelder
bereitzustellen. Ja, es ist schon richtig, daß sich die
Landesbank im Laufe der Jahre allmählich zn einem
ausschließlichfür die Kommuueu zur Verfügung stehen¬
den Kreditinstitnt misgrwachsen hat. Aber ursprüng¬
lich war es doch Wohl nicht so. Die Mittel der Landes¬
bank sollte!, doch ebenso gut, wie sie für die Zwecke der
Öffentlichen Hand bereitgestellt werden, auch für die
Bedürfnisse des gewerbetreibenden Mittelstandes, der
Handwerksmeister nnd der Hanseigcnt»mer, bereit¬
gestellt werde» können.

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kolaß.

Abgeordneter Kolaß : Meine Damen nnd Herreu,
»nscrc Fraktion, die Fraktion der SPD, hat z» der
Wohnnngsfrage in einem Antrage ganz besonders
Stellung geuommeu. Sie beantragt, dem Beschlnßent-
wnrf des ProviiizialnusschusseSriue» Zusatz hinzuzu¬
fügen, der lautet: „Für die Erstellung von Zwei-,
Drei- und Virrzimnierwohuungen für Minderbemittelte
einen besondere» ZinsverbittignngSfonds zn schaffe»',
um gerade für Minderbemittelte Wohiinngen zu er¬
stelle», die auch für die niedrigste» Einkommen tragbar
sind. Die Erstellung muß ans gemeinnütziger Gruud-
lage, nnd nicht, wie soeben der Vertreter der Wirt¬
schaftspakte! sagte, ans privater Grundlage erfolge».

Die Wohnungsfrage ist nicht nnr eine Wirtschaft-
lichc, so»der» gn»z besonders auch eine sozialpolitische
nnd wirtschaftspolitische Frage. Die Förderung des
WohniingSbnneS bedeutet natürlich eine Belebung des
Baugewerbes uud der damit verbundene» Schlüssel"
iüdiistrien. Dies hat auch der Vertreter der Wirtschafts¬
partei in seinen eben gemachten AnSführiingrn aner¬
kannt. Wenn der Wohuuiügsbau daruiederliegt, so liegen
damit gleichzeitigeine ganze Anzahl damit verbundener
Gewerbe darnieder. Zugleich ist damit, wie 'das ja «»->
den, Zentrnmsailtrage, der »ns nachträglichzugegang-e»
ist, hervorgeht, die Arbeitslosigkeit von Tansende», V"»
Zehntanscnden von Bauarbeitern in der Rhciuprovi»z
verbunden, da ja gerade das Baugewerbe eiucs der
wichtigstenGewerbe in der Rheinprovinz ist.

Nun ist der Wohnungsbau ja seit mehreren Monaten
abgedrusselt durch die »»erhörte» Maßnahmen °e.'
Reichsbantpräsideuten Schacht (Znrnf des Abgeordnete»
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Dunder: Durch die Politik der Reichsregiermig!) ^
nein, in erster Linie durch die Maßnahme» des Rcichs-
bantpräsidenten Schacht (Znruf links: In zweiter
Linie!), der durch seiue Maßnahmen dazu beigetragen
hat, das; die Unfnahme von Anleihen für die öffent-
l'cheu Körperschaften ganz bedeutend eingeschränktuud
dnniit natürlich auch der Kredit der öffentlichen Körper¬
schaften erschüttert wurde. Dara» hatten natürlich, wie
wir ans der Politik nud aus der Wirtschaft wisscu, die
Vertreter der Wirtschaftspartci, insbesondere die Ver¬
treter des Großkapitals, ein großes Interesse, weil sie
!W»z gut wissen, daß, wenn die öffentliche Wirtschaft
^'drosselt wird, daun die Privatwirtschaft wieder bessere
Geschäfte inachen kann. (Znrnf links: Höhere Profite!)

Wir gehen mit der Wirtschaft darin einig, daß die
Ankurbelung des Naumarltes uud der Industrien ein
«"»einsames Interesse ist, das der Wirtschaft und
natürlich nnch der in der betreffenden Wirtschaft be¬
schäftigtenArbeiterschaft dient. Aber wohin haben diese
Abdrusselnngsmaßnnhmen geführt? Die zur Zeit ver¬
einigte Stadt Wuppertal konnte im vorigen Jahre
zirka 7 Millionen RM nn Hauszinsstcnerhypotheken
ausgeben, im Jahre 1930 Wird die Stadt Wuppertal
kann, cüu Drittel des Wohnungsbanprogramms von
"29 durchführen können. Sie wird also kaum em
Drittel derHanszinsstenerhypotheke» aufwendenkönnen,
w'e es im vorigen Jahre der Fall war. (Hört, Hort
wi den Sozinldemolraten.) Die Stadt Wuppertal ist
"'ch nicht in der Lage, wenigstens bis hente mcht -
uw Stadtverwaltung gibt sich alle Mühe ^ "lf dem
Auleihcmnrlte die Mittel für ciucu verstärkten Woh¬
nungsban aufzutreiben oder auch nur für diesen be¬
schränktenWohnungsbau von einem Drittel des vor-

aufzubringen. Sie verweist die
^""genussenschaften »ud die Privaten darauf, daß »c
"ch die Mittel für den Wohnungsbau bis zu 100 Pro¬
zent zunächst selbst zu beschaffenhaben und daß nn
^nhre 1931 erst die HanszinssteuerhYPüthckenzur Mn-
tvagung uub zur Auszahlung zur Verfügung stehen.

Die Stadt Düsseldorf hat, »nie wir aus dem Woh¬
nungsbauprogramm dieser Stadt ersehen können, nn
^nhre 1929 rnnd 2180 Wohnungen erstellt. Im Jahre
">!0 kann Düsseldorf nur 1800 Wohnungen erstelle^
"lsu auch hier ,.„, „anz bedeutender Abstrich des Woh-
"uugsbnuprogrnmms uud damit ciue Verschlechteruug
l"-'r Arbeitsmarktlage nnd der Geschäftslage im Vau-
N^werbe und der damit verbundenen Industrien.

, Essen wird ebenfalls nach seinem Bauprogramm
'"nen Wohnungsbau bedeutend einschränken.

Die Stadt Köln wollte 1929 5500 Wohnungen bauen,
^w Schnchtschen Maßnahmen setzten aber schon Ende
°rs vorigen Jahres ei», so daß Köln uur in der Lage
war, 1<M s^M 5,590 Wohnnngen zu erstellen. Und statt
""" füllen in diesem Jahre nnr 4100 Wohnungen er-
urllt werden

In Remscheid liegen die Dinge so: im vorigen Jahr
33N Wohnnngen, in diesemJahr nur 210 Wohunngen.

Ich könnte diese Beispiele noch vermehren. Aber Sie
sehen aus diesen krassen Zahlen, wohin es führt, wenn
eiue Institution wie die Reichsbaut mit ihrem ver¬
sunkenenReichsbaukpräsideuteuSchacht es dahin treibt,
daß die OeffentlicheHand in einer solchen Weise ge¬
drosselt Wird. Es führt dnzn, daß die Arbeitslosigkeit
int' Unendlichegesteigert wird nnd daß natürlich nnch
das Baugewerbe uud die damit vcrbuudeuen sonstigen
Handwerterinteressen unerhörten Schaden darunter
leiden. Deshalb bitten wir Sie dringend, unserem An¬
trage, die Mittel und Darlehen der Landesbank von
5 Millionen RM auf mindestens 15 Millionen RM
für den Klrinwuhnnngsban zu erhöhe», zuzustimmen
und darüber hinaus auch dcu von nns gestellten Antrag
.ins ZiuSverbilligimg für Kleinwohnungen für Minder¬
bemittelte auzuuehme':.

Unser Kampf u , die Behebung der Wohnnngsnut
durch gesteigerte Bautätigkeit wird uoch uuterstützt
durch die Neichswohuuugszähluug, die vor einiger Zeit
vorgenommen wurde uud aus der hervorgeht, daß in
Deutschlaud 1,15 Millioneu Wohnungssuchende vor¬
handen sind, von denen 5? Prozent ohne selbständige
Wohnnng sind. (Abgeordneter Hoffmnnu: Hört, hört!)
Uud da»» eine solche unerhörte Abdrosseluug des
Wohuuugsbaiies, wie Sie es eben aus den Zahlen der
einzelnen Städte von mir gehört haben. Das ist ein
Znstand, der weder für die Wirtschaft, noch für den
Arbeitsmarkt, noch für den Wohnnngsmarkt tragbar
ist. Darum müsscu alle Institute: Laudesbauk wie
Rheinische Wohnnngsfnrsorgc uud Provinzmlvcrwnl-
tuug uud wer sonst alles iu Frage kommt, alle Mittel
anspannen, um deu Wohuuugsbau, uud zwar iu erster
Linie den gemeinnützigenWohnungsbau, zu fördern.
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.)

<Z3 tan» nicht augehen, wie hier der Vertreter der
Privatwirtschaft es tat, dcu privaten Wohnungsbau
mit dem gemciuuützigeu ans eine Stufe zu stelle».
(6uruf de" AbgeordnetemDr. Stein: Warum dem,
uicht^) Weuu Sie die Miete» des Privateu Wohuuugs-
baue^ auch bei Kleiuwohuuugeu, mit deueu des ge¬
meinnützigen Wohnungsbaues vergleichen,ganz gleich,
ob er von gemeinnützigenNauvcreinigungen oder von
Stadtverwaltnngen betrieben wird, so werden S,e
finde» daß der private Wohmmgsba» wcseutlich höhere
Miete» auch bei Kleinwohnu»gen z» verzeichueuhat.
^nrnf ans der Wirtschaftspartei: Umgekehrt!) Von
^lnien '»eine Herrschaften von der Wirtschaftspartei,
kann ich nicht erwarten, daß Sie nur zustimmen.(Sehr
,.l.btia' bei den Sozialdemolrate».) Sie werden natur-
i l d^ Gegenteil von den bestehende»Tatsachen be¬

bauten weil Sie ja Ihre Geschäfte zu machen ge-
dmkeu (Unrnhe bei der Wirtschaftspartei.) Wir sehen
allerdings die Dinge nicht vom Standpnnkte einer
lukrativen Geschäftsführuug aus au, souderu wir be-
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trachten sie vom Standpunkte der Interessen der
Minderbemittelten. (Zuruf des Abgeordneten Dnnder:
Siehe Vangenussenfthnft Freiheit in Düsseldorf!)

Nach dem Ergebnis der Zählung, die hier in der
Stadt Düsseldorf anläßlich der Reichswohnnngsstntistii
erfolgte, waren allein in der Stadt Düsseldorf 7740
Wohnungen als überfüllt anzusehen. (Abgeordneter
Hoffmann: Hört, hört!) Trotz dieser Tatsache eine
bedeutendeErmäßigung des Wuhnnngsbanprogrnmms!

Meine Herren, die hohe» Mieten sind in erster
Lniie zunächst einmal auf die huheu Baukosten zurück¬
zuführe», die ja ganz unerhört über den Baukosten
der Vorkriegszeit liegen. Sie kennen ja anch alle die
Bestrebungen auf den, Banmarkte und wissen, daß da
eine Besserung trotz aller Kritik auch uou deu Neichs-
stellen bisher nicht eingetreten ist. Die Uebersetznng
der Baukosten und die übersetzten Zinssätze für das
Leihkapital sind die Hauptmotive, die dazu geführt
haben, das; wir heute so unerhört hohe Mieten haben,
nud siud auch Aulnß dazu, daß Reich, Provinz nnd
Gemeinden dazu übergehen müsse», für die Minder¬
bemittelten Zinsverbilliguugen zu gewähren. Der
Provinziallandtag hat ja für die Kinderreichen bereits
derartige Zinsverbilliguugen beschlossen, die allerdings
ans die Massen der Kinderreichen bisher nicht haben
ausgedehnt werden können. Die Mietsätze der Vor¬
kriegszeit betrugen im Durchschnitt ein Sechstel bis
eiu Fünftel des Einkommens. Wie hoch liegen heute
die Mietsätze? Heute betragen die Mietsätze eiu Viertel
bis ein Drittel des Monatseinkommens. (Zurnf des
Abgeordneten Dnnder: Deshalb fort mit der Hans¬
zinssteuer!) Wenu Sie heute eiue Kleinwohnung, eine
Zweizimmerwohnung zu 30 bis 40 RM mieten und
dagegen den Durchschuittswocheulohuder ungelernten
Arbeiter, der Fabritarbeiter, mit kaum 35 NM netto
in Rechnung stellen, dann müssen Sie selbst zugeben,
daß eiue derartige Miete, die einen ganzen Wochenlohn
auffrißt, zu hoch liegt, und daß die betreffenden
Meuscheu, die darunter zu leiden haben — das ist die
breite Masse der arbeitenden Bevölkerung —, kaum
ihren notdürftigsten Unterhalt finden können und ihres
Lebens nicht mehr froh werden. (Znruf des Abge¬
ordneten Renner: Zollerhöhnng!) Darum legen wir
uicht so grußeu Wert auf die Erhöhung der Mittel für
hypothekarischeDarlehen, sundern legen den größten
Wert auf das Motiv der Ziusvcrbilligung für die
Miuderbemittelteu, die in einer Zwei- oder Drei¬
zimmerwohnung ihr Leben fristen müssen.. Wenn wir
100 000 RM für diesen Zweck beantragt haben, so ist
das noch kein Betrag, über den ein großer Streit aus-
zubrechen brauchte. Wir wünschen auch uicht, wie es
iu dem Ausschuß gesagt wurde, daß diese 100 000 RM
auf die Stadt- uud Landkreise aufgeteilt werden sollen.
Dann würden sie natürlich in nichts zerrinnen, in
unbedeutende kleine Teilchen zerfließen, sundern diese
100 000 RM sollen dem Ausschuß zur Verfügung ge¬

stellt werden, der auch die Mittel für Ziusverbilliguug
für kinderreicheFamilien zu vergeben hat, der in Ge¬
meinschaft mit der Rheinischen Wohnnngsfürsorge die
Prüfung solcher Fälle durchzuführen uud nach erfolgter
Prüfung auch im Giuzelfallc die Mittel zu vergebe»
hat. Da werde» unseres Erachteus in erster Linie die
gemeinnützigenWuhuungsbauunternchmungen in Frage
kommen.

Aber nicht nur die Pruviuzialvcrwnltnng ist in der
Lage, Zinsvcrbillignngen zn gewähren, sondern, wie
wir aus dem Bericht der Landesbank sehen, ist auch
die Laudesbant in der Lage, in großzügiger Weise aus
dem Reingewinn ihres Instituts Zinsvcrbillignngen
für bestimmteZweige der Bevölkerung zu gebeu. Wenn
Sie sich den Bericht der Landesbant, Seite 10, ansehen,
dann finden Sie, daß die Landesbank seit dem Jahre
1921 für die Landwirtschaft eine Zinsverbillignng von
rund 700 000 RM gewährt hat (Hört, hört!) für Dar¬
lehen, die der Landwirtschaft bei der Landesbank ge¬
währt wurdcu siud uder dort aufgenommen wurden.
Solange mn» in der Lage ist, aus dem Reingewinn
der Lnndesbanl in einigen Jahren rund 700 000 RM
Zinsverbillignng für die Landwirtschaft zu gewähren,
muß aber auch ernstlich erwugeu und geprüft werde»
— »»d diese Bitte richte» wir dringend an die Pro-
vinzialvcrwaltnng nnd auch a» deu Vorstand der
Landesbnnk ^, ob nicht in ähnliche»! Maßstabe a»s
dem Reingewinn auch Mittel zn Zinsverbilligiinge»
für den Klciuwohnuugsbau zur Verfügung gestellt
werden können. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo-
kraten.) Was der Landwirtschaft recht ist, ist schließlich
auch der Arbeiterschaft (Zuruf liuks: der Rheinischen
Wohnnngsfürsorge!) billig. Wir verlangen ja gar
nicht, daß das wahllos geschieht, sondern durch Prüfung
des Ausschusses unter Mitwirkung der Rheinischen
Wohnnngsfürsorge. Wir tonnen keineswegs aner¬
kennen, daß die Landwirtschaft schlechter steht als die
Lohnarbeiterschaft. So schlecht, wie es der Landwirt¬
schaft geht, geht es der Arbeiterschaft schon lange. (Oho-
Nnfe rechts.) Anch der kleinsteBauer ist noch in der
Lage, einen Teil seines Lebensunterhaltes: Kartoffeln,
Korn, oder sonst etwas, auf seinem eigene» Acker für
sich selbst z» erarbeite». Das la»» der Arbeiter nicht.
Der Arbeiter nmß diese Lebcnsmittel, verteuert durch
die Profite des Zwischenhandels und des Kettenhandels,
auf dem Markt zu teuren Preisen taufen. Das braucht
der Landwirt, auch der Kleinbauer uicht. Der kau»
sich diese Dinge erarbeite». Ihm werden sie noch nicht
einmal bei der Gintommensteueruerrchnnngangerechnet,
während dem Arbeiter jeder Bissen Brot bei der Ein¬
kommensteuer angerechnet nnd versteuert wird.

Wir siud uicht dagegen, daß anch der Landwirtschaft
in wirtlichen Notfällen geholfen wird; so unvernünftige
Menschensiud wir ja gar uicht. (Rufe: Na! na! rechts.)
Aber was der notleidenden Landwirtschaft recht ist, ist
der notleidenden Arbeiterschaft billig. Darum ver-
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lange» wir mit Fug und Recht: Solange für diese
Kreise und für andere Kreise — z. B. für den not¬
leidenden Mittelstand, wie es hier gefordert wird —
Mittel, sei es in Form von Ziusverbilliguugen, sei es
in Form von niedrig verzinslichen Darlehen, znr Ver¬
fügung gestellt werde», solange muß natürlich auch der
Arbeiterschaft geholfen werden. Sehen Sie, der Land¬
wirtschaft werden von der Landcsbnnk ohnedies schon
llanz besondere Vergünstigungen gewährt. Ans Seite 10
Ihres Berichts finden Sie, daß die Landwirtschaft anch
"ne Vorzugsbehaudluug bei der Festsetzung der Be¬
dingungen für dc» Ncalkredit erhält: Für ländliche
Darlehen werden nur 7 Prozent Zinsen für gewährten
Rcnlkredit bei 91 Prozent Auszahlung verlangt; bei
den städtischenDarlehen dagegen werden « Prozent
Zinsen bei 93 Prozent Auszahlung gefordert. (Hört,
hört! links.) Sie sehen also, auch bei dem Ncalkredit
und bei der Ziusverbilliguug geuießt die Laudwirt-
schaft gnnz besondere Vorteile. (Ironischer Zuruf rechts:
Es geht ihr vorzüglich!) Wir erhebe» hier nochmals
mit besonderemNachdruck die Forderung, daß anch der
Arbeiterschaft durch Zinsvcrbilligungsfonds für die
Minderbemittelte» geholfeil wird. Es tan» »icht ge¬
nügen, daß nur den Kinderreichen geholfen wird,
sondern Sie müssen mich ^ das ist auch bevölkerungs¬
politisch richtig — den suugverheirateteu Ehepaaren
und denen helfen, die sich in den ersten Jahren der Ehe
^'finden nnd auf den kärglichen Wuchenlohn Uou 30,
N und 40 RM angewiesen sind. Auch für diese Kreise
darf, wenn Sie, bevölkerungspolitischgesehen, den Be¬
langen der gesamten Volksinteresse» Rechnung trage»
wolle», dns Giutommeu »»d die Gxistenzmöglichkcit
durch rine» allzu hohe» Ziusfuß nicht derart hcrunter-
cwdriicktwerde», daß sie nicht in der Lage sind, wcuig-
stens den notdürftigsten Lebensunterhalt zu fiudcn.

Ich sagte schon, in wirklichen Notfällen sind auch
wir dafür, daß der Landwirtschaft geholfen wird. Da-
llogen verlangen wir, daß auch dru minderbemittelten
Schichten, der Arbeiter- und Augestrlltenschaft,ebenso
ll»t geholfen wird, wie es bei der Landwirtschaft und
ähnlichen Kreisen der rheinischen Bevölkerung der
Fall ist.

Wir ersuche» Sie also, unter Würdigung der hier
geschilderten Verhältnisse, insbesondere unter Würdi¬
gung der Tatsache, daß der Wohnungsbau iu diesem
Jahre scharf abgedrusselt werden soll, alle Mittel hin-
i'chtlichder Realkredite, der Zwischeukrediteuud auch
der Zinsverbilligung durch Laudesverwaltuug uud
"andesbnnt zur Verfügung z» stelle», »m den Woh¬
nungsbau »»d damit das Baugewerbe und die damit
verbundene» Gewerbe mizutnrbel» »nd so dazu beizu¬
tragen, daß der Arbeitsmarkt entlastet nnd die Zahl
der Arbeitslosen im Laufe der Zeit bedeutendermäßigt
Werden kann. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Krämer.

Abgeordneter Krämer: Wenn man zn dem Klein-
wohiuiiigsbnnprogramm Stellung nehmen will, so mnß
man erst einmal »ntcrsnchen: Warm» sind wir soweit
gekommen,daß die Wohnungsnot ins Unendliche ge¬
stiegen ist? Da kann man ganz interessante Fest-
steUmige» machen.

Zmuichst möchte ich einmal auf die Ausführuuge»
des Herr» eingehen, der vor mir hier gestanden hat.
Gerade die Sozialdemokraten sind es doch gewesen, die
im Jahre 1924 die Hanszinsstener mit geschaffenhaben.
Sie sind es doch gewesen,die mit dafür gesorgt haben,
daß man die Hanszinsstener für etwas anderes ver¬
braucht hat, als für de» Wohnungsbau. (Sehr richtig!
rechts.) Man hat die Hanszinsstener für den Polizei¬
apparat verbraucht. Die Verwaltungstosten werden
von Jahr zn Jahr mehr gesteigert und so dem Woh¬
nungsbau die Mittel weggenommen. Mau hat unter
der Aera Braun, Srveriug, Grzcsiuski auch die hohe»
WohuungSzuschnßgelder beschlossen, wonach es den
hohe» Beamten möglich ist, allein eiue Villa zu be¬
wohne», wogegc» das Proletariat mit 8 und 9 Per¬
sonen in den kleinstenZimmern Hausen m»ß.

Gester» hat im Fnchmisschnß Herr Abgeordneter
Hagen ». a. erklärt, daß in Deutschland der Arbeiter
gegenüber den Nachbarländern viel z» hohe Löhne habe.
(Abgeordneter Nohl: Hört, hört! Znruf des Abge¬
ordnete» Dmider: Hngen verdient ja nnch nichts mehr!)
Ich weiß nicht, was diese Ausführungen besagensollen.
Wir haben gestern schon im Fnchmisschnßdc» treffen¬
den Znruf gemacht, man folle sich als Generaldirektor
einmal mit diese» „hohen" Löhnen begnügen. Da»»
würde mm, vielleicht solche Aeußerungen in Zukunft
unterlassen.

Wie sehen min die „hohen" Löhne in Wirklichkeit
ans? Dazu ciu paar treffende Beispiele. Man hat
in Duisburg auch eine sozinldemokrntische Vmigenossen-
schaft. (Z»r»f des Abgeordnete» Dunder: In Düssel¬
dorf auch, die hat bankrott gemacht!) — Ich möchte
damit auf mciueu Vorredner nochmals zurückkommen. —
Dort hat mau Wohnungen erstellt, die drei Monate
laug leergelegen haben. Kein Arbeiter war in der
Lage, diese Wohnungen zu beziehen,weil man zunächst
eiumnl 500 RM aufbringen muß, um eiue solche Woh¬
nung z» bekommen,nnd man zweitens für eine Vier-
zimmerwohmmg die bescheidene Snnnne von 90 RM
verlangte. Wenn ein Arbeiter für eine Vierzimmer¬
wohnung keine 90 RM aufbringen kann, uud der
Abgeordnete Hagen sagt dann, der Arbeiter in Dentsch-
land bezöge im Vergleich mit den Nachbarländern die
höchsten Löhne, so frage ich Sie, wo da»» diefe höchsten
Löhne bleibe». Wo habe» wir den Notstand inner¬
halb des Proletariats zn suchen? Wen drückt die
Wuhnu»gs»ot? Das ist eine konkrete Frage, die an¬
geschnitten werden mnß. Ich möchte Ihnen da ein
paar Beispiele anführen.
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Im Kreise Vertheiln hat man für die Proleten
100 Eisenbahnwagen als Wohnungen aufgestellt; dabei
wurden in einem Raum bis zn 8 Personen unter¬
gebracht. (Znrnf rechts: Wo denn?) Ich habe schon
gesagt, wo es ist, Sie müssen nächstens besser auf¬
passen. Meine Herren vom Zentrum, Ihnen möchte
ich da etwas sagen: Wo bleibt denn die christliche
Moral, die Sie dauernd predigen, wenn in einem
einzigen Eisenbahnabteil der Vater, die Mntter, eine
erwachseneTochter von 17 Jahren, ei» Sohu von
lü Jahren und noch mehrere kleine Kinder uuter-
gebrnchtsiud, die dort lochen, essen und schlafen müssen?
Wenn in einzelnen Kommunen Arbeiter den Autrag
stellen, ihueu eiue größere Wohuuug zur Verfügung
zu stelle», uud die Zrutrumspartei nimmt dagegen
Stellung, dann soll mau wahrhaftig nicht mehr vou
einer christlichen Moral reden. (UnverständlicherZurnf
des Abgeordneten Elfes.) — Du kommst jo nachher
zum Wort.

Wir haben vor drei Jahren in Düsseldorf eine Aus¬
stellung gehabt, die Gesolei, Grsuudheitspflegc, soziale
Fürsorge uud Leibesübungen. Ich kann Ihnen er¬
zählen, das; die Gesolei uuch fortlebt. Wir haben im
Kreise Mors iu der Stadt Homberg uoch eine Gesolei.
Wir haben dort Barackenvon den Belgiern übernehmen
müssen, uud man ist dazu übergegangen, Leute in
diese Baracken hineinzustecken. Die Baracken wimmeln
von Wanzen und Ungeziefer schlimmsterArt. Dort
taun man den Ansdrnck „Gesolei" sehr gut gebrauchen,
weil man in diesen Vnrnckeu Leiuesübuugen, soziale
Fürsorge nud Gesundheitspflege findet. Daher hat
man diesen Baracken den Namen Gesolei beigelegt.
(Abgeordueter Nohl: Sehr gut!) Wenn man an den
verschiedenstenEnden versucht, Mittel so einzusparen,
daß die Familien nicht mehr untergebracht werden
tonnen, oder auf öffentlichen Plätzen lugiereu müssen,
oder in einem Nanm zusammengepfercht liegen, so
züchtet man ohne weiteres die Tuberkulose. Würde man
dafür sorgen, daß man größere Wohnungen für Woh¬
nungssuchende zur Verfügung stellt, so könnte man
bestimmt beim Wohlfahrtsetat eine gnuzc Summe
Geldes für die Tuberkulosefürsorge sparen.

Wir als kommunistische Fraktion beantragen daher,
daß die Mittel, die in dem suzialdcmotratischenAntrage
vorgesehen sind, nicht an private gemeinnützige Gesell¬
schaften gegeben werden, sundern ausschließlich dem
tummnnaleu Wohnungsbau zur Verfügung gestelltwerden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Dr. Letz.

Abgeordneter Dr. Leh : Meine Damen und Herren,
nn nlteu Staate Ware,: die Institute der Öffentlichen
Hand weniger solche, die auf Zius- und Geldgeschäfte
ausgnigen, sondern Sparkassen,Laudcsbant usw., waren
die Geldgeber der Bauern, der Wirtschaft, der Gewerbe¬
treibenden ufw. zu einem geringen Prozentsatz. (Znrnf

des Abgeordneten Dunder: Wirtschaft oder Landwirt¬
schaft?) Das war gesund uud richtig. Heute siud diese
Sparkassen, diese Laudesbauken nicht mehr zu diesem
Zwecke da, sondern sie sind (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: vollständig verjudct!), durch die allgemeine Ent¬
wicklung unseres Geldwesens, dadurch, daß das Geld
absolut die Herrschaft über die Arbeit gewonnen hat,
durch die Iuflatiou, die Zinsenwirtschaft nsw. das
geworden, was der Bautier, der Fiuauzmaun mit ihnen
vorhatte. (Zustimmnug bei den Nationalsozialisten.)
Die Moral, die früher darin war, ist in dieser Art nicht
mehr vorhanden, sundern mau macht Ziusgeschäfte,
Wechselgeschäfte, mau kauft Aktien und Devise», alles
Sache», »nt de»e» sich cige»tlichdiese öffentlichenGeld¬
institute uicht abgeben! dürften. (Sehr wahr! bei den
Nationalsozialisten.) Heute tauu die Wirtschaft uicht
mehr zu den Ersparuisscn ihrer Arbeit greifen, sondern
sie hält sich in den Vorzimmern der reichen Bautiers
auf und bettelt da. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.) Dann ist sie natürlich in der Hand dieser
Herrschaften. (Zuruf links: Der Juden!) Wir sehen
das auch hier. Die Landesbank nimmt ganz ungeheure
Zinssätze, die in gar keinem Verhältnis dazu stehen,
wie die Arbeit heute ertragreich sei. (Zuruf des Abge¬
ordnete!! Dnuder: Nieder mit der Ziüstuechtschaft, frei
nach Mussolini!) Meine Damen und Herren, die
Gelder, die zur Verfügung sind, laufen auch nicht in
die Kanäle, die ehemals den Staat getragen haben, zu
dem fleißige» Privatmanne, zu dem Bauern, zu dem
Gewerbetreibenden; nein, sie laufen zn „gemein-
uützigeu" Banvereineu, gemeiunützig nicht etwa für das
Volk, sonder» gemeiuuützig für einige Funktionäre, die
dort einen Unterschlupf finden. (Beifall bei den Natio¬
nalsozialisten.) Ich habe das Beispiel in Wiesdorf
gehabt; da hatten wir eine solche gemeinnützigeBau¬
genossenschaft, Da schlüpften sie alle unter, von der
KPD. bis znm Zentrum. (Sehr gut! bei dcu National¬
sozialisten.) Bald war der oben, bald war jener oben.
Hatte der eine den Säckel voll, so trat er eben ab uud
ließ den audereu einmal heran. (Sehr gnt! bei den
Natioualsozialisteu.) Ich habe da vor drei Iahreu
Diuge aufgedeckt, daß es einfach crstauulich war, daß
der StaatSauwalt uicht eingriff. (Abgeordueter Hoff-
mann: Hört, hört! Weiterer Znrnf: Gin kleiner
Napoleon!) Ich habe in einer öffentlichen Versamm¬
lung die Leiter dieser gemeinnützigenBaugenossenschaft
mit „Lumpe»" und „Verbrecher" bezeichnet. (Hört,
hört! bei den Nationalsozialisten.) Sie klagten »icht.
sie dachten gar nicht daran. (Znruf des Abgeordneten
Hanck: Die scheute»die Pruzeßtosten!) Wir haben dort
aufgezeigt, daß wahusiuuige Wncherzinsen genommen
worden waren, und daß Herr Christian Lützentirchm
in Wiesdurf-Levertuseu z. V. sich ein ganz ungeheures
Vermögen zusammengeholt hat ans dieser gcmein-
»ützigeu Baugeuossenschnft.(Hört, hört! bei den Natio¬
nalsozialisten.) Er lieferte den Kies, d. h. das machte'
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seine Tochter. Die Kiesgcsellschaft ging auf den Namen
seiner Tochter. Er holte bei der Bank das Geld, und,
wen» es hier nicht war, fuhren sie zum Bankier nach
Verliu. Haben wir es in Gngelstirchcn nicht genau
s" gesehen, daß ein ungcheurer Schwindel getrieben
wurde? Haben wir es nicht auch bei Neustadt gesehen?
Ich habe eingegriffen, wo ich etwas entdecken konnte.
In all den Gemeinden war eine ungeheure Korruption,
d'o sich auf diesem System aufbaute. Deshalb sageu
wir: Die Gemeiuuützigkeit ist iu diesem Falle nichts
anderes als ein nngehener suzialdemotratischcr Kor-
l'uptwnsherd. (Zustimmung bei deu Natioualsozialistcu.)
Weiter uichts. Wir lehnen das ab.

Meine Damen nnd Herren, es wird immer und
allein nur für den Wohnungsbau in der Stadt gesorgt.
Auf dem Lande ist die Wohnungsnot mich ungeheuer
>N'uß. Nächstens soll ja der Fachausschuß für die
Vmiernschaft einmal nach der Gifel fahren. Ich möchte
Sie bitten, sich bei dieser Gelegenheit einmal die zer¬
fallenen Hütten anzusehen, in denen der Eifelbauer
wohnen nmß, sich einmal anzusehen, wie dort diese
fleißigen Meuschen, zusammengepferchtmit dem Vieh,
">f der Diele und in den Zimmern hernmhanscn
müsse».

Sie, nieine Herren Kommunisten, reden von Klein-
uud Großbauer,!. Sie wollen in die Landwirtschaft
"en Klnssengedantenhineintrage», aber da helfen Sie
"U'lt! Wenn wir das Wuhnungselend auf dem Lande
»>cht ebenso beheben wie in der Stadt, dann sägen wir
"e Wnrzel unseres Voltes nb. Vom Lande kommen
unmlich die Menschen in die Stadt nnd bringen immer
wieder frische VInt. (Sehr richtig!) Aber wie will
">nn in diesem System deu Wohnungsbau überhaupt
Münd und richtig machen? Gs ist einfach uudeutbar,
Mj das bei deu wahusiuuigeu Ziussätze» durchgeführt
werden kann. Gestern hörten wir in deu Ausschüsse»
""»eine»! angeblichen Westprogramm. Aber dabei
"»rde immer wieder betont: Ja, Wenn wir das Geld
Negr», Vielleicht bekommenWir 20 Millionen. Dann
nm der Rechcnstiftheraus, daun wurde verteilt. Dnuu ^

untte» sie sich j„ ^.„ H^ren, „h dieser oder jener
'"'eis etwas mehr oder weniger haben sollte. Und
nnnier wieder, wenn man fragte: Wird das Geld denn
"'ch vorhanden sein?, hieß es: Das Weiß man nicht,
u^s ist seh,. fr,^lich. W^, s^„ Ihnen schon hcnte:
7" dieser Finanzlage, in die das Reich durch eine
""mmhrige Finanzwirtschaft gekommenist, wie sie un-
leyenerlichcrin der Weltgeschichtenicht zu verzeichnen
'n (Znruf des Abgeordneten Hanck: Durch deu Krieg!),
mnu keine Hoffnung vorhanden sein, daß hier dem
festen 20 Milliuncu zur Verfügung gestellt werden
°'"'"l. (Zuruf ^„^, imtioualsozialistischcnAbgeord-

""en: Wuher denn?)
Meine Damen und Herren, ich sehe hier einen Herrn

"ullrge,l im Saal, der schmunzelt und lächelt. Er
'""ß genau, daß die Gemeiudeu, ebenso wie die Stadt

Kolli, heute schou iu seinem Vorzimmer um Geld
bettelu müssen. (Abgeordneter Hanke: Hört, hört!) Gr
weiß, daß alles, was wir hier machen, bloß eine Fnree,
eine Kulisse ist, nm das Elend des Voltes zu verdecken.
Man will damit bloß dem Volke Sand in die Augen
streuen. (Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.)
Meine Damen nnd Herren, wir werden schon dafür
sorgen, daß das Volt klar sieht. Wir werden ihm sagen,
daß bei einer Arbeit, wie sie hier geinacht wird, das
Volk niemals gesunden kann. (Abgeordneter Hanke:
Sehr richtig!) Die Wohnungsnot in unserem Volke
ist nngehener groß. Sie ist der Gruud all dessen, was
wir Zerfall unserer Knltnr nennen. Das Zentrum
eutrüstet sich darüber, wie unsere Jugend verdirbt.
Bitte sehr, meine Herren, schaffen Sie mit und sorgen
Sie dafür, daß diese Jugend gesund wohnen kann.
Dann wird sofort auch hier wieder ein Aufstieg möglich
sein. Solange Sie dafür aber keinen Sinn haben ^
schöne Worte nnd Phrasen tun es hier nicht, sondern
einzig nnd allein ein klares Programm (Sehr wahr!
bei den Nationalsozialisten) —, ist alles andere nichts
wie Heuchelei.

Meine Dameu uud Herreu, wir werden dem An¬
trage der Wirtschaft zustimmen, der da verlangt, daß
die gemeinnützigeVauwirtschaft abgebaut wird uud
dafür wieder der Uutcruehmergeist uud die Verant¬
wortung des einzelne» Menschenmaßgebend ist. (Znrnf
eines kommiiüistischcnAbgeordnete»: Kollektivwirt¬
schaft!) Mein lieber Freund, Kollektivwirtschaften,wie
Sie sie in Rußland haben, wollen wir allerdings nicht.
Wir wolleil keine Kollektivwirtschaften,wobei der Vaner
»nt der Brotkarte i» der Hn»d nach seinem Brot
suche» mnß. Wir wollen nicht, daß die Jugend iu eiu
Elend und in einen Schlamm hineingeführt wird, Wie
Sie ih» dort habe». Fange» Sie »iit Ihrer Kollektiv¬
wirtschaft erst einmal bei Ihrer „Roten Fahne" an, damit
die nicht anch z» dem Herr» Kollege» Ionis Hagen
gehen nnd Geld pumpen mnß. Merken Sie sich das!
(Zuruf des Abgeordnetem Hnnkc: Ihr pumpt vou
Jakob Guldschmidt, von der Darmstndter National-
bant!)

Wir werden diesen Haushalt uicht bewillige,,, wie
ich gleich hier sage» möchte. Wir lehne» den Gesamt-
hanshalt ab, weil es keinen Sinn »nd leinen Wert hat.
Nennen Sie das etwa praktische Arbeit, wenn Sie Ihr
Geld hier absitze» müsse»? (Znrnf eines kommunisti¬
schen Abgeordneten: Sie müssen einmal chemischnnter-
sucht werdeu!) Das Volk dort oben (Redner weist auf
die Tribüne) versteht unter praktischer Arbeit etwas
anderes; das sage ich Euch. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: So dnmn, sind die nicht! Znrnf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Sie müssen chemisch nntersncht
werden!) Ihren Kot müssen Sie ciumal untersuche,,.

Meine Damen nnd Herren, die Herrschaft des
Geldes, die gerade hier in den, Etat der Landesbank
zum Ausdruck kommt, kann nur dann gebrochen werden,
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wenn die Banken sozialisiert sind, wenn das Geldwesen
nnd der Geldverkehr, genau so wie die Pust und die
Eisenbahn, dein Staate übergeben werden. (Sehr gut!
bei den Nationalsozialisten.) Wir werden erst wieder
gesunde Verhältnisse erhalten, »nenn wir auf der
anderen Seite die Produktion absolut selbständig machen,
wenn wir dafür sorgen, daß der Mittelständler, der
Vnucr, der Gewerbetreibende wieder Herr in seinem
eigenen Hanse ist. Wir wollen die Produktion selb¬
ständig machen. Aber, Herr Lonis Hagen, das wünschen
wir, das; wir es noch einmal erleben, daß Sie erwerbs¬
los werden. (Lauter Beifall bei den Nationalsozialisten,)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Ich möchte zu der
Frage der Förderung des gemeiuuützigeu Klcin-
wuhuuugsbaucs ciumal das Problem hervorhebe»,
das uns im vorigen Jahre schon beschäftigt und
dazu geführt hat, daß der Landtag eiue Ein¬
gabe an die Reichsrogieruug annahm. Bekanntlich
wurde der Kleinwohnungsban in den vergangenen
Jahren wesentlich dadurch gefördert, daß aus
dem Vermögen der Neichsversicherungsanstalt Dar¬
lehen gegeben wurdeu. Diese Möglichkeit war
bereits im vorigen Jahre dadurch erheblich ein¬
geschränkt worden, daß die Neichsregiernng den ge¬
samten Zuschuß an die Versicherungsträger in der
Höhe von M0 Millionen nicht in barem Gelde, sondern
in Schuldverschreibungen des Reiches zur Neber¬
weisung brachte. Wir haben damals auf die Folgen
dieses Ausfalles der Barmittel hingewiesen. Das
Zentrum und die Mehrheit des Hauses hat unseren
Antrag im vorigen Jahre unterstützt. Wir stellen nun
fest, daß die Praxis des vorigen Jahres bezüglich der
Ueberweisung des Zuschussesdes Reiches an die Ver-
sicherungsträger in diesem Jahr wiederholt Wird. In
diesem Jahre beträgt der Gesamtreichsznschnßllil! Mil¬
lionen RM Er soll nach sicherer Information dadurch
abgegolten werden, daß die Regierung den Vcr-
sicheruugstrngern Aktieu der Deutschen Neichsbahu-
gesellschaft überweist. Die sind aber ebensowenig
veränßerlich wie die Tchnldverschreibnngeudes Reiches.
Damit entfällt auch diesmal eine wesentlicheMöglich¬
keit, den Kleinwohnungsbau aus Darlehnsmittelu der
Vrrsicherungsträger zu fördern. Wir glauben, das
Haus auf diesen Ausfall aufmerksam macheu zu müssen.
Die Politik, die im vorige» Jahre der sozialdemokra-
tischc Finanzminister Hilferding betrieben hat, wird in
diesem Jahre durch seinen bürgerlichen stellvertretenden
Nachfolger — stellvertretender Nachfolger insofern, als
er ja auch bald wieder abgelöst wird — wiederholt. Ich
glaube, daß der Provinziallandtag allen Anlaß hat, bei
der Reichsregierung nn die vorjährige, nicht ein¬
gelösteResolution zu erinnern.

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzler.

Abgeordneter Witzler: Die Ausführungeu der
beide» Herren von der sozialdemokratischenund der
kommunistischenFraktion veranlassen mich, einiges zu
dem hinzuzufügeu, was ich vorhin vorgetragen habe.
Nie Ausführungen des kommunistischen Redners
sowohl wie auch die des sozialdemokratischenKollegen
warcu jedeusnlls nicht getrübt von irgendwelcher Sach¬
kenntnis hinsichtlich der Wohnungsmieten. (Zuruf des
Abgeordneten Nenner: Die haben Sie iu Erbpacht
genommen!) Jedenfalls weiß ich es sehr genau, weil
ich es am eigenen Leibe erfahren habe, wie es mit den
Mieten aussieht. Meine Damen und Herren, wenn
ein Mieter nicht das Unglück hat, gerade in Dussel-
dorf oder in Köln in einer stark frcguenten oder
teuren Wohnstraße zu wohne», dan» kann ich den
beiden Herren Redner» hier die Versicherung geben,
daß die Hausbesitzer im ganze» Rheinland außer¬
ordentlich froh wären, wenn sie 25 Prozent des Lohnes
als Miete bekämen. Was Sie vorbrachten, sind
Phantasiepreise, die vielleicht höchstens von den
sogenannten gemeinnützigen Vangesellschaftenerhoben
werden, nicht aber von den Besitzern der alten Hänser.

Meine Dann:» und Herren! Was überhaupt den
gemeinnützigen Wohnnugsban anlangt, so stehen wir
auf dem Standpunkt, daß sie mit aller Gemein¬
nützigkeit der Wohnungsbauteu, namentlich auch für
kinderreicheFamilien, tatsächlichnn den wirtschaftliche»
Verhältnissen der Mieter nichts ändern. Sie können
noch soviel gemeinnützigeWohnungen baueu, sie könne»
noch soviel Hänser dahinstelle», sie werde» ihuen nichts
nützen, wenn sie keine Mieter finden, die in der Lage
sind, die Mieten zu bezahlen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Nenner: Finden Sie denn diese Mieter?) Meine
Damen und Herren, sorgen Sie erst durch einen ver¬
nünftigen Abbau der eigentumsfeinblichen Gesetz¬
gebung, nnd zwar an dem lange» Hebelarm in Berlin,
dafür, daß die Leute wirklich in die Lage versetzt
werde», Geld zu verdienen und damit auch besser Miete
zu bezahle». Durch Ihre eigentnmsfeindliche Politik,
die sich namentlich gegenüber den privaten Haus¬
besitzern in geradez» katastrophaler Weise ansgewirn
hat, haben Sie die Arbeitslosigkeit verschuldet. (ZurM
des Abgeordneten Renner: Ihr Icl,t ja schon zehn
Jahre von diesem Quatsch!) Wir siud gar nicht in'
Zweifel darüber, daß das Daruiederliegen des gauze»
Baugewerbes auf die besitzfeindliche Gesetzgebung
zurückzuführeil ist, die Sie inauguriert haben. Leider
habe» sich bürgerliche Parteien gefunden, die die nötige
Hilfsstelluug z» dieser Politik geleistet habe». (Ab¬
geordneter !),'. Stein: Sehr richtig!) Vorhin hat einer
der Redner gefragt: Ist es mit der christlichen Moral
in Einklang zn bringen, wenn die Lente gezwnnge»
sind, in Baracken oder in Eisenbahnwaggons zu woh¬
nen? Meine Damen und Herren, wir sind uns alle
darüber einig, daß das gewiß keine Wohnungen sinb,
die man irgendeinem Mensche» wiuischen sollte. Aber
wir stehe» auf dem Standpunkt, daß eine schlechte
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Wohnung in den meisten Fällen immer noch besser ist
als gar keine, (Zuruf des Abgeordnete» Nohl: Jedem
das Seine!) Oder wollen Sie lieber, daß diese Leute
mit ihren Familien auf die Straße gesetzt werden?
Neun die Leute ein Dach über dem Kopfe haben, sind
sie wcuigsteus vor den Unbilden der Witterung
geschützt. (Zuruf des Abgeordneteu Neuner: An jeder
Straßeneckewerden neue Kirchen gebaut!)

'Es 'st auch von dem Ungeziefer gesprochenworden,
°as man dort angetroffen hätte. Meine Herren, so¬
lange die Baracken und die Eise«bnh»wnggo»s leer
waren, wäre» jedenfalls keine Wanzen darin. (Zuruf
°es Abgeordneteu Neuner: Dazu kann man bloß Pfui
Mae»!) Das Ungeziefer ist doch jedenfalls erst hincin-
nekommen. nachdem Menschen darin waren, (Laute
Entrüstuugsvufe links.) Entrüsten Sie sich nur, über
°>e Tatsache»kommenSie nicht hinweg. Ich habe mir
°>ese Baracken und Eisenbahnwaggons sehr genau an¬
gesehen. (Andaucrude Entrüstung bei den Kom¬
munisten.) Ich kann Ihnen die Versicherung geben:
^s gibt Hauöfrancn, die imstande sind, auch diese
Elsenbahnwaggons ganz wohnlich auszustatteu und
',e sauber zn erhalten. Jedenfalls sind diese Unter-
Uinfte immer noch Kesser, als wenn die Leute auf der
^«aßc Ingen. Möwe Namen uud Herren! So
Massen Sie das Elend, über das Sie so klagen, nicht
"'S der Welt. Treten Sie dafür ein, daß die Kapital-
u'lduugsmöglichkeit im Mittelstande und namentlich im
'nvateu Vnngewerbe wiederhergestellt Wird, und
Waffen Sie den gemeinnützigen Wuhnnngsbnn, den

man besser „gemeingefährliche,,"Wohnnngsbau uennen
"Ute (Bravo! bei der Wirtschaftspartei.), endlich ein¬

mal nb. (Znriif drs Abgeordneten Sclbmnnn: Dn ist
,^ Pferdefuß!), Sie brauchen ja gar nicht so weit
A "ehe,,, Nie haben ja hier in Düsseldorf bei der
^uhnuugsbauncuossc»lschast „Freiheit" hie Pracht-
°n,tcu Erfahrungeu auf diesemGebiete gemacht. Diese

"Mhrnngen haben sich in geradezu erschreckendem
'-laße ,„ ^^^.^ mögliche» Städten vermehrt. Das ist
"er klare Beweis dafür, daß Sie mit dem gemeinnützige»
^'"ungsbaii das Wohnungselcnd nieumls aus der
l^"t schufen w'crdeu. (Zuruf des Abgeordneten
"erlach: Wie luar es 'denn mit der Privatfirma

"lz <K Schmutz?)
Vorsitzender ,),. Iarres: Das Wort hat .der

""r Abgeordneter Dörr.
abgeordneter Dörr: Meine sehr verehrten

Manien und Herren! Die Vertreter der äußersten
"Meu wie der äußerste» Ncchtenglauben das Zentrum
Nr ^'^ Zentrumsfraktion dieses Hauses für das
"iUHuuugselend verantwortlich machenzu müsse«. Da
' uchte ich Koch zunächst den, Vertreter der Linken
'ulgendes ins Gedächtnis zurückrufen: Als im vorigen
^ovinziallandtag auf Veranlassung der Zcutrums-
naltiou 300 000 NM zu Mietzinsverbilligungen für
überreiche Familien zur VerfÜMUg gestellt werden

'""te», lM das die Fraktion der tommnnistischen

Partei abgelehnt. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Sie hat es auch begründet!) Das ist die praktische
Wohnuugsfürsorge, die Sie betreibe». Das zeigt, wie
Sie dem armen Volk ans dem Wohuungselend heraus¬
helfen wollen. Wir wissen gauz genau, weshalb Sie
eiuc» solche» Stnudpuukt eiunehmcn: „Sie wissen
genau, daß in dem Augenblick,wo wir diese Familien
aus ihren elenden Wohnbarackcn herausholen, sie die
Verbindung mit Ihnen lösen werden. (Zuruf des Abg.
Selbmann: Warum tun Sie es denn nicht?) Meine
Herren, auf dem Stnudpuukt haben alle vernünftigen
Sozialpolitik',- immer gestanden, daß die beste Sozial¬
politik die lst, baß man der Familie eine vernünftige
Wohnung schafft.

Der letzten Seite des Hauses möchte ich folgendes
sagen: „Ich glaube, das Zentrum, besonders die
Zentrumsfraktion dieses Hauses darf für sich in An¬
spruch nehmen, hier schon mit diesen brennenden
Fragen sich beschäftigt zn haben, als von Ihnen noch
niemand hier war. (Zuruf des Abg. Nenner: In der
demagogischstenWeise sogar!)

Nun ein Wort zu der Ziusvcrbilligimg an sich.
Die Zcntrnmsfrattion begrüßt es, daß es auch in diesem
Jahre möglich ist, die im vergangenen Jahre znr Ver¬
fügung gestellten 300 000 NM für die Mietzins-
verbillignng kinderreicherFamilien zu verwenden. Sie
begrüßt es umlomehr, als die Anregung hierzu ja von
ihr ausgegangen ist. Ich glaube, heute ist sich in diesen,
Hause, vielleicht abgesehen von den Herren Kom»
munisteu, niemand mehr darüber im Uuklareu, daß die
Bewilligung dieser Gelder eine außerordentlich segens¬
reiche Wirkung ausgelöst hat. (Zuruf des Abgeord¬
nete» Nenner: Ein Tropfe» auf den heiße» Stei» ist!)
We»» ich Ihnen den Nachweis erbringe, daß von den
1750 kinderreichen Familie», denen im vergangenen
Jahre diese Zuschüsse bewilligt worden sind, allein
00 Prozent dem Arbeiterstande angehören, dann ist es
wohl um so verwerflicher,daß Sie als die angeblichen
Vertreter der Arbeiterbevölkernug es wagen, gegen
derartige Anträge zu stimmen.

AIs Mitglied des Ausschussesfür die Verteilung
dieser Gelder habe ich das Bedürfnis, bei dieser Gelegen¬
heit der RheinischenWohnnngsfürsorge für ihre sehr
mühevolleArbeit gerade,in dieser Beziehung den herz¬
lichstenDank zum Ausdruck zu bringen. (Zuruf des
Abgeordnete» Nenner: Sie haben anscheinend auch
schou eine Wohnung davon bekommen!) Nein, die habe
ich nicht, obwohl ich 0 Kinder habe. (Zuruf des Ab¬
geordnete,, Neuner: Das ist bei Ihnen erklärlich; Sie
sitzen in der richtigen Partei!) Sich mit Ihnen über
diese Dinge auseinander zn setzen, wäre ja vollständig
müßig. (Zuruf des Abgeordneten Nenner: Seid
fruchtbar und mehret euch!)

Nuu ein Wort zu dem sozialdcmokratffchcnAntrag,
100 000 NM zur Zinsverbilligung für zwei-, drei- und
uierrnnmige Wohnungen znr Verfügung z» stelle».
Die Zentrumsfraktion ist sich darüber klar, daß es
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zweifellos wünschenswert wäre, auch noch diejenigen
Kreise zu bedenken, 'die man hier in diesem Antrag er¬
fassen will. Aber abgesehen davon, daß uns ja durch
die Finanzlage der Provinz gewisse Grenzen gezogen
sind, glaubt die Zentrumsfrattion auch den Stand¬
punkt vertreten zu müssen, daß im gegenwärtige»
Augenblick dadurch, daß man eiuer kinderreichen Fa¬
milie mit 7, ^ oder gar noch mehr Kindern aus
einer zwei- und drciriiumigen Wohnung heraushilft,
weil sie ihren Verhältnissen nicht mehr entspricht, ganz
automatisch zwei- und dreiräumige Wohnungen für
jüngere Ehclonte und Familien mit weniger Kinderu
frei werde». Ich darf für mich in Anspruch nehmen,
Tag für Tag Praktisch mit diese» Hingen in Ver¬
bindung zn stehen, und ich kann Ihnen sagen, daß die
Erfahrungen, die ich gesammelt habe, das vollauf
bestätigen.

Auf der anderen Seite sind wir nns aber anch
darüber einig, daß im gegenwärtigen Augenblickeaus
sozialen, kulturpolitischen, bevölkerungspolitischennnd
sittlichen Erwägungen unter Bezugnahme auf 8 119
un>d 155 der Reichsverfassung eine Verpflichtung be¬
steht, zunächst einmal der kinderreichen Familie zu
helfe», weil sie im gegenwärtigen Stadium unserer Ge¬
schichte — ich erinnere da au den fürchterlichen Ge¬
burtenrückgang — tatsächlich die Familie ist, von der
die Existenz und die Zukunft des Deutschen Volkes
abhäugt. (Ironische Bravorufe l,ei de» Kom¬
munisten.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kolaß:

Abgeordneter Kolas;: Meine Damen und Herren!
Der Vertreter der Wirtschaflspartei veranlaßt mich,
doch noch einige Worte der Erwiderung zum besten z»
geben. Wenn er sagte, der gemeinnützige Wohnnngs-
ban sei nicht gemeinnützig, sondern vielmehr ge¬
meingefährlich (Sehr richtig! bei der Wirtschafts¬
partei), so kann ich das von dem engherzigen
egoistischen Standpunkt eiuer wirtschaftparteilichen
Krämerseele aus verstehen. (Sehr wahr! bei den
Sozinldemokrateu.) Den» diese Wirtschaftsparteilcr -
das wissen nicht nur wir, sondern auch die Vertreter
der audereu Parteieu dieses Hauses — sind die Partei
des krasseste»Egoismus. (Zuruf des Abgeordnete»
Gerlach: Sehr gut! -- Zuruf des Abgeordneten Dr.
Leh: Na, Ihr Sozialdemokraten; ausgerechnet das
ist die Partei der uneingeschränktenProfitsucht! Zum
Abgeordnete» Gerlach gewcmdt: Das ist der Landesrat
mit 1K00N R!M Gehalt!) Es ist die Partei ,der aus¬
gesprochenen Krämerseelen. Wir, die wir die In¬
teressen nicht nnr einer kleinen wirtschaftsparteilichen
Kaste z» vertreten haben, die nur auf ihreu Geldsack-
intcresseu hockt, wir sind nicht so gemein, den privaten
Wohnungsbau als gemeingefährlich z.n bezeichnen.
(Zuruf des Abgeordneten >),>. Leh: Ihr habt Eure
Gewerkschaftskasse! Lebhafte Zurufe bei der
Wirtschaftspartei.)

Wir wissen auch, baß >der private Wohnungsbau
heute noch notwendig ist. Sie wollen doch nicht von
uns verlangen, daß wir für Sie Wohnungen baueu.
Das lehneu wir ab, und das würden auch Sie ablehnen.
Den Wohnungsbau für Ihre Kreise wolleu wir gerne
mit Dank Ihnen überlassen. Allein die Tatsache, daß
v0» dem gesamten Wohnnugsban in Deutschland leider
nur !M Prozent auf gemeinnützige Bauunter-
«ehmungeu entfallen, beweist, daß die Privatwirtschaft
noch einen allzu großen Anteil an dem Wohnungsbau
überhaupt hat. (Hört, hört! bei der Wictschafts-
Partei.) Sie können einmal Männer nnd Frauen
fragen, die in der Sozialpolitik nicht erst hente, sondern
seit Jahrzehnten auf dem Gebietedes Wohnungsbaues,
insbesondere des Kleinwohnnngsbaues arbeiten, danu
werde» sie Ihnen antworten, daß der gemeinnützige
Wohnungsbau, ganz gleich ob er nun von gcmein-
niitzige» Nanvereinen oder von Stadtverwaltungen,
betrieben wind (Zuruf bei den Nationalsozialisten:
Bonzenwirtschaft!), in seiner kulturellen Gestaltn»",
und auch hinsichtlich seiner sozialen Mietgestaltnng
turmhoch über dem privateu Wohuungsbau steht.

Wenn Sie hier den Fall der Freiheit anziehen, s»
können wir Ihnen erwidern, 'daß es unter jeder
Herde Schafe mal ein räudiges gibt. (Aha! bei der
Wirtschaftspartei.) Selbstuerstäudlich, auch wir machen
Fehler; wir sind keine Engel. Aber immerhiu, da Sie
gerade von Düsseldorf reden, erinnere ich Sie an den
ungeheuren Skandal von Salz und Schmitz (Zuruf des
Abgeordneten Nr. Stein: Damit haben Wir doch nichts
zu tun!), über den man von wirtschaftsparteilicher und
volksparteilicher Seite den Mantel der christlichen
Nächstenliebe zu decken versuchte (Hört, hört! bei der
Sozinldemokratie), den wir erst der Oeffeutlichkeu
präsentieren und offenbaren mußte». Sie lesen ja d>c
täglich aufsteigcuden Kurse der Bankerotte un"
Konkurse i» der öffentlichen Wirtschaft. Neben diese»
vou Ihrem Staudpunkt ans gesehen skandalösenVor¬
gängen in der Wirtschaft kann sich die gemeinnützig
nnd korporative Wirtschaft sehr gut sehe» lasse». (Lachen
bei de» Nationalsozialisten.)

Nun noch ein Wort zn dem Herrn Vertreter der
Kinderreichen. Er hat selbst zugegeben, daß die >7^'
Wohnungen, die für Kinderreiche erstellt worden sind,
nur ein Tropfen auf einen heißen Stein stnd; n»"
das damit den breiten Schichtender Miuderbcmittelten
und auch den Kinderreichen nicht gedient ist. Gerade w?u
wir das wissen, nnd mit dem Vertreter der Kindel'
reichen darin übereinstimmen, daß mit einem solch ^'
ringen Prozentsatz von I7W Wohnungen 'in der ganzen
Rheinprovinz den Interessen der breiten Schichtender
Minderbemittelten uicht gcdieut ist, gerade barum ve>>
langen wir die Einsetzung von weiteren >UOM> "^
für Kleinwohnungen in den Etat und darüber hinaus,
daß auch die Landesbank weitere Mittel zur Zins'
verbillign»«, aus ihrem Reiugcwiun zur VerfüguM!
stellt. Der Bezirkswohuuugskommissar des Negierungs-
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bezirkes Düsseldorf und auch die Vczirkswohuuugs-
kommissave der anderen Bezirke sind längst der
Meinung, ....

Vorsitzender Hr. Iarres (unterbrechend): Ich
>>n>ß darauf aufmerksam machen, daß die halbstündige
Redezeit für Ihre Fraktion abgelaufen ist.

Abgeordneter Kolas; (fortfahrend): Sie sind
langst der Meinung, daß neben den großen Wohnungen
auch Kleinwohnungen in genügenden Umfange erstellt
werden müssen. Darum bitteu wir Sie uoch eiumal
Dinglichst, unserem Antrag um Bewilligung von
«eiteren 100 000 RM an Zinsverbillignng fiir den
«lemwohnungsbau zuzustinnuc».
.„Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dülnldcr: Wohl selten hat eiu
'«/dncr der bürgerlichen Fraktionen mit einer solchen
Infamie (Zuruf des Abgeordnete,' Hoffmann: Sehr
Nchtig!) gegen die Arbeiterschaft polemisiert, wie Herr
achter von der Wirtschaftspartci.

Vorsitzender Dr. Iarres (unterbrechend): Herr
'^'geordneter Dnnder, ich rufe Sie wegen dieses
beleid 'Müden Ausdruckes zur Ordnung,

Abgeordneter Dunder (fortfahrend): Herr
lu, - ^'"'" ^ einmal in einer ArbciterUersamm-

'N ,olche Ansfiihrnngen machten, so würde» Sie
nn demselbenAbend nicht mehr wiederfinden. Sie

innen s„'h ^st^.„ ,„, Wohnnngsnnsschnß sogar zn der
^"'"«ptnng versteift, daß die Arbeiter nicht arbeiten
'"Uten, deshalb gehöre ihnen nnch keine Wohnung.

"«ruf des Abgeordnete» Witzler: Das ist eine Lüge!)
N> " "U keine Lüge, sondern das habe» Sie im
,, "inilngsmisschlis; «esagt. (Znruf bei den Koni-

"nmen: N„ bleibt,dcnn da der Ordnungsruf?)
ein. ?^"'^ "'- Iarres: Ich Habe gehört, dafz
^, » ' Abgeordneten herüber gerufen hat „Lüge",
dl^ «<!" '""" feststelle»,incr es gewesen ist. (Zuruf
d,^ ' bgeurdnotc» Hoffmann: Witzler!) Ich frage

vnmu, ob der Betreffende sich selbst melden will,
zugeordneter Witzler meldet sich.) Dann muß ich Sie

m7 """" "'fen, Herr Abgeordneter Witzler.
(fortfahrend): Wenn Herr

itzler eine Parallele zwischen dem sogenannten ge-
"«""tzigett Wohnnngsban »ich dem Wohnungsbau

j/, s ""twirtschaft gezogen hat - Herr Dr. Ley hat
lnn ^ ""^' ''ch""> obioohl er »der euthusiastische Ne-
vr! > ,"' ^^ Pribatkapitalismns ist, eine Lanze für den
^ " Wohnnngsban gebrochen —, dann möchte ich

rauf 'hinweisen, daß wir Kommunisten den gcmein-
lel>, " wohnnngsban, wie Sie ihn auffasse», ab-
be! ^"' ^^ustimmung bei den Komniuniste». Zurufe
verl ^^'""alsozialisten: Das wisse» wir!) Wir
ein, !"' °"' kuminunalen Wohnnngsbau, und um hier
ms" kommunalen und privaten Wohnungsbau ein-
m" uegeuübcr ^» halten, verweise ich nur auf die

nu en, die i» de» letzte» Jahre» in Düsseldorf durch
private Hand erstellt wurde» sind; vo» Nistrnth

und Ruth, Salz und Schniitz, und wie diese Bau¬
unternehmer alle heißen. Es sind Wohnungen, in
denen Miete» vo» 25 bis 70 RM pro Zimmer erhoben
werden. (Hört, hört! bei den Kommunisten.)

Meine Herren von der kinderreichen Noulcur,
mieten Sie einmal in einem solchen Hause eine kinder¬
reiche Familie mit 0 ,»nd 10 Kindern ein, dann kann
der Mann zwei Jahre lang arbeiten, um eiue 'Monats¬
miete aufzubringen (Sehr richtig! bei den Kom¬
munisten. Zuruf des Abgeordnete» Dörr: Bewillige»
Sie doch die Zuschüsse, dann geht das!) Einen
Augenblick, ich komme auch W Ihnen.

Wenn der Zentrumsrodner vorhin gesagt hat, daß
die kommunistische Fraktion im vergangenen Jahre die
Zinsverbilligungsznschüsse abgelehnt habe, dann er¬
klären wir hente, das wir das auch jetzt wieder tun
werden. Uns kommt es nicht lediglich darauf an, daß
Wohnungen gebant werden, sondern fiir uns steht die
Frage so: wer baut die Wohnungen, nnd für wen
werde» sie gebaut? (Zustimmung bei den Kommunisten.)

Wenn Sie wirklich für die Minderbemittelten und
die kinderreichen Familien eintreten wollen, dann
zeige» Sie, daß Sie für bei! Aiitrng der kommunistischen
Fraktion sind, der besagt, daß die vorgesehenen Zu¬
schüsse uud ZinsUerbillignngcn für den gemeinnützigen
Wohnungsbau der Gemeinde» und Kreise zur Ver¬
fügung gestellt werden.

Denn wer baut heute noch für die minderbemittelte
Bevölkerung und die Kinderreichen? Glaube», Sie, daß
ein Privatkapitalist heute ein Interesse daran hat,
Wohnungen zu bauen, die er so vermieten muß, daß
der Betreffende die Miete auch nur einigermaße» er¬
tragen tan»? Nei», die Kommune» si»d heute auf
Grund Ihrer Politik gezwimgc», diese Wohmmge» zu
baue», die selbstverständlich Zuschußwohiiungcn be¬
deuten Aber das hindert uns nicht, — weil die Öffent¬
liche Hand verpflichtet ist, für diese Leute zu sorgen -
immer wieder z» fordern: Hinweg mit dem privaten
Wohnungsbau! Keinen Pfennig für solche Wohnungen!
Vs sin'd genügend Paläste und Kästen vorhanden, in
denen die Bourgoisie schwelgt. Aber die Archeiterschaft
hat keine Wohnungen; sie haust in Höhlen, von denen
Sie, Herr Witzler, vorhin gesprochen haben. Wenn Sie
vorhin gesagt haben, daß in den Wohnungen, wenn sie
erstellt sind, noch lein Ungeziefer ist, und die Arbeiter
erst dieses Ungeziefer hineinbringe», da»» möchte ich
Sie darauf verweise», daß nicht die Arbeiter das Un¬
geziefer hereiubiingen, sondern daß das Ungeziefer,
das i» den Kellerlöchern und sonst irgendwo haust,
auch in die Wohnungen hineindringt. Schauen Sie in
Ihre Paläste (Zuruf des Abgeordneten Rcnucr: Die
sind auch ,verwanzt, zum Teil wcuigsteiis!), da werden
Sie genug Ungeziefer finden.

Wenn nu» der Redner der Partei mit dem rote»
Banner und dem schwarzenHakenkreuz (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Letz: Aha! Bravo!) uns zurief, die
Kommunisten lebten von der Roten Fahne (Zuruf des
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Abgeordneten Nr. Leh: Es ist Ihnen Wohl un¬
angenehm, das zu.höreu!), so «erweise ich nur darauf,
daß die Kommuuisten stolz darauf sind, von der Noten
Fahne zn leben. Aber Sie haben es uns abgeguckt und
deshalb eiue rote Fahne genommen und ein schwarzes
Hakenkreuzdarauf genaht. Aber die Arbeiterschaft be¬
greift Ihr blödsiuuigcs Spiel. (Zurufe bei den Na¬
tionalsozialisten.)

Wenn dann «gesagt wurde, daß die Sozialdemukrateu
und Kommuuisten iu dcu Genossenschaften koaliert sind,
— ja, das zu begreifen, dafür reicht der Verstaudstasteu
der Nazis natürlich nicht aus! Wenn die Kommunisten
sich in den Geuosseuschafteubeteiligen, so verfolgen sie
dabei uur dasselbe Prinzip, welches sie auch in den
Gewerkschaftenund sonstigeil Einrichtungen der Ar¬
beiterschaft verfolgen. Wir sind nicht in den Nau-
genusseuschasteu, um vom sogenannten gcmeiunützigeu
Wohnungsbau zu schwelgen, sondern um der Arbeiter¬
schaft zu zeigeu, daß es Schwindel uud Betrug an der
Arbeiterschaft ist, wenn man ihnen die Illusion iu die
Hirne hämmert, daß es auf 'diesem Wege möglichsei, die
Not und das Elend der Wohnungssuchende» zn ver¬
hüten bezw. abzuschaffeil. Weder durch dengenosseu-
schaftlichcu »och durch den kommunale» Wohuungsbau
wird die Wohnungsnot behoben, weil der Kapitalismus
nicht im Stande ist, die Wohnungsnot zu beheben, da
er die Wohnuugsuot nach denselben Gesichtspunkten
betrachtet, wie seine Wirtschaftsweise schlechthin.Weuu
der lluternehmer nicht von vornherein weiß: Diese oder
jene Rate kann ich an dem Hause verdienen, diese oder
jene Neute wirft mir das Haus ab, wcun es bezogen
wird, dann verzichtenwir auf den Wohnungsbau. Des¬
halb ist es fauler Zauber, davon zu reden, als ob im
kapitalistischenStaat irgendwelche Möglichkeiten vor¬
handen seien, das Wohnungsclend zu beseitige». (Zuruf
des Abgeordneten Dörr: Daran habt Ihr ja auch kein
Interesse,) Wir haben das denkbar größte Interesse
daran; Sie habe» kein Interesse daran.

Ich will Ihnen nur folgendes sagen: die Methoden,
die Sie zur Vekiimpfnngdes Kommunismus auweudeu,
stärken uns nur. Jeder Hieb, den Sie uns versetzen,
macht uus starker. Aber wenn Sie den Kommunismus
wirtlich bekämpfen »vollen, fo schaffeu Sie das
Wohnungsclend und die Erwerbslosigkeit ab. (Zu¬
stimmung bei den Kommunisten.) Geben Sie den Ar¬
beitern anständige Löhne und ausreichende Kleidung,
und der Kommunismus ist beseitigt! Wir wissen, in
welch elendem Milieu die Arbeiterklasse lebt, aber wir
siud bestrebt, es abzuschaffcu. Sie jedoch uicht, sonderu
Sie siud es, die die Arbeiterschaft immer weiter ius
Elend hineinstürzt. Wir helfcu mit, die Arbeiterschaft
darüber aufzuklären, daß Sie es sind, die die Arbeiter¬
schaft in dieses Elend hineinversetzt. Wir werden die
Arbeiterschaft zum Siege gegen dieses System führe»,
n»d dmm werden wir Wohnuugeu schaffeu, (Bravo!
bei deu Kommunisteu.)

Schauen Sie hin nach Sowjetrußland. (Aha! bei
den Nationalsozialisten.) Es gibt niemanden mehr.
(Lärmende Zurufe bei den Nationalsozialisten.) Auf
Euer Indianergeheul gehe ich nicht ein. Es gibt heute
in her ganzen Welt keinen Meufchen mehr, der es ab¬
leugnen,kann, daß iu Rußland jährlich Hunderttauscndc
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Hnugeru!),
Millionen Arbeiter neue Wohuuugen beziehen, daß iu
Rußland ganze Städte neu erstehen, daß neben den alten
Vorkricgsbarackenneue Wohnungen für die Arbeiter
geschaffen werden. (Lebhafte Zurufe bei den Natioual-
suzialisteu.) Erkundigen Sie sich iu Ihrcu eigenen
Kreisen bei den Leuten, die in Rußland gewesensiud.
Wir brauchen das uicht mehr zu bestätige!!,weil andere
es für uus sagen.

Aber Herr Dr. Leh, wie sieht es in Mussoliuien aus!
Wie ist es denn mit Ihrem geheiligten Schutzpatron
uud Hcldeu, nach dessen Vorbild Sie «die Arbeiter
Deutschlands und der übrigen Welt befreien wollen?
Schaueil Sie hin, wie der Bauer, wie der Iudustrie-
proletarier iu Italic» lebt. Er lebt bedeutend
schlechter als <der schlechtestedeutsche Arbeiter. Schauen
Sie hin nach Ihrem Mussoliui, irre er bei deu jüdischen
Bankiers die Hciude aufhält, um nach MöglichkeitZins¬
geld zn bekommen!(Lachen bei dc» Natiuualsozinlisten.)
Schauen Sie hin, wo Ihre Freunde die Gelder her¬
nehmen. War »licht im Jahre lM'> hier im Ruhr-
gcbiet (Lärmende Zurufe bei den Nationalsozialisten,
Die weiteren Worte des Redners siud iufolge des fort¬
gesetzten Lärmes unverständlich,) Elende Heuchler! (Zu-'
ruf der Abgeordneten Frl. Otto: Ich stelle den Antrag,
daß Herr I),-. Leh nach Grascnberg gebracht wird!)

Wenn Sie von der Schwerindustrie, die Sie ja auch
kennen, von den französischenGenerälen (Zuruf bei
den Nationalsozialisten: Gehört ja gar nicht hier hin!
Zuruf des Abgeordneten l),-. Leh: Was das mit dem
Etat zn tu» hat, weiß kein Mensch.) Das hat geuau
dasselbe damit zu tun, üuie das, was Sie ausgeführt
haben.

Borsitzender Dr, Iarres (uuterbrccheud): I^>
bitte, die Zwischenrufe zu unterlassen und ersuche den
Redner, bei «der Sache zu bleiben,

Abgeordneter Dun der (fortfahrend): W>^
Kommuuisten siud der Auffassung, daß die Zins'
uerbilliguugsmittcl, die im Etat vorhaudeu sind, wie
auch die ergänzenden Anträge, die Mittel zu erhöhen,
uicht für die Zwecke verwandt werden, die hier schlecht-
hin genannt sind, iudem man einfach erklärt: st^
werden für den Kleinwohnungsbau verwa»dt, MI
habe vorhin bereits ausgeführt nud verweise nochmals
darauf, daß die Kommuuen heute diejenigen Stätten
sind, die den Kleinwohnungsbau betreibeil und fördern.
Wir sind deshalb der Auffassung, daß die Mittel, die
der Proviuziallaudtag bewilligt, deu Gemeinden und
Kreisen mit der Maßgabe zur Verfügung gestellt
werden, daß sie nur für den tummuualeu Wohnuugs-
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bau verwandt und nicht an Baugenossenschaftenund
biet weniger an Private vergeben werden. (Zuruf aus
der Wirtschaftspartei: Neu Kommunisten geschenkt
wenden!) Wir wollen von Euch nichts geschenkthaben;
die Kommunisten erkämpfen sich das, was sie zum
Lebensunterhalt notwendig haben, und die Kom¬
munisten erkämpfen sich darüber hinaus eiuc neue,
bessere Gesellschaftsform. (Lebhafter Beifall bei den
Kommuuisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Dr. Lch. (Lebhafte Ho, Ho-Rufe bei
den Kummuuiste», Zuruf: Hoppcditz!)

Abgeordneter i),-. Ley: Meine Damen und
Herren! Die Wirtschaftspartei wird ja Manns ge¬
nug sein, sich .gegen die Vorwürfe, die von der
^ozialdemotrntischen Partei erhoben wurden, und
"uch fetzt wieder von den knallroten Marxisten
uurgobracht wurde», zu wchreu. Wir National-
Wzialisten möchten nur feststellen, daß der Redner
°"' Sozialdemokratischcn Partei zu dem Elend von
beute auch noch den Hohn fügte. (Hört, Hört! bei den
Nationalsozialisten.) Er sagte: „Schaut Euch die
«onkursliste und die Baukcrottliste an! Schaut Euch
an, wie die Zahlen joden Tag in die Höhe schnellen!"
A"ne Herren von der SozialdcmokratischenPartei, es
Nt doch Ih^ Staat, den Sie hier haben. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Und Sie crkenucn ihn an!)
^le haben ihn geschaffen. (Zuruf des Abgeordneten
, under: Und Frick ist Staatsminister!) Herr Scheide-
mann sagte doch, es sei ein Staat in Schönheit,
'"e,heit und Würde. Hat nicht der Abgeordnete Haas
damals in einer Rede im Oberbergischen,in Waldbröl,
"esa,gt, - ,er ist dort anch zu Hause -: Es wird jetzt
ucht niehr so sein Unc bisher, daß die Reichen ihre
«Inder m Seide und die Armen in Zeitnngspapicr
Wickel».(Znruf links: Wo hat er das gesagt?) Das
«at er in Waldbröl im Althoff'schcnSaale gesagt. Ich
l«be »hm daraufhiu später einmal geantwortet: „Herr
zugeordneter Haas, wir sind allerdings herrlichen
fetten entgegengegangen. Die Reiche», und zwar ganz
wenige Reiche, wickeln ihre Kinder immer noch in
^"de, >,nd die Arbeiter haben nicht einmal Zeitungs-
Vnpier, um sie hineinznwickel». (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.)
... ^ann Umrde hier von den Kinderreichen ge-
r3 "^ ^cm merkt, daß der Verein der Kinder-
Elchen allmählich i,nmcr mehr abnimmt; leider
«^ - Das ist .der Ausblick in die Zukunft unseres

"«es, und hier möchte ich doch auch dem Zeutrum
" eoer einmal etwas ins Gewissen rufen. Neulich las
f.".'!' 'der Zentrumspresse folgendenSatz: „Bald wirkt
' «1 M der Geburtenrückgang ans der Zeit des Krieges

nc> nachher aus, bann wird Wohl hoffentlich die Er-
"euisioscnzahl sinken." (Lebhaftes Pfui! beim Zen-
w n ^"nc Herren, dieser Satz stand da, nnd dann
uouen Sie noch Kämpfer gegen 'die Bestrebungen der
Marxistenauf Abschaffungdes 8 218 sein! (Zuruf des

Abgeordneten Kurth: Wieviel Kiudcr haben Sie?)
Wenn Sie auf der ciuen Seite in Ihrer Politik mit der
Hoffnung rechnen, daß mit dem Geburtenrückgang
endlich die Ziffer der Erwerbslosen sinkt, dann haben
Sie andererseits in demselben Augenblick auch kein
Recht mehr zu sagen, was Ihre katholische Kirche Gott
sei Dank sagt. Wir freuen uus darüber, daß sie sagt:
„Es ist eine Todsünde." (Lebhafte Zurufe bei den
Kommunisten.)

Meine Herren Marxisten von der Kommunistischen
Partei, brüllen Sie nur, wir wissen ja, daß Sie sogar
ein 130-Millioneu-Vulkins Elend bringen und tapntt
machen können. Das sehen wir in Rußland jn ganz
klar. Sliwjetrnßlnnd zieht bei keinem Deutschenmehr,
das könnt Ihr höchstens Euren Frattionsgcnosscn Vor¬
reden, sonst aber niemand.

Ich habe dem Zentrum nicht allein hier, sondern
anch im Landtage bereits einige Male gesagt ^ nnd
im Lande draußen sage ich es anch: Wenn Sie Ihre
Kirchen erhalten wollen, nnd tntsächlichden Windt-
horstsche» Geist »och hätte», dn»» könnte es nicht vor¬
kommen, wie es gestern geschehenist, daß der Herr
Landeshauptmann einen Kandidaten mit der Aeuße¬
rung präsentierte: „Bitte, meine Herren von der
Sozialdemokratische»Partei, dagegen lö»»en Sie doch
eigentlich nichts haben; der gehört ja doch dem linken
Zentrum au. (Hört, hört! bei deu Natiuualsozialisteu.)
Also doch zwei Richtungeu bei Ihucu! Das hätte eiu
Windthorst haben sollen, linkes und rechtes Zentrums
Ich habe bisher, weuu ich die WiudthorstschenReden
gelesen habe, immer bloß gehört, daß das Zeutrum
eine Aufgabe hatte, uämlich die katholischeWelt¬
anschauung zu verteidigen nnd weiter nichts! (Znrnf
ans dem Zcntrnm: Gott sei Dank!) Aber wen» es
nm die Intcrcssenwirtschaft geht, wenn der Gcwert-
schaftsflügcl über den Knltnrflügel siegen soll, dann
allerdings, meine Herren, sind Sie fertig. Dann haben
Sie kein Recht mehr, hier über die Kinderreichen zn
reden. Zu diesen Dingen gibt es bloß ein Entweder -—
Oder: Die marxistischePest wird vernichtet nnd die
katholische Kirche lebt. Ein anderes gibt es nicht. Sie
können nicht verlangen, daß Ihr Heiliger Vater, der
Papst, eine Bulle gegen Rußland losläßt, uud zu
gleicherZeit habe» Sie in Deutschland euren Knltns-
ministcr Grimme! (Sehr richtig! bei deu National¬
sozialisten.) Infolgedessen ist das Gerede von den
Kinderreicheneinfach eine Farce, es ist nicht wahr, so¬
lange Sie »icht mit allem Willen dafür kämpfen, daß
der 8 218 erhalten wird, daß das Dogma Ihrer Kirche
erhalten bleibt, solange können Sie uichts machen.
(Zuruf bei deu Kommnnisteu: Sollen wir die Zwangs¬
jacke holen?)

Meine Herren! Wir haben eine Musterstadt, die
die gcmci»»ützigcn Baugenossenschaften hat, uämlich
Wie». Diese Stadt wird ja vou den Sozialdrmotrateu
immer als die Musterstadt der gemeinnützigen Bau-
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genossenschaftcnhingestellt. Ich bin vergangenes Jahr
in Wien gewesen,habe nur das dort einmal angcscheu
und habe mir folgendes erzählen lassen (Zuruf links:
Erzählen lassen!): Dort ist der RepublikanischeSchutz¬
bund, etwa das Reichsbanner in Deutschland; dort siud
Mietskasernen. Herr Dnndcr sprach davon, das; man
solche Kasernen doch auch in Deutschland macheu solle.
Dort sind sie vorhanden, und wem, Sie i« unsere
modernen Städte hineinsehen — etwa nach Köln oder
Düsseldorf — so finden Sie dieselben Kasernenhöfe,
diese orientalischen Vanten, diesen Wahnsinn in seiner
Art. (Zuruf des Abgeorduetcn Duudcr.) Prost, Herr
Duuder, Prost! (Große Heiterkeit. Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Regen Sie sich mal wieder ein
wenig ab. Znruf des Abgeordnete» Hnale: Der
Laudesrat muß auch was tuu für seiue IN 000 RM;
für den Posten, den er sich voriges Jahr erschliche»
hat! — Glocke des Vorsitzenden.) Meine Herren, dort
ist es so, daß dieser RepublikanischeSchutzbund seine
Mitglieder tatsächlich in diesen Kasernen untergebracht
hat, und wenn die anzutreten haben, so geht der
Führer auf den Hof und bläst, dann muß alles heraus
(Ironisches Bravo! des Abgeordneten Gerlach. Zuriif
des Abgeordneten Dunder: Da klatschen die Juden
Beifall!), und eine Terrorgruppe sieht dann nach, ob
alle WohnunnFinhllber hinans sind. Das ist »mrr.isti-
scher Terror. Das lehnen wir ab, nnd wir hoffen, daß
sich das christliche Zentrum zurückfindet z» einer
Kampfpartei Windthurst. (Beifall und Händeklatsche»
bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender !),>. IarreS : Die Besprechung ist ge¬
schlossen.Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir
kommen zur Abstimmung, die diesmal etwas kompli¬
ziert ist. Zu den Puuktcu 2—t tauu ich Wohl fest¬
stelle», daß gcgeu de» Vorschlag des Fachausschusses
ans unveränderte Annahme kein Widerspruch erhöbe»
wird. Dann stelle ich hiermit fest, daß die Pnnttc 2,
3 und 1 entsprechend dein Vorschlage des I. Fachaus¬
schusses augcuommc» sind.

Zn Punkt 5 liegt der Autrag des Fachausschusses
uud gleichzeitig eiu Abäuderungsautrag der Wirt-
schaftsfrattiou »uter Drucksnche114 dahingehend vor,
in Ziffer 3 das Wort „gemeinnützige" durch „private"
zu ersehen. Zu diesem Autrag hat die Wirtschafts-
fraktio» »ameutliche Abstimmung beantragt. (Un-
crhört! liuts.) Ich bitte diejenigen, die diese» Antrag
auf namentliche Abstimmung unterstützen wollen, sich
zu erhebe». Das ist nicht die entsprechendeZahl von
25 Mitglieder». (Znrnf des Abgeordneten Dr. Leh.)
Nach der Geschäftsordnung müssen es 25 sei», uud so
viele siud nicht nufgestaudeu. (Zuruf des Abgeordnete»
Hanke: Das ist Eure neue Geschäftsordnung! Damit
wollt Ihr die Minderheit taput macheu!) Herr Ab¬
geordneter Hnate, ich bitte, nicht zu unterbrechen;
wir siud setzt in der Abstimmung. — Ich lasse zunächst
über den Antrag der SPD. unter Drncksache Nr. 51

abstimmen. Dieser Antrag ist in Ziffer 4 iu den An¬
trag des Provinzialnusschusscs überuommen wurden.
Der Antrag 51 geht über den Antrag des Fachaus¬
schusses hiuaus. Sollte er nugcnommen werden, dauu
werde ich über dru Antrag der KPD. zu Il3 abstimmen
lassen, nnd nm Schluß über deu Antrag des Fachans-
schnsses unter Vorwegnähme des Antrages der Wirt-
schaftspartei auf Abänderung dieses Antrages. Ich
bitte also diejenigen Damen n»d Herren, die für den
Antrag der SPD. unter Drncksache 51 sind, sich zn er¬
heben. Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag ist
abgelehnt.

Damit erübrigt sich auch der Autrag zu 113, der
sich auf deu Autrag 51 stützt. Auch der Autrag 113 ist
damit abgelehnt.

Ich bitte dauu diejenigeu, die der Abänderung der
Wirtschaftsfrattion zustimme» wolle», wonach in dem
Antrag des I. FachansschnsseSdas Wort „geniein-
nützige" durch „private" ersetzt werden soll, sich zn er¬
hebe». Das ist die Minderheit. Der Autrag ist ab¬
gelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für den Antrag des
FachansschnsseS nnter 128 sind, sich z» erhebe». Das ist
die Mehrheit. Der Antrag des Fachausschussesist an¬
genommen.

Wir komme» z»r Abstimmung zn Punkt «!. Hier
liegt der Antrag des FachansschnsseS ans Uebcrweisung
an den Provinzialausschuß vor. Dagcgeu hat sich kein
Widerspruch erhoben. Ich stelle fest, daß dieser Ueber-
weisuugsautrag angenommen ist.

Zu Nr. ? beantragt der FachausschußUeberweisung
an den Verwaltnugsrnt der Laudesbaut als Material.
Auch hier ist kein Widerspruch erhöbe» worden. M
stelle die Auucchmc des Fachansschußantragrs fest.

Zu Nr. « beantragt der Fachausschußuuter Druck¬
sache Nr. 12!) Ueberweisuug auch dieses Antrages cm
den Verwaltnugsrnt als Material mit der Maßgabe,
daß die Worte „weuigsteus nm 2^3 Prozent" gestrichen
werden. Wer für diesen Antrag des Fachausschusses ist,
den bitte ich, sich zu erheben. Es ist so beschlossen.

Zn Nr. 0 beantragt der Fachausschuß Ablehnung
des Antrages der Wirtschaftspnrtei. Ich bitte die¬
jenigen, die für diese» Ablehmmgsautrng des Fachaus¬
schusses siud, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es
ist so beschlossen.

Dnniit ist die Gruppe 2—0 erledigt und wir komme»
zur Gruppe 10 bis 13. Hier ist Nerichterstntter
Herr Abgeordneter Stnpper, dem ich dns Wort erteile

Abgeordueter Stnpper: Meine Damen und
Herren! Zu dem Haushaltsplan für die Verwnltungs-
toste» der Proviuzial-Fcucr-Ncrsicheruug beantragt
der I. Fachnnsschnß uuveräuderte Auuahme. Sie wer¬
de» dem Haushaltsplan entnehmen, daß die Ziffer"
bei den einzelnen Positionen leiue wesentlicheAende¬
rung gegenüber früher erfahre» haben.
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Im übrigen darf zu diesemHaushaltsplan bemerkt
werde», das; es der Anstalt im verflossenenJahre ge¬
lungen ist, den Versicherungsnehmern 10 Prozent am
Veitrag nachzulassen,so das; den Versichcrungsuehmcru
insgesamt eine Summe von 1,1 Millionen an Bei¬
trägen für die Anstalt erspart geblieben ist. Sie ent¬
nehmen daraus, daß die Austalt bemüht gewesen ist,
in gemeinnützigerWeise im Interesse der Versicherungs¬
nehmer zu arbeite».

Zu dem Haushaltsplan der Pruvinzial-Fener-Vcr-
Nchernng ist von der Wirtschaftspartei ein Antrag cin-
Negangen,der in Drncksache 17 enthalten ist, daß mit
Rücksicht auf die bestehendeArbeitslosigkeit Verträge
unt beamtete» und im öffentlichen Dienste stehenden
Personen zum uächstznlössigenTermin gekündigt wer¬
den möchten. Der I. Fachausschuß empfiehlt Ihnen,
^n diesem Antrag die Neberweisung an den Verwnl-
wngsrnt der Feuer-Versicherungs-Anstalt zu be¬
schließen, nud zwar aus folgendem Grunde. Der Pro-
UluzinIIandtag ist für die Einzelheiten der Anstellung
von Geschäftsführern draußen im Lande nicht zn-
ftnndig; diese Maßnahmen zn treffen, obliegt vielmehr
d" Zuständigkeit des Verwaltuugsrates. Die Austalt
Mt aber dem Fachausschuß erklärt, daß grundsätzlich
"ur dann Beamte als Geschäftsführer genommen
werden sollen, weun andere geeignete Persönlichkeiten,
^V. Arbeitslose oder Kriegsbeschädigte,nicht zn finden
Wien. Selbstverständlich müßte Gewähr dafür gegeben
nun, daß die zu beschäftigendenPersonen die Geschäfte
^Anstalt in ordnungsmäßiger nud zuverlässiger
"5"sc führen uud auch eiur cutsprcchendc Beratuug der
Versicherungsnehmer durchführen könnten. Weiter hat
«e Leitung der Anstalt die Znsichernng gegeben, daß
pensionierte Beamte in Zukunft nicht mehr geuommeu
werdeu sollen.

Die weitere Vorlage iu Drncksache 13 betreffend die
"enderung des § N der Satzung der Proviuzial-Feuer-
s^'Nhcrnngs-Austalt betrifft lediglich, wie Wir das
u-yun bei der Landesbank gehört haben, eine Anpassung
°^ Wahlperiode des Verwnltnngsrates an die Wahl¬
periode des Wahlkörpers. Ich nehme nn, daß Sie ohne
weitere Ausführungen mit dieser Aenderung einver-
'taudcn sind.

Schließlich ist zu dem Haushnltsplau der Vcrwal-
"»'ggtusteu der Provinzial-LebensVersichernngs-Anstalt
">ch nichts besonderes zu erinnern gewesen. Sie wer-
"'" M diesem Haushaltsplan zwar finden, daß die
^nlilcn bei den einzelnen Positionen eine merkliche
^ernnfsetzimg erfahren haben; das liegt aber daran,
°"ß der Geschäftsnmfang der Anstalt eine wesentliche
Steigerung erfahren hat nnd somit mich die Ver-
"nltuuMostcii eine entsprechende, Wenn auch geringe
Steigerung erfahren mußten. Es darf aber festgestellt
"erden, daß diese Steigern»!, sich in angemessenen
grenzen bewegt hat. Da der Auteil der Verwaltuugs-
"!teu i,„ verflossenen Jahre nnr noch 12,7 Prozent

gegenüber 22,7 Prozent im Jahre 1921 betragen hat,
so glaubte der Ausschuß feststellen zu sollen, daß auch
diese Anstalt bemüht gewesen ist, den VcrsichernngS-
nehmern in rationeller Arbeitsweise zn dienen und
ihr das volle Vertrauen anssprechen zu dürfen. Er
beantragt demgemäß, auch diesen Haushnltsplau an¬
zunehmen.

Stellvertretender VorsitzeudcrGbcr I c : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Terboven.

Abgeordneter Terboven : Meine Damen nnd
Herren! Ich habe ganz kurz zn erklären, daß wir uns
mit dem Antrage der Wirtschaftspakt« einverstanden
erklären. Es ist bei derartigen Anträgen immer üblich,
daß die Verwaltung erklärt, der Proviuziallaudtng sei
unzuständig bzw. daß ein solcher Antrag, der in un¬
angenehmer Form in gewisseMöglichkeiten eingreift,
dann dem Ausschuß zugeschoben und damit der öffent¬
lichen Vetrnchtnng entzogen wird. (Sehr richtig! bei
den Nationalsozialisten.) Wir sind unbedingt der Mei¬
nung, daß es bei der außerordentlichen Arbeitslosig¬
keit und der großen Not gerade vieler geistigerBerufe,
die einfach nicht mehr die Möglichkeithaben, in ihrem
Nahmen unterzukommen, durchaus unmöglich ist, daß
es bei der Provinzial-Fener-Versichernngsnnstalt bzw.
den Provinzinlbeamtcn Doppclverdiener gibt. Die
Möglichkeit, im Nahmen der Pruvinzial-Feucr-Ver-
sichcrnngtätig zu sei», ist nahezu für jedeu einzelnen
gegeben. Gs ist darum ciue selbstuerstnudlichcPflicht
gegenüber deu viele», viele» Arbeitslosen, eine
Trennung innerhalb dieser Doppelverdienerfchaftvor¬
zunehmen. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)
Sollte wirklich der Provinzinllandtng bzw. der Aus¬
schuß nicht in vollem Umfange zuständig sein, so kann
man zum mindesten verlangen, daß über die sehr
dünnen Zusichcruugeu der betreffende» Vertreter hin-
aus, daß in Zukunft kein Beamter mehr hinzu-
gcnommen würde, der Wille besteht, dnö Verhältnis
von Beamten zur Proviuzinl-Feuer-Versicheruug so
schnell und so bald als möglich zu löse».

Im übrigen haben wir gegen den Autrag des Fach¬
ausschusses, der vorsieht, daß die Periode deS Verwal¬
tuugsrates der ProUinzial-Feuer-Versichrning mit der
Legislaturperiode des Provinzialausschusses bzw. des
Proviuziallaudtagcs zusammeugclegtwird, nichts ein¬
zuwenden.

Den Gesamtctat lehnen wir Nationalsozialisten in
Anknüpfung an die Ausführungen unseres Kollege»
Dr. Leh ab. (Bravo! bei deu Nationalsozialisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wir
kommen znr Abstimmung. Zu Punkt 10 der Tages¬
ordnung ist unveränderte Annahme beantragt. Wider¬
spruch wird nicht erhöhen. Ich stelle die Annahme fest.

Zn Pnnkt 11 ist von der Wirtschaftspartei auf Druck¬
sache 1? beantragt, daß Verträge mit beamteten nud
im öffentlichenDienst stehendenPersonen zum nächst-
znlnssigen Termin zn lösen sind. Ich bitte diejenigen,
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die diesem Antrage zustimmen wollen, sich zu erhebe».
Ich bitte um Gegenprobe. Das letztere ist die Mehr¬
heit. Der Autrag ist abgelehnt. Ohue weitere Ab-
stimmuug darf ich dauu feststelle,!, daß Sie dem An¬
trag des Ausschusses auf Ucberwcisuug au deu Vcr-
waltungsrnt zustimme».

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abge¬
ordneter Lohmeyer.

Abgeordneter Iohmehcr: Ich bitte festzustellen,
ob das Hans beschlußfähig ist. Nach der Geschäfts¬
ordnung muß die Mehrheit des Hauses ciuweseud sei»,
und wir sind meines «Trachtens in der Minderheit. Ich
bitte das festzustellen.

Stellvertretender VorsitzenderEberlc: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Dr.
Stein.

Abgeordneter v,-. Stein: Ich bin der Auffassung,
daß der Herr Vorsitzende »icht richtig verfahren ist.
Der Antrag der Wirtschaftspartei sollte dem Vcrwnl-
tnngsrat überwiesen, aber uicht hier zur Abstimmung
gebracht werden. Sie haben ihn doch zur Abstimmung
gebracht.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I c: Ich war
der Meinung, daß Sie Ihren Antrag aufrecht erhalten.
Zudem hat der einzige Diskussionsredner ausdrücklich
gesagt, daß Sie dem Autrag der WirtschaftSpnrtci zu¬
stimmen.

Abgeordneter Dr. Stein: Wir sind ja mit der
Ueberweisung au deu Verwaltungsrat ganz zufrieden!

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Meiue
Damen und Herren! Die Beschlußfähigkeitdes Hauses
ist angezweifelt worden. Das Büro ist sich jetzt darüber
einig, daß das Haus beschlußfähigist. (Zuruf des Ab-
georduetcu !),'. Leh: Aha, jetzt endlich! — Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: Sie waren doch auch draußeu,
redeu Sie doch nicht! — Zuruf des Abgeordneten Dr.
Leh: Soviel Heuchelei iu eiuer Person hätte ich gar
uicht vermutet)

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeord¬
neter Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Ich bin immer noch der
Auffassung, daß wir eben falsch abgestimmt haben und
möchte bitten, die Angelegenheit dem Neltestenausschuß
vorzulegen, damit der Proviuziallandtag morgeu iu
der Lage ist, die Sache zu «dressieren.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Herr Dr.
Stein, ich möchte gern wisse», was hier versiebt worden
ist. Vs ist so beschlossen worden, wie der Ausschuß es
beantragt hat: Ueuerweisuug an den Verwaltuugsrat.

Abgeordneter Dr. Stein: Ich darf darauf auf¬
merksam machen, daß Sie vorhin uusereu Autrag haben
ablehnen lassen. Dauu hat auch die Ueberweisung an
den Ausschuß keinen Zweck.

Stellvertretender VorsitzenderVberle: Wenn Ihr
Autrag wirklich abgelehnt worden ist, dann habe ich doch

die Sache wieder repariert, indem ich sagte: „Ich lasse
jetzt über den Ausschußantrag abstimmen: Ueuerwei¬
suug au deu Verwaltuugsrat." Weun Sie das wollen,
so hat doch das Haus jetzt so beschlossen: nichts anderes!
Es wird doch so Verfahren, — Ich glaube, wir köuueu
jetzt iu unserer Tagesorduuug fortfahren.

Ich komme zur Abstimmung über Puukt l2. Hier
ist uuveränderte Annahme beantragt. Widerspruch er¬
hebt sich nicht. Ich stelle die Annahme fest.

Desgleichenbei 13. Auch hier stelle ich die Anuahuie
fest.

Die Puukte 11, 15 uud 1« sind vertagt. Wir kommen
zu 17 bis 23. Zu all dieseu Punkten ist Bericht¬
erstatter Herr Abgeordneter Dr. Lehr. Ich erteile ihm
das Wort.

Abgeordneter Dr. Lehr: Meine Damen und
Herreu! Vei 37- führt der Autrag, der vorgelegeu hat,
iu das komplizierteGebiet der Nesolduugsordnung, uud
ohue einem Mitgliede dieses Hauses zuuahc trctcu zu
wollen, »lochte ich doch die Verm»t»ng anssprechen, daß
die Mehrheit für diese Fragen im cinzel»cn nicht ge¬
nügend sachverständiginformiert ist, (Znruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Geheimwissenschaft!) Ganz recht,
die Geheimwissenschaftder Vesolduugsorduuug! Der
Autrag gehört deshalb zweckmäßigerweisevor das
Forum des Provinzialausschusscs, und deshalb bean¬
tragt der Fachausschuß auch Ueberweisuug nn den
Provinzialausschuß.

Aus dem gleichen Gesichtspunkte heraus stellt er
denselben Antrag bei Nr, 15, sowohl zu u wie zu b-

Zu Antrag 65 darf ich feststellen, daß die Mitglieder
des I. Fachausschussesdiesem Autrag der Zeutrums-
fraktiou durchaus shmpathisch gegeuüberstaudeu und
ihn begrüßt haben, daß sie aber auch das Bedenken
haben, hier das Plenum mit dieser Gutscheidungzu be¬
fassen und der Auffassung sind, die Zuständigkeit des
Provinzialausschusscs sei hier gegeben.

Bei dem Antrag Nr. 63 handelt es sich um eine
Frage, die wir ja eben erst mit dem schwierige» Werk
der Erledigung der Besoldungsreform glücklich hinter
uns haben. Vs erscheint dem I. Fachausschuß uicht an¬
gängig, bereits jetzt wieder an der Ortsklasseuciuteilunll
zu rütteln. Gr empfiehlt Ihueu daher die Ablehnung

Vei Autrag Nr. 91 und ebenso bei Nr. 110 darf ich
feststellen,daß nach Mitteilung des Sachrefcrcnten vei
der Proviuzialvcrwnltuug gerade in allerletzter Zeit
eingebende Verhandlungen zwischen den Gewerkschaften
und der Provinzinlverwnltnng stattgefunden haben,
die auch zu einer Einigung vor dem Schlichter geführt
habeil. Zur Zeit läuft noch ein Schiedsspruch für die
Dauer ciues Jahres. Diese Materie ist also tariflich
geregelt, und es erschien dem I. Fachausschuß »inst
zweckmäßig,jetzt in die Verhandlung einzutreten, d"
noch ei» gültiger Schiedsspruch vorliegt.

Beides gilt für die Anträge 91 uud 110. Der I. FaO'
ausschuß beantragt iu beiden Fälleu die Ablehnung.
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Stellvertretender VorsitzenderGberle: Wir kom¬
men zur Berichterstattung über die Punkte 2 4 und
2 5. Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Bracht.

Abgeordneter Dr. Bracht: Meine Damen und
Herren! Der I. Fachausschuß hat den Haushaltsplan
°er Hauptverwaltung geprüft und dabei festgestellt,
daß dieser Plan gegenüber dein Vorjahre in vielen
Ansätzen eine wesentlicheSteigerung auszuweisen hat.
Gr ist aber der Meinung, daß diese Ansätze gleichwohl
zu belassen sind, um eine ordnungsmäßige Verwaltung
3» gewährleisten. Besondere Prüfung hat der Antrag
der Wirtschaftspartei gefunden, die im Haushalt für
Ncisekosteu vorgesehenen Beträge nm 25 Prozent zu
wrzen. Der Ausschuß hält eine schcmatische Kürzung
°cr vorgeschlagenen Kosten für Dienstreisen für be¬
denklich, und zwar mit Rücksicht darauf, daß die Objekte
°cr Verwaltung in der ganzen Nhcinprovinz verstreut
und. Auf der audereu Seite scheint ihm diese Frage
duch so wichtig zu sein, daß sie einer eingehenden Prü-
Mug bedarf. Er schlägt Ihnen deshalb Ucbcrwcisung
"l den Proviuzialausschuß mit dem Ziel der Prüfung
""r und tut das in der Erwartung, daß der Provinzial-
nussthuß sich entschließen möchte, nähere Richtlinien
Über die Dienstreisen noch herauszubringen.
. Was Punkt 25 anbelangt, so handelt es sich hier nm

"neu Haushaltsplan, nn dem grundsätzlichmit Nück-
ucht auf die gesetzliche» Vorschriften und die gewähr-
eisteten Rechte nichts zu äuderu ist. Der I. Fachaus-

'chuß schlägt Ihnen hier unveränderte Annahme vor.
Stellvertretender Vorsitzender Eberlc: Die Ans¬

prache erstreckt sich jetzt über die Punkte 17 bis eiu-
uüießlich 25. Das Wort hat zunächst Herr Abgeord¬

neter Riegel.

Abgeordneter Niegel: Zu den unter diesen Punk¬
ten behandelten Veamtenfragrn liegt eine Reihe von
Zuschriften und Eingaben vor, die in der Vorlage
neutc behandelt worden sind und behandelt werden
'uuen. Unsere Stellungnahme auch zu diesen Be-
n'ntenfrngen ist sehr klar. Wenn in diesen Anträgen
"'"- darauf hingewiesen und wiederholt betont wird,
°"ß d,c Beamten, namentlich auch die oberen Beamten,
"csonderes Gewicht darauf legen, wieder die frühereu
Anlgehälter zu erhalten, so glaube» Wir von unserem
^"Ndpnntt ans betonen zn niiissen, daß diese An-
neftellten bzw. Beamte des Provinzialverbandcs nach
.em auch in deu Eingaben niedergelegten Gehalts-
"W, weniger bedürftig seien als die Hnuderttnnsende

"un Arbeiter» »nd Angestellte» — insbesondere anch
"l" nn Rheinland und Westfalen -, die selbst nach
">i Eingeständnis bürgerlicher Wissenschaftler heute
"«' U>, ,2 „nd ,5 Prozent unter den Löhnen des

Wahres ini.'j verdienen, weil sie bei deu uiedrigeu Löhnen
nnz natürlich die Auswirkungen der Zoll- und Stcner-

"Ucher-Pulitik des kapitalistische»Staates viel stärker
' 'puren bekommen als diese oberen Beamten.

Wenu zum anderen in der Eingabe darauf hin¬
gewiesenwird, daß die Beamten doch höhere Schulbil¬
dung aufweisenmüßten, um überhaupt in die Bemntcu-
laufbabn Hineinkummenzn tonnen, so möchte ich dazu
nur sagen, daß heute iu jeder bürgerlichen Presse steht,
daß fast jeder Handwerker von aufzunehmende» Lehr¬
lingen Hochschulbildungoder wenigstens gntc Mittel¬
schulbildung verlangt, also ebenfalls fordert, daß die
Lehrlinge -^ sei es auch für Hnndwertsbernfe —
höhere Schulbildung ausweisen müssen. Sie haben also
sehr wenig Anrecht, auf dieses Argument zu pocheu,
weil sich auch darin der ganze Widersinn der kapitalisti¬
schen Gesellschaftsordnung widerspiegelt, die eben nicht
imstande ist, die auch in den Kreisen der Arbeiter uud
Angestellten vorhandene Intelligenz zu anuchmbareu
Bedingungen oder gar überhaupt in irgend einer Form
in den Produktionsprozeß eingliedern zu können. Des¬
halb haben wir mit allem Nachdruck sowohl im Reich
wie in den Landesparlnmeuten jedes weitere Zugeständ¬
nis in der Bezahlung der Beamten oberer Gehalts-
tlassen abgclehut und vielmehr gefordert, daß die un¬
tere» Beamten endlich mit menschenwürdige»Löhnen
bezahlt werden müßten.

Im übrige» möchte ich aber zn dieser Neamten-
frage noch darauf hinweisen, daß es vielleicht sehr gut
gewesen wäre, wenn Herr Adenauer mitgearbeitet
hätte, der gerade jetzt in den letzten Tagen in der
Kommune Köln ein Beispiel dafür gegeben hat, wie
auch die Beamten der Kommunen — und so steht es
anch im Reiche, dem Lande und in den Provinzialver-
waltuugc» — die Schläge und Auswirkungen zu spüren
bekommen,die sie sehr bald davon überzeugen sollten,
daß sie in genau der gleiche» Weise de» Kampf gege»
diese Gesellschaftführen müssen, wie es die Arbeiter¬
schaft tun muß.

Weiterhin werden unter diesem Tagesordnungs¬
punkte mehrere Anträge behandelt, die auch von der
kommunistischen Fraktion dem Hause unterbreitet wor¬
den sind Sie können versichertsei», daß wir eine der¬
artige Erklärung, wie sie der Herr Berichterstatter
zum Besten gab, erwartet hatten. Es ist alles schon
tariflich geregelt, die Tarife laufen noch ein Jahr, und
deswegen läßt sich nichts daran ändern. Es spiegelt
nur die Entwicklung wider, wenn man den Antrag
betrachtet den die sozinldemolratische Fraktion zu
diesem Tagesordnungspunkte gestellt hat, iudem auf
deu überaus schwere», vern»twortu»gsvo«en Dienst
des Personals in den Provinzialaustalteu hiugewiescn
uud von der Proviuzialverwaltuug erwartet wird, daß
möglichst bald Erleichterungen eintreten werden. Ich
habe in meinen gestrigen Ausführungen eine» Fall
Herausgegriffen,in dem das Personal in einer Irren¬
anstalt eine Mündige Arbeitszeit hat. die sich auf fünf
^me mit je zwölf Stunden verteilt. Ich glaube, daß
die' sozialdemotratisthen Abgeordneten selbst niemals
daran gedacht haben, daß die Proumzialverwaltung
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von sich aus Aenderungen trifft, daß sie von sich aus
auf eine Verkürzung der Arbeitszeit hinwirkt. Aber
wenn Sie einen derartigen Antrag stellen, so wollen
Sie auch hier nach dem Grundsatz handeln: Wasch mir
den Pelz, aber mach mich nicht nah! (Sehr gut! bei
den Kommunisten.) In diesem Ausdruck „Erwartung"
liegt die ganze Politik, die Sie im Reich betrieben
haben, bis Sie den Fußtritt bckameu. Der Reichs-
minister Wissell war es, der diesen Apparat aufgebaut
hat, um die Front der Unternehmer der einzelnen
Länder immer stärker zu festigen und der Arbeiterschaft
diese Arbeits- und Lohnbedingungen aufzuoktroyieren,
sie zu spalten und unfähig zu machen,den Kampf um
die Verkürzung der Arbeitszeit zu führen. (Sehr gut!
bei den Kommunisten.) Weil Sie dies getan habeu, be¬
schränkenSie sich jetzt auf den frommen Wunsch, von
der Provinzialverwaltung zu erwarten, daß sie hier
eine Aenderung für das Personal der Proviuzial-
nnstalteu schafft.

Wir haben in unserem Antrage gefordert, daß für
alle Provinzialarbeiter und Angestellten, soweit ihr
Monatseinkommen nicht 600 RM übersteigt, die sicben-
stündige Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich ein¬
geführt wird. Sie sagen, der Tarif läuft noch ein
Jahr. Die Gewerkschaftsführer, auch der christlichen
Eoleur, haben natürlich dnrch SchiedssprüchedieTnrif-
daucr verlängert. Sie sind damit einverstanden, daß
die Tarife anf Jahre hinaus festgelegt werde». In den
Arbeitcrvcrsllmmluugen und dort, wo es darauf au-
tommt, die Arbeiter zu betrügen, erklären Sie noch,
daß eine Verkürzung der Arbeitszeit notwendig sei
und durchgeführt werdeu müsse. Ich habe da ciuen
bezeichnendenFall gelesen. In einer Metallarbeiter-
Versammlung des Hirsch-DunckcrschenGewerkvereins,
wo ebenfalls das wirtschaftliche Elend und die Not¬
wendigkeit der Verkürzung der Arbeitszeit besprochen
wurde, erklärte einer dieser sog. Führer der Hirsch-
DunckerschenArbeiter: Wenn die drei Millionen Er¬
werbslosen sich einmal selbst überlassen würden, dann
würden sie sehr schnell Aenderungen schaffen. Aber die
Führer lehnen es ab, sich immer wieder als Feuerwehr¬
leute gebrauchen zu lassen, um die Brände zu löschen,
die von den Unternehmern angefacht werden.

Wenn die Gewerkschaftsführer schon selbst sich den
Posten von Feuerwehrleuten zubilligen, wenn sie selbst
erklären, daß sie immer und immer wieder ihre Tätig¬
keit nur darin gesehen haben, die Brände zu löschen,
so sagen wir mit aller Deutlichkeit: Die Frage der Ver¬
kürzung der Arbeitszeit wird auch durch die Zustim¬
mung dieses hohen Hauses nicht gelöst. Die Frage der
Verkürzung der Arbeitszeit steht als die entscheidende
Frage vor der ganzen deutschen Arbeiterklasse,vor dem
lianzen internationalen Proletariat. Sie wird gelöst
werden unter Führung der Kommnnistischen Partei
»ach Niederringuug und Niederschlagung jener Feuer¬

wehrleute der deutschenBourgeoisie. (Beifall bei den
Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren! Einige Worte zu dem Punkt 10 der Tages¬
ordnung.

Unter Drucksache ^15 ist seitens unserer Partei bean¬
tragt worden, der Provinziallandtag möge beschließen,
vorläufig von Neueiustelluug von Beamten mit Be¬
züge« der Sondergruppcn 1—ü sowie der Gruppen
1a—2c der Vesoldungsordnung abzusehen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte hierbei zum
Ausdruck bringen, daß selbstverständlichtechnische Be¬
amte oder Aerzte davon ausgenommen sein sollen, denn
wenn ein Arzt oder ein Techniker ausscheidet,muß auf
jede» Fall Ersatz geschaffen werden. Wir nehmen nn,
daß die Sache auch so richtig verstanden worden ist.

Im großen und ganzen darf sich aber niemand einer
Täuschung darüber hingeben, daß es in der heutigen
Zeit eine unbedingte Notwendigkeit ist, auch an der
Einstellung von Beamten zu sparen. Ich befürchte,
daß, wie die Sache mit dem Sparen heute läuft, wir da
nicht mehr viel weiterkommen werden (Sehr richtig!
bei der Wirtschaftspartei) und erst noch einmal ein be¬
sonders starker Druck ausgeübt werden muß, bevor
wir auf die Basis kommen, auf der wir angesichts
unserer verzweifelten Wirtschaftslage eigentlich stehen
müßten.

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion ist »üt
der Ueberweisung unserer Anträge an den Provinzial-
nusschuß einverstanden.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herreu!
Wenn wir Ihnen unter Drncksnche«10 den Antrml
unterbreitet haben, die heute sehr lange Arbeitszeit
der in den Provinzialanstalten beschäftigten Personen
zu verkürzen, so geschahdirs ans vielfachen Gründen,
um deswillen, weil insbesondere das Pflegepersonal in
den Anstalten einen außerordentlich schwerenund ver¬
antwortungsvollen Dienst hat. Meine Herren, wer
mehrmals die Gelegenheit gehabt hat, das Personal
insbesondere in den Irrenanstalten während seiner
schweren, verantwortungsvollen Tätigkeit zu beobach¬
te», der knuu es nicht fasse», daß Mensche» jahraus
jahrein täglich 12 Stundeil lang diesen Dienst versehen
können. Es ist ja Wohl gesagt worden, daß in frei°
williger Vereinbarung diese Zeit auf fünf Tage in der
Woche beschränkt worden sei. Sie ist auf diese fnns/
tägige Frist beschränktworden, weil im Jahre 192 l die
Arbeitszeit von durchschnittlichacht Stunden pro Tag
auf zchu Stunden pro Tag erhöht wnrde. Alsc> b
Stunden pro Woche. Und wer weiß, wie überaus an¬
strengend dieser Dienst ist, der kann weder im In^
esse dieses Personals noch im Interesse der von U)N>
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betreuten Patienten wünschen,daß dieser Znstand noch
länger dauert. Denn letzten Endes sind es doch die
bedauernswertestenOpfer, die dort in den Anstalten ver¬
pflegt werden müssen, bei deren Gcistesznstand Aus¬
schreitungen gegen das Personal selbstverständlichun¬
vermeidlichsind. Es ist ein nerUenaufrcivender Dienst,
der vou diesem Persoual verrichtet werden muß. Aus
dem Grunde glaube ich, kann sich der Provinzialland¬
tag, wenn er sich seiner Verantwortung gegenüber
diesen Personen und den Patienten bcwnßt ist, der
Aufgabe nicht langer entziehen, hier Wandel zu schaffen
u»d der Provinzialverwaltuug nahezulegen, bei künf¬
tigen Tnrisuerhandlungen eine andere Linie zu be¬
freiten. Er darf sich nicht auf den Standpunkt der
strikten Ablehnung stellen, wenn es darum geht, die
jetzige Arbeitszeit zu verkürzen. Der Herr Bericht¬
erstatter hat uns gesagt, daß der I. Fachausschußder
Auffassung ist, daß ja soeben die Verhandlungen vor
dem Schlichter abgeschlossen worden seien, da tarifliche
Nestimmungen auf die Dauer eines Jahres liefen.
Meine Damen und Herren, wenn wir hier nicht die
Initiative ergreifen uud der Provinzialverwaltuug
nach der Richtung hin Richtlinien geben, dann ist im
nächsten Jahre — wir kommen ja in der Zwischenzeit
llnr nicht mehr zusammen — die Situation uatürlich
du- gleiche: Die Provinzialverwaltuug wird mangels
^chtlinien dann auch bei den künftigen Tarifverhand¬
lungen diese Sache ablehnen, wird also keine Arbeits¬
zeitverkürzung bewilligen.

Meine Herren, wenn Sie dann mit dieser Argumeu-
tatiou hier die Ablehnung des Antrages begründen,
'° ist dieses meiner Auffassung nach eine Festlegung
"uf den Sankt Nimmerleinstag. Das können Sie
gegenüber diesem Personal nicht verantworten. Ich
"uchte aber auch darauf hinweise», daß es auf die
^nucr gar nicht verantwortet werden kann, daß über¬
haupt noch solch lange Arbeitszeiten bestehen, selbst
wenn wir diesen schweren, verantwortungsvollen Dienst
"ußer acht lassen wollten. Wenn wir sehen, daß von
^ahr zu Jahr die Arbeitslosigkeit in diesem außer¬
ordentlichen Maße zunimmt, dann ist es doch uuver-
nntwortlich, wenn man auf der eiuc» Seite die Leute
w bis 12 Stunden pro Tag arbeiten saßt, während die
anderen draußen nichts zu arbeiten haben und — um
'n Ihrem Jargon zu redcu — dauu vou der Substanz
der Gesamtwirtschaft zehren müssen. (Zuruf des Ab-
Neurdueteu Niegel: Sie haben ja gegen alle Antrage
aestimmt!) Sie wollen doch zweifellos nicht so brutal
'ein, die Leute, die nun aus dem Produktionsprozeß
"nfach ausgeschaltet siud, verhungern zu lasseu. Sie
werden also unterstützt werden müssen, irgendwoher
wussen die Mittel kommen. Deshalb ist es etwas Kurz-
nchtigesund Intousequeutes, wenn man dann auf der
anderen Seite das Personal der öffentlichen Anstalten
'" dieser überlangen Arbeitszeit arbeiten läßt und
damit das Heer der Arbeitslosen nur uoch vergrößert.

Ich bin also der Auffassung, daß sich das hohe Hans
doch überlegen muß, ob es diesen Antrag auf Druck-
sache 110 nicht zum mindesten der Provinzialverwal¬
tuug zur Berücksichtiguugüberweist. Eine Ablehnung
würde meiner Auffassung nach selbst nach Ihren
eigenen Intentionen unverantwortlich sein. Wir bitten
Sie also, diesem Antrage zuzustimmen.

Wenn ich dem Vorredner antworten soll, so, glaube
ich, dürfte es genügen zu erklären: Weuu die Herr¬
schaften von der Kommunistischen Partei sich immer
hierhin stellen und die Gewerkschaftenverantwortlich
machen wollen für die heutigen Verhältnisse in den
Betrieben, für die lange Arbeitszeit und für die ver¬
hältnismäßig nicht so großen Erfolge nach der Rich¬
tung hin, so, glaube ich, fällt dieser Vorwurf auf die
Herrschaften zurück, die ihn hier erhoben haben, den»
sie sind es ja gerade, welche die Machtposition der Ge¬
werkschaften uutcrgraben (Zuruf der Abgeordneten
Fräulein Keller: Wer hat denn den Achtstundentag
aufgehoben?) durch ihre eigene Stellungnahme (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokraten) und insbesondere
dadurch,daß sie die Mitglieder aus den Gewerkschaften
hinausekeln und dadurch zur Zersplitteruug der heu¬
tigen gewerkschaftlichen Organisation beitragen, daß sie
eigene Organisationen gründen (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Königsbergcr Eisenbahner!)
und so uach den Grundsätzen der Arbeitgeberorgani-
sationcn: „Teile und herrsche!" den Zwiespalt auch iu
die Reihen der Gewerkschaftentragen. (Beifall bei den
Sozialdemokraten.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter l)r. Knnst.

Abgeordneter Dr. Knust: Der Herr Landeshaupt¬
mann hat am Montag zum Vortrug gebracht und wir
stimmen damit vollständig überein, daß nunmehr in
den öffentlichen Etats die notwendige Sparsamkeit-
überall eintreten muß. Der Herr Oberpräsident Dr.
Fuchs hat das in gleicher Weise zum Ausdruck gebracht
und es sind ja auch in verschiedenenGtatspositionen
erhebliche Abstriche gemacht worden. Man hat z. V. in
dem außerordentlichen Etat am Straßenbau insgesamt
50 Prozent eingespart. Man hat ebenfalls an produk¬
tiven Stellen, z. V. der Unterstützung des Gemeinde-
und Kreiswegebaues Einsparungen gemacht m Hohe
von 50 Prozent bzw. 41 Prozent. Es liegen da ja auch
schon verschiedene Anträge vor.

Wenn wir uns überlegen, ob der ganze Haushalt
iu derselben sparsamen Weise aufgestellt ist, dann
werden wir uns doch die Mühe machen müssen - ob-
nleich Herr Abgeordneter Dr. Lehr der Meinung war,
daß nicht viele Herren hier im Hause wäreu, tue die
nötige Sachverständigkeitbesäßen (Sehr gut! rechts)-,
im einzelnen diesen Haushalt etwas näher zu betrach¬
ten Wir haben bei genauer Durchsichtdes Straßeu-
bauhaushaltes doch einige Positionen gefunden, die
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unserer Meinung nach einmal etwas näher betrachtet
werden müssen.

Dn haben wir zu dem Punkt 25 der heutigen Tages¬
ordnung folgendes auszuführen. Auf der Seite l4 des
Haushaltsplans im ordentlichen Haushalt befindet sich
unter IV 1d: Materielle Straßeuuuterhaltung als
Veitrag zu den Ruhegeldern und Hinterbliebenen¬
renten die Summe von 684 N0U NM. Wenn Wir diese
Summe in Beziehung setzen zu den Straßcnwärtern,
die bei der Provinz tätig sind und die sich im An-
gestelltcnverhältnis befinden, dann kommenwir zu dem
Ergebnis, daß für diese Straßenwärter das an sich
nicht hohe Gehalt von 2574 NM im Jahre ausgeworfen
ist, das; aber die Pcnsionslast für diese Leute, die ein
Gehalt von 2574 RM beziehen, 927,28 NM je Kopf
beträgt. Das scheint uns doch ciu Verhältnis zu sein,
das uubcdiugt der Aufklärung bedürftig ist. Wir möch¬
ten die Verwaltung bitten, sich doch zu dieser Frage
einmal zu äußern. Offenbar ist bei dieser Position eine
besondere Ruhegehalts- uud Hinterbliebenenversichc-
ruug eingerichtet worden, die von der staatlichen Ver¬
sicherung abweicht uud die auch von dem, was für die
sämtlichen übrigen Beamten der Proviuzialverwal-
tung getan wird, ganz erheblichabweicht. Gs ist in der
gestrigen Sihuug des FachausschussesIV zum Ausdruck
gebracht worden, daß die Verwaltung im allgemeinen
mit einem Unkostensntzvon 2U Prozent für Hinter-
blicbcucnfiirsorgc uud Ruhegelder rechuc. Hier sind
es aber 40 Prozent der Gehälter, die die Straßcnwärter
bekommen. Wir haben im Fachausschuß IV versucht,
der Angelegenheit schon etwas zu Leibe zu gehen, und
sind von der Verwaltung dahin belehrt worden, daß,
während 738 Straßenwärter vorhanden sind, 3N8
Straßcnwärter Pension beziehen, daß ferner 17N Wit¬
wen vorhanden sind uud 56 Waisen. Wenn mau diese
Ziffer von 478 — ich will die Waisen einmal ganz bei¬
seite lassen — mit der Ziffer von 738 Leuten vergleicht,
die in Beschäftigung sich befinden, so wird man jeden¬
falls zu dem Ergebnis kommen, daß das in absolut
keinen, Verhältnis steht. Wir stellen deshalb den An¬
trag:

„Der Provinzinllaudtag beschließt zu Nr. 25 der
Tagesordnuiig fiir die vierte Plenarsitzung des 77.
Rheinischen Pruvinziallnndtages erneute Prüfung der
Etatposition IV l d auf Seite 14 des Hanshnltsplans
durch den FachausschußI uud den Provinzialnusschuß."

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Landesrat Zillikens.

Landcsrat Zillikens: Meine Damen und Herren!
Die Frage des Verhältnisses von Pcusiouen und Ruhe¬
geldern zu den an aktive Beamte und Angestellte ge¬
zahlten Vergütungen unterliegt häufig einer falschen
Beurteilung. Wenn man sieht, daß ein großer Prozent¬
satz der Personaltosten für Pensionen bezahlt werden
muß, so glaubt man daraus schließenzu können, daß
in überreichem Maße Pensionen gezahlt werden, daß

Leute pcusioniert werden, die noch nicht pensionsreif
sind, daß man zu schnell mit der Pensionierung vorgehe.
Das sind Fehlschlüsse.Meine Damen und Herren, die
Verhältnisse sind anders zu beurteilen.

Was die Pensiouierung angeht, so hat mau auf
diese im wesentlichenkaum einen Einfluß. Sie vollzieht
sich zwangsläufig einmal durch Erreichung einer ge¬
wissen Altersgrenze uud zum andern durch den körper¬
lichen Zustand und die Arbeitsfähigkeit der betreffen¬
den Beamten oder Angestellten. Es ist eine Erfahrungs¬
tatsache,daß, wenn ein Beamter oder Angestellter über
6N Jahre alt ist und keinen Arbeitswille,: oder keine
Arbeitskraft mehr besitzt, es nicht möglich ist, ihn vom
Eintritt in den Ruhestand zurückzuhalten. Er bekommt
ärztliche und auch kreisärztliche Atteste, daß er nicht
mehr arbeiten kann. Wenn er sich innerlich sagt: Ich
glaube nicht mehr arbeiten zu können — bei dem einen
spielt ja dieses Moment des Arbeitswillens eine
größere Rolle als bei dem anderen —, so bleibt der
Verwaltung nichts anderes übrig, als einen solchen
Beamten oder Angestellten zu pensionieren bzw. ihm
ein Invalidcngeld zu geben. Denn zwangsweise nn den
Arbeitsplatz oder Arbeitstisch bekommt man ihn nicht,
und wenn er widerwillig kommt, so hat man auch
nichts davon. Das ist also ein zwangsläufiger Abfluß
in den Ruhestand.

Ganz anders aber ist der andere Faktor zu beur¬
teilen, der für dieses Zahlcuucrhältnis maßgebend ist:
nämlich die Höhe der an die Beamten bzw. Angestellten
im aktiven Dienst gezahlten Vergütungen. Hier hat
man es in der Hand, sparsam zu wirtschaften: einer¬
seits, indem man überhaupt Gehälter und Löhne in
angemessenen Grenzen hält, und zum zweiten, indem
man vorsichtig in der Neueinstellnng ist. Ich wage zu
sagen, daß gegenüber der landläufigen Auffassung, daß
ein hoher Prozentsatz von Nuhegelderu zu beanstanden
sei, umgekehrt ein geringer Prozentsatz von Nuhegelderu
das Zeichen eincr üppigen nnd nicht gerade sparsamen
Verwaltung ist, während ein hoher Prozentsatz darauf
schließe» läßt, daß mau iu den Pcrsonalausgabcu so
sparsam vorgeht, wie es die finanzielle Lage erfordert.

Wie steht es nun mit den eben bemängelten Ver¬
hältnissen in der Straßenverwaltnng? Es handelt sich
nicht um Beamte, wie der Herr Vorredner meinte,
sondern um die Strnßenwärter der Straßenverwal¬
tnng. Was die Pcnsionierungsverhältnissc dieser Leute
nugeht, so sind sie denen der Beamten durchaus nach¬
gebildet. Sie haben einen Anspruch auf Pension: nach
zehnjähriger Dienstzeit müssen sie in den Ruhestand
versetzt werden, wenn sie nicht mehr arbeitsfähig siud.
Was den Abgang in den Ruhestand anbetrifft, so wird
nnch hier stets in der schärfstenWeise gesiebt. Es wird
im allgemeinen verlangt, daß das Zeugnis der Invali¬
dität seitens der Laudcsvcrsichcruugsanstalt vorliegt.
Gs muß also festgestelltseiu, daß der Betreffende nicht
mehr in der Lage ist, das bekannte Drittel auf dem
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allgemeinen Arbeitsmarkte zu verdienen. Wenn die Ver¬
trauensärzte derLandesversicheruugsanstalt das beschei¬
nigt haben, so können wir den Arbeiter unmöglichmehr
dazu zwingen, daß er auch fernerhin der unter den
heutigen Verhältnissen nicht ganz ohne Gefahren sich
abwickelndenTätigkeit eines Straßenwärters obliegt.
Die Leute selbst sind auch, wie die Erfahrung zeigt,
uewöhnlich über 60, meistens 63, 64, 65 und mehr Jahre,
ehe sie in den Ruhestand treten. Also ein zu schnelles
Pensionieren findet auf keinen Fall statt.

Aber woher kommt es, daß der zweite für den Pen¬
sionsprozentsatzmaßgebende Faktor so verhältnismäßig
niedrig ist und daher der Pensionssatz hoch wird? Das
kommt daher, weil es sich hier um eine Angestcllten-
üruppe handelt, bei der kein Nachwuchs ist, die sich nicht
dauernd vermehrt. Die Straßenwärtcr auf uuseren
Straßen haben sich durch die technische Entwicklung des
Straßenbaues erheblich vermindert. Wenn ich die
Straßen ,zum großen Teil gepflastert oder asphaltiert
habe, so habe ich selbstverständlichlange nicht mehr das
Personal nötig, als wenn ich dauernd eine Macadcnn-
decke habe, die ewigen Flickereien unterliegt und in
kurzen Zeiträumen ncugemacht werden muß. Die
Folge davon ist: Die Straßenwärterzahl ist mit der
fortschreitenden Technik geringer geworden, die Pen¬
sionen sind dieselben geblieben,und das Verhältnis der
Peusiunszahl zu der Zahl der aktiven Löhne muß in
die Höhe gehen, bis es zu dem Zeitpunkt kommt, daß
die Leute absterben und wieder eine normale Zahl
herauskommt. Eine Kleinigkeit wäre es, den Prozent¬
satz herunterzudrücken. Man brauchte nur mehr
Straßenwärter anzustellen, als nötig ist.

Also ich sage nochmals: Gin hoher Prozentsatz ist
das Zeichen einer sparsamen Verwaltung uud ein nie¬
driger das Zeichen einer üppigen Verwaltung. (Zuruf
des Abgeordneten Dr. Dichgans: Sie haben hoffentlich
nicht vor, noch mehr einzusparen!)

Stellvertretender Vorsitzender Lberle: Das Wort
lint der Herr Abgeordnete !)>'. Dechamps.

Abgeordneter 1),'. Dechamps: Meine sehr ge¬
ehrten Damen und Herren! Das, was der Herr Vor¬
redner uns über die Pensionen gesagt hat, mag teil¬
weise richtig sein. Aber ich frage mich, ob das ganze
System richtig ist. Ich mißgönne niemandem seine
-Pension.Aber wenn es sich um Straßenwärter handelt,
'Nüssen mir nns doch klar darüber sein, daß sie gleich¬
zeitig irgendwelchegesetzlicheAnsprücheauf Invaliden¬
versicherung haben und daß es sich hier doch immer
'">r nm eine zusätzliche Pension zn den schon bestehen¬
den gesetzlichen Pensionen handelt. Wir müssen nns
ferner darüber klar sein, daß die gesetzlichen Beträge,
die nns der Invalidenversicherung nnd dergleichenin
«rage kommen, in letzter Zeit wiederholt erhöht wor¬
den sind. Ich frage mich, ob es richtig ist, ans Kosten
°n Allgemeinheit einzelne Kreise der Versicherten
"esser zn stellen als die anderen Versichertc»,und solche

Veträge zu gcbeu, wie es hier geschieht. Wir müssen
uns immerhin doch darüber klar sein, daß allein bei
den Straßcnwärtern es sich nm einen Betrag von
rund 684 000 RM handelt, d. h. ungefähr um die
Summe, die uus fehlt, um den Kreis- und Gemeinde-
Wegebaufo zn unterstützen, wie wir ihn an nnd für
sich unterstützen möchten. Da wir genötigt sind, zu
sparen, so werden wir doch überall da zu sparen ver¬
suchen, wo es möglich ist, nnd werden uns überlegen
müssen, ob das Verfahren, wie es hier ist, noch den
heutigen Verhältnissen in allen Punkten entspricht.
Ich meine, man sollte einfach nachprüfen, ob nicht
manches, was früher vielleicht richtig war, heute
ändernngsbedürftig ist. Wir wollen selbstverständlich
keine vertraglich begründete» Rechte irgendeines
Menschen schmälern, denn das wäre nicht zulässig.
Aber ob es heute noch nutwendig ist, in dem Umfange
Zusatzrenten z« geben, wie sie hier gegeben werde»,
das möchte ich bezweifeln.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Zimmer.

AbgeordneterZ i m m e r (Köln): Wir haben als kom¬
munistische Fraktion die Einführung der 7stündigen
Arbeitszeit beantragt bei vollem Lohnausgleich für die
Arbeiter und Angestellten der Provinzialverwaltung
mit einem Monatsgehalt bis zu 600 RiM. Weiter haben
wir den Antrag gestellt, Zuschüsse nur an solche Kom-
munaluerwllltnngen und Fürsorgeverbände zu über¬
weisen, die die 7stü»dige Arbeitszeit durchgeführt
haben. Wir haben diesen Antrag nicht zuletzt deshalb
gestellt, weil wir wissen, 'daß die große Erwerbslosigkeit
von über 3,^ Millionen in Deutschland nicht zuletzt
darauf zurückzuführen ist, daß trotz technischerVer¬
besserungen und Rationalisierungen die Arbeitszeit
heute noch höher ist, als sie in der Vorkriegszeit war.
Die technischenVerbesserungen und die Nationalisie¬
rungen, die durchgeführt wurden, bedingen aber auch,
daß wir in der Frage der Arbeitszeit von unserer alten
Forderung von acht Stunden abgehen und für die
Arbeiter und Angestellten den Siebenstundentag ver¬
langen (Abgeordneter Dunder: Sehr richtig!), wie er
bereits in Rußland zu einem großen Teil durchgeführt
worden ist. Die Sozialdemokratische Partei hat zu
dieser Frage einen Antrag gestellt, der eigentlich gar
nichts besagt. Es heißt darin nur, die Provinzial¬
verwaltung solle dahin wirken, daß die Arbeitszeit
heruntergesetzt werde. Nun, Ich glaube, weun man
einen solchen Antrag an die Provinzialverwaltung
stellt, dann wird die Arbeiterschaft noch lange darauf
warten können, bis er durchgeführt wird. Ich glaube,
daß die Provinzialverwaltung und die Verwaltungen
in der Privatiudnstrie nicht dazu da sind, die Arbeits¬
zeit herunterzusetzen,dafür sind vielmehr die Gewerk¬
schaftenda, die durch die Mobilisierung der Arbeiter¬
masse, durch die Aufnahme des Klassenkampfes die
Forderungen der Arbeiterschaft durchsetzen müssen.
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(Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Es ist nur De¬
magogie, wenn die SozialdemokratischePartei sich be¬
rufen fühlt, auch iu der Frage der Arbeitszci't-
verkürzung etwas zu fordcru. (Zuruf eines kom¬
munistischenAbgeordneten: Die fordern Verlängerung
der Arbeitszeit!) Wir wissen doch sehr genau, daß der
ADGB. und die Vertreter der Sozialdemokratie
schon lange vor Louis Hagen, vor Klöckner usw. in
Deutschland erklärt haben, daß, wenn man die
schwierige Wirtschaftslage der Nachkriegszeit über¬
winden wolle, man die Arbeitszeit verlängern müsse.
Kohlen, Kalinskh, Lindemann, alle diese Leute schrieben
sich 1921 die Finger schwarz und blau, um der Arbeiter¬
schaft Plausibel zu machen, daß sie, wenigstens vorüber¬
gehend, auf die Errungenschaften der Revolution, auf
die Ginführung des Achtstundentages verzichtenmüsse.
Einige Daten, wo die Sozialdemokratie den Acht¬
stundentag preisgegeben hat, weil der deutsche Ka¬
pitalismus und die deutsche kapitalistische Wirtschaft
sich angeblich in einer schwierigenSituation befanden.

1921 und 1922 wurde das Ucbeischichtcnabkommeu
im Bergbau von den Gewerkschaftenpropagiert und
auch durch den sozialdcmokratischenSchlichter durch¬
geführt, ebenso die 54-Stundenwoche in der Hütten¬
industrie, die 15 Stunden Urbeitsbereitschaft bei den
Eisenbahnern. Als diese den Kampf gegen diese nn-
erhörte Verschlechterungaufuahmen, waren es gerade
die Vertreter der Sozialdemokratie, die diese
kämpfenden Eiseubahnarbeiier niedergeschlagenhaben.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten) Im Dezember
1923 wurde die Arbeitszeitverurdnung mit dem neun-
und zwülfstündigen Arbeitstag eingeführt, und der Vor¬
wärts, das zentrale Organ der Sozialdemokratischen
Partei schrieb damals folgende pikante Stelle:

„Die Gewerkschaften sind bereit, ihren ganzen
Einfluß lluszuübeu, damit notwendige Ueberstunden¬
arbeit im Bergban und in anderen Industriezweigen
geleistet werbe. Die sozialdemokratischeFraktion hat
während der zweitägigen Auseinandersetzung über die
Arbeitszeit keinen Zweifel darüber gelassen, daß sie ihre
ganze moralische Autorität einsetzenwerde (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Die ist nicht viel wert!), um
überall dort zu Mehrleistungen zu komme», wo es im
Iuteresse der Wirtschaft notwendig ist." (Hört! hört!
bei den Kommunisten.)

Ich könnte Ihnen aus den ADGB.-Zeitungcn,
aus Zeitschriften, aus der gesamten Gewertschnftspresse
einige Stunden solche Vorlesungen halten, wonach
gerade die ADGN.-Vertreter und die SPD. den Ar¬
beitern darlegten, wie notwendig es sei, die Arbeits¬
zeit im Interesse des deutschenKapitalismus zu ver¬
längern. (Zuruf des Abgeordneten Beck: Das ist
Hineinwachsen in den Sozialismus!) Ganz richtig.
Herr Kollege Hauck meinte, wir von der Kom¬
munistischen Partei könnten gar keine Veranlassung
nehmen, gegen die Gewerkschaftenin dieser Beziehung
Front zu macheu, weil wir es seien, die die Gewerk¬

schaften durch die Opposition, die wir dort treiben,
kampfunfähig machen. (Sehr richtig! links.) Ich
glaube, weun das die organisierten Arbeiter hören,
werden sie darüber lachen. Als wenn die freien Gewerk¬
schaften heute noch Kampforgauisationen wären.
Darüber lachen ja die Hühner, Die freien Gewerk¬
schaften sind dazu da, um die Kämpfe, die unter der !
Führung der revolutionären Opposition ausbrechen,
blutig niederzuschlagen. (Sehr richtig! bei den Kom¬
munisten.)

Aber wie die Mittel heute bei den freien Gewerk¬
schaften noch für Kampfmnßnahmcn verwandt werden,
möchte ich an ber Statistik des ADGN. nachweisen. Der
Etat des ANGB. besagt, daß 1927, in einem Jahr, wo
noch eine ziemlich gute Konjunktur gewesen ist, wo mau
für die Arbeiter etwas herausholen konnte, für Lohn¬
bewegungen und Streiks, überhaupt für die gesamten
Kampfmaßnahmen pro Jahr und Mitglied mir 1,94
RM, ungefähr ein ganzer Wochenbeitrag eines organi¬
sierten Arbeiters, ausgegeben wurde. Für sonstige
Unterstützungen aber wurden 34,14 RM ausgegeben.
Hier hat man also die Soziallasten des kapitalistischen
Staates auf die freien Gewerkschaften übernommen.
Für die Agitation, für sozialdemokratischcPartei¬
propaganda wurden 4,14 RM ausgegeben, und für den
Nerwaltungsapparnt, für die Bürokratie, für die hohen
Angestelltenversicherungen und Löhne wurde immer¬
hin noch fünf mal soviel ausgegeben — 10,34 RM pro
Mitglied und Jahr — wie für die gesamten Kampf¬
maßnahmen der freien Gewerkschaften für ihre Mit¬
glieder, (Hört! hört! bei den Kommunisten.) Ich
glaube, daß diese Statistik sehr genau sagt, wie es mit
den Kampfmaßnahmen und der Kampforganisation der
freien Gewerkschaftenaussieht. (Zuruf des Abgeord¬
neten Steinbüchel: Was hat das mit Grafenberg zu
tun?) Wenn die Kommunisten in den Gewerkschaften
ihren Einfluß geltend machen, so nur deshalb, um sie
wieder dazu zu bringen, die Forderungen der Arbeiter
durchzuführen, nicht zuletzt auch die Forderung auf
Herabsetzung der Arbeitszeit.

Statt dessen geht man heute in dieser schwierigen
Sitnation bei dieser großen Anzahl von Erwerbslosen,
wie in den Kommunen so anch hier in der Provinz,
dazu über, die Arbeitszeit der Angestellten herauf¬
zusetzen. Ich weise darauf hin, daß auch bei den Etats¬
beratungen in Köln, wo es mit die größte Anzahl Er¬
werbslose gibt, Adenauer versucht, die Arbeitszeit zu
verlängern. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Ich mache
Sie darauf anfmerlsnm, daß Ihre Redezeit abgelaufen ist
und Sie zum Schluß kommen müssen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Simon: Er spricht noch so schön, lassen Sie
ihn doch!)

Abgeordneter Zimmer (fortfahrend): Dort soll
die Arbeitszeit nach den Ausführungen Adenauers jetzt
wieder um zwei Stunden pro Woche verlängert
werden.
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Wir stellen diesen Antrag und ersuchen, ihm statt¬
zugeben. Wir geben uns aber nicht der Illusion hin,
das; die Provinzialverwaltuug die Arbeitszeit ver¬
kürzen wird. Vielmehr wird die Arbeiterschaft, be¬
sonders auch in der Provinzialuerwaltung, nur durch
die Aufnahme des Kampfes die Arbeitszeit herunter¬
setzen können. (Beifall bei den Kommunisten. Zuruf
des Abgeordneten Simon: Siehe die kommunistische
Weltrevolution am 6. März lM>!)

Stellvertretender Vorsitzender Ebcrlc: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Lch.

Abgeordneter Nr. üeh : (Zuruf links: Jetzt kommt
der Völkische Beobachter!) Den sollten Sie mal eifrig
lesen, damit Sie auch ein bißchen Politik lernten. Es ist
hier von ,der Veanitenfrage der Proviuzilllverwaltuug
die Rede. Weuu es möglich ist, wie es gestern in einem
Fachausschuß zum Ausdruck gebracht wurde, daß
buriges Jahr zwei uenc Stellen für Laudesrütc ge¬
schaffenwurden damit eine Partei befriedigt werde
(Hört, hört! rechts), — eine solche Stelle kostet 18 000
MM — (Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans: Sie
haben nicht richtig aufgepaßt, das ist uicht gesagt
worden), baun siud wir der Meinung, daß das in der
heutigen Zeit eine Ungeheuerlichkeitist. Es ist derart
ungeheuerlich,daß wir feststellen müssen, daß das Wort
und die Tat des alten Fritzen, der auf die Republikaner
wie ein rotes Tuch wirkt, — ich bin überzeugt, wenn
d>e den Namen hören, werden sie wie von der Tarantel
Nestochen aufspringen — auch hier durchaus am Platze
A. Als der siebenjährige Krieg zu Ende war und
-Preußen ein armes Laud geworden war, ließ er seine
Räte und Minister zn sich kommen und sagte: Wie
schaffen wir jetzt in die Staatskassen Geld? Da waren
d^e Räte gencm so dämlich wie sie es heute noch sind
(Zuruf des Abgeordneten Haakc: Da hätten Sie mal
^andesrat Gerlach fragen müssen!) uud sagteu:
-Ulajestät, schaffen wir neue Zölle und Steuern, dann
werden wir unsere Staatskasse fülle». (Zuruf des Nb-
aeordncten Kurth: Das stand im Lesebuch!) Ja, mein
ueber Herr, aber die Sozialdemokraten küunen selbst
das nicht einmal behalten. (Sehr richtig! bei den Na-
Uoualsozialisteu.) Da sagte der alte Fritz: Weuu Er
das will, dann möchte ich Ihn fragen, ob Er schon mal
zugeschauthat, wie eine Hausfrau eine Treppe putzt,
^utzt nmn eine Treppe von oben oder von unteu?
Zurufe bei .den Kommunisten.) Ja, in Rußland da

"leibt der Mist oben liegen. (Lärmende Zustimmung
und Händeklatschenbei den Nationalsozialisten. Zurnf
des Abgeordneten Duudcr: Sie habe» deu Mist im
Gehirn!) Meine Herren, da sagte er: Der König
verzichtet auf vier Fünftel der Einkünfte; Sie, Herr
-«Mister, verzichtenauf drei Viertel. So verzichtenwir,
"ber am wenigsten verzichtet das Volt! Heute ist es
"'„gekehrt, da braucht man Landcsräte mit 18 000 RM.
Hort sitzt einer von denen. (Zuruf des Abgeordneten
^erlach: Die erste Sorge des Herrn Frick war seine
Pension! - Glocke des Vorsitzenden. Der Abgeordnete

Hnake gibt auf deu Zuruf eine uuverständliche
Antwort, die mit andauernden Entrüstuugsrufeu aus
dem Zentrum beantwortet wird.) Seht, wie das Zen¬
trum sich auf eiumal cutrüstet. (Glocke des Vorsitzenden;
Rufe im Zentrum: Raus, raus! Der Vorsitzende:
Herr Abgeordneter Hanke, ich ersnchc Sie, Ihren Platz
einzunehmen. Rufe aus dem Zentrum: Der Mann
muß raus gesetzt werdeu! Der Vorsitzende: Ich bitte
um Ruhe! Ich habe nicht gehört, was er gesagt hat.)
Meine Herren, wenn wir diese Dinge sehen, wenn wir
uns anschaue»,wie heute die Treppe von unten geputzt
wird, wie von den Erwerbslosen das Letzte heraus¬
geholt wird, wie der Bauer in diesem Staate ge¬
plündert wird, dann müssen wir allerdings sagen: Man
macht alles anders als der alte Fritz! Heute putzt nmu
die Treppe von unten, aber restlos, und oben sitzen die
Herren Sklareks uud Varmats und Eure Leute und
Eine Laudesräte. (Dauernde Zurufe liuts: Frick,
Frick!)

Hier wurde auch ein Antrag der Komniumstischen
Partei über den Siebenstundentag vorgebracht. Wir
würden es natürlich begrüßen, wenn der Arbeiter heute
nicht derartig ausgebeutet würde. Aber mit diesen An¬
trägen können Sie dem Volke niemals helfen. Wir
müssen bedenken, daß das Beamtentum heute leiu
Ehrenamt mehr ist, daß der Beamte kein Ehrenamt
mehr hat — früher galt ja der Beamte als eine Person,
die nicht allein bezahlt'wurde, sondern als eine Person,
die man achtete; er vertrat einen Staat, eine Welt¬
anschauung, das Volk —, heute wird der Beamter, der
eine gute Parteitarte hat, der irgendeine äußere
Ttaatssorm bejaht, der am besten uud rücksichtslosesten
gegen das Volt auftreten kann- Das haben wir
Nationalsozialisten hierzu zu sagen. Wir müssen leider
immer wieder darauf aufmerksam mache», wie heute
ein Stand, von denen Vismarck ehemals sagte: „Den
wacht uns die Welt nicht nach!" herabgesunken ist und
nicht mehr geachtet wird. Es gibt Gott sei Dank noch
Berufsbeamtc, aber sie werden verdrängt. Das Partei¬
buch allein ist maßgebend, uud weun nicht genügend
»'eichen »vollen, so wird man »ene Stellen schaffen, um
weiterhin Futterkrippen-Politik betreiben zu können.
Heute haben wir nicht einen Staat der Ehre, oinen
Staat der Achtung, einen Staat der Leistung, einen
Staat Gottes (Zurnf des Abgeordneten Elfes: Machen
Sie doch Schluß!), sondern einen Staat, der leider
Gottes zu», Inhalt hat, wie weit die einzelnen ver¬
dienen der aber nicht mehr das Wohl des Voltes nnd
nicht mehr das Wohl der Kirche im Auge hat. Wir
sagen das den: Volke und Ihueu alle» immer und
immer wieder, ob Sie es hören wollen oder nicht,
Wehren Sie sich dagegen, stopfen Sie Ihre Ohren zu,
uus geht das nichts an. Wir wisse», daß das Volk nicht
a» diesen Staat gcbimden ist, sondern daß es über ihn
heraus zur Freiheit kommen wird. (Händeklatschen
beiden Nationalsozialisten und ans der Tribüne. Zuruf
aus dem Zentrum: Mimt die Galerie auch schon mit?)
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Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Ich mache
die Besucher der Tribüne darauf aufmerksam daß ich,
wenn sich auf der Tribüne nochmals Beifallsäuße-
runa.cn bemerkbar machen, die Tribüne räumen lassen
werde. (Zuruf des Abgeordneten Dr, Leh: Das ist die
Öffentlichkeit des Parlaments!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dunder zur Ge¬
schäftsordnung,

Abgeordneter Dunder (zur Geschäftsordnung):
Ich habe keine Veranlassung, die Nationalsozialisten auf
der Tribüne in irgendeiner Weise in Schutz zu nehmen.
(Zurufe rechts: Das sind Juden!) — Aber ich ver¬
wahre mich dagegen, und ich glaube auch, daß es nicht
die Absicht des Vorsitzenden ist, so weit zu gehen, die
gesamte Tribüne räumen zu lassen, wenn dieser dumme
Junge da oben noch einmal Beifallskundgebungen
oder Zwischenrufe macht. Wir sind vielmehr der Auf¬
fassung, daß man den Nazis das gibt, was ihnen ge¬
bührt. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Wir setzen
uns ja nicht hier auseinander, sondern draußen!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Hanke zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten be¬
nutzen gerade diese Gelegenheit, auch die kommunisti¬
schen Besucher der Volkstribüue darauf aufmerksam zu
machen (Glocke des Vorsitzenden. Laute Rufe: Schluß,
Schluß!), daß in allen anderen Parlamenten die Kom¬
munisten ebenfalls (Der Vorsitzendeunterbrechend: Das
ist nicht zur Geschäftsordnung gesprochen! - erneute
Schlußrufe.) Wir Nationalsozialisten können es sehr
Wohl verstehen, (Große Unruhe im ganzen Hause. Der
Vorsitzende:Ich bitte um Ruhe! Zurufe des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Das ist Euer Parlament!) Wir können
es sehr gut verstehen,daß das oben die Besucher (Rufe
im Zentrum: Raus, raus!)

Stellvcrtreteuder Vorsitzeuder:Ebcrle: Herr Ab¬
geordneter Haake, ich mache Sie nochmals darauf auf¬
merksam,daß Sie nicht znr Geschäftsordnung spreche».
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Der kennt nichts
von der Geschäftsordnung! — Zuruf des Abgeordneten
Dr. «eh: Das ist Euch peinlich!) Ich mache Sie darauf
aufmerksam, daß ich Ihuen, wenn ich Sie nochmals
daran erinnern muß, das Wort entziehe.

Abgeordneter Hnnte (fortfahrend): Bitte! — Wir
Nationalsozialisten sprechen darum zur Geschäftsord¬
nung, weil das, was wir zu sagen haben, zur Geschäfts¬
ordnung gehört. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberlc: Herr Ab¬
geordneter Haake, ich entziehe Ihnen jetzt das Wort!
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Bravo! — Zuruf
des Abgeordneten Hanke: Ich stelle fest, daß mir das
Wort entzogen worden ist. - Händeklntschenbei den
Nationalsozialisten.) Ich ersuche den Herrn Abgeord¬
neten Dr. Leh, sich auf seinen Platz zu begebe». Ich
mtte nun um Ruhe. Das Wort hat Herr Abgeordneter
Lessenich.

Abgeordneter Lessenich: Meine Damen und
Herren! Erwarten Sie von mir keine Sensation; in
diesem Artikel arbeite ich nicht. Dafür habe ich aber
die Ghre, Sie zu bitteu, ebenso wie der FachausschußI,
unserem wirtschaftsparteilichen Antrag zustimmen zu
Wolleu,der darauf abzielt, 25 Prozent der Reisekosten
einzusparen. Wieviel Reisekosteneigentlich vorgesehen
sind, sagt der Haushllltsplau nicht genau. Die Schätzung
— da der Haushalt sehr unklar ist und Gesamtposi-
tioncn anfweist — kann vielleicht zwischen .'! oder
<100 N00 RM liegen. Wir wollen nicht, daß es nach dem
Muster der Berliner Stadträte geht, die neben ihren»
Gehnlt noch 2^1000 RM für Reisekosten liquidieren.
Wir möchten darauf hinweisen, daß auch der Herr
Landeshauptmann der Sache nicht ganz traut; denn
einzelne Positionen sind ja nur mit seiner Genehmi¬
gung durchführbar. Wenn gespart werden soll, so kann
man dem Reisefieber sehr gut bcitommeu. Wir wür¬
den dann etwa 1N0 00N RM für andere, bessere Zweck
frei haben.

Stellvertretender Vorsitzender Euer I e: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Lohmeher ,

Abgeordneter Lohmeher: Meine Damen und
Herren! Ich möchte doch ganz kurz eiuen Stand in
Schutz nehmen, der vorhin in etwa angegriffen wurde;
dns sind die Strnßenwärter. Wenn mnn den Straßen¬
wärter etwas anders behandeln will, so soll man sich die
Positionen näher ansehen und sich einmal damit be¬
schäftigen, wie er behandelt wird, und wie sich seine
Rente zusammensetzt. Ich bednure, daß mnn gerade bei
dieser Position uud nicht bei anderen Positionen etwas
über das Ruhegeld gesagt hat. Der Straßen Wärter,
der sein Ruhegeld bekommt, wird sich auch jedenfalls
hier in der Rhcinprovinz die Invalidenrente anrechnen
lassen müssen. Im ganzen wird seine Rente nicht höher
als auf 80 Prozent kommen: das heißt wenn er Voll-
invalide ist und seiue Reihe vou Dienstjahrcn hinter
sich hat, Es ist nicht mehr als recht und billig, daß wir
bei dem einen wie bei dem andern Gerechtigkeitwalten
lassen. Wenn Bezüge gegeben werden, dann auch dein
Straßenwärter, der als Arbeiter im Dienste der Ver¬
waltung steht.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Dr. Knust.

Abgeordneter Dr. K uust: Die Ausführungen des
Herrn Vorredners sind nach meiner Ansicht deswegen
völlig abwegig, weil dem Parlament, wie es hier sitzt,
doch nicht die Möglichkeit entzogen werden kann, die
Rechnung so zu prüfen, wie es uns das Gesetz vor¬
schreibt. Wir sind nicht dnzu da, um zu nllem, was
uns vorgelegt wird, Ja und Amen zu sagen, sondern
wir sind dazu da, um zu prüfen und zu rechnen. Und
wenn wir rechnen, wie wir es getan haben, so kominen
wir zu dem Ergebnis, daß gegenüber lOO Prozent
derer, die in Arbeit sind, 50 Prozent Pensionäre vor¬
handen sind, und daß gegenüber den' ausgezahlten
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GehM von 2500 NM Pensionslasten auf den Kopf um¬
gerechnetvon 1000 RM, das sind 40 Prozent, gezahlt
werden. Das entspricht in keiner Weise dem üblichen
Maßstabe, wie der Herr Personalreferent ja selbst hat
zugeben müssen. Wir erklären also, daß wir uns mit
den Ausführungen der Verwaltung nicht zufrieden
«eben, sondern daß wir eine sachlichePrüfuug im Per¬
sonalausschußI fordern.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Die Aus¬
sprache ist geschlossen; wir kommen zur Abstimmung.
Zunächst zu Punkt 17, Antrag des Fachausschusses:
Ueberweifung an den Provinzialausschuß. Widerspruch
erhebt sich nicht. Ich stelle fest, daß so beschlossen ist. -
Punkt 18, ebenfalls Ueberweisung an den Provinzial¬
ausschuß. Es erhebt sich kein Widerspruch: es ist so be¬
schlossen.— Bei 19 und 20 desgleichen. — Bei 21 wird
beantragt, den Antrag auf Drucksache 83 abzulehnen.
Erhebt sich hiergegen Widerspruch? Das ist nicht der
Fall.- es ist so beschlossen. — Vei 22 ist ebenfalls Ab¬
lehnung vorgeschlagen. Erhebt sich hiergegen Wider¬
spruch? (Zuruf liuks: Natürlich!) Ich lasse abstimmen.
Wer dafür ist, daß den. Antrage des I. Fachausschusses
entsprechendbeschlossen wird, das heißt Ablehnung des
Antrages auf Drucksache 94, den ersuche ich, sich vom
Platze zu erheben. Das ist die Mehrheit; es ist so be¬
schlossen. — Vei 23 wird .durch den FachausschußAb¬
lehnung des Antrages auf Drucksache110 beantragt.
Ich bitte diejenigen, die dem Antrage des Fachaus¬
schussesentsprechendbeschließen wollen, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit. — Wir kommen zu 24. Der Fach¬
ausschuß beantragt unveränderte Annahme, Wider¬
spruch erhebt sich nicht,- es ist so beschlossen.- Zu
Punkt 25 hat die Reichspartei des Deutschen Mittel¬
standes den Antrag gestellt, der vorhin begründet wor¬
den ist, daß also eiue Ueberprüfuug der Position IV 1 d
auf Seite ,4 des Haushaltsplans durch den I. Fach¬
ausschuß und den Provinzialausschuß erfolgen soll.
I<h lasse zunächst über diesen Antrag abstimmen und
lutte diejenigen, die dem Antrag zustimme» »vollen, sich
3« erheben. Das ist die Minderheit. —Dann darf ich
Wohl ohne besondere Abstimmung feststelleu,daß der
^rovinziallnndtag dem Antrage des Fachausschusses zu
^5 auf unveränderte Annahme zustimmen will. Es ist
w beschlossen. — Zu 26 liegen keine Wortmelduugen
"°r. Ich darf deshalb Wohl aunehmcn, daß Wir auch
ohne Gutgegennahme des Berichtes dem Antrag
°es Fachausschusses zustimmen, der Kenntnisnahme
empfiehlt. Widerspruch erhebt sich nicht; es ist so be¬
schlossen.- Wir kommen nun zu den Punkten 27 bis
''«' einschließlich des Punktes 54.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeord¬
neter Wfes,

Abgeordneter GIfes: Meine Damen und Herren!
Der Abgeordnete Hanke hat vorhin, indem er auf ein
Mitglied des Hauses mit dem Finger zeigte, zur Tribüne
h'naufgerufeu: „Da sitzt er, der dicke Bonze. Beseht

ihn Euch, das ist der Landcsrat!" Ich bin der Meinung,
daß der Opposition hier im Hause durchaus kein Zwang
angelegt werden soll; aber ich glaube, daß wir uns
gegen derartige unerhörte (Zuruf links: Flegeleien!)
ich will das Wort nicht gebrauchen,— Ausschreitungen
schützen müssen. Ich muß meinem Befremden darüber
Ausdruck geben, daß der Herr Vorsitzende hier nicht
den schärfstenParagraphen der Geschäftsordnung an¬
gewandt uud dieses Mitglied von den Verhandlungen
ausgeschlosseu hat. (Beifall im Zentrum.)

Stellvertreteuder Vorsitzeuder Gberle: Meiue
Damen und Herren! In dein Tumult, der vorhin ge¬
herrscht hat, war es mir nicht möglich, genau zu verstehen,
was der Abgeordnete Haate gesagt hat. Hier oben war
überhaupt kaum etwas verständlich. (Zuruf des Ab¬
geordnetenElfcs: Das ganze Haus hat es gehört!) Aber
ich habe nichts gehört; deshalb war es mir nicht möglich,
sofort einzugreifen. Ich habe mir dann das Steno¬
gramm vorlegen lassen, und aus diesem mußte ich ent¬
nehmen, daß wohl etwas Derartiges oder etwas Aehn-
liches gefallen war, aber ich glaube nicht, daß es aus¬
reichend war, um mit dem schärfste»Mittel, das uns
zur Verfügung steht — der Ausschließung— gegen den
Abgeordneten vorzugehen. Ich muß es deshalb Wohl
dabei bewenden lassen, das Vorgehen des Abgeordneten
mit einem Ordnungsruf zu ahnden. Ich erteile hiermit
dem Abgeordneten Haakc einen Ordnnngsrnf.

Das Wort zur Geschäftsorduuug hat der Abgeord¬
nete Simon.

Abgeordneter Simon: Meine Damen nnd Herren!
Ich stelle fest, daß dieser Herr eben unserm Partei¬
genossen Hante, der schwerkriegsbrschädigtist, den Aus¬
druck Flegel zugerufen hat. Ich bitte, diesen Herrn auch
zur Ordnung zu rufen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberlc : Wir wollen
jetzt davon Abstand nehmen. Es ist wirtlich nicht gut
möglich, die beleidigenden Zurufe, die von rechts nach
links uud vou links nach rechts hiuübergeheu, immer
zu ahudeu. Ich glaube, wir müssen nach der Richtung
hin, wenn es nicht gar zu schlimm ist, wie es bisher
auch üblich gcwcseuist, darüber hinweggehen. (Zuruf
des Abgeordneten Simon: Bitte, der Herr gibt den
Ausdruck „Flegel" zu. Ich bitte ihn zur Ordnuug zu
rufen.) UeberlassenSie das mir.

Wir kommen nun zn den Punkten 27 bis
einschließlich 38, mit Hiuzuziehnng des
Punktes 54 der Tagesordnung. Bericht¬
erstatter zn Punkt 27 ist Herr Abgeordneter Gerhard
und zu 28 Herr Abgeordneter Dr. Kunst. Das Wort
hat Herr Abgeordneter Gerhard.

Abgeordneter Gerhard: Meine Damen uud
Herren! Der IV. Fachausschußschlägt Ihnen vor, von
dein vorliegenden Bericht Kenntnis zu nehmeu. Vrgän-
zcud sei »och mitgeteilt, daß die Zählungen der Ver¬
kehrsstärke nach dem Muster des Deutschen Straßen-
bauverbaudcs durchgeführt wurden. An 21 Tagen, die
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gleichmäßig über das ganze Jahr und auf die sieben
Wochentage verteilt siud, und in 7 Nächten wurde der
Verkehr festgestellt.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Als Be¬
richterstatter zu Punkt 26 hat Herr Abgeordneter Dr.
Knust das Wort.

Abgeordneter Dr. Knust: Der IV. Fachausschuß
schlägtdem Hohen Hause vor, den Antrag der Verwal¬
tung anzunehmen:

„Der Provinziallandtag nimmt zustimmendKennt¬
nis von dem Stand der Entwurfs- und Nauarbeitcn
an der Kraftwagenstraße Bonn—Köln—Düsseldorf—
Industriegebiet"

und hierzu die Entschließung anzunehmen, die ich vor¬
lese:

„Der 77. RheinischeProvinziallandtag nimmt mit
Bedauern davon Kenntnis, daß die den, Provinzinl-
verband von Reichs- uud Staatsbehörden in Aussicht
gestellten Mittel aus der verstärkten Förderung der
wertschaffcnden Arbeitslosenfürsorge wegen Fehlens
der erforderlichen Reichsmittel bis jetzt noch nicht ge¬
nehmigt sind.

Er sieht hierin eine ernste Gefährdung in der
Durchführung der als Notstaudsarbeit aufgezogenen
Vauarbeiten an der Kraftwagenstraße Köln—Bonn
und hat Bedenken wegen Inangriffnahme weiterer
Notstaudsarbeiteu durch die Provinzinlverwaltung.

Er beauftragt deshalb den Herrn Landeshaupt¬
mann, erneut bei den zuständigenReichs- und Staats¬
stellen vorstellig zu werden und nochmals eindring¬
lichst zu bitteu, daß für die im Rechnungsjahr 1929
bereits geleistetenArbcitslosentagewerke die in Aus¬
sicht gestellten Mittel aus der wertschaffeudcnAroeits-
losenfürsorgc noch nachträglichzur Verfügung gestellt
und die für 1930 beantragten Förderungen für
die Arbeiten an der Kraftwagenstraße Köln-Vonn
und Köln—Düsseldorf in dem beantragten Umfange
genehmigt werden. Ueber das Ergebnis dieser Ver¬
handlungen ist dem Proviuzialausschuß zu berichten,
dem alsdann die weiterenEntscheidungenvorbehalten
sind."
Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Als Be¬

richterstatter zu Punkt 2 9 hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Lenz,

Abgeordneter Lenz: Zu Drncksache27, Bericht
und Antrag des Provinzialausschusscs über den Stand
des Ausbaues und Uebernahme weiterer Straßen be¬
antragt der Fachausschuß unveränderte Annahme.
Hierzu liegt auch noch ein Antrag unter Drncksache
Nr. 88 der Fraktion EhristlicherVoltsdieust und Bauern-
Partei vor. Der Fachausschuß bittet, diesen Antrag
dem Proviuzialausschuß zu überweise».

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Bericht¬
erstatter zu Punkt 30, 31 und 32 ist Abgeordneter
Freiherr von Salis-Suglio.

Abgeordneter Freiherr von Salis-Sogli o :
Meine Dame» und Herren! Der ordentliche Etat der
Straßcnverwaltung schließt mit rund 27 Millionen ab.
Außerdem werden für Stiaßenzweckedurch die Unter¬
stützung des Gemeinde- und Krciswegebanes und
durch den außerordentlichen Etat soviel Mittel zu¬
geführt, daß insgesamt für das Straßcnwesen 35,5
Millionen in diesem Etat vorgesehen sind. Von diesen
35,5 Millionen werden burch die Kraftfnhrzeugsteucr
19 Milliune» gedeckt und durch deu britten Teil der
Dotation 1 Millionen, sodaß ans Mitteln der Provinz
resp, durch Darlehen >2,5 Millionen aufzubringen sind-

Wenn ich auf die einzelnen Posten in dem Etat
Seite 11 eingehe, so sind diese, soweit nicht vorhin
schon besondere Bemerkungen gemacht worden sind,
zwangsläufig. Ich möchte nur erwähnen, daß unter
IV, 2 die laufenden Unterhaltungskosten mit 15 Mil¬
lionen aufgeführt sind. Dazu kommenim außerordent¬
lichen Etat 2,5 Millionen, sodaß also für die besonderen
Zwecke der Prüvinzialstraßeuvcrwaltung l7,5 Mil¬
lionen lediglich zur Unterhaltung resp. Ncudeckung
von Straßen gefordert werden.

Die Provinzialstraßenverwaltung hat das ganze
Straßennetz in ungefähr drei Zoueu eingeteilt. Die
erste Zone ist diejenige, die mit einer Tagesbelastunll
von rund 1000 Tonnen und mehr beschwert ist. D^e
zweite Zone hat eine Belastung von 50!) bis 1009
Tonnen und die dritte Zone ist uutcr 500 Tonnen be¬
lastet. Je nach dieser .Belastung wird die Stärke der
Decke gewählt.

Die erste Zone mit der stärksten Belastung 2000
Kilometer, hat mit 1100 Kilometer bereits jetzt eine
feste, fast nnverschleißbare Decke mit Groß- und Klein¬
pflaster. Nur noch 000 Kilometer sind stärker als bisher
zu decken;diese werden aber voranssichtlich nicht alle
mit Klcinpflaster erneuert, sondern werden mit bcM
neueren, vereinfachte» Verfahren der Straßen-
befestignug genügend gesichert sein. In der zweite"
Zone, zwischen 500 und 1000 Tonnen Last pro Tag, >st
man ganz generell zur Teerschotterung übergegangen^
Die früher versuchte Asphaltschotterung hat man auf¬
gegeben, und dadurch ist es möglich geworden, daß fast
ausschließlichheimischesMaterial verwandt wird. An
Steinen wird ausschließlich rheinisches Material ge¬
braucht. Beim Teer wird uoch ein ganz geringer Zusatz
von Asphalt nötig sein, um gut abzubinden. Aber
auch da wird die fortschreitende Technik das aus¬
ländischeProdukt mit der Zeit vollständig ausschließen
können.

Die dritte Zone, die unter 500 Tonnen Last liegt,
wird vor wie nach mit der alten Schotterdecke be¬
handelt, die aber mit einer Teer-Emulsion angestrichen
wird, sodaß sie der Witterung stärkeren Widerstand
leistet und der Regen nicht eindringen kann. Der
Fortschritt der ganzen Entwicklung ist erfreulich
Die Lasten der Straßenbauvcrwaltung sind wesentlich
herabgemindert, denn die starke Befestigung kostete
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früher ?(,uuu NM Pro Kilometer, während ,die Teer-
schottcruug für 33U00 NM herzustellen ist. Danebcu
ist die Dauer dieser Decke weitaus länger, als früher;
»«an hofft auf 3» und mehr Jahre, während vordem
die Decken, soweit sie dem starten Verkehr ausgesetzt
waren, iu 1 bis 6 Jahren sich vollständig erncucrungs-
bcdürftig zeigte».

Diesen erfreulichen Tatsachen steht aber ein sehr
dunkles Bild bezüglich unserer Stcinindustric gegen¬
über. EZ ist nicht zu leugnen, daß die Steinindustrie,
die ja diese anderweitige Entwickelung der Straßcn-
befestigungnicht genügend vorausgesehenhatte, sich auf
«ucu umfassendenBedarf an Steiumnterial eiugestellt
bat. Nun liegt die Steinindustrie samt de» vielen
Steinarbeiter» sehr barnieder, und es ist Wohl kaum
eine Hoffnung, daß sie sich dauernd erholt. Das Klein-
pflaster wird in diesem Jahre auf sage uud schreibe
2U Kilometer beschränkt. Aber, meine Damen und
Herren, so bedauerlich das alles ist, die Provinzial-
verwaltung wird nach Möglichkeit allen berechtigten
Punschen entgegenkommen. Der fortschreitenden
Technik kann man natürlich nicht entgegenarbeiten; die
fortschreitende Technik wird aber zu einer Ver¬
engerung der Steinindustrie zweifellos beitragen.

Meine Damen «nd Herren! Sonst wäre zu dcu
einzelnen »Posten nichts zu bemerken. Unter VII ist
der Anteil an den Kosten der Landesplanung mit 25 <>U0
^M eingesetzt. Wir begrüßen diesen Einsatz, denn
durch die'Vereinheitlichung der Landesplanung wird
welfach eine Ucbcrschueidung anderer Behörden uud
Kommunen beseitigt. Negieruugspräsideuten, Städte,
Kreise und Siedln» gsgcscllschafte» habeu alle möglichen
-Planungen versucht; dazu kommt nun die Proviuzial-
^rwaltung. Wie gesagt, es ist setzt einheitlichgeregelt,
und ich f^ue mich, daß auch die Laudestulturbehördeu
bei .dieser Landesplanung in umfassenderWeise heran-
Nezogen werden.
, Damit hätte ich meine Bemerkungen zum Pro-

UMzinIstraszenetaterledigt.
. Ich komme zur Unterstützung des Baues uud Be¬

triebes von Kleinbnhueu, wobei zu erwähue» ,st, daß
er eineil Zuschuß von 3NUN NM erfordert.

Der Etat der Unterstützung des Gemeinde- und
«reiswogebaucs befindet sich Seite 15. Die Untcr-
tutziing des Gemeinde- uud Kreiswegebnues zer¬
splittert sich in zwei Teile:

t- in Uuterstntzunge» für Straßen, die in der Ver¬
waltung bcr Kreise und Gemeinden bleiben, uud
zwar: -,) für kleine, b) für größere Strecken, uud

2- in de» Zuschuß, den die Provinz für ine so¬
genannten Uebernahmestraßen gibt, die bisher auf
2<M Kilometer angenommen sind,

.. Ich glaube, aus den Ausführungen, die der Herr
Landeshauptmann bei seiner Vtatsrode gemacht hat,
Ichließen zn dürfen, .daß dieser Fonds mit der Zeit ver-
>chwindenwird, indem fast alle Straßen, die Ort¬

schaften miteinander verbinden und Durchgangsverkehr
haben, nach und nach von der Provinzialstraßenver-
wllltung übernommen werden, falls die Krnftfnhrzeug-
stener vollständig der Provinz überwiesenwird. Damit
würde ein längst gehegter Wunsch der Kreise in Er¬
füllung gehen. Es würde dadurch eine dauernde gntc
Unterhaltung gesichertwerde», und die Lasten, die jetzt
ganz zufällig die eine Gemeinde oder den einen Kreis
besouders beschweren, würden gleichmäßig auf alle
Schultern verteilt werden. (Abgeordneter N,-. Schüler:
Sehr richtig!)

Im übrigen bittet der I V. Fachansschnß,die beiden
Haushaltspläne unverändert anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
P nnkt 33 hat als baushaltsberichterstatter das Wort
Herr Abgeordneter Iunglas.

Abgeordneter Iunglas: Meine Damen und
Herren! In ber Drucksache 12 beantragen die Mit¬
glieder her NationalsozialistischenDeutschen Arbeiter¬
partei, bei der Vergebung von Stcinaufträgen auch die
Mayener Gegend und das oberbergische Gebiet zu be¬
rücksichtigen. Nachdem festgestellt »norden ist, daß die
Provinzilllvcrwaltung seit Iahreu nur rheinischesMa¬
terial verwendet und auch neuerdings »nieder eine Er¬
klärung abgegeben hat, bah nur rheinisches Material
verwandt wird, bittet der Ausschuß, den Antrag der
Nationalsozialistischen,Arbeiterpartei als erledigt zu
erklären.

Mit Drncksnche IN beantragt die Fraktion der
Neichspartei des deutscheu Mittelstandes:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,die Pro-
Uinzialvcrwaltung anzuweisen, für die Herstellung und
Nuterhaltung der Provinzialstraßen an Etraßen-
bllinnatcrilll, wie Steine, Teer, Zement nnd Holz, nur
deutsches Material zu verwenden,ausländische Asphalt¬
stoffe also auszuschließcu,"

Hierzu hat ber Ausschuß folgendes festgestellt: Bei
Steinen, Teer, Zement und Holz wird nur rheinisches
bzw. deutschesMaterial verwandt. Bei den Asphalt¬
stoffen, die notwendig sind, nm die Ueberzüge über
die Tecrstrnßen zu macheu, ist es zur Zeit aus technischen
und wirtschaftlichenGründe» noch nicht möglich, den
Asphalt völlig auszuschalten. Es ist deshalb im Ein¬
verständnis mit den Antragstellern in der Kommission
der letzte Satz dahingehend geändert worden, daß die
Verwendung ausländischer Asphaltstoffe möglichstein¬
zuschränkensei. Mit dieser Einschränkung bittet der
Ausschuß den Provinziallandtag, diesen Antrag anzu¬
nehmen.

Die Drucksache 59, Autrag ber Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands,betreffenddie Lage der rheinischen
Steinindustrie, bittet der Ausschuß, dem Proviuzial-
ausschuß zur Berücksichtigungzu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Puutt 3t ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Säur.
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Abgeordneter Säur: Der IV. Fachausschuß
empfiehlt «dem Provinziallandtag die Ablehnung des
nationalsozialistischenAntrages über die Verlegung der
Autostraße Köln—Siegen, so, daß sie die Hauptpunkte
des ObcrbergischenLandes berührt, etwa Overath/Mnch
— Dmbendcrhöhe — Nielstcin — Wiehl — Brücher-
mühlc — WÄdbergerhütte, da einmal der IV, Fach¬
ausschuß dafür nicht zuständig ist, zum andern das
NeichsverkehrSministerinnieinen Einfluß darauf aus¬
übt uud zum mindesten eine derartige Verlegung nicht
im Sinne einer Autostraße sein kann, weil eine Auto¬
straße ein schneller Verkehrsweg von einem Zentrum
zum andern sein soll, aber eine derartige Kurden- uud
Zickzackliniedieser Forderung uicht entspricht. Aus
diesem Grunde wird die Ablehnung des Antrages
empfohlen.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter I>. Wcssel als Berichterstatter
zu Punkt 35.

Abgeordneter Dr. Wesscl: Zu Drucksache09,
betreffend Antrag der kommunistischenFraktion, den
Bau der geplanten Umgehungsstraße in Vallendar un¬
verzüglichin Angriff zu nehmen, schlägt der IV, Fach¬
ausschuß vor, den Antrag dem Provinzialausschuß zur
Berücksichtigungzu überweisen.

In Verbindung mit diesen! Autrage begrüßt es der
IV. Fachausschuß, daß die Provinzinlverwaltnng sich
der Ausgabe unterzogen hat, das Projekt einer Um¬
gehungsstraße von Köln nach Koblenz auszuarbeiten
und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß es recht bald
gelinge» möge, dieses Projekt der Verwirklichung zu-
zuführe», insbesondere, soweit es sich um die kompli¬
zierten Wcgcverhältnissebei Honnef und Unkel handelt.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Punkt 36 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Lenze.

Abgeordneter Lenze: Der IV Fachausschuß
schlägt dem Plenum vor, den Antrag 'der Kom¬
munistischenPartei auf Um- ,bezw. Ausbau der Pro-
vinzialstraße innerhalb der Gemeinde Alsdorf als Ma¬
terial dein Provinzialausschuß zu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zn
Punkt 37 ist Berichterstatter Herr AbgeordneterSäur.

Abgeordneter Säur: Der IV. Fachausschuß
empfiehlt, den Antrag der KPD.-Frattion, betreffend
Anlegung vou Radfahrwegen an der Pruviwzialstraße
Köln—Dürcn zwischen Nlatzheim und Nenzelrath, dem
Provinzialausschuß zu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Bericht¬
erstatter zn Punkt 3« ist Herr Abgeordneter
!)>'. Dechamps.

Abgeordneter Or. Dechamps: Der IV. Fach¬
ausschuß hat sich mit einem Antrage der KPD- be¬
schäftigt, bei der Vergebung von Arbeiten seitens der
Provinzialverwaltung auf Einhaltung der tariflich

festgelegten Lohn- und Arbeitszeitbedingnngen zu
achten. Die Verwaltung hat dazu mitgeteilt, daß das
von ihr bereits geschieht. Der Fachausschuß schlägt
Ihnen vor, den Antrag dem Provinzialausschuß zu
überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Punkt 5t ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Vongartz; ich bitte ihn, das Wort zn nehmen.

Abgeordneter Vongartz: Der I. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, den Antrag abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Wir
kommen nun zur Besprechung der Punkte 27 bis 38
unter Hinzunllhme des Punkcs 51,

Der erste Redner ist Herr Abgeordneter Lenz,
Abgeordneter Lenz : Meine Damen und Herren!

Wir müssen leider feststellen,daß an dem Straßen-
»nterhaltnngsplan wesentliche Verschlechterungen zu
verzeichnensind. Gerade in einer Zeit großer Arbeits¬
losigkeit hat das eine starte Answirknng. Es sind
170 Kilometer Provinzialstrnßen mehr vorhanden als
im vergangenen Jahr, dabei sind die Mittel ganz er¬
heblich gekürzt worden. Im ordentlichen Etat ist a»
dem Titel „Unterhaltung der Straßen usw." eine
Streichung von 1115 000 RM vorgenommeu worden-
Weiter sind die Mittel des außerordentlichen Etats
ganz erheblich gekürzt worden, und zwar gegenüber
den, Vorjahre nm 0 Millionen RM, so daß im Laufe
dieses Jahres ein Weniger von 7115 000 RM auf¬
gewendet wird. Nm allerstärlsten ist davon die Stein-
indnstrie betroffen worden. Die Arbeitslosigkeit, die
Nutlage in der Steiuindnstrie ist so groß, daß sie
durchaus nicht zn verantworten ist. Wir müsseil heute
feststelle!!, daß die neuzeitliche Straßrubnuweise immer
mehr uud Wohl im Uebcrfluß angewandt wird, den»
heute tönneu wir die Dauer dieser Decke» uoch nicht
ermessen. Dadurch geht natürlich die Nachfrage »an!
Steinmatcrial erheblich zurück, und wir haben zuletzt
nicht allein in Westdeutschland, sondern in ganz
Deutschland die stärtste Arbeitslosigkeit zn verzeichucu:
über 00 Prozcut der Steiuarbeiter sind heute arbeits¬
los. Ueberall, auch in den Stadtverwaltungen, sind ge¬
rade an dem Tiefbanetat im letzten Jahre wesentliche
Abstriche gemacht worden. So sehen wir auch hier
bei dem Etat der Proviuzialstraßenverwnltung eiuc
starke Auswirkung der Abstreichuugeu,die die Provinz
vorgenommen hat. Wir haben von 192t bis 192°
durchschnittlichim Jahr 150 Kilometer Kleinpflaster
eingebaut uud 22 Kilometer Großpflaster. Im Laufe
dieses Gtatsjnhres sollen mir 20 Kilometer Kleinpflaster
eingebant werden. Man muß hier besonders be¬
denken, wie groß der Luhnnntcil ist, der in diesen
Produkten liegt. In der Stciuiudustrie besteht znM
größte» Teil uoch Handarbeit bei der Herstelluug von
Groß- uud Kleiupflnster. Die Auswirkungen möchte
ich Ihnen in ein paar Zahlen vor Augen führen. Wa^
n» Steinmaterial in diesem Jahr von der Provinz
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weniger hereingeholt wird, sind ganz beträchtliche
Mengen. Wir können Wohl sagen, daß durch die ge¬
ringeren Anftriige, die der Stcinindnstrie von der
Provinz in diesem Jahre zuteil werden, tatsächlich für
1500 Arbeiter die Ncschäftigungsmöglichkeitgenommen
wird. Die Auswirkungen sind hier ebenso stark wie
auch in den Kommunen.

Nun hat Herr Dr. Leh geglaubt, das, die Gewerk¬
schaftennichts uuternommen hätten. Wir wissen ganz
Nenn», daß die Steiuindnstrie nicht allein durch die
ncuzcitliche Straßcnbaiiweise benachteiligt wird, son¬
dern auch durch den schwedischenHandelsvertrag. Ohne
Zweifel sind diele Städte dazu übergegangen, aus¬
ländisches Material hereinzunehmen. Wenn nun die
nationalsozialistische Partei den Antrag stellt, die
Provinz fülle nur rheinisches Material hereinnehmen,
su Nlanbe ich, das; diese Forderung schon erfüllt ist.
(Zuruf des Abgeordneten D,>. Leh: Das Gegenteil ist
der Fall!) Es steht fest, daß die Provinz nur rheinisches
Steinmnterinl hereingenommen hat, (Widerspruch bei
den Nationalsozialisten.) Wir sehen, daß Sie in dieser
Angelegenheit sehr schlecht informiert sind, anders —
das gebe ich zn - liegen die Verhältnisse bei den
Städten, trotzdem der Pruviuziallandtag schon vor
wei Jahren den Herrn Landeshauptmann ersncht hat,
seine» Einfluß dahin geltend zn machen, daß tue
Städte dem einheimischen Material den Vorzug
Neben. Es ist dringend notwendig, daß wir heute
wiederum diesem Ruf crhcbcu, damit die Städte bei
der Nestelluug von Stciunmtcrial ihre heimische In¬
dustrie bevorzugen. Ueberall sind schon Verhandlungen
«nt den Großabnehmer» gepflogen worden, aber sie
haben »uch z» keinem großen Ergebnis geführt.

Wir haben deshalb einen Antrag gestellt,der dahin
ueht, daß in Zukunft möglichst mehr Steinstraßen gebaut
werden. Es wird zwar gesagt, das sei unproduktiv,
weil die meisten Straßen mit schwerer Belastung uut
Klein- und Großpflaster ausgebaut werden müssen.
Aber wir dürfe» nicht verkennen, daß es bei vielen
anderen Straßen dringend notwendig wäre, sie unt
einer festen Decke zn versehen. Wenn nun gesagt wird,
die Steinstraße sei zn teuer, so mnß doch auch immer
der grüße Prozentsatz an Lohn berücksichtigtwerden.
Wir wissen, daß gerade die Gemeinden und Kreise
schwer zu leiden haben, die von einer starken Stem-
mdustrie durchsetzt sind. Wir haben in der Nhem-
provinz noch rund 20 000 Stcinarbeiter. Es muß durch
die Aufträge der öffentlichen Hand die Möglichkeitge¬
neben werden, der rheinischenSteinindustrie mehr Be¬
schäftigung zu geben.

Des weiteren muß festgestelltwerden, daß in dem
jetzigen Etat weit geringere Beträge aus Provinzml-
'"itteln ausgeworfen werden, als es in der Vorkriegv-
znt der Fall war. Nach den Aufzeichnungen im Etat
lümien wir feststellen, daß aus Ueberweisiingsstencrn,
Neichsmnkomme»-»»d Körpcrschaftsstener», rnnd 4,3

Millionen aufgewendet werden, aus der Proviuzial-
umlage nur 3,3 Millionen, aus der Kraftfahrzeugstcuer
19 Millionen, zusammen also 26,6 Millionen, Deshalb
ist es nicht zu verstehe»,daß in der heutigen Zeit gerade
dieser Etat so gekürzt wird.

Ich möchte Sie dringend bitten, den Antrag 59 an¬
zunehmen, der den Provinzinlausschuß ersucht, den Ver¬
hältnissen Rechnung zu tragen. Ich bitte Sie, nehmen
Sie den Antrag an und sorgeu Sie dafür, daß der
Steinindustrie mehr Aufträge zugeführt werden, als
es jetzt aus dem Etat ersichtlich ist.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Simon.

Abgeordneter Simon: Meine Damen und Herren!
Mit dem Bau der Provinziallandstraßen verhält es
sich ähnlich wie mit dem Bau von Wohnungen und
Häusern: Auf der eineil Seite haben wir einen fast un¬
erträglichen Mangel, einen großen Bedarf, und auf der
andern Seite dagegen fehlt der organisatorische Wille,
vielleicht sogar der persönliche, der anständige Wille,
jene Verhältnisse zu beseitigen. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten,) Wir haben uns zu fragen: Woher
kommt das? (Unruhe bei den Kommunisten.) Wenn
Sie honte, auch Sie, meine Herren Kummuuistcn,meine
ich damit, zu irgendeinem Straßenbau schreiten wollen,
dann betteln Sie zuerst beim Großkapital um eine An¬
leihe. (Lachen bei den Kommunisten.) Gerade Sie,
meine Herren Kommuuistcu, haben einen Antrag ein¬
gebracht, in dem Sie 15 Millionen Anleihe für den
Bau von Straßen verlangen, obwohl Sie sich bewußt
sind, daß Sie damit zu Dienern der Bank- und Nürsen-
niöuuer herabsiulcu. (Zuruf des Abgeordueteu Dr.
Dichgans:Machen Sie es denn anders?) Wir National¬
sozialisten lehnen diese Anleihcwirtschaft für den Bau
von Straßen, ebenso wie für den Bau von Wohnungen,
ab. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten. Zuruf des
Abg. Renner: Ihr baut mit Spucke! Heiterkeit,) Wir
wisscu gauz genau, daß, volkswirtschaftlichgedacht, eine
Anleihe nicht uotwendig ist, um Straßen oder Woh¬
nungen zu bauen. Wenn man eine Straße bauen
will, dann braucht mau, voltswirtschaftlichgedacht, nur
drei' Dinge: Arbeitskraft, Maschinen (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Dichgans: uud kein Geld!) und Mate¬
rial. Volkswirtschaftlichgedacht, brauchen Sie nnr diese
Dinge (Zuruf: Mu neuer Landcsrat! Heiterkeit). Diese
Dinge sind in unserer deutschenWirtschaft, sogar im
engeren Rheinland, im Uebermaß vorhanden. Wir
haben hier Arbeitskräfte im Uebermaß in der Gestalt
von mehr als 250 000 Arbeitslosen. Wir haben das
Material, das nur auf Abruf wartet; wir habeu die
Maschinen in der Industrie, die ebenfalls uur auf Ab¬
ruf warten, (Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans:
Wer bezahlt denn die Arbeiter?) Es dreht sich nur
darum, daß wir die Möglichkeit finden, den Abruf zu
bewerkstellige», »icht durch private Auleihe, souderu
durch staatlichesginsloses Geld. (Unruhe links.) Diese
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Möglichkeit haben gerade Sie dadurch verdorben, daß
die Parteien von rechts bis links die Finanzhoheit des
Staates dem internationalen Finanzkapital überant¬
wortet haben. (Zuruf des Abgeordneten Hnuck: Geld
macht nicht selig!) Das Deutsche Reich von heute, die
öffentlichen Körperschaften,sie haben keine Finanzhoheit
mehr; sie müssen sich das Geld, das nichts anderes ist
als ein Verkehrsmittel, besorgen, indem sie vor den
Toren der großen Bankiers betteln gehn, (Zustimmung
bei den Nationalsozialisten,) Auch die Herren Kommu¬
nisten gehen mit betteln, uud gerade sie geheu vielleicht
am meisten, weil ihre Beziehungen zn dieser Seite am
besten, aber auch am feinsten und uuaufdeckbnrstcnauf¬
gebaut sind. (Abgeordneter Dr, Lch: Bravo!)

Wir Nationalsozialisten verlangen, ebenso wie die
anderen Parteien, den Bau von Autostrasten, (Zuruf
des Abgeordneten Nenner: Zick-Zack-Straßen!) Wir
verlangen auch die Beschäftigung von Arbeitslosen nnd
die Beschäftigung der Stciniudustrie. Aber wir for¬
dern, daß der Staat zinslose Gelder für diese Zwecke
bereitstellt, die nichts anderes siud als vorausgenom¬
mene, in Papier erteilte Bescheinigungen der Werte,
die erst künftig geschaffen werden sollen. (Lachen links,
Zuruf des Abgeordneten Dunder.) Daß Sie das nicht
verstehen, Herr Dunder, weiß ich. Ich verlange das von
Ihnen ja auch gar nicht. (Zuruf links: Armer Silvio!)
Weun der Staat den Provinzen ienes zinslose Geld
gibt, dann ist es weiter nicht mehr nötig, daß Gemein¬
den und Kreise an die Provinz herantreten uud betteln,
daß die Provinz ihre Anleihe um souudsoviclMillionen
erhöht, damit auf dem Umwege über diese Anleihe
nachher Straßen gebaut werden können. Dann ist es
auch nicht mehr nötig, daß die Kommnnisten derartige
Nluffautrage stellen, wie zum Beispiel Unterstützung
mit 1 Million RM, wo sie genau wissen, daß diese
Million gar nicht da ist und von diesen Parteien uud
diesen Systemen auch gar nicht beschafftwerden kann.
(Lebhafte Zustimmung bei den Nationalsozialisten,)

Wir Nationalsozialisten haben an dem Etat des
Straßenbaues auszusetzen, daß eine viel zu hohe
Summe für die Gehälter der oberen Beamten ein¬
gesetzt ist. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.) Wir
Nationalsozialisten vertreten die Ansicht, daß ein Teil
der Obcrbeamtenstclleu sich einsparen läßt, wenn bei
diesen Beamten der Dienst genau so mit der Stoppuhr
geregelt wird wie bei der Arbeiterschaft in der Fabrik.
(Bravo! bei deu Nationalsozialisten.) Wir verlangen
infolgedessen, daß uns künftig eiu Vtat vorgelegt wird,
aus dem ersichtlichist, daß die Provinzialverwaltuug
gewillt ist, bei den Oberbenmtcnstellen uach und nach
nbiznbaueu, aber nicht noch Stellen hiuzuzubauen, so
daß wir nachher im Proviuziallaudtag noch mehr Räte
sitzen hnbeu. Räte, die vielleicht selber am meiste» des
Rates bedürfen, damit sie überhaupt arbeiten können.

Borsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsorduung
Herr Abgeordneter Dr. Dichgans.

Abgeordneter Dr. Dichgans: Meine Damen und
Herren! Ich möchte beantragen, daß diese Rede der
Weisheit öffentlich angeschlagenund Herr Simon per
Akklamation zum Landesubcrbaurat gewählt wird.
(Sehr gut! uud Bravo! Heiterkeit,)

Vorsitzeuder Dr. Iarres: Zur Geschäftsorduung
Herr Abgeordneter Hanke.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten
stimmen dem Antrag des Zentrums zn uud hoffen, daß
sich in diesem Hause für die Verbreitung der national¬
sozialistischenReden in der Oeffcutlichkeiteine Mehr¬
heit finden wird, (Beifall bei deu Nationalsozialisten.
Znrnf links: Wie wäre es mit einer Gummizclle?)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeorduetcr Nohl.

Abgeordneter Nohl: Ich möchte deu Autrag dahin
erweitern, daß, wenn die Rede des Herrn Abgeordneten
Simon veröffentlicht wird, sie dann vor jeder Vor-
stclluug des Külncr-Hämrcschen-Theaters an der Rampe
vorgelesen wird. (Sehr gut! links, Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Fauler Zauber!)

Vorsitzeuder Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Dr. Leh,

Abgeordneter Dr. Lch: Dann beantrage ich, daß
Herr Abgeordneter Nohl der Eonfereneier nnd der
Llown dieses Hauses wird. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir fahren in der Be¬
sprechung fort. Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr.
Knust.

Abgeordneter Dr. Knust: Der Herr Oberpräsi-
deut hat am Montag zum Ausdruck gebracht, daß die
Mittel, die für deu Straßenbau ausgcwurfeu werden,
demnächst in Schulden nud Ausgaben 5U Millionen
NM ausmachen würden. Wenn man sich den Haushalt
geuauer ausieht, dauu fiudet man aber, daß sich nn
ordentlichen Haushalt ,5 Millionen für materielle
Straßeuuuterhaltung befinden, außerdem zur Untcr-
stützuug der Kreise- und Gemeindcwcge 1,5 Millionen,
zusammen 16,5 Millionen. Die 1 Millioueu, die im
außerordentlichen Haushalt enthalten sind, schweben
noch vollständig in der Luft: die Verwaltung kann für
den Gingang keine Garantie übernehmen, weil diese
Summe im Auleihewegc und nur unter gewissenBe¬
dingungen aufgebracht werden soll. Da nun die
Summen, die für den eigentlichenStraßenbau zur Ver¬
fügung stehen — insgesamt 1U,5 Millionen — verhält¬
nismäßig sehr niedrig sind, stehen wir auf dem Stand-
puutt, daß die Uuterbriuguug dieser Gelder die deutsche
Wirtschaft allein befruchten muß, daß es also uicht mög¬
lich ist, daß diese Gelder dazu verwandt werden, «M
ausländische Firmen und ausländische Produttiou 5«
unterstützen. Das geschieht aber dann, wenn die Mate¬
riallieferungen zum Teil nu ausländische Firmen über¬
tragen werden, die in Deutschland deswegen keine
Steuern zahlen, weil sie hier angeblich dauernd nM
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Verlust arbeiten, während ihre ausländischen Holding-
Gesellschaften große Verdienste einstecken. Sie haben
sich eben im Inlande so eingerichtet,daß Gewinne buch¬
mäßig nicht vorhanden sind und die Gewinne nur bei
den ausländischen Holding - Gesellschaften verzeichnet
werden. (Sehr richtig!) Infolgedessen haben meine
Freunde und ich den Antrag gestellt,daß Steine, Teer,
Zement und Holz, also ausschließlichdeutsches Straßen-
baumaterial, Verwendung finden sollen.

Wir haben uns im FachausschußIV mit der Ver¬
waltung eingehend darüber unterhalten, ob es möglich
Wäre, die Nsphaltstoffe — Bitumen usw. — die im
wesentlichen aus dem Auslande kommen,auszuschließen.
Die Verwaltung steht auf dem Standpunkt, daß generell
"nf diese Asphnltstoffe deswegen allgemein nicht ver¬
achtet werden könne, weil sie 1. für Ausbcsserungs-
arbeiten noch erforderlich seien und 2. die technische
«rage noch nicht gänzlich gelöst sei, ob für gewisse
Straßen Alphaltzusätze zum Teer noch erforderlich
'«en. Infolgedessen haben Wir als Antragsteller uns
damit einverstanden erklärt, daß der ursprünglich ge¬
stellte Antrag die Abänderung erfährt, die der Herr
Berichterstatter zu 33 b bereits vorgetragen hat, näm-
uch, daß die Verwertung ausländischer Asphaltstoffe
»ach Möglichkeit eingeschränkt wird. Wir bitten das
-Plenum dringend, den Vorschlag des Fachansschusses
nnzunehmeu uud damit der deutschen Wirtschaft zu
dienen. (Sehr gut!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Deppe.

. Abgeordneter Deppe: Wenn sich eine Partei
mcr lächerlichgemacht hat, dann waren es die Natio¬
nalsozialisten (Zuruf des Abgeordneten Simon: Jetzt
"achen Sie sich noch lächerlicher!)Wir stellen scst, daß
Ne im Reden Großartiges leisten, im übrigeu aber sehr
harmlos sind. Die Arbeiterschaft draußen hat längst
"knnnt, welch Geistes Kind sie sind. (Zuruf des Ab¬
geordneten Simon: Sie haben gar keinen Geist!)

Die Zunahme des Autoverkehrs macht die Pro-
"'"zinlstraszcn unsicher. Das Leben der Fußgänger,
wie das der Radfahrer, ist durch den zunehmenden
Autoverkehr auf den Landstraßen 'ganz besonders ge¬
fährdet. Besonders in verschiedenenOrten, durch die
"e Provinziallllndstraßc führt, sind Gefahrenzonen
vuvhanden,so zum Beispiel in Vallendar, Da entspricht
dw Provinziallandstraße nicht im geringsten den ge¬
steigerten Vcrkehrsverhiiltnissen, Stellenweise ist die
"traße so schmal,daß die Autos nicht nebeneinander
herfahren können, sondern an verschiedenen Stelleu
"alten müssen, ehe der Verkehr wieder aufgenommen
'"erden kann. (Zuruf des Abgeordneten Simon: Für
to»»m,nisUsche Demonstrationszünc noch zn groß!)
'""r sind der Auffassung, daß hier unbedingt Abhilfe
Nachäffen werden muß. Das wird auch dann geschehen
'"ussen, wenn die Nationalsozialisten es nicht gerne
yaben wolle». (Znruf des »geordneten Simon: Bitte
"hr, wir wollen den Straßenbau mit Staatsgcldern!)

Ferner herrschen in Alsdorf im Kreise Aachen ganz
unhaltbare Zustände. Au einigen Stellen stehen die
Häuser direkt bis an die Fahrbahn heran, so daß bei
dem gesteigerten Autoverkehr niemand die Straße
Passieren kann, ohne sein Leben zn gefährden. Dazu
kommt noch, daß die Straße dort ziemlichkrumm und
unübersichtlich ist, was die Gefahr bedeutend erhöht.
Diese Verhältnisse müssen unbedingt geändert werden.
Man hat ja damals schon erwogen, daß man dort
gerne eine Umgehungsstrafzehätte. Aber wie es scheint,
will die Proviuzialverwaltnng hier nicht zugreifen. Es
muß in diesen Orte» dafür gesorgt werden, daß der
Verkehr, der sich dort durch die Zunahme des Auto¬
verkehrs so stark entwickelt,besser geregelt wird, und
zwar, ohne das Loben der Bewohner zu gefährden

Dann ist eine Nadfnhrstraßc in Blatzhcim auf der
StreckeKöln — Aachen, ,die jeden Tag 5- bis «00 Ar¬
beiter befahren, nm znr Arbeitsstelle und wieder »ml,
Hause zu gelangen. Diese Straße ist derart gefährlich,
daß bereits eine Menge Unfälle vorgekommen sind,
davon einer mit tödlichem Ausgang, Der bisherige
Radfahrweg am Steilen Berge von Mnderath wird an
verschiedene»Stellen als Lagerplatz für Pflastersteine
verwendet. Man sollte doch meinen, baß eine Straße
derart in Schuß gehalten werden muß, daß sie auch
passierbar ist.

Es ist dringend notwendig, daß an diesen drei Orten
Abhilfe geschaffen wird.

Deshalb schlagen wir die Anträge W, 7^ und 7> zur
Annahme vor. Wir wissen, daß die Zahl der Erwerbs¬
losen von Tag zu Tag gewaltig zunimmt. Hier könnte
eine ganze Menge Erwerbsloser beschäftigt werden,
wenn der Straßenbau in der Weise durchgeführt würde,
(Zuruf des Abgeordneten Simon: Wo »vollen Sie
das Geld herholen?) Das könnt Ihr ja besorgen;
Ihr seid ja diejenigen, die immer sagen: Schlagt die
Juden tot! Ihr wißt doch, wo das Geld ist: holt
es doch da her! Nns soll es gleich sein, wo das Geld
herkommt. Heute sind die Geldstclleu derart groß, daß
Geld in Hülle uud Fülle vorhanden ist. (Zuruf eines
nationalsozialistischenAbgeordneten: Wo?) Nnr dann
ist kein Geld da, Wenn es gilt, für die Proletarier
etwas zn schaffen. Aber es ist immer Geld genug
vorhandeu, wem, es gilt, die Bourgeoisie in jeder Hin¬
sicht zn stützen, (Zuruf ciues uatioualsozialistischeu
Abgeordneten: Wo wollen Sie das Geld denn her¬
nehmen?) Ihr seid ja diejenigen,welche die Bourgeoisie
uuterstützcn; ich habe eben schon gesagt, daß Geld genug
vorhanden ist.

VorsitzenderU,-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iunglas,

Abgeordneter Iunglas: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Der diesjährige Landtag nnd
seine Parteien haben sich in den Anträgen und in der
Aussprache entschieden dafür eingesetzt, daß der
deutschenStciuindustrie geholfeil werden soll; — ich
nenne es so —, daß die Arbeiterschaft in den Stein-
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gebieten Arbeit bekommen soll. Ich möchte bei dieser
Gelegenheit sagen, daß es eine bedauerlicheErscheinung
ist, das; gerade bei dem Straßenbanctat Abstriche ge¬
macht worden sind.

Ich werde versuchen darzulegen, wie mau deunoch
aus dem Etat, wie er vorliegt, hie und da noch Ar¬
beiten, in den gefährdeten Tteinarbeitergebicten schaffen
kann. Vor allem aber möchte ich folgendes bemerken:
Wie ich vorhin als Berichterstatter der lV. Fach¬
kommissionsagte, hat die Provinz in ihren sämtlichen
Arbeiten bewiesen, das; man mit rheinischem Stein-
material die Straßen sehr gut in Ordnung halten
kann. Viele Städte, auch rheinischeStädte, und viele
sonstige Kommunalvcrwaltnugen sind nicht der Auf¬
fassung, daß der rheinische Stciu hinreichend gut sei,
um ihre Straßen damit gut zu befestige», «Hört, hört!)
Es ist leider Gottes so, daß Granit heute Modestein ist.
Viele Städte beschaffen sich Granit, ganz gleich, ob er
aus Sachsen, aus Schlesien oder gar aus Schweden
kommt. Man behauptet, daß sei der Stein, der allein
derjenige Befestigungsstein sei, den die heutige Straße
brauche. Ich weise darauf hin, daß der Herr Ober-
Präsident, der anwesend ist, und Herr Oberbürger¬
meister Iarres als Vorsitzender des deutschen Städte¬
tages eindringlich gemahnt haben, doch bei den Kom-
mnnalverbänden dafür zn sorgen, daß rheinischerStein
genommen wird. Wie weit die Wünsche dieser beiden
Herren Erfolg haben, läßt stch nicht sagen, Gerade in
diesen Jahren sind geradezu katastrophale Verhältnisse
anf dem Arbeitsmarkt der Steinindnstrie vorhanden,
weil so gut wie gar keine Aufträge vorhandeil sind.
Auch die Provinz, die sonst zum Beispiel im Mayener
Gebiet noch 10 MO Tonnen Pflastersteine bestellte, hat
in diesem Jahr mir noch WO Tonnen bestellt. Bitte,
rechnen Sie sich aus: Wie kann da eine Beschäftigung
der Industrie möglich sein?

Ich weise noch auf anderes hin; nicht nur der
Pflasterstein, nicht imr der Schottcrabsatz leidet nntcr
diesen bedauerlichenVerhältnissen, schlimm ist es auch
beim Dachschiefcr. Wenn ich darauf zurückkomme,so
geschieht es deshalb, weil ich für bessere Berücksichtigung
dieser Gebiete sprechenwill. (Sehr richtig! im Zen¬
trum.) Seit Dezember l!)28 liegt der gesamte rheinische
Dachschicferbcrgbaudarnieder. Zur Zeit ist nur uoch
ein Zehntel der gesamten Arbeitnehmerschaft be¬
schäftigt. Wir müssen feststellen,daß etwa 50 bis liN
Prozent des in Deutschland verwandten Schiefers aus¬
ländischer: — französischer, belgischer uud lur.em-
burgischer — Schiefer ist. (Hört, hört!) Dabei sitzeu
die deutschen Arbeiter zu Hause und haben vielfach nicht
einmal mehr die Arbeitsloseuunterstützung, weil ihre
Bezugszeit abgelaufen ist; sie müssen den sowieso
armen Kreisen dann auf der Wohlfahrtstasche liege».
Ich meine, hier tonnte von allen Seiten, vor allem
tw» den Vertretern der Kommnnalbehörden, au die ich
diese Bitte besonders richte, darauf hingewirkt werden,
daß wieder rheinischer Schiefer verwandt wird.

Wir haben vielfach schon versucht din-chzuführen,
daß bei der Bewilligung von Zuschüssen für Woh-
nungsbauten diese Zuschüssedavon abhängig gemacht
werden, daß man rheinischenSchiefer beispielsweiseals
Bedachung benutzt. Das ist heute anßcrordcutlich
schwer. Der Laie kennt ja den Unterschied zwischen
frnuzösischemuud deutschem Schiefer nicht, und es ist
,chon oft vorgekommen,daß die Händler französischen,
belgischenoder luxemburgischen Schiefer als deutschen
verkauft haben. Dann haben sie ein besseres Geschäft
gemacht, denn der ausländische Schiefer ist immer
etwas billiger.

Ich komme zu einer audercu Industricgrnppe, die
anßerordentlich schwer darnieder liegt, namentlich
infolge der Zollgesetzgebnug(— ich bemerke, daß auch
der Schiefer vollständig zollfrei eingeführt wird). —
Bei der rheinischen Nimsindustrie liegt es folgender¬
maßen: Früher wurden in der Bimsindustrie etwa
5N00 Arbeiter beschäftigt. Heute, nachdem die Bims-
einfnhr nach Holland frei ist, wird der Bimssand zoll¬
frei für ein paar Pfennige Per Schiff — das ist eine
billige Beförderungsart — nach Holland gefahren.
Dann werden in Holland die Steine oder Platten
fertiggemacht, dann kommen sie zollfrei wieder nach
Deutschland, uud die Deutschen taufen dann wieder
deutsche Steine vom Ausland »nd dc» Verdienst Hot das
Ausland geschluckt. Ich meine, wir können hier wohl
fordern, daß Reichs- und Staatsieg ierung erueut er¬
sucht wrrdeu müsse», dieseu unhaltbaren Zustünden ein
Ende zu bereiten.

Was ich aber von dem heutigen Provinziallandtag
wünschen wollte, war folgendes: Ich glaube nicht, daß
in diesem Jahr die Belebung des Naumarttes, des
Hoch- uud Tiefbaumarktes so vonstatten gehen wird,
daß unsere Arbeiter anch nur einigermaßen in diesen
gefährdete» Gebieten i» der Steinindnstrie beschäftig
werden können. Ich hätte deshalb den Wunsch und
Antrag, daß versucht wird, die Zuschüsse zu den Kreis-
und Gemeindewegebauten, ebenso die Zuschüsse zu den
Wasserleitungs- und ähnlichen Bauten, möglichst in
diese Gebiete hineinzubringen, damit die Leute wieder
Arbeit und dadurch wieder etwas zum Leben be¬
kommen, (Sehr richtig!) Die Kreise sind heute nicht
mehr in der Lage, die Unkosten, die die Wohlfahrts¬
pflege ihnen auferlegt, zn tragen. Ich möchte nur ein
Beispiel nenne», nnd Sie werden sofort begreifen,
daß es so nicht weiter geht: Der Kreis Mähen hat
WM0 Einwohner, wovon 36M, Arbeiter sind, mit
den Familien selbstverständlich. Hiervon beziehen die
Hauptunterstützung der Erwerbsloscnfürsorge LM>>
Rechne» Sie auf den Kopf des Unterstützungs¬
empfängers noch drei unterhaltsberechtigtc Personen
hinzu, so haben Sie 21 <«M, 12N0 Arbeiter aus dein
Kreise Mähen beziehen bereits Wohlsahrtsnnter-
stützung. Rechnen wir auch da vier auf den Kopf,
so habeil wir rund ^<><», sodaß rund 3N00N Menschen
im Kreise Mähen auf Wohlfahrtsuntcrstützunll au-
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gewiesen sind. Sie werden zugeben, daß man so die
Dinge nicht aufrecht erhalten kann. Ich wiederhole
deshalb nieinc Bitte an die Städte: Nebcrall da, wo
überhaupt etwas zu vergebe:: ist, vergebt es in die
Gebiete, wo wirklich Not herrscht! Helft der rheinischen
Steinindustrie durch Bestellung von Pflastersteinen,
Schütter- nnd .Bimsprodukten. Weiter Möchte ich
bitten, baß die Zuschüsse, die für den Gemeinde- und
Krciswegebau, für Wasserleitungen und Meliorationen
gegeben werde», möglichst in die Gebiete gebracht
werden, wo sonst keine Arbeit zu beschaffen ist, bannt
die Menschen vor der größten Not bewahrt bleiben.
(Bravo!)

Vorsitzender Ui-, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Zimmer.

Abgeordneter Z i m m c r (Köln): Auch die tounnn-
"istische Fraktion hat eine,: Antrag gestellt, der notleiden¬
de» Arbeiterschaft i» dem Mayener Gebiet und besonders
in dem Kublcnz-Ncnwicder Becken in der Bimsstein-
'Mdnstrie500 000 RM zur Verfügung z» stelle» (Zuruf
des Abgeordneten Simon: Wo »vollen Sie die her¬
holen?) zur Hinderung der größten Not in den dortigen
Gebieten. Wir haben aus den: Munde des Ober-
Präsidenten und auch ans dem Munde des Herrn
Landeshauptmanns von der ungeheuren Not gehört,
°w hier in: Rheinlandc bei de>: verschiedenstenVe-
^olkeriingskreisen herrscht. Wir haben auch die ver-
lchiedcnsten Anträge gesehen, die zu dieser Notlage
Stellung nehmen. Aber wir müssen schon feststellen,
daß die wenigsten Anträge Positive Anträge sind, son¬
dern daß es sich in der Hauptsache um Agitations-
anträge handelt, von denen die Arbeiterschaft teinerle:
Vorteile erhalten wnd. Wen» man diese ganzen An¬
trage und Reden hört, kann man mit Grillparzer ans-
"lfen: „Des Reichen Herz für das arme Volk wird
warm und immer wärmer, doch dabei wird der arme
-wann mit jedem Tage ärmer". (Sehr gut! liuks.)

Wir haben besonders i» der Nimssteiniiitnistriee:»e
ungeheure Notlage vor uns. Die Rationalisierung hat
Nch dort ebenfalls nicht zum Segen, sondern zum Un¬
glück der Arbeiterschaft ausgewirkt. Eine ganze Reihe
Arbeiter ist setzt bereits jahrelang erwerbslos, oh»e
nberhnnpt jemals wieder in diesem Gebiet in den Pro¬
duktionsprozeß wieder hineinzukommen. (Zuruf eines
nntionnlsuzialistische» Abgeordneten: Dann geht es ihnen
beinahe su schlecht wie den Arbeitern in Rußland!) Bei
»"'malen Verhältnissen sind ungefähr 4000 Bimsstcin-
nrbeiter beschäftigt. Jeder Vnnssteinarbeitrr hat vor der
E'nführnng derRationalisiernng pro Tag 1000 Steine an¬
gefertigt. Heute werden, teilweise von ganz jugend¬
lichen Arbeitern, an der Maschine 7-8000 Steine her¬
gestellt. 75 Prozent der Bimsstcinarbciter sind ein
halbes Jahr und langer erwerbslos. Jahrelang hat d:e
KommunistischePartei, auch durch die Gewerkschaften,
den Antrag an die Reichsregierung gestellt, daß diese
Vlmssteinarbeiter unter die Krisenverordnung fallen
sollen. Diese Anträge wurden von dem Reichsarbeits¬

minister Wissell abgelehnt. Nach der Ginführung der
neuen Verschlechterungin der Grwerbslosenvcrsicherung
sind eine ganze Reihe dieser Arbeiter ausgesteuert
worden und hängen jetzt an den Wohlfahrtsämtern,
wie das schon mein Vorredner gum Ausdruck gebracht
hat.

Wir müssen besonders darauf hinweisen, daß in
diesem Gebiet die Zentrumspartei dominiert, daß sie
in den einzelnen Verwaltungen und Kommunen sitzt,
daß sie aber nicht daran denkt, diesen schlecht bezahlten
Arbeitern und diesen Wohlfahrtsempfängern in der
Weise zu helfen, wie es notwendig ist. (Hört, hört! bei
den Kommunisten.)

Die Sozialdemokratischc Partei hat einen ziemlich
nichtssagendenAntrag gestellt, um diesen Arbeitern in
der Steinindustrie zu helfen. Sie verlangt nämlich
nur, daß von der Rheinprovinz die Steine nur aus der
Rheinprovinz gekauft werden sollen, um diesen Ar¬
beitern zu helfen. Ich glaube, wenn das wirklich durch¬
geführt wird, dann wird in einen: anderen Gebiet die
gleiche Anzahl Arbeiter wiederum erwerbslos, die dann
im Mayener Gebiet Beschäftigung finden würden,
wen» das überhaupt durchgeführt werden könnte. Wir
»nissen, weil jetzt die Sozialdemotratische Partei wieder
in Opposition steht, darauf hiuwciseu, daß sie m: den:
nngehenren Grwcrbslosc»elend i» diesen: Gebiet mit
schuld ist. (Zuruf: Wodurch denn?) Denn gerade unter
ihrer Herrschaft in der Koalitionsregiernng wurde»
ci»c Reihe von Verschlechterungen für die Erwerbs¬
losen durchgeführt, die sich besonders kraß in den Ge¬
bieten, wo die Saisonarbeiter beschäftigtwerden, aus¬
wirken:

1. Verlängerung der Wartezeit bei Ledigen auf drei
Wochen,

2. die Verlängerung der Anwartschaft bei erstmaliger
Arbeitslosigkeit auf 52 Wochen,

3. Unterstützungsraub für die Saisonarbeiter, die nur
noch sechs Wochen aus der Grwerbslosc»nntcr-
stützuug uuterstützt werden und dann unter die Be¬
dürftigkeitsprüfung fallen,

1. Anrechnung der Sozinlrenteu auf die Unter-
stützuugssntze,

5. Verläugeruug der Sperrfrist bis zu 6 Monaten,
0. Hinauswurf der Heimarbeiter aus der Versiche-

ruug und
7. neue Belastung der Kranlenkassen nnd damit

Lcistungsabbau der Krankentassen.
Das sind die Grrungcnschaftcn der Koalitionsregie¬

rnng, die noch mit den vier sozialdemokratischenReichs¬
ministern durchgeführt wurde::.

Wir müssen in Verbindung mit der Notlage dieses
Gebietes daranf hinweisen,daß diese Verschlechterungen
des Grwerbsloseiwcrsichcrnngsgesctzes besonders in
diesen ländlichen Gebieten zur Anwendung kommen.
In Nenwied werden z. B. wöchentlich ca. 50 Ginsprüche
von abgebauten Erwerbslosen behandelt und natürlich
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in ihrer Mehrheit abgelehnt. Die Zahl der Ausgesteu¬
erten in diesen Gebieten steigt von Jahr zu Jahr, weil
sie eine Anwartschaft überhaupt nicht mehr erwerben
tonnen, dadurch, das; sie kein halbes Jahr mehr in
diesen Saisonbetrieben Beschäftigung finden. In den
Gemeinden werden fast keinerlei Notstandsarbciten
durchgeführt, weil die Gemeinden ganz einfach sagen:
Wir haben keine Mittel, und der Staat ihnen die
Mittel noch drosselt. Die Wohlfahrtsuiiterstützungcn
in diesen Gebieten sind so jämmerlich gering, das; sie
durchschnittlich5—10 RM wöchentlichfür verheiratete
Leute betragen, wovo» diese Leute ihren Unterhalt
fristen müssen. Wir brauchen uns deshalb gar nicht zu
wundern, wenn auch immer mehr die Selbstmord-
statistik von Deutschlandin diese» Gebieten erhöht wird.

Die KPD. stellte in den Kreistagen Neuwied und
Koblenz-Land den Antrag, die Richtsätze um 50 Prozent
zu erhöhen. Das ist in diesen Kreistagen von der
Sozialdemokratie sowohl wie auch von der menschen¬
freundlichen Zeutrumspartei abgelehnt worden.

Auf der anderen Seite sehen wir aber auch, wie der
Korruptionsherd auf den Arbeitsämtern auch in diesen
frommen Gebieten einen immer größeren Umfang an¬
nimmt. Noch vor kurzer Zeit mußte der Leiter des
Arbeitsamtes Vendorf fristlos entlassen werden, weil
er sich die Gelder der Aermstcn der Armen angeeignet
hatte, um sie neben seinem guten Gehalt noch zu ver¬
prassen. (Zuruf des Abg. Simon: Er hat sie soziali¬
siert!) Line Reihe Stempelstellen wurde abgebaut,
und es kommt jetzt vor, daß die Arbeiter, die sich bis
zu fünfmal in der Woche zu melden haben, eine, zwei,
ja bis zu drei Stunden laufen müssen, um an ihre
Stempelstelle zu gelangen.

In dem Mayener Gebiet sind die Verhältnisse durch¬
aus nicht besser. Dort sind sie so kraß, wie sie mein
Vorredner geschilderthat. Auch in diesem Gebiet wird
in dem kommeudcu Jahr auf Grund der Lage im Bau¬
gewerbe keinerlei Verbesserung eintreten, trotz der
schönen Reden, die heute hier im Provinziallandtag
gehalten worden sind. Wenn wir die Vorlagen und die
Anträge daraufhin durchleseu, wie man diesen Aerm-
sten der Armen helfen will, so muß man schon sagen,
den Winzern hilft man am besten dadurch, indem man
auffordert: Trinkt deutschen Wein! Den Landwirten
hilft man, indem man die Parole ausgibt: Gßt
deutsches Korn! Und den notleidenden erwerbslosen
Steinarbeitcrn wird man sagen: Braucht deutsche
Stciue! Wir wüuschen, daß die Arbeiterschaft recht
bald von dieser letzteren Parole Gebrauch macht und
aus den Pflastersteinen, die aus dem rheinischenGebiet
kommen, schöne Barrikaden baut (Zuruf des Abgeord¬
neten Simon: Darauf gehen Sie doch nicht!), um eud-
lich diejenige» niederzuschlagen,die nn dem gesamten
Elend in der Nheinprovinz und weiter darüber hinaus
in ganz Deutschland schuld siud. (Beifall bei den
Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Säur.

Abgeordneter Sanr: Die kommunistische Fraktion
hat den Antrag gestellt,die Anleihe, die in der Vorlage
mit einer Summe vou ungefähr 7,5 Millionen vor¬
gesehen ist, auf 15 Millionen zu erhöhen, mn die tat¬
sächliche Durchführung des Straßenbauprogramms zu
garantiereu. Besonders in de» hochgelegenenLnnd-
gcgenden in der Eifcl, im Hunsrück, nn der Mosel, im
Westerwald. Das, was bis jetzt geschehen ist, ist voll¬
kommenungenügend und entspricht nicht im geringsten
den Verhältnissen, die dort tatsächlichherrschen. Wir
stellen fest, daß die Verbindungswege zwischen den ein¬
zelnen Gemeinden da droben in einem derart mise¬
rablen Zustand sind, daß bald keiner mehr sich getränt,
siezn bcnu^en; jedenfalls tann man sie nur mit aller
Vorsicht beuutzeu.Selbst Autofahrer müsse,, bestätigen,
daß dort die Straßen in einem saumäßigen Zustande
sind. Die Mittel, die bisher dafür aufgewandt wurden,
haben zum größten Teil nur dazu ausgereicht, Pläne,
Skizzen uud Zeichnungen zu mache», die man den
LandtagSabgeordncten in den Fachausschüssenvorlegte.
Diese Skizzen liegen schon jahrelang vor, aber sie
warten immer noch auf die Durchführung in der
Praxis: davon taun man leider sehr wenig feststellen,
Anch die kleinen Bauern in den Gemeinden werden mit
den Plänen und Skizzen beruhigt. Ich bin der Auf-
fassuug, daß das auf die Dauer nicht angehen tan».
Man kann hier natürlich nur dann mit praktischer
Arbeit vorgehen, wenn man das Straßcnbauprogramm,
das man projektiert, auch gleich finanziell so sicherstellt,
daß es auch in der Praxis durchzuführen ist. Hier ist
wiederum festzustellen,daß mit der vorgesehenen An¬
leihe von 7>2 Millionen dies nicht geschehen tan», daß
diese Summe unbcdiugt erhöht werden mnß.

Wir haben aus diesen Gründen weiter in Drmtsache
126 beantragt, aus den vorgeschlagenen 15 Millionen
8 Millionen zur Unterstützung des Gemeinde- und
Krciswegcbaues, 5 Millionen zur Instandhaltung von
Kreis- und Gcmeindewegen uud !! Millionen zur In¬
standsetzung der von der Provinz zu überuchmcnden
Straßen sicherzustellen.Auch hier beantragen wir die
Vrhöhuug der Summen, weil fast alle Kreise und Ge¬
meinden heute tatsächlichauf Gruud ihres finanziellen
Dalles nicht in der Lage sind, ihr StraßcnbanprogramM
so durchzuführen, wie es notwendig wäre, um dem
steigendenVerkehr gerecht zu werden. Gs muß deshalb
auch hier großzügig angefangen werden, um die Aus-
führuug der Projekte, die nun jahrelang vorliegen, zu
garantieren. (Zuruf des Abgeordneten Simon: Sie
wissen doch selber, daß das Bluff ist; Sie glauben doch
nicht an Anleihen!) Wir sind doch nicht wie die Nazis!
wenn die Anträge stellen, gehen sie zwei Minuten
vor der Beratung ihrer Anträge aus dem Zinnner,
weil sie den Mnt nicht aufbringen, ihre eigenen An¬
träge zu begründen. (Sehr richtig! links. Zuruf des
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Abgeordneten Simon: Glauben Sie denn, daß Sie die
8 Millionen kriegen? Wo Wolleu Sie die denn her¬
nehmen?) Wir holen sie da her, wo Hitler auch sein
Geld herbekommt. Hitler durfte sein Programm den
Rnhrindustriellc», den christlichen Juden vorlegen,
darauf hat er seine Mittel erhalten, geuau so gut, wie
sich Hitler von dcu Geldern des französischenOberst
Nichcrt, Generalstabsoffizicr, seine Vüromöbcl ange¬
schafft hat.

Die kommunistischeFraktion hat außerdem uoch in
Drucksache 185 einen Antrag zu Puukt 38 eingebracht,
der die Vergebung von Arbeiten unter die Lupe uimmt.
Wir fordern, daß bei der Vcrgcbuug vou Arbeiten und
auch vou Materiallieferuugsaufträgen vor allen Dingen
darauf geachtet wird, daß der Unternehmer, der dafür
in Frage kommt, gegenüber den Arbeitnehmern seinen
tariflichen Verpflichtungen in Lohn- uud Arbeits¬
bedingungen voll uud gauz nachkommt. Besonders ist
eine scharfe Kontrolle über die Ginhaltung der Unfall-
ucrhütuugsvorschriften auf den betreffenden Baustellen
durchzuführen. Wir müssen aus den Berichten fest¬
stellen, daß wiederholt größere Uuglmlsfälle.vorgekom¬
men sind, so besonders bei dem Deichbau in Neuwicd,
der wahrscheinlichnoch eine besondere Rolle hier in
der Debatte spielen wird. Hier sind verschiedeneUn-
Nlucksfälle vurgekommc»,daruuter ewige mit tödlichem
"lUsgllNg.

Weiter forderu wir, daß Tagelohnarbeitcn nicht an
Unternehmer abgegeben, sondern in eigener Regie
durchgeführt werden. Die Tageluhnarbeiten bieten für
de» Unternehmer einen ganz mühelos verdienten Ge-
w'un. Er hat keine besonderen Berechnungen uud Kal-
lulntioucu dafür zu macheu, svuderu er stellt nur seine
"rbeitcr und zieht baun das Geld und nebenbei den
"'höhten Gewiuu für sich ein. Aber diese Tagelohn-
nrbeiten wirken sich doppelt schwer für die betreffenden
Arbeiter aus. Wir wissen, daß besonders hierbei manche
«leinnnternchuier in Frage kommen, die zum Teil ihre
Arbeiter unter Tarif bezahle», aber dann doch in den
Rechnungen die vollen Tarifsätze berechnen. (Zuruf des
Abgeürdnetcn Simon: Die „Note Fahne" zahlt sa auch
einen Tarif!) Ich möchte Euch sageu, Ihr müßt eigent-

uch Zwillinge sein, denn einer aNein kann so blöde
»'cht sein wie Ihr. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Ieh: Was war denn das? Das war wohl
polnisch!)

Wir stellen weiter fest, daß auch in der Bezahlung
der Ueberstnnden und Nachtznschlngc nicht so Verfahren
wird, wie es die Tarifbedinguugen vorsehen. Wir
Müssenhier feststellen,daß der brutale Unternehmer
°>e Nut der Arbeiter ausnutzt uud eine uutertarifliche
Aezahlung vormmmt. Wir wissen aber, daß, wenn die
^.rovinzialverwaltung die Arbeit in eigener Regie vor-
nnnmt, dann auch die Arbeiter vor Gutlnssuugeu, wie
ne bei den Tagclohnarbcitern der Privatuuteruehmer
'tnndig vorkommen, nicht geschützt sind. Aber bei einer

Planmäßigen Verteilung und Aufteilung der Arbeit
können die Arbeiter längere Zeit beschäftigt werden,
als wenn man einfach willkürlich eiucu Uutcrnchmer
heranholt, der an diese,» Tage zwei nnd am anderen
Tage wieder drei Manu hiuauswirft, weil sie ihm nicht
Passen, und dafür wieder andere hereinholt, die ihm
sicherer sind. Wir wissen, daß bei diesen Fragen die
Profitsicherung und die damit verbundene steigende
Ausbeutung eine große Rolle spielen.

Demgegenüber können wir steigende Unfallziffern
uud eine Verschlechteruugder Lebenslage der Arbeiter¬
klasse feststellen.Aus diesem Grunde fordern wir auch
die Anerkennung dieser Forderuug.

Weiter muß besonders bei dem Attordspstem bei den
größeren Arbeiten ans die Einhaltung der Unfall-
verhütuugsUurschriftengeachtet werden. Dies mnß einer
ständigen Kontrolle der Proviuzilllverwaltung unter¬
liegen. Gerade bei den letztcu Unfällen ist wiederholt
festgestellt worden, daß nicht die UnfaUvcrhntungsvor-
schriften so eingehalten worden sind, wie es «»bedingt
notwendig ist. Wenn es tatsächlich geschehen wäre,
hätten nicht Unglücksfällc in einem derartigen Aus¬
maße vorkomme»köimen, wie es,z, B. bei dem Deichbau
iu Neuwied der Fall war.

VursitzeudcrDr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
mache Sie darauf aufmerksam, daß die halbstündige
Redezeit Ihrer Fraktion abgelaufen ist. Das Wort hat
Herr Abgeordneter Dr. Ley.

Abgeordneter Dr. Leh : Meine Damen uud Herreu!
Gs wurde hier über die Steinindustric des oberbergi-
scheu Gebietes geredet. Ich bin selbst dort oben her
und kenne die Verhältnisse ziemlichgut. Gs ist jeden¬
falls bedauerlich, daß dort eiue ganze Gegend einfach
in ihrer Arbeitstraft nnd in ihrer EMenzmöglichteit
abgetötet wird. Dort liegen Huuderte und Tausende
von Menschen auf der Straße, die ehemals eine gesunde
Existenz hatten. Es waren die seßhaften Arbeiter, die
eine Kuh uud ciu Häuschen, einen Garten und etwas
Land haben, gerade jener Arbeitcrstand, an dessen Er¬
haltung wir alles Interesse haben.

Es wurde immer wieder betont, es wird kein aus¬
ländisches Material verwandt. Im selben Atemzuge
wurde aber zugegeben,die Städte tuu es vielleicht,uud
der Herr Berichterstatter gab es dann auch zu. Wir
stellen fest ^- und wir werde» uus bemühen, noch in
dieser Session dem Landtage authentisches Material zu
uuterbreitcu —, daß uicht nur jetzt, souderu bereits seit
Jahren nnr ausländisches Material verwandt worden
ist. (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.) Meine
Dame» und Herren! Unter Ihnen sitzen viele Ober¬
bürgermeister, die hier vou der Not höre». Sie sollte»
doch als deutsche Volksgenossenin ihren Stadtverwal¬
tungen dafür eiutreteu, daß deutsche Arbeiter erhalten
bleiben-, das wäre ihre menschlichePflicht. (Sehrrichtig!
bei den Nationalsozialisten.)
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Es wurde auch wenig davon gesagt, das; die Eisen¬
bahn die Straßen als ihre Konkurrenz ansieht. Im
Preußischen Landtage unterhielt man sich neulich über
den Nhein-Aachen-Kanal: dabei sagte ei» Abgeordneter
— es war der Demokrat Niedel — folgendes: Aber,
meine Damen uud Herren, wenn wir jetzt den Nhein-
Aachcn-Knnal bauten, was wir ja vielleicht alle wün¬
schen, dann würde das ein Antasten an die Erfüllung
sein (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten), die Repa¬
rationspflichten tonnten wir dann nicht mehr durch¬
führen, da ja die Eisenbahn durch die Erfüllung so be¬
lastet ist, das; wir auch dafür sorgen müssen,daß ihr keine
Konkurrenz erwächst. Dieser Gedanke wurde da in
einer schwachen Stunde von einem Demutraten aus¬
gesprochen. Für uns ist er außerordentlich wertvoll.
Wir stellen fest, daß er wahrscheinlich auch für den
Straßenbau wieder maßgebend ist. Nicht, weil Staat,
Gemeinden und Provinz kein Geld haben, sondern
damit die Eisenbahn ihre Erfüllungspolitit durchführe»:
kau» und soll, weil es die Machthaber so haben Wolleu,
deshalb läßt man die Straßen versumpfen und ver-
drccken und baut sie nicht aus. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten.)

Mein Fraktionsfreund Simon hat Ihnen eben
gesagt, daß wir zum Straßenbau nur drei Dinge not¬
wendig hätten: Arbeitskraft, Material uud Maschiueu.
Wenn sich in diesen: Austausch von Arbeitskraft, Mate¬
rial und Maschinen nur nicht wieder eins hiucin-
geschoben hätte: das Vanktapital, der wah»si»»igc
Zins! Daran liegt es doch. Arbeitstraft, Material und
Maschinen, alles das haben wir, das brauchen wir nicht
zu suchen. Aber es wird uns eben nicht ermöglicht,
unsere Bedürfnisse so abzudecken, wie es für das Volks-
wohl notwendig ist: da kommt die Bank und schiebt sich
mit dem wahnsinnigen Zins für das Betriebskapital
ein. (Abg. Hanke: Sehr richtig!) Uud deshalb geht es
nicht. Da lachten Sie vorhin uud freuten sich und ein
Zentrumsllbgeurdneter glaubte einen besonders gute»
Witz zu machen,als er beantragte, die Rede anschlagen
zu lassen. Wir wären schon dafür. Das Volk dranßeu
versteht das schon; das ist in diesem Punkte bestimmt
urwüchsiger, ich möchte sagen, nicht so verbildet, wie
mancher hier in diesen, Hause ist. Das Volt begreift,
was wir damit sagen wollen, daß hier die Mittel oor-
haudeu wären, wenn Staat und Wirtschaft nicht uuter
der wnhnsiunigeu Last dieser Zinsen ständen. Meine
Damen und Herren, es wäre hier schon eine Möglich¬
keit, die Arbeitslosigkeit abzubauen uud die produktive
Grwcrbslosenfürsorge einzuführen. Statt dessen hören
wir, ,dnß in der Provinz von soundsoviel hnniderttausend
Erwerbslosen bloß 1870 in der produktiven Grwerbs-
loseufürsorge verwandt werden. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten.) Es wird ja den Gemeinden ge¬
radezu alles unterbunden.

Es wurde vorhin schon darauf hingewiesen,daß den
Steinarbeiter» in diesem Gebiet, wenn sie schon einen

Morgen Land haben, die Grwerbslosenunterstütznngge¬
nommen wird. (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.)
Es wird ihnen aber auch, falls sie einen Pfennig erhalten,
verboten, daß sie irgendetwns anderes mache». Wir
sehen heute einen Staat, der einmal den Mensche» von
seinem Shstem abhängig machen will, zweitens ihn dazu
zwingt, keine Arbeit mehr zn leisten, und drittens ein
Versorguugsstant ist, aber nicht so, daß das Volk wirk¬
lich versorgt wäre, sondern zu wenig zum Lebeu und
zu viel zum Sterbe» hat (Sehr richtig! bei den Natio¬
nalsozialisten), statt einen Staat der Leistung, einen
Staat der Arbeit, eiueu Staat, der wirklich ei» Volks¬
staat ist, aufzubauen. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Geht nach Thüringen!) Ich komme da
immer wieder auf die Sozialdemokratische Partei, die
uns diesen Volksstaat versprach, aber nur für einige
Wenige, für das nuscrwähltc Volk, sorgte. Der Straßen¬
bau bietet uns schou Gclegeuheit, an das Problem der
Grwcrbslosenfürsorge mit allen Mitteln heranzugehen.
Aber Sie gehen um diese Frage wie die Katze um den
heißen Brei, Sie sagen dem Volke nicht das, was not¬
wendig ist. Die NationalsozialistischePartei aber fühlt
sich berufen, dem Volke die Wahrheit zu sagen und ihm
den Weg zu zeigen, wie es aus diesem Elend heraus¬
kommen kann. (Lauter Beifall und Händeklatschenbei
den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Lohmcyer.

Abgeordneter Lohmehcr: Meine Damen und
Herren! Wir haben in der Eröffmlnllsausprache des
Herrn Qberpräsideuteu Fuchs vernehme» müssen, wie
nusere rheinische Heimat schwer leidet unter der Not.
Auch der Herr Landeshauptmann hat uns in seiner
Etlltsrede dargelegt, wie unser Volk, wie unsere rhei¬
nische Heimat bedrücktist und wie insbesondere unsere
rheinische Industrie zu leideu hat. Ich glaube, daß
diese Erklärungen aus berufenem Munde uns Ver¬
anlassung geben sollten, dafür eiiiMtveten, daß nur
heimischeStoffe beim Straßenbau verwendet werden.
Es ist uns gejagt worden, daß wir in der Hauptsache
deutsches Roggenbrot essen sollten. Meine Freunde und
ich sind dafür, daß wir nusere deutsche Industrie unter¬
stützen und dem deutschen Arbeitsfleiß zu seinem Recht
verhelfen. Mit dem Eiulauf vou Asphalt uud aus¬
ländischemStraßenbanmaterial geben wir Devisen in«
Ausland, die uns keine Vorteile bringen. Ich meine,
wir sollten auch hier im Rheinland an unserem be¬
scheidenen Teile dazn mithelfen, daß nicht noch mehr
Devise», nicht »och »lehr gutes deutsches Geld ins
Ausland geht. Die Lasten, die uns der Youngplan auf¬
erlogt, sollten uns wirklichgenügen. Wir vom Ehrist-
lichen Voltsdienst und der Nationalen Bauernpartel
nntevstützen die Anträge, die eingebracht worden sin",
beim Bau der Straße» nur deutsches,rheinisches Ma¬
terial zu verarbeiten.
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Wir sehen in der Erklärung in dem Antrag des IV.
Fachausschusses inder Drucksache 32 einen Widerspruch.
Wir freuen uns, daß die Verwaltung die Erklärung
abgibt, das; sie nur inländisches Material verwendet.
Dann aber muß der Punkt unter Absatz I.) gestrichen
'"erden, in den, es heißt, daß ausländische Asphllltstoffe
Möglichst einzuschränkensind. Das ist ein Widerspruch.
Wir unterstützen .deshalb die Anträge, die von den
Nntionnlsozinlistc» und der Wirtschaftspartei gestellt
worden sind, daß beim Bau der rheinischen Straßen
nur einheimisches,.deutsches Material verwandt wird.
(Nrnvo! bei der Fraktion Christlicher Volksdienst »nd
Bauernpartei und bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender 1),>. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter von Netten,

Abgeordneter von Dctte» : Meine Damen und
Herren! Es ist hier vielfach über die Notstände ge¬
brochen worden, die in der Mayener Steinindustrie
und der Koblenzer Gegend vorhanden sind. Die Lösung
ucs Problems liegt lediglich barin, daß man versucht,
°" Arbeitslosenunterstützung zu einem Viertel als
ZuschußZu,den Arbeitslöhnen zu zahlen, während drei
girrte! davon der Staat sparen kann, um auf diese
^eise Tausende von Arbeitern wieder in die Klein-
unü Mittelbetriebe hineinzuführen.

Wenn der Vertreter der Sozialdemokratic vorhin
davon gesprochen hat, daß die Wirtschaftspartei eine
-brositpartci fei, so möchte ich den Sozialdemokraten
""r sagen, daß die Finanzierung der Republik auf
kosten des Mittelstandes erfolgt. (Lmben und Wider-
Wnich bei den Sozialdemotraten. Zuruf des Abgeord-
"ctrn Hoffmann: Sie kennen die Wirtschaftsordnung
U'cht!) Darüber sind wir doch klar, daß der Mittelstand
°urch Ihre Politik nach allen Richtuugeu hin aus-
acpowert worden ist. Sie hatten uns versprochen,die
^nists, die Syndikate und das Großkapital heran¬
zuziehen. Aber diesen Kreisen ist es niemals besser
"wannen als heute infolge Ihrer Politik.

Wenn Sie also der Mayener Steinindnstrie und
^u Arbeitern helfen wollen, können Sie es tun, wenn
">e dem zustimmen, daß ein Viertel der Arbeitslosen-
'"«stützungssätze genügt, um den Arbeitern Arbeit

A" «eben und sie den demoralisierenden Wirkungen der
Arbeitslosigkeit zu eutziehen. Dabei spart der Staat
"ei Viertel der Arbeitsloseuunterstützuug. (Zuruf des
""geordneten Hoffmann: Quatsch!) Daß Sie dem
«°er nicht zustimmen werdeu, davon sind Nur fest über-
^»gt. Wir haben es bei dem Stahlwert Becker gesehen;
Ms dieses Werk vernünftigerweise auf Vorschlag seiner
Arbeitnehmer die Löhne der Arbeitnehmer um 15
^'uzent senken wollte, haben Ihre Gewerkschaften
"Uart: Das dürft Ihr unter keinen Umständen. Und
""durch mußte dieser große Betrieb stillgelegt werden.
^°rt! hört! bei der Wirtschaftspartei,) Also, meine
^N">eu und Herren, die Profitwirtschaft liegt ans einer
llanz anderen Seite, nämlich bei Ihnen. Die Doppcl-
uevdiencr, die Großverdiener sitzen heute in Ihrer

Partei. Sorgen Sie dafür, daß das aufhört. (Beifall
»nd Händeklatschenbei der Wirtschaftsparke!.)

Vorsitzender l>. Iarres: Die Besprechung ist
geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung,

Zu Punkt 27 ist kein Antrag gestellt. Ich darf
feststellen, daß ohne Widerspruch der Antrag des IV.
Fachausschussesangenommen ist.

Zu Punkt 28 liegt zur Drucksachc l31 ein An¬
trag des Fachausschussesvor. Ich bitte diejeuigen,die
für diesen Antrag sind, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zu Puukt 29 geht der Antrag des IV. Fach¬
ausschusses auf unveränderte Annahme und Uebcr-
weisuug der Drucksachc 88, Autrng der Fraktion Christ¬
licher Voltsdienst nnd Bauernpartei, zur Berück¬
sichtigung an den Proviuzialausschuß. Widerspruch
habe ich nicht gehört. Wenn er sich jetzt nicht erhebt —
das ist nicht der Fall —, stelle ich fest, daß den Anträgen
des IV. Fachausschussesentsprochen ist.

Dasselbe gilt zu deu Punkten 3 N — 3 2, wo
auch Gegenanträge nicht gestellt sind. Es wird auch
hier Widerspruch »icht erhoben. Ich stelle fest, daß
auch hier dem Antrage des IV. Fachausschussesent¬
sprechendbeschlosseil ist.

Zu Punkt 33 liegt der Vorschlag des Fach¬
ausschusses(Drucksachc l32) vor, Ich bitte diejenigen,
die für deu Antrag des IV. Fachausschussessind, sich
zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es ist demnach be¬
schlossen.

Zu Punkt 3! wird Ablehnung des Antrages
von dem IV. Fachausschußbeantragt. Wer für diese
Ablehnung entsprechenddem Antrage des IV. Fach¬
ausschusses ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zum Autrag zu Nr. 3 5, wird Ucberweisuug an
deu Provinzialausschuß von dem IV. Fachausschußbe¬
antragt. Dagegen hat sich hicr kein Widerspruch er¬
höbe». Er erhebt sich auch jetzt nicht. Es ist demnach
nach dem Antrage des IV. Fachausschusses beschlossen.

Dasselbe gilt von den Punkten 3«, 37 und
38, wo ebenfallsdie Uebcrweisungan deu Provinzial¬
ausschuß von dem Fachausschußbeantragt wird- Auch
jetzt erhebt sich kein Widerspruch aus der Mitte des
Hauses. Es ist deshalb entsprechenddem Antrage des
IV. Fachausschusses beschlösse!,.

Zu Puukt 54 liegt der Antrag auf Drucksache
130 vor, dahingehend, die Anträge abzulehnen. Wer
dafür ist, den Antrag der KPD, auf Bereitstellung von
, Million RM zur Linderung der Notlage der Stein-
arbciter uud deu im Fachausschuß gestellte,! Antrag
derselbenFraktion, betr. Notlage der Arbeiterschaftder
rheinischen Bimsiudustric, nbzulehucu, entsprechend
dem Antrage des I. Fachausschusses, den bitte ich, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Die Anträge sind
abgelehut.

Zur Geschäftsordnung wünscht das Wort Herr
Abgeordneter Selbmanu.
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Abgeordneter Selb mann: Sie haben vorhin
über die Anträge 36 und 37 zusammen abstimmenlassen,
uud zwar mit der Maßgabe, daß der Fachausschuß
Ueberweisuug au den Provinzialausschuß beantragte.
Das trifft nicht zu bei dem Antrag 38, dem Antrage der
KPD.; dort liegt die Stellungnahme des Fach¬
ausschussesvor,

«VorsitzenderDr. Iarres: Der Antrag des IV.
Fachausschusseszur Drucksache135 geht dahin: Der
Provinziallandtag wolle den Antrag dem Provinzial-
ausschnß überweise». Ich darf daher feststellen,daß
Sie im Irrtum waren. — Es ist so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Sie sind mit der
Tagesordnung auf den 8 16 Absatz 3 der Geschäfts¬
ordnung aufmerksamgemacht worden, wonach der Vor¬
sitzende Gegenstände der Tagesordnung, zu denen nach
Ablauf einer Stunde nach Beginn der Sitzung keine
Wortmeldung vorliegt, außer der Reihe zur Beschluß¬
fassung stelle» kaun. Diese Voraussetzung trifft zu auf
die Puutte 53, «0, 63 (Zuruf: Nicht so schnell!),
7l (Zuruf: Das ist doch zusammcugefaßt!), 72, «2,
83 und «>. Ich rufe diese Puutte auf und frage, ob die
Berichterstatter Wert darauf legen, uoch Bericht zu
erstatten. (Berichterstatter Abgeordneter Hennes meldet
sich.) Dann rufe ich »ach der Reihe auf: Nr. 5 3,
Wüuscht der Herr Berichterstatter das Wort? Das ist
nicht der Fall. Widerspruch gegen den Antrag des
I. Fachausschusseserhebt sich auch nicht. Ich stelle also
fest, daß dem Antrage des Fachausschussesauf Über¬
weisung au den Pruvinzialausschuß als Material ent¬
sprochen ist.

Wünscht zu Nr, 6 0 die Fräulein Berichterstatterin
das Wort? Das ist nicht der Fall. Widerspruch gegen
den Antrag des III. Fachansschusseserhebt sich nicht.
Ich stelle die unveränderte Annahme fest.

Wünschen die Berichterstatter zu Nr. 6 3 das
Wort? Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich — da sich
anch hier Widerspruch uicht erhebt — fest, daß auch hier
unveränderte Annahme beschlossen ist.

Wünscht zu Punkt 71 die Fräulein Bericht¬
erstatterin das Wort? Das ist nicht der Fall, Wider¬
spruch gegen den Antrag des III, Fachausschusseserhebt
sich auch uicht. Ich stelle fest, daß entsprechenddem An¬
trage des III, Fachausschussesunveränderte Annahme
beschlossen ist.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Nenner.
Abgeordneter Nenner: Zn Punkt 71 muß eine

Wortmeldung vorliegen. Unsere Fraktion hat einen
Redner, wenn ich nicht irre, sogar zwei Redner, ge¬
meldet.

Borsitzender !),-. Iarres: Es sind nur Wort¬
meldungen zu 61, 66 und 67 eingegangen.

Wünscht zu Punkt 72 der Herr Berichterstatter
das Wort. Das ist nicht der Fall. Widerspruch gegen

den Antrag des Fachausschusseserhebt sich nicht. Gs
ist Ueberweisuug nu den Pruvinzialausschnß ent¬
sprechend dem Antrage des Fachausschusses beschlossen,

Wüuscht zu N r. 8 2 die Frau Ncrichterstatterin das
Wort? Das ist nicht der Fall. Widerspruch erhebt sich
auch hier nicht. Es ist unveränderte Annahme be¬
schlossen.

Wünscht zu Punkt 83 die Frau Verichterstatterin
das Wort? Das ist nicht der Fall. Widersprucherhebt
sich hier nicht. Es ist unveränderte Annahme be¬
schlossen.

Zu Punkt 81 ioüuschtder Herr Berichterstatter
das Wort, Ich erteile es ihm.

Abgeordneter Hennes: Ich habe nur gemäß
dem Autrage des FachausschussesII darum zu bitten,
daß man in den Blindenanstalten auf die musikalische
Erziehung der Insassen mehr Wert legen möchte.
Man soll die einfachen Instrumente, zum Beispiel die
Ntössellaute, vou den armen Blinden mehr benutzen
lassen.

Im übrigen empfehlen wir, diesen Etat unverändert
anzunehmen.

Vorsitzender I>. Iarres: Sie haben den Antrag
des Herrn Berichterstatters gehört. Wird das Wort
gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich fest
daß sich Widerspruch nicht erhebt nnd daß dem Antrage
des II. Fachausschussesauf unveränderte Annahme ent¬
sprochen ist.

Damit sind wir am Ende der heutigen Beratung,
Es war beschlossen worden, die Sitzung um 4 Uhr ab¬
zubrechen. Murgeu erledigen wir den Rest der heutige»
Tagesordunng nnd nehmen Stellung zu deu uoch vor¬
liegenden Beschlüssen der Fachansschüsse zu deu übrigen
Anträgen.

Ich bitte also um die Ermächtigung, auf morgen
früh 10^ Uhr die Sitzung zu berufen mit folgender
Tagesordnung: Heutige Tagesorduung, soweit sie noch
nicht erledigt ist, uud dwjeuigeu Punkte, die noch aus
dem Fachausschußspruchreif überwiesen sind. Dagegen
erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen.

Der I. Fllchansschnßtritt morgen nm 9!/, Uhr zu¬
sammen, der Aeltcstcnmt um 10 Uhr und das PlenM"
um 10^ Uhr.

Der Vorsitzende des Geschäftsoidnungsansschusses
läßt die Mitglieder des Geschäftsordnungsausschnsses
bitten, jetzt sofort in Zimmer? zusammenzutreten,.Der
V. Fachausschußwird ebenfalls sofort zusammentreten,
ebenso der IV- Fachausschuß.

Wird das Wort noch gewünscht? Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Sitzung.

(Schlnß: 16 Uhr 40 Minuten.)
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Fünfte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Freitag, den 11. April 1930.

(Beginn: 1« Uhr 55 Minuten.)

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag des I. Fachausschusseszu dein Haushalts¬

plan für die Verwnltnngstosten des Genossenschafts-
vurstnndes der RheinischenlandwirtschaftlichenBe-
rnfsgenussenschaftfür das Kalenderjahr 1930.

^ Antrag des I. Fachausschusseszu den, Haushalts¬
plan für die Besoldungen und nndereu persönlichen
Ansgahen der Proviuzialbenmten l>ei der Landes-
versichernngsanstalt „Rhcinpruvinz" für das Ka¬
lenderjahr 1930.

^ Antrag des I. Fachausschusseszu den, Haushalts¬
plan für das Provinzialinstitnt für Arbcits- und
Bernfsfurschnng fiir das Rechnungsjahr 1930.

5- Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft für das Rechnnugsjahr 1930;

>» Verbindung hiermit
Antrag der SPD.-Fraktiou zu Drncksache 15, betr.
Herabsetzung des unter Titel V I des Haushalts¬
plans iiber die Förderung von Kunst nnd Wissen¬
schaft vorgesehene» Betrages von 100 000 RM auf
IW0N0 RM;

und
Autrng der KPD.-Fraktiou auf Streichung der im
Etat vorgesehenen Mittel zur Uutcrhaltuug von
Baudenkmälern und Verwendung dieser Mittel für
Erwerbslose.

6- Antrag des I. Fachnnsschusses zn dem Bericht nnd
Antrag des Provinzialansschnsses, betr. Verteilung
der unter Titel V > des Haushnltsvlans über die
Förderung von Kuust und Wissenschaf!fiir das
Rechnungsjahr 1930 vorgesehene,! Mittel in. Be¬
trage von 100 000 RM.

7- Antrag des I. Fachansschnsseszn dem Hnnslinlts-
plau für die Provinzialmnscen für das Rechnungs-
inhr 1930.

6- Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht uud
Antrag des Proviuzialnusschusses,betr. Aenderung
des Reglements über die Leitung nnd Verwaltung
der Pruvinzialmnseen zn Bonn nnd Trier.

^ Antrag des I. Fachausschusseszu dem Hanshalts-
Plnu für gewerbliche Zwecke für das Rechuuugs-
lahr 1930.

'"- Autrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht nnd
Antrag des Provinzialansschnsses, betr. den Ab¬
lauf der Dienstzeit des Landesoberbanrats Heine-
lamp.

11. Autrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialansschnsses,betr. den Ablauf
der Dienstzeit des Landesmedizinalrats Professor
lli-, Molinens.

12. Antrag des I. Fachansschnsseszn den, Bericht und
Antrag des Provinzialansschnsses,betr. die Wicder-
bcsctzuug der durch den Tod des Landesrnts vi>.
Vossen erledigten Stelle.

In Verbindung hiermit:
n) Antrag der Wirtschaftspartei ans Einsparung

des laut Beschlußdes Provinzialansschnssesvom
21. Januar 1930 ausgeschriebenen Postens des
Leiters der Abteilung Iugeudwuhlfahrt uud
Fürsorgeerziehung;

,>) Antrag der KPD.-Fraltion, betr. Abstandnahme
von der Besetzung dieser Stelle.

13. Antrag des I. Fachansschnsses zn dem Antrage der
NationalsozialistischenDeutschenArbeiterpartei ans
Bereitstellung einer größeren Snmme zur Be¬
kämpfung der Tuberkulose in der Rheinprovinz.

11. Antrag des I. Fachansschnsseszu dein Antrag der
KPD.-Fraktion zu Drncksache Nr. 39 nnf Einsetzung
eines Betrages Von 500 000 RM in den Haushalts¬
plan zur Bekämpfung der Tuberkulose im Rhein¬
land, insbesondere in der Gifel.

15. Antrag des I. Fachansschnsseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die gut¬
achtliche Stellungnahme zn dem Antrage der Land¬
gemeinde Rheinhansen, Kreis Mors, ans Ver¬
leihung der Städteurdnnng.

10. Antrag des I. Fachausschusses z« dem Bericht und
Antrag des Provinzialansschnsses, betr. die Ge¬
nehmigung der Uebernahmenener Aktien des Rhei¬
nisch-Westfälischen GlektrizitätswerkeSzn Essen.

17. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialansschnsses, betr. Unterver-
teilnng von 80 Prozent der auf den Provinzialver-
band entfallenden Garantieleistungen für deu
Mittellandkanal ans die besonders interessierten
rheinische»Stadt- und Laudkreise.

I«. Autrag des I. Fachausschusses zn dem Antrage der
NationalsozialistischenDeutschen Arbeiterpartei, bei
der Neichsregierung wegen der unverzügliche!!In¬
angriffnahme des Baues des Aachen^Nhcin-Kanals
vorstelligzn werden.

19 Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Volksdienst nnd Bauern-
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Partei, betr. Heilighnltung des Karfreitags- und
Frouleichuamstages in Orten ,nit gemischt-
konfessioneller Bevölkerung.

AI. Antrag des I. Fachansschnsses zn dem Antrage der
Fraktion Christlicher Voltsdienst und Bauernpartei,
betr. religiöse Veranstaltungen im Rundfunk.

21. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Hochbnnabteilnng für das Rechnnngs-
jahr 1930.

22. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der SPD.-Frattion, betr. Beschaffung gesunder
Wohnungen für wohnuugsbedürftige Arbeiter, An¬
gestellte und Beamte.

23. Antrag des III. uud IV. Fachausschusses zu dem
Autrage der Wirtschaftspartei, allen Vannufträgen
im Hoch- nnd Tiefbau die von der Reichs- uud
Preußischen Staatsregiernng empfuhlene Ver-
diugungsordnnng für Vauleistuugcn zngrnnde zu
legeu.

24. Autrag des III. und I. Fachausschusses zu dem Be¬
richt uud Antrag deS ProvinzialanSschnsses, betr.
1. den derzeitigen Stand der vom Provinzinlver-

bnnd der Rhrinpruvinz für Anstalten und Ein¬
richtungen der privaten Wohlfahrtspflege über¬
nommenen Bürgschaften nnd der beim Preußi¬
sche» Ministerium für Nolkswohlfahrt zur
Weiterleitnng an Einrichtungen der privaten
Wohlfahrtspflege aufgenommenen Darlehen;

2. die im Jahre 192!» auf Grnnd der dem Pro-
vinzialnnöschns; durch den 75. Provinziallandtag
erteilten Ermächtigung übernommenen Bürg¬
schaften, nnd Darlehen;

3. erneute Ermächtigung des Provinzialnnsschusses
im Rechnungsjahr 1930 Darlehen zur Weiter-
leituug nu Eiurichtuugeu der freie» Wohlfahrts¬
pflege aufzunehmen.

25. Antrag des III. Fachansschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Vorlage einer Auf¬
stellung über die dem EaritaSverbaud nnd anderen
Organisationen in de» letzte» Jahren überwiese!»'»
Mittel.

2N. Antrag des III. und II. Fachausschusseszu dem
Bericht und Antrag des ProvinzialauSschusses,betr.
Unterbringnng von Trunksüchtigen nnd leicht-
trankrn Geisteskranken in dem bisherigen Pro-
Vinzial-Grziehungsheim Fichtenhain.

27. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Provinzinl-Arbeitsanstalt i» Nrn»-
weilcr für das RechmmgSinhr 1930.

28. A»trag des III. Fachausschusses zu den, Antrage
der Wirtschaftspartci, betr. Aufstellung einer Bilanz
über die Betriebe der Arbeitsanstalt Branweiler
nach kaufmännischen Grundsätzen.

29. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der Wirtschnftspnrtei, betr. Beschränkung der Tätig¬

keit der industriellen und gewerblichen Betriebe der
Arbeitsnustnlt auf den eigenen Bedarf.

30. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Autrage
der KPD-Frattiou, die Revisionen der Provinzial-
Arbeitsanstalt durch die Provinzinltommission alle
Vierteljahre vorzunehmen.

31. Autrag des III. Fachausschusses zn dem Antrage
der KPD.-Frattion, betr. Behandlung der Korri-
genden.

32. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Provinzial-Heilstätte in Fichtenhain
für das Rechnungsjahr 1930.

33. Antrag des III. FnchansschnsscS zn dem Bericht
und Antrag des Proviuzialausschussrs, betr. die
Zuuahme der vom Landesfürsorgeverband unter¬
zubringenden Geisteskranken nnd die Schaffung
weiterer Anstaltsplätze durch Ausbau der Pro-
Uinzial-Heil- nnd Pflcgennstalt Andernach.

34. Antrag des III. Fachausschnsses zn dem Haushalts¬
plan über die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten,
einschließlich der Provinzinl - Kindernnstnlt für
seelisch Abnorme und des Proviuzial-Fürsorgeheims
für pshchopntische Mädchen für das Rechnungs¬
jahr 1930.

35. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
auf Einführung einer streugercu Beaufsichtigung
und Kontrolle der rheinische» Pflegenustalten.

3l>. Antrag des III. FachnnSschnsses z« dem Haushalts¬
plan über Austaltsfürsurge für Geistestrauke usw.
für das Rechnnugsjahr 1930.

37. Antrag des III. Fachausschnsses zu dem Hanshalts¬
plan über Krüppelfiirsorgc für das Rechnungsjahr
1930.

38. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Hanshalts¬
plan über die Orthopädische Provinzial-Kiuderheil-
austalt iu Süchtelu für das Rechuuugsjahr 1930.

39. Autrag des III. Fachausschusses
n) zu dem Bericht und Autrag des Proviuzialnus-

schusses, betr. die Uebernahme der Patenschaft
durch den Rheinische» Proviuzmlverbaud für
den deutschen Kriegerfricdhof bei Maison
blauche, Gemeinde Ne»ville St. Banst;

l,) z» den. Antrage der KPD.-Fraktion, betr. Ver¬
wendung der für die Ncbernnhme der Paten¬
schaft für den deutschen Kriegerfriedhof bei
Mnison blanche vorgesehenen 100 000 RM für
die Speisuug uud Unterstützung der Kinder von
Kriegsbeschädigten und Hinterbliebene».

40. Antrag des III. Fnchnnsschnsses zu dem Hanshalts¬
plan über die Fürsorge für Kriegsbeschädigte nnd
Kriegerhinterbliebenr für das Rechuuugsjahr l930.

In Verbindung hiermit
Antrag der KPD.-Fraktion nnf Einstellung eines
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42.

42.

14.

15.

1«;.

47,

48.

49.

5U.

51,

52.

Betrages von 1,25 Millionen RM in den Etat zur
Durchführung von Winterhilfsmaßnahmen für
.Kriegsopfer.
Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD,-Fraktiou auf Eiustclluug von 1 Million
MM zur Unterstützung hoffender Frauen.
Antrag des II. Fachansschusses zu dem Hanshalts-
Plnn über das Hebammenweseufür das Rechnungs¬
jahr 1930.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betr. die Fürsorgeerziehung Minderjähriger
für das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Vullsdienst nnd Bauernpartei
ans Unterbringung der Fürsorgezögliuge in
Fnmilienpflegc.
Antrag des II. Fachausschusseszn dem Antrage
der KPD.-Frattion, betr. Abstandnahmc von der
Einziehung der Reuteu entlassener Fürsorgc-
züglinge.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frnttion, betr. Entlassung des Direktors des
Fürsurgeerzichnngsheims Halfeshof zn Solingen.
Autrag des II. Fachausschusses zn dem Antrage der
KPD.-Fraktiun, betr. Betreuung dissidcutischcr
Kiuder.
Antrag des II. Fachansschusseszu dem Hanshalts-
Vlnn, betr. die Provinzial-Grziehuugsheiuie für
das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Hanshalts¬
plan, betr. das Landesjugendamt der Rheniproviuz
für das Rechnungsjahr 1930.

In Verbindung hiermit
Autrag der KPD.-Frattiou, betr. Einsetzung eines
Betrages von 100 000 RM in den Hanshaltsplan
zur Einrichtung fahrbarer Schulzahnkliniken.
Antrag des II. Fachansschusses zn dem Autrage der
Fraktion der NationalsozialistischenDeutschenAr¬
beiterpartei, betr. Gewährung eines Betrages ans
Mitteln des Landesjugendamtes au deu Turnver¬
ein, e. V., Vetzdorf-Sieg, zur Abtragung der ans
dem Neubau seiner Turnhalle herrührenden
Schulden.
Autrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frnktion, betr. Ausarbeitung einer Denk¬
schrift durch das Laudesjugendamt über die in der
Rheiuprovinz vorhandene Kinderarbeit.
Antrag des II. Fachausschusses
«) zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialans-

schusses, betr. die Verwendung der dem Laudcs-
jugeudnmte zur Durchführung von Hilfsmaß¬
nahmen für kinderreiche Familien zur Ver¬
fügung gestelltenMittel;

53.

54.

55.

5<!.

58.

59.

l',0.

0l.

d) zu dem Autrage der KPD.-Fraktiou zu Druck¬
sache Nr. 17 auf Erhöhung der für Zwecke der
Jugendfürsorge zur Verfügung gestellten 200 000
RM auf 500 000 RM nnd Verteilung dieser
Mittel uutcr Hiuzuziehuug der dissidcutischeu
Fürsorge »ud der iuteruatiuualeu Arbriterhilfe.

Autrag des II. Fachausschusses zu den, Autragc der
Fraktion der NationalsozialistischenDeutschen Ar¬
beiterpartei, betr. stimmberechtigteVertretung im
Landesjugeudamt.
Autrag des II. Fachausschusseszu dem Bericht uud
Autrag des Proviuzialausschusses, betr. Aeudcruug
der Satzung des Landcsjugeudamtes der Rhein-
proviuz.
Autrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Autrag des Proviuzialausschusses, betr. Neuwahl
vou Mitglieder» des Laudcsjugendamtes der Rheiu¬
provinz.
Autrag des II. Fachausschusses
!,) zu dem Autrage der KPD.-Frattiou, betr. Be¬

kämpfung von Schmutz uud Schund dnrch das
Landesjugeudamt;

I>) zu dem Autrage der Fraktion ChristlicherVults-
dieust uud Bauernpartei ans Erhöhung des für
die Bekämpfung der Schmutz- uud Schund¬
literatur im Haushaltspln» eingesetzten Be¬
trages.

Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der SPD-Fraktion, betr. Förderung des Licht¬
bildwesens.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
des Landesausschussesder Rheinischen Iugcndver-
bäude iu Düsseldorf auf Bereitstellung eines Be¬
trages von eventuell 250 000 RM zur Förderung
der Erholuugspflege für erwerbstätige Jugendliche
im Alter von 14 bis 18 Jahren.
Antrag des V. Fachansschnsses
l,) zu dem Bericht uud Autrng des Proviuzial¬

ausschussesüber die Durchführuug der land¬
wirtschaftliche» Umschnlduugsnttiou in der
Rheinprovinz;

>») zu dem Abnuderuugsautrag der KPD.-Frattiou
hierzu.

Autrag des V. Fachausschusseszu dein Bericht
uud Autrag des Proviuzialausschusses über deu
derzeitigen Stand der ländliche» Wasserversorgung
in der Rheinprovinz und die weitere Förderung
vou läudlicheu Wasserversorguugsaulagen.
Antrag des V. Fachausschusseszu den, Autrage
der Fraktion Christlicher Vulksdieust und Bauern¬
partei auf weitgehendeFörderung der Zusammen¬
legungen, Wnsserleitungsbanten, Vodenverbesse-
rnngen nnd Straßenbauunterstützung in den
Höhengebieten bei der in Aussicht stehende» West-
Hilfe.
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62. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Bericht
nnd Antrag des PruUinzialausschilsses, betr. die
Uebernahme der Ruhegehalts- und Hinter-
bliebenenversorgnng fiir die Direktoren der selb¬
ständigen landwirtschaftlichen Gemüscbanschnlen
nnd für den Direktor der Gemüsebanlehranstalt
in Straelen durch den Provinzialverband.

63. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Bericht
nnd Antrag des PruUiuzialausschusscS,betr. Be¬
willigung einer Provinzialbcihilfe bis zn 40 000
RM für Erweiterung der Gärtncrschule in FrieS-
durf bei GodcSberg zu einer Vüllgartenbanschule.

64. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktiun ans Einstellung von 1 Mil¬
lion RM in den Haushaltsplan der landwirtschaft¬
liche!! Angelegenheiten zur Zinsverbillignng klein¬
bäuerlicher Kredite.

65. Antrag des V. Fachansschusseszur Entschließung
der KPD.-Frattion, betr. Aenderung des Wahl¬
rechts zn den Landwirtschaftskammern.

66. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Frattion, betr. Einsetzung eines Be¬
trages von 200 000 RM in den Hanshaltsplan
znr Unterstützung notleidender Kleinwinzer.

67. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Frattion
») auf Erhöhung des Betrages fiir Viehsenchen-

entschlldignng um 500 000 RM, aber »nr an
Kleinbauern in voller Höhe des Schadens,

>>) auf Streichung der für die Provinzial-Wein-
baulchranstalten nnd die Lnndfranenschnlen
Olewig nnd Sobcrnhcim vorgesehenen Beträge
bzw. ans Verwendung dieser Beträge zugunsten
notleidender Klcinwinzer.

68. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Provinzial-Lehranstalten für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft in Trier, Kreuznach
und Ahrweiler für das Rechnungsjahr 1930.

69. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Landfrnneuschule Olewig für das Rech¬
nungsjahr 1930.

70. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Landfranenschnle Sobernheim für das
Rechnungsjahr 1930.

71. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der landwirtschaftlichenAngelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1939;

in Verbindung hiermit:
u) Antrag der KPD.-Frattion anf Erhöhung des

im landwirtschaftlichen Etat vorgesehenen Be¬
trages für Meliorationen, Wasserleitungen nnd
Umlegnngen um 500 09» RM,

!.) Antrag der KPD.-Frattion ans Erhöhung des
Funds für genossenschaftlicheund kommunale
Flnfzregnliernngen nm 500 000 RM,

<) Antrag der KPD.-Frattion auf Erhöhung der
unter AnSgabe II <> des landwirtschaftlichen
Hanshaltsplans vorgesehenen Summe von
20 000 RM ans 120 000 NM für Zinserleichte-
rnngen für Melioratiunsdarlehen,

,!) Antrag der KPD.-Frattion anf Verwendung
der im landwirtschaftlichenHaushaltsplan vor¬
gesehenen Ausgaben für Schulwesen und Ver¬
suchsstationen für die Finanzierung der Melio¬
rationen nnd Flnßregnliernngen zugunsten der
notleidende» Kleinbauern in den Notstands¬
gebieten der Eifcl usw.,

<.) Antrag der KPD.-Fraktion ans Streichung der
Ausgabepositionen IV 1-2, V 1—6, VI 1^<
nnd VII 1—2 (n—1<)im landwirtschaftlichen
Haushaltsplan nnd Verwendung dieser Betrag?
zugunsten der Zinsverbillignngs- nnd Ent¬
schuldungsaktion kleinbäuerlicher Betriebe,

f) Antrag der Fraktion Ehristlicher Volksdienst
und Bauernpartei nnf Erhöhung des für das
Tubrrknlusetilgnngsverfahrcn vorgesehenen Zu¬
schusses von 10 000 RM nm weitere 20 000 RM-

72. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Hanshalts¬
plan des Rittergutes DeSdurf für das Rechnungs¬
jahr 1930;

in Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fraktion nnf Erhöhung des
Betrages für Bekleidung und Unterbringung der
Waisenknaben anf 3000 RM sowie nnf Einsetzn»",
von 5000 RM für tarifliche Entlohnung der
Waisenknaben in den Etat des Rittergutes Des-
dorf.

73. Autrag des V. Fachausschusses
u) zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzial-

ausschusscs,betr. Förderung der ländliche» A»-
sicdlnng,

!,) zu dem Antrag der KPD.-Frnttion hierzu.
74. Autrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬

plan, betr. Provmzinlgnt Bhlerwnrd für das
Rechnungsjahr 1930.

75. Autrag des V. Fnchansschnssesz» dem Haushalts¬
plan, betr. Provinzialdomäne Lnmmersdorf für
das Rechnungsjahr 1930.

76. Antrag des V. Fachausschusseszn dem Antrag?
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter'
Partei auf Gewährung von Zuschüssen an die
Kadavcrverwertnngsanstalt im Kreise Wipperfiirth.

77. Antrag des V. Fachausschusseszu dem HnnshaltS-
Plau, betr. Viehscnchenentschädignngfür das Rech¬
nungsjahr 1930.

Nachtrags-Tnnessrdnung.
78. Gntschliesznng der KPD.-Fraktion zur Lage der

rheinischen Landwirtschaft,
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79. Entschließung der Fraktionen des Zentrums,, der
Arbeitsgemeinschaft, der Wirtschaftspaket und der
Fraktion Christlicher Volksdienst und Bauern¬
partei zur Lage der Landwirtschaft.

W. Antrag des V. Fachausschnsses,betr. die Bildung
einer neuen ständigen Provinzialkommissiou für
Landwirtschaft und Weinbau und Wahl dieser
Kommission mit den Neuwahlen zn den übrigen
Proviuzialtommissiouen.

81- Autrag des Geschäftsordnungsansschnsscszu dem
Autrag der KPD-Frnktion, betr.
n) Erhöhung der Zahl der Mitglieder der Pro-

vinzinlkommissio»von 8 auf 15 Mitglieder,
K) die Wahl ciucs Stellvertreters für fcdes Mit¬

glied.
^2. Antrag des Geschäftsordnnngsnnsschusseszn dem

Antrag des Abgeordneten Haas, betr. Grhöhuug
der Zahl der Mitglieder der Proviuzial-
kummissioneuvuu 8 auf 11.

„ Vorsitzender II, , Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschriftüber die gestrige Plenarsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Kenntnisnahme
uffen.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind zunächst
°U' Herreu I).. Dichgans und Hauck. Ist Herr Dichgaus
°a? Sonst bitte ich Herrn Koenzgen vorläufig neben
Mir Platz zu nehmen.

Die Wortmeldungen bitte ich wieder an den Bci-
Nwr zu meiner Rechtenzn geben. Die Wortmeldungen
b°n gestern gelten auch heute noch.

Es sind mehrere Anträge eingegangen, die Sie auf
>Uireu Plätze im Umdruck finden. Es fehlt noch ein
Antrag der Wirtschaftspartei, betreffend Aufwertung
^r Sparguthaben. Dieser Antrag wird im Laufe der
«chung verteilt werden.. Außerdem liegt noch eine
Entschließung der lommunistischenFraktion zum land-
wirtschaftlichen Etat vor. Auch .dieser Antrag Wird
U'Ngedruckt und verteilt werden.

Dann ist noch eingegangen ein Bericht und Antrag
, ^ruvinzialauKschusses,betreffend Neuwahl des stell¬
vertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusses.

inf^" '^" abgeordnete Haas hat mitgeteilt, daß er
rsolge seiner Ernennung zum Qberpräsidenten der

Provinz Hessen-Nassausciu Amt als Mitglied des Pro-
unmnlausschnsses niederlegt. Au seine Stelle ist der
"whcrige Stellvertreter im ProUinzmlausschuß, Herr
^artelsetretär Piknrd, zum Mitglied des Proviuzial-
"^schusses aufgerückt, und an die Stelle des Herrn
" lnrd ist entsprechenddem Willen der Mehrheit der
Unterzeichnerdes Wahlvorschlages der sozialdemotra-
!«ien Fraktion das Mitglied des Hauses, Herr Gör-

>n«er, getreten. Ich bitte, davon, Keuntnis zu nehmen.
v// nunniehr Aufgabe des Pleuums, morgen den stell-
"tretcnden Vorsitzendendes Provinzialausschusses zuu'nhlen.

Der Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, morgen die
Wahlen alle gemeiuschaftlichiu eiuer Reihenfolge vor¬
zunehmen, nnd zumr zunächst die Wahl, die Sie unter
Nr, 10, 11 und 12 der heutigen Tagesordnung finden,
also die Wahlen der Landesräte — eventuell kommt hier
noch ein weiterer Antrag hinzu —, dann die Wahlen
zn den ständigen Kommissionen und endlich die Wahl
des stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzial¬
ausschusses. Die Wahlvurschläge für die Wahl zu dcu
stäudigeu Kommissionen müssen drei Stunden vor Be¬
ginn der morgigen Sitzung eingereicht sein. Die
morgige Sitzung soll nach dem Vorschlagedes Aeltesten-
rates um 9>- Uhr beginnen. Praktisch werden also
diese Wahlvorschläge bis heute abend auf dem Büro
abzugeben sein. Zur Erleichterung und Vereinheit¬
lichung des Verfahrens sind von dem Büro Formu¬
lare vorbereitet wordeu, vou denen ich die Fraktionen
bitte, Gebrauch machen zn wollen.

Wir würden dann heute die Punkte l<>, 11 nud 12
der Tagesordnuug auf morgen zurückstellen. Der
Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, diese Wahlen morgen
um 12 Uhr beginnen zu lassen. — Damit sind Sie eiu-
verstandeu.

Die Tagesordnung fiir die heutige Sitzung ist
Ihnen vorgelegt worden. Sie schließt sich an die
gestrige Tagesordnung an. Infolgedessen gelten ins¬
besondere auch die Beschlüsse auf Beschränkung der
Redezeit, wie sie gestern,von der qualifizierten Mehrheit
des Hauses angenommen wurden sind.

Ebenso bleibeu die Verbindungen bestehen, wie sie
gestern notiert worden sind. Sind noch Zweifel? Soll
ich noch einmal wiederholen,wie die Verbindungen und
die Redezeit sind, oder sind Sie im Bilde? — Ich
glanbe, es empfiehlt sich doch, daß ich Ihnen nochmals
vorlese,wie Verbinduug und Redezeitsein sollen:

Die Punkte:
2 3 und 1 selbständigeVorlage» je 5 Minuten,
5—8 verbunden 15
9 selbständig 5
IN, 11 und 12 vertagt bis morgen,
13' und 11 verbunden 1»
15, 16, 17, 18 selbständig je 5
19' und 20 verbunden ^
21—23 verbuuden l» »
21 und 25 verbunden lN „
26—32 verbunden 15 „
33—36 verbunden 1<> »
37 und 38 verbunden 1<>
39 für sich selbständig 15
10, 11, 12 selbständig je 5
13—Iß verbunden 20 „
49—58 verbunden 3l!

Der Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, die sämtlich
dau» folgendenPuulte 59—77 zu verbinden mit einer
Redezeit von 10 Minute». Mit diesen Puulteu sollcu
gleichzeitigverhandelt werden die Entschließung meh-
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r-ercr Fraktionen (Zentrum, Arbeitsgemeinschaft,Wirt¬
schaftspartei, Christlicher Voltsdienst nsw.) zum land¬
wirtschaftlichenEtat, sowie die eben von mir erwähnte
Entschließung der kommunistischen Fraktion zum Lan-d-
wirtschaftsctat', die würde damit verbünden werden.
Die Drucklegilng nnd die Verteilung erfolgen gleich. -^
Sie haben-diesenV«rschlaggehört. Dagegen erhebt sich
kein Widerspruch. Ich darf also annehme», das; die
Dreiviertelmehrheit für die Festsetzung der Redezeit
auch zu den zuletzt erwähnten Punkten vorhanden ist.

Meine Damen nnd Herren! Der Aeltestenrat hat
sich soeben auch über die Geschäftsführung unterhalte»
nnd lebhaft zum Ausdruck gebracht, daß die störenden
Unterbrechungen, die Störungen her Ordnung und die
gegenseitigen Anfeindungen, wie sie i» der gestrige»
Sitzung zu beklagen waren, sich nicht wicderhuleu
dürfen. Die Vorsitzendensind ermächtigt nnd gebeten
worden, von der Geschäftsordnung in vollem Nmfange
Gebrauch zu machen. (Bravo!) Ich mache davon Mit¬
teilung, baß wir auch eiu Abschweife»von der Sache
nicht weiter durchgehen lassen und die Redner zur Sache
rufen werden, falls dieser Aufforderung nicht Folge
geleistet wird, Nach dreimaligem Rufe zur Sache
werde» wir das Haus fragen, ob der Redner weiter
gehört werden soll.

Ich muß ferner im Auftrage des Aeltesteurats die
Damen und Herren des Hauses dringeud bitte»,
möglichstihre Plätze einzuhalten und sie nicht ständig
zn verlassen. Dadurch wird ,die Verhandlung gestört
und den anderen Mitgliedern des Hanfes die ihnen ge¬
bührende Anteilnahme und Beteiligung nn der Sitzung
erschwert. Ich bitte Sie also, das störende Verlassen
der Plätze zu vermeiden.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeord¬
neter Dr. Leh, (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Der
Sünder hat das Wort!) Herr Abgeordneter Gerlach,
vermeiden Sie auch die Zwischenrufe; wir wollen nn5
nicht gegenseitig reizen. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Zwischenrufesind gestattet!)

Abgeordneter !),>. Letz: Zur Geschäftsordnung
möchte ich sagen, daß ich mich eben im Acltcstcnausschuß
gegen diese Art der Geschäftsführung gewandt habe,
nnd zwar mit vollem Recht.

Einmal ist zur Sache zu sagen, daß dieses Hans ein
politisches Parlament ist nnd daß alle Dinge, die in
diesem .Hanse behandelt werden, mit der Politik der
Provinz zu tun haben. Es wurde eben im Aeltcsten-
ausschuß gesagt, daß mau, sobald man die politischen
Hintergründe aufzeigen würde, zur Sache gerufeil
würde (Hört, hört! bei den Nationalsozialisteu) und
daß einem nach dreimaligem Ruf zur Sache,das Wort
eutzugcn würde. Damit wird jede politische Debatte
- und das ist ja Wohl auch die Absicht— aus diesem

Pnrlameut herausgehalten. Damit ist natürlich unter¬
bunden, baß eine Partei, die es ernst mit bem Wohle des
Volkes meiut (Lachen), ihre Meinung dazu sagen taun,
(Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.)

Zweitens ist hier gesagt wurden, daß die Plätze inne¬
gehalten werden müßten. In allen großen Parlamenten
ist es üblich nnd sin Gewohnheitsrecht, daß die Ab¬
geordneten sich im Saale frei bewegen können, wohin
sie wollen. Im Reichstag u»d im Landtag ist es üblich,
daß Abgeordnete um die Rednertribüne herumstehen,
Namentlich ist es üblich, daß -dies Leute tun, die schwer¬
hörig siud. (Zuruf des Abgeordneten Nenner: Ihr
seid ja ein bißchen schwer von Begriff!) Den Kom¬
munisten paßt scheinbar diese Geschäftsordnung außer¬
ordentlich. (Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten,)
Meine Damen und Herren! Ich weiß zum Beispiel,
daß eiu Mitglied dieses Hauses schwerhörig ist und aus
diesem Gründe vornhin geht. Also dieser Fall ist
tatsächlich vorhanden, es ist nicht etwa ein herbei¬
gezogener Fall, sondern er ist da. Wollen Sie dem
unterbinde», daß er a» «der Debatte teilnimmt, dann
allerdings müssen Sie so Verfahren,

Weiter wurde im Acltestenausschußgesagt, daß die
Abgeordneten nicht mehr in die Hände klatscheil sollten,
wen» sie ihre» Beifall bezeige» wollen Es wurde als
Grund angeführt, baß, weuu wir in -die Hände
klatschten,die Tribüne angeregt -würde, mitznklatscheu.
Wir können nicht dafür, daß die Tribüne von uuseren
Ausführungeu derart begeistert ist. (Heiterkeit,) Ich
glaube, daß es da ciuer besonderen Anregung nicht erst
bedarf. Das einfache Volk in seinem klaren Instinkt
weiß, was wir »vollen, (Zustimmung bei -den National¬
sozialisten, Lachen links.)

Meine Dnmeu nnd Herren! Ich wende mich vor
allen Dinge» gegen den Ton, der im Aellestenausschuli
vorhin gegenüber einer großen Partei dieses Hauses
augewandt wurde, (Zuruf -des Abgeordneten Kurth:
Wer ist deuu die große Partei?) Wir Nationalsozialisten
haben in diesem Hause bereits Fraktiousstnrke und im
Laub und draußen ist,der Widerhall weit größer, als
er sich an diesen -sechs Abgeordneten zum Ausdruck
bringt. Wenn wir heute Wahl hätten, dann würden
wahrscheiulichmehr Nationalsozialisten hierhin kommen
dann würden weit mehr Leute der wahren Stimmung im
Lande hier Ausdruckgeben, (Zuruf: Oder auch nicht!)
Ich habe es deshalb nicht verstanden, daß >die Parteien,
mit Ausnahme der -Wirtschaftspartei — das erkenne
ich frendig n» ^, daß vor allen Dingen mich die
Dcutschn-lltionalcn, . . (Glucke des Vorsitzenden,)

Vorsitzender !)r, Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung kann nur für fünf Minuten erteilt
werden. Die fünf Minute» sind abgelaufen,

Abgeordneter I),', Leh: Ich muß dann nur »och
sagen: Wir protestieren gegen den Ton im Aeltesten-
ausschuß,

Vorsitzender l)>-, Iarres: Das Wort hat He"
Abgeordneter Haas. (Abgeordneter Hanke befindet stäl
schon auf dem Wege zum Neduerpult.)

Abgeordneter Haas: Ich beantrage Schluß der
Debatte nach tz 22 der Geschäftsordnung über diese Ge-
schäftsurdnungSdcbatte,
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VorsitzenderDr. Iarres : Es ist Schluß der Er¬
örterung beantragt. Wer für biesen Antrag >st, den
bitte ich, sich zu erheben. Die Geschäftsordnungs-
erörterung ist geschlossen.

Zu einer persönlichen Veiuertung Herr Abgeord¬
neter Dunder.

Abgeordneter Dunder : Herr Ley hat soeben die
Vertreter der kommunistischenFraktion im Aeltesten¬
ausschuß angegrisfen (Zuruf des Abgeordneten Haate:
Das ist keine persönliche Erklärung, er ist persönlich
Mi nicht genannt worden, dagegen erheben wir
Protest!) und geglaubt erklären zu müssen, daß der kom¬
munistischen Fraktion diese Geschäftsordnuug gefalle.
Ich stelle fest, daß wir im Aeltestenausschuß erklärt
bauen, daß wir .damit, wie die Vorsitzendenvorgehen
sollen, nicht einverstanden sind, daß wir uns aber auch
nicht mehr gefallen lassen, uns von den National¬
sozialistenin einer solchen Art und Weise angreifen zu
lassen, Wenn .das weiter geschieht, werden wir uns an
einer anderen Stelle mit ihnen auseinandersetzen,

Vorsitzender Dr, Iarres: Zu einer Persönlichen
Bemerkung Herr Abgeordneter Dr. Leh.

' Abgeordneter Dr. Ley: Ich möchte feststellen, daß
d'c Kommunisten endlich begriffen haben, daß uuseve
Anseinnndersetznngnicht in diesem Parlament, sondern
auf der Straße stattfindet. (Zuruf des Abgeordneten
Kenner: Deshalb erscheinen Sie wohl so oft nn
Restaurant!) — Herr Abgeordneter Hanke meldet sich
zum Nurt.

Vorsitzender Dr. Iarres : Wozu wollen Sie das
^°rt? Ich kann mir zu einer persönlichenBemerkung
das Uurt geben. Diese persönlichen Bemerkungen
Mbm sich darauf ^ beschränken, Angriffe zurück¬
zuweisenoder eigene Ausführungen zu berichtigen.

Abgeordneter Hanke: Ich wollte das Wort zur
Festsetzungder Tagesordnung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Festsetzung der
Tagesordnung Herr Abgeordneter Haate.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten
protestieren gegen die Art und Weise, wie hier in diesem
Dause die Tagesordnung festgesetzt wird. Auf der
gestrigen Tagesordnung standen nicht weniger als l00
Mnkte zur Behandlung, und auf der heutigen Tages¬
ordnung stehen bereits wicber, wie wir sehen, 77 Punkte
">r Debatte. Bei einer derartigen Uebcrbelastnng der
Tagesordnung ist es natürlich vollständig ausgeschlossen,
daß über.zur Debatte stehendeDinge hier ausführlich
Nesprochenwerden tan». Wir Nationalsozialisten haben
die letzten Tage genau beobachten können, daß nur
"nige wenige Minuten bor der Sitzung die Herren
aus dem Aeltestenausschuß in die Fraktionen strömen
und dann, nachdem die Sitzung begouuen hat, für die
einzelnen Herren keine Möglichkeit mehr besteht, sich
mr ihre Ressorts borzubereiten. Wir Nationalsozia-
usten sind der Meinung, daß es vielleichtfrüher, in den
Zeiten finanzpolitischer Sicherheit und wirtschafts¬

politischer Ordnung, genügt hat, sich hier knrz über diese
Dinge zu unterhalten, daß es aber in der heutigen Zeit,
in den Zeiten der Tributlasten, die auf uuserem Volke
ruhen, in den Zeiten des ungeheure» Zinswuchers und
des Kapital- und Geldmangels, in diesen Zeiten, die
eine vollständige Umwandlung von altersher über¬
kommener Begriffe mit sich gebracht haben, doch not¬
wendig wäre, sich mit den einzelnen Fragen viel ein¬
gehender zu befassen, als es bisher geschehen ist.

Meine Damen und Herren! Sie haben z. B. gestern
bei den Ausführungen meines Parteifreundes Simon
gelacht. (Znrnf des Abgeordnete» Dnnder: Das
werden wir immer tun!) Das kam daher, weil zur Auf¬
rollung der Frage nicht die entsprechende Zeit vor¬
handen war uud Sie darum nicht in der Lage waren,
den Ausführungen in der notwendigen aufmerksame»
Art und Weise zu folge». (Abgeordneter Dr. Ley: Sehr
richtig!) Die Schuld daran trägt auch natürlich einzig
und allein nur der Mangel an Zeit, die hier zur Ver¬
fügung steht, um Ihnen die Wirtschafts- nnd finanz¬
politischen Probleme, wie wir Nationalsozialisten sie
sehen, hier aufrollen zu tonnen. (Sehr richtig! bei den
Nationalsozialisten.) Wir Nationalsozialisten sind der
Meinung, daß es bei einem Etat von über 130 Mil¬
lionen, bei dem Sie ganze 60 000 RM für dir Abgeord¬
neten dieses Hauses auswerfen, keine Rolle spielt, wenn
wir einige wenige Tage länger zusammen sind uud
einige zehntausend Mark mehr ausgeben, nm zum
Schluß eine Million im Etat gespart zn haben. (Sehr
richtig! bei den Nationalsozialisten.) Das ist doch das
Ausschlaggebende. Ferner scheint es nns National¬
sozialisten dringend geboten, daß uns und auch den
anderen Parteien die Möglichkeit gegeben wird, noch
eingehend auf die hochpolitischeRede einzugehen, die
der Landeshauptmann der Rhcinproviuz, HerrHorion,
hier gehalten hat. Das erscheint uns um so mehr er¬
forderlich, als wir iu den letzten Tagen haben feststellen
können, welches Echo diese Rede in Berlin und im
deutsche» Osten gefunden hat. Wir Nationalsozialisten
sind nicht hierhergekommen,um mit dem Kopf zu «icken
und Ja zu sage», souder» um uns in verantwortungs¬
bewußter Weise über alle Fragen, die zur Debatte
stehen, in diesem Parlament zu unterhalten. (Zustim-
mmu/ bei deu Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres (nnterbrechend): Sie
haben das Wort zur Geschäftsordnung. Die fünf
Minuten sind abgelaufen.

Abgeordneter Haate (fortfahrend): Wenn wir uns
hier im Reden weiter derart beschränken solle», so
schlagen wir Ihucn vor: Gehen Sie »ach Hause und
überlassen Sie die ganze Abwicklung des Haushaltes
dem LandeshllUptmaun Horion, allein verantwortlich
gegenüber der Staatsregierung. (Sehr richtig! bei den
Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir treten in die
Tagesordnung ein.
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Zu Punkt 2 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Dr. Bracht,

Abgeordneter Dr. Bracht: Meine Damen nnd
Herren! Der I. Fachausschuß hat den Hanshaltsplan
für die Verwaltungstosten der Rheinischen landwirt¬
schaftlichenBerufsgenossenschaftgeprüft, hat keine be¬
sonderen Bemerkungen zu machen und empfiehlt Ihnen
unveränderte Annahme.

Ich darf Wohl gleich zu Punkt 3 übergehen?
Vorsitzender I),. Iarres : Ich bitte, die P unkt e

3 und ^ damit verbinden zu dürfen.
Das Wort hat der Herr Berichterstatter,
Abgeordneter Dr. Bracht: Anch der Haushalts¬

plan der Landesversicherungsanstalt ist bei der Prüfung
unbeanstandet geblieben. (Zuruf eines nationalsozia¬
listischenAbgeordneten: Lauter!) Machen Sie nicht
soviel Lärm, dann geht es ganz gut. (Znrnf des Ab¬
geordneten Haake: Da muß man sich doch hier vorn
hinstellen; hier kann man schon nichts verstehen, viel
weniger da hinten!) Schreien Sie nicht so, dann geht
es ganz schön.

Der I. FachausschußempfiehltIhnen, auch den Haus¬
haltsplan der Laudesversicherungsanstalt bezüglich der
Besoldungen und anderen PersönlichenAusgaben un¬
verändert anzunehmen.

Den gleichen Vorschlag hat er zn machen zu Puukt 4
der Tagesordnung bezüglich des Haushaltsplans für
das Provinzialinstitut für Arbeits- und Nerufsfor-
schnng. (Znrnf eines nationalsozialistischenAbgeord¬
neten: Lauter! Zuruf des Abgeordneten Hante:
Schicken Sie doch einen anderen Redner Ihrer Frak¬
tion vor!)

Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter
Haake, unterbrechen Sie nicht immer.

Abgeordneter Dr, Bracht: Hören Sie doch zu und
unterhalten Sie sich nicht,- dann tonnen Sie mich auch
verstehen. In: übrigen nehme ich Weisungen nur von
dem Herrn Vorsitzenden an. (Abgeordneter Gerlach:
Sehr richtig!)

Auch hier waren Bemerkungen zu dem Haushalts¬
plan nicht zu machen. Es wird unveränderte Annahme
empfohlen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zu den
Punkten 2, 3 und 4 hat Herr Abgeordneter Dr. Leh.

Abgeordneter >),-. Leh : Meine Damen nnd Herren!
Die landwirtschaftlichen Genossenschaftenunterscheiden
sich grundsätzlichvon den Konsumgenossenschaften.(Iro¬
nisches Sehr richtig! links.) Wir Nationalsozialisten be¬
jahen die Berufsgenossenschaften,wie sie die Landwirt¬
schaft hat, absolut. Sie könnten einen Stock bilden für
einen dcrmaleinstigen Ständestaat. Diese Genossen¬
schaften schützen den Beruf, Sie sind nicht zu vergleichen
mit den Konsumvereinen von heute, die ja nur noch
Geldunternehmungen sind, die nicht mehr wie früher
etwa einem notleidendenStunde billige Nahrungsmittel
geben, sondern einzig und allein dazu dn sind, um als

eine Terrormaßnahme der Mitglieder der politischen
Parteien zu gelten. Wir stehen den Berufsgenossen¬
schaften der Landwirtschaft ganz anders gegenüber.
Gerade hier im Nheinlande stehen die landwirtschaft¬
lichen Berufsgenossenschaften,auch infolge der Initia¬
tive der Landwirtschaftskllmmcr,die hier im Rheinland
vorbildlich geführt wird, auf einer namhaften Höhe.
Wir freuen uns dessen.

Meine Damen und Herren! Zn dem Haushaltsplan
derNesoldnugeu der Provinzialbeamten bei derLaudes-
versichernngsanstalt der Rheinpruvinz möchte ich auch
noch eiumal sagen, daß wir es als schmerzlich empfinden,
wenn Kreise im Lande, Bürgermeister und Gcmeinde-
sekretäre, sich an den Versicherungen beteiligen. Gs
wurde gestern schon zum Ausdruck gebracht, daß wir
wünschen, daß hier arbeitslose Vollsgenossen eine
EMeuzmöglichkcit finden.

Dann, meine Damen und Herren, gibt es eine Ar¬
beits- und Bcrnfsfurschung, Ich möchte hier an den
Großindustrie-Kapitän in Amerika Henrh Ford er¬
innern. Der Mann hat zweifellos vieles falsch gemacht,
vor allen Dingen niit seinem laufenden Band, was
natürlich nicht anf Dentschland übertragen werden kann
und worin wir ein Grundübel der modernen Wirt¬
schaft sehen. (Sehr richtig! links.) Aber das Arbcits-
sUldinm in der wahren uud richtigen Form kann dem
Volle nnd der Wirtschaft großen Segen bringe». Der
zukünftige moderne Staat, wie wir ihn anfbnncn Wolleu
(Zuruf des Abgeordneten Dnnder: Nach Mussolinis
Art!), der mit allen Hilfsmitteln der Technik ausgerüstet
ist, wird Arbcitshochschuleuuud Schulen errichten, wo
festgestellt uud dem Volke vermittelt wird, wie mit der
geringsten Arbeitskraft ,die größtmögliche Arbeits¬
leistung vollbracht werden tau». Das Ziel unserer
Wirtschaft muß die Produttioussteigeruug sein, das ist
das Maßgebende, alles andere ist falsch. Nicht allein die
größte Verteilung der Mittel ist zu bejahen, denn wenn
zu wenig vorhanden ist, hat das alles keinen Sinn.
Vrst muß eine Wirtschaft darauf hinausgehen, daß
mehr produziert wird und mehr Werte geschaffen
werden. Dazu ist das Arbeitsstndium außerordentlich
wertvoll. Wir Nationalsozialisten werden dermaleinst
nusere Wirtschaft aufbauen auf dem Begriffe des Eigen¬
tums, auf dem Begriffe des menschlichenGeistes und
der Initiative des einzelnen, vor allen Dingen dadurch,
daß wir die Arbeit studiereu, aber auch die Menschen
an dem Ertrag dieser Arbeit teilnehmen lassen. (Bei¬
fall bei den Nationalsozialisten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor, Widerspruch gegen den Antrag des
I, Fachausschusseserhebt sich nicht. Ich stelle fest, daß
Sie den Anträgen des I. Fachausschusseszu 2, 3 und ^
auf unveränderte Annahme zustimmen, — Das ist der
Fall.

Wir kommen zu den P untten 5 bis 8, Bericht¬
erstatter ist Herr Abgeordneter Dr, Bracht.
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Abgeordneter Or. Bracht: Meine Damen und
Herren! Der I, Fachausschußschlägt Ihnen vor, den
Haushaltsplan über die Förderung von Kunst und
Wissenschaftunverändert anzunehmen.

Besondere Erörterung fand der Antrag der SPD,
unter Titel V 1, den Betrag von 160 000 RM auf
MU000 RM herabzusetzen. Seitens der Antragsteller
wurde zutreffend ausgeführt, daß dc» 160 000 RM die
Positionen unter 2 und 3 desselben Titels mit 40 000
NM und 20 000 RM hinzuzurechnen seien, so daß ins¬
gesamt für diesen Zweck ein Betrag von 220 000 RM
zur Verfügung stände, der die beantragte Kürzung um
60 000 RM angesichts der gesamten Notlage des Haus¬
haltsplans doch vertragen könnte. Von der anderen
Seite wurde demgcgeuüber hervorgehoben, daß die
Aufwendungen der Nheinprovinz für die Zwecke von
'Uunst und Wisseuschnft, insbesondere für die Denkmals¬
pflege, nußerurdeutlich gering sind, daß der Kopfbetrag
Nch etwa auf 18 Pf. beziffert gegenüber einem Kopf¬
betrag in anderen Provinzen, der zwischen 30 und
^' Pf, schwankt. — Nur eiu Provinzialverband hat noch
"um geringeren Kopfbctrag als die Nheinprovinz. —
Er wäre auch verhältnismäßig gering im Vergleichmit
°en zahlreichen Kulturdenkmälern, die gerade in der
Nheinprovinz einer pfleglichen Behandlung bedürftcu.
Es käme endlich hinzu, daß auch der preußischeStaat
Mr die Zwecke der Denkmalspflege Mittel bereitstellte,
«eren Vergebung meist an die Bedingung geknüpft
werde, daß seitens der Provinz ein entsprechenderBe¬
nag geleistet wird, und daß die Gefahr bestände,daß
bei einer Verkürzung dieses Titels auch die Staats-
"uttcl, mit denen die Nheinprovinz bisher bedacht
worden sei, nicht mehr in dem gleichen Maße flüssig
gemachtwerden tonnten. Es wurde auch darauf hin¬
gewiesen,daß gerade im Preußischen Landtag seitens
nUer Parteien seit Jahren der Wunsch geäußert wird,
gerade die Kulturmittcl noch zu verstärken, und daß
Ulsher nur beim Ausgleich des Haushaltsplans durch
°eu engeren Haushnltsausschuß des Landtages in den
letzten Jahren diese an sich von den Ausschüssenan¬
genommenen Entschließungeu wieder rückgängig ge¬
wacht werden mußten, um den Haushalt ius Glcich-
llewuht zu bringen.

Der Fachausschußschlägt Ihnen in seiner Mehrheit
"US den vorgetrngeueu Gründen vor, den Antrag ab¬
zulehnen, ebenso bittet er, den Autrag der KPD ab¬
zulehnen den Gesamttitel zu streichen. (Zuruf des Ab-
UeordneteuDuuder: Das töuuen wir uns denken!)

Es wurde dabei insbesondere darauf hingewiesen,
onß die auscheiucud vorhandene Annahme, daß kirch-
'che Baudenkmäler aus diesemFonds ganz oder über¬

wiegend bedacht würden (Zuruf des Abg. Duuder:
''. Prozent!), sich ohne weiteres widerlegen lasse durch
"le Nachweisungen,die über die Verwcuduug gemacht
werden, die auch eine interessante Erläuterung finden

durch das Hnudbuch über die Dentmalpflegc, das
Ihnen heute gerade auf den Tisch gelegt worden ist.

Zu Punkt 6 der Tagesordnung bittet Sie der
I. Fachausschußum unveränderte Annahme.

Zu Punkt 8 ist folgendes zu bemerkeu:Der Antrag
des Provinzialnusschusses, betr. Aenderung des Regle¬
ments über die Leitung und Verwaltuug der Proviu-
zialmuseen, dieut iu der Hauptsache dem Zwecke, die
Wahlzeit iu Einklang,zu bringe» mit der Wahlzeit des
Proviuziallllndtagcs. Auch hier wird uuverändcrtc
Auuahmc vorgeschlagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kelter.

Abgeordneter Kelter : Meine Damen uud Herren!
160 000 RM sind zur Förderung von Kunst uud Wissen¬
schaft bewilligt worden. Die KPD, verlangt vollstän¬
dige Streichung dieses Betrages, die SPD. eine Teil-
streichuug. Wir lehnen diese Anträge ab, weil wir
überzeugt siud, daß das, was dort steht als Xantener
Dom oder als Kölner Dom nicht nur irgendwelche
steinerne Kästen siud, sondern lebendige Werte, a»
denen viele Millionen Menschen hier in der Rhein-
Provinz und im ganzen Reich ihre Erbauung finden.
(Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.) Wir sind über¬
zeugt davon, daß noch lange nicht jeder Mensch, der
durch die Misere der Zeit zum asozialen Wesen wird,
sich dem Truuke ergibt uud in die Trinkerheilanstalt
kommt,sondern daß viele Millionen MenschenErbau¬
ung finden an den Werten, die dort stehen. Sie, meine
Herren von der SPD. uud der KPD, habe» jeden
realen Wert verwirtschaftet; Sie habe» jeden inncn-
und außenpolitischenKredit verwirtschaftet. Wir lehnen
es nb, auch diese kulturellen Werte noch von Ihnen
verwirtschaftenzu lassen, indem Sie nicht die Mittel zu
ihrer Erhaltung bewilligen. Es liegt vollkommen in
der Linie der SPD. und der KPD., daß man alle
Zeugen einer großen Vergangenheit ans diese Art und
Weise zu vernichten sucht. (Zuruf des Abgeordnete»
Duuder: Wir denkeu gar nicht daran!) Sie haben in
kleinlichemuud engstirnigem Haß die Embleme und
alles, was aus einer alten Zeit, die noch schöpferisch
war/ stammte, vernichtet. Sie glaube» nun auch iu
diesem Falle dadurch, daß Sie diese Mittel nicht be¬
willigen, die letzten Reste einer großen Vergangenheit
vernichten zu können. (Sehr gut! bei den National¬
sozialisten.) Das liegt vollkommenin der Linie Ihrer
Politik, das sage ich noch einmal. Das Gegenteil von
dem, was hier uuterstützt werden soll, unterstützen Sie.
Ein George Groß beispielsweise ist Ihr Mann, eiu
Manu, der alle wirkliche!, Werte zersetzt, ein Jude, der
nichts auderes kennt als das, was in uns lebendig ist,
zn zerstören (Zuruf des Abgeordneten Duuder: Sie
mncheu mit den Iudeu gemeinsameSache!), der Mann,
der alles das, was heute in. Volle zum größten Teil
noch anerkannt wird, durch den Kot zieht. Das ist durch
den Prozeß erwiesen,den wir in der letzten Zeit erlebt
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haben. Wir Wundern uns nur, daß das Zentrum uicht
ganz entschiedenabrückt von der Linken, auch vun der
SPD., die diesen Mann in Schutz nimmt.

Wir treten für die Bewilligung der Mittel ein.
Wir würden gerne sagen: Es soll noch mehr bewilligt
Werden: aber es ist im Augenblicknicht anders möglich.
Darum lehnen wir die Anträge der KPD, und der
SPD. ab und treten voll und ganz für die Bewilligung
der Mittel ein. (Beifall bei de» Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kühnen,

Abgeordneter Kühnen: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Auf die letzten Ausführungen des
Herrn Kelter einzugehen und hier etwa eine Iuden-
debatte heraufzubeschwören,habe ich nicht die Absicht.
Ich nehme an, daß das Haus das, was ausgeführt wor¬
den ist, zu würdigem weist.

Dir sozillldcmokratischcFraktion hat den Antrag
gestellt, bei Kunst und Wissenschaft von deu 160 000 NM
«1000 RM zu streichen. Warum hat sie diesen Antrag
gestellt? Lediglich aus dem Grunde, weil sie sich sagt:
Wenn wir in dieser Notzeit an allen Ecken und Kanten
sparen sollen, sehen Wir nicht ein, warum wir nicht
auch bei diesem Etat irgendetwas einsparen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
Wissen, das; es Baudenkmäler gibt, die der Unterstützung
der Provinz würdig sind. Die Dome zn Köln, Aachen
und Xanten, vielleicht auch noch das eine oder andere
Baudenkmal, sind es ohne Zweifel wert — das braucht
auch nicht noch besonders hervorgehoben zu werden -^,
von uus und von der Provinz Unterstütznug zu finden.
Darüber hinaus aber sind unter den vielen Anträgen,
die uns immer wieder vorgelegt werden, eine ganze
Menge, auf die das nicht zutrifft. Der Herr Landes¬
hauptmann und die Pruvinzialverwnltung verweisen
in den letzten Jahren in den Berichten, die sie uns vor¬
legen, immer wieder darauf, das; sie sich mit einer Flut
von Anträgen beschäftigen müssen, deren Siu» und
Zweck nur der ist, zu versuchen, für die allgemeinen
Verwaltuugskosten von der Provinz oder sonstwie aus
öffentlichen Mitteln Beihilfen herauszuschlagen. Wir
stehen auf dem Standpunkt, das; das verkehrt ist. Wir
stehen ferner auf dem Standpunkt, das; für die Erhal¬
tung dieser Baudenkmäler, ganz gleich, welcher Art, in
erster Linie die Eigentümer verantwortlich sind.
Darüber hinaus aber gibt es auch Baudenkmäler, an
deren Erhaltung auch wir ein Interesse haben, bei
denen auch wir sagen: Das sind wirkliche Knnstdent-
mäler, dafür können von der Provinz Aufwendungen
gemachtwerden.

Nun hat der Fachausschuß die Ablehnung unseres
Antrages beantragt. Daraus ist Wohl die Schlußfolge¬
rung zu ziehen, daß auch die Mehrheit dieses Hauses
unseren Antrag ablehnen wird. Da wir damit rechnen,
daß das wohl geschieht und daß die 00 000 NM nicht ge¬
strichen werden, haben wir den Wunsch und die Bitte

au die Provinzialverwaltuug und an den Herrn
Landeshauptmann, nunmehr von den 60 000 RM, die
nicht gestrichenwerden, auch etwas fiir Volksbildungs¬
bestrebungen, für die lebende Kunst und nicht nur für
die tute Kuust zu tun. Wir sind der Ueberzeugung, daß
speziell von der Rheiupruviuz ans diesem Gebiete etwas
mehr geschehen könnte. Ich nenne hier den Volts-
bühnenbund, den Nühnenvultsbund und den Rhcin-
Mnin-Vcrbnnd: ich greife diese drei großen Verbände
heraus, die ohue allen Zweifel wert sind, auch von der
Provinz unterstützt zu werden. Wir haben also den
Wuusch und die Bitte an den Herrn Landeshaupt¬
mann, aus einem Teil dieser Mittel die Bestrebungen
der allgemeinen Voltsbildung zu uutcrstützeu.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr
Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Wenn die Mittel
vom Provinziallandtag für Denkmalspflege bewilligt
werden, dann bin ich an den Beschluß des Prouinzial-
laudtages gebunden und kau» sie uicht für Volksbildung
verwenden. Im übrigen steht im Haushaltsplan auch
ein Titel für Volksbildung Nr. 5: für Zwecke der
Heimatmusecu und der Volksbildung, und zwar gleich
der Betrag von ,00 000 NM. Daraus ist es möglich,
diese Bestrebungen zu fördern. Gerade die Einrich¬
tungen, die eben von Herrn Abgeordneten Kühnen
genannt worden sind, werden auch von uns nach Maß'
gäbe der uns zur Verfügung stehenden Mittel gern
uuterstüht.

Vorsitzeuder Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Simon.

Abgeordneter Simon: Wir Nationalsozialisten
»lochten bei der Beratung dieser Position des Haus¬
haltsplans auf eine Gepflogenheit hinweisen, die gerade
in Künstlerkrcisen schon viel Aergernis erregt hnt. Es
ist die Gepflogenheit, bei der Unterstützung der Kunst
hauptsächlichuicht Kuustwerke vo» Künstlern zukaufen,
die noch leben, sundern von solchen, die vielleicht schon
hundert Jahre im Grabe modern. Dadurch könne»
wir natürlich der Kunst uicht so dienen, Wie es sein
sollte. Gerade die lebenden Künstler — ich denke z. ^
an die Maler, die in meiner Heimatstadt Kublenz sta^
vertreten sind — haben ein Interesse daran, daß auch
Bilder von ihnen getauft werde» (Zuruf des Abgeord¬
nete» Dundcr: Sehen Sie einmal nach, was im Hnm-'- 5
haltsplan steht!), solmigc sie aM Lebe» sind, und »irm ^
erst dan», wenn ihre Bilder Iä»gst i» die Erbschaft von
Verwandte», Freunden und Bekannten übergegangen
sind, wo sie nachher irgendein Museumsdirettur auf¬
gräbt uud dann solche Leute mit erheblichen Summen
ausstatten muß, die gar nichts dafür können, daß frUM
einmal ein hervorragender Künstler gelebt hat. WN
fordern also von der Verwaltung die Unterstütz«»"
lebender Künstler. (Sehr gut! bei deu Nationalso¬
zialisten.)
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Bei dieser Gelegenheit weisen wir weiter darauf hin,
daß wir es nicht für in, Sinne der Förderung der
Kuust gelegeu halten, wem, obere Beamte der Provinz
oder der Städte hingehen uud die aus öffentlichen
Geldern gekauftenBilder für ihre Privatwohnnug ver¬
wenden. Uusere Herre» Oberbeamteu - ich deute hier
auch au den Herrn Oberpräsidentcn Fuchs selbst —
»lögen doch ihre Privatwohnungen uicht ,nit solchen
Bilder» ausstatte», die der Allgemeiuheit gehören.
(Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.) Die Bilder,
die die Allgemeinheit bezahlt, sollen auch der Allge¬
meinheit zugänglich sein. Sie gehören deshalb iu
Museen oder iu sonstige entsprechende Gebnnde und
nicht in die PriNitwohiinug von Leuten, die Kultur¬
bedürfnis genug havcn mühten, um sich Bilder nach
eigenem Geschmack selbst zu erwerben. (Beifall bei den
Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Weingarten.

Abgeordneter Dr. W eingarten : Meine Damen
und Herren! Ich habe für die Wirtschaftspartei zu er¬
kläre», das; wir ebenfalls gegen den Antrag der Sozial-
deuiolratischenPartei stimmen werden, den Betrag für
Denkmalspflege von ,60 00« NM auf 1w<M NM
herabzusetzen. Wir stehen sicher uicht iu dem Rufe,
liegen irgendwelcheSparsamlcit zu sein, wo sie ange¬
bracht und berechtigt ist. Aber hier stehen meine Partei¬
freunde auf dem Standpunkt, daß es uusere Aufgabe
Wn muh, die alten Deulmäler, die Zeichen einer großen
Msturischen Vergaugcuheit im Nhciulaudc unter allen
Umständen zu erhalten,

Weun eben hier schon einmal ausgeführt wurde,
uns! die Erhaltung dieser Denkmäler in erster Linie
Aufgabe des Eigentümers sein muß, so ist das selbst¬
verständlich richtig. Aber leider ist es doch heute so,
dnß die Eigentümer dieser großen Bau- uud Kunst¬
denkmäler allein bestimmt uicht iu der Lage sind, diese
^"'te so zu erhalten, daß sie auch uoch eiuer späteren
ÄUtuuft das sind, was sie uns heute sind. Infolge¬
dessen stehen wir auf dem Staudpuukt, daß diese
"><W NM für deu Zweck, für deu siedie Proviuzial-

uerwnltuug nugesctzt hat, bewilligt werden müssen
Etwas anders verhält es sich mit der Frage, ob es

uutwcudig ist, daß ein so kostspieligesJahrbuch hier
gedruckt uud verschenkt wird. Die Mittel für diesen
Hruck werden doch wahrscheinlichauch aus dem Fouds
>ur die Denkmalpflege genommen. Viel richtiger wäre
es, diese Mittel restlos derErhaltuug der Baudenkmäler
zuzuführen uud derartige uuuützeAusgabe» aus diesem
«unds zu unterlassen. (Abgeordneter Dr. Stein: Sehr
gut!)

Wir werden also den Autrag der sozialdemokratischen
urnktio» ablehne» und in diesem Falle für die Ver-
"altuugsvorlage stimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres : Weitere Wortmelduugeu
uegen »icht vor. (Zuruf des Abgeordnete» Duuder:

Herr Vorsitzender, ich habe mich gestern zu diesen
Punkten gemeldetzu 12 uud 15!)

Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter Henrichs.
Abgeordneter Henrichs: Ich möchte nur namens

der Zentrumsfraktion mit eiuem Wort den Wunsch
uuterstützcu, daß Nesucherorganisationcn, insbesondere
auch dem Bühncnuullsbuud, aus deu entsprechenden
Etntsmitteln eine erhöhte Leistung gegeben wird.

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Duuder.

Abgeordneter Dunder: Die tommuuistischeFrak¬
tion lehut den Etat für Kunst und Wissenschaftab.
Wenn wir diesen Etat ablehne», so geschiehtes nicht
deshalb, lote es vou verschiedene,!Nednern hier aus¬
geführt wurde, um alte Bnudeulmäler zusammen¬
brechen zu lasseu, sunderu es geschieht deshalb, weil wir
der Auffassung sind, daß die Eigentümer dieser Bau¬
denkmälerzunächst verpflichtet sind, ihr Eincutum selbst
zu erhalten. (Abgeordneter Nohl: Sehr richtig!) Der
grösste Teil der Baudentmäler, »der unter diesen Haus¬
haltsplan fallt, sind KirckM» und lirchenühnliche Ge¬
bäude. Gerade die Kirche ist eine Organisation, die
man wohl als idie reichste' Organisation der Welt be¬
zeichne» kann. (Abgeordneter Nohl: Sehr richtig!)
Wenn eine solche Origauisatiou, d'c ein Vermögen von
mehreren Milliarden Mark besitzt, diese Baudenkmäler
hat, dann soll diese Organisation auch hübsch selbst
die Summe» anfbriugeu, die erforderlich sind, um sie
vor dem Verfall zu schützen.

Wenn in dem Zusammenhange ans Nußland hin¬
gewiesen wird, so möchte ich dazn nur einige Ne-
mertuugcu macheu.

In Nußland hat man leine Kirchenzerstört, (Wider¬
spruch und Lachen rechts und im Zentrum.) Iu
Nnßlaud hat man sie nur ihrer ehemaligen Zweck¬
bestimmung entzogen. (Lachen rechts. Zuruf des Ab¬
geordneten I)!'. Leh: Znr Sache!) Das ist zur Sache;
Sie sind ja zu dumm, um zu bcgreifeu, was zur
Sache gehört und was nicht.

Vorsitzender Dr. Inrres: Herr Abgeordneter
Duuder, ich rufe Sie zur Ordnung.

Abgeordneter D u u der: Weun iu Nußland die
Kirche» ihrer ehemaligen Zweckbestimmung entzöge» wer-
'den »nd ans diesen prächtigen GebäudenErholungsheime
für Kinder und Lungenheilstätten für lungenkranke
Proletarier errichtet werden, erfülle» die Kirche» eine»
besseren Zweck, als wen» sie noch ihrer alten Zweck¬
bestimmung nachgingen. Die russische Nogierung tut
alles, um die alten Baudeulmäler zu erhalten. Auch
wir '»'erden in Deutschland, weuu hier einmal das
Proletariat regiert, die Dome in Köln, Xanten und
Aachen als Bauwerke vergangener Kunst erhalten. >
(Sehr richtig! bei deu Kommnuisten) Wir haben aber '
kein Interesse daran, in der heutige,, Zeit, um Eigen¬
tümer „licht wir, sondern die kirchliche» Organisationen
sind Gelder dafür zur Verfügung zu stellen. (Abgeord-
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neter Nohl: Sehr richtin!) Wenn wir bei her Pro-
vinzialverwaltung oder an anderen Stellen Anträge
einbrächten, unsere Pnrteihäuser zu untcrhalteu, wenn
sie vielleicht in irgendeinem alten Profanbau unter¬
gebracht sind, so würde man uns antworten: Unter¬
haltet Ihr Eure Gebäude hübsch selbst.

Wenn der Berichterstatter, Herr 1),-. Bracht, vorhin
gesagt hat, baß es nicht stimme, daß aus dem Haus¬
haltsplan für Kunst und Wissenschaft überwiegend
Kirchen und kirchenähnliche Gebäude unterstützt werden,
so sei uur darauf hingewiesen, das; unter den 21
Punkten dieser Vorlage, für die 100 000 NM auf¬
gewandt werden sollen, nur drei Profanbauten sind,
nnd diese drei Profanbaute» erfordern einen Zuschuß
von 9000 NM. Die übrigen 91 000 NM sind für Kirchen¬
bauten (Hört, hört! bei den Kommuuisteu.) Hinzu
kommt ferner, daß im Etat für Kunst und Wissen¬
schaft nicht nur die Positionen 2 »nd 3 für denselben
Zweck verwendet werden, sondern auch die Positionen
1, 0 und ? in Titel V des Haushaltsplans,

Im übrigen möchte ich bemerken,das; ich Mitglied
der Kommission für die rheinischeDenkmalspflege bin.
Ich bin deshalb sehr gut im Bilde, weil von den
Hunderten von Anträgen, die einlaufen, sich fast alle
lediglich auf Kirchen beziehe,!', ich weist, daß beinahe
zu 99 Prozent kirchlicheBauten uutersticht werden,
(Abgeordneter Nohl: Sehr richtig!)

Wenn nun die SozialdemokrntischePartei den An¬
trag gestellt hat, diese eine Position von I00 000 NM
auf 100 000 NM zu senken, so sei nur darauf hin¬
gewiesen,das; im Etat noch weitere 10 000 NM für den
Proviuzialnusschuß, 2NNN NM für den Landeshaupt¬
mann, 50 000 NM für den Kölner Dom nnd 35,00 NM
für die Fortführung der Dcntmälcrstatistik nnd 2300
NM für die Herstellung des soeben kritisierten Jahr¬
buchs enthalten sind, also allein schon eine riesige
Summe, die auch von dem sozialdcmokratischenPartei-
Vertreter bisher nicht beanstandet und nicht abgelehnt
worden ist; vielmehr hat der sozinldemokratischcVer¬
treter im Ausschuß der Denkmalspflege jeglicheMittel
für „diese Kuust" bewilligt. Die Nationalsozialisten
haben deswegen gar leine Veranlassung, eine Parallele
zwischen Kommunisten uud Sozinldemokrnten zu ziehen,
sondern die Sozialdemokraten handeln genau so, wie
Sie handeln. Die Sozialdemokraten haben diese Mittel
bewilligt.

Wenn der Redner der Wirtschaftspnrtci gegen den
Antrag der sozialdemokrntischen Fraktion polemisiert, so
sei darauf hingewiesen, daß die Reichstngsfrnktionder
Wirtschaftspartei einen Antrag gestellt hat, die Aus¬
gaben des Haushaltsplans um 5 Prozent zu seukeu,
(Zuruf des Abgeordneten Nenner: Alle Positionen!)
D- h. die Wirtschaftspartei, die sich hier so darüber
entrüstet, daß die sozinldemokrntischeFraktion einen
bescheidenenAntrag anf Streichung einiger Mittel
gestellt hat, hat im Neichstag denselben Antrag ein¬
gebracht, nur mit dem Unterschied, daß sie nicht auf

die einzelnen Positionen selbst Bezug nahm, sondern
auf den Gesamthaushaltsplan, also auch auf den Haus¬
haltsplan zur Förderung von Knust und Wissenschaft-
Es ist deshalb nur eitle Spiegelfechterei, sich hicrhin-
zustcllen und zu erklären, daß Sie diese Senkung nicht
mitmachen, sondern daß diese Beträge erhalten oder
nach Möglichkeit noch erhöht wenden müßten, (Ab¬
geordneter Witzler: Mißverständnis!)

Ich darf wohl darauf hinweise», daß an allen Aus¬
gaben, die für unsere Kranken, für die Fürsorge, für
das Straßenbnuwese» dringend notwendig sind, Ab¬
striche in ungeheuerlichemMaße gemacht worden sind,
daß aber ans der anderen Seite gerade der Etat für die i
Förderung von Kunst nnd Wissenschaft gegenüber dem
Voranschläge des Vorjahres um rund 70 000 NM ge- ^
stiegen ist, d, h. daß bei der elenden Lage, in der wir
uns befinden, und insbesondere bei den Spar¬
maßnahme», die der Herr Landeshauptmann an¬
gekündigt hat, die sich mich znm Teil schon in den
Heil- und Pflegeanstaltcn, in den Erziehungsanstalten
nnd in den übrigen Anstalten der Provinz auswirken
ausgerechnet in dieser Position znr Subventionierung
der kirchliche!, Organisationen eine gewaltige Etat-
Übersetzung gegenüber dem Voranschlagdes vergangenen
Jahres erfolgt ist.

Wenn wir dazu kommen, diese Mittel abzulehnen
- ich habe ja die Begründung dafür vorhin gegeben-^,

so aus dem Grunde, weil wir fordern, daß diese Mittel
znr Erhaltung der lebenden Baudenkmäler, und zwar
der menschlichen Gestalt, verwendet werden sollen. Wie ^
aber von der Kirche u»d ihren Vertreter» da gehandelt
wird, dafür haben wir schon genügend Beispiele an¬
geführt, die ich heute noch durch eins ergänzen möchte.
Die Rote Fahne bringt einen Brief eines ehemaligen
Inspizienten eines Theaters, der sich au die Hodwig-
Wvllngcl-Hilfe gewandt hat, die ja auch in Deutschland
als die gepriesene Erleichterung des Loses der Gc-
fangenen hingestellt wird nnd die ihr HilfsWerk aus¬
gebaut hat, uni arme Mcuscheu,die durch die heutige»
Verhältnisse in soziale Not geraten, zn »»tcrstntze».
Diese Frau Wraugol antwortet dem betreffenden
Künstler Persönlich auf einer Postkarte folgende»
Inhalts: „Ich tan» gar nichts für Sie erreichen. Der
Blick auf Iesnm lehrt: Still sein, dulden, arbeiten
und sterben!" Und auf der Rückseite der Postkarte
stand: Geldsendungen erbeten an Postscheckkonto
32 7,3, (Abgeordneter Nohl: Hört, hört!) Das ist eine
Verhöhnung eines durch die heutigen Verhältnisse in
soziale Bedrängnis geratenen Menschen,wo „och gerade
diejenige», die die Liebe des Nächsten Predigen und
die nach der Lehre des nngelblich dagewesenenChristus
die Menschheit beglückcu wollen, solch einen Hohu
einem Mensche» ins Gesicht schleudern Ich glaube
nicht, daß es Worte gibt, die eine solche Verhöhnung
eines Menschenbezeichnentonnen,

Vorsitzender l),-. Inrres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Jausen
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Abgeordneter Iansen: Meine Damen und Herren!
Es kann natürlich nicht in meiner Aufgabe liegen,
wich mit den Ausführungen des letzten Redners,
des Herrn Dunder von .der KPD, zu beschäftigen.
Mir scheint aber, daß schon eine sehr dreiste Stirn
dazu gehört, Vorgänge in Rußland hier zum Kunst¬
etat hcranznHiehen, um zu behaupten, das; dort reli¬
giöse Kunstdenkmäler zwar erhalte», aber nur einem
anderen Zwecke zugeführt würden. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Sie haben doch bor dem Kriege
die orthodoxe Kirche bekämpft!) Angesichts der Sta¬
tistiken, die nachweisen,daß mit Dynamit Gotteshäuser
>n Russtand einem anderen Zwecke zugeführt werden,
»ehört dazu wirklicheine dreiste Stirn, (Zuruf des Ab¬
geordnete!! Nuhl: Im Kriege hat man mit Granaten
und ^2-rui-Geschütze»Kirchen zerstört.)

Doch ich wollte mich auf diese Dinge zunächst nicht
"»lassen. Verwunderlich ist mir in etwa, daß die Herren
von der SPD. ,den Antrag gestellt haben, den Knnst-
funds von 160 000 3M ans 100 000 RM zu beschränken.
(Zuruf des Abgeordneten Simon: Das ist doch nicht
verwunderlich.)

Meine Damen un!d Herren! Wenn der gesamte
Prouinzialctllt von !025 bis 1920 von 125 auf 10!
Millionen gestiegenist und zu gleicher Zeit die Beträge
für die Kunst von 200 000 RM ans 160 000 NM herab-
«esnnten sind, dann sollte man doch darin eine solch
'tarkc Beschränkung und Veschueidung der Mittel
seheli, daß man diese 00 000 RM nicht auch noch weg-
Mllen lassen sollte, zumal auch nach Auffassung der
Herren Antragsteller sich die Anträge auf Beihilfen
Nlr Unterhaltung von Kunstdenkmälern stark vermehrt
haben.

Mir scheint auch in Ihrem Vorgehe» ci»e starke
'Nikunsegue»; zu liege». Sonst 'bestrciten die Herren
doch „icht die Richtigkeit der vertretenen Auffassung,
daß eine außerordentliche Verarmung eingetreten ist;
dann dürften sie doch auch erkennen, daß auch auf
'eiteu der Unterhaltungsträgcr der Kunstdenkmäler
eme solche Verarmung entstanden ist, daß sie nicht mehr
'"der Lage sind, ein Kunstdenkmalzu erhalte», und daß
darum die Provinz ersatzweise für sie einzutreten hat.
(Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten: Kürzen
">e doch d!e Gehälter der Geistlichen!) Meine Damen
und Herren! Man sagt: „Du sprichst vergebens viel,
U'N zu versagen, der andere hört lvon allem nur das
Rein!" Man kann nur schwer zu der Auffassung ge¬
langen, daß .die Versicherung von der Liebe zu Kunst
und Wissenschaftund von der Erhaltung der Dome
und sonstigen Kunstwerken von dieser Seite aus ernst
3U nehmen ist, wenn man hört, daß dieselbeSeite bei
°'escr gewaltigen Stemcruna des Etats um viele
Millionen 00 000 RM für Knnst und Wissenschaft
"eiche» will. Wir haben davon abgesehen, zu ver¬

langen, daß dieser Fonds wesentlich erhöht wird. Wenn
wnn aber ans der linken Seite des Hauses weiter bc-
Nrebt sein sollte, diese Beträge zu kürzen, so würden

wir evcntncll auch dazu übergehe», i» Anbetracht der
Rotlage der Unterhaltlingsträger der Kulturdenkmäler
eine Erhöhung dieses Postens zu beantragen. MU-
scheint, daß seder hier im Hause, dem die Aufgabe
zugefallen ist, das Rheinland mit seiner 2000iährigcn
knltnr- und knnstgeschichtlicheii Vergangenheit zu ver-
treteu, auch bie große Verantwortung auf sich lasten
suhle» muß, auch für die Erhaltung der alten Kunst
entschiedeneinzutreten.

Es ist eine Selbstachtung der Rheinprovinz, wenn
sie diese alten historischen Zeugen der Kunst und
Bildung so erhält, wie es notwendig ist. Darum darf
dieser Betrag »icht gekürzt, er muß erhöht werden. Sie
finden uns immer bereit, für soziale Zweckedas zu
leisteil, was eben herausgeholt werden kann. (Zuruf
links: Brotgetreide als Schwcinefutter!) Aber für
Kultur und Wissenschaft lassen wir uns die not¬
wendige» Beiträge nicht streichen. (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten: Kultur des Scheiter¬
haufens!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein : Meine Damen und
Herren! Der Redner der kommunistischenFraktion hat
vorhin ans Sparanträge meiner Freunde im Reichstage
Bezug genommen. (Znrnf links: Das sind ia gar nicht
Ihre Freunde!) Es ist doch ein großer Unterschied,ob
ich einen generellen Antrag auf Einsparung in gewissen
Prozentsätzen im Reichstag stelle oder ob ich, wie es
hier seitens der Kommnnisten geschieht,beantrage, die
Position überhaupt zu streichen., oder, wie es die
Sozialdemokraten beantragen, eincn ganz erheblichen
Teil davon zu streichen. Ich glaube, es wäre an und
für sich nicht nötig, diese Ausführungen Hier zu machen,
denn ich kann mir denken, daß die große Mehrheit dieses
Hanfes einsieht, daß dies ein Unterschiedist. Lediglich
bei der kommnnistischen Fraktion scheint diese Einsicht
nicht zn bestehen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte bei dieser
Gelegenheit das, was mein Fraktionsfrennd Dr. Wein¬
garten gesagt hat, nnterstrcichen. Die Sache liegt tat¬
sächlich so, daß es zweifellos einige Kirchengemeinden
beider Konfessionen gibt, die Geld haben, und ihre
Denkmäler selbst erhalten können. Aber diese werden
von der Provinz auch nicht berücksichtigt.Nie große
Mehrzahl der Kirchengemeindenist in außerordentlich
bedrängten Verhältnisse», und, wenn die wertvollen
Erinnerungen der großen Vergangenheit der Rhein-
Provinz erhalten werden sollen, so muß von allen
Seiten, auch von feiten der Provinz, eingegriffen
werden. Letzten Endes hat die Sache doch auch eine
nicht unerhebliche geldlicheBedeutung. Gerade die
Erhaltung der alten Kunstdenkmäler fördert den
Fremdenverkehr der Provinz in nicht unerheblichen,
Maße, und wir sind doch gerade in der Rheinprovinz
auf die Hebung des Fremdenverkehrs besonders an¬
gewiesen.
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Nicht zuletzt möchte ich den Wunsch äußern, daß
alle Mittel, die unter dieser Etatposition aufgewendet
werden, so aufgewendet werbeil, daß nicht irgendwelche
Veranstaltungen oder Sachen unterstützt werden, die
irgendwie das Gefühl der großen Mehrheit unserer Be¬
völkerung verletzen könnten,

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Selbmann.

Abgeordneter Selb m ann: Der Vertreter der
katholischen Kirche hat vorhin auf Sowjetrußland hin¬
gewiesenund gegen die Sowjetunion gehetzt. Ich möchte
demgegenüber feststellen, daß nach einem einzigen Be¬
richte im Jahre 1914 in Belgien !!7 Priester durch die
deutsche Militärkamarilla erschossenwurden. Da hat der
Papst kein Wort gesagt, AIs im Kriege zehntausend!!
Armenier von den Türken niedergeschossen wurden, hat
der Papst ebenfalls kein Wort gesagt.

Wenn die Sozialdemotratie an diesem Etat 60 MO
NM gestrichen haben will, so ist das lediglich eine Geste;
im übrigen ist sie für die Bewilligung von lOOONO NM,
Das bedeutet, daß Sie nach Ihren, Grundsätze: Re¬
ligion ist Privatsache, Steuergclder für die Auffrischung
kirchlicher Gebäude bewilligen. Sie werden nun sagen,
wir seien kulturfeindlich. Wenn Sie aber angesichts
der Not der Erwerbslose» heute MO 000 RM Steuer¬
gelder für die Auffrischung von Kirchen verwenden, so
ist das schwärzeste K'ulturreattion. S^e geben Steine
statt Brot!

Ferner sagen wir: für uns ist Religion nicht Privat-
sache! Wir sagen den Arbeitern draußen: Die Religion
ist ein Mittel der Reaktion, nm Euch in der Ausbeutung
und Unterdrückung zu erhalten! Gegen diese Unter¬
drückung werden wir die Arbeiter mobilisieren. Wir
werden dieses System beseitigenund ein wirklich freies
Menschengeschlecht schaffen. Das ist wirkliche Kultur
und hat mit Ihren Auffassungen nichts zu tun.

Vorsitzender I),'. Zaires: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. W esen feld : Meine Damen
und Herren! Wenn meine Freunde von der Arbeits¬
gemeinschaftmich zn diesem Punkt der Tagesordnung
leine eingehenden sachlichen Aeußerungen machen, so
geschieht das nicht etwa deshalb, weil wir kein Interesse
für die Pflege von Kunst und Wissenschaft haben. Im
Gegenteil, wir freuen uns, daß ein Posten von we¬
nigstens 100 000 Mark in unserem Etat steht, und wir
würden für diese kulturellen Zwecke gern mehr auf¬
wenden, wenn es nach der wirtschaftlichenLage möglich
wäre. Wir bedauern, daß dieser Punkt hier durch die
Ausführungen der Linken auf ein so niedriges Niveau
herabgezogen worden ist. (Nebhafte Zurufe bei den
Kommunisten)

Ich möchte bei dieser Gelegenheit für meine Freunde
eine allgemeine Erklärung abgeben. Wir sind der
Auffassung, daß wir daran festhalten wollen, — wie es
auch in früheren Provinziallandtagen war — haupt¬
sächlich in den Ausschüssen sachliche Arbeiten zu leisten.

nicht aber unsere Freunde — auch von den anderen
Parteien — hier durch Reden aufzuhalteu, die die Sache
tatsächlichnicht fördern, sondern nur Zeit kosten. Ich
nehme n», daß die große Mehrheit des Hauses diesen
unseren Standpunkt verstehen wird. (Zustimmung bei
der Mehrheit des Hauses.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete von Ittcr,

Abgeordneter von Itter: Meine sehr verehrten
Namen und Herren! Der letzte tommuuistischeRedner
hat die Behauptung aufgestellt, daß zu Beginn des
Krieges, als in Belgien auch katholische Priester er¬
schossen worden seien, der Papst in Rom nicht protestiert
habe, (Zuruf bei den Kommunisten: Er hat die
Waffen gesegnet!) Durch Ihr lautes Geschrei beweise»
Sie nichts für Ihre Behauptung, Es ist eine Tat¬
sache, die Gott sei Dank nach dem Kriege in weitesten
Kreisen anerkannt worden ist — auch in nichtkatholischen
Kreisen —, daß niemand mehr als der Papst in Rom
versucht hat, dem Kriege alles zu nehmen, was man
grausam nennt (Lachen bei den Kommunisten), und
daß er es in erster Linie gewesen ist, der den Frieden
vorbereitet hat. (Widerspruchbei den Kommunisten.)

Wenn Sie glauben behaupten zu kön»e», daß in
Rnhlnnd die Belange des Christentums nicht gestört
»norden seien, dann kann ich Ihnen verraten, — und
das wissen Sie besser als ich — (Zuruf bei den Kom¬
munisten: Waren Sie da?), daß Sie längst auf dem
Wege sind russische Gewohnheiten auf Deutschland zu
übertragen. Darf ich Sie vielleichtnnf das aufmerksam
»rächen, was vor einigen Tagen drüben in Nenrath
geschehen ist? (Unerhört! bei den Kommunisten.) Das
waren Ihre Leute. Darf ich Sie daran erinnern, daß
vor einigen Wochen die Abgesandten Ihrer Partei,
Schmierfinken schlimmsterSorte, nns in Krefeld sinnt'
liche Kirche» besudelt haben! (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: Hört, hört, Ihr Kulturträger! Zurufe bei
den Kommunisten: Lüge!)

Meine Herren (zu den Kommunisten), ich will
Ihne» »och einige überflüssige nnd lächerlicheScherze
erzählen. Man hat geglaubt, mir von Ihrer Seite
mit einen: Briefe „Heil Moskau!" drohen zu sollen,
meine Kirche in die Luft zu sprengen und mich zu er¬
schießen. Meine Herren, wir Katholiken sind soweit —
und ich weiß, daß es im ganze» christlichenLager so
ist —, daß wir wissen, was wir von Ihnen zu erwarten
haben; und wir stellen uus, wenn wir die christliche
Liebe predigen, auch neben den Nazarcner, der die
Geißel geschwungen hat. Kommen Sie nur, wir er¬
warten Sie, auch mit den Waffen, nnd, wenn es nötig
ist, mit dem Revolver, um unsere Kirche» z» beschützen-
(Bravo! im Zentrum. Zuruf bei den Kommunisten:
Schade, daß es keine Scheiterhaufen mehr gibt! Zuruf
des Abgeordneten Nenner: Es riecht nach Petroleum!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Erörterung ist
geschlossen.Zu einer persönlichenBemerkung hat Herr
Abgeordneter Dunder das Wort.
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Abgeordneter Dun der : Herr von Itter hat auf
ben Vorfall hingewiesen,der sich i» Bcnrath abgespielt
hat und hat in einer unerhörten Art (Sehr gut! bei
den .Kommunisten)diesen Vorfallden Kommunisten in
die Schuhe geschoben. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Letz: Mit vollem Recht!) Ich darf hier richtigstellen,
nah nm anderen Tage die Freiheit, das Organ der
KommunistischenPartei Düsseldorfs, von dieser Ge¬
meinheit abgerückt ist und eiue solche Tat verurteilt
hat.

Vorsitzender Dr. Iarres nuterbrechend): Herr
Abgeordneter Dunder, ich muß Ihnen das Wort ent¬
ziehen. Sie haben das Wort nur zu eiuer persön¬
liche» Bemerkung.

Abgeordneter D n u d e r (fortfahrend): Meine Par¬
tei un>d ich sind von Herrn von Itter angegriffen
wurden. Wir haben mich in Düsseldorf ausdrücklich
darauf hingewiesen, daß die Kommunisten es Mohnen,
nut solchen Methoden zu kämpfe».

Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter
Du »der, ich entziehe Ihnen hiermit das Wort.

Zu einer persönlichenBemerkung hat,das Wort Herr
abgeordneter Dr, Ley.
. Abgeordneter Dr. Leh : Herr Dundcr hat jetzt ver¬
nicht, .dir schändliche» Missetate» seiner Partei auf au-
"ere abzinuälzcn, das ist, gelinde gesagt, unerhört.

VorsitzenderDr, Iarres : Herr Abgeordneter Dr.
"V, ich entziehe Ihnen das Wort.

Zu einer persönlichen Nemertuug hat Herr Ab-
üeordneber Haare das Wort.

abgeordneter Haake: Die Angriffe des kom-
uunistischr,, Abgeordneten Dundcr haben sich selbst-

u«!tan,dlich auch gegen mich gerichtet. Er hat behauptet,
"U die Provokateure auf uuserer Seite säßen. Ich stelle

""Ngogeuüber fest, das, es im Hinblickauf die immer
worr auftauchenden Gerüchte über die Beschädigungen

< °l,cher Friedhöfc notwendig ist, darauf hinzuweisen,
"u vor kurzem in einem Prozeß der jüdische Vize-

»< '?"pr.Ment von Berlin, I'r. Bernhard Weiß, vor
^Ncht unter Eid erklärt hat, daß, solange er Vize-
" "^'Präsident sei, ihm sowohl privat wie amtlich
lm,3 . "" '" ^'""" Aintsbercich noch in ganz Dcutsch-

»° bekannt geworden sei, daß Nationalsozialisten
^..,, ^iuNschc Friedhöfe geschändethätten. (Zuruf bei
c-'. I°"'"'unisten: Die Synagogen sind doch mit
"«lmkreuzen bemalt worden!)
^^"'s'Vcüder Dr. Iarres : Die Erörterung ist gc-
»ö ^ "^ ^" tumnuen zur Abstimmung. Ich lasse zu-
uü^ ^ ^"' A'itrag der kommunistischenFraktion
, «r Drucksnche8, abstimmen. Wer für diesen Antrag
h,-,'°"l bitte ich, sich .zu erhoben. Das ist die Minder-

". Der Antrag ist abgelehnt,
tiscb ^^^ sodann über «den Antrag der sozialdemolra-
h, .'"' Iwktiun zu Drucksache 5,2 abstimmen. Wer für
,,,,.! "/»trag ist, den ,bitte ich, sich zu erheben. Das ist

"" die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Dann darf ich wohl annehmen, daß die Mehrheit
des Hanfes für Annahme der Fachausschuß-Anträgezu
5, 6, 7 und « ist. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch,
Ich stelle fest, daßdiese Anträge des I. Fachausschusses
augcuommeu sind.

Wir gehen über zu Puukt 9 der Tagesordnung.
Berichterstatter ist Herr Di-, Bracht.

Abgeordneter Dr. Bracht: Der Hanshaltsplan
für gewerbliche Zwecke enthält in Titel I eine ein¬
gehende Darlegung über die Verwendungszweckeim
einzelnen, die dem I. Fachnnsschnß keinen Anlaß zu
irgendwelchen Fragen, Anregungen oder Bedenken
gegeben haben. Dagegen hat eiue längere Erörterung
über Titel 3 stattgefunden: Beihilfe an die Hand¬
werkskammer!! zur Förderung des handwerklichen
Nachwuchses.Dieser Titel ist erst im vergangenen
Jahre neu eingestellt wurdeu. Infolgedessen konnte
auch der Geschäftsbericht für 1928/29über die Ver¬
wendung noch nichts enthalten. Die hier gegebenen
Auskünfte lauten wie folgt: Die Vcrweudnng findet
nur statt im engsten Benehmen mit deu U Handwerks-
kammern des Bezirks, iusbesoudere wird auch durch
Verhaudluugcu Vorsorge getroffen, daß diese Mittel
nicht etwa dazu dienen, Aufwendungen der Handwerks¬
kammern, die bisher geleistet worden sind, zu er¬
sparen; es ist vielmehr gewährleistet, daß diese Mittel
zusätzlich verwendet werden. Zn diesen, Zwecke werden
auch Berichte der Handwerkskammern eingefordert nnd
erstattet, die die Aufweudungeu der Kammeru für
diese Zwecke im einzelnen darlegen. Insbesondere -^
nicht erschöpfend^ werden Kurse für die Meister¬
prüfung gefördert, vor allem auch Prämiiernug solcher
Lehrmeister, die bei der Heranbildung von Lehrlingen
ausgezeichneteErfolge erzielt haben, nm damit den
anderen Berufskollegen einen Anreiz zn geben. Dann
wurden auch Ausstellungen von Lchrlingsarbeiten
nsw. mit diesen Mitteln nnterstützt.

Die Auskünfte habe» deu Ausschußiu seiner Mehr¬
heit befriedigt. Gs wird Ihueu unveränderte An¬
nahme des Haushaltsplans vorgeschlagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldnngen zn
diesem Punkte liegeu nicht vor. Widerspruch ist nicht
erhoben; ich stelle fest, daß Pnnlt 9 entsprechenddem
Autrag des I. Fachausschusses beschlösse,,ist. Die folgen¬
de» Punkte 1t), 11 uud 12 werden auf morgen
vertagt.

Wir gehen über zn Punkt 13 uud 14. Bericht¬
erstatter zu 13 ist Herr Abgeordneter Marx, zu i l
Herr Abgeordneter Vielhnber.

Abgeordneter Marx: Der I. Fachausschuß emp¬
fiehlt Ihueu, diesen Antrag aus folgendem Grnnde
dem Proviuzinlausschuß zu überweise,!. Es dürfte den
Herren Abgeordneten bekannt sein, daß innerhalb des
Haushaltsplans der Landesversicherungs-Nnstalt ganz
gewaltige Snnimen Vorhemde» sind, die diesemZwecke
diene». Nn» »vch eine» weiteren Topf zn schaffen,
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aus dem geschöpftwerden kann, hielt der I. Fachaus¬
schuß uicht für angängig. Deshalb empfiehlt er
Ihnen, diese» Antrag dem Provinzialansschuß zu
überweisen.

Vorsitzender l)>. Iarres: Herr l),. Vielhabcr
als Mitberichterstatter verzichtet.

Dann erteile ich das Wort in der Aussprache der
Abgeordneten Fräulein Otto.

Abgeordnete Fräulein Otto: Die tommnnistische
Fraktion hat den Antrag gestellt, zur Bekämpfungder
Tuberkulose im Rheinland 50« 000 RM zur Verfügung
zn stellen. Wir haben das deswegen getan, weil im
vorigen Jahre der Abgeordnete (5rcntz ^ der es als
Landrat von Adenau sa besouders gut wissen muß —
erklärt hat, daß die Not gerade auf diesem Gebiete
in der Gifel ungeheuer groß ist. Er hat uns hier
Schilderuugeu von Zuständen in den Familien in der
Eifel gegeben, die geradezu katastrophal waren. Wir
habeu erwartet, daß mnu nach diesen Worten des
Herrn Abgeordneten (5rentz über die große Notlage
in den Gifclgcbietcu und überhaupt iu den Gebieten
dort oben dnzn übergehen würde, eine größere Summe
zur Bekämpfuug der Tuberkulose i» deu HauShnlts-
Plau eiuzusetzcu. Der Herr Munster für Volkswohl¬
fahrt hat in diesemJahre in seiner Rede im Preußi¬
schen Landtag erklärt, daß im letzten Jahre 31927
Personen an Tuberkulose und 22 071 Personen an
Kehlkupf-Tubertuluse gestorben sind. Das sind 5,0
auf 10 NUN Einwohner, also eine ganz ungeheure
Zahl.

Aber diese Durchschnittszahlen besagen an sich gar
nichts, denn es gibt Gebiete bei uns in Prenßen und
in Deutschland, die in dieser Beziehung geradezu
katastrophal dastehen, wo bis zu 30 Prozent der Be¬
völkerung an Tuberkulose erkrankt siud. Wir habeu
z. V. festgestellt,daß im Kobleuzer Gebiet bei eiurr
Untersuchung von Kleinkindern unter 207 dieser
kleinen Kinder nur 100 gesuud und der größte
Prozentsatz an Tnberknlose erkrankt war. Bei einer
Untersuchung der Kinder in Köln wurde festgestellt,
daß gerade die Fünfjährigen besonders schwach Ware»,

Die Tuberkulose ist also uicht im Rückgang be¬
griffen, sunder» schreitet vorwärts. Gerade bei den
schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen, bei dem Ab¬
bau der Sozialversicherung müssen wir feststelle»,
daß man in Prenßen ganze 80(1000 RM für die Be¬
kämpfung dieser Krankheit eingesetzthat, daß man es
aber für ganz recht erachtet, wen» man für die Ein¬
führung eines englischenVollblutheugstes 750 000 RM
ausgibt. (Hört, hört! bei den Kommunisten.) 800 000
RM werden zur Bekämpfuug der Tuberkulose, 12
Millionen RM für die Rennstallbcsitzcr und Renn¬
pferde eingesetzt! Das ist das Gesicht einer Gesell¬
schaft, die Wohl davon redet, daß es schlecht ist, und
daß wir alles tun müssen, nm die Tuberkulose zu be-

kämpfeu, die aber nur schöue Worte dafür hat und
nichts dafür tun will.

Eben ist hier von steinernen Denkmälern gesprochen
worden, die unter allen Umständen erhalten werden
müßten. Wir reden von den lebendigen Denkmälern,
die Sie die Tempel des Heiligen Geistes nennen. Sie
können es vor Ihrem Gewissen verantworten, diese
Tempel des Heiligen Geistes zugrunde gehen z» lassen,
»nährend Sie Unsummen zur Erhaltung der steinernen
Denkmäler ausgeben. Ww stehe» auf dem Standpunkt,
daß man zuerst diese Tempel des Heiligen Geistes er¬
halten mnß, damit sie das von Ihnen Vorgeschriebene
tun tonnen. Aber wir sind nicht der Meinung, daß
man diese Unsummen dafür ausgeben mnß.

Der Antrag der Nationalsozialistischen Partei be¬
sagt gar nichts; er sagt nur, daß mau eine größere
Summe bereitstellen solle. Was bedentet das? Es be¬
deutet, wie der Herr Berichterstatter eben schon gesagt
hat, daß der Provinzialnusschuß der Auffassung ist,
daß ans diesem Gebiete genng getan wird. Sie gehen
eben mit demagogische»Mätzchen dnzn über, den
Lenten Sand in die Angcn zn streuen und wissen ganz
genan, daß Sie in Wirklichkeit absolut nichts machen
wollen. Gerade Sie fragen immer: Woher sollen wir
die Mittel, nehmen? Dabei sagen Sie doch andauernd,
daß genug Geld dn sei. Danu uchmen Sie doch das
Geld! Herr Abgeordneter l>. Ach, Ihnen möchte ich
eine ganz besonders feine Geschichte erzähle», sZurnf
des Abgeordneten Dr. Leh: Aha!) Also diese Geschichte,
Herr I>. Leh, tonnen Sie sich besonders merken.

Gin berühmter Schriftsteller hat eine Geschichte ge¬
schrieben, in der er die österreichischenZwockels ver¬
äppelt. Er erzählt dort, daß ein Professor Gehirne
fabrizierte. Der Professur wollte diese Gehirne
a» den Staat verkaufen, der Staat konnte aber keine
Gehirne brauchen. Da verkaufte er sie für 10 Rpf. an
einen Metzger, uud dieser klagte ihu dnun au, daß er dem
Staat Steuer hinterziehe. Der Staat wullte natürlich
die Steuer einziehen, und ein Offizier mit 10 Mn»n
wurde abtummandiert, »m die Gehirne zn beschlag¬
nahme». Der Offizier setzte dan» seinen Helm ans
ein Gehirn, als er den Helm später wieder abnähn',
war das Gehirn nur noch ein großes Maul. (Bravo!
bei den Kommnnisten. Gelächter.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hnate.

Abgeordneter Hanke: Nach den Ausführungen
der kommnnistischenRednerin Fräulein Otto tonne»
wir ihr nnr sagen, daß es nnch nnserer Anffnssunll
nnd der Auffnssnng des Hanfes allerhöchste Zeit ist,
daß sie nach Oesterreich hingeht, nm sich ein Gehirn
zu huleu, damit sie nicht mehr solche Anfälle geistiger
Umnachtung zeigt, wie sie sie eben hier bekommenh^'
(Sehr gut! bei den Nationalsozialisten. Zurufe bei den
Kommunisten.)
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Wir Nationalsozialisten erblicken in der Entwick¬
lung seit 1916 bis hente in Deutschland, in diesem
angeblich freiheitlichsten Staate, diesem angeblichen
demokratischen Vultsstnnte, daß nicht nur unsere Wirt¬
schaft vollständig zusammengebrochenist, sondern wir
scheu ans der anderen Seite auch gerade in diesem
durch den Marxismus errichteten Voltsstaat eine nn-
Neheure Verelendnng nnd ungeheure Nut (Sehr richtig!
bei den Nationalsozialisten), eine Erkrankung der
weitesten Kreise unseres Volkes, wie es im damaligen
deutschen Staate niemals der Fall gewesen ist. Diese
Verelendnng ist auf der eiueu Seite durch die uuvcr-
nutwurtliche Erfülluugs- nnd Tribnt-Politik, wie sie
nu Reiche von dcu Abgeordneten der Koalitionsparteien
betrieben wird, bedingt. (Zuruf des Abgeordneten vr.
5tet>: Sehr gut!) Diese Verelendung ist ferner bedingt
durch du- Tatsache des immer weitere» Umsichgreifens
der Arbeitsloscnziffer. (Sehr richtig! bei den Natioual-
suzialisten.) Hente haben wir in Deutschland statistisch
'ncht allein I! Millionen Arbeitslose, sondern Sie
"ussen sich darüber klar sein, daß auch die Franen,
d>e Kinder, daß ganze Familien dieses nngehenren Ar¬
beitslosenheeres da draußen vercleudcu und ver¬
hungern. Das ist natürlich die Basis, auf der die
Tuberkulose und sonstige Erkrankungen iu so unge-
beurcm Maße nm sich greifen konnten. (Sehr richtig!
bei den Nationalsozialisten.)

Wir Nationalsozialisten haben in dem Antrage,
^» eben nnch Fränlciu Otto erwähnte, verlangt, zur
Bekämpfung der Tuberkulose in der Rheinprovinz eine
größere Summe bereit zu stellen. Wir sind dabei von
den, Gesichtspunktausgegaugen, daß der Landeshaupt¬
mann der Rheinprovinz in Anbetracht der ungeheuren
^rkrauknngsverhältnisse gerade in dieser Provinz nns
entsprechendeVorschläge gemacht hätte. Das hat er
"'S heute nicht getan. Wir sind trotzdem mit der
Ueberwcisnng an den Ausschuß einverstanden, um da-
"nt nnch den übrigen Parteien Gelegenheit zu geben,
u«u einmal endlich darauf zu drängen, daß in dieser
-ueziehnng Maßgebendes für das Rheinland getan
werde. Wir sind zn diesem Antrag vor allem durch
me ungeheuerliche Tntsache veranlaßt worden, daß die
"emerung des Preußischen Staates — also eine Re-
N'"'ung, die sich zusammensetzt von der Sozialdemo-
^'ntischen Partei bis zum Zentrum nnd zur Deutsche»
Altspartei - es gewagt hat, uicht mehr als 80N000
"-" zur Bekämpfung der Tuberkulose iu gauz
^«ußeu einzusetzen. Wie ungeheuerlich das in Wirk-
uchteit ist, geht daraus hervor, daß dieser selbe
^w'ßische Landtag und diese selbe preußischeStaats-
uud Kualitionsregicrnng sich bereit gefunden hatte,
Mr die Einrichtung der Wohnung eines höheren Ve¬
duten hier im Westen 15N0NN RM einzusetzen. (Hört,
lwrt! bei den Nationalsozialisten.)

.Wir Nationalsozialisten meinen: es ist möglich,
""K ein Staat einmal zusammenbrechenkann, daß ein

ganzes Volk für eine Zeit lang versklavt wird, daß
die Wirtschaft ciues Staates und eines Volkes ver¬
nichtet wird, aber wir meinen auch, daß das alles
nichts ist gegen die Tatsache, daß wir in Deutschland
heute ein krankes und sterbendes Volk sind. (Sehr gnt!
bei den Nationalsozialisten.) Wir sind der Meinung,
daß ein Volk, das rassc- nnd blutmäßig gesund ist,
immer wieder einmal in der Entwicklung seiner Ge¬
schichte dnzn übergehen kann, alles, was es verloren
hat, wieder aufzurichten, sich wieder die Freiheit des
Staates und der Nation zn erkämpfen, während wir
ganz klar sehen, daß anderseits ein Volk, das degene¬
riert, verseuchtund erkrankt ist, allerdings vom Schick¬
sal verurteilt ist, zugrunde zu gcheu. Weil wir
Nationalsozialisten die Pflicht haben, alles zn tun, »m
unser Volt, unseren Staat uud unsere Nation wieder
groß zn machen,dnrnm werden wir alles daransetzen,
die Gesundheit unseres Volkes zn verbessern, darum
werde» Wir auch den: Antrag auf Erhöhung der
Tuberkulosenbeihilfe auf 5lll)MN RM unsere Zu¬
stimmung gebe». (Beifall bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Di-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Selbmann.

Abgeordneter Selbmann: Ich möchte noch
einige Worte zu dem von uns eingebrachten Antrag
sagen. Wir haben vorhin gesehen, daß mau bei der
Bewilligung der Gelder für Kunst und Wissenschaft
— dieser Gtatpustcn hat, nebenbei bemerkt, mit Knnst
nnd Wissenschaft sehr wenig zn tnn, sondern bedeutet
lediglicheine Snbvcntioniernng der Kirche — bei den
Mehrheitsparteieu dieses Hauses uicht auf Widerstand
gestoßen ist. Dagegen jetzt, wo von uns die konkrete
Forderung auf Eiusctzuug eines nennenswerten Be¬
trages zur Bekämpfung der Tuberkulose gestellt ist,
wenden sich die Parteien der Mehrheit dieses Hauses,
wie sie es auch bereits im Ausschuß getan haben, gegen
die Vewilliguug dieser Forderung.

Sie reden hier, uud haben es bereits die ganze
Wochegetan, über die Not des Voltes, über die Not
der Landwirtschaft, der Erwerbslosen, der Kranken
nnd sozial Bedrängten. Aber Wir sagen, daß mit all
diesen Reden am Elend und an der Not der breiten
Bevölkerung teiu Iota gcäudert wird. Die Verhaud-
lnngeu in dieser Woche, Ihre Reden über das Elend
»nd die Not uud gleichzeitigdie Ablehuuug konkreter
Anträge, die wenigstens etwas zur Velampfuug dieses
Elends tuu Wolleu, das wird den Arbeitern, den
breiten Werktätigen Massen draußen immer mehr
zeigen, daß durch dieses parlamentarische System ihre
Not und ihr Gleud uicht beseitigt werde» ta»u.

Der Herr Abgeordnete Haate hat davon gesprochen,
daß in Sowjetrnßlnnd (Znrnf des Abgeordneten
haate: Davon habe ich kein Wort gesagt!) Natürlich
haben Sie das gesagt (Zuruf rechts: Das war gestern!)
— daß iu Sowjctrnßlaud ebenfalls Krankheiten um
sich greifen und das Volk gesundheitlich immer mehr
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geschädigt wird. Ich möchte dazu folgendes sagen:
Gerade die Politik in Sowjetrußland auf dem Ge¬
biete der Bekämpfung der Tuberkulose und der Vulks-
senchcnkönnte — das bestätigen selbst bürgerliche Ge¬
lehrte, die Suwjetrußland besucht haben — borbildlich
sein für die Sozialpolitik aller anderen Länder.

Stellvertretender Vorfitzender Gberle (unter¬
brechend): Ihre Zeit ist um.

Abgeordneter Sclbmann (fortfahrend): Wir
haben in Sowjetrußland zu verzeichnen,daß in allen
Fabrikeil und Betrieben Stationen zur Bekämpfung
der Berufskrankheiten uud der Tuberkulose eingerichtet
sind. Suchen wir uns iu Deutschland eine» Actrieb,
der solche Tnberkulosedispensarien hat, wie Sowjet¬
rußland sie in seinen Betrieben hat. Wir sagen des¬
halb: wenn wir nns vor Ihnen gewehrt und die An¬
griffe abgewehrt haben, die von den Vertretern der
katholischen Kirche gegen Sowjetrußland gerichtet
wurde» sind, so deshalb, weil gerade die Sozialpolitik
iu Sowjetrußland ein Zeichen dafür ist, wie das Pro¬
letariat, wenn es die Macht haben wird, Vulksseuchen
und soziale Nut und soziales Elend bekämpfen kaun.
Im Kapitalismus wird das selbst bei deni schönsten
und besten Parlament nicht möglich sein, sondern nnr
in einein proletarischeil Staat. (Sehr richtig! bei den
Kommnuisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Die Aus¬
sprache ist geschlossen. Zur persönlichenBemerkung hat
das Wurt Herr Abgeordneter ». Leh.

Abgeordneter Dr. Leh: Fräulein Otto bin ich
außerordentlich dankbar, daß sie mir gezeigt hat, wo
man neue Gehirne bekommenkann. Wenn ich dermal¬
einst auf dem Tiefstand der Intelligenz von Fräulein
Otto angelangt bin, werde ich davon Gebrauch machen.
(Sehr gut! bei den Nationalsozialisten. Znrnf des
Abgeordneten Renner: Vorläufig köuueu Sie Ihre»
Geist nuch durch Altuhul ersetzen!)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wir
kommen zur Abstimmung. Bei Punkt Ul wird vom
Fachausschuß Ucberweisuug au den Pruvinzinlans-
schuß beantragt. Widerspruch wird nicht erhuben. Ich
stelle die Annahme des Antrages fest.

Wir kommenzn Punkt 11. Der Antrag des Fach¬
ausschusses lautet auf Ablehnung des Antrages der
KPD. auf Drncksachc115. Ich bitte diejenigen, die
so beschließen wollen, sich zn erheben. — Ich habe über
den Antrag des FachansschnsseS abstimmen lassen. (Zu¬
ruf rechts: Das ist die Minderheit! Abgelehnt!) Ich
bitte nm die Gegenprobe. (Zurufe liuks: Mehrheit!
Anszähleu!) Der Sitznngsvorstand ist der Mcinnug,
daß jetzt die Minderheit steht. (Zuruf des Abgeord¬
neten Selbmnnn: Wir zweifeln den Beschluß au. —
Zuruf des Abgeordneten Hanke: Wir bezweifeln die
Beschlußfähigkeitdes Hauses!)

Das Wurt zur Grschäftsurdnung hat Herr Abge-
urdneter Selbmann.

Abgeordneter Selbmann: Wir zweifeln den
vom Vorsitzenden verkündeten Beschluß au. Wir be¬
zweifeln, daß das letztere die Minderheit war und sind
der Auffassung, daß es die Mehrheit gewesen ist. In
einem solchen Falle ist Auszählung der Stimmen er¬
forderlich. Wir beantragen daher beim SitzungSvur-
stnnd, daß das vurgrnummen wird. (Znrnf des Ab-
geurdneten Nenner: Ausgcschlusseuist natürlich, daß
das Zentrum jetzt zuströmt!)

Stellvertretender Vursitzender Gberle: 8 >^
unserer Geschäftsurdunng lautet: „Bleibt der Sitznngs-
vurstand anch nach der Gegenprube über das Grgelmis
der Abstimmung nneinig, oder wird es von IN an¬
wesenden Abgeordneten verlangt, so erfolgt die Zah¬
lung der Stimmen durch zwei vom Vorsitzenden be¬
stimmte Abgeordnete. Die übereinstimmende Fest¬
stellung dieser Zähler kann nicht angezweifelt werden."
Ich frage, ob die Anzweiflung der Beschlußfähigkeit
vuu l(1 nnwcscudeu Mitgliedern des Provinzinllnnd-
tnges unterstützt wird. (Zuruf bei den Kummnnistcn:
Jawohl, es waren mehr!) Wir kommen jetzt znr Aus¬
zählung. (Zuruf des Abgeordneten Nenner: Jetzt ist
es gegenstan!dslos geworden; jetzt ist alles vom Zentrum
wieder >da!)

Ich bitte die Herren Abgeordneten Sleinbüchel nnd
Vüchsenschütz, die Auszählung vorzunehmen. Ich bitte
nun diejenigen, die dem Antrage des Ausschussesans
Ablehnung des Antrages der KPD. nnf Drucksache 115
die Ziistimmuug erteilen wollen, sich zn erheben, (Z»'
ruf ans der Mitte: Das ist die Mehrheit. — Znrnf des
Abgeordneten Nenner: Anf einmal ist alles wieder
schwarz!) Wird jetzt die Auszählung nuch verlangt
(Zurufe: Neiu, ueiu!) Der Antrag nnf Auszählung
wird zurückgezogen.

Wir kommen zn Punkt l5 der Tagesordnung.
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Marx.

Abgeordneter Marx: Bei Punkt l5, Drucksachen
empfiehlt der I. Fachausschuß nuveräuderte Annnhnn'-

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das Wvrt
hat Herr Abgeordneter Dnnder.

Abgeordneter Duudcr : Die kommunistische Frak-
tiou lehnt es ab, dieser Vorlage betreffend gntncht-
licher Aeußerung des Pruviuziallaudtages auf Ver¬
leihung des Städterechts an die Gemeinde Nhei»^
Hansen ihre Zustimmung zu gebeu. Uns ist es gleich«,
gültig, wie im kapitalistischenStaate die Titel für die^
einzelnen Gemeinden lnnten, ob sie sich Stndtgemeinde,
Landgemeinde oder Bürgermeisterei nennen, sonder»
wir Kommunisten erstreben die Sowjetverfassnng.

Wir lehnen aber auch das Gutachten ab, schun allein
wegen der Erweiterung der Nechte einer einzelne»
Persun, die in der Stadt gegeben ist, insbesundere i»'
Hinblick nnf die Begründung, die der Vurlnge 3»'
gründe liegt. Im <!. Nbsntz wird nämlich gesngt:

„Drei Gründe sprechen nuch für den Nntrng der
Gemeinde Nheiuhnusen, nämlich die in den Aml^'
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der Geldgeber höhere Kreditfähigkeit einer Stadt,
die für das sich in rascher Aufwärtsentwicklung be¬
findliche Rheinhansen mit seinem notwendig sehr
großen Gcldbcdürfnis wünschenswert wäre nnd
größere Unabhängigkeit des Bürgermeisters nach der
Städteordnnng in der Anstellung der Beamten, die
für eine politisch nnd wirtschaftlichso schwierige Ge¬
meinde von Bedeutung ist, uud die durch das Gesetz
vom 27. Juli 1927 geänderte Stellung des Ge¬
meindevorstehers, wodurch Hemmungen in der Ver¬
waltung einer so großen Gemeinde eintreten tonnen,
wenn es zu Unstimmigkeiten zwischendem Bürger¬
meister nud dem Gemeiudevorsteher kommt."
Wir haben gar keine Veranlassung, nnsere Zu¬

stimmung dazu zu geben, daß ein Gegensatzzwischen
zwei Vertretern ein und derselben Gesellschaftsordnung
ausgeglichenwird. Man wird nachher antworten, daß
der Beschluß in der Gemeinde durch alle Fraktionen
gefaßt wurde nnd nnch die kommunistische Fraktion
ll're Zustimmung gegeben hat. Ich verweise zuuächst
onranf, daß die Unterlagen, die bei der Beratung in
der Gemeinde selbst vorhanden waren, nicht der Be¬
gründung eutsprechcu, wie sie heute in dieser Vorlage
zur Geltung kommt, nnd daß, wenn die Begründung
mr die Erhebung der Gemeinde Nheinhausen z»r
Stadt im Jahre 1951 so gelegen hätte, wie es heute
°sr Fall ist, die damalige kommunistische Fraktion dieser
-"urlage ihre Zustimmn»« auch nicht gegeben haben
wurde.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Heger.

Abgeordneter Heger: Meine Damen und Herren!
^ch glaube im Auftrage des gesamten Kreises Mors
und sämtlicher Parteien der Gemeinde Rhrinhauseu zu
'»rechen (Zuruf des Abgeordneten Selbmann: Außer
U" KPD.!), wem, ich Sie hiermit driugeud bitte, dem
Wunschealler Bewohner, den ich hier vor mir liegen
l'abe, zu entspreche!:. Ich verweise hierzu auf Druck-
Mche Nr. u, Bericht uud Autrag des Provinzialaus-
MMsses, betreffend die gutachtliche Stelluugnahme z»
°em Antrag der Gemeinde Nheiuhauseu auf Verleihung
°er Stadteordnung. Dnunch siud alle Parteien ohne
Ausnahme dafür, daß Nheinhausen infolge der großen
-"edeutung, die es durch die Entwicklung des KrnPP'-
'chen Werkes sowie durch feine gesamte Struktur er-
n "^ hat, das Stadtrecht verliehe» wird. Deshalb
!»ochte ich Sie nochmals dringend bitten, diesem An¬
lage stattzugeben.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Die Ans¬
prache ist geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.
^»1 bltte diejenigen, die dem Antrag zu 15 auf uuver-
"lderte Annahme zustimmen wollen, sich zu erheben,
"as ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.
^ Wir kommen z n l <!. Berichterstatter ist Herr Ab¬
geordneter Marr.

Abgeordneter Marx: Zu Punkt 16, Drucksache 9,
empfiehlt der I. Fachausschuß ebenfalls «»veränderte
Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderGber I e: Ich eröffne
die Besprechung. Das Wort hat Herr Abgeordneter
Selbmann.

Abgeordneter Selbmann: Die kommunistische
Fraktion lehnt die Bereitstellung der Mittel für die
Uebernahme von etwa 1N0 U00 RM Aktie» des Nheinisch-
WestfälischenGlektrizitätswerkes ab.

Ich möchte dazu einige Worte der Begründung
sagen. In der Vorlage wird davon gesprochen, daß die
Uebernahme dieser Aktien geschehen soll, um das
Stimmrecht der Kommuneu im RWE. zu erhalte».
Diese Begründung hat Aehulichkeitmit der Begrün¬
dung, die die Sozialdemokraten für ihre Zustimmung
zur Bewilligung von Mitteln an der Beteiligung
solcher Unternehmen wie RWG., also gemischt-wirt¬
schaftlichen Unternehmungen, geben. Die Sozialdemo¬
kraten vertreten die Theorie der Wirtschaftsdemokratie,
das heißt, sie sagen: Durch das Hineinwachsen in kapi¬
talistische Unternehmungen, durch die Beteiligung von
Arbeitern an der Leituug dieser Unternehmen, durch
die Kontrolle des Staates über solche Unternehmungen
und infolgedessen durch die Möglichkeitder Einwirkung
auf die Leituug dieser Unternehmungen auf dem Wege
der politischen Demokratie werde eine Verbesserung der
Lage der Arbeiterklasse erreicht. Diese Theorie der
Wirtschaftsdemokratie,die nebenbei bemerkt natürlich
vollkommenunmarxistischist, lehnen wir Kommunisten
selbstverständlich ab. Es ist vollkommenfalsch und irrig
zu glauben, daß die Arbeiter im Kapitalismus au der
Führung und Leituug der Wirtschaft irgeudwie
nennenswert beteiligt werden könnten, oder daß durch
die Wirtschaftsdemokratiedas Eleud und die Ausbeu¬
tung im Kapitalismus überwunden werden könnte.

Aber Wie liegen die Dinge beim NWE.? Das RWE.
ist ein gemischt-wirtschaftlichesUnternehmen, in dem
zwar die Kommunen und Kommunalverbäude nomiuell
die Mehrheit des Stimmrechts haben. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Sollen sie auch behalten!) Aber
die Politik der Leituug des NWE. ist eine vollkommen
privatkapitalistische:denn entscheidendenGinfluß haben
bier nicht die kommunalen Wähler, sondern du- schwer-
kapitalistischenAktienbesitzer, und die Preispolitik des
RWE wie auch die Lohnpolitik ist eine vollkommen
schwertapitalistischcPrivatpolitik. Ich weise darauf
hin daß in einer ganzen Reihe von Gemeinden, tue m
den' letzten Jahren dem Stromnetz des RWG. an¬
geschlossen worden sind, durch diesen Anschluß der
Strompreis uicht verbilligt, sondern verteuert worden
ist M weise ferner darauf hiu, daß beim RWE. wie
bei keinem anderen Elektrizitätswerk in Rheinland uud
Westfalen die Spanne zwischen den Preisen für Groß¬
abnehmer und Kleinabuehmer bedeutend größer ist,
al6 in irgend einem anderen Stromerzeugungsinstitut.
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Wir haben die Tatsache zu verzeichnen,daß die kleinen
Stromabnehmer außerordentlich hohe Strompreise zu
zahlen haben, während die großen Stromabnehmer,
die Industrie, außerordentlich geringe Beträge zu
zahlen haben.

Genau so verhalt es sich mit der Lohnpolitik. Auch
in diesen Betrieben wird die kapitalistische Nationalisie¬
rung durchgeführt, wird abgebaut, wird der Lohn ge¬
drückt, werden Arbeiter hinausgeworfen. Die Lohn¬
politik unterscheidet sich in nichts von der Lohnpolitik
der Privatindustrie. Wir sehen ja auch bei den kommu¬
nalen Betrieben, daß sie immer mehr aus Versorgungs-
instituten zu Ueberschußinslitutengemachtwerden. Der
Vorsitzendeunseres Landtages, Herr 1)i'. Iarres, ist es
gewesen, der auf dem Städtetag in Frankfurt selbst
gesagt hat, daß im letzten Jahre bereits 18 Prozent des
gesamten Zuschußbedarfs der Gemeinden aus den Ueber¬
schüssen der Versorgungsbctriebe herausgeholt worden
sind. (Hört, hört! bei den Kommunisten.) 18 Prozent
des Zuschußbedarfesder Gemeinden sind durch die Aus¬
beutung der Gemeindearbeiter, der Kommunalarbeiter
aufgebracht wordeu. Wir sagen deshalb: zwischen diesen
Kommuualbetriebeu und den reiuprivatkapitalistischen
Betrieben besteht in bezug auf die Arbeiter absolut
kein Unterschied. Die Politik im RWE. ist rein kapi¬
talistisch und die Uebernahme dieser Aktien stellt weiter
nichts dar, als eine Subventionierung der schwer-
kapitalistischenKreise, die im RWE. vertreten sind und
dort das Zepter schwingen. Aus diesemGrunde lehnen
wir die Zustimmung zur Uebernahme der Aktien ab.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Echt kommu¬
nistisch!) Echt marxistisch!

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Steinbüchel.

Abgeordneter Steinbüchel: Meine Damen und
Herren! Als ich hörte, daß die Kommunisten die Ueber¬
nahme ncner Aktien dnrch die Pruvinzialverwaltnng
im Ausschuß ablehnen wollten, habe ich mich gefragt,
ob man die Kommunisten noch zu den Sozialisten, ja,
ob man sie mich noch zn den Arbeitervertrctern rechnen
kann. Denn wenn sie das wären, würden sie diesem
Vorschlage mit Kußhand zugestimmt haben.

Worum handelt es sich? Infolge der Erweiterung
des RWE. müssen 60 Millionen RM neuer Aktien ge¬
schaffen werden, davon werden Ä) Millionen den Kom¬
munen wieder angeboten, damit diese mindestens ihren
gegenwärtigen Besitzstanderhalten, das heißt, in keiner
Weise irgendwie in ihrer Machtposition ins Hinter¬
treffen kommen. Das wird in allen Städten durch¬
geführt und wird auch in der Prouinzial-Vcrwaltung
durchgeführt.

Das RWE. ist ein gemischt-wirtschaftlichesUnter¬
nehmen, wir haben selbstverständlichdas grüßte Inter¬
esse daran, die Macht der öffentlichen Hand in diesen,
Unternehmen nach Möglichkeit nicht nur zu erhalten,
sondern auch noch zu stärken. Das ist dadurch möglich,

daß die Kommunen am freien Markt noch möglichst
viel Aktien ankaufen, wie es ja von der Stadt Düssel¬
dorf aus seinerzeit einmal geschehen ist, die l0 oder >2
Millionen RM mit einem Schlage gekauft hat.

Es ist sicher, daß beim RWE. nicht alles ideal ist.
Aber das besagt dann doch höchstens, daß wir unsere
Machtposition, das heißt die der öffentlichen Hand,
stärken müssen (Zuruf des Abgeordnete« Hoffmann:
Sehr richtig!), um noch mehr für die Arbeiter und vor
allem auch für die Kommuueu erreichenzn können. Es
ist zweifellos, daß noch manche Mängel vorhanden
sind, daß insbesondere, wie Herr Selbmann mit Recht
gesagt hat, die Großabnehmer zu niedrige Tarife
zahlen, während die Kleinabnehmer noch recht hoch be¬
lastet sind. Aber auch hier ist man auf dem Wege zur
Verbesserung, indem augenblicklich ein Tarif eingeführt
worden ist, der auch für Kleiuabuehmcr bis auf 9 Rpf.
heruntergeht. Auch dieser Tarif ist mir uoch uicht ideal
genug uud dann müssen wir, eben um etwas mehr er¬
reichen zu können, die Macht der öffentlichen Hand
starken. (Zuruf bei den Kommunisten: Graue Theorie!)

Wenn aber nun Herr Selbmann sagt, die Lohn¬
politik des RWG. unterscheidesich in nichts von der der
privatkapitalistischen Hand, so möchte ich ihm den
Tarifvertrag des RWE. entgegenhalten. Sicher kann
da noch manches erreicht werden, aber wenn man diesen
Vertrag mit dem vergleicht, was etwa in Privat¬
betrieben ^ Krupp, Gute Hoffnungshütte usw. —
gezahlt wird, so sind da auch wesentlicheVorteile vor¬
handen. Ich betone, daß der Tarif zwischen dem Metall-
arbeiterverlmnd, dem Ehristl. Mctallnrbeitcrverband,
dem Zentralverbllnd der Arbeitnehmer, den Hirsch-
Dunckcrschen usw. abgeschlossen worden ist. Sie finden
darin, daß grundsätzlich eine ILstündige Dienstzeit be¬
steht. Ueberstunden werden je nachdem, ob es sich um
Souutags- oder Nachtstunde», hohe Feiertage und der¬
gleichen Haudell, mit bis zu 125 Prozent Zuschlag be¬
zahlt. Die gesetzlichen Feiertage werden sämtlichbezahlt,
auch die Ostcr-, Pfingst- und Weihnachtstage, was man
in der Regel doch auch nicht in einem privatkapitalisti¬
schen Betriebe findet. (Zuruf liuks: Giue Frage: Ist
das RWG. ein kapitalistischer oder sozialistischerBe¬
trieb?) Darüber habe ich ja soeben gesprochen ^ Das
Krankengeld wird an Unverheiratete in Höhe von
85 Prozent des Lohnes gezahlt; bei Verheirateten in
Höhe von 90 Prozent des Lohnes. Urlaub gibt es bis
zu 17 Tagen, bei Personen über 15 Jahre 20 Tage. Ich
könnte diese Liste noch fortsetzen. Wir sehen daraus
ebenfalls, daß die öffentlicheHand einen gewissen Vor¬
teil für die Arbeiterschaft bedeutet.

Wenn Herr Selbmann sagt, das seien keine Unter¬
schiede, so ist das vollkommenverfehlt. Vergleichen Sie
diesen Tarif mit den Verhältnissen bei Krupp auf den
Zechen, so werden Sie gewiß Vorteile finden; wir
werden bestrebt sein, noch mehr als bisher auf dem
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Wege, der hier vorgeschlagenist, für die Arbeiterschaft
und die Konsumenten zu erreichen.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Wir kom¬
men zur Abstimmung, Ich bitte diejenigen, die dem
Antrage des Fachausschusses auf unveränderte Aunahmc
zustimmenWolleu, sich zu erhebe«. Das ist die Mehrheit.

Zu I 7 licgeil keine Wortmeldungen vor, und da der
Herr Berichterstatter verzichtet. (Zuruf des Abgeord¬
neteil Streb: Bitte schön, gestern habe ich die Wort¬
meldung eingereicht!) Wir sind jetzt bei 17. Jeder
Punkt wird für sich behandelt. Wollen Sie zu 17 reden?
(Abgeordneter Streb bejaht.)

Ich kann Ihnen das Wort jetzt nicht mehr erteilen,
weil die Stunde langst verstrichenist.

Wortmeldungen liegen zu 17 nicht vor. Ich darf
Wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,daß Sie
dem Antrage des Fachausschusses auf unveränderte An¬
nahme zustimmen. (Zustimmung.)

Dann kommenwir zu l8. Hierzu ist Berichterstatter
Herr Abgeordneter Marx.

Abgeordneter Marr,: Zn Punkt 18, Drucksache 38,
wird vom I. Fachausschuß ebenfalls llebcrwcisuug an
den Provinzinlausschuß beantragt. Ich bitte, demgemäß
"« beschließen.

Stellvertretender VorsitzenderGbcrle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Ley.

Abgeordneter Dr. Ley: Da wir in dieser Insti¬
tution nicht vertreten sind, muß ich hier kurz unsere
Stellungnahme dazu sagen.

Der Rhcin-Aachen-Kanal ist bereits Gegenstand der
Verhandlungen des Preußischen Parlaments vor
ewigen Wochen gewesen. Er ist von da an das Reich
verwiesen wurden. Er ist ferner schon seit Jahren Bc-
ratungsgegenstaud von Vertretern der anderen Pnr-
wen, vor allem vom Zentrum gewesen. Herr Ober-
uurgcrmeister Farwick aus Aachen ist geradezu Fach¬
wann auf diesem Gebiete. Leider ist bisher nichts getan
worden, und das ist sehr bedauerlich für die Bevölke¬
rung des Aachener Gebietes: denn wir sehen, daß im
AachenerGebiet ein Betrieb nach dem anderen — Note
^rde zum Beispiel - in ausläudisches Kapital iiber-
Myrt wird. (Zuruf bei den Nationalsozialisten: Hört,
^urU) Die Franzosen holen sich dort einen Betrieb
nach dem anderen, weil die Deutschen die Betriebe ein-
Mch nicht mehr halten tonnen. Tausende Von Arbeitern
Wegen auf die Straße. Das Gebiet verarmt und, was
wellcichtdas bedeutungsvollste ist: es sind jetzt Bestre¬
bungen PolitischerArt im Werke. Holland bemüht sich,
unen Aachen-Maas-Kanal zu bauen. (Hört, hört! bei
°m Nationalsozialisten.) Holländische Kreise sind es
m °7 °ie das Geld aufbringen wollen und damit dc»
Aachener Industricbezirk wirtschaftlich nach Holland
s "überziehen werden. Wir wissen, daß die Tonne
wllandischer Kohle in Mannheim um 3 RM billiger
M als ,„,s^ ^^ ^^ ^ ^ h^ Ei'scnbahnwege
Muhrt wird.

Deshalb ist dieses Problem nicht allein wirtschaft¬
licher, sundern höchst Politischer Art. Ls wird sich all¬
mählich notgedrungen ein Wirtschnftsseparatismus
herausbilden, der nach Holland hingeht; und wenn das
RheinischeParlament nicht acht gibt, dann wird es vor
einer höchst politischenAuswirkung dieser Dinge stehen.
(Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.) Deshalb

^ lenken wir die Aufmerksamkeitdes Rheinischen Parla¬
ments auf diese überaus wichtige Frage und hoffen,
daß bei allen Parteien Verständnis dafür vorhanden
sein wird: nicht aber, daß dieser Antrag begraben wird
und man dann sagt, man habe etwas getan, sondern
daß jetzt auch wirklich geholfen wird.

Sie sagen, der Kanal wird viel zu teuer werden und
unrentabel sein. Herr Oberbürgermeister Fnrwick hat
bereits eine Rechnung aufgestellt, wonach dieser Kanal
mit sehr geringen Zuschüssenarbeiten kann. Aber wie
ich gestern schon beim Wegebau betonte: auch hier ist
wieder die Erfüllungspolitik im Wege, weil eben Poli¬
tiker der Demotratischen Partei es so machen, wie der
AbgeordneteRiedel, der im Landtage sagte: „Man darf
der Eisenbahn keine Konkurrenz machen,sonst kann sie
ihre Lasten durch die Erfüllungspolitik nicht tragen."
Deshalb greift hier höchste Politik ein, und wir wissen
auch aus dem Ausschußim Landtage, daß der Reichstag
sich bereits seit zwei Jahren damit abgibt, (Hört, hört!
bei den Nationalsozialisten.) Auch da schläft der Au¬
trag, und wir bitten doch das Zentrum, sich eiumal
damit zu befassen. Wir werden in Aachen uud Um¬
gebung unser Hauptllugcumerk darauf lenke» und der
Bevölkerung sagen, wer daran schuld ist, weuu sie sagt,
es werde ihr gar uicht gehulfeu. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.)

Stellvertretender VorsitzenderEber I e : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Losenhausen,

Abgeordneter !)>'. Losenhausen : Meine Damen
und Herren! Bei dem gegenwärtigen Staube der An¬
gelegenheithat es wirtlich keinen Zweck, hier eine große
Kllnnldcbatteher vorzurufeu. (Sehr richtig! bei der Ar¬
beitsgemeinschaft.) Die Dinge sind durchaus intensiv
behandelt worden. (Zuruf des Abgeordneten Hanke:
Ha, ha, feit zwei Jahren schläft sie schon!) Es handelt
sich nur um ein recht schwieriges Problem. Genau
denselben Antrag, den Sie hier vorbringen, meine
Herren von der NationalsozialistischenPartei, haben
Sie auch im Preußischen Landtag eingebracht,und dort
ist Ihnen vom Herrn Regiernngsvcrtreter genaue Aus¬
kunft über den gegenwärtigen Stand des Verfahrens
gegeben worden. Es steht fest, daß der Sachucrständigen-
ausschuf; iu wenigen Wochen seine Arbeiten beendet
haben wird, falls nicht noch eine von der Industrie- und
Handelslammcr in Stolberg beantragte und uach
meinem Dafürhalten erforderliche ergänzende Beweis¬
aufnahmeeinen längeren Zeitraum iu Anspruchnehmen
sollte. Mit den fortwährenden Einwirkungsauträgcn,
'deren Zahl nun nachgeradeLegion geworden ist, muß
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nun endlich mal Schluß gemacht wenden, (Zuruf des
Abgeordneten Haakc: Mus; endlich mal angefangen
werden!)

In absehbarer und jetzt übersehbarer Zeit haben
die einzig nnd allein zuständigen Stellen, nämlich die
Reichsrcgicrnng und der Reichstag das Wort. (Zuruf
des Abgeordneten l),-. Leh: Seit zwei Jahren!) Beide
wissen ganz genau, was die Aachener Bevölkerung ge¬
schlossen ohne Unterschieb der Parteirichtung verlangt,
(Zuruf des Abgeordneten Haate: Und trotzdem!)Beide
wissen ebenso genau, welchen Standpunkt das Preußische
Parlament in dieser Frage nahezu einmütig einnimmt.
Beide kennen die Verhältnisse unmittelbar hinter
Aachenauf holländischemGebiet, das Vmporblnhen der
holländischen Kuhlenwirtschaft in einem Ausmaße, das
man nur mit dem (5mporblühen der Rnhrtohleu-
wirtschaft im vorigen Jahrhundert vergleichen kann.
Sie werden eine Lösung suchen und finden müssen,die
dieses notleidende Aachener Gebiet bor der wirtschaft¬
lichen Versackung bewahrt und ihm neue Lcbensmöglich-
keiten eröffnet, Müden sie diese Lösung nicht, so hat
Deutschland wirtschaftlich einen Teil dessen verloren,
was thm der Erbfeind politisch nicht zu nehmen ver¬
mochte, (Zuruf'des Abgeordneten IN. Leu.: Das sagen
wir ja grade! In der Beziehung bin ich ja vollkommen
mit Ihnen einverstanden,)

Dann möchte ich noch ein allgemeines Wort zur
Grenzlandpulitik sagen: Die Grcnzlandpolirit ist eine
Angelegenheit des ganzen Volkes. Sie erfordert Opfer¬
sinn und äußerste Kraftanstrcngung des einzelnen
Volksgenossen. (5in Volt aber, welches absolut untätig
zusieht, wie im Grenzland ein haltbarer Eckpfeiler
feiner Wirtschaft zertrümmert würd, wird die Folgen
dieser Passivität an allen seinen Teilen sehr bitter zu
spüren bekommen. (Zustimmung rechts.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Streb.

Abgeordneter Streb: Gerade die Lage des Aachen-
Rhein-Kanals und der Grenzgebiete ist heute morgen
Anlaß gewesen,hier eine Kurze Besprechung abzuhalten.
Wenn der Vorredner eben gesagt hat, daß die Preußische
und die Reichsregiernng alles tun würden, was in ihren
Kräften steht, so möchte ich ihm folgendes antworten:
Vor einigen Jahren kam der Vertchrsansfchuß von
Berlin und hat das Grenzgebiet abgefahren. Aus
den Autos heraus hat man die Notlage des Grenz¬
gebietes betrachtet, nnd als man einige Stunden im
Auto herumgegondelt war, ging man zu einem großen
Festessen, und damit war die Notlage der Grenz-
bcuölternng erledigt.

Lediglich die kommunistischen Abgeordneten, die
dabei waren, haben eine große Kundgebung in Aachen
veranstaltet und schon damals der Grenzbevölkernng
nosagt, wie es mit dem Bau des Aachen-Rhein-Kanals
aussieht. Was sie. gesagt haben, ist eingetreten. Ich will
Sie nur lurz darauf aufmerksammachen, daß mit dem
^l. März die Vorarbeiten zum Aachen-Rhcin-Kanal in

Aachen aufgehoben und sämtliche Arbeiter und An¬
gestellte entlassen wurden sind. Wenn man heute hier
Phrasen macht und sagt, wir müßten uns von hier aus
an die Reichsregierung wenden, um das wieder frisch
zu machen, was bereits verdorben war, so sage ich, daß
das eben eine leere Phrase ist. Wenn heute hier
darüber gesprochen wird, so sieht das ganz so aus, als
ob mau einen Wolf als Aufpasser zu einer Herde Schafe
stellt.

Also, meine Dame» und Herren, geben Sie sich keinen
Illusiunen hin, daß wir hier in diesen: Parlament etwas
zur Förderung eines Aachen-Rhein-Kanals tun könnten,
wenn wir nicht an die maßgebenden Stellen Herangehen
können.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Grnst.

Abgeordneter Grnst (Herzugenrath): Ich glaube
nicht, daß die Aachener Bevölkerung irgendwelchePoli¬
tischenBelehrungen bezüglichihrer Einstellung zu deu
Fragen des Anchen-Nhcin-Kanals notwendig hat. Die
Aachener Bevölkerung hat schun seit Jahren gewnßt,
was notwendig ist, nnd hat sich mich feit Jahren bemüht,
darauf hiuznwirken, daß Staat nnd Reich dafür sorgen,
daß deu Verhältnissen im Aachener Gebiet endlich Rech¬
nung getragen wird. Wir von der Zentrnmsfrattion
nnd den übrigen Parteien, die die Regicrnngsgeschäfte
im Reich und Staat maßgeblichbeeinflußt haben, haben
seit jeher gemeinsamgearbeitet, um die Diuge vorwärts
zn bringen. (Znrnf des Abgeordneten Hnnte: Seit
2 Jahren!) Ich halte auch noch heute dafür, daß die
Fragen des Aachener Wirtschaftsgebietes nnd der
Aachener Grcnzlandnot nicht etwa Fragen einer ein¬
zelnen Partei sind, sundern daß es darauf aukommt,
bei alle» Parteieu wirkliche Grenzlnndpolitik zn be¬
treiben. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)

Wenn heute die Nationalsozialistische Partei her¬
kommt nnd sagt: Wir wollen dem Volte endlich die
Augen öffnen!, so ist das leere Demagogie, die unter
allen Umständen zurückgewiesenwerdeu muß. (Zuruf
des Abgeurdueten Hnake: Ihr sitzt doch in der Regie¬
rung drin!) Die Aachener Bevölkerung hat genügend
Verständnis dafür, daß ein Projett »nie der Aachen-
Rheiu-Kaunl auf seiue Wirtschaftlichkeit hin geprüft
werdeu muß. Sie hat auch Verständnis dafür, daß
andere Fragen dabei zn prüfen sind, ob nicht etwa eine
andere Lösung gefuudeu werdeu kaun, die den gleichen
Zwecken ebenso gut dient (Znrnf des Abgeordnete»
!)>'. Leh: Holland!), und diese Prüfuugen sind bisher
uuch nicht abgeschlossen.

Was nun die weitere Frage anlangt, ob ein Maas-
Anchen-Kannl gebaut werdeu soll — entschuldigen Sie,
davon ist mir nichts bekannt. Ich glaube auch uicht,
daß der Aachener Bevölkerung etwas darüber bekannt
ist. (Zuruf des Abgeurdueten Hnake: Beginnen Sie
sich etwas dafür zu interessieren!) Ich glaube nicht,
daß Sie in den Aachener Kreisen dafür grußes Ver-
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ständnis finden werden; denn ich halte die Aachener für
viel zu vernünftig, als daß sie einer derartigen Rege¬
lung irgendwie zustimmen würden, uud ohne die
Aachener Bevölkerung wäre ciuc derartige Regelung
uicht durchzuführen. Also überlassen Sie es gefälligst
den übrigen Parteien (Zuruf des Abgeordneten Dr.
^ev: Dem Zentrum, damit die Sache weiter fchlnfcn
kann!), die bisher auch für die Fragen des Aachen-
Rhein-Kanals und die Bedeutung der Grenzlandnut
eingetreten sind. Ich glnnbc, daß wir dann auf dem
richtigen Wege find.

Meine Damen »nd Herren, daß die Frage der
AachenerGrenzlandnot von großer Wichtigkeitist, uud
daß ihr deshalb besondere Aufmerksamkeitgewidmet
werde» muß, dafür ist iu nlleu Parteien dieses Hauses,
die an der Erledigung der Geschäfte tätig sind, Ver¬
ständnis vorhanden. (Znrnf des Abgeordneten Haake:
Jetzt werden die Ausschüssezwei Jahre lang weiter
schlafen!)

Stellvertretender VorsitzenderGberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Knhnen.

Abgeordneter Kühnen: Meine sehr verehrten
Dame» »»d Herren, für die sozinldcmokratische Fraktion
habe ich zu erkläre», daß wir selbstverständlichdamit
einverstanden sind, daß der Autrag dem Provinzial-
nusschuß überwiesenwird. Darüber hinans habe ich noch
hinsnzufügeu, daß es des Antrages der Nationalsozia¬
listischen DeutscheuArbeiterpartei absolut nicht bedurft
Mte, um zu tuu, was »otwendig ist. Wenn wir auch
uuht »nt allem, namentlich mit den, Fortgang der An¬
gelegenheit znfrieden sind, so müssen Sie sich doch gc-
s"Nt sein lassen, daß die maßgeblichen Parteien im
gesamten Aachener Regierungsbezirk schon die ganze
Zeit hindurch alles das getau haben, Was mir irgend
"'öglich ist. Es hätte also Ihres Antrages (zu den
Nationalsozialisten) nicht mehr bedurft. (Zuruf des
Abgeordneten Hnate: Es war die höchste Zeit, daß er
gekommen ist!)

Herrn Streb von der KommunistischenPartei ist zu
sage,!, daß, weuu das Kaual-Vorbercituugsamt in letzter
Zeit aufgelöstworden ist, so deswegen,weil die Arbeiten
abgeschlossensind, und sich nnnmehr Reichs-nnd Stants-
^glernng damit beschäftigen. Es ist schon so, wie vor-
mn ausgeführt wurden ist, daß demnächstdie Ent¬
scheidung fallen mnß. (Znrnf des Abgeordneten Dr.
^eh: Sie wird bestimmt nicht fallen, das steht fest!)

Stellvertretender VorsitzenderGberlc: Wir kommen
^>r Abstimmnug. Ich bitte diejenigen, die dem Antrag
°es Fachausschussesauf Ueberweisnng an den Pro-
l''»zialaussch,!ß zustimme» Wolleu, sich zu erhebe». Das
''t die grüße Mehrheit. Es ist su beschlussen.

Wir tummen nun zn 19 und 2 0. Berichterstatter
<U> beiden Punkten ist Herr Abgeordneter Bungartz.

Abgeurdneter Bungartz: Meine Damen und
Herren, der I. Fachausschußsieht sich nicht in der Lage,
"lese Anträge zu behandeln, da sie nicht znr Zuständig¬

keit der Pruvinzialvcrwaltung gehören. Er beantragt
deshalb, sie abzulehnen. Dabei sind jedoch im I. Fach¬
ausschuß sehr starke Sympathien mit dem Inhalt des
ersten Antrages, Nr. 10. zum Ausdruckgekommen, nnd
ich »lochte das hier im Plenum offiziell mitteilen.

Stellvertretender VorsitzenderGberlc : Ich eröffne
dir Besprechung. Das Wort hat Herr Abgeordneter
Hcnnes.

AbgeurdneterHcnnes: Meine Damen uud Herren,
ich taun nnr unserm Bedauern darüber Ausdruck
geben, daß der Fachausschußgeglaubt hat, wegen Un¬
zuständigkeit des Pruvinzinllnnotnges unseren Autrag
ablehnen zu sollen. Wir baten ja nicht um Gesetze,
sondern wir baten nnr darum, geeignete Schritte zn
tun, um Vereinbarungen zwischendeu beiden großen
Konfessionenzn unterstützen nnd zn fördern. Weiter
haben wir nichts erbeten, und ichglaube, daß man diese
geeigneten Schritte vom Provinziallandtag aus Wohl
uutcrnehmen tonnte. Gin solcher geeigneter Schritt ist
vor allem das Vorbild selbst, und ich möchte darum
bitte», daß die Vertreter der Städte uud Kreise, die
hier nuwesend sind, sowie die Vertreter der Provinz
mit gutem Beispiel vorangehen und in gemischt-kon¬
fessionellen Gegenden an den beiden genannten Feier¬
tagen Karfreitag nnd Fronlcichunmstag keine öffent¬
lichen Arbeiten verrichten lassen. Wenn diese Kreise
mit gntem Beispiel vorangehen, werden sich Wohl auch
bald andere Wege finden, nm Vereinbarungen zwischen
den beiden Kunfessiunrn wirksam zu machen.

Stellvertretender VorsitzenderVbcr < e : Das Wort
hat Herr Abgeurdneter Nuhl.

Abgeurdneter Nuhl: Wir Kommunisten können
die Sympathien des I. Fachausschussesfür dieseu Au¬
trag des Christliche» Vullsdie»stes verstehe». (Z»r»f
des Abgeordnete» 1)e. Schüler: Oho!) Wir müssen
aber unsererseits unsere schärfste Antipathie zum Aus¬
druck bringen, weil es sich hier darum haudclt, daß
kirchliche Organisationen Suuderrechtc furdcru, die
ihuru gor nicht zusteheu. Vun der Arbeiterschafthaben
bereits Hunderttanscndc — auch im Rheinlandc — der
Kirche den Rücken gekehrt, nnd diese Arbeiter wissen,
daß sie, wenn eiue sulche Regelung Platz griffe, wieder
einen verschärften Lohnnnsfall habeu würden. Die
Arbeiter bekomme» für die n»sgefallc»e Arbeitszeit
keinen Loh». Wenn die Lente, die hier verlangen, daß
auch die dissidcutischcuArbeiter, die Freidenker, an
diese». Tage feier», sich verpflichtenwürden, von ihren
Pfarrgehältern den nutwendigen Arbeitsansfall zn er¬
setzen, so ließe sich über diese Art der Arbeitsrnhe reden.
Aber wir glauben nicht, daß das im Sinne der Antrag¬
steller liegt, nnd ans diesemGrunde haben wir alles
Interesse daran, dagegen Stellung zn nehmen.

Wir sind der Auffassung, daß die Kirche gar kein
Recht hat, iuuerhalb des Staates zu verlaugen, daß
ihre Feiertage durch Arbeitsrnhe begangen werden.
Wir sind der Meiuung, daß es gerade geuug ist, weuu
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die Arbeiter an all diesen Feiertagen zwangsweise
feiern müssen, das; sie am Karfreitag in jenen Gegen¬
den, wo keine starke katholische Bevölkerung ist — oder
umgekehrt am Fronleichnamstage in jenen Gegenden,
Um keine starke evangelischeBevölkerung ist —, durch
deu Druck der sogenannten öffentlichenMeinung, die
durch die Presse repräsentiert wird, terrorisiert werden,
nu diesen Tagen nicht zu arbeiten. Ich stelle die Frage,
wie sich jene sogenannte öffentlicheMeinung einstellt,
wenn die Arbeiter ihren Feiertag begehen,den l. Mai,
deu Wcltfeiertag. Dann speit diese ganze Presse Gift
uud Galle; daun registrieren auf den Lohnbüros die
Agenten des Schwerknpitnlismns die Namen derjenigen,
die sich herausnehmen, trotz des Terrors, diesen Feier¬
tag zu begehe». Dauu hetzt nicht nur die Presse uud
die Kirche gegen diese Arbeiter, sondern dann wird die
Polizeigcwalt auf die Arbeiter losgehetzt, dann lassen
sozialdemotratischePolizeipräsidenten „im Nnmeu des
Proletariats", im Namen ihrer Partei, der Sozial¬
demokratie,die vor dem Kriege selbst deu 1. Mai feierte,
Arbeiter erschießen,darum muß man au diese Dinge
erinnern.

Zu dein Antrage des Christlichen Volksdienstes
stellen Nur objektiv fest, daß, wenn die Arbeiterklasse
einmal die Herrschaft hat, sie genau so wie in Sowjct-
rnßlnud Gelegenheit geben wird, mehr als bisher iu
der Wochezu feiern, eine längere Arbeitsruhe einzu¬
führen. Die russischemArbeiter haben die zwcitansend-
jährige Theorie der Christlichen,daß die Welt in sieben
Tagen» gemachtist, vor der gesamten Welt dadurch an¬
gegriffen, daß sie deu siebten Tag, den Sonntag, als
Feiertag abgeschafft uud dafür jeden vierten Tag iu der
Woche als Ruhetag eingeführt haben. Die Arbeiter
haben dadnrch die Möglichkeit, ihre Knochen siebzig
Stunden in der Woche auszuruhen, während der
Kapitalismus iu Westeuropa deu Arbeiteru uoch nicht
einmal jeden siebten Tag Ruhe gibt, souderu obeudrciu
verlnugt, daß ohue UeberstundrnzuschüsseSouutngs-
schichten Verfahren Werden, So sieht die „Hcilighaltuug
des Sonntagcs" bei jenen Leuten aus, die ihre Anträge
angeblich im Interesse der Werktätigen Bevölkerung
stellen. Wir behaupten, daß der «Christliche Volts-
dicust" deu Arbeitern mit diesem Autragr eiucu Bären¬
dienst erweisen wird. Ebenso verhält es sich mit dem
Antrag auf Durchführuug eines Muinutigeu Ruud-
fuutvortrages an jedem Tage. Wir müssen schon sagen,
daß in dieser Beziehung schon längst zuviel des Guteu
getan wird. Das trifft besonders auf deu Langeu-
berger Sender zu, Tausende und aber Tausende der
Hörer sind Proletarier, die es satt haben, daß nn
Feiertagen, wie Weihnächte» und Ostern, von morgeus
früh uis abeuds spät die Ehuräle durch den Hörer ge¬
jagt werde», daß nur die Rede» der Pfarrer zu höre»
siud, »icht aber die Rede» derjenigen, die die Prole¬
tarier hören wollen. Die Proletarier haben es satt,
daß unter sozialdcmutrntischerAssistenz eine Rundfunt-

zensnr schlimmsterSorte gegen die WerktätigenHörer
durchgeführt wird.

Es ist schon so, daß die Kirche sich im Rheinland ein
Monopol ans schwarzeWellen erobert hat. Daß wir
damit nicht einverstanden sind, ist ganz klar, und an
jene Leute, die Tolerauz predige», richte» wir die
Frage: Wo bleibt die Toleranz i» bezug auf die
Hnnderttanscnde von Freidenkern, wenn diese den An¬
trag stellen, ihre Jugendweihen, ihre proletarische»
Morgenfeiern in den Rnndfnnt aufzunehmen? Dann
kommt die Nundfunkzcnsur, dann wird das Mannskript
angefordert, dann wütet der Rotstift dazwischen,daß
nichts mehr übrig bleibt von dem Geiste, der dnrch den
Sender nu jeue Hörer übertragen werden soll, die
nichts mit Euch zu tu» habeu wollen, die es satt haben,
sich von der Kirche ihre Meinung vorschreibenzn lassen.
Aus diesem Gruude wcrteu wir den Vorschlag des
Christlichen Voltsdienstes als einen Vorstoß der
schwärzestenKnltnrreaktion.

Gerade das rheinische Zentrum hat in bezug auf
renktiuuäre Anffassnng, die gerade im Rheinland ihre
schwärzesten Triumphe feiert, fast Weltgeltung erhalten.
Wenn Sie Angst haben, daß die Lrnte nicht mehr iu die
Kirche tomm-eu, und es besser ist, daß sie im Klubsessel
oder im Leh»st»hl sitze», uud sich den Hörer um¬
schnallenum Ihren Gottesdienst abzuhören, schlage ich
Ihncu vor: Hängen Sie doch Ihre Lautsprecher über
die Kauzelu! Daun können Sie Pfarrgelder ersparen
und diese Summen einsetzen zur Nuterftütznng der
Erwerbslose», Das wäre ei» sozialer Vorschlag, aber
er würde ja Ihre Kircheubetriebeschädigen. Wenn Sie
morgens und abends einen lNminntigcn Nundfnntvor-
trag über die Kirche halten wollen, so geben Sie in
dieseu lN Minuten einmal durch, was die höheren kirch¬
liche» Behörde» au Gehälter bekomme», was ei»
Kardinal, was ein Pfarrer, ein Dechant bekommt,was
demgegenüber ein Erwerbsloser bekommt nnd wieviel
fiir einen Polizeihund in Preußen ausgegeben wird,
uud daß für ciueu Polizeihund mehr ausgegeben wird
pro Tag, als für einen Erwerbslosen. Diese Tntsachen
löuueu Sie deu Arbeiteru iu den IN Minuten jeden
Tag einpräge». Wir sind überzeugt, daß dauu die Zahl
derer, die sich mit uns dagegcu weudet, daß die Kirche
ein Monopol ans schwarze Wellen bekommt, immer
größer wird.

Wir fordern im Auftrage der Freidenker des Rhein¬
landes, daß der Sender nicht die Kanzel der schwärze¬
sten Reaktion werde, sondern daß alle Sender iu
Deutschland Kanzeln des Proletariats werden. Wir
siud überzeugt, daß dauu der Tag auch iu Deutschland
nicht mehr fern ist, wo die Botschaft,die am 7. November
ll),7 vou Petrograd: „Au Alle!" in die ganze Welt
hinausging, auch durch diese Seuder eiumal verbreitet
wird, nnd daß dnuu die rote» Wellen die schwarzen
Wellen verdrängen werden. (Lebhafter Beifall bei den
Kommuuisteu.)
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Stellvertretender VorsitzenderGbcrle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Leh.

Abgeordneter ^,. Lei,: Wir von der National¬
sozialistischenPartei freuen nns außerordentlich, daß
dieser Antrag hier eingebracht worden ist, mn an Hand
dieses Antrages einmal au das tiefste Uebel der heutige,:
Zeit Herangehen zu tonnen. Leider steheu bloß zehu
Minuten für dieses außerurdcutlich wichtige Problem
zur Verfügung, nämlich auf der eiueu Seite der organi¬
sierte Materialismus und Liberalismus, der im Marxis¬
mus und endlich im Bolschewismusersticke« muß, und auf
der anderen Seite das Problem der göttlich-organischen
Welt. Diese Dinge haben seit Jahrhunderten, ja seit
Jahrtausenden miteinander gerungen, aber nie so klar
und nie so furchtbar, wie gerade in unserem fetzigen
Zeitalter. Seit der französischenRevolution ist dieser
l'lbrralistischeGedanle in seiner klarsten Form in die
Voller hineingetragen worden, und zwar mit der
Göttin Vernunft. Dann hat im vorigen Jahrhundert
«crade die katholische Kirche mit aller Schärferen Kampf
aufgenommen, und wir hoffeil, daß auch heute diese
Zeit »nieder tommen wird. Wir haben ja von einem
Seelsorger gehört, baß er sagte: Wenn es sein muß,
verteidigen wir unsere Kirche mit dem Revolver. Wir
hoffen, daß der Vndiampf zwischen diesen beiden Welten
^»unt, und er wird nicht fern sein, darüber sollten
2>e alle sich im klaren sein.

Meine Damen und Herren! Nicht um die paar
Zahlen handelt es sich; nicht darum, ob ein Weg, ein
Kanal oder etwas derartiges gebaut wird, sondern
deute geht es um Sein oder Nichtsein der Kirche und
°er 'Religion. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
^ier das als Katholik oder Protestant nicht begriffen
Mt, der wird in diesem bolschewistischenSumpfe unter-
Neheu miissru.

Im Landtag habe ich, als Kultusminister Grimme
w» der Tulcrauz sprach, zu ihm gesagt: Herr Minister,

.wr uns Natioualsozialisteu gibt es hier keiue Toleranz!
Entweder 'wird die göttlich-organischeWelt siegen oder

i vcr Marxismus! entweder siegt der Wahnsinn oder die
' Nottliche Gesetzmäßigkeit.(Sehr gut! bei den National-

'ozmlisten.) Deshalb freuen wir uns, daß dieser An-
^"g gelommeu ist. Wir Nationalsozialisten stehen auf
dem Nodeu des positive,, l5hristeutums. wir bejahe,, es.
^>r sehen .darin unsere letzte Mission. Wir bejahen
b>e göttliche Gesetzmäßigkeit,wir bejahen Gott. (Zuruf
"es Abgeorduete» Kurth: Sie frommer Levh!) Das
wird der letzte Kampf sein, 'dafür treten wir dereinst
'""l auf die Barrikaden. (Schallende Heiterkeit bei deu
""»'mnnisten. Zuruf des AbgeordnetenGcrlach: Herr
"uh auf der Barrikade!)

Meine Damen uud Herren, es ist tief bedauerlich,
°">' der Landtag hier nicht zuständig sein soll. Wir
ulllubm 'das nicht. Wir wissen, wie ungeheuer unser
T^lk darbt, und es wird notwendig sein, ihm allein in
>"ue„, materiellen Hunger zu helfen. Denn iu dem

heiligsten Gebete, das die Wristeuheit hat, steht der
Satz: „Herr Gott, unser täglichesBrot gib uns heute."
Wem, wir das Brot uicht haben, so wissen wir, daß auch
der Geist taputt gehe,, muß.

Aber Nur verlange,,, baß über diese materiellen
Dinge hinausdas Höchste und Letzte, die Seele unseres
Voltes, erhalten bleibt. Deshalb wollen wir, daß diese
Seele des Volkes Ruhe- und Feiertage hat. Sie meinen,
wir seien kleinliche Antisemiten irgendwelcher Art.
(Zuruf links: Jawohl!) Der Jude interessiert uns nur
soweit, als er als Nasse unsere Rasse zerstört. Weiter
interessiert er uns nicht! Wir führeu keinen kon¬
fessionellen Kampf. Man kann dem Katholikenund Pro¬
testanten nicht ansehen, welche Religion er hat, solange
er zur .deutschenRasse gehört, ist er unser Freund.
Wir wollen, daß die Konfessionensich gegenseitig achten
lernen. Der Protestant soll den Katholiken, der Ka¬
tholik den Protestanten achten lernen. Aber alle zu¬
sammen sollen sie erkennen, daß das Christentum der
letzte Halt der hohen deutschen Rasse sei,, wird. (Bravo!
bei deu Natioualsozinlistcu. Zuruf 'des Abgeordnete!,
Neuner: Seit wann fehlt denn bei Ihnen das „V" in
Ihren Namen?)

Stelluertretcndcr VorsitzenderVberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Ianscu.

Abgeordneter Iansen: Meine Damen uud Herren!
Wir sind mit den bereits gemachtenAusführungen durch¬
aus einig darin, 'daß es sich in der gegenwärtigen Zeit
«„, 'den Bestand und um den Kampf für das Bestehen
oder Nichtbestehen der christlichen Kirche handelt.
Darauf braucht uns niemand aufmerksam zu machen.
In der Beziehung sind die Vertreter der christlichen
Kirche jederzeit auf der Hut gewesen. Ich glaube auch,
daß es keinen christlich eingestellten Menschen hier im
Hanse gibt, der nicht mit ganzem, frohem Herzen der
Tendenz dieses Antrages des ChristlichenVoltsdienstes
zustimmt. Die weitaus größte Mehrheit dieses Hauses
vereinigt sich auf deu Wunsch, es möchte sich allerorts,
wo die Konfessionen gemischt sind, eine Regelung
finde,, lassen, die beiden Interessen wahrhaft dient.

Aber die Materie ist bereits gesetzlich geregelt, wenn
auch nicht soweit, wie der Herr Antragsteller das ge¬
wünschthat, Die zuständigen Behörden sind heilte die
Polizeibehörden. Sie haben örtlich festzustellen,wie
die äußere Heilighaltung dieser beiden Tage durch¬
geführt werden soll. Was darüber hinaus verlangt
wird, geht über die Zuständigkeit der Polizeibehörde,
geht aber auch über die Zuständigkeit der Provinzial-
verwnltuug. Die Provinzialverwaltung ist zweifellos
keine Polizeibehörde und keine gesetzgebende Behörde,
um diese Materie so regeln zu können, wie wir es alle
wünschen.

Mau kann sogar der Auffassung sein, es wäre
wünschenswert,daß die Provinzialverwaltung von der
Mehrheit des Hauses beauftragt würde, mit den ein-
zelen Kommunen uud dem Obcrprnsidcnten zu über-
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legen, wie den Wünschen luirksam Rechnung getragen
werden solle. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Schüler:
Witte!) Man kann dieser Auffassung sein, sehr ver¬
ehrter Herr Kolloge. Aber weil die Provinzialvcrwal-
tung eben nicht die zuständige Stelle ist, möchte ich dem
letzten Satz des Antrages nicht zustimmen, 'damit wir
uns grundsätzlich ans Unzuständigkeiten heraushalten.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Weseufeld:Sehr richtig!)
Hier liegt nämlich eine sehr große Gefahr vor: wenn
wir uns einmal in einem Punkte, wo wir uns in der
großen Mehrheit des Hauses in -der Tendenz voll¬
kommen einig sind, auf eiu Gebiet wagen, das her
Zuständigkeit wegen gefährlich ist, so kommen wir nach¬
her in vielen anderen Fällen dazu, wo die Sache
mehr zweifelhaft ist, wo vielleicht um eine Mehr¬
heit im Hanse gerungen wird; und da könnte
uns auch eine Zuständigkeit übertrage» werde», -deren
Uebcrtragung wir nachher tief bedauern würden.

Darum Ware es mir am liebstengewesen, — augen¬
blicklich war das nicht mehr möglich — wenn Sie Ihren
Antrag zunächst zurückgezogenhatten, nm in gemein¬
samer Arbeit eine Formulierung zu fiudeu, die auch der
Zuständigkeit Rechnung trüge. Dann würden wir alle
in diesem Hause dem Antrage ohne weiteres zu¬
gestimmt haben. So möchten Nur nns der Zu-
stäudigkeitsfragcwegen enthalten. Aber vielleichl ist auf
dem Wege auch eiuc Einigung zu fiudeu.

Stellvertretender VorsitzenderVberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Witzler:

Abgeordneter Witzler: Meine Damen und Herren!
Die Wirtschllftspartei lehnt es selbstverständlichab, bei
einer solchen Gelegenheit in eine Polemik mit den
Herren von der KommunistischenPartei eiuzutreteu.
Vs trennt uns eine zu große Kluft, als daß eine Brücke
darüber führen könnte.

Die Antrage, die hier in Frage kommen, haben Nur
mit rückhaltloser Genugtuung begrüßt. Wir können
nicht unterlassen zu erkläre,:, -daß uns der Einwand der
Unzuständigkeit des Provinziallandtages wie eine sehr
wenig erfreuliche Ausrede vorgetommru ist. (Zurnf des
Abgeordneten !),-. Schüler: Sehr gut!) Die Vinwcn-
duugc», die Herr Abgeordneter Kanonikus Jause» so¬
eben gemacht hat, habe» mich persönlich allerdings ein we¬
nig in dieser Meinung erschüttert; aber trotzdem glaube
ich, daß bei den meisten Freunden dieser Anträge zu¬
nächst doch das Gefühl uorgeherrscht hat, es handle sich
darum, die ganze Sache mit diesemVorwande zunächst
einmal auf die Seite zu schieben. Die Anträge atmen
soviel Versöhnlichkeit,soviel frieduollen Geist (Znrnf des
Abgeordneten Dr. Schüler: Sehr gnt!), soviel Rücksicht
und Achtung auf die ehrliche Ueberzeugung der anderen
Konfession,das; wir geglaubt haben, schon im Interesse
des konfessionellenFriedens dafür eintreten zu sollen,
daß man diesen Anträgen das Wort redet.

Wenn man glaubt, daß nur eine kleine Aenderung
in der Formulierung einzutreten brauche, so gebe ich
den Herren Antragstellern anheiln, diese kleine re¬

daktionelle Aenderung doch sofort in Erwägung zu
ziehen, damit wir die Zustimmung der Zentrums-
partei, die, wie wir von Herrn Abgeordneten Jausen
gehört haben, sich der Stimme zu enthalten beabsichtigt,
zu diesen Anträgen erlangen. Vs ist doch sehr einfach,
den Satz „Wir bitten den Provinzialausschliß zu ver¬
anlasse»,geeignete Schritte zu tun" nach dem Vorschlag
des Abgeordneten Iansen ansznlassen und dafür zu
setzen: Wir bitten den Provinzmlausschnß zu ver¬
anlassen, die Provinzinlverwaltnng zn bitten, mit der
Staatsregierung entsprechende Verhandluugcu einzu¬
leiten, damit generelle Vorschriften auch über diesen
Gegenstand irgendwie herbeigeführt werden. (Zuruf des
Abgeordneten Iansen: Mit den zuständigen 'Behörden!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter D,'. Wescufeld,

Abgeordneter Dr, Wesenfcld: Meine Damen
und Herren! Ich kann mich den Ausführungen,
die der Redner des Zentrums vorhin zn diesem An¬
trage gemacht hat, vollinhaltlich anschließen. Auch meine
Freunde begrüßen durchaus die Tendenz, die in diesem
Antrage liegt, und die offensichtlich dem konfessionellen
Frieden in der Rheinprvvinz dienen will. Wenn wir
uns trotzdem — wenigstens bisher — dazu entschlossen
haben, diesen Antrag abzulehnen, so geschah das ans
einem rein formalen Grunde, den auch der Redner des
Zentrums angeführt hat.

Meine Damen und Herren! Wir tragen unserseits
die größten Bedenken,die Zuständigkeit des Provinzial¬
landtages auf Dinge auszudehnen, die tatsächlich nicht
zu seiner Zuständigkeit gehören. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten.) Wir bedauern außerordentlich, das
gerade in diesem Falle aussprechen zu müsse», wo wir
sachlich dem Antrag gerne unsere Zustimmung geben
würden. Aber wer die Verhandlungen, des Provinzial¬
landtages verfolgt, der muß doch zu der Ueberzeugung
kommen, daß es schlechterdingsunmöglich ist, daß wir
hier über Gott und die Welt, über answn'rtige Politik,
Sozialpolitik, konfessionellen Frieden reden, anstatt uns
intensiv mit den eigentlichsten Angelegenheiten der Pro¬
vinz zu beschäftigen. Das ist es, was nns zu so große»
Vede»ten Veranlassung gegeben hat.

In dem Alltrage wird verlangt, daß die Vereinba¬
rungen zwischenden Leitungen der evangelischenund
der katholische» Kirche — eventuell anch der israelitischen
Gemeinde — von den maßgebenden Stellen der Pro-
vinzinlleitung unterstützt und allerorts gefördert
werden sollen. Ich bitte den Herrn Antragsteller, uns doch
einmal zu sage», wie er sich das denu eigentlich»praktisch
vorstellt. Soll der Provinzialansschuß oder der Herr
Landeshauptmann an die verschiedenen Gemeinden
schreibell: „Kinder vertragt euch über die Feiertage!"
Ja, das hilft doch nichts. Der Provinzialausschnß und
der Herr Landeshauptmann sind ja gar nicht in der
Lage das auszuführen. Deshalb glaube ich, es wird
richtig sein, wenn die Herren Antragsteller, nachdem
sie gehört haben, daß bei weitem der größte Teil des
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Hauses die Tendenz dieses Antrages begrüßt, den,An¬
trag zurückziehen,weil er tatsächlichdie Inständigkeit
des Provinziallandtages überschreitet.

Stellvertretender Vorsitzender Cbcrle: Es ist
Schluß der Aussprache beantragt worden. Erhebt
sich dagegen Widerspruch? (Zuruf des Abgeordneten
Jausen: Ich wollte eine andere Formulierung vor¬
legen)

Ich muß zunächst darüber abstimmen lassen. Ich
bitte diejenigen, die dem Antrag auf Schluß der De¬
batte zustimmen wollen, sich zu erheben. Ich bitte um
die Gegenprobe. Was letztere war die Mehrheit. Der
Schlußantrag ist abgelehnt. Die Erörterung wird fort¬
gesetzt.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Tcrboucn.
Abgeordneter Terboven: Wie schon mein Frak-

-innsfrcund, Herr l)>'. Lcy, ausgeführt hat, begrüßen
wir Nationalsozialisten diesen Antrag ebenfalls auf das
lebhaftste. Wir tönueu nicht verstehen,daß man über
derartige Zwirnsfäden, wie es das Formale hier doch ist,
stolpern kann. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.) Gerade für die Rheinlande ist es ungeheuer
wesentlich, daß die konfessionelleBefriedung immer
weiter durchgedrückt wird, (Znrnf des Abgeordneten l>,
Schüler: Sehr richtig!) Wir habeu zuuiele Leute in
-"Nitschland,die ein Interesse daran haben, das der
lbnfcssiunellcKampf und Hader verewigt wird. (Sehr
wahr! bei den Natimialsozialisten.) Deutschland hat
jahrhundertelang unter dem konfessionellenHader ge-
l'tten und jeder, der es auch nur i» etwa gut mit dem
putschen Volke meiut, muß alle Mittel und Wege zu
M'den suchen, um endlich einmal mit einer grundsätz-
".chen Befriedung innerhalb der Konfessionen zu be¬
ginnen.

Eigentümlich ist, daß man nicht zum mindesten,wenn
°-estr Antrag die Zuständigkeit überschreiten sollte,
""«hall, des Fachausschusses eine Modulation ge-
undeu hat. die dann auch dem Zeutrum die Müg-

uuikeit gab, diesem Antrage zuzustimmen. Wir Na-
l'onnlsuzilllisten legen den größten Wert darauf, daß,
""'n sich das Zeutrnm bei dieser Formulierung der
stimme enthalten würde, und wenn wirtlich - was

"2 nahezu unglaublich erscheint — die Dentsch-
nounlen den Antrag aus lächerlichen Formalitäts-

^ '"den heraus ablehnten, daß dann jetzt noch eine
5 "" »«funden wird, die denselben Zweck erfüllt, und
(K y ""^' bw^" Parteien die Annahme ermöglicht,
^«chr gut! bei den Natwnalsozialisten)
stellvertretender VorsitzenderCbcrle : Das Wort
"t Herr Abgeordneter Henncs.

Abgeordneter Hennes: Meine Damen und Herren!
dip N ^ "'" 'uirklich ein leichtes, auf das, was eben
ick . .""""""istcn gesagt haben, zu antworten. Aber

'will mich auf eine einzige Antwort beschränken.
,,./"'' Sie mich zwingen (zu den Kommunisten gc-
"""dt), antworte ich weiter.

Ich war als Oberingcnienr in einer Fabrik tätig,
in der die radikale Arbeiterschaft den Arbeitern ver¬
boten hat, in die Kirche des Ortes zu gehen. (Zuruf bei
den Kommunisten: Wo, wo?) Ich habe mich mit den
Arbeitern in Verbindnng gesetzt und diese sagten, sie
würden einfach aus der Genossenschaftder Arbeiter
hinausgedrängt werden, wenn sie den Mut hätten, in die
Kirche zn gehen. (Lebhafte Zurufe bei den Kom¬
munisten.) Ich kann Ihnen das beweisen. (Erneute
Zurufe.) Ich verzichte darauf, mich mit Ihnen jetzt
weiter darüber zu unterhalten. (Abermalige Zurufe bei
den Kommunisten.)Ich bin aber bereit, mich mit Ihnen
persönlichdarüber ansznsprechen. (Zuruf der Abgeord¬
neten Frl. Otto: Dann können Sie es auch hier öffent¬
lich sagen!) Wenn ich hier den Ort und die Fabrik
nenne, weiß ich, daß die christlichen Arbeiter noch mehr
drangsaliert werden, und das möchte ich vermeiden.

Nach meiner Ueberzeugung gibt es in Deutschland,
also auch in unserer Provinz, keine wichtigere Frage als
gerade die religiöse Frage; immer mächtigerentwickeln sich
die beiden gegensätzlichenGruppen, uämlich das Christen¬
tum und das Antichristentnm; und da gilt es, eine
klare Stellung einzunehmen Ich meine, der Provinzial-
lnndtag hätte alle Ursache, sich Hier auf die Seite derer
zu stelle», die da wollen, daß das Christentum in unser
Volt hiueindringt, daß unser Volk wieder einmal auf
die Höhe gehoben wird, heraus ans der elenden Tiefe,
in die es durch die Kommunisten allmählich hincin-
gerateu ist. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)

Ich möchte darum bitte», daß man den Antrag, den
wir gestellt haben, zur Abstimmung bringt. Wenn aber
die Zentrumsfmttion den Abä»der»»gsa»trag bringt,
wie er uns eben vorgelegt wurde, so küuuen wir uns
auch mit diesem Abnndcrnngsantrag solidarisch er¬
klären, (Sehr gut! beim Christlichen Volksdicnst.)

Stellvertretender VorsitzenderCbcrle : Csist nie¬
mand mehr zum Worte gemeldet. Die Aussprache ist
geschlossenHerr Abgeordneter Jausen hat folgenden
Antrag zn dem Antrage des Ausschusseseingereicht:
„Der Prouinziallaiidtag bittet die Provinzialverwal-
tung im Sinne des Antrages — also des Antrages ans
DrucksacheW und M? (Zuruf des AbgeordnetenIansen:
Jawohl!) — mit den zuständigeu Stelleu ins Einver¬
nehmen zn treten, um eine geeignete Regelung herbei¬
zuführen." Ich werde, dn es sich hier um eiuen Abände-
rungsantrag handelt, zunächst über diesen Abände-
rungsantrag abstimmen lassen. (Znrnf des Abgeordneten
Gerlach: Zur Geschäftsordnung!) Zur Geschäftsord¬
nung bann ich Ihnen jetzt das Wort nicht geben. (Zuruf
des Abgeordneten Gerlach: Ich muß das Wort zur Ge¬
schäftsordnung haben, denn es handelt sich hier um
eiucu ncneu Antrag, der bisher nicht diskutiert worden

Das Wort zur Geschäftsorduuug hat Herr Abgeord¬
neter Gerlach.

Abgeordneter Ger lach: Ich widersprecheder Ab¬
stimmung über diesen Antrag und verlange, daß er



156 77. Rheinisch« Provinziallandtag, 5, Sitzung am 11. April 193N.

formell und ordnungsgemäß in den Ausschüssenver¬
handelt wird. Er hat auch dem Provinzialnusschuß
nicht vorgelegen. Hier sind Zuständigkeitsfragen ver¬
letzt wurden. Ich muß also dringend bitten, den Antrag
in den ordnungsmäßigen Gang zu bringen, und wider¬
spreche unter allen Umständen der jetzigen Abstimmung;
denn über einen Antrag, der eine ganz neue Situation
schaffen soll, der die Provinzialverwaltnng mit ge-
wisscu Weisungen verschensoll, obwohl bisher der Fach¬
ausschuß, der Pruvinzinlausschuß und der Acltcstcnrat
der Anffassung waren, baß der Provinziallandtag nicht
zuständig ist, muß uatiirlich diskutiert werden.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Ich mache
darauf aufmerksam, daß nach unserer Geschäftsordnung
Abäuderungsanträge zu einem Genenstand der Tages¬
ordnung. .. (Zurnf des AbgeordnetenGerlach: Aber nicht
nach Schluß der Debatte!) Das war nicht nach Schluß
der Debatte. Meine Damen nnd Herreu! Ich habe
doch ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, daß der
Antrag des Herrn Jausen zu diesem Gegenstände
eingereicht worden ist. Abanderungsanträge können
bis zur Abstimmung über den Gegenstand noch ein¬
gereicht werden. Sie können bis zum Schluß der Ver¬
handlung des Gegenstandes gestellt werden, ans den
sie sich beziehen. Sie müssen schriftlich eingereicht
werden. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Wesenfcld: Das
ist geschehen!) Jawohl, das hat Herr Iansen getan,
noch bevor die beiden letzten Redner das Wort gehabt
haben, Es mag sein, meine Damen und Herren, daß
ich nach der Richtung hin einen Fehler gemacht habe,
daß ich den Antrag nicht sofort mit zur Erörterung
gestellt habe, (Zuruf des Abgeordneten Renner: Das
ist der springende Punkt!) Höchstens das könnte mir
zum Norwurf gemacht werden, aber sonst nichts. Die
Stellung des Antrages bis zur Abstimmung ist nach
der Geschäftsordnung zulässig.

Das Wort zur Geschäftsurduung hat Herr Abgeord¬
neter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich habe keine Ursache und
auch uicht die Absicht, dem Herrn Vorsitzenden Vor¬
würfe zu machen. Das eine steht aber doch fest: das
Plenum muß doch den Antrag kennen und dadurch
Gelegenheit haben, zu dem Antrage Stellung zu
nehmen. Das ist aber noch gar nicht der Fall. Erst
nachdem die Debatte geschlossen worden war, ist der
Antrag vorgelesen worden.

Wir würden aber auf diese Sache gar nicht so
großen Wert legen, wenn es sich nicht um Punkte han¬
delte, bei denen sich drei Ausschüsse darüber einig
waren, daß sie nicht zur Zuständigkeit des Landtages
gehören, nämlich der Aeltestenrat, der Provinzialaus-
schuß und auch der Fachausschuß. Alle drei Ausschüsse
haben gesagt: Diese Fragen gehören nicht zur Zustän¬
digkeit des Landtags: und jetzt auf einmal, wo alle
Parteien außer dem Antragsteller einig waren, wird
durch eine Ummodelung der größten Partei ein der¬

artiger Antrag hervorgezaubert. Dagegen müssen wir
uns wenden.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Meine
Damen uud Herren! Ich kann aus der Sache nicht
anders heraus, als daß ich die Debatte wieder eröffne.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Schüler: Sehr richtig!)
Also die Debatte über den Gegenstand wird wieder er¬
öffnet. Das Wort dazn hat Herr Abgeordneter Gerlnch-

Abgeordneter Gerlach: Meine Damen und
Herren! Im Namen der fuzialdemotratischenFraktion
möchte ich mit allem Ernst darauf hinweisen, daß es
unmöglich ist, fetzt einen Gegenstand, der — wie Herr
Haas bereits betont hat -^ von vielen Ausschüssenals
nicht zur Zuständigkeit der Provinzialvcrwaltung ge¬
hörig bezeichnet wird, im letzten Augenblick zur Ab¬
stimmung zu bringen. Ich möchte nachdrücklichst bitten,
daß zu diesen Debatten der Chef der Provinzialverwal-
lung, der Herr Landeshauptmann, hier hinzugezogen
wird, damit er auch seinerseits seinen Standpunkt dar¬
legen kann, ob er überhanpt den Auftrag, den er hier
durch den Antrag Jausen bekommensoll, erfüllen kann.

In allen Ausschüssenist bisher gesagt worden, daß,
wenn man vom Herrn Landeshauptmann eine solche
Maßnahme verlangt, wenn man ihm Direktiven gibt,
die nicht zur Zuständigkeit des Parlaments gehören,
daß dann natürlich der Provinzialvcrwaltung uferlose
Direktiven gegeben werden tonnen, (Zuruf bei den
Nationalsozialisten: Das ist fa Ihre Sache!) Ich warne
Sie, meine Damen und Herren, hier einen Weg zu be-
schrciten,der für uns alle sehr bedenklich werden kann,
wenn einmal andere Weisungen verlangt werden.

Stellvertretender VorsitzenderGberlc: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Nenner:

Abgeordneter Nenner: Wir sind der Auffassung,
daß durch >die Eröffnung der Debatte eine neue Situ¬
ation gefchaffcnist. Darüber hinaus sind wir bcr An¬
sicht, daß dieser neuen Situatiou durch Festsetzung einer
neuen Redezeit Rechnung getragen werden muß. Man
kann die Parteien, die keine Gelegenheit hatten, sich
innerhalb der vorgeschriebenenRedezeit zu dein Punkte
zu äußern, uun nicht auf die wenigen Minuten ver¬
trösten, die ihnen nach der vorherigen Regelung der
Redezeit noch zustehen. Wir stellen deshalb deu Autrag,
die Redezeit zu diesem Pnnkte neu festzusetzen und uicht
nur den Rest der alten Redezeit auf den Punkt in An¬
rechnung zu bringen.

Stellvertretender Vorsitzender Gbcrle: Meine
Damen und Herren! Es kann gar keine Rede davon
sein, so zu Verfahren. Der Gegenstand znr Tagesord¬
nung hat sich gar nicht geändert; wir setzen nur die
Aussprache fort. Die Fraktioueu, die schon geredet
haben, haben nur uoch den Rest zur Verfügung, der
an den zehn Minute» fehlt. Ich taun nicht anders ver¬
fahren. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Zur Ge¬
schäftsordnung! Ich bitte, den Antrag, den wir gestellt
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haben, zur Abstimmung bringen zu lassen!) Ich. kaun
die Abstimmung uicht uoruehme»-

Das Wort zur Sache hat Herr Abgeordneter Nenner,
Abgeordneter Nenner: Ich muß die kurzen zwei

Minuten benutzen,um Herrn Hennes vom Bolksdienst
etwas zu sagen. Wenn das Problem so leichtzu lösen
wäre, daß man bloß den Radioapparat einzuschalten
brauchte, um das Volk über seine Not hinwcgzubriugeu,
dann würden Sie ja Wohl den Radioapparat Tag um
Tag laufen nnd Trust verzapfen lassen. Aber selbst
wenn die Radioapparate in DeutschlandTag und Nacht
laufen, die Not schaffen Sie nicht aus der Welt, in der
die deutsche Arbeiterschaft sich befindet, Religion macht
»ämlich nicht satt.

Wenn Sie uns zurufen, daß wir au den Nöten des
deutschen Voltes schuld seien, so erinnere ich Sie daran,
daß wir bisher keine Gelegenheit gehabt haben, etwas
Durchgreifendes für das deutsche Volk zu tun. Die
Notlage des deutschen Volkes ist durch die Praktiken der
Klasse hervorgerufen, der auch Sie angehören- Aber
wenn man uns Kommunisten die Untergrabung der
bürgerlichen Klasse unterbinden oder erschweren will,
s° treiben Sie doch eine Sozialpolitik, die darin besteht,
daß mau den Proleten Nrot gibt. Dann ersparen Sie
sich doch diese armen Mätzchen,zn glauben, daß man
das soziale Elend verringern »nd den Proleten über
die Größe seiner Notlage dadurch hinwcgtänschcnkann,
daß man ihm ermöglicht,Sonntags zweimal den Appa-
wt einzuschalte» nnd die Reden des Gesalbten dieser
oder jener Richtung zu hören. Treiben Sie Sozial¬
politik, das ist die beste Waffe gegen uns Kommunisten,

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Herr Ab¬
geordneter Haas hat noch einen Vertagungsantrag ge¬
eilt: „Ich beantrage, die Auträge erueut in den Aus¬
schüssen zu behandeln."

Dieser Vertagungsantrag geht allen übrigen An¬
trägen voraus.

Das Wort znr Geschäftsordnung hat Herr Abgeord¬
neter Hnlls.
, Abgeordneter Hans: Ich möchte vor allen Dingen

"nmal unsere ueue Geschäftsordnung zu Hilfe uehme».
^ort heißt es im 8 12, Absatz 2: „Bestehe» Zweifel
onrüber, ob der Gcgcustaud eines Antrages zur Zu-
Mudigtcit des Proviuzinllaudtagcs gehört, so ist ein
^schluß d^ Aeltestenrates hierüber herbeizuführen.
Entgegen dem Beschluß des Aeltestenrates ist der An-
trag auf die Tagesordnung zu setze», wc»n der A»trag
oon u, Abgeordneten unterstützt wird. Eine Erörte¬
rung ist nur im Nahmen der Geschäftsordnuugserörte-
r«ng zulässig."

Der Aeltcstenrat hatte entschieden,daß diese Frage
'Ucht,z»r Anständigkeit des Landtages gehört. (Zurnf
^s Aby. Dr. Wcsenfeld: Der Aeltcstenrat nicht.' nur
Ar Provinzialansschuß!) Dann war es so, daß der
^ovinzinlnusschuß und der Fachausschußes beschlösse»
"ncten, und nachdem wir die Tagesordnnng durch¬

gesprochen haben, hat sich der Neltestenrat angeschlossen.
Aber ich bin der A»ffass»ng, ,daß die Frage hier mir
in den Ausschüssengeklärt werden kann-

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Meine
Damen und Herren! Es liegt ja allerdings ein gewisser
Widerspruch darin, daß hier beantragt wird, wegen
Unznständigkeit des Landtages abzulehnen, und nnn
trotzdem diese beiden Punkte hier auf der Tagesord¬
nung erschienensind. Nachdem aber einmal die Tages¬
ordnung bekanntgegebenworden war und der Provin-
ziallandtag keine» Widerspruch erhoben hatte, mußte
die Erörterung freigegeben werden. (Zuruf des Abge-
ordueteu Dr. Schüler: Sehr richtig!) Das war nachher
nicht mehr zu verhindern.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeord¬
neter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wcsenfeld: Meine Damen
und Herren! Wir wünschen, daß Vertagung eintritt,
damit im Fachausschuß eine Formulierung gefunden
werde» kan», der möglichst weite Kreise des Hauses zu¬
stimmenkönnen- Meine Freunde haben Bedenken, nnch
dieser Formulierung zuzustimmen. Ich bitte deshalv,
die Sache im Fachausschußerneut zu berate».

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Haake.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten sind
der A»ffassu»g, daß der Abänderungsantrag doch ge¬
rade darum gestellt worden ist, weil man der Anschau¬
ung war, daß der erste Antrag für dieses Parlament
uuzusmudig sei. Gerade darum ist dieser neue Antrag
gestellt worden, der nunmehr durch seine Formulieruug
iu einer Form erschieuen ist, für die der Provinzial-
landtag zuständig ist.

Wen» die Sozinldemokrntie dagegen Einspruch er¬
hebt, so sehen wir darin weiter gar nichts als einen
neueu Vorstoß der atheistischen Sozialdcmokratic gegen
die christliche Weltanschauung- (Zuruf bei deu Sozial-
demokrateu: Uusinn!)

Was die Auffassuug des Abgeordneten Hnas angeht,
so weise ich darauf hin, daß es hier im § 12 uuter Ab¬
satz 2 heißt: „BcsteheuZweifel darüber, ob der Gegen¬
stand eines Antrages zur Zuständigkeit des Provinzial-
laudtages gehört, so ist ein Beschluß des Aeltestenrates
hierüber herbeizuführen. Entgegen dem Beschluß des
Aeltestenrates ist der Antrag auf die Tagesordnung zu
setzen, wenn es auf Autrag vom Provinzinilandtag be¬
schlossenwird. Der Antrag muß vou 10 Abgeordneten
unterstützt werden."

Wir Nationalsozialisten würden infolgedessenbean¬
tragen, daß entgegen diesem Veschlnß der Antrag in
seiner neueu Formulierung doch wieder auf die Tages¬
ordnung gesetzt wird.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
znr Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Innsen.

Abgeordneter Iansen: Meine Damcu und Herren!
Ich bin der Auffassung, daß der Antrag, so wie er jetzt
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vorliegt, ohne alle Zweifel zur Zuständigkeit des
Landtages gehört. Wir haben uns x-mal i» irgend¬
welchen Sachen, die unserer Nechtsregelung nicht zu¬
standen, an die Reichsregierung gewandt- Wenn wir
hier also bitten, daß die Prouinzialverwaltung sich an
zuständige Behörden wenden möge, so kann darin
bestimmt keine Unzuständigkeit liegen. Aber mir und
meinen Freunden ist es ganz gleich, wenn der Antrag
nochmals durch die Ausschüsse gehen soll, obschon da¬
durch eine Verzögerung eintritt, die au sich nicht not¬
wendig ist, weil wir in Tendenz und Formulierung
der Sache vollkommen einig sind. Sie würden viel
besser daran tun, sie zur Abstimmung zu bringen;
denn zuständig sind wir ganz bestimmt,

Stellvertretender VorsitzenderVberle: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Das Geschrei der Wotans-
anbeter von den Nationalsozialisten ist ja Wohl nicht
so zu verstehen, als ob sie ernstliche Gegner des Zen¬
trums seien; sondern Sie haben oft zum Ausdruck ge¬
bracht, daß Sie mit diesem vollkommen einer Meinung
sind. Die Kommunisten unterstützen jedoch den Antrag
auf Vertagung, obwohl sie dabei darauf hinweisen
müssen, daß der Vertcigungsantrng des Herrn Abge¬
ordneten Haas nur der Verlegenheit entspringt, hier
bei der Abstimmung eventuell eine klare Stellung¬
nahme vornehmen zu müssen

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meiue Damen und Herren!
Es ist immer üblich gewesen, daß wir, wenn große
Fraktionen einen Vertngungsantrag gestellt haben, dem
zugestimmt haben. Dieser Gepflogenheit folgen wir
auch heute, und ich stelle namens der Fraktion fest, daß
Wir diesem Vertagungsantrage zustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Die Debatte
ist jetzt geschlossen.Zunächst kommt der Vertagungs-
antrag des Herrn Abgeordneten Haas zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigen, die diesem Antrag entsprechend
beschließen wollen, daß die Anträge erneut iu deu Fach¬
ausschüssenberaten werden, sich zu erheben. Ich bitte
um die Gegenprobe. Das erstere war die große Mehr¬
heit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen nnnmehr zn 21, 22 und 2:!. Be¬
richterstatter hierzu ist Herr Abgeordneter Lessenich.

Abgeordneter Lessenich: Meine Damen und
Herren! Namens des III. Fachausschusseshabe ich die
Ehre, Ihuen die unveränderte Annahme von Nr. 2l
— Antrag, betreffend den Haushaltsplan der Hochbmi¬
abteilung für das Rechnungsjahr 1NÜ0 — und den An¬
trag der SPD.-Frattio», betreffend Beschaffung ge¬
sunder Wohnungen für wohnungsbedürftige Arbeiter,
Angestellte und Beamte ,zur Annahme zu empfehlen.

Vorsitzender l)r. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wir haben nur sehr wenig auszuführen Der Antrag
auf Drucksache111 ist ja Ihrer Annahme empfohlen
worden. Ich möchte dnzn begründend nur ausführen:
uns leitete bei dem Antrage der Gesichtspunkt, daß
die immer wieder versetzten Beamten durch die
Schließung der Anstalten außerordentlich lange ohne
Wohnnng bleiben mußten uud von ihrer Familie
getrennt waren. Wir haben in den letzten Jahre»
wiederholt Schließungen und Wiedereröffnungen von
Anstalten erleben müssen. Oft waren es 2 und 3
Jahre, bis insbesondere Beamte, Angestellte und
Arbeiter der uutereu Besoldnngstlassen neue Woh¬
nungen an ihrer neuen Dienststelle erhielten. Ich
betone ausdrücklich,daß es sich da vorwiegend um die
Arbeiter und Angestellten der nnterc» Bcsoldnngs-
stufen gehandelt hat. Aus diesem Grunde bitte» wir
Sie, diesem Antrage zuzustimmen.

Im übrige» wird auch allgemeiu eine Wohnnngs-
pflege betrieben, bei der nns nicht immer Befriedigung
erfüllen kann; Wohnungspflege insoweit, weil hier oft
nur Wohnungen zur Verfügung gestellt wenden, die nor¬
malerweise nicht als Wohnungen dieuen können, mit
Ausnahme von Notwohnungen, die sonst für Obdach¬
lose in Anspruch genummeu werden können. Diesen
Znstand will der Autrag beseitige», und wir freuen
uns, wenn der Landtag in diesem Sinne beschließt.
Wir hoffen, daß dann mich die ProvinzialUcrwaltnng
die nötigen Handhaben hat, nm genügende Mittel znr
Verfügung z» stellen.

Vorsitzender Ur. Iarres : Zn Punkt N hat Herr
Abgeordneter Dr. Knnst das Wort.

Abgeordneter Dr. Knust: Die Preußische Regie¬
rung sowohl wie die Reichsregiernng haben ans Antrag
des Reichstages im Jahre 192l> eine Verdingungs-
ordnnng für Vanleistnngeu von sämtlichenReichs- und
Preußischen Ressorts uutcr Mitarbeit der Gewerk¬
schaften, der großen Unternehmerverbände, der Archi¬
tekten nnd des Deutschen Städtetages ausarbeiten
lasse». Diese Verdiuguugsorduung hat deu Zweck, z»
verhindern, daß jeder Vanauftraggeber von sich aus
Vertragsunterlagen für die Vergebung von Bau¬
aufträgen herausgibt, uud daß dadurch im gauzeu
Reiche die Bauaufträge nach verschiedenen und will¬
kürlichen Gesichtspuuktru vergeben werden. Die Reichs¬
regiernng wie mich dir Preußische Regierung habe»
alle nachgcordueteu Behörden gebeten, diese Vcrdin-
gnngsorduung möglichst allen Aufträgen zngrnnde z»
legen. So hat der Preußische Landtag noch im vorige»
Monat dieses Jahres eine entsprechendeEntschließnna
eingebracht. Wir stellen deshalb den Antrag — wie
er ja auch in den Fachmisschüsseumit einer kleinen
Abänderung genehmigt Worden ist ^, daß die Pro¬
uinzialverwaltung der Nheinprovinz ebenfalls in
Znknuft ihreu Bauaufträgen die Verdiuguugsordnnnl!
für Bauleistungen zugrunde legt.
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Wir haben dazu besondere Veranlassnng, weil die
Rheinpruvinz in ihren allgemeinen Vertrngsbcdin-
Nnngcn in der Formulierung manchmal buch etwas
rückstäudig ist. Ich mache darauf aufmerksam, daß in
den allgemeinen Vertragsbedingungen, die noch im
vorigen Mouat herausgegeben wurden sind, auf tech¬
nische Vorschriften des englischen Strnßcubauamtes
Bezug geuommeu ist. Wir sind der Meinung, daß die
Technik in Deutschland so weit vorangeschritten ist, daß
eine deutsche oder preußischeVerwaltung auf englische
Vorschriften keinen Nezng zn nehmen brauchte.

Im übrigen haben wir hier znm Ausdruck zu
bringen, daß wir im allgemeinen volles Vertrnnen zur
technischen Verwaltung des Pruvinzialstraßenbans
hegen. Wir geben nns der Hoffnung hin, daß gemäß
der Erklärung, die die Verwaltung gesteru auch im
IV. Fachausschuß abgegebcu hat, die Verdingungs-
urdnnng für Vauleistnngcn uuumehr auch von ihr
angeführt wird.

VorsitzenderDr. Iarres : Weitere Wortmcldungeu
liegen nicht vor. Auch der Berichterstatter für den
lV. Fachausschuß verzichtet auf das Referat. Wir
kuunueu zur Abstimmung. (Zuruf des Abgeorduetcu
Renner: Die Beschlußfähigkeit wird augezweifelt.) -

Wird die Beschlußfähigkeitauch jetzt uoch bezweifelt?
(Zurufe: Nein!)

Wir kommen znr Abstimmung. Zu Punkt 21 und 22
liegen keine Abändernngsanträge vor. Ich darf damit
feststellen, daß Sie mit den Anträge» des Fach-
"usschnssrs eiuvcrstauden sind.

Zu N liegt ein Antrag des III, und IV. Fach¬
ausschussesvor. Der IV. Fachansschuß geht uicht so
weit wie der III. Fachausschuß. Er beantragt, in der
4- Zeile das Wort „ausschließlich" zu lösche». Ich uehmc
"u, daß die Herren der Wirtschaftspartei damit ein¬
verstandensind, daß wir über den Antrag des IV. Fach¬
ausschussesabstimmen. Damit sind Sie einverstanden,
^cl, bitte dann diejenigen, die für den Autrag des
'V- Fachausschusses auf Drucksache131 siud, sich zu
Theben. Das ist dir Mehrheit. Es ist so beschlösse».

I" Punkt 24 uud 25 ist Berichterstatter für
den III. FachausschußHerr Abgeordneter Rath nnd für
°"' l. Fachausschuß Herr Abgeordneter Vougartz.

Abgeordneter Rath: Meiue Dame» uud Herren!
^w finde,, den Antrag des Provinzialansschnsses auf
^rucksnche21. Die Materie hat seit einer Reihe von
^nhrcn in weiterem Umfange den Provinziallandtag
^'schäftigt, n»d stets ist der diesbezüglicheAntrag des
provinzialansschnsses mit großer Mehrheit vom Hanse
""genommen worden.

Ans der Drncksncheersehen Sie, daß zu Puukt 1
und 2 der Staud der eiuzelueu Augelegeuheiteu, die
^°he der Bürgschaften uud die Höhe der Darleheu,
°" die Pruvinzialverwnltnng znm Zwecke der Wciter-
u<we an die Anstalten der privaten Wohlfahrt gegeben
""t, lietennzeichnetist. Der III. Fachausschußempfiehlt

Ihnen, die Punkte 1 uud 2 durch Keuntnisnahme für
erledigt zu erklären.

Was den dritten Punkt anbetrifft, so handelt es sich
diesmal um Geld, das zn einem Zinssatz von 1 Prozent
aus eiuem Fouds des Preußische» Wuhlfahrtsminifte-
rnnns nie die Pruvinzialvcrwaltnng gegeben wird mit
der Auflage, dieses Geld ihrerseits wieder weitcrzugebeu
au die Anstalten der privaten Wohlfahrtspflege, die es
für. außerordentliche Reparaturen nnd Neubauten ver¬
wende» müsse». Es ist selbstverständlich,daß dieses
billige Geld, das der PreußischeStaat zur Verfügung
stellt, von der Provinz genommen werden muß und
daß die nötige Sicherheitsleistung von den Darlehns-
nehmern der Provinz gegeben wird. Bei der Lage
des Geldmarktes wäre es nicht zn verantworten, das
Geld abzulehueu. Deshalb bittet der III. Fachausschuß
iu seiner große» Mehrheit den Provinziallandtag,
entsprechendder Vorlage des Provinzialansschnsses zn
beschließen. Der Vertreter der kommnnistischcn Fraktion
hat, wie in frühere» Jahre», so auch jetzt, aus grund¬
sätzlichen Erwägungen dem Antrage nicht zustimmen
tonnen.

Der III. Fachausschuß bittet das hohe Haus, den
Punkt 25, der mit dem Punkt 21 Verbünde» ist, an den
Provinzialnnsschnß znr Berichterstattung zu über¬
weisen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Mitberichterstatter, Herr Abgeordneter Bongartz.

Abgeordneter Bongartz: Der I. Fachausschuß
empfiehlt Ihnen die uuveräuderte Auuahme des
Antrages Nr. 21.

Vorsitzender,vr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nenner.

Abgeordneter Renner: Was in diesem Antrage
dem Provinziallandtag vorgelegt wird, bedentet fol¬
gendes: Wir haben,in früheren Jahren an die Privat-
anstaltcn alljährlich Hypotheken gegeben,die im vorigen
Jahre noch etwa den Betrag von 1 Million RM
erreichten. Im vergangenen Jahre waren 600 000 RM
vorgesehen: die Anstalten haben im vergangene» Jahre
aber mir 10UN00 RM von diesem Betrage in Anspruch
geuommeu. Wir Kommuuisteu haben in allen Gtats-
beratnngen immer und immer wieder betont, daß die
privaten mritativen Wuhlfahrtsurganisationen durch¬
aus iu der Lage siud, aus eigener Kraft nnd mit Unter¬
stützung der hinter ihnen steheudeu kirchlichennnd
politischenKräfte diese Mittel zn beschaffen.

Aber was hier aufgezeigt werdcu muß, ist folgende
Tatsache. Die Preußische Regierung hat nnn an Stelle
der bisherigen Möglichkeit, nur Hypotheken zn be¬
willigen, dafür gesorgt, daß mich verbilligte Darlehen
hergegeben Werden tonnen. Wir sehe» hier ein Ein¬
dringen der privaten Wohlfahrtsorganisationeu iu den
Apparat des Staates, gegen das wir uus weude»
müsse». Die Zusnmmeuarbeit zwischen den privaten
Wohlfahrtsorganisationeu uud den Behörden wird



160 77, Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 11. April 1930,

seitens der bürgerlichen Behörden immer und immer
wieder damit begründet, daß man sagt, die Schaffung
eigener Anstalten koste viel mehr Geld und man könne
sich das in der heutigen Notzeit nicht erlauben. Die
Gründe, die private konfessionelleWohlfahrtsorgani-
sationen veranlassen, Wohlfahrtspflege zn treiben und
diese Heime zu schaffen, sind natürlich überwiegend
politischer Natur. Deu Widerspruch der Sozialdemo-
kratie, der sogar noch einige Jahre nach dem Kriege
znm Ausdruck kam, hat man hente glücklich dadurch
beseitigt, daß man die Arbeiterwohlfahrt in den Kreis
der dotierten WohlfahrtSspitzenverl'ände hineingezogen
hat, (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Wir wollen
doch selber den Bericht!) Sir wehren sich ,aber anch
nicht gegen die Tatsache,daß der preußischeWuhlfnhrts-
miuister den WuhlfahrtSverbänden diese verbilligten
Darlehen gibt. Sie wehren sich also nicht gegen den
politischenZweck, der dahinter steht. Er besteht darin,
daß man die Wohlfahrtsurganisationen als politische
Instrumente gegeu die Arbeiter ausbaut. (Sehr gut!
bei deu Kommunisten.) Die Sozialdemokrntie ist, wie
gesagt, dadurch besänftigt worden, daß man sie auch
in .den Kreis >der dotierten Organisationen auf¬
genommen hat. (Znrnf: Die Nute Hilfe fällt anch
hinein!) Nein, die Note Hilfe fällt nicht hinein.
Natürlich wollen wir auch hineiu, das ist sonnenklar.
Wir sind natürlich „licht so dumm, Ihnen allein zn
erlnnben, ans den Mitteln der Allgemeinheit Ihre
ausgesprochen bürgerlich sozialfaschistischePartei zu
finanzieren. Den Charakter uuserer Organisationen
leugneu wir keineswegs. Wir betonen vielmehr bei
jeder Gelegenheit, daß die von nnS betriebenen und
unterhaltenen Wohlfahrtsorganisntioneu sich wesent¬
lich von dem Charakter Ihrer Organisationen unter¬
scheiden. Die Arbeiterwohlfahrt ist übrigens an¬
erkannter- und zugegebenermaßen eine Organisation,
die nach denselben Prinzipien Wohlfahrtspflege treibt,
wie es anch die christlichenOrganisationen tun.

Es ist hente soviel von Sozialpolitik geredet worden.
Meine Herren „Christen" in diesem hohen Hanse, wenn
Sie Wohlfahrtspflege treiben, so tun Sie es aus der
Erkenntnis heraus, daß man irgend etwas gegen die
Not des Volkes unternehmen muß. Sozialpolitik, wie
Sie sie treiben, geht aber nicht so weit, daß die Not
des Volkes wirtlich nnd gründlich behobenwird, sondern
Sie treiben Sozialpolitik nur soweit, wie der Drnck
des Proletariats Sie dazu veranlaßt und zwingt. Das
heißt, Ihre Sozialpolitik ist abhängig von dem Drnck
des Proletariats ans die Bourgeoisie. Das ist der
Gradmesser für Ihre Sozialpolitik. Den Zweck Ihrer
Sozialpolitik hat Herr Kanonikus Iauseu sehr klar
aufgezeigt. Er sagte: Wir sehen die Gefahren, die der
Kirche drohen. Und im Sinne der Abwehr der der
Kirche nnd dadurch auch der Bourgeoisie drohenden
Gefahren haben Sie sozialpolitische Organisationen
aufgezogen. Wir verwahren nns nnr dagegen, daß Sie

die politischen Zwecke der hinter Ihnen stehenden
Parteien mit Mitteln finanzieren, die auch wir anf-
znbringen bedauerlicherweisegezwungen sind. —

Welchen Zwecken dienen diese privaten Organi¬
sationen darüber hinaus auch noch? Wir siud in einigen
Gemeinden der Nheinpruvinz soweit,daß die Kommunen
WohlfahrtspflegerischeAufgaben ausschließlichsogar deu
auertnuuteu privaten WuhlfahrtSspitzenurganisationen
übertragen. Wir haben z. B. in Essen vor einiger Zeit
den Fall erlebt, daß man die Auszahlung der Schnl-
entlassnngöbeihilfen den christlichen Organisationen
nnd der Arbeiterwohlfahrt übertrage» hat. Daß man
die Arbeiterwohlfnhrt dabei berücksichtigte,war ein
Entgegenkommen nnd eine Unterstützung der Sozial¬
demokratie in ihrem Kampf gegen die Opposition i»
der sogenannten freien Schulgescllschaft. Das war ein
parteipolitischer Zweck. Wir sehen immer mehr dieses
Verwachsender anerkannten SPitzenorganisntiunen mit
der kommunalen Wohlfahrtspflege. Meine Herren
Sozialdemokratcn, Sie treiben aus keinem anderen
Grunde Wohlfahrtspflege, wie die Christen es auch
tun: Ausgleich, Versöhuuug, Vertuschung der Gegen¬
sätze zwischen der ausgebeuteten Arbeiterklasse nnd der
Bourgeoisie, Die Schutzmaner soll aufgerichtet werdcu.
Dem Proletariat wird gepredigt, daß feiue Wünsche
an und für sich berechtigt, aber uuerfüllbar sind, weil
die Nut des Gesnmtvoltes so groß ist, daß ausreichende
Sozialpolitik nicht getrieben werden kann.

Das wollte ich bei dieser Gelegenheit aufzeigen.
VorsitzenderNi>. Iarres : Weitere Wortmeldungen

liegen nicht vor. Ich schließedie Besprechung. Wir
kommen zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen, die für deu Autrng des I. uud
111. Fachausschusseszu 21 siud, sich zu crhebeu. Das ist
die Mehrheit. Es ist so beschlösse».

Ferucr bitte ich diejenigen, sich zn erheben, die nach
dem Antrage des III. Fachausschusseszu Nr. 25, für
Ucberweisuug au deu Provinzialansschnß zur Bericht¬
erstattung siud. Das ist die Mehrheit. Es ist so be¬
schlossen.

Wir kommen zn den verbundenen Nummern
2 6 — 3 2. Berichterstatter für den III. Fachausschuß ist
Herr Abgeorductcr Gickmann.

Abgeordneter Gickmann: Meine Damen nnd
Herren! Die Provinzialverwaltung unterhält ans
Wnnsch der BezirkSfürsorgevcrbäude ein Trinkerheim,
welches bisher in der Arbeitsanstalt Nrnuweiler unter¬
gebracht ist. Die baulichen Verhältnisse in der Arbeits-
anstnlt Vrauweiler wie auch sonstige Gründe lassen es
wünschenswert erscheinen,hier eine Trennung zwischen
den Korrigendrn und den entmündigten Trinkern vor¬
zunehmen. Wir haben setzt festzustellen,daß die Zahl
der Fürsorgezögliugc z»riickgegn»ge»ist, so daß es sich
ermöglichenläßt dnrch Zusammenlegung Anstalten, >die
lnsher der Fürsorgeerziehung dienten, nunmehr als
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Trinkerhcilstätten freizumachen. Nachdemin der Kom¬
mission die Provinzialverwaltuug bekauutgcgcbeuhat,
daß auch bei der Ueberführung der Beamten nnd der
notwendigen Umbesetzungnicht allzu große Schwierig-
teite» eutsteheu werdeu, empfiehlt Ihnen der III. Fach¬
ausschuß die unveränderte Annahme der Vorlage.

Vorsitzender !>. Iarres: Berichterstatter für den
II. Fachausschuß ist Herr Abgeordueter Ley.

Abgeorduetcr Ley (Gcvenich): Der II. Fachausschuß
hat den Antrag des Provinzialausschusses iu Druck-
sache Nr. 13 eiustimmig u,id ohue jegliche Diskussio»
nngenuunueu. Er empfiehlt Ihnen, meine Damen und
Herren, dasselbe zu tu».

Vorsitzender Dr. Iarres: Berichterstatter zu den
Punkten 27—31 ist Herr Abgeordneter Dr. Carl.

Abgeordneter Dr. Carl: Meine Damen uud
Herren! Der III. Fachausschußhat deu Haushaltsplan
der Anstalt Brauweilcr sorgfältig geprüft und empfiehlt
Ihnen die Annahme.

Zum Antrage Nr. 63: Der III. Fachansschußhat den
Antrag der Wirtschaftspartei nnter lebhaften Er¬
örterungen geprüft und empfiehlt Ihnen die Ablehnung
dieses Antrages.

Zum Antrage Nr. 62: Der III. Fachausschuß hat
dieseu Autrag der Wirtschaftspartei ebenfalls in
längerer Erörterung geprüft und empfiehlt Ihne» die
Ablehnung.

Zum Antrag Nr. 98: Der III. Fachausschußhat den
Antrag der KPD-Fraktion ebenfalls in langen Er¬
örterungen nnd Auseinandersetzungen geprüft und
empfiehlt Ihnen die Ablehnung.

Zum Antrag Nr. 99: Der III. Fachausschußempfiehlt
Ihuru die Ablehunug des Antrages der KPD, betr.
Behandlung der Korrigenden.

VorsitzenderNr. Iarres : Zu Nr. 32 hst Bericht¬
erstatter Herr Abgeordneter Nr. Müller.

Abgeordneter Nr. Müller : Meine sehr verehrten
Damen und Herreu! Der III. Fachausschußempfiehlt
Ihnen die Annahme des Antrages. AusreichendeAus-
Mlllndersetznngeufinden Sie in Drncksache Nr. 19.

Vorsitzender Nr. Iarres: Wir kommen zur Be¬
sprechung. Das Wort hat zunächstHerr Abgeordneter
Eickmann.

Abgeordneter Gickmann: Meine Damen und
Herren! Man kann gewiß der Auffassung zuneigen,
°aß mit der wirtschaftlichenVetätigung der Provm-
zialbetricbc keine wirtschaftspolitischenZiele verfolgt
werden sollen Man kann auch die Meinung Vertreten,
^ß diese wirtschaftlichen Betriebe nicht so geleitet
werden sollen als wenn sie zu einer Haupteiuuahme-
cmelle der Provinz werden sollten, wie es vielfach nnt
den kommunalen Regiebetrieben der Gemeinden der
Fall ist Wir müssen anerkennen und für richtig er¬
achten, daß jene wirtschaftlicheVetätigung der Provin¬
zialverwaltuug berechtigt ist, soweit sie notwendig ,st,

um die Aufgaben der Verwaltung zu erfüllen. Wie
liegen die Dinge bei der Proviuzialvcrwaltung? Hier
werden jedes Jahr Hunderte von jungen Leuten der
Fürsorgeerziehung überwiesen, denen die Provinz das
geben soll, was ihucu das Elteruhaus zu geben nicht in
der Lage ist. Wir wissen,daß wir die Aufgabe haben,
diese jungen Lcntc nicht nur zu erziehen, sondern sie
auch lmszubildeu, ihnen das mitzugeben, was sie not¬
wendig haben, um später im freien Leben sich zu be¬
währen. Diese Ausbildung der jungen Leute muß
unter allen Umständen eine gute sein, weil sie ja ge¬
wissermaßenmit einer Vorbelnstuug in das freie Leben
hineintreten. Wenn wir fast übereinstimmend in diesem
Hause der Meinung sind, daß eine gute handwerks¬
mäßige Ausbildung Wohl das Richtige ist, so müssen
wir uns auch unter allen Umständen damit abfiude»,
daß diese handwerksmäßige Ausbildung in Werkstätten
mit Werkzeugenuud Maschinen geschehen muß, die den
Verhältnissen in der freien Wirtschaft angepaßt siud.
Denn mit jeueu Methoden uud Einrichtungen, die vor
50 Jahren in den handwerksmäßige» Betriebe» mög¬
lich wareu, lassen sich heute keine vollwertigen Arbeiter
mehr ausbilden. Folglich töuueu wir Wohl sageu: Die Ver¬
waltung soll sich hüten, sogenannte Natioualisierungs-
ezperimente, wie wir sie iu den letzten Jahren in der
freien Wirtschaft vielfach zu verzeichnen hatten, mit¬
zumachen.Aber bewährte Produktionsmcthoden müssen
in diesen Lehrwerkstätten unter allen Umständen ein¬
geführt werden, und die cutsprechcudcu Materialien
und Ginrichtuugeu müssen vorhanden sein-

Aehnlich wie die Verhältnisse iu den Werkstätten
der Jugendfürsorge liegen, sind die Verhältnisse auch
in der Arbeitsanstalt Vrauweiler. Hier haben wir es
mit einem Menschenmaterial zu tun, das zum Teil in
Truukeuheit uud Arbeitsscheu der ordeutlichen Arbeit
und dem ordentlichenLeben entwöhnt ist. (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Infolge der christlichen
Gesellschaftsordnuug!) Diese Menschen wieder zu
ordentlichen Menschen zu machen, erfordert, daß wir sie
in den Anstalten zur ordentlichenArbeit anhalten. Und
einen Menschen kann man am besten dann wieder auf
die rechte Bahn bringen, wenn man ihn in seinem
Beruf beschäftigt, so daß auch hier die Notwendigkeit
gegeben ist, handwerksmäßige Betriebe zu unterhalten.

Wenn uun die Notwendigkeit gegeben ist, diese Be¬
triebe zu unterhalten, so muß selbstverstaudlich auch
dafür gesorgt werden, daß Arbeit vorhanden ist. Wir
alle sind der Auffassung, daß diese handwerksmäßigen
Betriebe in erster Linie den Bedarf der Anstalt selbst
nnd darüber hiucms den Bedarf der Provinzialverwal-
tung im allgemeinen zu decken haben. Darüber besteht
Einigkeit. Ich weiß auch, daß es hin und wieder vor¬
gekommen ist, daß diese Betriebe für eine» Privaten
ein kleines Stück Arbeit augefertigt haben, vielleicht
aus dem Grunde, um besonderen Leuten die Möglich¬
keit zu gcbeu, sich auf ihrem ureigensten Gebiete in den
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Werkstätten M betätigen. Aber wenn wir dies allzu
genau nehmen wollen, dann müssen wir einmal die
Rechnung aufmachen:Was haben die Proviuzialbetriebe
im Laufe der letzten Jahre für den freien Markt ge¬
arbeitet und welche Aufträge haben die Proüinzial¬
betriebe der freien Wirtschaft gegeben? Wenn wir hier
das Verhältnis darstellen wollten, so würden, glaube
ich, bei dem Vergleich Bruchteile eines Prozentes
herauskommen. Die Tätigkeit in diesen Betrieben für
den freien Markt war derart gering, daß sie der Er¬
wähnung wirklich nicht wert ist.

Mehr Schwierigkeiten als die Neschäftiguug der
gelernten Arbeiter bringt uns die Notwendigkeit, die so¬
genannten nngclerntcnArbeiter zn beschäftigen. Zunächst
sind das jene Gruppen unter den Fürsorgezögliugcn,
die für handwerklicheBeschäftigung keine Veranlagung
haben, sondern als uugclernte Arbeiter beschäftigtwer¬
den müssen. Am idealsten wäre es ja hier, wenn es
möglich wäre, sämtliche ungelernten Arbeiter in den
landwirtschaftlichen Betrieben der Anstalt zu beschäf¬
tigen. (Abgeordneter Lessenich:Nichtig!) Bedarf für
diese Sachen wäre schon; aber wir wissen auch aus den
Verhandluugen, daß es gar nicht möglich ist, die not¬
wendigen Rohmaterialien, in diesem Falle also Grund
und Boden, bereitzustellen, um alle diese Leute in der
Landwirtschaft zu beschäftigen. Folglich können Wir
nicht sagen: Eine industrielle Beschäftigung der un¬
gelernten Arbeiter darf nicht stattfinden. Wenn ich
durch die Besichtigung der verschiedenen Anstalten rich¬
tig unterrichtet bin, so ist an industrieller Beschäftigung
die Anfertigung von Schwcmmsleinen zu verzeichnen.
In einer Antwort des Herrn Landeshauptmanns an
den betr. Verband ist ausgeführt, daß in der Arbeits-
anstalt Vrauweilcr, wie in der Anstalt Fichtenhain, mit
dieser Arbeit rund 40 Menschenbeschäftigtwerden und
das; diese Produktion im Vergleich zu der Produktion
des gesamten rheinischenGewerbes geradezu verschwin¬
dend ist, sodnß als Konkurrenz diese Netätigung nicht in
Frage kommen kann, insbesondere deshalb nicht, weil
verschiedentlichfestgestelltworden ist, das; die Provin-
zialverwnltuug mit ihrer Preisfestsetzung über der
Preisfestsetzung des freien Marktes liegt.

Anders ist vielleicht die Netätigung zu werte», die
sich in der Nachkriegszeitin Branwcilcr vollzieht. Hier
haben wir es mit einem ganz modern eingerichteten
Netriebe zu tun. (Abgeordneter Lessenich: Leider!)
Wenn aber nunmehr in den Anträgen verlangt wird,
das; diese Betriebe nach kaufmännischenGesichtspunkten
geleitet werden sollen, wenn verlangt wird, daß die
Bilanz dieser Betriebe nach kaufmännischen Gesichts¬
punkten aufgestellt werden soll, so ist damit gesagt:
Diese Betriebe sollen sich wirtschaftspolitisch orien¬
tieren. (Abgeordneter Gerlach: Sehr richtig!) Meine
Herren, wenn das von Ihnen verlangt wird, dann kann
man die Forderung aufstellen: Dann sollen sie sich auch
sozialpolitischoricutieren. Da gestatte» Sie mir viel¬

leicht eine Bemerkung. Ihnen allen ist bekannt, daß
gegenwärtig der Index für Naustoffc wesentlichhöher
liegt als der Index für die landwirtschaftlichen Pro¬
dukte, wie auch der Inder, für die Rohprodukte der In¬
dustrie zum Teil wesentlichhöher liegt als der ürbcns-
mittelinder.. Wir wissen auch, daß i»folge des hohen
Preisstandes für Ziegel nicht genügend zur Behebung
der Wohnungsnot getan werden tan» (Abgeordneter
Marx: Sehr richtig!) und daß uuter der Wohnungs¬
not auch der gewerblicheMittelstand, insbesondere das
Baugewerbe außerordentlich zu leiden hat. (Abgeord¬
neter Lessenich: Aha!) Ich würde mir eine gewisse Ent¬
lastung des Mittelstandes davon versprechen,wenn die
Provinzialverwaltuug sich dazu entschließenwürde, mit
ihrer Ziegelei aus dem Syndikat herauszugehen, nni
einmal eine vernünftige Preispolitik in Ziegel machen
zu können. (Zuruf des Abgeorduetcn Lessenich: Da gibt
es ja gar kein Svndikat, das habe ich Ihnen schon im Aus¬
schuß gesagt: wiederholen Sie doch nicht Sachen, von
denen Ihnen schon andere gesagt haben, daß Sie nicht
stimmen! Glucke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Gickmann-

Abgeordneter E i ck m a n n (fortfahrend): Herr Lesse¬
nich, ich muß hier bemerke»,daß in der letzten Sitzung
im vorigen Jahr mir der Herr Landeshauptmaun auf
meine Frage geantwortet hat: Die Ziegelei ist Mitglied
des Rheinischen Ziegelshndikats, und an diese authen¬
tische Mitteilung habe ich mich zu halten, bis mir eine
andere Mitteilung gegeben wird. Für eine solche Mit¬
teilung kann ich den Herrn Lessenichnicht als kom¬
petent ansehen.

Also, meine Herren, wenn wir die Betriebe wirt¬
schaftspolitischorientieren solle», dann müssen wir ver¬
langen, daß sie sich auch sozialpolitischoricutieren.

Im übrigen glaube ich Wohl den Herren der Ver¬
waltung, »dem Herrn Landeshauptmann mit seinem
Dezernenten, wie auch dem Leiter der Netriebe die An¬
erkennung aussprecheu zu ,dürfeu, daß sie es bisher bei
der Leitung der wirtschaftlichen Netriebc verstanden
haben, die öfters gegeneinander gehenden Interessen
auf einer vernünftigen Basis auszugleichen. (Abgeord¬
neter Lessenich: Leider nicht!) Ich muß weiter fest¬
stelle», daß die Agitation, die gerade in der letzten Zeit
hinsichtlich der wirtschaftlichen Netätigung der öffent¬
lichen Hand betrieben wird, in einer derart unsachlichen
Art mit Schlllgwurten betriebe,: wird, daß man damit
wirklich nichts anfange» kann, selbst wenn man den ehr¬
lichen Willen hat, jenen Kreisen zu helfeu, denen angeb¬
lich diese Schlagwortenutzcusollen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Lessenich: Was Sie sagen, sind alles Schlag-
Worte!) Ich muß sagen: In dieser Beziehuug handelt
der Provinziallandtag richtig, wenn er die hier gestellten
Anträge der Mittelstandsparteien nicht zuletzt im In¬
teresse einer gesunden Entwickelung des Gewerbestandes
und des Handwerks ablehnt.
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Vorsitzender !),-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kelter. — Nicht da. Dann Herr Renner.
— Nicht da. Dann Herr »geordneter Lessenich.

Abgeordneter Lessenich: Meine Damen und
Herren! Was man mit Worte» machen kann, hat mein
Vorredner gezeigt. Die Erdrosselung, Abschlachtuug
und Vernichtung einzelner Gewerbetreibenden wird
mit eleganten Worten abgetan, und es heißt: Wirt-
schaft, friß das, find' dich damit ab! Giner der Haupt-
Programmpunkte der Wirtschaftspartei ist die Be¬
kämpfung und Beseitigung aller in öffentlicher Hand
befindlichen Betriebe, mit Ausnahme der Monupol-
betriebe: Gas, Wasser und Elektrizität. (Zurnf eines
Tuzialdcmotratcn: Daran wollen Sie auch schou!)
DrucksacheN1 verlangt die Klarlegung der von der Pro¬
vinz betriebenen Gewerbebetriebe nach kaufmännischen
Grundsätzen.

Wie die Verwaltung zugibt, sind in Vrauweiler
rückfällige Trinker untergebracht. Wir nennen der¬
artige Leute in Köln „Schnapsnasen"; aber dieser Aus¬
druck wird wahrscheinlichdas Gefühl verletzen. (Zuruf
des Abgeordneten Renner: Der Herr vr. Lcy juckt
schon! Heiterkeit. Antwort des Abgeordneten Dr.
«ey: Dann müßte ich Hörsiug heißen, Antwort des
Abgeordneten Gerlach: Das ist ein Unterschied, der
kann's vertragen und Sie nicht!) Schön, diese „Schnaps¬
nasen" oder diese Art Herren sind nur vorübergehend
>n.der Anstalt beschäftigt. (Zurufe des Abgeordnetenl)r.
Leh.)

Vorsitzender l),>. Iarres: Herr Abgeordneter Dr.
Nep., Sie haben nicht das Wort. (Zurnf des Abgeord¬
neten Dr. Lep: Wenn die mich angreifen! Weitere Per¬
sönliche Znrnfc zwischenlinks nnd rechts.) Ich bitte,
diese persönlichen Unterhaltungen zu unterlassen. Das
^ort hat Herr Abgeordneter Lessenich,

Abgeordneter Lessenich (fortfahrend): Meine
Damen und Herren! Ich habe Ihnen schon gesagt, daß
diese Herren, die ich hier nicht näher bezeichnenwill,
nur vorübergehend in der Anstalt beherbergt werden.
Sie werden dort wie folgt beschäftigt: Man zieht einen
betrieb auf, der wie der Ziegcleibetrieb vollständig
nntumatischist und über eine Million gekostet hat. Au
Stelle eines Handbetriebes, der für dieselbe Produktion
>5« solcher Herren beschäftigen würde, laufen zur
^obnchtung der Ventile und der Schüttkästcn8 bis U
Zöglinge herum. Und dafür ist, wie gesagt, etwa eine
Million investiert wurden. Ich gebe ohne weiteres zu,
°°ß der Ziegeleibetrieb, der dort in Brauweiler ein¬
richtet ist und für die ganz« heimische Ziegelindustric
!° berheereiüdwirkt, ein modern aufgezogener Betrieb
'n. wie ihn in der Provinz ein Privatunternehmer
"uht aufziehe» könnte, einfach deswegen nicht, weil man
"?i einer privaten Ziegelei damit rechnenmuß, daß sich
°«s Anlagekapital auch verzinst; das braucht es be,
'°" öffentlichenHand nicht. Wir haben es ja und geben
rs so aus!

Meine Damen und Herren, meine Ginstellung zu
den öffentlichen Betrieben brauche ich, weil wir doch
alle wirtschaftlicheingestellt sein müßten, nicht weiter
zu erörtern. Jede Zeitung, die sich Ihnen bietet, bringt
nahezu in jeder Nummer Mitteilungen .von der ver¬
heerenden Wirlnng der Vetätignng der öffentlichen
Hand. Wir wollen uns nun einmal anhören, was der
harmlose Betrieb der Brauwciler Anstalt in Wirklich¬
keit für Sachen macht.

Erklärung der Handwerkskammer: „Wir bestätigen
den Eingang Ihres Schreibens, betr.'Regiebetriebe der
Provinz, nnd teilen Ihnen mit, das; anch aus Haud-
werkerkrcisengroße Klagen über die Ausführung von
Arbeiten an Private durch die Arbcitsnnstatt Brau¬
wciler geführt werden. Ganz besonders die Handwerker
zu Brnuweilcr haben Beschwerdedarüber geführt, daß
ihnen fast alle Arbeiten durch die Anstalt fortgenommen
werden. So sind ,z. V., soviel uns bekannt ist, im
vorigen Jahre für den Gemeinderentmeister Gänsen,
den Hanptwachtmeister Nauß, den Arbeitsinspektor
i. N. Klein, einen gewissen Thelcn nnd Nahmen in
Vrauweiler nnd für den Lehrer Johann Esser in
Sintern die Bauschrciuerarbeiten für Neubauten aus¬
geführt wordcu; ferner für einen Architektenin Köln,
dessen Namen wir leider noch nicht erfahren konnten, 37
große hölzerne Garngentore, für das Schaltwerk in
Vrauweiler eine Drahteinzäunnng von einem Ans-
maße, daß sämtliche Schmiede nnd Schlosser der Ge¬
meinde Vrauweiler monatelang Arbeit und Verdienst
gehabt hätten. (Hört, hört! bei der Wirtschaftspartei.)
In der vorigen Woche sind, wie uns weiter mitgeteilt
wird, Gitter für die Personen Berger, Schlüssel und
Klefisch in Löveuichgeliefert worden. Zurzeit solleu für
ein Kölner Restaurant 12Nl> Stühle in der Anstalt ge¬
strichen werden. (Hört, hört! bei der Wirtschaftspartei.)
Ebenso werden wieder verschiedene Nauschreinerarbeitcn
für Private ausgeführt.

Wir bitten Sie doch dringend, —" so schreibt die
Handwerkskammer— „alles z» versuchen, um diese Ar¬
beiten in der Arbcitscmstatt Vrauweiler zu unter¬
binden, da durch dieselben das Handwerk, besonders
in der Gemeinde Brauweiler, auf das allerschwerste ge¬
schädigt wird." (Zuruf: Fürchterlich!) Wenn Sie sagen
„Fürchterlich", so wollen Sie damit sagen, es sei gleich¬
gültig, ob für solch eine Schnapsnase irgendein Hand¬
werksmeisternicht weiß, wie er seine Familie ernährt.
Ich denke, gegen den von mir vorgetragenen Bericht
werden Sie doch nicht etwa einwenden wollen, die
Handwerkskammerhabe den für das hohe Haus zurecht¬
frisiert. (Zuruf des Abgeordcuteu Kühnen: Aber da¬
gegen, daß Sie hier immer wieder von Schnapsnasen
sprechen! Weiterer Znruf: Interessenvertretung!) Ja,
es ist eine Iutcrcssenvertretnnn, angesichts der Tat¬
sache, daß dem Handwerk und dem Mittelstande durch
die Betätigung der öffentlichen Hand das Messer an die
Gurgel gelegt wird. Und dann gibt es noch Leute, die
sich hicrhinstellcn nnd sagen: Wir haben durch eine
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solche Betätigung cm großes Defizit und wollen immer
neue Apparate aufbauen; wir Wolleu wieder 185 00U
RM für einen neuen Kessel hauen. Meine Herren, faßt
man sich denn ba nicht an den Kopf, wird das deun
nicht, wenn es so weitergeht (Zuruf lints: ein halbes
Jahr! Heiterkeit), dazu führen, daß Sie sagen müssen:
OeffcntlichcHand, Du machst den Mittelstand vollends
taput. Die andere Hand kennen wir als Mittelstandler
ganz genau. Darüber zu sprechen, ist hier nicht der
Ort. Hier haben wir es nur mit der Betätigung der
öffentlichenHand, mit den verwünschten Regiearbeiten
in Brauweilei zu tun. (Hört, hört! links.) Als In¬
teressenvertreter, der von dieser Sache selbst betroffen
wird, als Ziegeleibesttzer (Zuruf des Abgeordnete!!
Kurth: dürfen Sie gar nicht zu ,der Sache reden!) er¬
kläre ich hier vor dem hohen Hause, daß es eine Schande
und eine Schmach ist, wie die Arbeitsanstalt Brauweiler
bei dem Ziegelsteinbetrieb Schindluder treibt. (Zuruf
des Abgeordneten Kolaß: Sie reden pro ,domo!)
Jawohl, ich spreche pro domo nnd bin dazu legitimiert,
weil ich auf diesem Gebiete über Sachkenntnisseverfüge,
über die Sie leider nicht verfügen. Hier können Sie sich
einmal von mir belehren lassen. Ich lasse mich auch
von Ihnen belehren, wenn Sie gute Gedanken haben.
(Zuruf: Sie sind unbelehrbar! Weiterer >dem Redner
zustimmender unverständlicher Zuruf.) — Ich danke
schön; wenn Sie im FachausschußIII gewesen wären,
hätte ich nicht die Minderheit bekommen.—

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich weiß,
daß man von mir verlangt, setzt auch Woge zu zeigen,
wie man diesen verwünschtenRegiebetrieben beikommt.
Ich habe es bereits im Ausschußgesagt uud bin auf keiu
Verständnis gestoßen. Wenn Sie sich einem Gremium
gegenüber sehen, dem wirtschaftliche Fragen nicht
liegen, dem religiöse und sonstige Fragen besser liegen,
dann gehen Sie eher mit Kein Kopf durch die Wand, als
daß Sie die Mehrheit in einem solchenAusschuß be¬
kommen. Ich kann nur etwas erreichen, wenn wirt¬
schaftliches Verständnis besteht, wenn für die Nöte des
Mittelstandes einmal das richtige Herz gezeigt wird.
So kann es nicht weitergehen. Jeder Ziegelbäcker,den
die Anstalt Brauweiler hochzieht,kostet 5><>0<>RM. In
dem Fachausschuß — mau möge mir gestatten, hier
darüber etwas zu sagen, weil ich bis heute noch uicht
darüber hinweg kann — wurde mir erklärt: Wir beab¬
sichtigen, Führer für die Wirtschaft, demnächstige
Meister, heranzubilden. Ich frage ,die hochgeehrte»,
NasseubewußtcnArbeiter: Wollen Sie eine solche heran¬
gezogene Schnapsnase auf ,die Nafc gesetzt haben? Ja
oder nein? (Zuruf der Abgeordneten Frau Necker:Das
ist unerhört! Zuruf des Abgeordneten Jausen: Pfui!
Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Seien Sie doch froh,
wenn die Leute wieder zum Arbeiten kommen!) Bitte
schon, Herr Landesrat, ich habe Ihnen schon gesagt, daß
der Vertreter der Verwaltung erklärt hat, ,dciß es sich
um Trinker handelt, die Sie immer wieder zurückbekom¬
men, um Leute, die unheilbar sind. (Zuruf des Abgeord¬

nete!! Gerlach: Gs wird eine ganze Menge wieder
geheilt!) Herr Landesrat, weun Sie mir leine Antwort
auf die Frage geben, ob Sie diese Leute als Vorgesetzte
Ihrer klassenbewußtenArbeiter wollen, dann kann ich
mich nur an ,die Wirtschaftler wenden, die mir bestätigen
werden, daß ste sich für eiuen solchen Meister bedanken.
sZuruf des Abgeordneten Gerlach: Wenn der Mann
wieder brauchbar ist, warum denn nicht? Seien Sie
froh, daß er wieder zur meuschlichen Gesellschaft gehört!)
Soviel ich weiß, siud die organisierten Unternehmer
und Handwerksmeister noch nicht soweit, daß sie ihre
Brauchbarkeit durch das Parteibuch nachweisen. (Ab¬
geordneter Dr. Stein: Sehr gut! Zuruf links: Das ist
Ihre ganze Weisheit!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich weis!
sehr genau, daß eine solche Sache nicht so ohne weiteres
abzubauen ist. Aber man brauchte ja in den letzten
Tagen nicht hellhörig zu sein, um zu merken, daß der
Wind wioder nach rechts geht. Ich hoffe, daß die Herren,
die das wittern, recht behalten, daß ein kräftiger Wind
kommt und diese Art Regiebetriebe hinwegfegt, (Ab¬
geordneter Dr. Stein: Sehr gut!) Den Herren Poli¬
tikern, die >das Gras wachsen hören, möchte ich sagen,
daß die Bekämpfung der Regiebetriebe eine ^dankbare
Aufgabe ist. Meine Partei ist Regierungspartei ge¬
worden. (Zuruf links: Aber was für eine!) Wir wären
Ihnen für Ihre Mitarbeit zu Dank verpflichtet nnd
würden nns nach berühmtem Muster erkenntlichzeigen!!

Ich komme jetzt zum Schluß. (Zuruf liuks: Gott sei
Dank!) Ich unterbreche Sie, Herr Renner, nachher
llnch nicht. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Ich habe
Sie nicht unterbrochen. Ich bin ganz erschossen, was
Sie da für eineu Quatsch erzählen!) Also waren es die
SPD.-Freuirde. Die Herren wissen ja, daß zwischen
solchen mittelstäiMschenGedanken nnd den marxistischen
Gesichtspunktenein Unterschied wie Tag und Nacht ist.
Wir brauchen darüber nicht zu reden- Ich bin anders
eingestellt. Ich kämpfe hier für meine Ideale, wenn ich
sage: Muß denn 'die öffentliche Hand immer wieder der
Totengräber der freien Wirtschaft sein?

Ich bitte, unsere Anträge freundlichst auuehmen zu
wollen. Damit erreichenwir sa vorläufig nur die Auf¬
merksamkeit der Verwaltmng. Bei meinen Unterhal¬
tungen mit der Verwaltung habe ich festgestellt, daß der
zuständige Dezernent wirtschaftliches Verständnis hat.
So hoffe ich, daß sich im Interesse der Mittelständler
Wege finden lassen, diese verheerende Konkurrenz für
den Mittelstand abzubauen. (Zuruf des Abgeordneten
Dnnder: Hängen Sie doch die Leute auf, 'die in den
Anstalten sind!)

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort hat der Herr
Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horiou : Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Der Herr Vorredner hat
uns hier mit großem Nachdruckseine Einstellung zur
Tätigkeit der öffentlichen Hand überhaupt und zn den
Betrieben der Anstalt Brauweiler im besoudereu dar-
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gelogt. Was ich aber sehr vermißt habe, ist, daß er
uns auch einmal seine Einstellung zu den armen, un¬
glücklichen Menschendargelegt hätte, die in Brauweiler
untergebracht sind (Sehr richtig!) und denen gegen¬
über wir die heilige Pflicht haben, sie während ihres
Aufenthalts in Nrauweiler menschenwürdig unter¬
zubringen, menschenwürdig zu beschäftigen, um zu
versuchen sie wieder zu branchbaren Gliedern der
menschlichen Gesellschaftzu machen. (Sehr gut!) Keiner
du» uns hat das Recht, über diese Menschen in phari¬
säerhafter Weise den Stab zu brechen (Sehr gut!),
suuderu jeder von ans soll unserem Herrgott danken,
das; er nicht unter denselben Verhältnissen nusgcwachseu
ist, nicht in derselben Umgebung gewesen ist und nicht
dieselben Naturnnlagen mit auf den Weg bekomme»
hat, denn, wer weiß, wo dann jeder von uns sich auch
befände. (Lauter Beifall.) Das ist der GesMspuukt,
von dem aus wir an die Behandlung dieser Frage
Herangehen. Für uns lommcn in erster Linie die
Menschen, die dort untergebracht sind. Für nns steht
in erster Reihe die Frage, was wir für diese Menschen
tun können nnd tun müssen. (Zuruf des Abgeordnete»
Lesscnich: Zur Sache! Glocke des Vorsitzenden.) Wir
'»üssen für diese Menschen die Anstalt unterhalten und
»Nissen dafür sorgen, daß sie dort sachgemäß unter¬
gebracht werden. Infolgedessen rechtfertigen sich ohne
weiteres auch die Aufwendungen, die wir für den
weitercu Ausbau der Anstalt, z. B. für das Kesselhans,
<W machen haben, wenn die bisherigen Einrichtungen
auf diesen, Gebiete nicht mehr genügen. Wir sind nicht
'n der Lage, die Leute etwa im Winter in der
Kälte liegen zu Inssen (Zwischenruf des Abgeordneten
lesscnich.Glocke des Vorsitzenden.),sondern wir müssen
sie sachgemäßunterbringen.

Vorsitzender !)>>. Iarres: Herr Abgeordneter
Uessenich,ich bitte Sie, die Zwischenrufezu unterlassen.
Ich werde Sie sonst zur Ordnung rufen,

Landeshauptmann !»'. H orio n (fortfahrend):
Meine Damen nnd Herren! Wenn wir von diesem
Gesichtspunkteausgehen, dann bin ich natürlich für jede
Belehrung dankbar, wie wir etwa die Aufgaben, die
wir zu lüseu haben, uoch besser lösen können. Diese
Nclchruugen sind nns aber nicht geworden. Vielmehr
wird von den Handwerkern gesagt, wir sollten die
^ute .in der Ziegelei beschäftigeu, und von den
Flegeleien wird gesagt: BeschäftigenSie sie im Hand¬
wert, Infolgedessen haben Mir den Grundsatz, möglichst
w'ele Betriebe einzurichten, damit nicht ein Handwerk
oder ein Netrieb sich in ganz besonderer Weise darüber
beklagenla»», es würde ihm Konkurreuz gemacht. Die
Wahlen, die in der Fachkommissionmitgeteilt worden
und, haben aber auch ergeben, daß die Quantitäten so
Neriug siud, daß von einer Konkurrenz gegenüber dem
Gesamtgewerbe gar keine Rede sein kaun. (Sehr
richtig!)

6s wurde eben gesagt: Ihr arbeitet unwirtschaftlich,
'"eil Ihr zuviel L.ute beschäftigt; Guch tostet jeder

Ziegelstein soundso viel, wenn Ihr die Arbeitstraft der
Leute berechnet. Aber das ist es ja gerade, daß wir
darauf drängen, nuu nicht noch mehr zu produzieren,
sondern daß wir möglichstviele Leute bei der Arbeit
Zu beschäftigensuchen, um eben die Aufgabe ihrer sach-
gemä'hcu Unterbringung und Beschäftigung erfüllen zu
können.

Wir haben übrigens schon >im Jahre 1928 mit dem
Verbände der Ziegeleien Rheinlands über diese An¬
gelegenheit eine Korrespondenzgepflogen. Das Ergebnis
war ein Schreiben dieses Verbandes vom M. Mai, in
dem es heißt: „Im Verfolg unseres Schreibens vom
14. hatten wir heute Gelegenheit, die gegen die Pro-
Vinzilll-Arbeitsanstlllt Nrauweiler von Mitgliedern
uuseres Verbandes gemachtenAnwürfe zu prüfen und
festzustellen, daß in allen uns genannten Fällen von
der Provinzilll-Arbcitsanstalt kaufmännisch vollkommen
richtig gehandelt worden ist." (Hört, hört!) „Wir haben
die in Frage kommendenMitglieder entsprechend ver¬
ständigt." Dazu sind die Herren mich jetzt eingeladen,
sich die Betriebe anzusehen nnd dann mit uns zu¬
sammenzuarbeiten, um die armeu, unglücklichenMen¬
schen, die wir dort untergebracht haben, sachgemäß
unterbringen und verpflegen zu können. Aber mit
bloßer Kritik an der Tätigkeit der öffentlichenHand ist
es nicht getan.

Ich möchte auch uoch darauf hinweisen, daß es sich
bei unseren Betrieben uicht darum handelt, etwa die
öffentlicheHand als solche zn propagirren und hoch-
zuziehc». Wir möchten viel lieber keinen einzigen
öffentlichenBetrieb haben (Zuruf rechts: Aha!), son¬
dern es handelt sich für uns nur darum, die Personeu,
die uns — ich möchte sagen — aufgedrängt werden
durch die Gesetzgebung,irgendwie z>u beschäftigen. So¬
bald deren Zahl abnimmt, werden auch uusere Betriebe
abnehmen. Von uns werden die Betriebe nicht ein¬
gerichtet nm des Betriebes willen, um einen Gewinn
daraus zu erzielen, sondern lediglich,um die gesetzlichen
Zwecke zu erfüllen, die uus auferlegt worden sind. (Leb¬
hafter Beifall.)

Vorsitzender !),-, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Deppe.

Abgeordneter Deppe: Herr Abgeordneter Lesse-
nich wünscht, das; ein kräftiger Wind käme, der diese
Anstalt hinwegfegt. Er braucht sich darüber keine Kopf¬
schmerzenzu macheu. Die wirtschaftlichen und poli¬
tischen Verhältnisse, wie sie heute liege», werden schon
dafür sorgen, daß sich ein gewaltiger Sturm entfacht,
der seiueu Wüuscheu entspricht. (Zuruf des Abgeord¬
neten Gcriach: Den Wünschender Wirtschaftspartcl?)
Wenn Herr Eickmannhier davon spricht, daß in dieser
Anstalt junge Leute zn ordentlichen Menschenerzogen
werden sollen, so muß ich ihm darauf erwidern, daß
diese Erziehung wenig Wert hat. Wenn man Erwerbs¬
lose, die heute infolge der kapitalistischen Nationali¬
sierung uirgeuds Arbeit bekommen können, in den
Arbeitsllnstnlten unterbringt und glaubt, sie dort zu
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vollwertigen Arbeitern machen zu können, so hat esdoch
keinen Wert, 'daß man sie dazu macht, ,denn wenn sie
aus der Anstalt herauskommen, werden sie so leicht
uicht in einem kapitalistischenBetriebe ankommen, und
sie werden wieder auf die alte Bummelbahn hinaus-
gcschleudertund sind dann nachher wieder darauf au¬
gewiesen, in dieser Anstalt zu enden.

Wir hauen eine andere Auffassung von der
Rheinischen Provinzial-Arbeitsanstalt. Wir sagen: Die
Rheinische Provinzialaubeitsanstalt BraUweiler ist ein
Zwangsinstitut der kapitalistischenGesellschaftsordnung,
in >dem man erwerbslose Arbeiter, die durch die Na¬
tionalisierung aus deu Betrieben hinausgeflogen siud,
weiter ausnntzt. Das muß festgestellt wcrdeu: Die Ar¬
beiter, die >m dieser Arbeitsanstnlt untergebracht
werden, werden dort ausgenutzt und siud außerdem
in ihrer Freiheit derart beschränkt, daß man nicht von
einem Arbeitshaus, sondern mehr von einer Zwangs-
arbeitsstätte sprechen muß, in der man diese Leute der
Disziplinargewalt der Anstaltsbeamten unterwirft.
Wenn die Arbeiter erwerbslos werden — und wir
haben doch schon :i Millionen Erwerbslose in Deutsch¬
land — und auf die Landstraße kommen, so ist es
selbstuerständlich,daß ste betteln gehen müssen. Wenn
man sie dann erwischt, so überweist man sie der Landes¬
polizeibehörde. Der Schluß ist dann Nranwcilcr. Wir
stellen also fest, daß nicht die Opfer, die in dieser An¬
stalt untergebracht werden, schuld daran sind, sondern
daß die Schuld einzig und allein die kapitalistischeGe¬
sellschaftsordnungtränt, die solche Mißverhältnisse ge-
schaffen hat.

Daraus ergibt sich für uns von selbst, daß wir einen
Vtat für die Zwangsarbeitsnnstalt Brauwciler ab¬
lehnen.

Selbstuerständlich versuchen wir als kommunistische
Fraktion, das Los der Arbeiter in dieser Arbeitsanstalt
i» etwa zu bessern. Leider ist das nicht so leicht. Wenn
wir die alte Hausordnung mit der neuen vergleichen,so
sehen wir schon, daß durch die Arbeit der Kommnnisten
eine Aenderung zugunsten der Anstaltsin fassen ein¬
getreten ist. Die Kommunisten haben darauf gedrängt,
daß man die reaktionäre Hausordnung abschaffte. Trotz
alledem ist aber auch die neue Hausorduung noch so
reaktionär, daß die Beamten Handhaben genug haben,
die Insassen der Anstalt zn unterdrücken. Wir können
solche Maßnahmen nicht gutheißen.

Als im vergangenen Jahre eine Anzahl Arbeiter,
die mit ihrem Los nicht znfrieden waren, rebellierten,
hat man vier Nebellen ohne weiteres in einer Irren¬
anstalt untergebracht. In den: Moment, wo ein Mensch
sieht, daß er unterdrückt wird, und er rebelliert da¬
gegen, bringt man ihn einfach in ein Irrcnhans. Das
ist brutal. Wir haben in einer Kommissionssitznngzu
der Sache Stellung genommen. Aber in dieser Kom¬
missionssitznna. waren wir auf das einseitige Urteil der
Anstaltsbeamten uud der ProUinzialverwaltung an-
llewicsen. Wir selbst hatten keine Gelegenheit, diesen

Fall genügend zu prüfeu; Mir hatten keine Gelegenheit,
mit den Insassen über diese Sache zu sprechen. Deshalb
kann nns dieser einseitige Bericht nicht genügen,
sondern wir verlangen, daß bei solchen Vorkommnissen
die Kommission schnellstens zusammengerufen wird, da¬
mit eiuc Prüfung der Sache angeordnet werden kann.

Solange die Sachen so liegen, wie ich sie eben ge¬
schildert habe, werden die Verhältnisse in dieser Anstalt
nicht gebessertwerden. Wir haben aus diesemGrunde
beantragt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen: Die
Revisionen der RheinischenProUinzial-Arbcitsanstalt
durch die Provinzialkommissionen alle Vierteljahre,
also viermal im Jahre, vorzunehmen."
Ich glaube, daß dieser Antrag seinen Zweck erfüllt,

wenn entsprechendverfahren wird. Wir müsseil darauf
drängen, daß diese Revisionen nicht vorher angemeldet
werden, sundern nnvermutet erfolgen. Es ist klar, daß
wenn solche Revisionen angemeldet werden, dann, wenn
die Kommission kommt, sie alles anders findet, als es
in Wirklichkeit ist.

Dann haben wir noch einen Antrag eingereicht,der
folgenden Wortlaut hat:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen: Kor-
rigeudeu, die infolge schlechter Behandlung durch das
Beamteupersoual oder durch schlechtes (5sseu ge¬
zwungen werden, dagegen zu protestieren, dürfen
nicht durch Zwangsmaßuahmen der Anstaltsverwal¬
tung oder gar der Provinzialverwaltnng bestraft
werden,

llebcrwcisnngcn von Korrigeudeu in Irrenanstal¬
ten dürfen wegen Protestattioncn der Korrigenden,
die wegen schlechter Behandlung derselben durch die
Anstaltsbeamten hervorgernfen werden, nicht er¬
folgen.

Bei allen in der Anstalt vorkommenden Pvotest-
attionen der Korrigenden ist sofort die Provinzial-
tommission zn einer Sitzung zusammenzurufen, die
eine Kontrolle der vorgekommene» Fälle vornehmen
muß,"
Ich möchte Sie ersuchen, diesem Antrage Ihre Zu¬

stimmung zu geben, Es war nichts anderes als eine
Protestaltion der unterdrückten Insassen, die zu diesem
Fall geführt hat.

Stellvertretender VorsitzenderVberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Hoffmnun,

Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und
Herren! Die Reichspartei des Mittelstandes hat sich
wirklich ein sehr schlechtes Objekt zur Interessen¬
wahrung ausgesucht. Die Reichspartei des deutscheu
Mittelstandes ist in ihrem Kampfe der besondere Stütz¬
punkt für die Bestrebungen der Großindustrie, Sie
führt deu Kampf gegeu die öffentliche Hand,
anstatt ihn g,egen die Großindustrie zu führen, die
die Proletarisiernng auch des Mittelstandes herbei¬
führt. (Sehr gut! bei den Tozialdemokratcn.) In
der Generaldebatte ist es mein Fraktionsfreund Marx
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geweseu, der besonders «daraus hmgewieseu hat, daß
gerade durch die öffentlicheHand, durch Reich, Staat
und Gemeinden !l Milliarden für den Mittelstand an
Australien zugeführt wenden. Wenn in diesem Um¬
fange dem Mittelstand für seine Wirtschaft Mittel aus
der öffentlichenHand zugute kommen,dann sollte die
Reichspartei des Mittelstandes die öffentliche Hand
nicht untergraben »vollen.Aber hier glaubt der Mittel¬
stand durch die Arbeitsanstalt Aranweiler aus das
empfindlichstegeschädigt zu werden (Zuruf des Ab¬
geordneten Lessenich:Das ist anch so!), wie es hier
heißt. Es ist ja bemcrkcusiuert,daß Ihr Redner, Herr
Lesseilich, von den gottverfluchten (Zuruf des Abgeord¬
neten Lessenich: Regiebetrieben! Weiterei Zuruf:
Echuapsunseu!), ja, Regiebetrieben gesprochen hat. Wir
»vollen den Ausban der Regiebetriebe. (Zuruf des Ab¬
geordneten Lessenich: Das tonnen wir uns denken!)
Sie sind allerdings, wenn sie genügend rentabel gestaltet
werden, von der Privatindustrie gefürchtet. Ich ver¬
stehe nicht, daß der Mittelstand hier den Wettbewerb
ausschalten null. Der Mittelstand sollte den Kamps
für die Hebung der Kaufkraft des Volkes mit uns ge¬
meinsam führen; dann würde anch vieles für den
Mittelstand wesentlich verbessertwerden. Aber hier Hut
Herr Lessenich in hoher Politik gemacht und hat gesagt:
Jetzt weht ein anderer Wind, wir sind jetzt Regierung.'-
Partei gewordeu. (Zuruf des Abgeordneteil Lessemck,:
Das hat er ja gar nicht so gesagt!) Sicher; er hat ge¬
sagt: Wir sind jetzt Regierungspartei gewurdc» nno
wenn man uns entgegenkommt,dann werden w" un^
auch erkenntlich zeigen. So spricht ein ganz Madig"
Geschäftsmann. Es ist eine Futterkrippenpolitit, die
in einer solchen Weise in die Erscheinung tritt. Der ^Uc-
-Nüuder Ihres Antrages hat mit seiner Schnapsnasen-
Politik seine eigenen, persönlichen Interessen als
Ziegcleibcsitzcr wahrgenommen.(Zustimmung links. Zu-
N'f des Abgeordneten Lessenich: Das gehört nicht zur
Sache!) Er unterstrich hier selbst seine Sachkenntnis
(Zuruf rechts: Die Sie leider vermissenlassen!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Sie haben
nicht das Wort.

Herr Abgeordneter Hoffmann, Sie haben den Aus¬
druck gebraucht: So spricht ein ganz schäbiger Geschafts-
"wun. Wcnn Sie das in Bezug aus ein Mitglied diese»
Hauses gesagt haben sollten, müßte ich Sie zur Ord¬
nung rufen.

Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen »Ud
Herren! Herr Lessenich hat dann weiter davon
M'sprochen.(^uruf des Abgeordneten Haake: Der gibt
in leine Antwort aus die Frage des Präsidenten!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle (zu den Ab-
llwrdneten Haake nnd Lessenich): Ich bitte Sie, sich
u°u hier zu entfernen und Platz zu nehmen. (Zurus
Unts: Hinsetzen!) Ich bitte nun um Ruhe. (Zuruf dc»
Abgeordneten Haate: Herr Präsident, Sie haben keine
Autorität, lasse,l Sie doch Ihre Frage beantworten!)

Abgeordneter H offmann (fortfahrend): Der
Herr Lessenich hat davon gesprochen(Zuruf des Ab¬
geordneten Haake: So sieht Ihre Geschäftsordnnng
aus!), daß der Betrieb der Arbeitsanstalt Brauwoiler
modern eingerichtet nnd rentabel sei. Der Herr
Landeshauptmann hat ja schon die Sachlage richtig ge¬
schildert. (Zuruf des Abgeordneten Lessenich: Er ist
ja gar nicht auf die Sache eingegangen!) Wer wie ich,
als Mitglied des Bezirksausschusses,kürzlich die Anstalt
besichtigt hat (Zuruf des Abgeurdueten Lessenich: Dazu
muß man doch Fach- und Sachkenntnis haben! Glucke
des Vorsitzenden),der weiß, daß die Ziegelei hier in
einer Weise ausgebaut ist, die jeder Kritik standhalten
kau». (Zuruf des Abgeordnete» Lessenich: Das ist es
ja gerade!)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wenn die
Schelle hier ertönt, muß anch der Redner einen
Augenblick Pansen. (Zuruf links: Halt, wenn die Glocke
ertönt!) Ich muß den Herrn Abgeordneten Lessenich
nochmals darlluf ailfuiertsammachen, daß in dieser Form
Zurufe nicht gemachtwenden dürfen. Ich möchte bitte»,
das zu beachten. (Zurnf des Abgeordneten Haake: Sie
haben »och kci»c Antwort auf Ihre Anfrage an den
Redner!)

Abgeordneter Hoffma n u (furtfahrend): Die Zie¬
gelei ist in einer Weise ausgebaut, daß man davon
sprechen kann, daß die dort Beschäftigtenam fließenden
Vande arbeiten. Es ist also eine Einrichtung, wie sie
in einem moderne» kapitalistischenBetriebe gang uud
gäbe ist. Daher fürchtet man diese öffentliche Kon¬
kurrenz, die aus sozialen Gründen geschaffenworden
ist (Hört, hört! links), nm eben die betreffenden halt¬
lose» Mensche» wieder i» de» Wirtschaftsbetriebhinein¬
zubringenund ihnc» wieder die Grundlage zu einer ver¬
nünftigen Lebc»ssührung zn geben. Wenn hier in
dieser Form gegen eine Provinzinlnnstalt, die in gewissem
Siiine einem Wohlsahrtszweckedient (Zurnf des Ab¬
geordneten Nohl: Znchthanszwcckcndient sie! Zuruf
des Abgeurdnetcu Lessenich:Sie macht die freie Wirt¬
schaft kaputt!),.. — Wenn Sie Alimente zu bezahle»
lmbeu uud erfüllen diese Pflicht nicht, so können Sie
auch »ach Brauweiler kommen, (Heiterkeit, Zuruf des
Abgeordneten Lessenich:Fabelhaft!) — Jedenfalls ist
damit auch angedeutet, welchem Zwecke die Anstalt
Branwciler dient. Wenn hier davon gesprochenwird,
daß diese Anstalt Ihnen, Herr Lessenich, persönlich ge¬
fährlich wird (Abgeordneter Lessenich: Jawohl!), so
müssen wir es erst recht begrüßen, daß der Ausschuß
diese Anträge abgelehnt hat.

Mit Recht muß uutcrstricheu werde», was der Ver¬
treter des Zentrums, Herr Gickman»,gesagt hat, daß
Wir alles tu» müssen, nm die Ziegelpreise in der
Ziegelei möglichst billig zn gestalten. Die Bnn-
umterialieu sind sowieso teuer genug. Wem, durch
eine provinzielle Ziegelei eine Verbillign»«, der Bau¬
materialien herbeigeführt wird, so hat das einen dop¬
pelten Zweck. Es wird dazu führen, daß wir auf diesen.
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Gebiete Gemeinnützigkeit mit sozialen Grundlagen
schaffen.(Zuruf: Ihre Redezeit ist abgelaufen!) Das
geht Sie doch nichts an.

Jedenfalls haben wir festzustellen,das; bezüglich
dieser ganzen Fragen Ihr Kampf ein Kampf gegen
Windmühle» ist. Wir als Vertreter der grüßen Masse
der Bevölkerung legcu Wert darauf, daß nicht irgend¬
wie die Interessen der Großindustrie hier wahrgenom¬
men werden, wie Sie es tu». (Zuruf rechts: Des
Handwerks!) Sie haben vielmehr alle Veranlassung,
mit uus gemeinsam für die Hebung der Kaufkraft des
Voltes eiuzutrcteu. Das ist besser, als iu dieser Weise
eine Wirtschnftsorduuug zu verteidigen, die ihre
Rechtsgrundlage verloren hat. (Zuruf: Karl-Marx-
Grsatz!) Wenn wir gerade hier feststellen, daß auf
diesem Gebiete die öffentlicheHand ihre Aufgabe» iu
bester Weise erfüllt, so haben wir alle Veranlassung,
zu begrüßen, daß die Provinz in diesem Falle die Nan-
materialicnverbilliguug durch ihre Anstalt mit herbei¬
führt und damit den Wohnungsbau fördern hilft.
(Zuruf rechts: Wir dautcu für Ihre Belehrung!)

Stellvertretender VorsitzenderGberlc: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Haate.

Abgeordueter Haake: Suebeu ist in diesen: Hanse
ein außerordentlich bezeichnenderZwischenfall Passiert.
Der Herr Abgeordnete Hoffmnnn erklärte in seinen
Ausführungen wörtlich, so wie Herr Abgeordneter
Lessenich von der Wirtschaftspartei gesprochen habe,
spräche nur ein ganz schäbigerGeschäftsmann. (Sehr
richtig! Ilnks.) Dasselbe wird jetzt drüben wieder be¬
hauptet, ohne daß der Herr Präsident eingreift. Wir
haben uns eben schon darüber gewundert, daß der
Herr Präsident es nicht fiir notwendig befand, diese
duch tatsächlichfast bodenloseBeschimpfung eines Mit¬
gliedes dieses Hauses zu rüge«. (Glocke des Vur-
sitzeudeu. Zuruf liukS: Was habe» Sie deuu gestern
alles gesagt?) Daß man diese bodenlose Beschimpfung
eines Abgeurduetcu nicht rügt, ist für uus National¬
sozialistenwieder ein Beweis für die Richtigkeit dessen,
was wir gestern bereits gesagt haben, daß die Ver¬
schärfung der ganzen Geschäftsordnung, namentlichdie
Einfügung ,dcs 5 2^, nicht nur auf uns Nationalsozia¬
liste» zugeschnitten ist, sondern daß sie auch dazu dient,
um die Minderheiten dieses Hauses zu unterdrücke».

Der Herr Präsident hat dann weiter an den Ab¬
geurduetcu Hoffmaun die Frage gerichtet, ob er mit
diesen Worten ein Mitglied des Hauses genieint habe.
Dein Abgeordneten Hoffmann ist es aber nicht einge¬
fallen, dem Herrn Präsidenten darauf zu antworten.
(Hort, hört! rechts. Glucke des Vursitzenden.) Der
sozialdcmotrntischeAbgeordnete Hoffniann hat rnhig
weiter gesprochen, nnd der Herr Präsident hat sich
wieder einmal das Szepter aus der Hcmd nehmen
lassen, weil er ein sozialdemotratischer Parteigenosse
von ihm ist, und hat keine Antwort von dem Abge¬

ordneten Hoffmanu verlangt. (Zuruf liuks: Uner¬
hört!) Daraus erkcunen wir Nationalsozialisten, daß
in Wirklichkeit die Obstruktion in diesem Hause nicht
von den Minderheiten gegen Mehrheit getrieben wird,
sondern daß die Obstruktion in diesem Hanse von der
Mehrheit gegen die Minderheiten ausgeht. Wir
Nationalsozialisten erkennen, daß es höchste Zeit war,
daß wir in dieses Haus eiuzoge». (Heiterkeit.) Wir
Nationalsozialisten werden die Minderheit dieses
HauseS organisieren und zum Kampfe führen gegen
den Terror, der bisher in diesem Hause seitens der
Mehrhcitsparteien geübt worden ist. (Bravo! und
Händeklatschenbei den Nationalsozialisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle : Herr Ab¬
geordneter !)>'. Knust zur Gcschäftsorduung.

Abgeordueter ». K u u st : Der Herr Abgeord¬
nete Hoffmauu hat iu seiueu Ausführnugeu eine
Acußcruug getan, die offenbar eine Beleidigung des
Abgeordneten ^essenich darstellen sollte. Der Herr
Präsident hat darauf die Frage au ihn gerichtet, ob
er die Aeußerung iu dieser Form getan hätte. (Zuruf
des Abgeordnete» Hans: Die Frage hat er nicht ge¬
stellt!) Vr hal sie Wohl gestellt, Herr Abgeordneter
Haas. Aber das stelle ich jetzt vor der Tribüne des
Hauses fest, daß Ihr Frattionskollrgc Hoffmauu nicht
den Mut gehabt hat — Herr Abgeordneter Haas —,
die Frage des Herrn Vorsitzenden zu beantworten.
Diese Feststellung genügt uns zur Charakteristik der
Ausführungen, die hier gemacht werde» sollte», die
man also nur de» Mut gehabt hat, auzudeuteu, »icht
aber vorzutragen. (Sehr richtig! rechts.)

Stellvertretender Vorsitzender Gbcrle: Ich habe
fast wörtlich gesagt: Herr Abgeordneter Hoffmann,
wenn Sie mit Ihrer Bemerkung ei» Mitglied des
Hauses gemeint haben sollten, dauu müßte ich Sie zur
Ordnung rufen. (Sehr richtig! links. Zuruf des Ab¬
geordnete» »,'. Ley: Dazu haben Sie nicht den Mnt!)
Damit habe ich die Sache an sich schon gerügt. (Oho-
Rnfe rechts.) Herr Abgeordneter Huffmann ist weiter
auf die Sache nicht mehr eingegangen, nnd ich betrachte
jetzt die Angelegenheit als erledigt. (Znrnf des Ab¬
geordneten Lcssenich: Ich nicht! Weiterer Zuruf
rechts: Sie habeu eiuc eigenartige Geschäftsführung!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Kühne».
Abgeordneter K n h n en : Nachdem Herr l>. Knnst

das hat zurückweisen wollen, muß ich jetzt darauf
kommen, daß Herr Lessenich hier unwidersprochen
danernd von den Insassen der Anstalt Brauwcilcr als
von Schuapsuaseu geredet hat. Das ist bisher im
Rheinischen Pruvinziallandtag nicht üblich gewesen.
(Unruhe rechts. Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderEbcr I c : Wir fahren
in der Aussprache fort. Herr Abgeordneter Rahmanu
kann nicht mehr das Wort erhalten, weil die Wirt-
fchaftspartci ihre Redezeit schon ausgenutzt hat.
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Das Wort hat Herr Abgeordneter Renner.
Abgeordneter Renner: Die Diskussion inner¬

halb der bürgerlichen Parteieil zeigt — nnd das scheint
mir das wichtigste an der Sache zn sein — die unüber¬
windlichen Gegensätzein den einzelnen Gruppen der
Bourgeoisie.

Nun ein Wort an Herrn Lcssenich. Herr Lessenich,
ich wiederhole Ihnen dasselbe, was Herr Hoffmann
von der SPD. gesagt hat: Aus Ihucn spricht nicht
nur ein Geist, den man tatsächlich Geist eines schäbigen
Kleinbürgers nennen darf, sondern auch der ganze
unberechtigte geistige Hochmut eines Spießbürgers,
der es sich erlaubt, eiu Opfer des eigenen Systems mit
unflätigen Worten zu belege». (Znstimmnng links.)
Aber das, was Sie ausgesprochen haben, ist charak¬
teristisch für die ganze Bourgeoisie. Sie redeu davon,
und der Herr Landeshauptmann Horion hat das hier
unterstrichen,daß Sie Sozialpolitik treibe» wollen und
treiben, nm der Not der Menschenwillen. Ihre Aus¬
führungen (zur Rechten) sind die Meinungen der ganzen
Bourgeoisie über dieses Frageugebiet. Die Bourgeois«
i» ihrer Gesamtheit treibt die soziale Wohlfahrtspflege
»icht aus den Gründen, die Sie immer nnd immer
wieder herausstellen, sondern sie treibt Sozialpolitik,
Wie Sie es auch hier klar gezeigt habeu, als Notbehelf,
zwangsläufig, um die Klasse der Bourgeoisie z»
stützen.

Nun ein Wort a» den Herr» sozialdcmokratische»
Sprecher. Er sagt: Die Regiebetriebe si»d das, was
wir wollen, nnd wir wollen ihren Ausbau. Darüber
läßt sich mit ihm sehr streiten. Regiebetriebe, die die
Kommune» nuterhalteu, werden nach denselben kapi¬
talistischen Grundsätzen aufgezogen, die auch für die
Betriebe der Prwatindnstrie gelten. Da wird der
Arbeiter genan so ausgebeutet; da wird durch Treiben
der Preise genau so eiue Gewinnwirtschaft getrieben
wie überall in der Privatwirtschaft. Also Regie¬
betriebe sind nicht das, was den Arbeiter ans semem
Mend heransführcn könnte. Aber unterstrichen mnß
werden, daß Sie sagen: Die Arbeitsanstalt Vran¬
weiler ist nur deshalb zu einer Konkurrenz für den
Mittelstand geworden, weil sie einem sozialen Zwecke
d'ent. Herausstreichen mnß man die Tatsache,daß Sie
"s Vertreter der Sozialdemotratie damit die Arbeits-
«"stult Vranweiler als etwas Richtiges und Berech-
Ulltes, als eine „soziale" Einrichtung hingestellt haben.

Nun zurück znm Herrn Landeshauptmann Er
sprach Wr triefend, wie das so die Art der Bonr-
""isie ist, von den armen, unglücklichenMenschen,die
durt untergebracht werden. Die armen, dort unter¬
brachte,! unglücklichen Menschen - ich habe das schon
"umal gesagt - sind Opfer des Systems, das S:e
"wen llufgezwunnen haben. Aber nicht das wollte ich
«"fzeigcn, ich wollte aufzeigen, daß mit Ihrer Znstnn-
"U'ng hie Behandlung und Beschäftigung dieser

„armen, unglücklichenOpfer" — ü 1» Landeshaupt¬
mann Horion — so ist, daß das Letzte an Arbeitskraft
ans den Leuten herausgeholt wird. Das steht in der
Hausordnung, die Sie in der vorigen Legislatur¬
periode beschlösse,, habeu. Das ist die Kehrseite der
Medaille. Sie als die wichtigste» Vertreter der
Bourgeoisie treibe» Sozialpolitik auch unter dem Ge¬
sichtspunkte,möglichst viel aus den Leute» hcranszn-
schiildeu. Daher die maßlose Ausbeutung.

Nun ein Wort an Herrn Lessenich. Es ist sehr
billig, sich hinzustellen nnd als Mitglied der bürger¬
lichen Gesellschaft zn sagen: Es mnß aufhöre», daß der
Mittelstaud durch die Regiebetriebe bedroht wird.
Wenn man Bürger ist, mnß man sich darüber klar
sein, daß die Bourgeoisie die Austaltsinsassen irgend¬
wie gewinnbringend beschäftigenmuß. Es gibt keine
richtige Anstnltsarbeit, die nicht irgendeinen Zweig
des Mittelstandes als Konkurrenz trifft. Ob mau sie
mit Laudwirtschaft oder als Handwerker beschäftigt,
stets ist ein Glied des Mittelstandes durch die Pro¬
duktion ihrer Arbeitskraft irgendwie gefährdet. (Zu¬
ruf rechts: Deshalb braucht man keine Schmntzton-
turrenz zu machen!) Das ist ja das, was nicht wahr
ist nn Ihrer Darstellung; es ist keine Schmntzkunknr-
rcnz; es wird »icht etwa mit höchstgualifizierten,son¬
dern mit rückständigenMaschinen produziert. Wenn
Sie die Produktion dieser Betriebe eine Schmutzkon-
tnrrenz nennen, so liegt das nnr darin begründet, daß
infolge dieser „Schmutzlontnrrenz" der Regiebetriebe
Ihnen die maßlose Prufitwirtschnft von früher nicht
mehr möglich ist. Sie wehren sich doch nnr gegen Ihre
angeblicheBedrohung, weil in der heutigen Situation
Ihnen das maß- und ziellose Ausbeuten der Proletarier
nicht mehr möglich ist. Könnten Sie die Proleten noch
so ausmiste», wie das vor dem Hochkommen des Groß¬
kapitals und der Großindnstrie Ihnen möglich War,
und wäre Ihrer Ansbeutungsmöglichkcit durch die
Rationalisieriingsmethode» der Großbetriebe keine
Grenze gesetzt, so wären Sie heute »icht iu der schein -
bareu Front derjenigen, die gegen das Großkapital
vorgehen. Weil Sie nicht so großkapitalistisch sein
können wie das Großkapital selbst, deshalb predigen
Sie von einem Widerstand, den man dem Großkapital
entgegensetzenmüßte. Ihr Kampf besteht nur darin,
daß Sie dein Großkapital die glänzende Ausbentnngs-
möglichieit der brciteu Masseu ncideu. Sie wolle,,
sich auch diese maßlose Ansbentnngsmüglichkeit schaf¬
fen. Wir sagen Ihnen, daß man dem Begriff „Mittel¬
stand" mit diesen Mätzchen „icht mehr helfen tan».
Was die wirtlich notleidenden Kleingewcrbler bedrückt,
liegt nicht daran, daß in Vranweiler einige hundert
Mann Ziegel backe»,sunder» dnra», daß das Groß-
nnternchmertnm, die Großindnstrielle», dank der Tat¬
sache, daß sie über das Kapital verfügen, wie es ihnen
nicht' zur Verfügung steht, daß sie über die notwen-
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digen Pruduktiousmaschinen verfügen und ihre Be¬
triebe rentabler ausgestalte», als der Kleinbetrieb es
lnn» (Gluckedes Vorsitzenden), in der Lage sind, sie
an die Wand zu quetschen. Sie halten den Veruich-
tuugsprozeß des Mittelstandes, der von, Großuuter-
nehmertnu, ausgeht, nicht dadurch auf, daß Sie eiue
Schein opposition gegen den Grußtapitalisnins treiben.
Das mußte Ihnen einnial ganz deutlich gesagt werden.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Kurth. (Abgeordneter Knrth:
Ich verzichte in, Interesse der Tagesordnung! Zurnf
des Abgeordnete» Neuner: Es wäre gut gewesen,
wenn Sie sich zu den Regiebetrieben einmal geäußert
hätte»!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Niichsenschütz.
Abgeordneter B ii ch sens ch ü tz : Gs wird nach

den temperamentvolle» Ausführungen der beiden
Seiten nicht ganz einfach sein, die Situation ans das
Maß dessen zurückzudrehen,auf das sie gehört. Wer
wie ich Gelegenheit hat, des öfteren diese ganzen Ve-
tricbSmöglichieiten und ihre Handhabung in der Ar¬
beitsanstalt Nrauweiler zu besichtigen, wird zweifel¬
los zu eiuem anderen Schluß tommeu, als zu fordern,
daß kaufmännischeBuchführung für die eiuzrlne» Ab¬
teilungen eingerichtet werde. Gr wird auch uicht
darauf tonunen können, zu verlangen, daß die Pro¬
duktion auf die Arbeitsnustnlt beschränkt werde. Die
Nrbeitsanstalt Nrauweiler hat doch einen bestimmten,
ausgesprochene» Erzichungscharntter für die Gesamt-
provinz und den einzigen Zweck, einer Reihe von un¬
glückseligenOpfern der gegenwärtigen Zustände uud
solcher, die dies mit mehr oder weniger eigener Schuld
geworden sind, Arbeit zn beschaffen. (Zuruf 3eS Ab¬
geordneten Lessenich:Oedln»dl»lt»reu, Herr Abgeord¬
neter! Jeder Siedler tostet weniger als ein Erwerbs¬
loser, das wissen Sie doch auch, Herr Abgeordneter!)

Stellvertretender Vorsitzender (3 berle : Herr Ab¬
geordneter Lessenich,Sie haben doch vorhin, glaube
ich, 15 Minute» zn diesem Gegenstande geredet. Ich
»lochte Sie nun bitten, die anderen Redner auch ruhig
aussprechen z» lasse». (Zuruf des Abgeordneten
Haakc: Ihr habt zuviel Punkte auf der Tagesord¬
nung, das ist der Witz!)

Abgeordneter Büchsen schütz (fortfahrend): Wer
von dem Grundsatz ausgeht, daß es für eine Arbeits-
nnstalt mit Insassen der verschiedensten geistigen,körper¬
lichen und moralischen Schwächen gen ügt, einfach zn sagen:
Macht Oedlandlultnren, der versteht von dem Kram
absolut uichts. Weun man diese Forderung aufstelle,,
will, so setzt das schon bestimmte Dinge voraus, die
für diese Leute uicht vorhaudeu sind uud für die sie nicht
verantwortlich gemacht werde,, köuueu. (Zuruf des
Abgeordneten Lessenich: Sind Sie deutschuatiuual?)
Das spielt hier keine Rolle und geht Sie nichts an,
Herr Abgeordneter Lessenich, sondern ich rede hier als

Abgeordneter, wie ich die Dinge sehe. Hier dreht es
sich nicht darum, ob Regiebetrieb oder nicht Regie¬
betrieb. Hier gilt es, für die Insassen der Arbeits-
austalt Brauweiler NrbeitSmöglichkeiten zu schaffen.
Wer diese Veschaffuug der Arbeitsmöglichteit uicht
verneint, ninß folgerichtig auch die Ko»seg»e»z daraus
ziehe» und kann sich uicht hiustelleu und nur Oedland-
kulturen fordern. Herr Abgeordneter Lesseuich, ich
Will Ihnen eine Frage vorlegen: Sie sind als Wirt-
schaftspartciler doch für Sparsamkeit. Kö,i»c» Sir
sich vielleicht ein Bild machen, was es bedeutet, die
Kurrigenden mit Oedlandtulture» zu beschäftige»,
und was das an Aufsichtspersonnl tostet? (Abgeord¬
neter Lessenich: Ja!) Wenn Sie die Frage der Be¬
schäftigung aus dem Etat der Anstalt herausgreifen,
müsseu Sie logischerweise,wem, Sie die Betriebe
tausmäünisch auch oh»e Verdienst einstelle» wolle»,
doch die weitere Folgerimg ziehen, daß die Erträgnisse
nicht letzte» Endes nur für die Arbeitsanfall Brnn-
weiler verwandt werden tonne», ohne die Gesamtkoste»
für de» einzelnen Insassen höher zu schraube,,. Ich
stehe persönlich anch auf dem Standpunkt, das die
ArbcitSauftalt Brnuwciler mit ihren wirtschaftliche»
Giurichtuugen das allernngeeignetste Objekt ist, »m
hier die Frage: Regie- oder nicht Regiebetrieb zu
klären (Zuruf des Abgeordueteu Lesseuich:Irrtum!),
sonder» die Frage der Betriebe der Anstalt ist zu
stellen unter dem Gesichtspunkt des (5harakters der
Anstalt, der Insassen und der Arbcitsbeschäftignng
derselbe». Wem, mau das tut, kaun man vou eiuer
Schmutztonknrrcuz oder vou eiuer Koukurreuz über¬
haupt nicht rede,,. Wen,, die Leute ans der Arbeits-
austalt eutlasseu werden, sollen sie in den Produktions¬
prozeß zurückgeführt werde,,. Letzten Endes soll in
der Anstalt die gnuzc Arbeit darauf hinauslaufen,
die Moral der Leute, die dorthiu kommen, zn hebe»,
um ihre Zurückführuug in die Wirtschaft zn ermög-
licheu. Die Kunturrcuz der Anstalt für ein paar
Leute muß man in» dieser Möglichkeiten hintan-
stellen, gegenüber den Möglichkeiten der sonstige»
Schädigung des gesamten Volkes und der Wirtschaft,
sowie der Kosten, die der Provinz erwachsen. Wenn
Sie von diese», Gesichtspnukte und nicht persönlich
die Sache betrachten, dann bin ich bereit, bei jeder Ge¬
legenheit, bei jede,,, Anlaß über die Frage: Regie oder
nicht Regiebetriebe mich zn nnterhalten. Aber die
Arbeitsnnstalt Vrauweiler uud ihre Betriebe - das
möchte ich uochmals unterstreiche!!—, scheint mir dazu
am wcuigsten geeignet zu sein.

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Simon.

Abgeordneter Simon: Wir Nationalsozialisten
sehen in dem Bild, das das Hohe Hans eben geböte»
hat, das Abbild eines Volkes, das durch die wahn¬
sinnige Vrfüllungspolitii ciuerfeits und durch die Par-
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lamcntarisch-demokratische Regierungsform anderer¬
seits derart verarmt ist, daß die Klassengegensätze
immer schärfer nnd markanter hervortreten müssen.
Wenn eben die Wirtschnftspartci einen Antrag einge¬
bracht hat, dem wir Nationalsozialisten ebenfalls nicht
zustimmen, «nd wenn Sozialdemotrnten und Kommn-
nistcu scharfe Front gegen den Antrag machen, so bin
ich als Nationalsozialist nicht so »„objektiv, daß ich die
Wirtschaftspartei für die Lage verantwortlich mache,
aus der heraus sie zu diesem Antrage gezwungen
worden ist. Für diesen Autrag vernutwortlich sind
letzten Endes die Parteien, die eine Lage hervor¬
gerufen haben, die den Mittelstand veranlaßt, solche
Anträge zu stellen. Die Parteien, die den Mittelstand
derartig zugrunde gerichtet haben, sind in erster Linie
das Zentrum und die Sozialdemokratie. Sie habe»
es soweit gebracht, daß der Mittclstaud heute zu Mit¬
tel» greifen muß, die wir Natioualsozialisteu, die wir
ebeufalls mittrlstandsfreundlich sind, nicht billige»
tonnen. Wenn Sie den Mittelstand nicht in diese
Lage gebracht hätte», wäre» die Fragen wahrschein¬
lich von ganz anderen Gesichtspunktenaus besprochen
worden, als es eben geschehen ist. Für uns ist die
Frage, wie man die Leute in Nrauweilcr beschäftigt,
weder eiue wirtschaftliche noch eine Politische Frage;
es sollte eine erzieherischeFrage sein. Die Frage mnß
lanten: Wie kann man Menschen,die trunksüchtig oder
Neisteskrant sind, so erziehen, daß sie sich wieder dem
normalen Menschen nähern? Diese Frage bann nur
dahin beantwortet werde»: Trimtsüchtigc »nd Geistes¬
kranke, die i» der Regel schon nicht mehr zn den
Jugendlichen zählen, kann man nur erziehen, indem
'»au sie mit praktischer, werteschaffender Arbeit in
Verbindung bringt. Die Erziehung wird nmso bessere
Folgen haben, je wertvoller, je schöpferischer und ge¬
staltender die Arbeit ist, mit der man diese Menschen
>n Verbindung briugt.

Weildas so ist, können wir Nationalsozialisten uns
^m Antrage der Wirtschaftspartei nicht anschließen.
Wir verlangen aber, baß diese Anstalten kein Dumping
treiben.dürfen (Sehr.gut! bei den Nationalsozialisten!),
baß sie nicht ihre Arbeit zu solchen Preisen oder Be-
dinminge» liefern, wie es ein Mittelständler unter
»'urmnlm Bedingungen nicht tun bann- Wir möchten
"lso den Antrag dahingehend erweitert wissen, daß es
"en Anstalten verboten wird, Arbeiten unter Preis an¬
zubieten. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten. Zuruf
des Abgeordneten Kurth: Für joden hat er etwas!)

Wir Nationalsozialisten verlangen eine schärfere Be¬
aufsichtigung der Anstalten, auch in einer Beziehung,
w>e es bisher noch nicht geschehenist. Wir verlangen
«ne schärfere Beaufsichtigung dieser Anstnlteu hin¬
sichtlich der Propaganda gewisser Parteien, die ihre
!^te Hchfnung in Zuchthänsern und Strafanstalten
When, und auch hier, wo halbwüchsige, uumuudM
-"tcnschen vorhanden sind. Wir beulen hier an die

kommunistische Propaganda. Nachdemder Kommunis¬
mus soweit auf den Hnnd gekommenist, daß die an¬
ständige Arbeiterschaft weit von ihm abrückt, ist er ge¬
zwungen, in Zuchthänsern unter Sträflingeil nnd auch
hier in diescu Anstalten seine wahnsinnige Propaganda
zu entfalten. Wir Nationalsozialisten verlangen, daß
die Anstalten ein schärferesAuge darauf haben, daß das
marxistische Zersetzungsgist von den Menschen fern¬
gehalten wirb, die durch beu Marxismus nur noch un¬
glücklicher gemacht werden köncn, als sie es ohnehin
schon sind. (Lebhafte Zustimmung rechts.)

Sielluertretcuder VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Kolaß.

Abgeordneter Kolaß : Meine Damen und Herren!
Nur einige Bemerkungen. Die letzten Ausführungen
des Vertreters ber „National-Kapitalisten", nicht der
Nationalsozialisten, wie sie sich hier darstellen, haben
bewiese!,, baß die Wirtschaftspartei nnd diese National-
Kapitalisten so quasi dieselben Interessen vertreten. Wir
haben in den letzten Tagen nicht nur in der Debatte,
sondern auch bei den verschiedensten Abstimmungen be¬
obachten können, baß die Interessen der Wirtschafts-
partci, von der ich dieser Tage schon einmal gesagt
habe, baß sie eine ausgesprochenePartei des persönlichen
Egoismus und bor persönlichenProfitsucht ist, von den
Nationaltapitalisten .vorzüglich gewahrt werden. Es
ist .notwendig, das hier festzustellen.

Wenn Herr Abgeordneter Lessenich hier immer nnd
immer Wieder von den Interessen der Wirtschaftspartei
sprach nnd dabei erklärte, daß er Ziegeleibesitzerist, so
riecht das sehr start nach direktempersönlichemInteresse.
(Abgeordneter Lessenich:Sehr richtig!) Er sagt auch:
Sehr richtig! (Zuruf .des Abgeordneten Lessenich:
Meine Sachkenntnis rührt daher, Herr Abgeordneter!)
Das ist bei der Wirtschaftspartei ganz natürlich und
auch uerständlich.Sie sind, wie Sie selbst zugebe», eine
anslgesprochcnc Partei des persönlichen Geldsack¬
interesses. Ich würde, wenn ich Ziegcleibesitzerund
Mitglied der lWirtschaftspartei wäre, jedenfalls einen
anderen Kollegen meiner Fraktion mit der Vertretung
meiner persönlichen Interessen hier beauftragt habe».
sZurns bes Abgeordneten Lessenich: Wir wollen Ihnen
Sachkenntnisbieten an Stelle von Worten, die nichts be¬
deuten!) ?ro ckomc» zu redeu, ist im gewöhnlichen Leben
schon unter anständigen Menschen nicht üblich; aber bei
der Wirtschllftspartei ist das einfach selbstverständlich.
(Zuruf des AbgeordnetenLessenich: Injurie, Herr Vor¬
sitzender!)

Dann haben Sie — das hat der Herr Laudeshau.pt-
manu hier schon rmdentig zurückgewiesen — diese armen
Geschöpfeder Prouinzialanstalten, diese zum Teil demo-
valisierteu Menschen hier nicht nur eiumal, sondern ein
halbes Duteud mal mit dem ganz gewöhnlichen Aus¬
druck „Schnpsnaseu" bezeichnet. (Zuruf des Abgeord¬
neten Lessenich: Ein Kölner Ausdruck,Herr Abgeord-
ucter!) Das ist eiue unerhörte Bele!dignu.g, eine un¬
erhörte Infam ierunn der Menschen,die zum größten
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Teil durch die heutige Gesellschaftsordnnngin diese Zu¬
stände und in dieses Elend hineingestürmt»uordcil sind.
(Zuruf des Abgeordneten Simon: Durch Sie selbst,
durch Ihre Politik!) Wir weisen jedenfalls eine solch
unerhörte Beleidigung dieser armen Geschöpfe ganz ent¬
schieden und eindeutig hiermit zurück. (Zuruf des Ab¬
geordneten Neuner: Opfer Ihres Staates!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter !),'. Leh.

Abgeordneter !>,'. Lcy : Die Herren Tozialdcmo-
traten haben, wie es scheint, schon etwas von uns
oelernt: das Wortspiel. Vei uns ist, seit ich und
wir alle in der Partei tntig sind das Wort „Kapital-
demotraten" als bezeichnendfür die Sozialdemotrateu
immer maßgebend gewesen. Jetzt auf einmal versucht
der Herr Kollege von der Tuzialdeniotratischen Partei
mit einem kleinen Mätzchen hier diese Dinge ans der
Welt zu, bringen. (Zuruf des Abgeordneten Hantc: Die
machen ja nur Mätzchen!) (Glauben Sie nicht, meine
Herren, daß Sie ,den Eindruck im Volte verwischen
tonnen, dach Sie letzten Endes,dafür verantwortlich sind,
>daß Anstalten wie Vrauwciler zu klein werden, das;
immer wieder ucuc Korrigenden hineinkommen. (Zuruf
der AbgeordnetemFrau Vccker: Hören Sie ans!) Das
ist eben das Elend von heute. Vom Erwerbslosen sinke»
sie herab, und immer mehr nnd mehr ergeben sie sich
letzten Endes, weil sie keinen Ausweg aus diesemElcud
sehen, dem Alkohol. (Zurnf des Abgeordneten Nenner:
Sind Sie auch erwerbslos?) Das sehen wir heute in
diesem Staat; das ist das Letzte. (Zuruf des Abgeord¬
netem Kolaß: Nehmen Sie sich in acht, daß Sie nicht
auch einmal da landen!) Wenn Sie von der Kom-
mnnistischcnPartei derartig über biese Dinge urteilen,
wie sich das iu Ihre», Aufdrücken zeigt, so ist das eben
ein Beweis dafür, das; Ihnen das Elend der Arbeits¬
losen, wie wir es immer wieder betonen, lediglich zur
Agitation >dient (Sehr wahr! bei den Nationalsozia¬
listen); das; es Ihnen lediglich dazu dient, Ihr Partci-
süppcheu daran zu kochen. (Zuruf des Abgeordnete»
Nenner: Herr Ober, ein Kirschwafser!Heiterkeit.) Das;
Sie über das Elend der Arbeitslose» lacheu, öas stellen
wir wiederum fest. (Zurnf des AbgouvdnetenHanke zn
den Kommunisten: Macht nicht, daß wir Euch mal was
von einem preußischen Abgeordnete» erzählen! An¬
dauernde Zurufe der Kommunisteil und National¬
sozialisten.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Herr Ab¬
geordneter Haate, ich mache Sie darauf aufmerksam,
daß der Herr Präsident heute morn.cn bei der Er¬
öffnung der Sitzung mitgeteilt hat, der Aeltcstenrat ver¬
lange vom Vorsitzenden, daß er nicht dulde, daß die
Abgeordneten hier herumlaufen und Zwischenrufe
machen. Das gilt besonders auch für Sie.

Die Aussprache ist geschlossenZur Geschästsordnnng
hat das Wort Herr Abgeordneter Witzler.

Abgeordneter Witzler: Meine Damen und Herren!
Ich habe mir soeben erlaubt, den Herrn Präsidenten zu

einer persönlichenBemerkung ums Wort zu bitten, weil
unsere Partei soeben von dem Abgeordneten Kolaß in
ganz unerhörter Weise angegriffen wurden fei. Der
Herr Präsident hat mir darauf erklärt, er könne mir
dazu das Wort nicht geben, weil es sich nicht um eine
persönlicheAngelegenheit, sonder» »m ci»e Angelegen¬
heit >der Partei handele. Ich möchte bitten, doch das
Haus entscheiden zu lasse», ob ich »icht aus einem solchen
Grunde das Necht habe, zu einer persönlichen Be¬
merkung das Wort zu erbitten. Die Parteien sind hier
in geradezu unerhörter Weise herabgewürdigt worden.

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Demgegen¬
über mnß ich doch feststellen, daß wir zu ganz unmög¬
lichen Zuständen kommen würden, wenn wir auch bei
den schärfste» Angriffe», die gegen eine Partei gerichtet
sind, hier mit Ordnungsrufen vorgingen. Wir würden
ja aus den Ordnungsrufen überhaupt nicht mehr
herauskommen. (Znrnf des Abgeordneten >),-, Ley: Ne!
derSozialdenwkratie ja!) Nein, ich nehme,davu»niemand
aus. Ich ka»» »»r da»» einschreiten,wenn jemand per¬
sönlich angegriffen wird. Aber wenn Angriffe ans die
Parteien erfolge», so muß das hier ausgetragc» werden-

Im übrigen will ich bemerken, dnß auch, weu» Par¬
teien angegriffen wurden sind, nicht jedes Mitgtie'd der
Partei das Necht hat, in einer persönlichenBemerkn»g
auf diese Angriffe zn antworten. Daran mnß ich fest¬
halten.

Zur Geschäftsordnnng Herr Selbmann.
Abgeordneter Selbmann: Ich möchte nnr fol¬

gendes zur Geschäftsorduung sagen. Wir haben von
vornherein gegen jede Verschlechterungder Geschäfts¬
orduung gekämpft. Wir haben von vornherein betont,
daß sich die Verschlechterung der Geschäftsordnnng
lediglich gegen die Uo» dr» revolutionäre» Arbeitern
hierher geschickten Vertreter richtet, (Znrnf des Ab¬
geordneten Hanke: So siehst Du gerade aus!) Weuu
wir die Tagung von gestern «nd heute verfolgen, so
stellen wir fest, daß die Nationalsozialisten sich aller¬
hand herausgenommen haben (Znrnf eines national¬
sozialistischen Abgeordneten: Gott sei Dank!), daß aber
gegen sie die Geschäftsordnung keineswegsso angewandt
wurden ist, wie sie gegen die Kommnnisten angewandt
worden wäre. (Abgeordneter Dr. Leh: Na, nn!) Wem»
vorhin der Herr Abgeordnete Haate gesagt hat, cr
werde die Minderheiten organisieren, so wollen wir
ihm bloß erklären . . . (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle : Das ist
nicht mehr zur Geschäftsordnung. Sie gehe» M
sachlichauf das ei», was Herr Abgeordneter Haate
gesagt hat.

Abgeordneter Selb mann (fortfahrend): Neun,
Herr Vorsitzender, ich spreche zn dem, »uns Sie jctzt
gesagt haben, zur Frage des Vorgehens gegen einzelne
renitente Abgeordnete. Ich mnß deshalb, weil der Ab¬
geordnete Hantc etwas über die Mindcrheitc» gcsngt
hnt, z» denen wir auch gehöre», dazu auch etwas sagcu-
(Glocke des Vorsitzeudeu.) Weu» Herr Abgeordneter
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Haake gesagt hat, er iverde die Minderheit organi¬
sieren, so sagen wir ihm: Seine sogenannte Opposition,
die er hier macht, hat mit dem, was wir machen,
ausulut nichts zn tun.

Stellvertretende» Vorsitzender Eberle: Das ist
nichts znr Gcschäftsordnug. Ich rufe Sie zur Sache,

Abgeordneter Seibma nn (fortfahrend): Dann
will ich, ans die Gefahr des zweiten Rnfs zur Sache,
dem Herrn Abgeordneten Leh noch folgendes sagen:
Sein Geschrei hat nur die eine Ursache,daß er sciucn
Abscheu gegen den Parlamentarismus fortgesetzt in
Alkohol ertränken muß. Mit wirtlicher Opposition hat
sein Vorgehen nichts zn tun.

Stellvertrctcudcr Vorsitzender Eberle: Ich rufe
Sie zum zweiten Male zur Sache.

Zur persönlichen Bemerkung hat das Wort Herr
Abgeordueter Lessenich.

Abgeordneter Lessenich: Meine Damen nud
Herren! Die mir von dem Abgeordneten Hoffmann
Zugefügte Injurie (Zuruf des Abgeordnete» Dunder:
Was war das, eine Zichorie?) beantworte ich damit,
daß ich bemerke: Ich sehe es als die größte mir ge¬
botene Kränkung an, daß er mich dazu aufgefordert
hat, mit ihm Seite an Seite zu kämpfe». (Hört, hört!
links.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Zu einer
PersönlichenBemerkung Herr Abgeordneter Haake,

Abgeordneter Haake: Anf die Bemerkung des
Abgeordneten von der KommunistischenPartei, Sclb-
mann, muß ich sagen: Wenn er tntsächlichder Auf¬
fassung gewesen ist, baß wir Nationalsozialisteu mit der
vrganisatiou der Minderheiten dieses sogenannten
hohen Haufes auch ,dic KommunistischePartei gemeuit
haben, dann bewundere ich seine Einbildungskraft.
(Bravo! rechts. Heiterkeit.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
>Nl einer persönlichen Bemerkung hat Herr Abgeord¬
neter Dr. Leh.

Abgeordneter Dr. 2 eh: Man sprach heute morgen
von der Würde des Hauses, Wenn die Kommunistische
Partei, Herr Abgeordneter Sclbmann, den Kampf m
dieser Weise gegen uns weiterführen will, so ist das
"ne Geschmacksache.Darüber streiten wir uns mit
den Kommunisten sicherlichnicht. Aber ich .empfehle
dem Herrn Abgeordneten Sclbmann, sich (Zuruf liuks:
"»en Steinhäger zn kaufen!) den Wntki für seine
^ulgafaschisteu kommen zn lassen, damit ste etwas
wehr Geist, wenn es auch nur Alkoholgeist ist, be¬
kommen. (Beifall nnd Lachen bei 'den Nationaliozia-
Mten. Znrnf links: Aus Ihnen spricht der Alkohol-
ueist!)

Stellvertreteuder Vorsitzender Gberle: Meine
Damen und Herren' Wir kommen zur Abstimmung.

Zu Pnnkt 2« wird unveränderte Annahme vol¬
lschlagen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? Das ist
nicht der Fall. Es ist so beschlossen.

Punkt 2? desgleichen. Auch hier ist so beschlossen.
Zu Punkt 2« wirb Ablehnung des Antrages ber

Wirtschaftspartci beantragt. Ich bitte .diejenigen, die
dem Antrage des Fachausschusseszustimmen wollen,
sich zu erheben. Das ist die Mehrheit, Es ist so be¬
schlossen.

Bei Punkt 20 wird ebenfalls Ablehnung beantragt.
Ich bitte diejeuigen, die so beschlicheu wollen, sich zu
erhebe». - Das ist die Mehrheit.

Bei Punkt 30 bitte ich diejeuigen, ,die auch hier Ab-
lchuung »ach dem Antrage bes Fachausschusses be-
schließcu wollen, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Zu Punkt 81 wirb ebenfalls vom FachausschußAb¬
lehnung beantragt. Ich bitte dicjcmgen, die so be¬
schließen »'ollen, sich zn erheben. Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Bei Punkt 32 wird unveränderte Annahme vor¬
geschlagen. Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so
beschlossen.

Wir kommennun zu den P n u t t e u 3 3,, 31, 3 5
unb 36, Zu allen diesen Punkten ist Berichterstatter
Herr Abgeordneter Kuhneu.

Abgeordneter Kühnen: Der Fachansschuß III
schlägt vor, den Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses,betreffend die Zunahme der vom Lanbcs-
fürsorgeverbllnd unterzubringenden Gcisteskrankennnd
die Schaffung weiterer Anstaltsplätze durch Ausbau
der Provinzial-Hcil- und Pflegenustalt Nudernach
unverändert anzunehmen.

Zu Punkt 31 empfiehlt ber III. Fachausschußauch
unveränderte Annahme.

Bei Punkt 35 — das ist der nationalsozialistische
Antrag - empfiehlt ber FachausschußIII Ablehuung.

Bei Punkt 3^ empfiehlt der Fachansschuß un¬
veränderte Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Deppe.

Abgeordneter Deppe: Die starke Znnahme der
Geisteskranken in den Provinz ial-Heil- nnd Pflegc-
anstalten und anch in den Privatanstaltc» ist haupt¬
sächlichzurückzuführen auf die schlechteWirtschafts¬
lage, die wiederum durch die kapitalistischeNationali¬
sierung usw. hervorgerufen ist. Wir wissen, daß die
heutigen Verhältnisse der Arbeiterklasse derart zu¬
setzen, daß die Arbeiter leicht in Verzweiflung geraten,
und daß die schlechten Ernährungsvcrhältnisse ber
Avbeitertlllsse dazu beitragen, die große Masse der
Arbeiterschaft, deren Mitglieder gerade in diesen An¬
stalten untergebracht werden, zur Verzweiflung zu
treibeu. Ich erinnere nur daran, das; in der Gemeinde
Merkstein infolge der miserablen Verhältnisse, die
hentc existieren, eiue ganze Familie von sieben Per-
so»cu Selbstmord verüben mußte. Die Provinzial-
vcrwaltnng erkennt selbst die schlechten Verhältnisse
an, dnrch welchedie Zunahme der Geisteskranken be¬
dingt ist. (Unruhe.)
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Vorsitzender Dr. Iarres: Darf ich bitten, Platz
zu nehme,: und Ruhe zu halten?

Abgeordneter Debpe (fortfahrend): Aber alles
dies kann nicht darüber hinwegtäuschen,das; die Ver¬
hältnisse von Tan zu Tag sich mehr zuspitzen, immer
weiter um sich greifen und weiter die Menschen dazu
ln'iugeu, daß sie uicht mehr in der Lage sind, ihr Dasein
so zu fristen, wie es notwendig ist. Aber ungeachtet
dessen sind wir zu der Ueberzeugung gekommen, daß,
wenn nun die Opfer in diesen Anstalten unter¬
gebracht werden, sie dann aber auch eine meuscheu-
würdige Behandlung bekommen. Aber, wie es scheint,
ist das heute nicht der Fall. Ich kann verschiedene
Sachen anführen, die das Gegenteil beweisen. Wir
sind doch ganz bestimmt der Meinung, das; gerade diese
geisteskranken Menschen einer besonders menschen¬
würdigen Behandlung bedürfen. Es ist deshalb umso
verwunderlicher, wenn man sieht, wie die Behandlung
sich gestaltet.

Da ist ein Fall aufzuklären. Es handelt sich dabei
um eine Vollwaise von nngefiihr 19 Jahren, die sich
ans Veranlassung des katholischen Frauen- und
Mädchenvereins in der Irrenanstalt Iohannistal bei
Stichteln befindet. Jene Waise hat eine Frau Bllrtel,
Zigarrengeschäft in der üüttwitzer Straße, zum Vor¬
mund und «befand sich in Stellung. Solange sie die
maßlose Ausbeutung duldete, aalt sie als gesund. Ihre
augebliche krankhafte Veranlagung, die die Ueber-
wetsung nach Iohannistal erforderte, erkannte man
erst, als sie sich gegen die Ausbeutuug wehrte. In
Iohannistal war die Waise mit Näharbeiten be¬
schäftigt. Iin vergangenen Herbst sollte sie bei strö¬
mendem Regen Feldarbeit verrichten, was sie jedoch
nicht tat. Hur Strafe dafür erhielt sie eine eiskalte
Packung (Hört, hört! bei den Kommunisten), bestehend
aus t bis 5 Bettücher, in die sie bei eng anliegenden
Armen eingewickeltwurde. (Pfui-Nufe bei deu Kom¬
munisten,) So eingewickeltwurde sie in das Nett ge¬
worfen. Nach einer solch rohen Kur sind die Nerven
zermürbt und der Körper widerstandslos. Das nennt
sich dann soziale Iugendwohlfahrt.

Ein anderer Fall ist der: Eine von ihrem Mann
geschiedene Frau und Mutter von zwei Kindern
wurde auf Veranlassung des Fürsorgcamtes zwangs¬
weise »ach dieser Anstalt verschleppt. Infolge Ex¬
mittierung existenz- und wohunngslos geworden, war
die Frau dem Fürsurgeamt znr Last gefallen. Ein,'s
Tages erschienen mittels Autos drei Krims und eine
Schnüfflerin vom Fürforgeamt und forderten die Frau
auf, ihnen z« folgen. Sie sollte zur Erholung dem
Krankenhaus in Korschenbroichzugeführt werden. In
Wirklichkeitwinden ihr die Kinder entrissen, und sie
selbst wurde iu die Irrenanstalt eingeliefert. Nachdem
sie auf dem Wege der Flucht die Anstalt für ein paar
Wochen verlassen hat, befindet sie sich jetzt erneut in
dieser Anstalt. Die nunmehr znr Strafe an ihr an¬
gewandten Foltern sollen kaum mehr erträglich sei».

Derartige Fälle sind also.zu verzeichnen,und man
muß dagegen strikte Verwahrung einlegen.

Etwas anderes sehen w'ir in der Anstalt Waldniel.
Dort befinden sich auch schwachsinnige Zöglinge, Diese
Zöglinge müssen für einen Wocheulohn von l»
Zigaretten arbeiten, (Hört, hört! bei den Kum-
muuisten) Am Tage bekommen sie vier Schnitten
Brot, Bon 8 bis ,<X Uhr arbeiten sie auf dem Felde,
Das Mittagessen besteht aus Blut- oder Leberwurst,
Limbnrger usw. Das Esscu dauert bis X vor !2, dann
eine Stunde Mittagspause, Zum Kaffee gibt es zwei
Schnitten Brot und ein Knabbel, dann Pause, dauu
Arbeit bis 6 Uhr, dann Abcudesseu, dauu Schulung, bis
X>9 Uhr Freizeit; sie dürfen nicht nach ,^ vor ',»
schlafen gehen, Abends müssen sie vor dem Schlafen¬
gehen ein Abendgebet verrichten. Iin Sommer müssen
sie ebenfalls so früh schlafeil gehen und »m 5> bis >ui
Uhr schon aufstehen, auch Sonntags, weil sie dann zur
Messe müssen.

Wir sehen, daß in der heutigen Gesellschaft Zu¬
stände herrschen, die unbedingt beseitigt werden müsse».
Aber wir brauchen nicht daran zn denken, daß diese
Verhältnisse unter der heutigen Gesellschaftsordnung
beseitigt werden Unsere Aufgabe ist es, die breiten
Massen über die Vcrhältiiisse in der kapitalistischen
Wirtschaft aufzuklären, damit wir endlich zu einer
anderen Wirtschaft kommen. Die Feststellungen, die
wir hier gemachthaben, beweisen,daß der kapitalistische
Ueberbau immer mehr mit barbarischen Methode»
ausstaffiert wird. Diese Feststellungen werden dazu
beitragen, den Arbeiterniassen die Augen zu öffne»,
die dann zn gegebener Zeit unter der Führung der
KommunistischenPartei den krachenden kapitalistischen
Uebcrban abreißen und mit Hilfe der proletarischen
Diktatur den sozialistischen Aufbau durchführen werden
(Bravo! bei den Kommunisten)

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kelter. (Zuruf: Ist uicht da!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Gerlach,
Abgeordneter Gerlach: Ich beantrage Schluß

der Debatte,
'Vorsitzender l)r. Iarres: Es ist Schluß der

Erörterung beantragt. Nach 8 32 Absatz 2 der Geschäfts¬
ordnung bedarf dieser Antrag der Unterstützung von
10 anwesenden Abgeordneten Ist die Unterstützung
vorhanden? Sie ist vorhanden. Auf der Rednerliste
stehen noch die Herreu Abgeordneten Kelter und
Renner. Ich habe diejenigen, Fraktionen, die nicht
auf der Rednerliste stehen, zu fragcu, ob sie das Wort
zu der Angelegenheit wünschen, — Das ist nicht der
Fall. Dann bitte ich diejenigen, die für den Schluß'
antrag sind, sich zu erhuben. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmnng, Wird getrennte
Abstimmung verlangt? Das ist nicht der Fall. Dan"
bitte ich diejenigen, die für den Antrag des III, F<u'b°
ausschnsscszu den Nummern 33 bis 36 sind, sich 3"
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erheben ,— Das ist die Mehrheit. Der Antrag des
Fachausschussesist angenommen.

Wir kommen zu den Punkten 37 und 38.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Itter.

regnug gegenüber machte sich aber cinc gewisseSorge
bemerkbar, daß bei zu straffem Versuch, die Kinder
möglichstbald nach Hause zu entlassen,>die Kinder den
Schaden zu tragen hätten. Mau möge doch sehr vor¬
sichtig sein in der Entlassung der Kinder, wenn nicht
die Entlassungsfähigkeit einwandfrei nachgewiesensei.

Vorsitzender Dr. Inrres : Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner. (Zuruf: Ist nicht da!) Die
Besprechung ist geschlossen. Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Wird getrennte Abstimmung verlangt. Das
>st nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die für
d>e Annahme des Antrages des III. Fachansschusses zu
den Nummern 37 und 3« sind, sich zu erheben, — Das
ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zn Punkt 39. Berichterstatter ,st
Herr Abgeordneter Hülsenbeck,

Abgeordneter Hü I senbecl: Meine Damen und
Herren! Der III. Fachausschuß empfichlt Ihnen zn
Punkt 39 uud Alltrag Nr. 23 unveränderte Annahme,
dagegen zu dem Antrag Nr. 08 der KPD, Ablehnung.

Vorsitzender !),-. Zaires : Das Wort zu Punkt 39
hat Herr Abgeordneter Nenner.

Abgeordneter Renner: Zur Diskussion steht der
Bericht und Antrag des Prouinzialmisschusses, betr.
Uebernahme der Patenschaft für den Deutschen
Kncgerfriedhof bei Maisvn blanche durch den Rhei¬
nische» Provinzialverband.

Wir Kommunisten lehnen diesen Antrag ab. Wir
sN'd keineswegs der Auffassn»«, daß die in Feindes¬
land liegenden Kriegerfriedhüfe nicht unterhalten
werden müssen. Wir sind aber der Ueberzeugung, daß
das Sache des Reichs ist. Die da draußen »lodernden
Opfer des kapitalistischenSystems sind ja nicht nnr^fnr
die Geldschränkedes Rheinlands, sondern fnr die ^n-
l"'essen aller deutschen Unternehmer gefallen. Die
Provinz ist u. G. nmsoweniger in der «age, eine der¬
artige Aufgabe zu finanzieren, als ja an allen suzmlcn
Titel» i» diesem Jahr wesentlichabgestrichenworden
'st- Wir glauben darüber hinaus, daß es dle schönste
Ehrung, der Gefallenen ist, wenn man dafnr sorgt, oaß
die Hinterbliebenen eine ausreichende Versorg»,,« uud
Mrsorge haben. (Sehr gut! bei deu Kommumsteu).
Wie sieht es damit in Deutschland ans? Einige Zahlen
ans der Versorgung deutscherKriegsopfer: Nach den,
Ncichsucrsurgnngsgesetzvon 1920, das mit Zustimmung

aller Parteien geschaffen worden ist, sind ausgeschlossen
worden aus der laufenden Versorgung alle diejenigen,
die nur 10 Prozent ihrer Arbeitsfähigkeit eingebüßt
hatten. Das waren über 210 000 Kriegsbeschädigte.
Sie bezogen auf Grund der Friedensrcnte monatlich
einen Betrag von 19,50 Mk. in Guldgcld. Im Jahre
1923 sind durch Novelle alle diejenigen ausgeschaltet
worde», die nnter 25 Prozent beschädigt sind, eine
Anzahl von über 530 000 (Hört! hört! links). Bis
zum Herbst des Jahres 1923 waren also ans der
lanfenden Versorgung rnnd 770 000 deutsche Kriegs¬
beschädigteausgeschaltet. Wenn mau deu Wert der
heutigen Rentcnvcrsorgnng mißt an dem inneren
Wert der Renten aus der Vorkriegszeit, so kommt man
zu dem Ergebnis, daß heute der 00prozentige Kriegs¬
beschädigte soviel an Reute erhält, als das alte kaiser¬
liche Deutschland den 20prozentig Beschädigten an
Rente bewilligt und bezahlt hat.

Noch ein Wort über die Altersversorgung. Das
ist wohl das traurigste Kapitel in der ganzen deutschen
Gesetzgebung. Ich will nnr einige Daten aufgreifen.
Bekanntlich kann nur Glternrente bewilligt werden,
wenn das Eltcrnpaar bedürftig ist. Und bedürftig ist
in der Ortsklasse ^ nach den Bestimmungen des Ge¬
setzes »nd Auffassung der bürgerlichen Parteien das
Glternpaar nicht mehr, das im Monat über ein Gin-
kommen von mehr als 58 RM verfügt. (Hört! hört!
links). Es spielt keine Rolle, ans welcher Quelle die
58 RM stammen, ob es Invalidenrente ist, ob es eine
durch Zahlung von Beiträgen erkaufte Rente darstellt
oder ob der Ertrag eines kleinen Grundstücks vorliegt.
Sobald 58 RM monatlichen Einkommens für ein
Gltcrnpaar vorhanden sind, wird keine Rente mehr
gezahlt. Dieser Tntsache stelle ich die uubestreitbare,
schamlose Tatsache gegeuiiber, daß die deutscheRepu¬
blik fiir Offiziere an Pensionen Beträge auszahlt, die
in gar keinem Verhältnis zn den Elcndsbeträgen
stehen, die den deutschen Kriegsopfer» gegebeu werde».

Nun noch eine katastrophale Zahl, die das ganze
Mend der Kricgercltern enthüllt. Wir haben im
vorigen Jahr ans einer Nachmessung des Reichsarbeits-
miuisterS Wisse« erfahre», daß im Elatsjahr 1928 durch
deu Tod mehr als l0 000 deutscheKriegcreltern aus¬
geschieden sind. Die Sterblichteitsziffer deutscher
Kriegcreltern liegt nm ungefähr 2,7 Prozent höher als
die der gleichaltrigen Personen, die nicht anf die er¬
bärmliche» Glternrente» augewiesen sind.

Nun ein Sprung in die Erlebnisse der Kriegsopfer
im vorletzten Jahr. Wir haben bekanntlich im Mni
1928 letztmalig zum Reichstag gewählt. Die Folge
davon war die jetzt in Frieden dahingeschiedeneKoali-
tionsregiernng und die Sozialdemokratie hatte die
Ehre "- jetzt habt Ihr verzichtet, daß weiß ich —, die
wichtigste» Ministerien auszufüllen: das Reichs-
arbeitsministerium und das ReichSfinanzmillisterinm.
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Sulauge die Republik besteht, hat kein Reichsfinanz¬
minister und Arbeitsminister, nicht einmal der berüch¬
tigte Brauns, es fertig gebracht, an dem Etat für die
Kriegsopferversorgnng etwas abzustreichen. Es war
dem Sozialdemukratcn Wisscll vorbehalten, an diesem
Etat eine Streichung in .Höhe von 131 Millionen vor¬
zunehmen. Davon waren rund 85 Millionen RM
glatte Kürzung des Etats, und der Rest entfiel auf das
Minus aus dem vergangenen Etatjahr. Dieser Tat¬
sache der Etatstürzuug steht die von Wissell zu¬
gegebene und anerkannte Tatsache gegenüber, daß
die Zahl der nen-rentenbercchtigten Kriegsbeschä¬
digten von Jahr z» Jahr ansteigt. Wir haben also
ein Ansteigen der Zahl der versorgnngsberechtigten
Kriegsopfer, aber eine Senkung des Etats. Und fiir
diese Etatssentung ist, wie schon erwähnt, die Sozial¬
demokratie hauptsächlichverantwortlich zn machen.

Die Kürzung des Etats hat sich vor allen Dingen
auf einem Gebiet katastrophal ausgewirkt, auf dem der
Kapitalnbfindung. Die Etatposition für Kapitnl-
nbfiuduug ist im vorigen Jahr von 8» Millionen auf
l>3 Millionen RM gekürzt wurden. Und damit noch
nicht genng: Im Juli 1929 waren die Versorguugs-
bchördcn schon gezwungen, nm die laufenden Rcnten-
gebiihruisseauszahlcu zu tonnen, anf diese Mittel fiir
die Kapitalabfindnng zurückzugreifen. Wir tcuneu
seit etwa der Mitte des vergangenen Jahres effektiv
keine Knpitalabfindnngsmüglichkcit in Deutschland
mehr.

Noch eine Tatsache, die erwähnenswert ist: Nis
zum Herbst des Jahres 1923 hat das Reich bekanntlich
neben der Daucrrentenversorgung noch Fürsorge-
leistungen für die Kriegsopfer finanziert. Diese waren
in den ersten Jahren nach der sogenannten Revo¬
lution beachtlichhoch unter dem Drnck der Arbeiter¬
klasse. Dann hat auch da, wie überall, der all¬
mähliche Abbau stattgefunden, und seit 1923 ist dieser
staatlicheZuschuß fiir eine Sonderfürsurgc für Kriegs¬
opfer gänzlichweggefallen. Das hat ganz katastrophale
Answirtnngeu gezeitigt, dir durch die nun eiusetzeude
Sonderfürsurge der Kommnnen auf Gruud der Für-
surgepflichtverordnung nicht im geringsten ausgeglichen
werden konnten.

Nun noch eine Heldentat des letzten Winters. Seit
dem Winter 1923 bis zum Winter 1929 hat die Rcichs-
regierung alljährlich einen Betrag in der Höhe eines
Munatsbetrages an Zusatzrrnte znr Finanzierung von
Winterhilfsnmßnahmen für die Kriegsopfer zur Ver¬
fügung gestellt. Dieser Betrag mußte natürlich von
den Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen zurück¬
gezahlt werden. Aber im vergangenen Winter hatte
die Reichsregierung nicht einmal mehr diese 1,2 Mil¬
lionen übrig, die notwendig waren für diese Darlehen
an die Haupt- und örtlichen Fürsurgestellen.

So sieht die Ehrung der Kriegsopfer in der Praxis
aus. Wir sagen Ihnen: Was Sie da vorschlagen,ist ein
Hohn gegenüber den Hinterbliebenen der Gefallenen,
die draußen modern. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Herr Abgeordneter, ich
mnß Sie unterbrechen. Wir haben hier keine all¬
gemeine Aussprache über die Lage der Kriegsbeschä¬
digte,^ sondern wir sprechen über die Uebernahme
der Patenschaft für einen deutschen Kriegerfriedhof und
Ihren Abändernngsantrag. Ich bitte, bei der Sache
zn bleiben.

Abgeordneter Nenner (fortfahrend): Ich begründe
den ablehnenden Standpunkt der kommunistischen Frak¬
tion damit, daß ich Ihnen sage, welche innere Unehr¬
lichst in dieser Art Ehrung vou Kriegsopfern liegt.
Wir sagen Ihnen mit aller Deutlichkeit, daß nach
unserer Auffassung eiue wirkliche uud angemessene
Ehrung der Hinterbliebenen der Gefallenen dieser
ihrer Ehrung vorgehen muß, die darin besteht,daß Sie
einige Hnnderttauscnd RM im gesamten Reich aus¬
werfen, nm die Friedhöfe in Ordnung zu halte». Das
ist Sache des Reiches uud nicht Sache des Provinzial-
verbandes.

Darüber hinaus noch eiu Wort. Auch die Organi-
sation, die diese Pflege der Kriegergräber durchführt,
bietet uns keine Gewähr dafür, daß sie das Andenken
an die Gefallene» des Weltkrieges so wachhält und
aufrecht erhält, wie es uus notwendig erscheint. Wenn
mau die Veraustaltungen dieser Organisation mitmacht,
und dabei sieht, wie die Gesalbten aller drei Richtungen
zusammen mit den Machthabern der Gemeinden Ml
hinstellen und iu phrasenhafter uud scheinbar mit¬
leidiger Form das Eleud der Hiuterbliebcuen bejam¬
mern, wie sie den wirklichen Eharnkter des Krieges
als kapitalistisch-imperialistischerKrieg nmlügen in
eiueu heiligen Verteidigungskrieg, wie sie weiter den
Gedanken der Notwendigkeit solcher Kriege für die
Zntnnft wachhalten und propagiere», daun sageu wir
Ihuen: Das ist das Andenken der gemordeten Opfer
des letzten kapitalistischenKrieges nicht in Ehren ge¬
halten, sondern geschändet. Das, was Sie tun müßten,
wenn Sie von uns einen Groschen dafür habe»
wollten, bestände darin, daß Sie den Hinterbliebenen
den wahren Eharnkter des letzten Krieges und den
wahren Charakter aller Kriege, die von irgendeinem
kapitalistisch geleiteten Staate geführt werden, den
Ranbkriegscharakter Ihrer Kriege, aufzeigen. (Zu¬
stimmung bei deu Kommunisten).

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. üch:

Abgeordneter Dr. Leh: Meine Damen »n°
Herren! Wir si»d sehr froh darüber, daß man cndlM'
dazu übergeht, den Soldaten, die draußen in Frank¬
reich und überall auf den Schlachtfeldern des ver¬
gangene» Weltkrieges liege», ein De»tmal z» setze»'
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(Sehr gut! bei den Nationalsozialisten). Leider Gottes
hauen wir Mitteilung davon, daß manche deutsche
Friedhöfe iu einem geradezu ungeheuerlichen,verwahr-
wsteu Zustande sein sollen. Es ist auch gestern im
Aeltesteuausschuß schon gesagt worden, das; hier nur
recht wenig getan würde; viel könnte man mit diesem
Gelde nicht machen. Wir sind der Meinung, daß,
Wenu auch Deutschland arm ist, es uienmls jene Sol¬
daten vergessensoll und darf, die die Grenze schützten,
damit die feindlichenHorden unsere Wirtschaft, unsere
Städte nud Dörfer nicht zerstören touuteu, sodaß
Deutschland als Land wenigstens nicht die Schrecken
des Krieges erlebt hat. (Znrnf links).

Meine Damen und Herren! Wir danken diesen
Helden und sind stolz darauf, daß wir, die wir damals
schon in jenem Alter standen, für Deutschlands Frei¬
heit und Grüße haben mitkämpfen dürfen. Leider hat
das Schicksal es anders gewollt. Es hat gewollt, daß
die Feinde trotz aller unserer Siege triumphierten. Es
hat gewollt, daß aus dieser Niederlage nicht allein eine
Waffenniederlage, sondern mich eine seelischewurde.
Es hat gewollt, daß die Nachkriegszeitin Deutschland
auch jeden Widerstandswillen gebrochen hat. Da ist
es au der Zeit und überaus erfreulich, daß selbst iu
dieser Republik ganz kleine Anzeichen(Znruf des Ab-
neurdnctcn Dunder: Zn ncncn Massenmorden!) sich
dafür zeigen, daß man gewillt ist, den Kriegsopfern
wenigstens in etwa den Dank abzustatten.

Die Herren Kommnuisten will ich einmal etwas
fragen. Sie uuterschcidcu zwischen kapitalistischen,
"nperil.listischcn Kriegen und einem Kriege, wie ihn
nach Ihrer Meinung Rußland führen dürfte. Ich
Nlnnbe, der Tod ist für beide Teile ein sehr schweres
Opfer, nnd die Soldaten, die durch das Schicksal ver¬
urteilt siud zu fallen (Znrnf des Abgeordneten Min¬
der: Durch das Schicksal?) gehen bestimmt nicht leicht¬
fertig nnd freudig iu dc» Tod. Der Heldentod ,st
keine leichte Sache, darüber sind Wir uns ganz klar.
(Lärmende Zurufe bei den Kommuuisteu). Meine
Herren, in Ihren Reihen gibt es ja hinreichend viele,
die stolz darauf siud, daß sie die Front der Soldaten
von hinten erdolcht haben. (Lebhafte Pfuirufe liuks.)

Wir Nationalsozialisten wünschte:,, daß in diesem
Sinne weit mehr getan würde. Wir wünschten, daß
alleu jenen Soldaten, die draußeu liegen, ein ordent¬
liches Grab uud ciu Denkmal errichtet werden tonnte.
Aber wir wünschten darüber hinans, daß auch hier nu
Iuuereu jeue Opfer des Krieges weuigsteus über die
Nut hiuausgebracht werden. Hnnderte von Fällen sind
">ir als Abgeordneten unterbreitet worden, wo
Mensche», die sehr schwer verwundet sind uud einfach
keine Arbeit mehr leisten können, auf der Straße liegen
uud nichts haben. Ich möchte an dieser Stelle sagen,
daß die Art, wie die Versorgungsämter hier vorgehen,
eine geradezu nuniöglicheArt ist. (Sehr gut! bei den

Nationalsozialisten.) Wenn wir allein steinerne Denk¬
mäler aufrichten wollten, dann allerdings hätten Sie
recht; aber das wollen wir nicht. Wir wollen, daß
der Dank des Vaterlandes eudlich zur Tatsache wird,
(Sehr gut! rechts.) daß endlich einmal etwas Durch¬
greifendes getan wird. Gin Volk, das seine Toten
vergißt, das keine geschichtliche Tradition hat, ist ver¬
urteilt unterzugehen.

So wüuschen wir denn ferner, daß aus dieser
Dankbarkeit heraus sowohl deu gefalleueu Opferu wie
den Kriegskrüppeln uud -Beschädigten ein Drittes
werden möge, nämlich ein Widerstandswille in unserem
Volke. (Lebhafte Zurufe liuks.) Ohne das wird
Deutschland nicht wieder frei werden. Glauben Sie
nicht, meine Damen nnd Herren, daß es damit getan
sei, zu erfüllen und nochmals zn erfüllen, sich zu ducken
und sich zu verstäudigcu. Die Verständigung ist nur
möglich, wenn es zwei wollen. Wenn aber der andere,
der Franzose es nicht will, nnd von Deutschland nur
verlaugt wird, sich zu verständige,!, dann ist das eine
Verständigungstnechtschaft. (Sehr richtig! bei den
Nationalsozialisten.) Dann wird Deutschland dienen
und arbeiten müssen.

So hoffen wir als letztes, daß aus diesem Dank für
die gefallenen Helden des Krieges ein eiserner Wider¬
standswille werde, aus dem die Freiheit unsres Volkes
kommen möge. (Bravo! bei den Nationalsozialisten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Dann muß ich den Antrag des Abgeordneten
Glfes zur Abstimmung bringe», der Schluß der Be¬
sprechung beantragt hat. Findet dieser Antrag die
Unterstützung von 10 Mitgliedern? Das ist der
Fall. Auf der Reducrlistc steht „och Herr Abgeord-
ucter Reimer. Wolleu die übrigen Fraktionen, die
noch nicht zn Worte gekommen sind, ans das Wort ver¬
zichten. Das ist der Fall. Dann bitte ich diejenige,,, die
für Schluß der Besprechung sind, sich zu erhebe». Das
ist die Mehrheit. Die Besprechung ist geschlossen.

Wir komme» zur Abstimmung. Wird getrennte
Abstimmung verlaugt? (Zurufe: Jawohl!) Daun bitte
ich diejenigen, die für den Antrag der tomnniuistischen
Fraktion auf Drncksnche L8 sind, sich zn erheben. Das
ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für den Antrag des
III. Fachausschussesauf uuveräuderte Annahme der
Vorlage 23 sind, sich zu erhebe». Das ist die Mehr¬
heit. Es ist so beschlösse,,.

Wir kommen zu Puutt "! 0. Berichterstatter ist
Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Der Haushalt Fürsorge
für Kriegsbeschädigteuud Hiuterbliebeue zeigt auf der
Ginnahmescite teiue weseutlicheu Verändcrnugeu
gegenüber dem Haushaltansatz des Vorjahres. Die
unter Einnahme verbnchten Zahlen sind ja meist
zwangsläufig oder Ueberweisuuge» des Reiches, die
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sich in ihrer Höhe nicht verändern können. Die Ans-
gabenseite sieht gegenüber den, Vorjahr ebenfalls fast
unverändert ans. Die Erhöhung der Nenmtengehälter
im Ansatz für 1VN gegenüber der Rechnung von 1U28
ist auf die allgemeine Erhöhung der Nemntengehälter
zurückzuführen, wie Ihnen ja allgemein bekannt sein
dürfte. Die Position nnter sächlichen Aufweuduugeu
hat sich deshalb gesenkt,weil eine Anzahl von Znsatz-
rentenempfäugern, nämlich die Kriegerwnisen, die die
Altersgrenze erreicht habe», aus der laufendenRenten-
versorguug ausgeschiedensiud. Dauu ist die Zusntz-
reute auch an sich niedriger geworden, als es im Haus¬
halt ,02« zum Ausdruck kam. Die Position Fürsorge
und ErziehnngSbeihilfe ist von '!,0 auf Ü25 000 RM
erhöht wurden. Daneben muß »och erwähnt werden,
daß nach Darstelluug der Verwaltung für die Gesnnd-
Heits-Fürsorge mich uuter der eutsprecheudeuPosition
des Jugendamtes uoch Mittel vorhanden sind. Ferner
ist die Position zur Gewährung von Ginzeldarlehen
einschließlich Naudarleheu von ,75N0N ans 150 000 RM
reduziert worden.

Der Ausschuß hat mit Stimmenmehrheit beschlossen,
den, Plenum unveränderte Annahme des Vorschlages
der Verwaltung zn empfehlen.

Vorsitzender I),-. IarreS: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner als Abgeordneter.

Abgeordneter Reuurr: Was in diesem Hanshalt
nach Auffassung der Kommunistischen Fraktion am
schwerwiegendsten ins Gewicht fällt, ist die Tatsache, daß
vor allen, die Position II, <! von ,75 ans ,50 NO« NM
reduziert wurden ist. Ich habe eben erwähnt, daß die
Summe der Kapitalabfindnngen im Reichshaushalt im
vergaugeueu Jahre um 25000000 NM gekürzt Worden ist.
Diese Kürzuug hat zu ganz katastrophalen Auswir¬
kungen geführt. Wir haben bereits im Herbst ver¬
gangene» Jahres kann, noch die Möglichkeit gehabt,
irgend einen Kapitnlnbfiuduugsautrag dnrchznbringen.
Es ,st deshalb doppelt bedauerlich, daß gerade diese
Position, die im Interesse der Förderung der Bau¬
tätigkeit in der Provinz absolut einer Erhöhung be¬
durft hätte, gekürzt worden ist.

Ferner bemängeln wir die ans der Ginnahme¬
seite als sogenannte Ablösnngsgelder eingehenden
Netrage. Das sind die Gelder, die von Unternehmer»
gezahlt werde», die die vorgeschriebenegesetzliche An¬
zahl von Schwerbeschädigtenin ihrem Netrieb angeb-
ich nicht beschäftige» tömien. Wie die Verwaltung

Wgt, gehe» diese Gelder über ein sogeuauutes Sonder¬
konto. Dieses Sonderkonto ist dem Ansschnß - wenig¬
stens iu deu Iahreu, wo ich ihm angehöre - noch nie-
>.^ «.7^"" worden. Wir sind der Auffassung, daß
diese Ablösnngsgelder in den ordentlichemHanshalt
n»e„,gehoren, a»ch wen» sie »»r durchlaufende Posten
N»°, die an die örtliche» Fürsorgestelle» wieder nb-
negebe»werden.

Wir haben ferner den Antrag gestellt, daß in den
Hanshalt eine durchlanfendc Pusitiun von 1,25 Mil-
liunen als Ersatz für die vom Reiche eingestellten
Winterhilfemaßnahmen aufgenommen werden soll. Ich
habe vorhin schon davon gesprochen, daß im vorigen
Jahre erstmalig der monatliche Zusatz-Rentenbetrag
eingestellt worden ist. Wir sind der Auffassung, daß
bei der finanziellen Not der Gemeinden, die sich ja in
erster Linie in einer Senkung der Wohlfahrtsleistuuge»
auswirkt, die Proviuz etwas aus eigeuer Kraft tuu
sollte; und da es sich hier nur um durchlaufende Posi¬
tionen handelt, die nachher ans der Einnnhmeseite durch
Rückzahlung wieder erscheine»,ist »»ser Antrag dnrch-
ans berechtigt.

Nii» »och ei» Wort z» der allgemeine» Situation
auf diesem Gebiete. Der Herr Abgeordnete !),-. Leu
hat uns eben zugernfen, daß wir unsere Toten nicht
vergessen dürften. Wir sind der Auffassung, daß wir
Kommunisten die einzigen sind, die das Andenken a«
die Gefallenen in, richtiger Weise nnfrechterhnlten. Wir
sagen nämlich ihren Hinterbliebenen, daß die Gefalle¬
nen für das nationale und internationale Unter¬
nehmertum gemordet worden sind. Und wir erziehe»
die Söhne der Gefallenen in dem Sinne, daß sie die
ewige Ursache imperialistischer, kapitalistischer Kriege
aus der Welt schaffen, nämlich den Kapitalismus an
sich. Das scheint uns die richtige Ehrung zn st'iu-
(Zustimmung bei den Kommunisten. Lebhafte Zu¬
rufe bei den Nationalsozialisten.)

Nun noch ei» Wort an Herrn !>,-. Leh nach eiw'l
anderen Seite. Er wünschte, daß auch bei den
deutschen Kriegsopfern der Widerstandswille lM'b-
kommen möge, der notwendig sei, nm über das Eb'»d
hinwegzukommen.

Wenn Herr l),-. «eh — er sitzt übrigens anscheimmd
wieder draußen beim Kirschwasser (Heiterkeit) " das
so meine» sollte, daß wir unseren lriegsbeschädigtc'U
Kameraden anraten solle», auch »och das nichtbesclM
digte Nein hinzuhalten, dann kann er nns leid tun-
Aber er hat ein bezeichueudesWort gesagt: daß M'
im deutschen Volke iu etwa wieder eiu Widerstands¬
wille zeige. Dieser besteht darin, daß in Deutschland
offensichtlichdie Vorbereitnngscirbeit zn neuen iml'^
rinlistischen Kriegen feste im Gange ist. Diese Var-
bereitn»gsnrbeit wird eines schönen Tages natur-
nutwendig zi, nenen Morde» vo» Proletarierlind^'U
führe» müssen, was Sie als sogenannte Nationalsozia¬
listen gutheißen. Das Wort ist — nebenbei bemerkt '^
jn ein doppelter Schwindel. (Znrnfe bei den Nation"^
sozialisten.) Dieser Widerstandswille wird auf °"
entschiedenen Abwehrwillen der revolutionären ^
beiterschaft stoßen. Wir werden Ihrem Aufrüst»»!'"'
Wille» eiitgegeilsetze»(die weiteren Worte des Nedne^
sind infolge lärmender Znrnfe bei den Nationalst'"'
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listen unverständlich), den Willen zur Revolution,
zur Vernichtn»!, des Kapitalismus.

Vorsitzender l),-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kelter. (Nicht da!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Nie Be¬
sprechung ist geschlossen. Wir kommen zur Nbstim-
"uing. Ich bitte diejenigen, die für den Vorschlag des
III. Fachausschussesauf Drucksachc W siud, sich zu er¬
hebe». Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist an¬
genommen.

Vorsitzender I>. Iarres: Zu Punkt 11 ist
Berichterstatter Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renn e r : Es handelt sich hier um
einen kommunistischen Autrag, der folgendes verlangt:
Wie Sie wisscu dürfte,:, haben die Versicherungsträger,
auch die Versicherungsanstalt der Rheinvrovniz, eine
bestimmte Summe ausgeworfen, die dem Zweck dienen
sull, vor dem eigentlichen,gesetzlich geregelten Inkraft¬
treten der Wöchnerinnen-Fürsorge im Sinne einer
vorbereitenden Fürsorge etwas für dieselbe» zu tuu.
Nun haben die Versichcrnngsträger nach Darstellung
der Verwaltung — ich kann dem nicht widerspreche»,
weil ich darüber zurzeit nicht bis ins letzte orientiert
bin — an die Hergäbe dieser Sondcrmittel für vor¬
bereitende Wöchncrinueu-Fürsorge nicht die Bedingung
Netuüpft, daß diese Mittel »nr den Versicheruugs-
berechtigleu selbst oder deren Angehörigen zugute
komme» solle». Wem, Wir Kommuuisteu darüber
hiunus die Hergäbe vo« einer Million zur Nntrr-
stütznng solcher nichtnnterstützter, hoffender Mütter
Nefurdert haben, dann ging die Fraktion von dein
Wedankenans, die Lücke auszugleichen, die da besteht.
Der Ausschuß hat mit Stimme»mehrheit beschlossen,
dem Plenum die Ablehnung dieses Antrages vorzu¬
schlagen.

Vorsitzender l)i>. Iarres: Das Wort hat Frau
Abgeorduetc Esser.

Abgeordnete Frau Esser: Die Kommunistische
Fraktion hat einen Autrag eingebracht, eine Summe
bon 1 Million zur Uutcrstützung hoffender Frnueu
bereitzustellen, die durch ,die bisherigen Maßnahmen
der Landesvcrsichernng nicht erfaßt werden, die also

sind. Dieser An¬
trag wurde abgelehnt, wie mein Fraktionsgenosse
Nenner schon erklärte. Herr Landcsrat Gerlach hat
erklärt, daß die Landcsversichernng für diese Zwecke
in schon genügend Gelber zur Verfügung gestellt be¬
käme. Aber wir müssen feststellen,daß das. Was n,
unsere»! Antrag festgelegt wird, nicht uutcr die Landes-
bersichernng fällt. Ich kann meine Worte auch be-
nründen. Ich habe hier ein Zitat aus der „Wohl-
fnhrt" Nr. 11 des vorigen Jahres. Da heißt es wört-
l'ch- „Zur Bekämpfung des Geburtenrückganges und
u»i einen ungestörte» Verlauf der Schwangerschaft

unter den Frauen der versichernngspflichtigenBevölke¬
rung zu fördern, sowie der Sterblichkeit unter den
neugeborenen Kindern entgegenzuarbeiten, hat die
Landesversicherungsanstalt der Provinz neuerdiugs
besondereMittel zur Verfügung gestellt." Weiter heißt
es, die Verteilung der Beihilfe solle auf Frauen aus
der vcrsicheiuugspflichtigen Bevölkerung beschränkt
werden. (Hört, hört! bei den Kommunisten.)

Sie sehen also hieran, daß unser Antrag durchaus
berechtigt ist, und daß man ausschließlichdie Aermsten
der Armen, die Wuhlfahrtsnntcrstütznngs-Einpfänger
nicht berücksichtigt. Ja, man geht hcntc schon dazn
über, einen Zwangsetat einzuführen, wonachgerade .die
Wohlfahrtsuuterstützungeu gekürzt werden. Ich frage,
Wo bleibt hier Eure soziale Hilfe, wo bleiben hier die
Maßnahmen für die Aermsten der Armen! (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.)

Alles, alles ans diesem Gebiete wird abgewürgt.
Wen» ma» z. B. sagt, daß sich die Geburte»ziffer i»
Deutschland.von Tag zu Tag senkt —nicht absolut, aber
relativ, d. h. im Verhältnis znr Nevötternngsziffer —
ja, wie denkt Ihr Euch denn eine Geburtcnhebung.
wenn Ihr nnf diese Weise alles, was von uns getan
wird, ablehnt? Wenn Ihr z. B. für die Aermsten der
Armen nicht einen Heller übrig habt? Das sind alles
Phrase» imd »ochmals Phrase», und wir sagen Euch,
daß die deutscheArbeiterschaft nicht ans leere Worte
hört, sondern sie sieht nach der Tat. Nur dauach wird
sie Euch beurteilen.

Nun, Werte Anwesende, in Deutschland hat man
also für diese Diugc kein Geld, aber zur Züchtung von
Nassetieren legt man Millionen »nd Abermillionen
ans. Meine Frattio»sgr»ussi» Otto hat heiite morgen
schon erklärt, daß man allein für eine» englischen
Vollbluthengst 750 000 RM bewilligt hat. Man be¬
willigt 160 000 NM für Kirchen, für steinerne Denk¬
mäler usw., um« bewilligt Millionen für Panzer¬
kreuzer, aber für die Aermsten der Armen hat man
nicht einen Pfennig übrig.

Vorsitzender Dr. Inrres: (unterbrechend): Ihre
Zeit ist abgelaufen.

Abgeordnete Fran Gsser (fortfahrend): Das tut
mir außerordentlich leid. Ich sage Ihnen nur,

Vorsitzender l>. Iarres (nuterbrechend): Ich
bitte, weiter nichts zu sngeu,

AbgeordneteFrau Esser (fortfahrend): ...daß wir
alles anwenden werden, die .deutsche Arbeiterschaft zu
mobilisiere», damit endlich Ihre Phrasen aufgedeckt
werden. (Beifall nnd Händeklatschenbei den Kommu¬
nisten.)

Vorsitzender l),-. Iarres: Wir kommen znr Ab¬
stimmung. Ich bitte diejenige», die für den Antrag
des III. Fachausschussesauf Ablehnung des Antrages
der kommnnistischen Fraktion siud, sich zu erhebe». Das
ist die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.
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Wir kommeii z » 4 2. Berichterstatter ist Frau Abge¬
ordnete Necke r.

Abgeordnete Frau Becker: Zu dein Haushalts¬
plan der Hcbammeulehrnustalt ist nicht viel zu sageu.
Nur wird Ihnen aufgefallen sein, daß die Zahlung an
die Huchbauverwaltuug von 7^000 RM ans Ü7N0N
RM zurückgegangenist. Das ist dadurch bedingt, daß
die Umbauten jetzt fertiggestellt siud. Der >>. Fach¬
ausschuß beantragt die unveränderte Annahme.

Vorsitzender l>. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hennes.

Abgeordneter Heu»es: Meine Damen und
Herren! Es handelt sich hier nm eine Angelegenheit,
die ich mit innerem Widerstreben öffentlich behandele.
Ich würde es nnch unterlassen, wenn ich nicht eine
Besserung dadurch erhoffte. Es ist mir aus der Arbeit
in einer rheinischen Großstadt bekannt, daß dort die
Hebammen mehr Leben durch Abtreibung vernichten
als zur Welt bringen. (Hört, hört! bei den National¬
sozialisten. Zuruf liuks: Wo ist das?) Hier kann nur
eine Erziehung der Hebammen in uuscreu Anstalten
Hilfe bringen. Wir bitten darum, nur solche Lehr¬
kräfte iu diesen Anstalten unterzubringen, die deu
nötigen sittlichen und religiösen Ernst für diese für
unser ganzes Volksleben so nngemei» wichtige Frage
mitbringen. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Fran
Abgeordnete Becker,

Abgeordnete Fran Becker: Meine Damen und
Herren! Ich habe das, was Herr AbgeordneterHennes im
Ausschuß und auch hier ausführte, nicht in die Bericht¬
erstattung mit cingeflochten, weil ich denke, daß die
Hebammen, die in der Hebammenlehraustalt aus¬
gebildet werden, dort nicht ausgebildet werden, um
Kinder von der Welt zu bringen, wie der Herr Ab¬
geordnete gestern sagte, sondern um Kinder zur Welt
zu bringen. Uebrigens ist das was Herr Hennes wollte,
für deu Pruviuziallaudtag uicht zuständig. Diese
Frage zu bespreche»uud gesetzlich zu regeln, ist doch
Sache der Neichsgesetzgcbung.

Vorsitzender Ui-. Iarrcs: Weitere Wortmel¬
dungen liegen nicht vor, (Zuruf des Abgeordneten
Hennes: Doch! Zur Richtigstelln»'»!)

Herr Abgeordneter Hennes hat das Wort zu einer
PersönlichenBemerkung.

Abgeordneter Hennes: Ich möchte nur sagen,
'daß ich »icht erklärt habe, die Hebammen würden in den
öffentlichen Lehranstalten dazn angelernt, mehr Leben
zu vernichten als zur Welt zu bringen. Das habe ich
nicht erklärt, sondern nnr gesagt, daß die Hebammen
in ihrer praktischenArbeit in einer Großstadt, von der
mir die Verhältnisse bekannt sind, mehr »eben ver¬
nichten als zur Welt bringen.

Vorsitzender I)?. Iarres: Das Wort hat Fran
Abgeordnete Staubes.

Abgeordnete Frau Staubes : Der Vertreter des
christlichen VolksAenstes operierte jetz,t in ähnlicher
Weise, wie er auch iu der Sitzung des 1l. Fachausschusses
gemeinsam mit dem Vertreter des Zentrums operierte,
Sie meinteil, das Hebammenwesen müsse unbedingt
besser ausgebaut werden, um den Hebammen begreiflich
zu mache», daß der Hebammeudienstnicht dazu da sei,
deu Geburtenrückgang uoch mehr zu fördern, sondern
vor allen Dingen den Geburtenaufstieg. Wir fragen:
Ist ein Geburtenrückgang durch den Ausbau des
Hebllmmenwescus oder durch die Abschaffung der
heutigen wirtschaftlichen Verhältnisse zu beseitigen?
Wir sagen, daß dieser absterbende, verfaulte heutige
Staat, in dem drei Millionen lLrwerbslüse — mit An¬
gehörigen IU Millionen — am Hungertuche nage»,
nicht die Berechtigung hat, darüber zu sprechen, wie
man den Geburtenrückgang beseitigen könne. Wie kann
man von den Familien, die heute im schlimmsten
Hunger und Elend leben, verlangen, daß sie auch uoch
Kinder in die Welt setzen! Gestern hat sich in Düssel¬
dorf wieder einer dieser Prozesse abgespielt, in denen
einige Frauen wegen Abtreibung zu'Zuchthaus ver¬
urteilt wurden. Glaubt ein Mensch, daß diese Frauen
die Abtreibung aus Liebhaberei vornehmen? Sie tun
das, weil es ihnen nicht möglich ist, noch mehr Menschen
zn ernähren. In der Ausschuszsitznug wurde von den
bürgerlichen Vertretern die Nemertuug dazwischen, ge¬
worfen: „Aber gerade in den Arbeiterfamilien sind die
»leisten Kinder." Jawohl, in den ärmste» Familie»
siud die meisten. Kinder; deu Aermsten der Armeu
fehlen eben die Mittel für Sanatorium, Aerzte usw.
Sie müssen zu solchen Mitteln greifen, die dazu
führen, daß Tausende nnd Abertausende zu deu Fried¬
höfen wandern oder in den Zuchthäusern sitzen. Wir
fragen: Wo wird dafür gesorgt, daß es der Arbeiter- ',
schast möglich ist, Kinder in die Welt zu setzcu? Das ist
Sowjet-Rußland. Dort hat man den 8 2l« .abgeschafft;
alber haben wir dort einen Geburtenrückgang zn ver¬
zeichnen? Nein, dort habeil wir eine Geburtcuziinahiue
zu verzeich»en. Warum haben wir dort eine Geburten¬
zunahme. Dort braucht sich die Mutter keiue Sorge
zu machen, wohin sie ihr Kind lege» soll, (llnverständ-
lichcr Zuruf rechts.) Sie wisseil nicht, was Nrmnt und
Elend heißt. Sie haben darum auch lein Recht, in
dieser Frage mitzusprechen. In Rußland kann die
Frau mit Freuden der Geburt eines neuen Kindes
entgegeilsehen,

Vorsitzender Dr. Iarrcs (unterbrechend): Wir
sprechenüber die deutscheil und nicht über die russischen
Hebammen.

Abgeordnete Frau Staubes (fortfahrend): I»
Rußland ist für Frau uud Kind gut gesorgt. (Zuruf
vom Zentrum: Gehen Sie doch nach Nußland hin!)
Aber ich will über das Elend der deutschen Kinder
sprechen.In Deutschland ist es doch so, daß schon der
Gedanke, sie könnten schwanger werden, die Frauen
der Aermsten zur Verzweiflung bringt. Wie heißt es
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denn in dem Artikel von gestern? Da steht, die Frau
habe gesaUt: „Ich bin schon wieder so weit; ich muß
wieder gebären." Mit Angst und Schreckenhat sie
daran gedacht und erklärt: „Jetzt nmß wieder ein
Kind mehr hungern." Dafür hat sie gestern auf der
Anklagebank gesessen und 1 Jahr 3 Monate Zuchthaus
bekommen. Wie wird das in der kapitalistischen
Gesellschaftweitergehen? Wir sagen mit aller Offen¬
heit: Wenn vom Christlichen Volksdienst nnd vom
Zentrum, also gerade von selten der christlichenVer¬
treter der Geburtenanfstieg verlangt wird, so wissen
wir genau, warum. Wir wissen, daß eine Frau, die ein
Trüppchen Kinder hat und im Elend sitzt, besser für
^hrc Lakaiendienstezu gebrauchen ist als eine auf¬
geklärte revolutionäre Arbeiterfrau. Um diese Ver¬
hältnisse aus der Welt zu schaffe», werden wir die letzte
Arbeiterfrau dahin bringen, wohin sie gehört; wir
werden die letzte Frau aufklären, daß sie sich nicht von
der christlichenMoral einlullen läßt und daß sie ge-
"U'insnm mit uns für die Beseitigung Kieses Systems
kämpft.

VorsitzenderDr. I n r r e s : Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen, die für de» Autrag des it. Fach¬
ausschussesauf unveränderte Annahme sind, sich zu
"'heben. Das ist die Mehrheit. Ls ist so beschlossen.

Wir kommen zu den verbundenen Punkten 13
bis 18. Berichterstatter Zu 13 und '18 ist Herr Ab-
llcoronetcr Dr. Goldfchmidt.

Abgeordneter I),-. Goldschmidt: Meine Damen
>>»d Herren! Der Fürsurgecrziehnngsetnt schließt in
diesem Jahre mit einer Summe von 9 35UNO0 gegen
-'773NU0 ah. Diese Zahlen sind insofern nicht voll-
!mndig, als man diejenige Snmme davon abrechnen
'"usz, die Prcnßcn der Provinz vergütet. Das sind
^297 000 gegen L 579 NUN im vorigen Jahre. Die
Differenz ergibt den reinen Nettoetat für,d!e Provinz,
^s ist diesmal 3UN0l)UN und war im vorigen Jahre
Nlnd 3 2UN0NN. Wir tonnen also feststellen,daß die
Ausgaben geringer geworden sind. Das geht aber
lemeswcgs etwa auf schlechtereUnterbringung oder
Nhlcchicre Behandlung der Fürsorgezöglingc zurück,
wndern das hängt damit zusammen, daß die Zahl der
«ursorgczöglinge in der Nheinprovinz abgenommen
Mt, nämlich nach den» Vorbevichtvon 131NN auf 12 9NN.
^ese Abnahme hängt, wie uns schon gesagt worden ist,
w>t der anderweitigen Einstellung der Gerichte zu-
wnrmcn, die heute nach müderen Gesichtspunkten zur
Fürsorge überweisen, indem sie nämlich auf dem
Standpunkte stehen, baß die Fürsorgeerziehung das
Me 'Mittel sein soll. Im Fachausschußist uns gesagt
wurden, was auch im Vorbcricht niedergelegt ist, daß
?>e Familicnfürforge von der Provinz mit ganz be-
Wnderer Aufmerksamkeitbetrachtet wird. Die Provinz
'leht auf dem richtigen Standpunkt, daß, wenn irgend
wüglich, ein Kind in der Familie unterzubringen ist,
und daß die Anstaltsfürsorge nur für solche Kinder

angewendet werden soll, bei denen es nicht anders
möglich ist, sie vor Verwahrlosung zu schützen. Nie
Zahlen sind in dieser Richtung erfreulich. Denn es sind
uerhältnismäßig viele Kinder in Familienpflege unter¬
gebracht worden. Die Kosten für ein Kind in der
Familienpflege belaufen sich auf 15>7 N,M, während sie
für ein Kin>d in der Anstalt 1276 NM betragen, also
wesentlichmehr. Die Kostenfrage darf natürlich nicht
der maßgebendeGesichtspunktsein, sondern maßgebend
ist der erzieherische. Immerhin ist es erfreulich, wenn
die Provinz geringere Ausgaben macht und dabei ihrer
erzieherischenPflicht doch vollständig genügt.

Nun ein Wort zum Etat der Erziehungsheime.
Dieser Etat ist schon in dem Etat für die Fürsorge¬
erziehung einbegriffen. Denn .die vorhin von mir ge¬
nannten Zahlen umfassen ihn mit. Aber er ist dann
noch besonders ausgeworfen. Auch da ist eine Ab¬
nahme in den Ausgaben zn verzeichnen. Das hängt
allerdings mit der Tatsache zusammen, daß Fichten¬
hain, die eine der vier Erziehungsanstalten, aufgelöst
wird. Die Fürsorgezöglinge sind schon zum Teil aus
dieser Erziehungsanstalt fort, ein Teil aber befindet
sich noch dort. Sehr erfreulich ist, zu sehen, daß der
Etat der Erziehungsheime gesenkt ist, uicht etwa weil
die ausgeworfenen Posten für Bekleidung und Be¬
köstigungder Fürsorgezöglingc zurückgegangensind —
diese sind nur unwesentlich geringer, da die eine An¬
stalt, Fichtenhain, aufgelöst wird —, der Rückgang ist
vielmehr besonders darauf zurückznführeu, daß mau
an den sachlichen Ausgaben gespart hat, daß ins¬
besondere die Erstattung an die Hochbanabteilung
wesentlichzurückgegangenist, nämlich von 263 NNN auf
109 NNO, sodaß es sich hier um eine Ausgabenseiirung
handelt, unter der die Fnrsorgczöglinge nicht zn leiden
haben.

Zusllmmeufllsseudhabe ich daher zu sageu, daß ich
nach der Ansicht der übergroßen Mehrheit des Fach¬
ausschusses den besonderen Dank der Provinzial¬
verwaltung dafür auszusprechen halbe, daß sie die
Fürsorgeerziehmig, die für die Provinzialverwaltung
eine ernste und schwere Pflicht ist, in fo zweckmäßiger
Weise ausübt. Ich sehe das Zweckmäßige, wie ich
ausdrücklich bemerken will, nicht in der Ausgaben-
settkung, sondern darin, daß man es verstandenhat, den
Zwecken der Fürsorgeerziehung zu genügen und trotz¬
dem die Ausgaben in einem Nahmen zu halten, der der
schlechten Vermögenslage der Provinz entspricht.

Vorsitzender 1)r. Iarres: Berichterstatter zn
Nr. 11 ist Frau Abgeordnete Schnmacher-Köhl.

Abgeordnete Fran Sch u m ache r - K öhl : Es
handelt sich um einen Antrag der Fraktion des Ehrist-
lichen Volksdienstesund der Bauernpartei, der fordert,
daß die Provinzialverwaltung alle irgendwie geeigneten
Fürsorgekinder der Familicnpflegc zuführen soll, daß
die Pflege- und Grzichungskostcnfür diese den heutigen
Verhältnissen angepaßt und daß die etwa dadurch
weniger siegten Privatanstaltcn entsprechend mit
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anderen Aufgabe» bedachtwerden sollen. Im Ausschuß
ist ein ausgedehnter Bericht der Provinzialverwnltuug
vorgelegt wurden, aus dem ersichtlichwar, daß die
bisherige Praxis der Verwaltung schou ganz der
Tendenz öicses Antrages entspricht, wie das ja auch
schon aus dem Bericht meines Herrn Vorredners
hervorging. Doch wivd wegen des letzten Teils des
Antrags Ueuerweisunig an den Proviuzialausschuß
empföhle». Zu der Forderuug, die Pflegesätze M er¬
höhen, wurde noch bemerkt, daß ein Grund, die
Pflegesätze zu erhöhe», um einen besseren Anreiz zur
Aufnahme von Pflegekinder» zu bieten, nicht not¬
wendig und auch uicht wünschenswert sei; nicht not¬
wendig, weil jetzt schon die Angebote an Pflcgestellen
die Nachfrage übertreffen, und nicht wünschenswert,
weil niemals der finanzielle Gewinn ein Grund zur
Aufnahme eines Pflegekindes sein dürfe, sondern, daß
die Annahme eines Kindes nur aus ideellen Gründen
erfolgen dürfe. Der Ausschuß bittet deu Proviuzial-
landtag, zu beschließe«, der Pruviuzinllandtng wolle
den Antrag dem Provinzialnusschuß zur Erledigung
überweisen mit der Abäudcrimg, daß iu Zeile l die
Worte „alle irgendwie" durch „die" nud in der 2. uud
,">. Zeile die Worte „je »ach Bedarf" durch „den je¬
weilige» Verhältnissen nud Umständen" ersetzt werden.

Vorsitzender!>>-. Iarres : Berichterstatter zu Nr. 15
uud 1l> ist Herr Abgeordneter Iansen.

Abgeordneter Iansen: Meine Damen nnd
Herren! Die KPD. hat den Antrag, betr. Abstand-
nnhnie von der Einziehung der Rente» entlassener
Fürsurgezöglinge gestellt, d. h., wenn Fürsorgezöglinge
entlasse» sind, soll ihre Rente, die sie als KriegSwaiscu
oder in sonstiger Rechtslage haben, nicht mehr für die
Deckung der Fürsurgetusten herangezogen werden.
Dieser Antrag beschäftigt uns uicht zum ersten Male.
Er wurde vielmehr im vorige» Jahre gcuau mit dem¬
selben Wortlaut gestellt. Es ist auch damals im Aus¬
schuß nachgewiesenworden, daß es niemals vorkommt,
daß uach der Eutlassung ciues Zögliugs irgend ein
EinlummenSteil zur Deckung der entstandenen Fiir-
sorgetosteu irgendwie hernugezogeu wird. (Zuruf des
Abgeordneten Reuuer: Nach der Eutlassuug ist er
21 Jahre alt.) Es gibt ja auch Fürsorgezöglinge, die
vorher entlassen werde», sehr geehrter Herr Kollege
Renner. Es wurde auch seitens der Antragsteller nnd
Begründer leiu eiuziger Fall geuannt, mit dem eiu
solcher Antrag begründet werden könnte. Vielleicht
wäre es möglich,daß man gemeint hat, es sollten auch
keine Rente» oder sonstigen Einkommensteile heran¬
gezogen werde», solange der Fürsorgezögling in der
Fürsorgeerziehung ist. Das geschieht Wohl in sehr
bescheidene,»Maße und zwar selbstverständlich mit
Recht, weil ja auch die eigene Familie resp, der Vor¬
mund oder wer sonst verpflichtet ist, keine Kosten auf¬
zubringen hat, sondern die Provinzinlverwaltnng sie

dann übernimmt. Aber die Einbehaltung von solchen
Ginkommensteileu von Fürsurgezügliugen ist so gering,
daß der preußischeWuhlfahrtsminister der Provinzial¬
verwaltnng wegen ihrer Nachgiebigkeit in der Ein¬
behaltung von Gintommensteilen, fast »lochte ich
sage», eine» Verweis erteilt hat. Der Antrag entbehrt
also jeglicher Grundlage. Es wird nie nach der Ent-
lassnng eine Rente einbehalten. Darm» ist der A»trag
abzulehnen. (Zurnf des Abgeordneten Nenner: Das
steht ja auch nicht in dem Antrage.)

Zn Nr. 1«!, Drucksache 7ü, hat die KPD.-Frattiou
den Antrag gestellt, den Direktor des Fürsorge-
erziehnngsheims Halfeshof in Solingen zu entlasse».
Ich würde a»f diesen Fall nicht länger eingehe», weil
es für das hohe Hans nicht notwendig wäre, eine Be¬
gründung für einen solchen Autrag zu geben. Es
liegen dem Antrag einige Vorfälle in der betr. Anstalt
Solingen zugrunde.

In einem Falle handelt es sich nm einen Erzieher
namens Deuzmnuu, der sich im Verlaufe ewiger Zeit
au eiuigeu Fürsorgezöglingen vergangen hat, aber so,
daß der eine Fürsorgezögling vom ander» darüber
»ichts gewußt hat. Schließlich hat einer derselben dem
Direktor Mitteilung gemacht. Dem Direktor war bis¬
her alles »»bekannt, und er hat sofort, nachdem ihm
der Fall bekannt geworden war, den ErziehungS-
gehilfe» verhört. Derselbe hat ei»gestn»de», »ud er
sollte daraufhin auch fristlos entlassen werde». Der
Herr Direktor hat also das getan, wnö in seiner Macht
stand. Gs zeigte sich dabei, daß gerade dieser Erzieher
bei sämtliche» Fürsorgezögliugen besonderr Sympa¬
thie» genoß, sodaß im Angenblick eine Gefahr ent¬
stände» wäre, wenn der Herr Direktor den Erzieher
fristlos entlassen hätte. Sofort wurde die Provinzial¬
verwaltnng benachrichtigt. Sie hat sofort einen Ver¬
treter hingesandt. Der betr. Erzieher ist a lempc,
fristlos und Pensionslos entlassen worden. ES liegt
also kein Grnud vor, gegen den Direktor ans diesem
Falle irgendeiue Anklage zu erheben.

In einem 2. Falle war ein Junge durch eiueu
Sturz vom Nnum veruuglückt. 2 Fürsorgezügliuge
sollte» z» ihrer Arbeitsstätte gehe». Sie gehe» »icht
de» gewohnte,! gerade» Weg, sondern einen Umweg,
uud auf diese,,, Umwege steigt der eine von ihnen auf
ciucr Wiese auf einen Ban»,, fällt herunter uud zieht
sich eine so schwere Verletznng zn, daß er liegen bleibt
und nicht nach Hanse gehe» kann. Sein Begleiter geht
in die Anstalt zurück. In der Anstalt wußte uiemand
etwas vou dem Vorfall. Er berichtet uud Wird dann
sofort beauftragt, auf ei»er Tragbahre, die ganz i» der
Nähe zu entnehme» war, und mit Hilfe der andern
Insassen des Hanfes den Verunglückte» heimzuholen.
Man wartet auf den Junge»; er kommt nicht zurück.
Er hat sich um seinen Kameraden »icht mehr geküm¬
mert, sundern ist ans dem gerade» Wege zur Arbcits-
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statte gegangen. Der Herr Direktor geht sofort dem
Jungen nach, nm den Unglücksfall festzustellen,findet
aber den Verunglückten nicht, weil er sa nicht weiß,
welchen Weg sie vorher genommen haben. Erst nach
längerem Suchen wird der Aufenthalt ermittelt, der
Verunglückte gefunden und sofort das Notwendige
veranlaßt, nm eine entsprechende sachgemäße Pflege
des Verunglückten herbeizuführen. Er liegt heute noch
im Lazarett. Der Fachausschuß hat sich davon über¬
zeugt, daß iu beiden Fällen auch nicht das leiseste Ver¬
schulde» des dortigen Direktors, Herrn Schenk, vor¬
liegt. Im Gegenteil, genau so, wie die Verwaltung
sich veranlaßt fühlte, dem Herrn Direktor Schenk ihr
besonderes Vertrauen ansznspreche», weil festgestellt
würde, daß der Herr Tag nnd Nacht für die Fürsorge-
Zöglinge zur Verfügung steht, daß ihm kein Opfer zn
schwer, leine Zeit zn teuer ist, um nur immer zu helfe»,
wo er gewünscht wird, so wurde ihm auch von: Aus¬
schuß das Vertrauen ausgesprochen,weil auch der Aus¬
schuß zu der Ueberzeugung kam, es liege hier eine
nanz leichtfertige Verdächtigung vor, um »icht ciuen
schärferen Ansdrnck zu gebrauchen (Znrnf bei den
Kommunisten: Hört, hört!), daß also von einer Ent¬
lassung keine Rede sein könne, sondern, daß wir uns
"llc niit größtem Vertraue» u»d dem Ausdruck des
besondere» Dankes hinter den Man» stellen müßten,
der laut Antrag fristlos und Pensionslos entlassen nnd
brotlos nnf die Straße geworfen werden soll. Der
Ausschuß bittet also, dem Direktor den Dank anszn-
sprcchen und den Antrag abzulehnen.

Vorsitzender!),'. I a r res : Berichterstatter zu Nr. 17
'st der Herr Abgeordnete Knrth.

Abgeordneter Knrth: Meine Damen und Herren!
Der vorliegende Antrag bedarf einer redaktionellen
Aenderung, nnd zwar muß er wie folgt laute»: „Der
Pruvi»zinlln»dtag beschließt die Aufhebung des Be¬
schlussesdes l>,'!. Provinziallandtags, wonach die Be¬
treuung der dissidentischenKinder durch die Arbeiter-
Wohlfahrt zu erfolgen hat. Diese Aufgabe wird der
DissidenlischeuFürsorge übertragen." Ich bitte, das
"ich in Ihrer Drncksncheändern zn wollen. Der !!. Fach¬
ausschuß schlägt Ihueu die Ablehnung dieses An¬
trages vor nnd zwar mit Rücksichtdarauf, daß die Dissi¬
dentischeFürsorge seitens des Ministers bisher nicht
anerkannt worden ist.

Vorsitzender I)e. Inrrcs: In der Aussprachehat
das Wort Herr Abgeordneter Siekmcicr.

Abgeordneter S i c k m e i e r: Meine Damen und
b"ren! In der Etntrede des Herrn Landeshauptmanns
und,der Generaldebatte über den Etat kam nns immer
wieder die Feststellung entgegen, daß die Zahl der
^ursurgezöglinge in der Rheinprovinz gesunken sei.
Wir haben das zuerst für ein erfreuliches Zeichen an¬
flehen. Wer darin aber einen Erfolg der Erziehung
"nd ei,, erfreuliches Moment erblickenwollte, wurde

im Fachausschußll eiues anderen überzeugt. Deuu es
ist iu dem Zurückgehender Zahl der Fürsorgezöglinge
nicht eine Abnahme des Prozentsatzes der berwahrlosten
Kinder und Jugendlichen im Verhältnis zur Gesamt¬
zahl der Jugendlichen zu erblicken. Würde man viel¬
mehr eine prozentuale Berechnung der i» der Für¬
sorgeerziehung sich befindlichen Jugendlichen auf¬
stellen, so mürde das eine wenig erfreuliche Zahl be¬
deute,^ denn die Gesamtzahl der Jugendlichen ist im
vergleich zu der Nurmalzahl vor dem Kriege nnd auch
im Vergleich zu den Zahlen der Iugeudlicheu iu deu
vergangenen Jahren erheblich zurückgegangen. Im
Jahre 1W2 werden wir nnr die Hälfte 'der Anzahl von
Jugendlichen haben, die in den Normaljnhrcn vor dem
Kriege da waren. (Zuruf bei deu Nationalsozialisten:
Hört, hört!) Schon diese Tatsache behütet uns vor
einer Illusion in bezug auf die Erziehungserfulge in
den Piovinzialerziehnngsstätten; sie behütet uns auch
vor einer Illusion über den Stund der Erziehung über¬
haupt. Wenn man dazu noch beden'lt, daß in der
heutige» Zeit ei» ganz anderer Beurteilungsmaßstab
vorhanden ist, daß heute ein viel größerer Grad der
Verwahrlosung da sein muß, ehe ein Jugendlicher für
die Fürsorgeerziehung als reif erkannt wird, wenn man
weiter bedenkt, daß die Bezirksfürsurge weite Kreise
von Jugendlichen selbst in Pflege übernimmt, so mnß
die Gesamtzahl, die sich dann ergeben würde, wenn
man das alles zusammenzählt, ein geradezu er¬
schreckendes Bild geben, und unserem heutigen Staat
sollte diese Zahl doch sehr zn denken geben. (Znrnf
rechts: Sehr gut!) Das »lochte ich >den Parteien der
Regierungsloalitiun in: Reiche nnd in Preußen sagen.
Sie kommen nicht vorwärts, wenn Sie sich durch das
Vorhalten der absoluten Zahlen einer Selbsttäuschung
uud auch einer Fiemdtäuschung hingeben Es ist schon
notwendig, daß man sich das nackte Bild der Tatsachen
vor Augen stellt. Uns könnte es ja an und für sich
gleichgültig fein, ob die Jugend dieses Staates den
Staat zugrunde richtet; aber 'die Jugend ist des Volles
Zukunft, und anch diese Jugend, die sich in den Pru-
uiuzialerziehnngsstätten befindet, ist für die Zukunft
unseres Volkes nicht bedeutungslos. Darum müssen
wir nns um ihr Schicksal kümmern; insbesondere
müsseu wir den Ursachen ihrer Verwahrlosung nach¬
gehen. (Zuruf rechts: Sehr richtig!) Wir vertreten
nicht den Standpunkt der marxistischenParteien, daß
das Elend auch auf diesem Gebiete einzig und allein
ans die Mißständc wirtschaftlicher,also rein materieller
Art zurückzuführensei. Aber wir stellen doch mit einer
besonderen Betonung fest, daß die himmelschreienden
sozialen Mißstände, die in diesem Staate bestehen, der
ja doch nach der Ueberzeugung der Mehrheit dieses
Hauses ganz hervorragend ist (Znrnf bei den National¬
sozialisten: Sehr gut!), die Verwahrlosuug der Iugeud
in weitestem Maße herbeigeführt haben. (Zuruf bei
den Sozialdemokratcn: Das hängt doch mit der Wirt¬
schaft zusammen! — Zuruf des Abgeordneten Dunder:
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Wer ist der Beherrscher des Staates? Der Kapitalis¬
mus.) Meine Herren von der Socialdemokratie und
Sie vom Zentrum, von den Demokraten und der Volks-
partei, Sie haben seit über 10 Jahren das Szepter der
Regierung dieses Staates in der Hand; aber es ist
Ihnen nicht gelungen, diese Mißständc, die in erster
Linie sich der Erziehung der Jugend entgegenstellen,zu
beseitigen. Sie hatten andere Dinge zu besorgen, Ver-
stlavungsdittate abzuschließenund sich 'darum zu be¬
mühen, das; Ihre Herren Führer im Auslande ge¬
sellschaftsfähigwurden. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Leh: Sehr gut!) Wenn man sich aber des Elends.der
deutschen Jugend annehmen will, dann muß man
diesem Elend schon an die Wurzel gehen. Nur das ist
eine positive Bekämpfung der Verwahrlosung, wenn
man verhütet, daß ein Herabsinten zu einer Verwahr¬
losung möglich ist. (Zuruf rechts: Sehr wahr!) Wenn
Sie, die Regierungsparteien, diese positive Bekämpfung
der Verwahrlosung vornehmenwollen, dann müssen Sie
sich in erster Linie viel mehr um das Wohnungselcnd
kümmern, das in diesem Staate besteht. Sie müsseil
bedenken,daß gerade das Zusammengcpferchtsein von
inng und alt, von beiden Geschlechternin wenig Naum
zn sittlichen Verschlungen geradezu hinführt. Ins¬
besondere durch das Wohnungselend wird die sittliche
Verfehlung gezüchtet.

Dann müssen Sie sich viel mchr als bisher um die
Abstellung des Avbeitslosenelcndes kümmern. Sie
müssen einfach Wege zur Abstellung der Arbeitslosigkeit
finden, sonst wird unser Volk aufhören zu existieren.
(Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.) Es ist doch
selbstverständlich,daß ein Jugendlicher, wenn er jahre¬
lang nach seiner Schulentlassung tatenlos auf der
Straße herumlungert, zur Arbeitsscheu erzogen wird,
daß er dem Bandenwesen und Dicbstahl zugeführt
wird.

Dann müssen Sie sich auch viel mchr um das Elend
der Großstadt kümmern. Wenn wir eine Statistik der
Insassen 'der nehmen, so
würden mir feststellen, daß der weitaus größte Prozent-
satz aus den Großstädten stammt (Zuruf des Abgeord¬
neten Nenner: Stimmt nicht!), ein viel größerer
Prozentsatz, als die Großswdt im Verhältnis zur ge¬
samten Nevöttcrnng darstellt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Nenner: Ans'den katholischenGegenden!) Wir
haben aber zu den VerantwortlichenNcgierungsparteien
dieses Staates und dieses Systems nicht das Vertrauen,
baß sie diese Grundübel der Verwahrlosnng der Jugend
beseitigenwerden. Dazu sind Sie nicht fähig, und wir
glauben, daß Sie auch nicht 'den Willen dazu haben.
Das Uebel der Verwahrlosung werden Sie darum auch
nicht an der Wurzel fassen, sondern Sie werden -
wie es .in der vergangenen Zeit gewesen ist — das
beüern, was schon gefallen ist. Aber verhüten ist viel
wichtiger als wieder gut machen.

Sie würden manches Elend von den Familien und
auch von den betreffenden Jugendlichen abwenden,

wenn »Sie Ihre vornehmste Pflicht darin erblickten, ge¬
sunde soziale Verhältnisse zu schaffen, in denen sich auch
ein gesunder Mensch entwickelnkann. (Sehr gut! bei
den Nationalsozialisten.) Selbstoerständlich sehen wir
Nationalsozialisten das alleinige Heil nicht in einer
besseren Gestaltung der sozialen Verhältnisse. Die Frage
der Fürsorgeerziehung ist in einem wesentlichenPunkte
auch eine Frage der biologischenQualität des Menschen.
Ich kann es verstehen, daß Sie (zum Abgeordneten
Nenner gewandt) sich .anschicken, den Saal zu verlassen,
wenn man von diesem Punkte anfängt. (Zurnf des Ab¬
geordneten Nenner: Ich bin biologisch absolut sauber!)
Es ist sehr wichtig, daß man gerade über diesen Puukt
der biologischenQualität ein offenes Wort redet. Aber
der Marxismus kann es nicht vertragen, daß .das Ge¬
biet der Rasschhgiene und Nolkshygicnc überhaupt
angeschnitten wird. Ich kann dem Hause nur empfehlen,
sich auf diesem Gebiete die Vorschläge meiner Partei
in .dem offiziellen Schrifttum unserer Bewegung an¬
zusehen. Ich freue mich jedenfalls darüber, daß in
weite Kreise hinein schon Verständnis für diese Dinge
gekommen ist. (Sehr richtig! bei den Nationalsozia¬
listen.)

Heute morgen wurden uns, wie immer, in entgegen¬
kommenderWeise die Düsseldorfer Nachrichtenauf deu
'Tisch gelegt. Dort sieht man, wie Kreise, die nicht zu
den Nationalsozialisten gehören, sich mit allem Ernst
für dieses Thema zn interessierenbeginnen. Dort steht
ein Vortrag eines Studienrnts W. Bonsson ans Köln-
Mülheim, deu er im Düsseldorfer Vereiu für Familien-
kundc gehalten hat. Daraus will ich Ihnen nur einige
Sätze vorlese». (Znrnf dei den Kommunisten: Wir
verzichten!) Nun, ich Mill Ihnen das gerne ersparen,
lesen Sie es sich selbst durch. (Bravo! bei den National¬
sozialisten.) Aber das möchte ich Ihnen sagen: Das
Aolt, das sich gegen diese inneren Naturgesetze ver¬
sündigt, wird untergehen. (Beifall bei den National¬
sozialisten.— Zuruf des Abgeordneten Nenner: Wir
halten, Ihnen den Spiegel vor! -^ Zuruf des Abgeord¬
neten l)r. Ley: Im Wartesaal I. und II. Klasse in
Essen sehen wir uns wieder!)

Dann möchte ich Ihnen noch sagen, daß neben diesen
Punkten auch noch eine andere 'Angelegenheit für die
Erziehung der Verwahrlosten unserer Provinz von
Wichtigkeit ist: die geistig-sittliche Erzichnng. Hierzu
möchte ich vor allen Dingen denjenigen sagen, die sich
so schr über die Verwahrlosung der Jugend ent¬
rüsten, daß ja gerade die Generation der Erwachsenett
die Schuld an der Verwahrlosnng der Jugendlichen
trifft. Wir stellen fest, daß der Jugendliche der er¬
zieherischen Führung des Erwachsenen bedarf. (Sehr
gut! bei den Nationalsozialisten.) Jeder Erwachsene,
es sei Mann oder Frau, hat die Pflicht zur Erziehung
des Jugendlichen. Vor 'dieser Eizichungspflicht hat
das Geschlecht der Erwachsenen sich gedrückt. Dieser
Pflicht entzieht es sich auch heute noch, besonders der
wichtigstellPflicht, den Jugendlichen ein erzieherisches
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Vorbild z„ geben. Weil das Geschlecht derer, denen die
Erziehung obliegt, nichts taugt, darum taugt unsere
Jugend nichts, (Sehr richtig! bei den Nationalsozia¬
listen, Lachen bei den Kommunisten,) Nicht etwa die
Jugend haben wir anzuklagen, foudcru das Geschlecht
der Erwachsene«und den Staat, ,die nicht besser für die
Erziehung der Jugend sorgen.

Es ist eine unwiderlegbare Tatsache, das; der Marxis¬
mus überhaupt keine Erziehung mehr kennt, Sie (zu
den Kommunisten nnd Sozialdemokrntcn) bleibe» einzig
und allein bei »der Organisation stehen, Sie wollen den
Äicnschen seelenlos, Sie machen ihn auch seelenlos,
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Sie sind schon seelen¬
los!) Aber gegen diese Erziehungsmaßnahmen des
Mnrrismns empört sich die Jugend selbst, Sie ist nicht
damit zufriedcu, vom Brot allein zu leben, nein, sie
will einen Lebensinhalt, der ihr ganzes Leben ausfüllt.
Sie will auch ein Lebensziel haben, uud bei diesem
dritten Punkte muß die ProUinzialerziehnng einsetze»,
auch .,» de» Erziehungsheime» nnd in der Fürsorge.
(Zuruf des Abgeordneten Nenner: Jedem Jugendliche,!
ci» Hakenkreuz! — Zuruf des Abgeordneten Dundcr:
Nnchelsgassc!)

Es ist nicht damit getan, daß man nur für die
sozialen und biologischenGrundlagen der Erziehung
smigt. Darüber hinaus muß mun bei der Erziehung
der Verwahrlosten der Provinz dem Leben bcs Jugend¬
liche,! eine,, Sinn geben, und dieser Siuu muß das
nanze Sein des Jugendlichen erfüllen, das Menschsein
>n seiner irdischen Wirklichkeitnnd in seiner göttlichen
Bestimmung. Das kann aber für nns nur sein, wenn
N'a» das Ziel und den Sinn des Lebens der Jugend
>n einem kraftvollen Deutschtum und in einem reinen
^hristentm» erblickt. (Sehr gut! bei den National¬
sozialisten.) Das ist eine Lebensgrnndlage, die fähig ist,
Schwäche»zn beseitigenuud Schade« zu vcrhinder«. Es
>st ritte Lebensgrundlage, die uns nicht verzagen läßt
nn Blick auf die Zukuuft unserer Ingcnd und im Blick
"nf die Zukunft unseres Volkes. (Bravo uud Hä«de-
klatschett bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender !),>. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Der Herr AbgeordneteJansen
Wt uusereu Antrag auf Entlassung des Direktors
Schenk ,vou der Erziehungsanstalt Halseshof mit der
Begründung abgelehnt, daß gegen diesen Direktor
absolut nichts vorliege. Wir haben damit gerechnet,daß
die bürgerlichen Parteien diesem Direktor im II. Fach¬
ausschuß schon i»i voraus Ge«eralabsolutio« erteile»
würden, und sind darum über die Begründung für die
"lulchnnng des Antrages nicht überrascht. Es ist aber
notwendig, einiges richtig zu stellen; so wie der Fall
hier geschildert wurde, hat er sich nämlich n i ch t zu-
lletrageu.

Direktor Schenk ist verantwortlicher Leiter der Gr-
äiehnugsanstalt Halseshof, uud wenn der Leiter einer
sulcheu Anstalt i» einem Prozeß gegen einen Erzieher,

der wegen schwerer Sittlichkeitsverbrechenan Fürsorge-
zögliugeu angeklagt ist, die Fürsorgezögliuge in den
Schmutz zu ziehen versucht, ihueu alle moralischen
Qualifikationeu abspricht, dagegen die Qualitäten des
überführte» Erziehers ius hellste Licht zu rücken ver¬
sucht, daun haben wir alle Ursache, eine»! solche»
„Erzieher" sehr skeptisch gcgenüberziistchc«. Wir sind
schon der Auffassung, daß der Leiter einer Erziehungs-
anstalt seine Erzieher zum miudesteu soweit kennen
mnßte, nm zu verhindern, daß ein solcher Erzieher
zwei Jahre lang an den Zöglingen Sittlichkeits¬
verbreche« begehen tonnte, ohne daß angeblich irgend
jemand iu der Anstalt auch nur den leisestenVerdacht
hegen konnte, daß solche Verbrechen unter den Auge»
des Direktors Scheulk jede« Tag passierten. Ich weiß
uicht, wie die Pruviuzialvcrwaltuug dazu kommt, eine
solche Tatsache zu rechtfertigen.Wenn selbst das Gericht
bei der Vernehmung den: Erzieher sagt: „Sie sind also
in dieser Anstalt das gewesen, was man im Kriege
«orporalschaftsführcr nannte", dann hat das bürger¬
liche Gericht den Eharakter dieses „Erziehers" sehr gut
gckeiiiizcichnet.Und wenn der Direktor Schenk sagte,
er sei so ahnungslos gewesen, daß er noch zu Weih¬
nachten beabsichtigthabe, diese» Erzieher als Beamte»
anzustellcu, wcun das nicht herausgekommen wäre, so
müsse» wir wiederum sagen: ein solcher Direktor eignet
sich nicht zur Leitung einer Anstalt, der junge Prole¬
tarier anvertraut sind. Der Erzieher ist zn l>2 Jahren
Gcfäuguis verurteilt worden; die Ueberführung war
also einwandfrei.

Nun hat sich kurz darauf ein zweiter Fall abgespielt
der vom Berichterstatter scho» kurz skizziert wurde.
Einer üer Zöglinge, der nicht zu seiner Arbeitskolonne
zurückkehrte,klettert auf einen Baum, stürzt dabei ab
und erleidet eine schwere Rückgratverlctznng. Der
Zögling ist drei Stunden lang in der Febrnarknltc
liegen geblieben, ehe man ihn abtransportierte. Nun
kommt das Ungeheuerliche, weswegen wir der Pro-
vinzialverwnltnng den Vorwurf mache», daß sie zum
mindestennicht einwandfrei gehandelt hat. Die Unter¬
suchung ergab, daß der Zögling nach etwa drei Stunde»
abtransportiert wurde. Nachdem die Diuge iu der
Presse ruchbar wurden, erklärte die Verwaltung in
einer Berichtigung — die vom Landcsrat Dr. Saar-
bourg, der hier sitzt und nachher vermutlich dazu
sprechen wird, unterzeichnet wurde —, daß der Erzieher
Lindemann, der für die ganze Sache verantwortlich
war, den Weg zur Nnfallstclleuicht hätte finden tün»e»
(Hört, hört! bei de» Kommunisten), und daß er von
einem der Zöglinge nicht sofort benachrichtigt worden
fti.

Zufällig kenne ich selbst den Ort, Mo der Vorfall sich
abgespielt hat, sehr genau und stelle hier noch einmal
entgegen den Feststellungen im Fachausschuß,daß die
Entfernung vom Gutshof bis zur Unfallstellemehr als
eine Viertelstunde betrage, ausdrücklichfest, daß diese
Entfernung 10 Minuten beträgt, wenn man schnell
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geht. In der ersten Berichtigung, die Landesrat I),'.
Saaribourg der Presse übermittelte, heißt es, daß der
Erzieher eine ziemlich lange Zeit gebraucht habe, um
den Platz zu finden, nämlich etwa ''/> Stunden, (Hört,
hört! bei deu Kommunisten,) Sonderbar ist jedenfalls,
daß, wenn die Zöglinge, die den Verunglückten zuerst
gefunden haben, zu dem IN Minuten entfernten Guts¬
hofe geheu und Bescheidsagen, daß dort jemand schwer
verletzt liegt, dann nicht sofort ein Verantwortlicher
Erzieher mit diesen Zöglingen zur Unfallstelle hingeht
und die nötigen Feststellungen trifft.

Der Vertreter der Zentrumspartei hat vorhin ge¬
sagt, daß Lindemann den Zögling beauftragt habe, eine
Tragbahre und das Notwendige mitzunehmen, um den
Zögling abzuholen. Demgegenüber stelle ich hier fest,
daß der Zögling zn Lindemann gekommen ist und dieser
wortwörtlich gesagt hat: „Wenn der Junge auf deu
Baum geklettert ist, kann er auch von selber wieder
herunterkommen." (Unerhört! bei den Kommunisten.)
Nach her Berichterstattung ist Lindemann dann nicht
zu dein verunglückten Zögling hingegangen, sondern
hat ruhig oben gewartet. In der Zwischenzeit ist der
Stadtförster uud auch der Inspektor Püschel aus der
Anstalt an der Unfallstelle gewesen. Dieser hat, als
einer der Zöglinge vom Erzieher Lindemann zurück¬
kam, gesagt: „Neun Lindemann nicht kommt, muß er
sofort geholt werden!" Also eine ganz entgegengesetzte
Feststellung wie die, die bei der Berichterstattung hier
vorgebracht wurde! Dann hat man nicht etwa einen
«rankenwagen genommen, sundern eine Schlagtarre,
einen zweirädrigen Leiterwagen ans der Gärtnerei.
Darauf hat man einige Matratzen und Unterlagen
gelegt, hat dann den Zögling über einen Zaun hinüber¬
getragen und auf "diese Karre gelegt. Ich weiß nicht,
ob linc Krankentrage überhaupt vorhanden Mar — in
eiuer Anstalt müßte es der Fall sein —, Ich behaupte
aber, wäre eine solche dagewesen, so hätte man diese
Krankentrage an den Zaun und dann hinllbeischaffen
können, damit der Verunglücktemit deu schweren Rück-
glatverletzuugeu nachherbeim Transportieren über den
Zaun nicht noch innere Verletzungen erlitt.

In der Berichtigung des Landesrats Dr. Snarbuurg
wurden die Dinge ganz anders dargestellt; es wurde
alles abgestritten. Wir fordern die Verwaltung aus,
erneut eine Untersuchung einzuleiten; denn es stehen
genug Zeuge» zur Verfügung, die nachweisenkönnen,
daß die Angaben in der Berichtigung des Herrn >),'.
Saavuourg uicht stimmen. Ich behaupte: Entweder hat
Direktor Schenk mit Wissen der Erzieher einen solchen
Bericht an die Landesfürsorgc geschickt,um die Dinge
zu vertuscheu oder aber, die Verwaltung ist über die
Znsnmmrnhänge nicht informiert gewesen. Auf alle
Fälle mnß die Verwaltung eine klare Antwort geben;
sie taun sich nicht nm eine Stellungnahme herumdrücken.
(Sehr richtig! bei den Kummnnistrn.) Wenn Sie bei
Ihrer Stellungnahme beharren nnd Miseren Antrag ab¬
lehnen, so fragen wir: Warum haben Sie nicht gegen

die Presse geklagt? Es sind genügend Zeugen, vor¬
handen! Wir sind bereit, die Sachlage zu klären. Wir
haben ein Interesse daran, daß ein Erzieher über der
Anstalt wacht, der zum mindestendie Qualifikation dazu
hat. Wir Kommnnisteu spreche«ihm auf Grund der
Vorfälle die Qualifikation ab, und darum ist unser
Antrag absolut begründet. Das zum Fall Halfeshof.

Wir Haben ferner einen Antrag gestellt, daß die
Betreuung der dissidentischen Kinder in Zukunft nicht
mehr der Arbeiterwohlfahrt, sondern der dissidcntischen
'Fürsorge übertragen wird. Wir stützen uns dabei auf
Artikel 137, Absatz 7 der Roichsverfassung,der besagt,
daß Ncligions-Gescllschaften,die Bereinigungen gleich¬
gestellt werden, welche sich die Pflege einer Welt¬
anschauung zur Aufgabe machen, die Fürsorge durch¬
führen tonnen. Das Reichs-Iugendwohlfahrts-Gesetz
hat sich für den Artikel 13? der Reichsverfassung ent¬
schieden nnd festgestellt, daß Weltanschauungcu nnd
Bekenntnissegleichzustellensind. In einem Ministerial-
erlaß vom «i, Januar 1U27 werden alle Vereinigungen
aufgezählt, denen die Fürsorgeerziehung obliegt. Dabei
wird aber ausdrücklich gesagt, daß es zweifelhaft sei,
ob die Arbeiterwohlfahrt eine weltanschaulicheOrgani¬
sation sei (Zuruf: Das ist inzwischenentschieden.),da
eiue bestimmteWeltanschauung nicht festzulegensei, weil
die Organisation eine Zweigorganisation der Sozial-
demokratischenPartei ist. Das stimmt insofern, als die
Sozialdemotratische Partei keine bestimmte Welt-
auschnuuug mehr vertritt, vielmehr sich honte die Welt¬
anschauung des Großkapitals zu eigen gemachthat, —
Da die Arbeitcrwohlfahrt nichts anderes ist als ein ein¬
faches Konkurrenzunternehmen auf der gleichen welt¬
anschaulichen Plattform wie die karitativen Verbände, so
hat sie natürlich auch keinen Anspruch darauf, Welt-
anschauungsorganisation zu sein. Die dissidentischc Für¬
sorge ist die der prole¬
tarischen Freidenker, Sie grenzt sich ganz scharf ab
sowohl gegen die „religiös-sozialistischen"wie auch gegen
die bürgerlichen karitativen Verbände und den Katholi¬
zismus. Wir werden nicht zulassen, daß Kinder aus
dem dissidentischcn Lager in die Hände jener Leute
fallen, die ein Interesse daran haben, die Kinder wieder
in ihren Wirkungskreis hineinzuziehen — nm mich ganz
vorsichtig auszndrückeu.

Wie weit die Dinge dabei gehen, möchte ich nur au
einen, Fall ans Hunderten uud aber Hunderten vo»
Fällen darlegen. Vor einigen Tagen hat eine Fürsorge¬
schwester des evangelischen Jugendamts in Wald —
und zwar die Schwester Tromm, um den Namen zu
uruuen — eine direkte Erpressung an einer dissi¬
dentischen Arbeiterfamilie versucht. Diese Familie ist
mit ihren Kindern aus der Kirche ausgetreten, der
achtjährige Junge besuchte die weltliche Schule. D>e
Schwester ist zu den Eltern gekommenund hat gesagt:
„Weuu ihr den Jungen nicht sofort ans der weltlichen
Schule nehmt und in die evangelische Schule schickt,
werde ich dafür sorge», daß der Junge wieder i»
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Fürsorge kommt. (Unerhört! bei den Kommunisten,)
Ich werde weiter dafür sorgen, daß das sechsjährige
Mädchen, das in Fürsorge ist, nicht in die Hände der
Mutter zurückkehrt." Mit solchen gemeinen Erpresser-
Methodenarbeiten 'die kirchlichen Organisationen, Als
Freidenker und Vertreter des klassenbewußtenProle¬
tariats haben wir alle Ursache,gegen solche Zustände
zu protestieren.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Es ist ein Antrag auf
Schluß der Besprechungeingegangen. Ich frage, ob der
Antrag von 10 Abgeordneten unterstützt wird. Das ist
der Fall, Zum Wort sind noch gemeldet: Frau Becker
und die Herren Abgeordneten Neck, Kurth, Dr. Schüler
und Iansen. Ich habe zunächst noch zu fragen, ob die
Fraktionen, die noch nicht zu Wort gekommen sind, noch
Wert auf das Wort legen. Das ist nicht der Fall. Dann
bitte ich diejenigen, 'die für Schluß der Besprechung
sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Der Antrag
'st angenommen. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Eine peinliche Angelegenheit!)

Borsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter ,Beck.

Abgeordneter Beck: Ich habe mich bereits gestern
iu dieser Frage zum Wort gemeldet und halte es für
nötig, „och kurz auf etwas hinzuweiseu. Im Fach¬
ausschuß wurde ich zur Nachprüfung der Bücher
bestimmt.

BorsitznMr Dr. Iarres (unterbrechend): Ich
kann Ihnen das Wort zur Sache nicht geben. Sie haben
nur das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Beck: Ich muß hier etwas richtig
stellen, Mas noch nicht geklärt ist, auch im Fachausschuß
»icht geklärt wurde.

Borsitzender Dr. Iarres: Ich kann Ihnen das
Wort zur Sache nicht gebe» und bitte Sie, das Redner¬
pult zu verlassen, (Abgeordneter Veck kommt der Auf¬
forderung nicht nach,) Herr Abgeordneter, ich rnfe
Sie znr Ordnung. (Abgeordneter Beck beabsichtigt
weiter zu »eben.) Herr Abgeordneter, ich rnfe Sie noch¬
mals zur Ordnung. (Zuruf des Abgeordneten Beck:
Bei den Nazis wird das nicht gemacht! - Zuruf des
Abgeordneten Haatc: Die machen es auch klüger wie
Ihr!)

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Selbmann.

Abgeordneter Selbmann: Ich möchte zu dem
eben beschlossenen Schluß der Besprechung folgendes
sagen: Nach der Geschäftsordnung ist es zwar mög¬
lich, wenn alle Fraktionen zu Wort gekommen stnd,
oder die Fraktionen, die noch auf der Rednerliste
stehen, auf das Wort verzichten, über einen Schlnß-
antrag abzustimmen. Ohne Zweifel besteht aber, wenn
von einer Fraktion zwei Redner gemeldetsind, zwischen
diesen eine Vereinbarung über das, was sie in den,
Reden zu behandeln gedenken; das heißt, daß die
Fraktion das, was sie zu dem Punkte Zu sagen hat, auf

diese beiden Redner verteilt hat. Wenn daher nur ein
Redner dieser Fraktion gesprochen hat, so kann sich der
Vorsitzende bei einer strengen Auslegung der Ge¬
schäftsordnung formell zwar für berechtigthalten, über
den Schlußantrag abstimmen zu lassen; es entspricht
jedoch keineswegsdem Sinn der Geschäftsordnung, zu
verhindern, daß jede Fraktion wenigstens alles, was
sie zu sagen gedenkt, in der ihr zugestandenenRedezeit
auch sagen kann. Wenn deshalb hier formell von
diesem Paragraphen Gebrauch gemacht wird, so sage
ich, daß es sich bei den letzten Tagesordnungspunkten,
wo über Schluß der Besprechung abgestimmt worden
ist, immer gezeigt hat, daß es deshalb geschehen! ist. um
die Debatte bei einem unliebsamen Punkt abzuwürgen.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Ich muß feststellen,daß
der Vorsitzendedie Geschäftsordnung nicht richtig aus¬
gelegt hat. In 8 21, Absatz 2 heißt es: „Bemerkungen
zur Geschäftsordnung dürfen sich auf die geschäftliche
Behandlung des zur Besprechung oder Beschlußfassung
stehenden Gegenstandes oder auf die Geschäftslage des
Provinzial-Landtages beziehen und nicht länger als
fünf Minuten dauern." Mein Fraktionsfreund Beck
wollte hier eine Feststellung über eine stattgefundene
Revision der Kassen und Belege der Provinzial-
Erzirhungsheime treffen. Er wollte einen festgestellten
Mißstand darlegen und daran die Frage knüpfen, wie
es kommt, daß in den Geschäftsbüchernunter den Aus¬
gaben für Bekleidung eine solche falsche Uebertraguug
stattfinden kann. Ich möchte dies, ohne daß ich Sach¬
kenner der Materie bin, hiermit zum Ausdruck bringen.
Es handelt sich um den Posten für Bekleidung,
worunter Gebetbücher aufgeführt sind.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dunder, ich taun Ihnen das Wort zur Sache nicht
geben. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das gehört
zur Geschäftslage des Landtages!) Nein, das gehört
zur sachlichen Beratung, die bereits geschlossen ist.

Die Besprechung ist geschlossen.Wir kommen zur
Abstimmung, Wird getrennte Abstimmung gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die
für die Anträge des II. Fachausschusseszu Nr. 13 bis
15 stnd, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Wir kommen jetzt zu den verbundenen Gegen¬
ständen 19 bis einschließlich 58, Dabei möchte
ich den Borschlag machen,die Wahlen zum Jugendamt
unter Nr. 55 morgen mit den übrigen Wahlen zu ver¬
binden, damit die Wahlen sich in der vorgesehenen
Reihenfolge vollziehen. Damit sind Sie einverstanden.

Ich darf dann noch darauf aufmerksam machen, daß
Wir noch die Punkte 8 N, 81 und 62 des Nach¬
trages zur Tagesordnung behandeln müssen. Es
handelt sich dn um die Wahl des neuen Fachausschusses
und um die Zahl der Mitglieder der Prouinzial-
lommissionen.— Die Wahlvorschlägc dazu müssen ja
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bis heute abend eingereicht sein. — Wenn die Frau
Berichterstattcrin und das Haus damit einverstanden
sind, möchte ich empfehle,:, diese Punkte 30, 51 und 32
des Nachtrages noch vorher vorzunehmen, damit die
einzelnen Fraktionen wissen um wiviele Mitglieder es
sich in 'den einzelnen Kommissionen handelt. Damit
sind Sie einverstanden.

Dann erteile ich das Wort zur Nr. 30 Herrn Ab¬
geordneten Tenhaeff als Berichterstatter,

Abgeordneter Tenhaeff: Im V. Fachausschuß
ist die Notwendigkeit festgestellt worden, für land¬
wirtschaftliche Augelegeuheiteu eine ständige Fach¬
kommission zu bilden. Es wirb Ihnen daher vor¬
geschlagenzu beschließen, daß der Proviuzial-Laudtng
die Nildung einer neuen ständigen Provinzial-
kommissiunfür Landwirtschaft und Weinban, und die
Wahl mit den Neuwahlen zu den übrigen Provinzial-
tommissioneu vornehmen soll.

Vorsitzender l)r. Jarres: Das Wort hierzu wird
nicht gewünscht. Widerspruch erhebt «sich nicht. Ich
stelle fest, daß so beschlossen ist.

Dann schlage ich vor 31 und 82 zu verbinden. Be¬
richterstatter ist in beiden Fällen Herr AbgeordneterSclbmann.

Abgeordneter Telbmann: Dem Geschäftsordnnngs-
nnsschnß lag ein Antrag der SPD.-Frattiun vor, die
Zahl der Kommissionsmitglicder von 3 auf I! zu er¬
höhen. Ein zweiter Antrag der KPD. verlangte, die
Zahl der von 3 auf
15 zu erhöhen uud außerdem für die Mitglieder der
Pruvinzialkommission je einen Stellvertreter zn
wühlen. Im Ausschuß wurde dieser Antrag damit be¬
gründet, daß durch die Erhöhung der Zahl der Mit¬
glieder der Provinzialtommissiun einmal das Mit-
bestinnnungs- und Mitarbeitsrecht des Plenums des
Landtages in den Arbcitcrkommissionenbesser gewahrt
werde nnd zum anderen die Wahl von Stellvertretern
deshalb notwendig sei, weil sich herausgestellt habe, daß
bisher bei Verhinderung eines Mitgliedes einzelne
Fraktionen ganz ohne Vertreter waren oder das be¬
treffende Mitglied dann im Ausschuß nicht mitarbeite,!
kouute. Der Gcschäftsordnungscnisschuß hat deshalb
beschlossen,den, Plenum vorzuschlagen,dem Autrag der
KPD., für jedes Mitglied ciuen Stellvertreter zn
wählen, stattzugeben und den Antrag der KPD. auf
Erhöhung der Zahl der Mitglieder auf 15 abzulehnen,
ebenso den Antrag der SPD. auf Erhöhung Uon 3 auf!1 abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Die Besprechung ist geschlossen. Wir kommen
zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die zn 30, 3>

und 32 für die Anträge des Ausschussessind, sich zu
erheben. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Das geht
uicht. Sie haben nicht gefragt, ob wir nicht einzeln ab¬
stimmen wollen. In diesem Falle müssen wir doch die
Erhöhung auf 15 bzw. 11 Mitglieder verschiedenbe¬handeln.)

Dann komme ich zunächst zu Punkt 80. (Zuruf des
Abgeordneten Gcrlach: Der ist schon angenommen!)

Wir kommen dann zu 81. Hier wird positive Ab¬
stimmung beantragt. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag der kommunistischenFraktion unter 2) sind,
Erhöhung der Mitgliederzahl aus 15, — das ist der
weitestgehendeAntrag — sich zu erheben. Das ist nicht
die Mehrheit. Das ist abgelehnt.

Wer für den Antrag der SPD. unter Drncksache 53
ist, Erhöhung der Mitgliederzahl von 3 ans 11, den
bitte ich, sich zu erheben. Auch das ist uicht die Mehrheit.
Der Antrug ist abgelehnt.

Wir kommendann zu dem Antrage des Ausschusses,
für jedes Mitglied die Wahl eines Stellvertreters vor¬
zunehmen. Wer »dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben.
Das ist angenommen.

Wir gehen dann zurück in der Tagesordnung zu den
Puukten l 9 bis 58. Berichterstatterin zu den
Nummern 19 bis 51 ist Frau Abgeordnete Blumberg,

Abgeordnete Frau B lumberg: Der Haushalts¬
plan des Landesjngendamtes sowie die verschiedenen
Haushaltspläne, die wir vorhin besprochenhaben, ge¬
hören zum Dezernat des FachausschussesII. Da ich da
die Borsitzende bin, erlaubt mir der Herr Präsident
vielleicht, daß ich jetzt zu der Sache, die eben von den
Kommuuisten nicht mehr vorgebracht werden konnte,
mitteile, daß wir beschlossenhaben, die Bitte aus-
zusprecheu,es möge ein Weg gefunden werden, der er¬
möglicht, daß die Rechuuugsprüfcr schon am Tage vor
der Sitzung beginnen, damit sie mehr Zeit für die
Rechnungsprüfung haben, als man im Laufe der
Sitzung ihnen zubilligen kann.

Zum Haushaltsplan des Jugendamtes ist gesagt
worden, daß man die Arbeit des Landcsjugeudamtes
nur lobend hervorheben kann, daß man insbesondere
die freiwillige Erzichungshilfc, die der verstorbene
Laudesrat Bossen so sehr gefördert hat, begrüßt, daß
man die Maßnahmen der Fürsorge für kinderreiche
Familien in jeder Beziehung für gut uud wünschens¬
wert hält, daß weiter die Verwaltung Aufklärung ge¬
geben hat über die Schulzahnpflege und das; infolge-
dessen die Antragsteller der KPD. ihren Antrag über
die Schulzahnpflege als erledigt betrachten. Wir bitten,
den Haushaltsplan des Landesjugeudamtes unverändert
anzunehmen.

Zu Punkt 50, Der Urantrag der Fraktion der
NationalsozialistischenDeutschen Arbeiterpartei müßte
von dem II. Fachausschuß abgelehnt werden. Die Ab¬
lehnung richtet sich nicht gegen die Tendenz des An¬
trages. Der Fachausschußhält sich aber für unzuständig
und hat die Antragsteller an das Landesjuncndamt
direkt verwiesen.

Zu Punkt 51: Antrag der KommunistischenPartei,
betreffend Ausarbeitung einer Denkschrift durch das
Landesjngcndamt über die in der Rheinprovinz ivor-
bandeuc Kinderarbeit. Auch hier richtet sich die Ab¬
lehnung des Fachausschussesnicht gegen die Tendenz
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des Antrages. Im Gegenteil, alle Mitglieder des Aus¬
schusseswaren sich über den Ernst der Frage einig; sie
hielten aber die Ausarbeitung einer Denkschrift nicht
bloß für sehr schwierig und kostspielig,sondern auch
in diesem Augenblickfiir unzweckmäßig,da in Berlin
unläßlich der neuen Gesetzesuorlageneine ähnliche Er¬
hebung mitgrößeren Befugnissen und damit vielleicht
auch besseremErfolge schon vorgenommen wird. Der
Fachausschußglaubt, das im AugenblickMögliche zu
tun, wenn er das Landesjugendamt als den Wächter
auf dein Turm im Dienste der rheinischenJugend auf¬
ruft, indem er Ihnen folgende Entschließung zur An¬
nahme empfiehlt:

„Das Landesjugendamt wird ersucht, Jugend¬
ämter und Gewerbeinspekturenauf die gesetzwidrige

von Kindern aufmerksamzu
machen, sowie alle nötigen Schritte ,zu unternehmen,
um etwaigen Mißbrauchen entgegenzutreten."
Vorsitzender Dr. Iarres: Berichterstatter zu

Kummer 5>2 ist Herr Abgeordneter Dörr.
Abgeordneter Dörr: Meine Damen und Herren!

Ich verweiseans die Ihnen vorliegende Drucksache Nr.
N: Bericht und Antrag des Pruvinzialausschussrs, be¬
treffend die Verwendung der dem Landesjunendamtezur
Durchführung von Hilfsmaßnahmen für kinderreiche
Familien zur Verfügung gestelltenMittel.

Der 76. Provinziallandtag hatte in Anerkennung
der Notlage der kinderreichenFamilien in der Provinz
beschlossen, daß die dem Landesjugendamt für Zwecke
der Jugendfürsorge zur Verfügung stehenden Mittel
teilweise Verwendung finden sollten zur Gewährung
von Beihilfen zu den Kosten der Berufsausbildung
begabter Kinder aus kinderreichen Familien nnd zur
Durchführung .von Erholungsturen sür kinderreiche
Mütter, Das Landesjngendamt hat in Verbindung
Mit den kommunalen Jugendämtern diesen Bephlun
im vorigen Jahre in sehr segensreicherWeise zur An¬
wendung gebracht.

Wie Ihnen auf Seite 4 und 5 der Drucksachc 17
nachgewiesenist, sind an 502 Kinder aus kinderreicheil
Familien Wernfsausbildungszuschüsseverteilt worden,
und 1783 kinderreichenMüttern ist eine Erhckiugslnr
von durchweg vier Wochenim vorigen Jahr ermöglicht
worden.

Der Provinzm'lausschuß hat sich nun mit den >im
vorigen Jahre festgesetzten Richtlinien für die Durch¬
führung der Müttererholung wie auch der Grzichnugs-
beihilfen befaßt und vorgeschlagen,hier in Erwägung
3« ziehen, ob nicht das Landesjugendamt eine Aende¬
rung der bisherigen Richtlinien vornehmen möge, nnd
zwar wünscht man eine Aenderung in dreifacher Hin¬
sicht: Erstens soll in Erwägung gezogen werden, ob es
nicht möglich ist, die Grenze des Einkommens, die bis¬
her bekanntlich bei 4 Kindern 100 R,M betrug, aus
M' NM herabzusetzen, zweitens, ob nicht, auch von der
bisherigen Praxis abweichend, eine örtliche Erholungs¬

fürsorge durchgeführt worden kann, und drittens, ob
nicht die Unterbringung der crholungMedürstigen
Mütter auch iu Familien möglich ist.

Der II. Fachansschuß hat sich eingehend mit diesen
Vorschlägenbesaßt nnd kommtzu folgendem Ergebnis:

Wie Ihnen auf Seite 4 der Drucksache 17 nachge¬
wiesen ist, hatten von den 502 kinderreichenFamilien,
deren Kinder eine Erziehungsbeihilfe erhielten, allein
117 Familien ein Einkommen von monatlich bis zu
300 RM und nur 85 Familien ein solches über 300 RM.
Dasselbe war bei den Müttern der Fall: Von den 1783
Müttern, denen die Erholungskur gewährt worden ist,
hatten 1190 Familien ein 'Einkommen bis zu 300 RM,
während nur 393 Familien ein Einkommen über
:,00 RM hatten. Damit ist bewiesen,daß die Anregung
des Provinzialausschnsses bereits in der Praxis durch¬
geführt worden ist. Der Fachausschnß glaubt daher,
von einer weiteren Aenderung uiüd überhaupt von einer
Ueberlegung, ob eine Aenderung eintreten soll, Ab¬
stand nehmen zu sollen.

Bezüglich der Unterbringung in örtlicher Erho-
lungssnrsorge vertritt der Ausschuß die Auffassung,
daß eine ErholunllskU'rfür die Mutter nur dann ihren
Zweck: Wiederausfrischung ihres Gesundheitszustandes
erfüllen kann, wenn während dieser Zeit eine vollstän-
,dige Loslösung von der nervenzcrrüttendcn Ausgabe
in der Familie gewährleistet ist.

Bezüglich der Unterbringung der Mütter in Fami¬
lien steht der Ausschußauf dem Standpunkt, daß dieser
Vorschlag zweifellos der Erwägung wert ist, daß er
aber auch große Gefahren "insofern in sich birgt,, als
hier leicht Unfug getrieben werden kann.

Außerdem glaubt der Ausschuß die Auffassung ver¬
treten zu müsse»,daß während der Erholungskur auch
eine ärztliche Ueberwachuug nicht entbehrt werdeil
kann, die zweifellos nicht in dem Maße gewährleistet
ist, wenn eine Unterbringung in der Familie vor¬
gesehen wird.

In Verbindung damit verweise ich ans den Antrag
der KPD.-Fraktion unter Drucksache 120, der bekannt¬
lich die Erhöhung der für die Zwecke der Jugend¬
fürsorge zur Verfügung gestellten 200 000 RM auf
300 000 RM verlangt.

Der II. Fachansschußhat die Auffassung vertreten,
daß es zwcMlos wünschenswert sei, hier eine Erhöhung
der Position vorzunehmen, daß aber im Augenblickans
finanziellen Erwägungen dazn die Voraussetzungen
fehlen.

Bezüglich des Schlußabsatzesdieses Antrages hin¬
sichtlich der dissidentischenFürsorge und der Inter¬
nationalen Arbeiterhilfe erklärt der Fachansschnß sich
nicht für zuständig, weil ja die Vorschlägefür die Er-
hvlungsturcu der Mütter sowohl wie auch für die Ver¬
teilung der Erziehuugsbeihilfcn nicht vom Landes-
.jugeudamtausgehen, sondern diese Vorschlägebekannt¬
lich von den örtlichen Jugendämtern gemacht werden.
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Man muß sich daher seitens der Antragsteller an ört¬
liche Jugendämter wenden.

Der II. Fachausschußempfiehlt Ihnen daher die An¬
nahme Her Drncksache Nr. >,'!!>: „Der Provinziallandtag
wolle den Antrag des Provinzialausschnsses uuter
Streichung des letzten Absatzes annehmen."

Der letzte Ausatz lautet: „Das Landesjugeudamt
wird aber ersucht, zu prüfen, ob nicht.die Wnkommens-
grenze von MI auf 300 RM 'herabzusetzen ist, ob nicht
auch Kureu in örtlicher Erhuluugsfürsorge zu nnter-
stützen sind und ob nicht auch Mütter mit Kindern
nicht nur iu Anstalten, sondern auch in Familien unter¬
gebracht werden können"

Dieser Schlußabsatz soll gestrichenwerden.
Weiter schlägt Ihnen der Fachausschuß vor, «den

kommunistischenAntrag abzulehnen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 53 ist Be¬

richterstatter Herr Abgeordneter Knrth.
Abgeordneter Kurth: Es handelt sich um «inen An¬

trag der NationalsozialistischenPartei, betreffend stimm¬
berechtigte Vertretung im Landesjngcndamt, Der
II. Fachausschußmußte zu der Anlffcissnng kommen,da
das Landesfugendamt ja von diesem Landtag neu ge¬
wählt wird, es Aufgabe der Nationalsozialistischen
Arbeitenpartei sein müsse, sich mit den übrigen Frak¬
tionen in Verbindung zu setzen, um zu versuchen,dort
ihre Wünsche durchzusetzen. Solveit von« Provinz ial-
laublng die Mitglieder des Landesjugeudamtes gewählt
werden, erfolgt dies nach dem Verhältniswahlsystem.
Falls unter diesen Nedingungeu die Nationalsozia¬
listische Arbeiterpartei nicht berücksichtigtwerden kann,
ist das eben auf ihr Stärkeverhältnis zurückzuführen

VorsitzenderDr. Iarres: Iu Punkt 5^ ist Bericht¬
erstatterin die Abgeordnete Fräulein Otto.

Abgeordnete Fräulein Otto: Zum Bericht und
Antrag des Provinzmlausschusses, betr. Aenderung der
Satzung des Landesjugendamtes, schlägt Ihnen der
Fachausschußvor:

«Der 8 7 der Satzung des Landesjngendnmtes der
Rheinproviuz erhält folgende Fassung:

„Für jedes Mitglied des Laudesjugendamtes ist ein
Stellvertreter zu wählen. Nach jeder Neuwahl des
Pruviuziallandtages sind die Mitglieder und Ersatz¬
leute des Landesjugendamtes neu zu bestellen. Bis gur
Nenbestellung übe» die bisher bestellten Mitglieder
ihre Tätigkeit weiter aus."

Das ist lediglich eiue formelle Aenderung, die sich aus
der Abänderung des preußischenGesetzesergibt.

Der II. Fachausschußbittet um Annahme der Vor¬lage.

Vorsitzender Dr. Iarres: Punkt 5 5 wird auf
morgen vertagt. Zu Puukt 50 »ist Berichterstatter
Herr Abgeordneter Hense.

Abgeordneter Hen.se : Meine Damen und Herren!
D'r >l. Fachausschußhat zur Drucksache 77: Autrag der
KonminuistischeuPartei:

„Es werden keine weiteren Broschüren, von!dem
Lanbesrnt Wingender herausgegeben, gedruckt uud
die vorhandenen eingestampft"

beschlossen, diesen Antrag abzulehnen.
Es handelt sich hier um eine Schrift, die im Selbst¬

verlag des Verfassers erschienen ist. Der Bezug dieser
Schrift ist sogar erschwert. Der Verfasser sagt auf
Seite 1: „Dieses Buch ist nicht durch den Buchhandel
zu beziehen; es kann nur von Personen, die am Bezug
ein berechtigtes Interesse haben, durch Vermittlung des
betreffenden Stadt- oder Kreisjugendamtes oder von
Lehrern, Wohlfahrts- nnd Volksbildungsorganisntio-
nen oder Buchhändlervereinigungen vom Verfasser
bezogen werden."

Der zweite Punkt des Antrages lautet:
„Die Stell« zur Bekämpfung von Schmutz und

Schund beim Lllndessugendamt wird aufgehoben."
Auch hier beantragt der Ausschuß Ablchuuug, weil die
Stelle nicht aufgehoben werde» kann, da es sich um eiue
Stelle handelt, »die auf Grund >des Reichsgesetzesvom
1«. Dezember 1020 von der Provinz eingerichtet werden
mußte.

Der Ausschuß beantragt also, beide Anträge abzu¬
lehnen.

VorsitzenderDr. Iarres: Zn Punkt 5,7 ist Bericht¬
erstatter Herr Abgeordneter Hennes.

Abgeordneter Hennes: Im Entwurf des dies¬
jährigen Haushaltsplans war unter dem Titel ,'Ver-
jchicdenes", Position A) znr Förderung des üichtspiel-
wesens in der Iiugendpflege eine Summe vo» 50 0N0NM
eingesetzt. Diese Position wurde dahin verändert, daß
die gleiche Summe iu bem uns jetzt vorliegenden Haus¬
haltsplan für außerordentliche Maßnahmen zur Für«
sorge für kinderreiche Familien angesetzt wurde. Beim
Etat des Laudesjugendamtes finden wir an Stelle der
Snmme >von 50 000 NM im Vorjahr nunmehr eine
Summe von 85, <><!<>NM angegeben, also ein Mohr von
35 000 RM. Infolgedessen stellt der II. Fachausschuß
idcn Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen: Der
Provinzialansschnß Mird ersucht zu prüfen, ob nickst
ans sonstigen Etatsmitteln oder Ersparnissen >>"
Laufe des Jahres für außergewöhulicheu Bedarf von
Filmen ein Betrag von 3« «00 NM zur Verfüg i»>a
gestellt werde» kann."
VorsitzenderDr. Iarres: Z» Puukt 5tt ist Bericht¬

erstatter Herr Abgeordneter Henrichs.
Abgeordneter Henrichs: Der LaNdesnnsschuß

rheinischer Iugcndvvrbände hat beantragt, 250 000 NM
zur Förderung der Erholnngspflege für erwerbstätige
Jugendliche zwischen l^l nnd l« Jahren, und zwar z»
Zuschüssen sür Freizeit, Wandernngen u. dergl. 3«r
Verfügung z» stellen. Der Antrag ist im II. Fachaus¬
schuß bemten worden. Mau ist dabei einstimmig zu fol¬
gender Stellungnahme gekommen.
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Der Ausschuß begrüßt au sich alle Bestrebungen für
die Freizeit der Jugendlichen und ihre Erholung, Er
begrüßt es auch, daß die Provinz das fördert, aller¬
dings in derselben Form wie bisher, durch IugeNd-
hevbergszuschüsse, Wanderwme u, dergl. Nicht aber ist
der Ansschuß der Mleinuirg, daß es richtig fei, durch
Zuschüsse aneinzelne Jugendliche oder an Organisatio¬
nen für solche Kuren die Förderung zu gewahren. Das
würde die Mittel zu sehr zersplittern. Das wäre eine
Suche, die durchaus unübersichtlichwäre, sowohl nach
der finanziellen Seite wie nach der Seite der sachlichen
Verwendung. Deshalb ist.der Ausschuß ciustimmig zu
dem Ergebnis gekommen, Ihnen die Ablehnung des
Antrages vorzuschlagen.

Vorsitzender Dr. I a r res: Ich eröffne die Be¬
sprechung und erteile das Wort 'zunächst Herrn Abge¬
ordneten Dr. »eh.

Abgeordneter Dr. Leh: Was mich bewegt, gerade
3U dem Punkte hier zu sprechen, ist ein Vorfall, den ich
Mit einem führenden Mitgliede des Landcsiugcud-
nmtes erlebt habe. Es wurde den Abgeordnete»! iu
Preußen auf einmal eine Broschüre über Schmutzund
Schund von einem Landesrat Wiugcnder mitgeteilt.
Kein Mensch hattedarum gebeten', kein Mensch wusste,
was das zu bedeute» hätte, baß allein die Rhein-
Provinz von allen Provinzen Preußens ans einmal ein
dickes Buch drucken läßt und es den Abgeordneten im
Preußisch^ Landtage mitteilt- Alles war erstaunt und
dachte: Das ist aber ein sehr eifriger Beamter, ein
außerordentlich eifriger Mann. (Lachen bei den Natio¬
nalsozialisten,) Man hat bann natürlich anch gefragt,
'woher das Geld käme, und man hat dann festgestellt,
daß der Herr, soweit mir berichtet ist, das Buch auf
eigene Kostenhat drucken lassen. Dann haben es ihm das
NandeöMgeNdmntund andere Aemter abgekauft—ein
sehr ordentlicher Weg. Als man dann einen Blick
hinein tat, fand mau ein Bild „Ritualmord" aus dem
"WestdeutschenBeobachter" in Köln. Es war vorher
eine Verhandlung in Berlin vor dem Gericht für
Schmutz und Schund geführt worden wo ein Herr aus
Düsseldorf mir anf einmal in der Verhandlung gegen-
übertrat und dort, allerdings sehr nett und wenig
aggressiv - das muß ich sagen -, die Sache seiner
Provinz und seines üandesjugendamtes vertrat, ^eh
sagte mir: Das ist ein sehr konzilianter Herr, Lr gab
sich nicht viel Mühe, die Sache dnrchznbringen. (Hort,
hört! bei den Nationalsozialisten.) Der Erfolg war
denn auch, daß die Klage des Landesjugendamtes ab-
llewiesen wnrde. Gs wurde nicht etwa, wie es beantragt
war, der WestdeutscheBeobachter" verboten. Aller¬
dings wurde nachher im Urteil dem Freispruch eine
sehr üble Begründung gegeben. Aber das hat ia dain.it
»iehts zu tun Tatsache ist jedenfalls, daß das Landes-
iugendamt mit feiner Klage gegen ein Parteiblatt, m
diesem Falle meine Zeitung iu Köln, hereingefallen ist.
(Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)Nach dem Gesetz

darf über Verhandlungen über Schmutz und Schund
nichts veröffentlicht werden. Laut Gesetz durften Nur
weder den Verhandlungsbericht geben, noch durfte das
Landesjugeudamt irgendetwas veröffentlichen. (Sehr
wahr! bei den Nationalsozialisten.) Es stehen darauf
drei oder noch mehr Jahre Gefängnis. Dann anf ein¬
mal kommt dieses Buch an, auf einmal war diese Ge¬
schichte darin. Wir fragen das Landesjngendamt, ob es
eine Einrichtung "irgendeiner Partei ist oder ob es die
öffentlichenGelder dazu benutzt, um gegen irgendeine
unliebsame Partei Propaganda zn machen. Wir fragen
weiter das Lllndesjugendamt und die sonstigen Aemter,
wer sie beauftragt hat, dem Herrn Landesrat Wiu-
gender sein Privateigentum abzukaufen. (Sehr gut!
bei den Nationalsozialisten.) Wir fragen, wer Herrn
Wingen,dcr veranlasst hat» seine Partribruschüre der
SozialdcmokratischenPartei dem Landesjugendamt an¬
zubieten. (Lachen bei den Sozialdemokratin».)

Meine Damen nnd Herren! Voriges Jahr ist im
Preußischen Landtag über diesen Artikel und dieses
Bild, das in der Broschüre verbreitet worden ist, eine
lange Debatte geführt »norden. Es war damals eine
Diskussionmit dem Zcntrumsabgcordncten Prälat Dr-
Linneborn. Vielleicht haben Sie in der „Kölnische»
Volkszeitung" oder in anderen Blättern von dieser
Debatte gelesen. Ich habe vor den, Landtag in einer
längeren Diskussion in sachlicherArt (Lachen links)
dargelegt — das können Sie nicht, das weiß ich, dazu
fehlt Ihnen der Geist (Sehr gut! bei den Nationalsozia¬
listen) —, daß im Archiv der Kurie iu Rom Original-
nkten über begangene Nitnalmorde vorhanden sind.
(Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.) Ich habe
damals in dieser scharfen Diskussion an Hand von Ur¬
kunden nachgewiesen, daß drei Päpste sanktioniert
haben, daß ein bestimmter Ritnalmord an dem Knaben
Simon von Trient begangen morde»» ist. Es heißt in
dem letzte,» Urteil, das sieben Kardinäle versaßt haben
nnd das der Papst unterschrieben hat: Es ist damals
dieser Mord an dem Knaben Simon von Trient be¬
gangen wurden, n»n Blut zn Ritualzweckenzu erhalten,
(Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.) Ich habe
damals weitere Fälle vorgebracht. Ich glaube^ daß
damals auch viele Vertreter der Zentrumspartei mir
innerlich recht gaben und daß diese Diskussion auf den
Preußischen Landtag sehr crniichternd eingewirkt hat.
(Lachen links,) Meine Damen und Herren! Um so
unverständlicher ist es, daß sich jetzt ausgerechnet das
Landesiugeiidamt zum Austräger dieser Gedanke,»
»nacht. Das ist uns ein Beweis dafür, daß auch in diese
Institution der Parteigeist Einzng gehalten hat. (Sehr
gut! bei den Nationalsozialisten.) Dann allerdings be¬
dauern wir unsere rheinischeJugend, wenn sie eincm
solche,» Parteiapparat ausgeliefert ist. Dann wissen
wir, daß sie von diesem Amte nichts zn erwarte» hat.
Wenn alles, Mas heilte in diesem Volksstaate ist, von
Parteien zerfressen ist, daß selbst diese Gelder, die für
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unsere rheinische Jugend verluandt werben sollen, zu
parteipolitischenZwecken verwandt werden, dann tonnen
allerdings Deutschland und die rheinischeJugend nicht
gesunde». (Zustimmung bei den Nationalsozialisten.)

Ich möchte noch etwas zu dein Thema der Kinder¬
reichen sagen. Ich möchte auch hier bitten, daß «die
Wohlfahrt und das Landesjngendamt nicht zn Partei-
zweckennnsgenntzt werden. Es ist mir eine ganze
Reihe von Fällen bekannt geworden, wo Lehrer, tüch¬
tige Menschen, sich in den Dienst dieser Sache gestellt
haben. (3s ist Tatsache, das; diese Menschen zum Teil
verfolgt werden, wenn sie nicht eine bestimmte Partei
haben, (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten,) Ich
möchte auch hier bitten, daß das anders wird. (Zuruf
links: Thüringen!) Meine Damen und Herren! Nenn
alles zu Parteizwccken gebrauchtwerden soll, dann wun¬
dern Sie sich nicht, dann kann das Wort des greisen
Reichspräsidenten von der Einigkeit nur eine Phrase
sein und sonst nichts. Wenn die Parteischranken im
nnscrem Voll so eng gezogen sind, daß keiner mehr
darüber hinweg kann, und über alles geschachertund
getuhhandelt wird, dann wundern Sie sich nicht, daß
das Volt zerifällt. Dann taun der alte geniale Fcld-
marschllllsagen, was er will. Dann zerschlagt Ihr das
Porzellan. Wir hoffen nur, das; das deutsche Volt nicht
dabei zugrunde geht. (Lauter Beifall bei den National¬
sozialisten.)

VorsitzenderI>. Iarres: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Neck.

Abgeordneter Beck: Zunächst einmal einige wenige
Worte zu den Ausführungen des Nationalsozialisten. Ich
habe mich darüber äußerst gewundert, daß er das, was
er hier vorzutragen versprochenhatte, nicht vorgebracht
hat. Es geigt sich hier wiederum, daß die Klappe größer
ist als das, was dahintersteht, wie es stets bei den
Nationalsozialisten der Fall ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Ley: Der weiß wahrhaftig schon, was ich
sagen wollte.) Zunächst ist äußerst interessant, daß, als
seinerzeit das Schmutz- und Schandgesetz geschaffen
wurde, Herr Külz in der gesamten Presse äußerst an¬
gegriffen wurde. Ich stelle hier fest, daß der Dezernent
des RheinischenJugendamtes sehr wahrscheinlichdiesen
Herrn Külz übertreffen will. Tatsache ist jedenfalls, daß
keines der Jugendämter in der gesamten preußischen
Verwu'Itnng mit einen, derartigen Eifer und einer sol¬
chen Rigorosität vorgeht, wie gerade das Rheinische
Jugendamt. Es ist bezeichnend, daß nicht nur iu links¬
bürgerlichen Zeitschriften, sondern selbst in gutbürger¬
lichen Zeitungen,, wie der „Kölnischen Volkszeitung"
und der „KölnischenZeitung", heute gegen die Maß¬
nahmen und Verfügungen des Rheinischen Jugendamtes
Stellung genommen wird. Ich möchte hier feststellen,
daß in der Etatsvede des Landeshauptmanns, in den
Fachausschüssen und auch in den übrigen Aussprachen
immer und immer wieder zum Ausdruck kam, das; ge¬
rade auf diesem Gebiete das Rheinische Jugendamt

äußerst „fruchtbar" gearbeitet hat. Ich will darauf hin¬
weisen, daß Herr Huriun einen sehr großen Vifer an
den Tag legte, als in Düsseldorf das Stück „Revolte
im Erziehungshans" gespielt wurde, daß die ganze
bürgerliche Presse daraus losgehetzt wurde und mit
einen, Donner gegen die Aufführung der „Revolte im
Erziehungshaus" losschlug. Ich will darauf hinweise»,
daß ebenfalls versucht und sogar durchgedrücktwurde,
die „Revolte im Erziehungshaus" im Film zn verbiete».
Ich will daraus hinweise», daß das RheinischeJugend¬
amt selbst leinen Halt gemacht hat vor Schriftstellern,
die anerkannt sind lind Weltrnf haben. Ich verweise
nur darauf, daß beantragt wurde, den Roman „Nie
Dirne Elisa" aus die Liste für Schmutz und Schund zu
stellen. Ich will gleich zitieren, wie die Entscheidung
ausfiel. Dabei betone ich nochmals, daß der Roman
vou einem anerkannton Dichter und Schriftsteller von
Weltruf geschrieben ist, der allerdings nicht bei uns
steht, mit dem Nur auch uicht immer einig gehen und
mit dem wir nns auch nicht in allen Teilen solidarisch
erklären. Hier hat das Rheinische Jugendamt eine
schallendeOhrfeige seitens der reaktionären Prüfstelle
iu Berlin erhalte». Es heißt in der Entscheidung: „Die
Prüfstelle kann es sich nicht versagen, mit größtem Nach¬
druck und Befremden nuszufprecheu, daß sie kein Ver¬
ständnis für den vorliegenden Antrag hat, der sich gegen
ein künstlerisch und sittlich besonders hochstehendes,
auch in der .vorliegenden Ausgabe erschütterndes Werk
richtet, das unendlich hoch über der Sphäre vonSchmid
nnd Schmutz steht,"

Ich glaube, das genügt vollkommen,um festzustellen,
daß, wie Ignaz Wrobl richtig ausgeführt hat, es hier
tatsächlich darum geht, einen „kleinen NeamteNkiieg"
.zu führen. Dieses Rheinische Landesingendami will
den Nachweis erbringen, daß es den Vorkämpfer der
schwärzestenKnlturrcaktiun darstellt, daß es selbst dett
reaktionären Külz noch übertrifft. (Zuruf des Abg.
Nohl: Mit einem Sozialdemokraten an der Spitze)
In einem anderen Falle, in dein ein Wert ebenfalls auf
die Niste gesetzt werden sollte, schrieb das Rhein iM
Jugendamt, das Werk habe eine „anstößige, ausge¬
sprochen sexuelle Färbung". Mir ist nicht klar, was
unter sexueller Färbung zu verstehen ist, (Zuruf eines
nationalsozialistischen Abgeordneten: Sie sind noch 3^
jung dafür!) Vielleicht ist das Rheinische Jugendamt
iu der Lage, Aufklärung darüber zu geben, was unter
„serneller Färbung" zu verstehen ist. Ich will darauf
hinweisen, mit welcher rigorosen Begründung von der
Prüfstelle der Film „Revolte im Erziehuugshaus" ver¬
urteilt wurde. In dieser Entscheidung heißt es: „Der
Nildstreisen zeigt ein lverzerrtes Bild einer Zwangs-
erzichungsanstalt, wie sie vor 00—70 Jahren bestanden
hat. Eine Anstalt, wie sie der Bildstreifen zeigt, "st
heute in Deutschland undenkbar. Unsere modernen
Fürsorgeanstalten liegen in landschaftlich schönen
Gegeudeu, sind modern nnd luftig eingerichtet, habe''
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leine Gitter vor den Fenstern, und ihre Zöglinge ge¬
nießen jede Freiheit durch Spiel, Nusgang usw.; die
Kost der Zöglinge wird ärztlich überwacht; unterdem
Erzieherpersonal sind Pädagogen von internationalem
Nuf." (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Verbrecher smd
darunter.) Mein Kollege hat bereits vorhin darauf
hingewiesen, was für eine Sorte von Erziehern teil¬
weise in den rheinischen Fürsorgeerziehungsanstaltcn
noch wirkt. Der Fall von Halseshof steht nicht verein¬
zelt da, und ioenn im Fachausschußund in dem Bericht
des Landeshauptmanns Zum Ausdruckkam, daß in den
rheinischen Iugendevziehungsheimen bis heute »och
leine Revolten zu verzeichnen seien, daß sie es durch
ihre gute Erziehung verstanden hätten, die Revolten zu
verhindern, so sagen wir Ihnen, daß wohl auch hier
'der Tag nicht mehr fern sein wird, wo sie vor ähnlichen
Ausschreitungen stehen werden, wie sie in den Berliner
Anstalten vorgekommen sin,d. Sie erwarten den Gm¬
tritt ähnlicher Zustände mit Angst und Bangen als
Folge der Zersetzungsarbeit, die wir Kommunisten
leisten. Nein, Ihre ebenen Maßnahmen, Ihre eigenen
Anordnungen sind die Momente, welche die Fursorge-
zöglinge zur Revolte treiben. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Sehr gut!) Im Fachausschußwurde am be¬
sonderen Wunsch des Herrn Jansen, des Vertreters
des Zentrums, die „Junge Garde" zitiert. Wir Kommu¬
nisten sehen es als unsere Aufgabe au, mit den Fm-
sorgezöglingcnzu sprechen und ihnen zu zeigen,daß sie
nur das Opfer der heutigen Gesellschaftsordnung sind
und ^ das kann auch Herr Wingender in seinem Buch
nicht ableugnen - daß die Ursachen für den Schmutz
und Schund die heutigen sozialen Verhältnisse mV.
(Zuruf bei den Kommunisten: Sehr richtig!) <K5ir
zeigen den Zöglingen, daß sie auf Grund der «ngeheuer-
lichen kapitalistischen sozialen Verhältnisse in diesen
Fürsorgeanswltcn schmachten,und gerade Sie, meine
Herren vom Zentrum sind diejenigen, die noch er¬
bärmlichere Zustände, als sie jetzt schon herrschen, m
den Fürsorgennstnlten einführen wollen. Ich weise m
diesem Zusammenhang daraus hin, daß ich bei der ^ac -
Prüfung in der Rechnungsprüfungskommisstou sen-
uestellt habe, daß für das Fürsorgeerziehuiigshemi m
Fichtenhain bei KrefM ein Betrag von 25,0 NM mr
Kleidung eingesetzt worden war. Ich ließ mir die Rech¬
nung vorlegen, und auf der Rechnung standen 2.,N.1iM
für Gebetbücher. (Zuruf bei den Kommunisten: Dort
hört!) Ich frage hier: Was haben Gebetbucher mit
Bekleidung zu tun? Was haben GebetbückMmit einer
Ausstattung zu tun? Sie werden Mir die Antwo
schuldig bleiben; Sie werden mir auf d«,e unerhört
Verschleiernng innerhalb des Etats nicht antworten
tonnen. (Zurus eines .kommunistischen »geordneten.
Schiebungen!)

Wenn Sie heute sageu, in den rheinischenFürsorge-
erziehnngsanstalten sei alles in Butter die Prugelstiase
sei abgeschafft,so sage ich Ihnen: Sie haben eine andere

Methode an die Stelle der Prügelstrafe gesetzt, die noch
weit schlimmer ist; Sie Hetzen die eigenen Klassen¬
genossen auf, Zögling gegen Zögling. Auch die fort¬
währenden Störungen in Berlin und in den anderen
Anstalten liegen alle in der gleichen Linie. Ich verweise
Sie auf einen Vorfall in Enstirchen, den ich selbst nach¬
geprüft habe. Dort waren Jugendliche entflohen; sie
waren unter dem Druck der Verhältnisse ausgekniffen.
Als sie zurückkamen......

Vorsitzender Dr. Iarres (unterbrechend): Herr
Abgeordneter,Sie schweifen voni Thema nb. Wir sprechen
nicht mehr über die Fürsorgeerziehung, sondern über
das Jugendamt, Ich rufe Sie zur Sache.

Abgeordneter Beck (fortfahrend): Wir haben
500 000 RM verlangt. Zu dieser Frage spreche ich hier.
Ich stelle fest: Als die Zöglinge zurückkamen, wurden
sie von ihren eigenen Genossen verprügelt. Man hatte
dies wie folgt erreicht: Als der Junge dnrchgebrannt
war, hat man der Abteilung, in der er stand, die Kost
geschmälert. Aus Wut darüber ist der Zögling, als er
»nieder eingeliefert wurde, verprügelt wurden. Das
führt zu den Revolten, nicht die Theaterstückeund nicht
das, was Sie als Schmutzund Schund ansehen.

Folgendes ist sehr interessant: An der Spitze des
Rheinischen Jugendamtes steht bekanntlich Herr Win¬
gender, der Mitglied der Sozialdemotratischen Partei
ist. Dieser Herr ist aber vollkommenvon der Zentrums-
partei abhängig, und um seine Stellung zu erhalten,
tut er dieser reaktionären Muckerpartei jeden Willen,
(Zuruf bei den Kommunisten: Sehr gut!) Um Ihnen
zu zeigen, mit welchen Maßnahmen das geschieht und
mit .welchen an den Haaren herbeigezogenenBegrün¬
dungen dieses Auf-die-Liste-stellen durchgeführt wird,
will ich aus der Schrift von Wingender nur einen Ab¬
satz vorlesen. Da heißt es über ein Bild: „Es stellt
eine zufammengekauertenackte Frau auf einem Ruhe¬
lager dar, die ein Kissen mit Fransen an ihre Brust
nnd ihren Schoß drückt .... Jedenfalls liegt über dem
Bild ein schwüler, finnlicher Hauch, der sich dem Be¬
schauer mitteilt." Ich bin der Auffassung, wenn Lächer¬
lichkeiten tüteten, Ware bestimmt das Landesjugeudamt
nicht mehr hier. Ich will das hier in die Praxis um¬
setzen; ich will den Leuten, die mit derartig schmutzigen
Gedanken in ihrem Gehirn hausicreu geheu, zeigen,
was in ihren eigenen Schriften steht. Ich glaube, die
Herren vom Zentrum haben eine ganze Reihe von katho¬
lischen Geistlichen unter sich sitzen. Sie kennen gut den
hl. Alfons von Liguori, jenen Heiligen, der von
Pins IX. besonders hervorgehoben, der von Papst
Leo XIII. ebenfalls lobend erwähnt wurde, der als der
Begründer undÄehrer dieser kirchlichenEinrichtung gilt.
Ich weise darauf hin, daß Pins IX. festgelegthat, daß
die Lehre dieses HI. Alfons von Liguori nicht nur in
allen Schulen und Predigten angewendet werden solle,
sondern überall dort, wo Ehristen zusammenkommen.
Sie sollen nicht nur uach dieser Lehre ausgefragt
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werden, sondern die Lehr« soll auch praktisch angewandt
werden. Mir steht nieine Gesinnung zu hoch, und ich
will mich nicht in den Schmutz hinunterbegeben, der
in den Schriften des hl. Alfons von Liguori zum Aus¬
druck lonnut. (Ruft INI Zentrum: Unerhört! Pfui!)
Weuu Sie glauben, Sie könnten damit die Jugend von
solchen Dingen abhalten, so sage ich tlipp und klar, baß
Sie nur dazubeigetragen haben. Ich war ebenfalls ein¬
mal in Ihren Reihen, ich war ebenfalls einmal von
Ihren Kreisen irregeführt worden. Ihre „Aufklärung"
nach der Methode des hl, Alfons von Liguori hat mit
dazu beigetragen, daß ich heute im Lager des Kommu-
nismus stehe. Ihre schmutzigen Gedanken, die Sie in
der Beichte zum Ausdruck bringen, die Sie auf unsere
schulpflichtigenKinder, die von derartigen Hingen noch
keine Ahnung hoben, übertragen, tragen dazu bei, das;
dieser Schmutz und Schund in den Massen sich so ver¬
breitet. Ich habe keine Ursache,die einzelnen Stellen
vorzulesen. Herr Iansen mag das machen, wenn er
besondere Freude daran hat. Ich will nur eine einzige
Stelle, die noch eine der gelindesten ist, ans dieser Bro¬
schüre zitieren, und zwar ist es die praktischeAnwen¬
dung von dem, was in dem Buche des Herrn Wingendcr
über Schmutz und Schund steht, wo es heisst, daß die
Schmutzigteit dieser Abbildung snzusageu eiucn sinn¬
lichen Hauch über den Beschauer lege. Alfons von
Liguori sagt hierüber: „Die Beichtkinder sollen über
ihre Gedanken befragt werden, ob sie unzüchtige Dinge
begehrt oder stch in Gedanken daran ergötzt haben, ob
sie nach fungen Männern, Witwen oder Verheirateten
Begehren getragen und was für böse Dinge sie mit
ihnen beabsichtigthaben." Meine Herren! Wer mit
derartigen Gedanken umgeht, von dem kann man aller¬
dings annehmen, daß er selbst über solche Bilder nicht
anders denken kann.

Ich bringe Ihnen auch hierfür ein Beispiel. Jeder
von Ihnen kennt Wohl die Plakate uon Henkel, auf
denen die Frau am Waschtrug mit aufgekrempelten
Aermeln dargestellt ist. Kein Mensch, der anständige
Gedanken hat, wird an diesen Plakaten Anstoß nehmen;
aber ein Geistlichervon Viersen ging zu den Geschäfts¬
leuten hin und verlangte die Beseitigung dieser Plakate.
(Zuruf links: Die sind aber arg empfindlich!) Ich
glaube, dieser Fall zeigt ganz klar, wo diejenigen sitzen,
die den größten Schmutz und Schund an ihren Rock¬
schößen hängen halben. Uns als Proletariern ist nichts
unrein. Wir wissen, daß wir menschliche Geschöpfe und
nackt geboren sind. Wir nehmen keinen Anstoß daran,
ob der Hemdärmel aufgekrempelt oder der Arm bis zu
den Fingerspitzen bedeckt ist; aber Sie, meine Herren
(zum Zentrum), leben von derartigen Dingen und
gehen damit hausiere!!. Wenn wirklich das Jugendamt
durchgreifcn wollte, wäre hier ein Aufgabengebiet, um
die Jugend vor derartigen Leuten zu schützen, nicht aber
vor den Bildern, die die proletarische Jugend nicht
kaufen taun. Ich erkläre osfen und frei, daß wir lein

Interesse daran haben, jene Schmutzschriftender be¬
sitzenden Klasse, die 5, 6, 8 und mehr RM kosten, zu
verteidigen; die kann kein Proletarierkind taufen, die
kommen nur in die Kreise, mit denen Sie tagtäglich
verkehren. (Zuruf bei den Kommunisten: Sehr gut!)
Herr Wingeuder hat sich, um sich den Anschein der
Objektivität zu geben, auf die Kommunisten berufen.
Ich sage hier, im Einverständnis mit meiner Fraktion,
daß er lein Recht dazu hatte, hier den Namen eines
Lenin zu mißbrauchen. Vs ist eine Schändung Lenins,
die angeprangert werden muß, weil Sie Leniu tagtäg¬
lich in Ihren Zeitungen durch den Dreck ziehen. Sie
haben lein Recht dazu, diesen Mauu, der uns als Führer
galt, der Ihrer Auffassung aber wirklich fern stand, als
Beweis für Ihre eigene Echmntzigkeitanzuziehen. (Zu¬
ruf bei den Kommunisten: Sehr gut!) Lenin hat seinen
,Wa.M!pfgegen Schmutz und Schund auf ganz anderer
Basis geführt, als Sie es machen. Lenin hat keine Ge¬
meinschaft mit denen gehabt, die Sie als Bundes¬
genossen sich ausgesucht haben. Wenn Sie heute noch
Marxisten sein wollen, müssen Sie wissen, daß auch
Marx bereits, ebenso wie Lenin, erklärt hat, daß in
einem Staat, der morsch ist, auch die sogenannte „Sittlich¬
keit" eine faule und morsche ist. Sie werden diesen Schund
und Schmutz erst beseitigen, wenn Sie dieses faule,
morsche Shstem beseitigt haben, und dieses faule, morsche
System ist die kapitalistischeGesellschaftsordnung, die
nichts anderes hervorbringen kann. Denken Sie dock!
zurück! Was hat denn die Jugend während des Krieges
gelernt? Was hat sie denn gesehen, als sie während des
Krieges draußen in der Mappe stand? Sie mußte die
Schweinereien mit ansehen, die Sie als Hauptlentc und
Offiziere in der Etappe getrieben haben. Was hat die
Jugend gesehen,als sie in diesen Reihen stand? Nichts
als Schweinerei und nochmals Schweinerei, Und Sie
wollen den Sittenrichter spielen, wenn diese Jugend
auf Abwege gerät! Wir als Kommunisten sagen Ihnen!
Sie haben kein Recht, sich hier irgendwie als Sitten¬
richter aufzuspielen (Zuruf bei den Kommniiistcn:
Sehr gut!); denn der Sumpf, in dem Sie stecken, treibt
Blasen, und diese Blasen werdeu stärker werden, als
sie heute schon sind, Sie werden diesen Sumpf nicht
austrocknen, sundern Sie werden darin versinken, (Zu¬
ruf bei den Kummnnisten: Sehr gut!) Ich sage Ihnen,
daß Sie ohnmächtig sind, und zwar berufe ich mich a>N
die „Wohlfahrtspflege in der RheinproDinz", in der
ganz klar zum Ausdruck kommt, daß selbst dort, wo Su
durchgedrückthaben, daß etwas auf die Liste gestellt
wurde, Sie nicht die Macht huben, es durchzuführen,
weil Sie die Polizei nicht in der Hand haben- ^e
stellen selbst wörtlich fest, daß die Polizeibehörden >«
der Ausführung des Gesetzes„organisatorische Schmiß
rigkeiten" haben. Mitglieder des Landesjügendanites
konnten feststellen, das in Berlin Schriften, die auf der
Schnndliste standen, im Strnßenhnndel zu billigen
Preisen >vertriebcn wnrden und daß in den Kiosken «N>
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sogar in einer Bahnhofsbuchhandlung solche Schriften
(Zuruf bei den Kommunisten:

bürt, hört!) Für uns Kommunisten ist es kein Zufall,
daß die Polizei versagt. Sie 'ist auf nichts anderes ein¬
gedrillt und auf nichts aickeres losgelassen,als mif die
lonimunistischePresse. (Zuruf bei den Kommunisten:
Sehr richt«!) Die Führer der Polizei ergötze» sich
selbst an dieson Schmutz- und Schundschriftcn.

<3s ist höchst interessant, das; selbst Organe uu,d Zeit¬
schriften, wie das „«Magazin",auf Antrag des Landes-
iugendanites auf die Liste gestellt werden sollten. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dunder: Sie sollten lieber das
Alte Testament der Bibel auf,die Liste setzen.) I» der
sozialen Not, namentlich in der Wohnungsnot liegt die
Ursache des Uebels. Wenn Sie wirklichSchmutz und
Schund bekämpfenwollen, so sorgen Sie erst dafür, daß
gesunde, luftige Wohnräume für die Arbeiterfamilien
«schaffen werden. Deshalb haben wir beantragt, daß
diese Gelder abgesetzt werden, und deshalb sind wir der
Auffassung, daß diese Gelder für etwas anderes ver¬
wendet werden müssen. Sie werden unfähig fein, diese
Auswüchse.und Blasen zu beseitigen.

Wenn heute früh der Pfarrer Itter sich hierhin
stellte und den Kommunisten unterschob, sie hatten in
Krefeld die Kirche mit roter Farbe bepinselt, dann be¬
rufe ich mich, trotzdem ich lein Freund der Sozmldemo-
tmten bin, auf die „Freie Presse" in Krefeld, die^hnen,
Herr Itter, nachwies,daß aus Ihren Kreisen gedungene
Provokateure diese Schmutzinkeitbegangen haben. (Zu¬
ruf bei den Kommunisten: Hört, hört!) Wir wollen
unseren Kampf gegen die Kirche und das Zentrum »nM
auf dieses Niveau herabdrückeu; sonst würde ich ^hnen
von dem hl. Alfons bon Liguori vielleichtnoch andere
Dinge anführen.

Kurz noch zu einer anderen Frage. (Ls >"»rde "on
uns beantragt, daß eine Aufstellung über die beschäf¬
tigten Kinder in den gewerblichen Betrieben, bei den
bcnnarbeitsstellen und sonstigenArbeitsstätten gemacht
werde. Man hat sich im Ausschuß darüber gestritten,
wan hat sich gewundert und dämm hingewiesen,datz in
Berlin eine derartige Denkschriftausgearbeitet worden
>st. Bezeichnenderweisewar es hier gerade me Ver¬
treterin der SozialdemokratischenPartei, Frau Becker,
die sich hinstellte und erklärte: So "was gibt es in
Deutschland nicht mehr. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Hört, hört!) JA habe ihr bereit» dort er-
"idert, das, es doch noch etwas Derartiges in Deutsch¬
land .gibt, daß wir heute in Deutschland noch en,c
Kinderausbentung haben, die himmelschreiendist (^u-
ruf bei deu Kommunisten: Sehr richtig!), und daß ^-ic
nur auf dem Papier verstunden haben, diese Kmder-
auKbeuwng zn beseitigen. (Zuruf ^s Abgeordne e«
Dunder: Sehr gut!) Man hat im Ausschußden An¬
trag verschwomwender Neichsregierung zur Kenntms-
»ahmr übergebeil.

Wir haben in einem anderen Antrage verlangt, daß
die Summe für die kinderreichenFamilien auf 500 000
RM erhöht werden soll. In diesem Ausschuß mußte
selbst die Dezernentin zugeben, daß diese 500 0N0 RM
nicht ausreichen würden, Sie erklärte, wenn alle die
Anträge, die vorliegen, erfüllt werden sollten, dann
hätten wir l5 Millionen notwendig. Das zeigt schon,
daß wir keine Agitationsanträge stelle», wie die SPD.
und die bürgerlichen Parteien es uns immer vor¬
werfen. Wenn 15, Millionen notwendig sind und die
Kommunisten stellen die bescheidene Forderung von
500 000 RM und Sie lehnen diese bescheidene Forderung
noch ab, so beiweist das, daß Sie absolut nicht gewillt
sind, auch nur das Kleinste für die werktätige Benölkc-
rung zu tun.

Wenn in einem anderen Antrage — ich glaube, er
ist vom Christlichen Boltsdienst gestellt — verlangt
wird, daß man mehr Kinder an Pflegeellern geben
solle, so möchte ich hier ebenfalls einen Fall anführen,
der zeigt, wie 'in dieser Beziehung gearbeitet wird. Ein
Mädchen wird an die holländische Grenze zn einem
gute» christlicheil Bauer geschickt. Der Bauer benutzt
es, Am es zum Schmuggeln nach Holland hinüber-
zuschickeu.Wenn es auch nur einige Pfund Kaffee
wareii, so wurde doch das Mädchen erwischt nnd von
den Zollbehörden zur Rechenschaftgezogen. Anstatt
nun den Bauer, den christlichenAusbeuter zu fassen,
hat mau das Mädchen durch die Anstalt verschleppt.
Als der Bater dort hinkam, war die Tochter verschwun¬
den, und erst nach 11 Tageil, als ich mich dahintersetzte,
habe ich vom Landesingendamt Auskunft erhalten, wo
das Mädchen sich aushielt. (Zuruf bei den Kommu¬
nisten: Hört, hört!)

In einem andern Falle war ein Mädchen 5 Monate
in der Pflege, und nach 1 Monaten war es bereits
schwanger. So sehen die Maßnahmen ans, die Sie noch
verstärkenwollen. (Unverständlicher Zuruf eines natio¬
nalsozialistischenAbgeordneten.) Ich will auf diesen
blöden Zuruf uicht eingehen und zwar deswegen nicht,
weil jedenfalls von unserer Fraktion noch keiner in be¬
stimmten Gassen war, wo er nicht einmal soviel Geld
mehr hatte, daß er seine Windjacke einlösen konnte;
aber es gibt bei den Nationalsozialisten Leute, denen
derartiges passiert sein soll, (Zuruf bei den Kommu¬
nisten : Sehr gut! — Unruhe bei den Nationalsozialisten.)

Ich möchte zusammenfassendsagen, daß Sie weder in
der Lage sein werden, die Not der Fürfo>gezögliligezu
beseitigen, noch die Revolteu zu vermeiden, Revolten
macht man nicht durch Filmpropaganda oder Theater-
aufsührungrn. Revolten entstehen auch nicht durch
kommnNistischc Propaganda, Sie sind geboren aus der
sozialen Not, und iu dem Moment, wo Sie die soziale
Not beseitigen, müssen Sie Ihre eigene Politik be¬
seitigen. (Zuruf bei den Kommuuiste»: Sehr gut!)
Daz» sind Sie nicht fähig, und die Geschichte zeigt uns,
daß jede Klasse, die dermaßen tief in Schmutz und
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Schund steckt wie Sie heute, die derart faul und morsch
ist, reif ist zum Verschwinden. (Zuruf beiden Kommu¬
nisten: Sehr gut!) Unsere Ausgabe kann letzten Endes
nur darin bestehen, daß wir mithelfen und mitsorgcn,
diese Klasse zu beseitigen und ihr den Gnraus zu
machen. (Beifall und Händeklatschenhei den Kommu¬
nisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Kurth.

Abgeordneter Kurth : Meine Damen und Herren!
Es muß eigentlich jedes Mitglied des Hauses sonderbar
berühren, das; ausgerechnet Herr I),'. Leh von den
Nationalsozialisten sich hier hinstellt, um eine große
Rede gegen Schmutz und Schund ,;u halten, (Unruhe
bei den Nationalsozialisten,) Sonderbar muß es auch
einen jeden Zuhörer berühren, daß gerade der Ver¬
treter der Kommunistischen Partei sich mit vielen
Worten dagegen wehrt, daß in Deutschland die Mei¬
nungsfreiheit beschnitten wird. Dem Vertreter der
KommunistischenPartei wird man die Verhältnisse
Nußlands bezüglich Meinungsfreiheit und Zensur ein¬
mal vor Augen halten müssen. Vor mir liegt der
Aufsatzeines Gelehrten, der sich mit den Verhältnissen
in Nußland sehr eingehend beschäftigthat und der wie
folgt schreibt: (Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Herr Dr, Iarres, ist das zur Sache?)

„Es ist bekannt" - so schreibt er — „daß tue soge¬
nannte Suwjctregierung ihren Terror über hie russische
Arbeiter- und Bauernschaft und über das gesamte
russische Volk außer durch bewaffnete Macht durch eine
Zensur ausübt, die alles iu Schatten stellt, was seit
Erfindung der Nuchdruckerkunst jemals an Unter¬
drückung der Meinungsäußerung in der Welt existiert
hat. (Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Prin¬
zipiell muß in Nußland alles, was gedruckt oder öffeut-
lich geschriebenwird, der Zensur vorgelegt werdeu."
(Zuruf des Abgeordneten Nenner: Das ist doch nichts
Neues, das geben wir ja offen zn, das ist doch selbst¬
verständlich!)Das Tollste auf dem Gebiete der geistigen
Unterdrückung hat sich aber das russische Ncgime durch
Herausgabc eines Inder, geleistet. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Hört, hört!) Wenn man von feiten der russi¬
schen Negierung und besonders des russischenNolts-
bildungsministers wiederholt versucht hat, das Be¬
stehen eines solchen Index zu bcstrciteu, so haben wir
heute festzustellen, daß wir in Deutschland in der Lage
gewesen sind, diese Indexliste in der „Menschheit" im
Abdruck zu sehen (Hört, hört!), und sogar eine bild¬
liche Neproduktion tonnte in der „Liternrischen Welt"
im vorigen Jahre veröffentlicht werden. (Hört, hört!)
Diese Indexliste, die in Form eines Rundschreibens von
der Schwester Lenins unterzeichnet worden ist, hat die
Aufgabe, alle die Werke aufzustellen, die vom Stand-
Punkt der Zensur verboten werden. (Zuruf: Das
leistet sich der Arbeiter!) Diese Liste trägt den Zensur-
vermerl und ist unter Genehmigung der Zensur in

einer Auflage von 5000 Exemplaren erschienen und
verteilt worden an ganz bestimmte Stellen, und zwar
an alle Gouvernements- und Kreisverwaltungcn für
politische Aufklärung und an alle Parteikomitees, Zcn-
surstellen und Abteilungen der GPU. Und zwar be¬
handelt diese Liste nicht nur die sofortige Durchführung
einer Reinigung der Bücherbestände aller Biblio¬
theken, sondern stellt auch die Grundsähe auf, uach
denen die philosophische, religiöse und verwandte
Literatur zu sichten und zu veruichteu oder, auf Deutsch
gesagt, eiuzustampfen ist, (Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
ich muß Sie bitten, zum Thema zurückzukommen-
(Zuruf des Abgeordneten Duudcr: Sie haben ihn erst
aussprcchen lassen!) Ich halte es nicht für notwendig,
daß die russischenZensurverfahren hier so weitgehend
erörtert werden. (Zuruf des Abgeordcten Nenner: Die
russische Zensur wird nicht bcstritten!)

Abgeordneter Kurth (fortfahrend): Wenn sich die
KommunistischePartei bei ihren Ausführungen unter
fortwährenden Angriffe» auf die Sozialdcmukratie be¬
wegt, dann ist es nutwendig, daß man gerade der kommu¬
nistischenFraktion auch hier im Landtage einmal die
russischen Verhältnisse darlegt. Es ist bezeichnend,daß
diese Zensur in Nußlaud alles verbietet, was au Philo¬
sophischer Idcalliteratur erschieueu ist, darunter auch
die philosophischen Werke eines Plato, eines Kant,
eines Schopenhauer, eines Nietzsche.

Meine Damen und Herren! Nun zu den „Freun¬
den" von der Nationalsozialistischen Partei. Gerade
mir Sozialdemokraten haben in diesen fünf Tagen hier
Beschimpfungen ohnegleichenüber uns ergehen lassen
müssen. (Zuruf eines nationalsozialistischen Abgeord¬
neten: Das war noch zu wenig!) Ich glaube, daß
es am Platze ist, auch dem Herrn Dr. Leh von der
Nationalsozialistischen Partei einmal zu sagen, daß er
am allerwenigsten berufen ist, über eine so große
Partei, wie es die Sozialdemokratie ist, irgendein
Politisches oder moralisches Urteil zu fällen. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten.) Wir lehnen es
ganz entschiede,: ab, uns gerade von der National-
sozialistischenPartei eine Nedc darüber halten zu
lassen, was Schmutz und was Schuud ist. Den können
Sie am besten tagtäglich im „WestdeutscheuBeobachter ^

des Herrn Dr. üeh finden. Meine Damen und Herren!
Ist das denn kein geistiger Schund, wenn die National¬
sozialistensich dazu hergeben, in Wort und Schrift mW
nur die lebenden Staatsmänner dnrch die Gosse zU
ziehen, sondern sich auch sogar an unseren toten
Staatsmännern zu vergreifen? Ist das kein geistiger
Schmutz und Schund, wenn z. B eine nationalsozia¬
listischeZeitung über Stresemann schreibt: «Strcse-
mann war in den Augen aller Pazifisten, aller Sozial¬
demokraten und aller Sticfellecker der glorreiche»
deutschenNepublik nichts weiter als ein Verräter <""
deutschen Volke." (Pfui! bei den Sozialdemokraten.)
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Und wenn es dann weiter heißt: „Daß Stresenmnn
nicht mehr ist, und daß Gott soviel Erbarmen zeigte,
ihn aus seiner fluchwürdigen Tätigkeit jäh heraus¬
zureißen" . . . (Erneute Pfui-Rufe.), oder wenn es
an einer anderen Stelle heißt: „So frei sind wir
jetzt, daß sich bei uns in Deutschland jedes Schwein
i» seinem Dreck hcrumsudeln kann," oder wenn es
Weiter in diesem Artikel heißt: „Hangen Sie in Merse-
burg eine Hose heraus, in der nichts drin ist, und
schreibenSie „Seueriug" darauf, dann gehen die Gc-
heimrätc katzbuckelndvor diesem neuen modernen
Geßlcrhut vorbei." Ich möchte Ihnen sagen, Herr
l>r. Leh: Hängen Sie einige Tausend dieser schlottern¬
den Hosen, in denen nichts drin ist, auf, und Sie
haben das ganze Heer der Nazis bor sich. «Beifall links.)

Meine Damen uno Herren! Ich will Ihnen ein
weiteres Schriftdokument der Nationalsozialisten vor¬
tragen, das uns beweist, was bei den Nazis Schmutz
und Schund bedeutet. Ls heißt hier über Stresenmnn:
„Man darf sich nicht über den frühen Tod Stresemanns
Wundern, denn bei dem guten Leben, wie Stresemann
es geführt hat, kommt der Tod immer früher. Die
Kupfbildung Stresemanns ist der Schlüssel zu seinem
bandeln. Das Mongolcngcsichthat die Verschlagen¬
heit offen knudgctan. Er wird setzt als großer Euro»
Väer bezeichnet. Aber das ist gleichbedeutendmit Ver¬
räter und Werkzeug der Juden. Der Jude ist seit
nrdenklichenZeiten geborener Verbrecher. Wer in der
Republik den Nachweis erbringt, daß er ein Gauner
ist, der kann Minister werden." (Sehr richtig! bei den
Nationalsozialisten.) So ist es vielleicht bei Ihrem
Herrn Minister Frick gewesen.

Meine Damen und Herren! Solche „geistigen"Er¬
güsse werden von den Nationalsozialisten nicht nur in
den Parlamenten auf das Volk losgelassen, sondern
anch in der Presse. Mit Recht schrieb die „Kolmschc
Zeitung" vor einiger Zeit: „Ein Blick in völkische
Blätter lehrt, daß man den Politischen Anstand der
Nationalsozialisten anscheinend nicht niedrig genug
einschätzenkann." (Aha! rechts.) Das schreibt ein
Blatt, das nicht zur Suzialdemotratie gehört. Und
eine geradezu vernichtende Kritik über den geistigen
Tiefstand der Nationalsozialisten wird von früher
führenden Nationalsozialisten in der deutlichstenWeise
ausgesprochen. Der frühere badische nationalsozia¬
listische Führer Friedrich (Lachen bei den National¬
sozialisten) gibt ein Büchlein heraus - wollen S,c
einmal gcfällgst zuhören —, das betitelt ist „Unter
dem Hakenkreuz". (Zuruf: Der ist heute Sozialdemo¬
krat!) I„ diesem Büchlein heißt es wie folgt: (Zuruf
des Abgeordneten Hanke: Was hat das mit der Tages¬
ordnung zu tun?) Das trifft für Sie alle sechs zu.
(Unruhe bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte, die Unter¬
brechungen zu unterlassen und Platz zu nehmen.

Abgeordneter Kurth (fortfahrend): Es heißt dort
in der Kritik Ihres früheren Führers: „Fast überall
treffe ich in der Leitung der Nationalsozialistischen
Partei nur ganz junge Leute an. Wo ich hinkam,
wurde ich von den Arbeitern im braunen Hemd ge¬
fragt: Hoffentlich sind die Zustände bei euch besser
als hier- Je weiter ich herumkam, desto mehr sah ich,
daß die ganze Partei der Nationalsozialisten nicht ernst
zu nehmen ist." . . .

Vorsitzender l)i>. Iarres: Ich muß Sie unter¬
brechen.Ich muß Sie wirtlich bitten, bei der Sache zu
bleiben. (Zuruf: Wir sind in einer Volksversammlung!)

Abgeordneter Kurth (fortfahrend): Meine Damen
und Herren! Wir haben geglaubt, daß diese Kritik not¬
wendig ist, um den Nationalsozialisteneinmal dieAntwurt
zu geben auf die furtwährenden Beleidigungen und
Schmähnugen, die sie sich während fünf Tagen gegen
uns erlaubt haben. Ich sage den Nationalsozialisten
und besondersdem Herrn Dr. Leh: Es ist eine geradezu
bodeulosc Heuchelei, wenn man sich hier heute nach¬
mittag hinstellt und sich als Vorkämpfer für Religion
und Christentum aufspielen will. Ich bezeichne es als
direkten Schmutz und Schund, was tagtäglich in den
nationalsozialistischenBlättern dem Volke und der
deutschenJugend vorgesetzt wird. Nicht das ist das
Schlimmste — das sage ich auch dem Landesjugcud-
amt —, wenn hier und da einmal ein vereinzeltes
zweifelhaftes Buch erscheint. Viel gefährlicher für
unsere Jugend, viel verwildernder auf die deutsche
Jugend wirkt das, was tagtäglich von den Zeitungen
der NationalsozialistischenPartei ihr vorgetragen wird.

Zum Schluß, Herr I),-. Leh, will ich Ihnen noch
folgendes sagen: Wir haben uns vor einiger Zeit nach
Ihnen in Wiesdorf, Ihrem früheren Tätigkeitsort,
erkundigt. Da schrieb man uns folgendes zurück:
„Herr l)r, der Chemie Robert Leh hat sciuen akade¬
mischen Grad niit höchster Auszeichuung erhalten durch
Behandlung des Themas in seiner Dissertation: Wie
erzeuge und verbreite ich Giftgas und Stinkbomben im
Kampfe gegen meine deutschenVolksgenossen?" (Iro-
nischesBravu!bei den Nationalsozialisten. Beifall links.)

Vorsitzender I)i-. Iarres: Ich bitte die Mit¬
glieder des Hauses, Platz zu nehmen. Von Herrn
Abgeordneten Pilates ist ein Antrag auf Schluß der
Debatte eiugcgaugeu. Fiudet dieser Antrag die Unter¬
stützungvon 10 Mitglieder,!? Das ist der Fall. Zum
Wort gemeldet sind noch die Herreu Abgeordeten
Gürlinger, Hense uud Simon. Ich frage diejenigen
Fraktionen, welche bei diesen verbundenen Gegen¬
ständen noch nicht zum Wort gekommen sind, ob sie auf
das Wort verzichteu.— Das ist der Fall. Herr Hense,
Sie möchten noch sprechen? (Abgeordneter Hense
stimmt zu.) Ich muß Ihnen Gelegenheit dazu geben.
(Zuruf des Abgeordneten Gcrlach: Dann geht es der
Reihenfolge nach weiter, Herr Görlingcr ist dran!)
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Abgeordneter Hense: Meine Damen und Herren!
Wir haben jetzt soviel über Schmutz und Schund ge¬
hört, das; wir bald genug davou haben. Aber ich
möchte doch noch einine Worte dazn sagen, aber nur
ganz kurz.

Vorsitzender !),-. Iarrcs: Ich bitte um Ruhe für
den Herrn Abgeordneten.

Abgeordneter Hcnse (fortfahrend): Es steht fest, das;
in Literatur nnd Presse heute soviel Schmutz von einer
großeu Industrie, die nur Schundliteratur herstellt,
über unsere Jugend ausgegossen wird, daß da endlich
einmal Einhalt geboten werden muß. In der Nc-
tämpfung von Schmutz iu Literatur und Presse
werden wir verschiedenerMeinung sein, solange wie
Wir in Weltauschnuungsfragen getrennt gehen.

Ich möchte kurz darauf hinweisen, das; auch heute
noch trotz des Verbotes eine große Kolportage von
Schundromanen meistens bei Eintritt der Dunkelheit
erfolgt, ferner daß die Leihbibliotheken, die in der
letzten Zeit besonders auf dem Platten Lande errichtet
werden, allerlei Schundromane ausstellen und ver¬
kaufen. Auch im Kino, meine Damen und Herren,
könnte die Zensur etwas verschärft werden. Leider
fällt die Tagcspresse nicht nntcr das Gesetz. Auch in
ihr finden wir noch sehr viel Schmutz und Schund,
der unsere Jugend schädigt. Wir stehen anf dem
Standpunkt, daß die Keimzelle des Staates die christ¬
liche Familie ist, die christliche Ehe und das christliche
Kind. Deutschlands Zuluuft und Aufstieg hängt ab
von unserer Jugend, und diese wollen wir vor Schmutz
und Schund bewahrt wissen, (Beifall,)

Vorsitzender !),'. Iarres: Ich frage die Frak¬
tionen, die noch nicht zu Wort gekommen sind, ob sie
auf das Wort Wert legen. — Das ist nicht der Fall,

Ich lasse über den Schlußautrag abstimmen und
bitte diejenigen, die dafür siud, daß ldie Besprechung
geschlossenwird, sich zu erheben Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Zur persönlichen Bemerkung Herr !),'. Lch.
Abgeordneter !),-. Leh: In den vier Tage» ist

dauernd von einigen Abgeordneten der Kommunisti¬
schen Partei irgendein Wort „Windjackeverkauft" oder
sonst etwas hineingeworfen worden, und der Herr Ab¬
geordnete Xlurth hat den Ton meiner Zeitung an¬
gegriffen. Ich muß hier auf die Affärc mit der Wind¬
jacke eingehen, denn das ist eine Sache, die beleidigend
und gemein ist. Es ist sogar von der Rednertribüne
von Äem letzten Redner der KPD. gesagt worden . , .

Vorsitzender !),>. IarreS (unterbrechend): Es ist
uicht von Ihrer Person die Rede gewesen, sondern
nur in rätselhafter Weise von einer Windjacke ge¬
sprochen worden. (Heiterkeit.)

Abgeordneter ,)i>. Leh (fortfahrend): Wenn Sie auch
uicht wollen daß das klargestelltwird, so sage ich Ihnen
doch: Ich habe hier nichts zn verbergen, sondern die
„RheinischeZeitung" und die „SozialistischeRepublik"

sind wegen dieser Affärc verurteilt worden, weil sie
auch nicht den Schein eines Beweises haben erbringen
können, weil alles von Anfang bis zu Ende gelugeu
war. Das steht fest, (Sehr wahr! bei den National¬
sozialisten,)

Vorsitzender »<'. Iarrcs (unterbrechend): Herr
Abgeordneter, ich kann Ihnen das Wort nicht weiter
erteilen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wird getrennte
Abstimmung verlangt? — Das ist nicht der Fall.
Dann bitte ich diejenigen, die zu den Punkten !!) bis
einschließlich 58 für die Anträge des !!. Fachausschusses
sind, sich zu erheben. (Zuruf des Abgeordueten Dunder:
Ich bitte um getreuute Abstimmuug!) Die Frage ist
bereits verneint worden. Das ist die Mehrheit. Es
ist so beschlossen. (Schluß-Rufe.)

Wir tonnen vielleicht die Sachen vom V. Fach¬
ausschuß noch eben erledigen. Wird ein Antrag auf
Tchlnß gestellt? (Zustimmung') Es wird beantragt,
die Sitzung abzubrechen. Ich nehme an, daß das der
Wille der Mehrheit des Hauses ist, (Andauernde Un¬
ruhe rechts.) Herr Abgeordneter Hanke, ich rufe Sie
wegen dauernder Störungen zur Ordnung! (Rnfc:
Raus!)

Ich bitte, mich zn ermächtigen, die Tagesordnung
für die morgige Sitzung festzustellenund alles auf die
Tagesordnung zu setzen, was heute noch nicht erledigt
worden ist, insbesondere die Wahlen, und ferner noch
auf die Tagesordnung zu briugeu, was noch aus den
Ausschiisseukommt. Damit sind Sie einverstanden.

Vs ist noch ein Antrag des Ehristlichcn Polksdienstcs
und Bauernpartei eingegangen, unter dem Titel
Verschiedenes 10U00NM zur Bekämpfung des Alkohol-
mißbranchs auch iu den diesjährigen Etat aufzunehmen.
Im Aeltesteurnt hatten wir uns heute morgen dahin
verständigt, daß Eingaben und neue Anträge spätestens
bis heute mittag eingereicht werden sollten Ich kann
diesen Antrag also nicht mehr annehmen, weil er nicht
rechtzeitig eingegangen ist.

Dagegen ist noch zeitig eingegangen eine Ent¬
schließung, betreffend die vorzeitige Rückgliederung des
Saargcbiets.

Wird das Wort noch gewünscht? Das ist nicht der Fall.
Die morgige Sitzung schlage ich vor, um 9^ ^^

beginnen zn lassen. Um ><>Uhr soll der I. FachanssckM
kurz dazwischentagen. Um l2 Uhr sind die Wahlen.
Die Burschläge für die Wahlen müssen drei Stunden
vor Beginn der Sitzung da sein. Weil das Büro
morgen drei Stnndeu vor Beginn der Sitzung now
nicht geöffnet hat, kommt dies praktisch darauf hinaus,
daß hente abend die Wahlvorschläge bei dem Büro
eingegangen scin müssen. Den Acltestenrat bitte lch.
um !»^ Uhr zusammenzntretcn

Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß l8 Uhr 5« Minuten.)
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Sechste Sitzung
im Sliindehause zu Düsseldorf, Samstag, den 12. April 1930.

(Beginn IN Uhr,)

T,1 g e S o r d » ii » g.
1. Eingänge.
2. Antrag des V. Fachausschusses

u) zu dem Bericht uu'd Antrag des Provinzialaus-
schussesüber die Durchführung der landwirt¬
schaftlichenUmschuldungsattion in der Rhein¬
provinz;

l>) zu dem Äbäuderungsantrag der KPD.-Fraktion
hierzu.

3. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Antrag des ProUinzialausschusses über den der¬
zeitigen Stand der ländlichen Wasserversorgung
in der Rheinprovinz und die weitere Förderung
von ländlichen Wasscrvcrsorguugsanlagcu.

1. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion ChristlicherWolksdienst und Bauernpartei
auf weitgehende Förderung der Zusammenlegun¬
gen, Wasserleitnngsbauteu, Voden,verbessieruu,gen
und Straszenbauuuterstützung in den Höhengebi.e-
ten bei der in Aussicht stehendenWcsthilse,

5. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des P'-ovinzialausfchusses,betr. die Ueber¬
nahme der Ruhegehalts- und Hmtcrblicbenenver-
sorgung für die Direktoren der selbständigen land¬
wirtschaftlichen Gemüsebanschulen und für den
Direktor der Gemüsebaulehranstalt in Hiraclen
durch den Provinzialverband.

L. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betr. Bewilligung
einer Provinzialbeihilfe bis zu b>000RM für Gr-
'lueiterung derGärtnerschule inFriesdors bei Godes-
berg zu einer Vollgartenbauschule.

?. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Fraktion auf Ginstellung von 1 Million RM
in den Haushaltsplan der landlvirtschaftlicheuAn¬
gelegenheitenzur Zinsverbilligung kleinbauerlicher
Kredite,

8. Antrag des V. Fachausschusseszur Entschließung
der KPD.-Frattion, betr. Aenderung des Wahl¬
rechts zu den Üandwirtschaftskammern.

9. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion, betr. Einsetzung eines Betrages

von 200 00U RM in den Haushaltsplan zur Unter¬
stützung notleidender Klcinwinzer.

1U. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-Fraktion
„) auf Erhöhung des Betrages für Viehscuchen-

entschädigung um 500 000 RM., aber nur nu
Kleinbauern "in voller Höhe des Schadens,

d) auf Streichung der für die Provinzial-Weinbau-
lehranstalten und die Iandfranenschnlen Olewig
und Sobernheim vorgesehenenBeträge bzw. auf
Verwendung dieser Beträge zugunsten not¬
leidender Klcinwinzer.

11. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Piavinzial-Hehranstlllten für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft in Trier, Kreuzimch
und Ahrwciler für das Rechnungsjahr 1930.

12. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Landfranenschnlc Olewig für das Rech¬
nungsjahr 1930.

13. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der üandfrauenschule Sobernheim für das
Rechnungsjahr 1930.

1.1. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der laudmirtschaftlichenAngelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1930;
in Verbindung hiermit:
n) Antrag der KPD.-Fraktion aus Erhöhung des

im landwirtschaftlichen Etat vorgesehenen Be¬
trages für Meliorationen, Wasserleitungen und
Umlegungen um 500 000 RM,

b) Antrag der KPD.-Fraktion ans Erhöhung des
Fonds für genossenschaftlicheund kommnnale
Flußrogulierungen um 500 000 RM,

c>) Antrag der KPD-Fraktion auf Erhöhung der
unter Ausgabe ll« des landwirtschaftlichen
Haushaltsplans vorgesehenenSumme von 20 000
RM auf 120 000 RM für Zinserloichterungen
für Meliorationsdarlehen,

ä) Antrag der KPD.-Frattion auf Verwendung der
im landwirtschaftlichen Haushaltsplan vorge¬
sehenen Ausgaben für Schulwesen und Ver¬
suchsstationen für die Finanzierung der Mcliu-
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rationen und Flußregulierungen zugunsten der
notleidenden Kleinbauern in den Notstands-
gebicten der Eifcl usw.,

«) Antrag der KPD.-Frattion auf Streichung der
Ausgabepositionen IV 1—2, V 1—5, V! l—^
und VlI 1—2 («,—!<) im landwirtschaftlichen
Haushaltsplan und Verwendung dieser Betrage
Zugunsten der Zinsverbilligungs- und Entschul-
dungsattion kleinbäuerlicher Betriebe,

t) Antrag der Fraktion ChristlicherVolksdienstund
Bauernpartei auf Erhöhung des für das Tuber¬
kulosetilgungsverfahren vorgesehenen Zuschusses
Don 10 000 RM um weitere 20 000 NM

15. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan des Rittergutes Desdorf für das Rechnungs¬
jahr 1930; in Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fra'ttion auf Erhöhung des Be¬
trages für Bekleidung und Unterbringung der
Waisenknaben auf.WONRM sowie ans Einsetzung
von 5000 RM für tarifliche Entlohnung der
Waisenknaben in den Etat des Rittergutes Desdorf.

10. Antrag des V. Fachausschusses
l>) zu dem Bericht und Antrag des Provinzinlaus-

schusses, betr. Förderung der ländlichen Nusied-
lung,

!,) zu dem Antrag der KPD.-Frattion hierzu.
17. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬

plan, betr. Provinzialgut Nylerward für das Rech¬
nungsjahr 1930.

18. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betr. Piovinzialdomäne Lammersdorf für
das Rechnungsjahr 1930.

19. Antrag des V, Fachausschusses zu dem Autrage der
NationalsozialistischenDeutschenArbeiterpartei auf
Gewährung von Zuschüsse» an die Kadavevvcrwer-
tungsanstalt im Kreise Wipperfürth.

20. Antrag des V. Fachausschusseszu dem ,Haushalts-
plan, betr. Vichseuchenentschädigungfür das Nech-
nungsiahr 1930.

21. Entschließung der KPD.-Frattion zur Nage der
rheinischenLandwirtschaft.

22. Entschließung der Fraktionen des Zentrums, der
Arbeitsgenneinschaft,der Wirtschaftspakte! nnd der
Fraktion Christlicher Volksdienstund Bauernpartei
zur Lage der Landwirtschaft.

23. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den Ab¬
lauf der Dienstzeit des Llindesobevbaurats Heine-
lamp.

2>. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den Ablauf
der Dienistzeit des Landesmedizinalrats Professor
Dr. Molineus.

25. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht nnd
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Wieder¬
besetzung der durch den Tod des Landesrats Dr.
Bussen erledigten Stelle.
In Verbindung hiermit:
!>) Antrag der Wirtschaftspartei auf Einsparung

des laut Beschluß des Provinzialausschussesvom
21. Januar 1930 ausgeschriebenen Postens des
Leiters der Abteilung Iugeudwohlsahrt und
Fürsorgeerziehung;

!,) Autrag der KPD.-FrMion, betr. Abstandnahme
von der Besetzung dieser Stelle.

20. Autrag des 1. Fachausschusseszu. dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Wahl
des Landcsverwnltungsrats Dr, Trippell zum
Landesrat.

27. Antrag des I I. FachausschussesZu dem Bericht und
Antrag des Proviuzialausschusscs, betr. Neuwahl
von Mitgliedern des Landesjugeudamtes der Rhein-
Provinz.

28. Antrag des l. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-Frattion, betr. jährliche Neuwahl aller vom
Provinziallandtag und Provinzialausschuß zu
wählenden Ausschüsse,Kommissionen usw.

29. Antrag des I V. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattion, den Mitgliedern des Fachaus¬
schusses IV und der ProvinzialtommMon für
Straßenbau halbjährlich das Material über den
Stand der Straßenbauten sowie über die im Sub-
missionswcgcvergebenen Arbeiten und Lieferungen
Zuzustellen.

30. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. die Neuwahlen zu den Provinz ialksmmis-
siunen.

31. Bericht und Antrag des Provinzinlausschusscs,
betr. Neuwahl des stellvertretenden Vorsitzenden
des Provinzilllllnsschnsses.

32. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-FrMion auf Streichung sämtlicher für reli¬
giöse Zwecke im Etat vorgesehenen Mittel.

33. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD.-Fraktion, betr. Ausstellung einer Ausweis-
tartc für die Mitglieder des Provinziallandtags
zwecks unvorhergesehener Kontrolle aller Provin-
zilllanstalten.

34. Antrag des 1. Fachausschusses zur Entschließung
der Ientrumsfrattion, betr- Belebung des Nau-
marktes und Beseitigung der Erwerbslosigkeit.

35. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Wirtschaftspartei, die Vertreter der Rheinprovinz
im Anfslchtsrat und in der GeneralversnmmlmM
des RWE. zu beauftragen, dahin zu wirken, daß
das RWE. den KIcinvertrieb von elektrischen HauZ-
haltungsapparaten usw, einstellt.
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^,

37

38

30,

40

41

42.

43,

Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrageder
KPD.-Fraktion, betr. Beseitigung von Mißständcn
bei,m Deichbau in Neuioich.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Wirtschaftspartei, betr. Erntächtigung des Verwnl-
tungsrats der Landesbank, hinsichtlichder Zinsen
Kr landwirtschaftlicheKredite auch unter die Selbst¬
kosten hernnterz «gehen.
Antrag 'des l. Fachausschussesz,u dem Antrage der
KP,D.-Fraktion, betr. Unterstützung des Kinder-
hilfswerkes der Roten Hilfe.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion, betr. Erhöhung des für Kinder¬
speisung im Haushaltsplan vorgesehenenErtrages
von 15N 0U« RM aus 500 000 RM.
Antrag des l., ll. und V. Fachausschusseszu dem
Haushaltsplan „Verschiedenes"für das Rechnuugs-
jahr 1930.
Antrag des l., III., IV. und V. Fachausschusseszu
dem Haushaltsplan „Außerordentlicher Hauchalt"
fürdas Rechnungsjahr 1930.
In Verbindung hiermit:
Antragdes lV. und I. Fachausschusses
n) zu dem Antrage der Zentrmnsfraktion nnf Er¬

höhung der für Ucbcrnahmestraßcn und für
Unterstützung des Kreis- und Gcmcindewege-
banes ,vUNgefchenenMittel,

K) zu dem Antrage der Wirtschaftspartei hierzu.
Antrag des I. Fachausschusses
u) zu dem Bericht und Antrag des ProUinzialaus-

schusses, betr. 'Aufnahme einer Anleihe von
7 44« 000 RM;

l>) zu dem Antrage der KPD.-Frattiou, betr. Er¬
höhung der aufzunehmenden Anleihe von
7 445 000 RM auf 15 000 000 RM zur Durch¬
führung umfassender Straßenarbciteu in der
Eifel, auf dem Hunsrück usw.;

<>) zu dem Autvage der KPD-Fraktiou, vou der
beantragten 15000000-RM-Anleihe 8 000 000
RM zur Unterstützung des Gemeinde- und
Kreisuiegebaues bereitzustelleu.

Antrag des IV. Fachausschusseszu den, Bericht
und Antrag des Piovinzialausschusses, betr. H>cr-
iuendung der im außerordentlichen Haushaltsplan
für besondere Zwecke des Straßenbaues vorgesehenen
4 Millionen RM.
Antrag des !. Fachausschusseszu den, Haushalts¬
plan der Vermögens- und Schuldenveviualtung für
das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts-
Plau über Steuern und Ueberweisnngen aus
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1030.

46. Antrag des l. Fachausschusseszur Entschließung
derFrattionen des Zentrums und der Arbeitsgemein¬
schaft, betr. Verteilung der Krnftfahrzeugsteuer,

47. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Proviuzialverwaltung für das Rechnungs¬
jahr 1030 und Vorbericht hierzu.

!8, Anträge nnf Entlastung von Rechnungen
Antrag des l. Fachausschusses.
Antrag des II. Fachausschusses.
Antrag des III. Fachausschusses.
Antrag des IV. Fachausschusses.
Antrag des V. Fachausschusses.

Nachtrags - Tn,gesordnung.
43. Antrag des I. Fachausschusseszu den, Antrage der

Wirtschnftspartei, betr. Aufwertung der Spargut¬
haben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift über die gestrige Vollsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offen,
Schriftführer sind in der heutigen Sitzuug zunächst
die Herren Abgeordneten Dr. Dichgans und Hauck.

Eingänge sind nicht vorzulesen.
Meine Damen und Herren! Sie sehen den Tisch

unseres verehrten Kollegen Dr. Lembte mit Blumen
geschmückt,die ihm seine Freunde aus der Arbeits¬
gemeinschaftdort hingesetzt haben, Herr Dr. Lembke
feiert heute seineu 70, Geburtstag, Er ist eines der
ältesten Mitglieder unseres Hauses: Von 1903 bis 1920
war er Abgeordneter des Provinzinllnndtages uud ist
jetzt wieder zu unserer Freude iu das Haus eingetreten.
Ich halte mich für ermächtigt und spreche sicherlich iu
Ihrem Sinne, wenn ich Herrn Kollegen I),-, Lembke
die herzlichstenGlückwünschedes Hauses zu seinem
Ehrentage ausspreche. (Beifall.)

Abgeordneter I),-. Lembke: Ich baute dem Herrn
Vorsitzendenrecht herzlich.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Der Aeltestenrat hat sich eben mit der Ge¬
schäftslagebefaßt. Sie hnbcu die neue Tagesordnung
vorliegen. Der Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, die
Punkte 2 bis einschließlich 22 gemeinschaftlichzu be¬
raten und darüber zu befinden. Das sind all die
landwirtschaftlichen Sachen, die aus dem V. Fach¬
ausschußgekommen sind, Sie hatten gestern eine Rede¬
zeit vou 40 Minuten für diese Gegcustäudc festgesetzt.
Der Aeltestenrat schlägt Ihnen nach nochmaliger Be¬
ratung vor, die Redezeit auf 30 Minuten zu be¬
schränken. Dazu bedarf es eines Beschlusses des Hauses.
Ich bitte diejenigen,die für diesen Antrag des Aeltesten-
ausschussessiud, sich zu erheben. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haake: Die Freunde der Landwirtschaft. Ant¬
wort des Abgeordneten Görlinger: Das kann man
doch nicht durch Reden machen!) Das ist die Mehrheit.
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Der Aeltestenrat schlägt Ihnen ferner vor, folgende
Punkte zu verbinden: 23 bis 26 (5 Minuten), 27
(5 Minuten), 28 und 30 (5 Minuten), 29 und 33
«5 Minuten), 3! und 32 selbständig (5 Minuten),
31 (5 Minuten), 35 (5 Minuten), 36, 38, 39, 40 und 43
(10 Minuten), 37 (5 Minuten), 18 «5 Minuten), 11 bis
47 «5 Minuten) und 48 (5 Minuten),

Es ist möglich, daß wir aus ,dem I, Fachausschuß
noch mehrere Sachen bekommen. Ich bitte um die
Ermächtigung, diese Punkte noch nachträglich auf die
Tagesordnung zu setzen. — Dagegen erhebt sich kein
Widerspruch, auch gegen die Vorschlage des Aeltesteu-
rates nicht. Ich darf daher feststellen, das; Sie mit
der Beschränkung der Redezeit und der Verbindung
der Sachen einverstanden sind.

Dann habe ich im Auftrage des Aeltestenrates
darauf hinzuweisen, daß bei den Punkten, zu denen
von den Berichterstattern Neues nicht gesagt werden
kann, nichts im Wege steht, das; »die Herren Bericht¬
erstatter auf die Referate verzichten, (Sehr richtig!
Lachen bei den Nationalsozialisten.)

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Punkt 2 bis eiuschlirßlich 22.

Ich rufe die Herren Berichterstatter auf »nd frage,
ob sie das Wort wünschen: Herr von Stcdman!
(Verzichtet.) Herr Tenhaeff! «Verzichtet.) Herr
Körner! (Verzichtet!) Herr Gessinger! (Verzichtet.)
Herr Nergweilcr! (Verzichtet.)Herr Droß! «Verzichtet,)
Herr Albertz! (Verzichtet,) Herr Latten! (Verzichtet.)

Wir treten dann in die Besprechung ein. Zunächst
hat der Herr Abgeordnete Heuser das Wort.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen und
Herren! ZuPuntt 2 2 der heutigen Tagesordnung,
der Entschließung über die Lage der Landwirtschaft,
habe ich namens ,der Fraktionen der Arbeitsgemeinschaft,
der christlichenBauern uud des christlichenVolks-
dienstes, der Wirtschaftspartei und des Zentrums fol¬
gende Erklärung abzugeben:

Die Notlage des Nauerntnms erfordert unverzüg¬
lich entschlossenes Handeln. Die von uns vorgeschlagene
Entschließung zeigt in unzweideutiger Weise den Weg
zu diesem Ziel. Wir lehnen es ab, ,die Nutlage der
Landwirtschaft zu Parteipolitischer Agitation zu be¬
nutzen. Wir haben daher keinen Grnnd, an diese Ent¬
schließung eine Besprechung anzuschließen. Nicht
Worte, sondern unverzügliche und beschleunigteDurch¬
führung der vorgeschlagenenMaßnahmen entsprechen
allein der Verantwortung, die wir in dieser Frage vor
der Landwirtschaft nnd vor der Gesamtheit des
deutschen Volkes iu uns fühlen. (Veifall.)

Vorsitzender !),-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl. «Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Es ist noch ein anderer da, der vor mir spricht: ich
verzichte nicht!) Dann Herr Abgeordneter Droß.

Abgeordneter Droß: Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Meine Freunde von der Bauernpartei
haben zu dem Haushaltsplan, Seite 67 «Viehseuchen¬
entschädigung) allerlei Wünsche an die Verwaltung
vorzubringen. Unser entsprechender Antrag konnte
im V. Fachausschuß zwar in diesem Jahr eine ent¬
sprechendeBerücksichtigungnicht finden.

Ich bitte Sie, mir an Hand des Haushaltsplanes
zu folgen. Sie finden unter Ziffer 1 der Einnahme,
daß für Pferde ein Betrag von 75 000 RM und für
Rindvieh ein solcher von 715 000 NM, zusammen
790 000 RM, verbucht sind. Sie finden dann unter
der Ausgabe, Ziffer >, 2 und 3 zusammengerechnet,
einen Unkostenbetrag von l4 050 RM bei Pferden und
N2 610 RM beim Rindvieh. Dazu kommen die Un¬
kosten, die noch unter Ziffer 4 aufgeführt sind, die man
allerdings aus dem Bericht des Jahres 1929 entnehmen
muß, weil sie für 1930 nicht feststehen, dir bei den
Pferden noch einen Betrag von 1125 RM uud beim
Rindvieh einen solchenvon 4454 RM ausmachen. Es
ist also festzustellen,daß wir bei einer Einnahme von
75 000 NM bei den Pferden einen Unkostenbetrag von
18 000 NM und bei einer Ginnahme von 715 000 RM
beim Rindvieh einen Unkostenbetrag von 117 000 NM
insgesamt haben. Mit meinen Freunden von der
Nnncrnpartei bin ich der Meinung, daß dieser Uu-
lusteubetrng iu keinem Verhältnis znm Umsatz steht.
Wir sind deshalb der Ansicht, daß, zumal ein Reserve¬
fonds hier nicht besteht, unbedingt «dahin gearbeitet
werden muß, ohue Erhöhung der Beiträge allmählich
zu ciuem Reservefonds zu kommen, der dnrch Vermin¬
derung der Unkosten herbeizuführen ist. Wcun wir
unter Ziffer 1 sehen: 10 Prozent Neranlagnngs- und
Hebegebühren bei Pferden 7500 NM und beim Rind¬
vieh 7, 500 NM, so sind wir der Meinung, daß diese
Unkosten überhaupt nicht zu entstehen brauchen, son¬
dern, daß dieser Betrag ganz dem Reservefonds zu¬
geführt und damit eine Beitragserhöhung vermieden
werden kau». Die Vernnlngungscirbciten werden
draußen durch uusere Behörden geleistet, die durch
unser Renlstrneranfkommen bezahlt werden. Wir sehen
als Landwirte nicht ein, daß wir «dazu »och eiuincn
besonders beitragen müssen.

Zum zweiten fordert die Verwaltung 6 Prozent
der Ginnahmen. Meine Damen nnd Herren! Sechs
Prozent an Verwaltnngskosten steht in keinem Ver¬
hältnis znr heutigen Bodenrente. Wir müssen un¬
bedingt fordern, daß die Verwaltnngskosten ent¬
sprechendreduziert werden. Es ist uns gesagt worden,
die Beamten bei Ker Provinzialvcrwaltuug würden I"
gar nicht so sehr hoch bezahlt. Wir haben daher kein
Verständnis dafür, daß so hohe Kosten entstehen-
Unsere Bitte an die Verwaltung geht dahin, w
nächsten Jahre — solange wollen wir uns Nedulden
bei der Vichseuchrnentschädigungnachzuweisen,daß °>
Unkosten entsprechend gemindert werden und cn
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Reservefonds gebildet wird, ohne eine Beitrags¬
erhöhung heraufzubeschwören.

Unser Antrag, den Beitrag zum Tuberkulose-
tilguugsverfahren von INNllll auf W«w RM zu er¬
höhen, gibt Veranlassung, eine Statistik, die uns vor¬
liegt, bekanntzugeben. Danach sind im Bezirk Aachen
im verflossenen Jahre 888 Tiere mit einem Gesamt¬
betrag von 165 067 RM entschädigtworden, im Bezirk
Koblenz 586 Tiere mit 68 767 RM, im Bezirk Köln
284 Tiere mit 36 00N RM, im Bezirk Düsseldorf
>.'!,'! Tiere mit 59 WN RM und in, Bezirk Trier 2813
Tiere mit 113 233 RM. Wir haben den Wunsch, daß
die Verwaltung diese 20 0NN RM mehr, die wahrschein¬
lich im Einvernehmen mit der Landwirtschaftsknmmer
zur Bekämpfung dieser fürchterlichenSeuche bewilligt
werden, in erster Linie in unseren Hühcngebietcn ver¬
wendet, damit durch die direkte Vckämpfuug der Seuche
beim Vieh die Nebertragung auf die Menschen ver¬
hindert wird, und bitten deshalb, das; die Verwaltung
möglichstschnell im Interesse der Landwirtschaft all¬
gemein die Verhältnisse im Bezirk Trier zu bekämpfe«
sucht, um so die ungeheuren Entschädigungen>m Lause
der Kit zu vermeiden. (Beifall bei der Christlichen
Bauernpartei.) ^ , ^ , ^ ^

Vorsitzender !),'. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Gcrlnch.

Abgeordneter Gerlach: Meine Damen und
Herren! Ich habe im Auftrage der sozmldcmolra-
tischen Fraktion lediglich die Absicht, mich ""t der Gn -
schließnngzu beschäftigen,die zur Lage der Landwirt¬
schaft eingebracht worden ist.

Ich bedaure sehr, Herrn Heuscr hier nicht ganz
folgen zu können in dem Wunsche, über die Dmge
nicht zu debattieren. Ich bedaure anch, chm nicht
folgen zn können in der Auffassung, Wß die Antrag¬
steller nicht anch gewisseparteipolitische Auffassu.igen
mit der Entichliefinng verbunden haben. (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig! Zuruf rechts: S,e haben
ausnahmsweise mal recht!) cv^«„

Meine Damen uud Herren! In früheren Jahre
Nehörte ein Mann zu den Mitglwdcrn des Rheinische»
Provinziallandtages, den wir alle Wohl immer al» so
ein Stück Mittelaltcr empfunden haben, das noch in
die heutige Zeit als letztes Ueberbleibsel ln.leinrant^
Dieser Mann ist auch seiner Fraktion nmnch'nal was
unangenehm gewesen, nnd die ^raktwnsfuhre e '
gelegentlich seiner Reden hier mitunter ha'.der >, nd
dnrch den Saal. Er gehört seit,den Nenwahlen nicht
mehr unserei» Hanse an. ^er sein Ge,, , meme
Herren vom Zentrum, hat in Ihrer G'i schließung oh-
liche Urständ gefeiert: Es ist der Geist des Fr 'he rn
von Los, der Geist der Rheinischen Landwirtschaftv-
tammer und der Geist des östlich orientierten Land-
bundes lZuruf des Abgeordueteu Heuser: Der Geist
der sachlichenBeurteiluug der Dinge!), der aus der
Eutschließung zur Lage der Landwirtschaft spricht. Es

ist eine Parallelattion zum Agrarprogramm des Herrn
Schiele (Hört, hört! bei der Arbeitsgemeinschaft), zu
dem ich sagen möchte, daß wir Sozialdemokraten dieses
Programm nicht mitmachen können, weil es weite
Kreise der notleidenden Bevölkerung, auch des Rhein¬
landes, belastet, ohne der Landwirtschaft dafür den
nötigen Schutz nngedeihen zu lassen «Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig!), ohne der Landwirtschaft
wirklich zu helfen-

Meine Damen nnd Herren, insbesondere meine
Herren Landwirte, ich glaube, Sie müssen sich frei
machen von Auffassungen, die durch die wirtschaftlichen
Verhältnisse überholt sind, wie auch wir uns haben
frei machen müssen von Vorurteilen <Aha! rechts), die
durch den Gang der wirtschaftlichenVerhältnisse eben
nicht mehr aufrecht zu erhalten waren. (Zuruf links:
Aufgabe des Sozialismus!) Meine Damen und
Herren! Gs ist nie eine Schande, mit der Zeit zu gehen
und einzusehen,das; man nicht nach Dogmen, sondern
nach der Gestaltung des Lebens sich zu orientieren hat.
(Zuruf des Abgeordnete» Nenner: Verrat des Sozia¬
lismus! Weiterer Zuruf eines kommnnistischcnAb¬
geordneten: Line Realpartei!) Die Sozialdcmokrntic
hat anerkannt, daß eine Notlage auch in weiten Kreisen
des Landvoltes vorhanden ist <Zurnf rechts: Und sie
wird nichts tun!), und die Sozinldemutratie ist bereit,
zu helfen, (Bravo! Zurnf ». Schüler: Sie tun
aber nichts!) Herr Dr. Schüler, Sie wissen aus Äer
Vergangenheit, daß diese Bereitwilligkeit keine einfache
Deklamation ist, sondern daß sie praktischeWirkungen
gezeigt hat. lZuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Ganz enorme sogar!) Allerdings, das möchte ich be¬
tonen: diese Hilfe fiir die Landwirtschaft kann nicht
auf Kosten anderer Voltsteile erfolgen, die in noch
größerer Not leben. lZuruf des Abgeorduetcn Hanke:
Herr Landesrat, Sie haben die soziale Frage für sich
allerdings gelöst!) Meine Herren von den National¬
sozialisten,Sie bemühen sich vergeblich mit Zwischen¬
rufen; solange Sie sich in diesem Hanse nicht zu der
allgemeinen Tradition gesitteter Menschen bekennen,
auch deu Gegner ruhig anzuhören, werde ich auf Ihre
Zwischenrufenicht eingehen.

Meine Damen und Herren! Die Sozialdemokratie
hat anch durch ihr Verhalten im Reichstag gezeigt,
daß sie bereit ist (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Zum
Ministcrstuhl zu kommen!), wirksam zu helfen, wo
wirklich eine Bedrängnng des Landvolkes vorhanden
ist. Ich habe eben schon Herrn Heuser gesagt, eine
gewisseAnerkennung auch für uusere Tätigkeit liegt
ja wohl im ersten Absatz der Entschließung, denn es
wird da auf die Maßnahmen des früheren Reichs-
kllbinctts Bezug genommen als einem ersten Schritt
in Ihrem Sinne. (Zuruf des Abgeordneten Heuser:
Wir bedauern nur, daß Ihr auf halbem Wege halt
gemacht habt!) — Kommt noch —. Aber, meine Damen
uud Herren, jede Agrarreform muß zur Voraus-
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setzung die Pla»»mßigkeit haben. <Sehr richtig! bei
den Sozialdemolrate»,) Worauf es ankommt, ist nicht,
uferlos die Preise herauszutreiben, sondern das ist die
ruhige Entwicklung in der Landwirtschaft, die Stabili¬
sierung der Preise. (Abgeordneter Heuscr: Sehr
richtig!) Das ist auch das Bestreben der Sozialdcmo-
tratie bei der letzten Agrarreform gewesen. Die Land¬
wirtschaft muß sich daran gewöhnen, auf Kuniuuttur-
gewiune zu verzichten, die aus der Lage des Welt¬
marktes entstehen und die sie mit hohen Schntzzoll-
mauern erreichen möchte. Sie muß darauf verzichte»,
in Zeiten schlechter Ernte besonders hohe Preise er¬
zielen zu wollen. Die Anarchie der kapitalistischen
Preisbildung hat die Landwirtschaft in den Sumpf
geführt. Die Anarchie der kapitalistischen Preis¬
bildung überbürdet dem Landwirt das Risiko und gibt
ihm mehr Verluste als Gewinne.,

Es kommt dann im wesentlichen darauf hinaus,
daß wir die Verbindungslinie zwischen den Ver¬
brauchern uud deu Erzeugern ziehen. Diese Ver-
bindnngslinie ist bei der letzten Agrarreform, die auch
die Sozialdemokratie mitgemacht hat, gefunden wurden
in den gleitenden Zöllen und im Vcrbrnucherschutz.
Die Herren Kommunisten, die der Sozialdemokratie
Vorwürfe machen wollen, sollen einmal nachweisen,daß
die Lebcnsmittelpreise infolge der seinerzeit von uns
mitgemachten Agrarreform gestiegen sind. Den Nach¬
weis sind Sie uns bisher schuldig geblieben. (Wider¬
spruch bei den Kommunisten.) Sie haben eine einzige
Agrarreform in Rußland durchgeführt, und die hat
zur Brotkarte geführt, die wir, Gott sei Dank, in
Deutschland seit vielen Jahren abgeschaffthaben. (Ab¬
geordneter Renner: Herr Gerlach, Herr Gcrlach!)
Herr Nenner, reden Sie nicht über Dinge, von denen
Sie nichts verstehen. Meine Damen und Herren! Der
Verbrancherschutzund der Schutz des Produzenten, in
eine richtige Relation gebracht und Verbünden, das
ist es, woranf es ankommt; das ist der richtige Weg,
das ist die Entwicklung, die wir wünschen müssen,
nicht aber die uferlose Schutzzollpolitik,wie sie leider
wieder ihreu Niederschlng iu der Resolution findet,
jene uferlose Schutzpolitit, die setzt in der Acra
Nrüning das A und O der deutschen Reichsgesetz¬
gebung geworden ist. (Znruf des Abgeordneten Dundcr:
Das ist doch nur eine Fortsetzung der Acra Müller!)
Meine Damen und Herren! Ich weise nach den vor¬
gestrigen Verhandlungen des Reichstages darauf hin,
daß auch die christlichcuGewerkschaftenschon bedenk¬
lich gewordeil sind. (Abgeordneter Hoffmann: Hört,
hört!) Die offiziellen Zentrumskreise sind zwar von
Herrn Schlack, der ja schon öfters von den offiziellen
Zcntrumskreisen desavouiert worden ist, abgerückt.
Aber seine Ausführungen sind eiu Stimmungsbaro¬
meter, auch für die Auffassung der christliche» Gewerk¬
schaftenhinsichtlich eines uferlosen Schutzzolles.(Zuruf
des Abgeordneten Dr. Schüler: Uferlos?)

Meine Damen und Herren! Es ist interessant, daß
selbst die Industrie schon ein Haar in der Suppe ge»
funden hat, die Herr Schiele ihr serviert hat. Ich
möchte gerade die Herren um I),'. Silvcrberg bitten,
sich noch einmal eingehend die Entschließung zur Lage
der Landwirtschaft, die die Arbeitsgemeinschaft mit-
unterzcichnet hat, anzusehen und zu prüfen, ob diese
Resolution wirtlich in Einklang zu briugen ist mit
den Bedenke», die der Reichsvevband der deutschen
Industrie zu deu Plänen des Herrn Schiele geäußert
hat. Sie haben alle in der „KölnischeilZcitnng", der
„KölnischenVoltszeitung" und überall diese Emwäudc
gelesen, nnd es hieße, die Zeit des Hauses über Gebühr
in Anspruch nehmen, wenn ich sie hier noch einmal
vortrüge. sSehr richtig! bei der Wirtschaftspartci.)
Anch die Industrie hat die lebhafteste» Bedeute» gegen
die Politik, die von Herrn Schiele verfochten wird uud
die durch die Entschließung znr Lage der Landwirt¬
schaft gewissermaßen unterstützt werden soll. (Zuruf
des Abgeordneten Renner: Warum hat sie den» diese
Bedenken?) Herr Nenner, gehen Sie einmal zu Herrn
Silverbcrg uud frage» Sie ihn; ich habe von ihm
keine Interpretation der Auffassung der Industriellen
bekomme». sZuruf des Abgeordneten Renner: Aber
er hat sie selbst interpretiert und gesagt, es käme
hinterher bloß zn einer Lohnerhöhung!) Sagen Sie
das Herrn Nohl, er taun es ja nachher ausführen-

Ich muß einmal an die landwirtschaftlichen Ver¬
treter dieses Hauses die Frage richten: Warum orien¬
tieren Sie sich eigentlich nach den Interessen des öst¬
lichen Großgrundbesitzes? Unsere Landwirtschaft in
der Rheinprovinz ist doch ganz mlders geartet.
Warum versucheu Sie uicht deu andere» Weg, den
Ihnen anch die Sozialdemokratie geWiese»hat, den
Weg der Stabilisierung der Preise, de» Weg der
Einiginig »lit den Verbrauchern? (Zuruf des Ab¬
geordneten !)>'. Schüler: Beides!) Schüchtern, wohl
nnter dem Eiufluß der christlichenGewerkschaften,ist
ja in der Entschließung zur Lage der Landwirtschaft
dieser direkte Weg vom Erzeuger zum Verbraucher
augedeutet. Aber, meine Dame» und Herren, es ist
doch ilur eine platonische Liebeserklärung (Abgeord¬
neter Haas: Sehr richtig!), um die christliche» Arbeiter
auch auf diese Entschließung zu bringe», ei»c Liebes¬
erklärung, für die — nehme» Sie es mir nicht übel,
Herr Heuscr — in diesem Falle sehr wenig zu gebe»
ist. Nichtig ist, daß eine große Schwierigkeit einer
prriswürdigcn LcbensunttetUcrsorgung im Zwischen¬
handel liegt, in dem viel zu langen Weg vom Ver¬
braucher zum Erzeuger. lZuruf des Abgeordneten
Heuscr: Sehr richtig! Das ist auch unsere Ansicht!)
Die Korrespondenz des Nnherischcn Nauerubuudcs,
doch sicher eiu uuverfäugliches Orgau, hat kürzlich
darauf hingewiesen, daß allein bei der Versorgung des
dentschen Volkes uiit Lebcnsmitteln ein Zwischengewinn
auf dem Wege vom Erzeuger znm Verbraucher in
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Höhe von L Milliarden jährlich entsteht, (Abgeordneter
Huffmann: Sehr richtig! Zuruf des Abgeordneten
Heuscr: Der Bayerische Nauerubuud würde aber die
Resolution mitgemacht habe»!) Ich Weiß es nicht,
dann würde er allerdings seinen Worten nicht die
entsprechendenTaten folgen lassen.

Meine Damen und Herren! Ich darf deshalb auch
Wohl von einer platonischen Liebeserklärung sprechen,
weil Sie nicht die Absicht haben, diesem Zwischenhandel
wirksam cutgegeuzutreten. Sonst müßteil Sie ja da
anfangen, wo Sie zuerst die Macht haben- Statt dessen
versuchen Sie, noch neue Zwischcnhaudelsstcllenbei
der Rheinischen Landwirtschaftsknmmer selbst zu
schaffen. Ich will nicht noch einmal die alte Geschichte
von den schlechten Saatkartoffeln aufrühren, die die
Landwirtschaftskammer vermittelt hat. Die Dinge
haben ja hier schon eine Rolle in der Debatte gespielt.
Ich will Sie nur noch einmal .daran erinnern, um
Sie darauf aufmerksam zu machen, daß, wenn Sie
schon den Weg verkürzen Wolle», Sie dann nicht noch
besondere Stellen znr Beschaffung von Saatgut dn-
zwischcnschieben dürfen. Das ist bestimmt der falsche
Weg. Der richtige Weg ist nach unserer Auffassuug
die Verbindung starker Konsumgenossenschaftender
Verbraucher mit den Organisationen der Erzeuger.
«Sehr richtig! bei den Sozialdemokratin.) Diesen Weg
werden wir immer mit Ihnen geheil. Darin sehen wir
die einzige Möglichkeit, der Landwirtschaft wirtsam
zu helfen, ohne den Verbraucher, dessen Interessen Wir
mit aller Entschiedenheit vertreten, irgendwie zu
schirdigcu. Meine Damen uud Herren, gehen Sie mit
uns diesen Weg! dann wird die rheinischeLandwirt-
sthaft gesnnden. Wir sind zur Hilfe bereit, weil wir
wissen, daß die kleinen und auch ein Teil der mittleren
Bauern bedrängt sind. Unser Kampf M dem un¬
rationelle,! Großgrundbesitz, unser Kampf N'lt oem
unrationellen Herreneigcntum, ganz allgemein ge-
sprachen. Die Sozialdemokratie hat darin eine
Linie, die festgelegt ist in ihrem Kieler Agrar-
Vrogramm, in dem es heißt: „Weit entfernt davon
den Bauern von seiner Scholle zu verdrängen oder
sein Eigentum angreifen zu Wolleu, sichert die sozm-
listische Gesellschaftdeu bäuerlichen Massen ^r Elgen-
tn'n uud ihre Arbeitsstätte, Ihr Kampf M d m
Herreueigeutum des Großgrundbesitzes nicht om
Arbeitseigentnm der Banern, und 2""^"^^ ^"
fall bei den Sozialdemokraten. Zurus dcv Abneord
»eten Witzler: Die Notschaft höre ich wohl, allem nur
fehlt der Glaube!)

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Lew

Abaeoronetcr Dr. Lch: Meine Damen und Herren!
V°M? sag" der Redner der
Partei daß seine Partei auch den deutschenNauern
helfen wolle. Ich erinnere an
dem Kriege einmal im Reichstag sagte (Zuruf der Abg.

Frau Becker: Wie können Sie Vebel zitieren?): „Wir
Sozialdemokraten warten auf den Augenblick,wo der
deutsche Bauer enteignet ist, damit er zum Proletariat
werde." (Zuruf des Abg. Hoffmann: Unwahr!) Dieses
Wort Nebels ist im Jahre 1901 im DeutschenReichstag
gesprochenworden. (Widerspruch bei den Sozialdemo-
trnten.) Meine Damen und Herren! Dieser Stand¬
punkt der Sozialdcniotratischcn Partei ist bis heute auf
keinem Parteitage revidiert wurden, er ist bis heute
genau derselbe geblieben. Steht vielleicht die Sozial-
demokratischePartei uicht auch heute noch auf dem
Staudpuukt, daß die Produktionsmittel versozialisiert
werden müssen? Ist das nicht Ihr Programm, daß Sie
die gesamteProduktion in die Hände der Allgemeinheit
des Volles, in Gemcinwirtschnft überführen wollen?
(Zuruf eines nationalsosialistischenAbgeordneten: i, in
Nußland!) Daß dies Ihr Programm ist, steht fest,
Herr Ministerpräsident Braun soll neulich einmal, als
er in einer Landgesellschaftgefragt wurde: „Wie stehen
denn Sie zum NvlschewiKmus,zu Moskau?" geant-
Wortct haben: „Der Nolschewismus ist mir an sich nicht
unsympathisch(Abgeordneter Dnnder: Hört, hört!), nur
daS Tempo ist für Deutschland zu scharf." (Hört, hört!
bei den Nationalsozialisten.) Das ist der einzige Unter¬
schied. Aber wenn er die Verhältnisse von Rußland auf
Deutschland übertragen und die Nauern in, Massen in
Kollektivwirtschaftenüberführen wollte, so würde sich
dagegen das gesamte Volt aufbäumen- dann würde
mit einem Schlage dem Spuk des Marxismus ein Ende
gemacht, das steht fest. Tatsache ist, daß der Marxismus,
ob er in der rosaroten Verbrämung der Sozialdemo-
tratie auftritt oder iu der knallroten der Kommnnisti-
scheu Partei, an sich bullig das gleiche Ziel verfolgt
(Sehr richtig! rechts.): Die Enteignung des schaffenden
Menschen, ob Mittelstand,, Gewerbetreibende, Nauern
oder Arbeiter. (Zuruf des Abgeordnete» Renner: Sie
nennen sich ja auch Sozialisten. Warum denn das?)
Meine Damen uud Herren! Unser Sozialismus ver¬
hält sich zu Ihrem Marxismus wie Feuer und Wasser.
Wir wissen, daß, wenn Deutschland zu einem wahren
deutschen Sozialismus tommen will, dann erst der
Marxismus vernichtet sein muß. (Zuruf des Abgeord¬
neten Renner: Sie nehmen Ihr Feuer aus dem Kirsch-
Wasser. Zuruf des Abgeordneten Dundcr: Was ist deuu
Sozialismus?)

Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß die
SozinldemotrntischePartei ununterbrochen den kleinen
Nauern helfen will. Wir wissen, daß auch die Kommu¬
nistische Partei im Preußischen Landtag einen Antrag
nach dem nudern für das Wohlergehen der Kleiubaueru
einbringt. Wir möchten darum hier einmal ganz klar
Ihre demagogische Haltung kennzeichnen. Stalin hat
kürzlich in einer seiner Reben gesagt: „Nicht der Groß¬
grundbesitz ist das größte Hemmnis für unsere Kollek¬
tivwirtschaft; das größte Hindernis für die gc'mcin-
wirtschaftlichc Bearbeitung bon Grund und Boden ist
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der kleine Bauer, .der sich seinen Grund und Boden mit
viel Schweif; erarbeitet hat." Stalin sagt weiter: „Daher
kommt es, daß dieser kleine Bauer mit viel größerer
Liebe an seinem Grund und Boden hängt, als der
Großgrundbesitzer. Deshalb müssen wir unser Haupt¬
augenmerk darauf richten, daß wir ,die Ideologie des
Kleinbauern brechen, daß nur ihn loslösen von seinen,
Grund und Nodeu, weil er das Haupthindernis ist."
(Hört, hört! bei deu Nationalsozialisten.) Meine Damen
und Herren! Was nutzt es denn, wenn Sie hier An¬
träge einbringen? Stalin ist Ihr Papst, Stalin ist
für Sie unfehlbar. (Zuruf.des Abg. Dunder: Wie der
Papst in Rom für Sie!) Und russische Zustände sollen
in DeutschlandTrumpf sein. Wir sehen weiter, daß alle
Maßnahmen in diesem Staate seit !<> Jahren dem
Bauern allmählich sein Eigentum genommen habe».
Es ist doch heute so, daß kein Bauer mehr ein Eigen¬
tum hat, daß er nicht mehr Herr auf seinemGruud und
Boden ist. Es ist doch tatsächlich so, daß heute schon der
Bauer uur noch Pächter oder nieist nur Knecht auf
seinem Gruud und Nodeu ist. Lr ist Gefangener des
wahnsinnigen Zinses, der wahnsinnigen Steuerlasten.
Das Finanzamt ist ihm heute jenes Symbol, das für
den Bauer im Mittelalter die Naubritterburgen waren.
Da schaute er hinauf zu deu Naubritterburgen; der
Raubritter aber nahm nur den Zehnten. Heute nehmen
Sie 5,0 und 00 Prozent. Die modernen Raubritter sind
viel unerbittlicher, als «die alten es jemals waren (Zu¬
stimmung bei den Nationalsozialisten.) Alles ist darauf
angelegt, den Bauer allmählich von seinem Besitztum
zu entwöhnen. In der Begründung des Umlegungs-
gesetzes, das im Jahre 1020 herauskam, ist gesagt, man
müsse dieses Gesetz haben, um den bäuerlichen Betrieb
rentabler .zu machen. Unterzeichnet ist.diesesGesetz von
4 Sozialdemokratcu, 2 Demokraten und , Zentrums-
mann (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten), also
tatsächlich in der überwiegenden Mehrheit von den
eigentumsfeindlichen Marxisten. Jetzt las ich zufällig
in dem Blatt „Die Gemeinde", das die Sozialdenio-
krntischePartei herausgibt, um ihre Funktionäre in
den Gemeindevertretungen zn unterrichten, daß dort
ein Sozialdemotrat schrieb: Es muß weit mehr als
bisher versucht wcrdcu, draußen auf dem Lande Ge¬
sellschaftenfür Umlegungszwccke,Meliorationen usw.
zu machen, damit der Bauer allmählich an die Ent¬
eignung gewöhnt werde. (Lachenbei den Sozialdemo¬
kraten. Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das hat
aber kein Sozialdcmokrat geschrieben; damit tun Sie
denen ja viel zu viel Ehre an!) Die Umlegung ist
an sich hier im Westen vom technischenStandpunkte
aus außerordentlich zu begrüßen, das ist gar keine
Frage. Aber wir Nationalsozialisten sagen dem
Bauern heute draußen immer und immer wieder: Du
kannst in deinem Eigentumsbegriff nicht konservativ
genug sein! (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Halte fest, laß ja nicht rütteln nn irgendeinem

Quadratmeter Land, denn wenn es einmal ins Rutschen
kommt, geht es dir genau wie dem Mittelstand, wie
den Rentnern und Sparern: dann rutscht dir allmäh¬
lich dein Grund und Boden nnf Rollschuhenunter den
Füßen weg. lHritcrkeit.) Als vor einigen Jahren die
schwarzen Fahnen in Holstein waren, als überall in
Deutschland die Banern sich zu großen Kundgebungen
zusammentaten, als in Koblenz, in Stuttgart, in
Oldenburg, in Vrcslan 50 000 Menschen zusammen¬
kamen, .das war auf einmal etwas anderes, als wenn
in Berlin sich 50 000 Menschen sammeln; da kam der
schwere Schritt der Bauern auf das Pflaster. Die
Bauern waren weit hergercist. Wenn der Bauer ein¬
mal von Hause geht und sich auf die Eisenbahn setzt,
dann mnß etwas Besonderes im Spiel sein. Da kam
er an, das war zum erstenmal eine Ncvulntioniernng
der Vaueru seit fast M> Jahren. Der Bauer hat seit
dem 15. Jahrhundert fest au seiucm Boden gehangen.
Der Bauer ist kciu Revolutionär von Geburt aus: er
hält fest, was er ererbt hat. Wenn er sich einmal
bewegt und hinausgeht aus seinem Hof, dann muß
Gefahr vorhanden sein. Das tat er vor einigen
Jahren, da ging er hinaus. Da bekamen auf einmal
die Hüter des Staates Angst, die Demokraten. Da
schrieben das „Berliner Tageblatt", die „Frankfurter
Zeitung" und die „Vossischc Zeitung": Man muß den
Bauern helfen, es geht nicht mehr, bie Republik ist
in Gefahr. Die Republik wackelte wieder einmal. Da
sagten sie: Man muß den Vaueru helfen. Da schrieb
die „Frankfurter Zeitung": Man muß die kleinbäuer¬
lichen Betriebe zu Aktiengesellschaftenzusammenlege»,
damit sie besser ausgenutzt werde» köuuen. (Hört,
hört! bei den Nationalsozialisten) Herr Bankier und
Kollege Louis Hagen (Zuruf ei»es kommunistischen
Abgeordneten: Der jüdische Kollege!), da ist Ihnen das
Herz leichter geworden, da haben Sir sich sicherlich sehr
gefreut. Da haben Sie sicher gesagt: Das ist noch ein
Wirtschaftspolitik« dort an der „Frankfurter Zeitung",
den kann ich engagieren, das ist ein Kerl. Jawohl,
Sie wollten die bäuerlichen Betriebe in Aktiengesell¬
schaften umwandeln. Hat man es mit der Industrie
nicht genau so gemacht? Hat man nicht allmählich den
deutschen Unternehmer auf diesen, Wege enteignet/
Ist er nicht heute nur noch Prokurist oder Angestellter
seines Werkes? (Sehr richtig! bei den Nationalsozia¬
listen) Und wer ist der Herr? Das sind die Banken
und Börsen, das ist das Finanzkapital. (Zustimmung
bei den Nationalsozialisten Zuruf des Abgeordneten
Heuser: Wir sind beim landwirtschaftliche,, Etat!) lln°
die Bearbeiter sind nur noch Ware, die man auf den
Ttlavenmartt, gencmnt Aktienbörse, taufen kann. Das-
selbe hat man heute mit dem Bauern vor: Man wu
ihn auf kalten, Wege enteignen. Nicht auf den, hechen
wie in Nußland, das wäre etwas gefährlich, H"
geht es auf dem kalten, Wege über das Attiensyst""'
sagt die „Frankfurter Zeitung", damit der Grund "N
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Buden besser ausgenutzt werden kann. Wie wird es
denn sein, wenn jetzt das Finanzamt immer weitere
Steuern erheben muß? Wir losen ja nichts mehr von
Steuersenkung sundern nur von Stc»ererhöhu»gen. Das
wird sich mit jedem Jahr steinern, und innucr größere
Steuern und Abgaben Werden auf unserem deutschen
Volte Insten. Dann geht allmählich dem Bauer die
«uft aus, dauu hat er allmählich teineu Atem mehr,
dann zieht man ihm die Schlinge zu, dann kommen
der Herr Bürgermeister uud der Herr Landrat mit
einem Bankier aus Frankfurt, und der Herr Bürger¬
meister wird eine Rede halten und sagen: Bauer, du
siehst, was der Staat alles macht, wie er sich bemüht,
wie er dir als Notprugramm sogar ,'!0 Millionen NM
Mbt für eine Schuldenlast von fast 16 Milliarden, die
heute auf dem deutschenBauernstände ruht, bei einer
Zinsenlnst von weit über 1 Milliarde. Da meint man
etwas getan zu haben, wenu man den Bauern da ein¬
mal «0 Millionen RM hinwirft. Das ist weiter
nichts als eine Heuchelei, als eine Verhohuuug. Ich
sage: Dauu wird der Herr Bürgermeister oder der
Herr Landrat sagen: Wir wollen dir helfen, >cs geht
su nicht mehr weiter- Du mußt zur Selbsthilfe
schreiten. Die berühmte Selbsthilfe kommtdann heran,
und man wird Äeu Bauern klarmachen, wie cmc
Aktiengesellschaftdoch viel rentabler ist, wie man da
den Buden besser ausnützen kann. Man wird eine
moderne kapitalistischeKollektivwirtschaftmachen, die
sich in gnr nichts von der sogenauuten sozialistische»
unterscheidet. (Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.)
Kollektivwirtschaft bleibt Kollektivwirtschaft. Der
Nnucr wird Knecht sein, wird Sklave sein, welter
nichts. Dnun rollt ihm seiu Vermögen, sein Grund
und Buden unter den Füßen weg. Dann bekommen
Grund uud Vodcu Rollschuhe, wie ich vorhin sagte.
(Zuruf des Abgeordnete» Renner: Das mochte uh
Nerue einmal sehen!) So 'sagt die Suzialdcmokratie:
Genusseuschaften, Umlegung nud Meliurationen müssen
wir machen: wir müssen allmählich den Bauer an die
Enteignung gewöhnen. Dann sagt der Bankier: ^ctzt
will ich euch helfen, uud dauu sagt die Behörde: Bauer,
du mußt, und der Bauer schlittert in sein Elend hinein
und sieht nicht die klaren Hintergründe, daß hier das
Finanzkapital nnd der Marxismus wieder einmal
band in Hand gehen und nichts anderes vorhaben,
als das Eigentum des deutschenVolkes in die Hände
des Finanzkapitals überzuführeu. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Hört, hört! Sie sind ,a d,e beste
Stütze des Finnnzapparates!) «^«^-

Meine Damen und Herren! Unter diesen Gesichts
Punkten betrachten wir auch die EntschKeßimg,d,e hur
nun der bürgerlichenArbeitsgemeinschaftund dem Zen¬
trum vorgeschlageuwird. Man redet da von höheren
Zöllen usw. Solaugc Sie dem Bauern die Zmsen-
und Abgabenlasteu infolge der Erfüllungspolitik mcht
abnehmen, solange hat alles andere Reden gar einen
Wert. (Zustimmung bei den Nationalsozialisten.)

Vorhin sagte im Aeltestenrat ein Mitglied der
Arbeitsgemeinschaft, mau triebe jetzt im Parlament
hohe Politik. Verzeihen Sie, Herr Kollege Wesenfeld,
wie soll ich dcun dieses Problem behandeln, ohne diese
Lasten zu erwähnen, die auf dem Bauern liegen?
Glauben Sie, wir seien gewöhnt, dem Bcmeru Schlaf¬
pulver zu geben, ihn in eine Narkose einzuwiegen und
einzulullen, damit er nach der Methode Coues sagt:
Es geht mir besser uud besser. Der Gerichtsvollzieher
ist uicht mehr wöchentlich, sondern täglich bei den
Bauern zu Gast. Nein, das macheu wir nicht mit.
Wir zeigen dem Bauern die wahren Grüude seiner
Verelendung. Wir zeigen ihm, wo wirklich die Ur¬
sachen seiner Not liege,,. Wir «sagen ihm, daß er fest
am Gigentumsbegriff halten muß. Die Scholle muß
uns heilig sein. Der Bauer ist >der Jungbrunnen, der
Bauer ist das große Becken, aus dem das Volk immer
wieder seine Lrncuerung holt, aus dem ,die Rasse, aus
dem Kraft und ans dem vor allen Dingen auch der
Glaube unseres Volkes kommt. Meine Herren vom
Zentrum, wenn Ihr weiter diese Erfüllungspolitik,
diesen Fiunnzbolschewismus mitmacheu wollt, dauu
uenut Euch keine christlichePartei mehr. Das laßt
dann bitte bleiben, das hat dann keine» Wert mehr,
das ist dann weiter nichts als eine Heuchelei. <Zuruf
des Abgeordnete» Hnake: Sehr wahr!) Vom Marxis¬
mus wisseu wir, daß er der geschworeneFeind des
deutsche,, Bauern ist, (Zuruf ües Abgeordneten
Dunder: Hört, hört!) Aber Ihr vom Zeutrum solltet
wenigstens Ginlehr halten und erkennen, wo die Kraft
nnseres Volkes und wo auch die Kraft Eurer katho¬
lischen Kirche liegt.

Meine Dame» uud Herren! Es ist ganz klar, daß
Wir die bolschewistischenAnträge ablehnen. Sie haben
die Anträge aufgebaut auf dem Godanten: Kleinbauer
und Großbauer. Sie wolleil dc» Klnssenkanipf auch i»
das Land hineiutrageu. Der Bauer ist dazu, Gott sei
Dank, »och nicht reif; das laßt der Bauer nicht mit
sich niachen. (Zuruf des Abgeordneten N,-. Schüler:
Nichtig!) Klassentllmpf kennt der Bauer uicht. Er
kennt bloß eins: die Heiligkeit seiner Scholle und die
Heiligkeit seiner Familie. Er fühlt instinktiv, daß der
Marxismus daran rütteln will. Er hat Verständnis
dafür, daß der Marxismus sei» Todfei»d ist. Deshalb
wird der Bauer immer in der Front gegen den
Marxismus stehe», »icht gcgc» deu deutschen Arbeiter,
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Schüler: Sehr gut!)
Gott sei Dank hat der Marxismus heute uicht mehr
das Recht, sich die eiuzige Arbeiterpartei zu nennen.
Gott sei Dank ist heute schwer eingebrochen in die
Arbcitertreisc, Ich erinnere Sie daran, daß die „Note
Fahiic" anläßlich der sächsischenWahlen schrieb: Man
müßte die Augen zumachen,wenn man nicht erkennen
wollte, daß es den Nationalsozialisten gelungen ,sei, in
die ehemalige» rote» Hochburgen einzubrechen. (Un¬
ruhe bei den Kommunisteu.)Schaut nach Zwickau,nach
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Thüringen usw. Deshalb brüllt Ihr, deshalb ver¬
folgt Ihr uns mit fanatischemHasse. Deshalb kommt
Ihr mit Kinkerlitzchen an, die keinen Wert haben. Des¬
halb glaubt Ihr mit ein Paar lächerlichenWitzen die
Sache abtun zu können, (Zuruf links.) Herr Nenner,
wenn man als Pruletarierführer tagtäglich im Warte-
faul >. und II. Klasse sitzt, dann sollte man seinen
Mund halten. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Ich
erkläre mich erschossen! Heiterkeit. Weiterer Zuruf
eines kommunistischenAbgeordneten: Nächelsgasse!)

Meine Damen und Herren! Wir Nationalsozia¬
listen geben deshalb folgende Erklärung ab:

Das deutscheLandvolk iu seiner Ganzheit ist die
Grundlage des deutschen Volkes, sein Jungbrunnen
und sein Fundament. Zu seiner Erhaltung muß alles,
aber auch alles getan werden, um das deutsche Volk
zu erhalten. Der deutsche Staat und seine Regierungen
sollten alles tun, um mit den, Nnueru auch das deutsche
Volt gesund zu machen. lZuruf des Abgeordneten
Haate: Sehr gut!) Das tüuneu dieser Staat und das
herrschendeSystem niemals tun, weil die Wanken und
das Leihkapital die Arbeit und die Wirtschaft völlig
beherrschen(Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)
und weil der Staat nichts unternimmt, auch nach der
inneren Einstellung der herrschenden Parteien nichts
unternehmen kann, um den unheilUullen Einslns; der
verhängnisvollen Zinswirtschnft zu brechen.

Deshalb verlnngen uud fordern wir: Der landwirt¬
schaftliche Boden und die Scholle des deutschenBauern
sind unpfändbar. (Vrnvu! bei den Nationalsozialisten.)
Die Rückforderungen von .Krediten au die deutsche
Landwirtschaft werden gestrichen. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.) Dem Bauern werden Kredite in
Zukunft zinslos gegeben. Dünger uud Maschinen
werden den Landwirten zu erträglichen Preisen zur
Verfügung gestellt.Weiter wird das landwirtschaftliche
Berufsschulwesen besser auszubauen sein. Für Land-
arbeiterwuhnuugcn muß weit mehr als bisher getan
werden. Ausländische Arbeiter dürfen in der Land¬
wirtschaft nicht mehr verwandt werden. (Zuruf des
Abgeordneten Renner: Hat das schon Herr Hugcnbcrg
genehmigt?) Ziel jeder Agrarpolitik mus; die völlige
Unabhängigkeit der Ernährung unseres Volkes vom
Auslande sei». Der Boden und die Rasse sind uns
Nationalsozialisten heilig. Deshalb wird allein ein
völliges Revolutionieren unseres Gesmntvolkrs die
Erneuerung Deutschlands bringen. (Sehr richtig! bei
den Nationalsozialisten.) Der Bauer, der Arbeiter,
der Mittelstand, der Handwerker uud der Gewerbe¬
treibende müssen Schulter an Schulter stehen um den
Bauer, sich selbst nnd damit das Gcsamtvolk zu retten.
(Lauter Beifall uud Händeklatschenbei den National¬
sozialisten. Znrnf des Abgeordnete» Renner: Revo¬
lution ohne Revolution! Antwort des Abgeordneten
l>r. Leh: Sie Revolutionär iu der Westentasche! Sie
Revolutionär im Wartesnal II. Klasse!)

Vorsitzender N,-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Krüger.

Abgeordneter Krüger: Sehr geehrte Damen und
Herren! Ich bekenne mich zn dem Antrage Nr. 22
und kaun daher zu demselben das Wort nicht nehmen.
Was ich nunmehr hier zu sagen habe, betrifft die Not¬
stände an der westlichen Grenze unserer Provinz.
Sowohl der Herr Obcrpräsident in seiner Eröffnungs¬
rede, wie auch der Herr Lnndcshauptmaun in seiner
Gtatsredc und auch Herr Abgeordneter Tenhncff haben
bereits darauf hingewiesen. Ich möchte mich darauf
beschränken, auf einige Uebelstände hinznweiscn, die
dringend der Abhilfe bedürfen. Diese Uebelständc be¬
stehen in der Ucberschwemmungdes Grenzmnrktes mit
ausländischen Agrarprodnkten. Es sind unhaltbare
Zustände, die sich an der Westgrenze unserer Provinz,
namentlich im Regierungsbezirk Aachen, entwickelt
haben, zum Unheil uud zum Fluche der Lnndwirtschaft
und der Gemüsebauer. Der Aachener Landwirt und
der Aachener Gemüsebauer waren Leute, die vor dem
Kriege auf der Höhe standen. Blühend war die Land¬
wirtschaft, und der Gemüsebauer lieferte seine Pro¬
dukte weit hinaus über die Grenzen des Regierungs¬
bezirks Aachen. Heute ist er verarmt, und er kann
der heillosen Konkurrenz, die ihm das nahe Ausland,
das an seinen Toren liegt, bietet, nicht begegnen.
Wollen Sie einmal die folgenden Zahlen mit anhören:
Der Import von Ciern in einem Jahre beträgt für
den Stadt- und Landkreis Aachen allein 2 Millionen
RM. (Hört, hört! rechts.) Nimmt man den Aachener
Industriebczirk hinzu, so beziffert sich diese Summe auf
!!X> Millionen RM. lErneutes Hört, hört! rechts.)
Die Eiufuhr nu Obst beträgt 1X> Millioueu RM, a«
Butter 2 Millionen RM, an Käse X> Million RM
und nn Gemüse l>5 Millionen RM. Hierbei sind die
Snmmcn für die Einfuhr von Fleisch nnd Kartoffeln
noch gar nicht berücksichtigt. Nimmt man die Gesamt¬
summe des Imports für diese beide» Kreise, so be¬
ziffert sie sich auf !N Millionen RM. Diese Summe
geht der Kcmfkrnft der Aachener Bevölkerung ver¬
loren. (Zuruf des Abgeordneten von Dctten: Hört,
hört!) Im Aachener Kontrollbczirk wohnen 1N^
Einzclparzcllcubesiher. Das sind Arbeiter, Kriegs¬
invaliden, Leute, die schwer um das Dasein kämpfe"'
Es ist ihnen aber nicht möglich, ihre Agrarprudukte
nn den Aachener Markt heranzubringen, eben wegen
dieser Invasion von Agrarprodnkten seitens des Aus¬
landes. Der notleidende Kreis Monschau, der nM
weit von Aachen gelegen ist, ist infolge dieser Invasion
gezwungen, seine Eier nach Köln und Mainz U"
seine Butter in das Nuhrgebict zu liefern. Die Folge
davou ist, das, die Preise auf dem Aachener Ma"
weit mehr gedrückt sind als in irgendeinem Teile de
Nheinprovinz. Welches sind die Ursachen dieser Über¬
schwemmung? Die Eiufuhr vou Belgien wird ^
fördert durch die güustigeu Valutaverhältnisse, «^
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Import von Holland dadurch, daß der holländische
Erzeuger nicht von den Lasten und den Steuern so
gedrückt wird wie der rheinische Produzent. (Hört,
hört! bei der Bauernpartei.) Dazu kommt folgendes:
Wer Holland vor dem Kriege gesehen und gekannt hat
und es heute wieder sieht, kommt aus dem Staunen
nicht heraus ob der Riescnfortschritte, die Kieses Land
auf allen Gebieten gemacht hat. Auf dem Gebiete der
Industrie hat es sich ganz gewaltig vom Auslande
emanzipiert, ebenso hat es auf dem Gebiete der Land¬
wirtschaft Fortschritte und Erfolge zu verzeichnen,die
geradezu staunenswert sind. Wer die 11 Provinzen
Hollands von Zceland im Südwestcn bis Friesland
und Groningen im Norden durchwandert, kommt aus
der Verwunderung nicht heraus über all die großen
unzähligen Gewächshäuser, die errichtet sind, und in
denen ein Gemüsebau sich vollzieht, der das Ausland
überschwemmt. Der Kölner und namentlich der
Aachener Markt wissen davon ein sehr unangenehmes
Lied zu singen. Gerade Aachen, das an den Toren
Hollands liegt, wird am schlimmstendavon betroffen.
(Hört, hört! bei der Wirtschaftspartei.) Wer sich von
der Schaffenskraft, dem Schaffcnssinn und der Tüchtig¬
keit der Niederländer überzeugen will, gehe nach
Boskoop und Aalsmecr, im früheren Haarlemer Meer
gelegen. Wer die schwimmenden Gärten von Aalsmeer
mit ihren reichhaltigen Erzeugnissen sieht, der steht als
Gartenbauer am Ziele seiner Wünsche. Dazu besitzt
die niederländische Landwirtschaft eine Organisation,
die geradezu einzigartig ist, uud die in Amsterdam ihre
Zentrale hat, die von Staats wegen gefördert wird,
wie selten in irgendeinem anderen Lande. Wie steht
gegenüber all diesem der Aachener Gemüsebauer und
Landwirt da? Aachen war während des Krieges Auf¬
marschgebiet. Die Heeressäulen zogen unausgesetzthin
und her durch das Aachener Gebiet. Alles, was der
Aachener Bürger aufbringen konnte, hat er gern und
freudig den hin- und herziehenden Truppe» gegeben,
(Zuruf des Abgeordneten I1l>. Schüler: Bravo!) Dann
kam eine zehnjährige Ncsatzungszcit mit all ihren
Drangsnlierungeu uud Schikanen, ihren Sorgen und
Nöten. Darauf folgte die Separatistengeschichte, tue
gerade in Aachen wüste Orgien feierte. Und als der
Aachener Gemüsebauer und Landwirt ganz geschwächt
war, kam die Inflation uud nahm ihm das Letzte.
Jetzt hat er nicht die Mittel, sich irgendwie die Ein¬
richtungen zu schaffen, wie es dem Niederländer und
dem Belgier möglich ist.

Dann wollte ich noch auf ein weiteres aufmerksam
machen, was die Aachener Landwirte uud Gemüse¬
bauern schwer bedrückt. Es ist folgendes: Den aus¬
wärtigen Gemüsebauern ist zwar der Markt msofern
verschlossen,als ihnen kein Gewerbescheinausgestellt
wird; aber'auf Bestellung hin kann er liefern. Dann
ist es, wie mir von autoritativer Stelle mitgeteilt
wurden ist - ich habe es schriftlichbei mir - dem

Ausländer möglich, auf t>em Aachener Markt einen
Stand zu erwerben. (Hört, hört! bei den National¬
sozialisten.) Kühleier werden, wie mir ebenfalls von
hoch angesehener Stelle geschrieben wurde, den ganzen
Winter hindurch als Frischeier sehr teuer verkauft, uud
die Aachener Bevölkerung läßt sich nicht davon ab¬
halten, sie zu taufen. Die Unkenntnis des Volkes über
die Qualität der Ware wird ausgenutzt bis zum
äußersten. Durch Sachverständigengutachten ist wieder¬
holt festgestellt worden, daß die ausländische Ware
keineswegsbesser und auch keinen Deut billiger ist als
die einheimische. Sie kennen alle — bie Geschichte
bestätigt es auf jedem Blatt — die Vorliebe des
Deutschen für das Ausland. So ist es auch mit den
ausländischenWaren.

Was kann hier geschehen? Zunächst muß dafür
gesorgt werden, daß technische Einrichtungeu geschaffen
werden. Der Landwirt muß auf dem Gebiete des Ge¬
müsebaues die Ginrichtungen treffen tonnen, wie der
Holländer und der Belgier sie in seinen Gewächs¬
häusern hat. Auf dem Gebiete der Geflügelzucht muß
es ihm möglich gemachtwerden, dafür zu sorgen, daß
er gesunde uud der Zeit entsprechendeGeflügelfarmen
anlegen kann. Ferner bedarf es einer gründlichen
Verbesserung der Nutter- und der Käseprodnktiun und
einer Organisierung des Frischmilchabsatzes. Sodann
inuh die Bevölkerung aufgeklärt werden, besonders die
Frauen, durch deren Hand 80 Prozent der gesamten
Produktion gehen.

Was kann der Staat, was kann die Provinz hier
tun? Der Herr Landeshauptmann hat uns in seiner
Gtatsrede gesagt, daß 4 Millionen für Geflügelhaltung
zur Verfügung stehen. Ferner hat er uns mitgeteilt,
daß 20 Millionen aus dem Westfonds für die Rhein-
Provinz zur Verfügung gestellt werden, uud zwar
IN Millionen zur Förderung und Organisierung des
Absatzes. Hier möchte ich die Bitte an die Provinz richten,
dafür Sorge zu tragen, daß die Grenzgebiete, und
zumal das notleidende Aachener Gebiet, in örster Linie
berücksichtigt werden. lZuruf des Abgeordneten
Di-. Stein: Sehr gut!)

Verehrte Damen und Herren! Der Weise von
Weimar hat in allgemeinem und höherem Sinne ge¬
sagt: „Wir alle leiden am Leben!" Dieser Ausspruch,
rein materiell gefaßt, paßt heute auf das ganze deutsche
Volk, namentlich aber auf die Grenzbewohner des
Aachener Bezirks. Eile tut Not! Möchte daher die
Prouinzialuerwaltung und durch sie der Staat und
das Reich Mittel und Wege suchen, um diesen be¬
drückendenZuständen ein baldiges Ende zu bereiten.
(Beifall bei der Wirtschaftspartci und rechts.)

Vorsitzenderv,'. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Der Nattonalfaschist Leh
hat einleitend ein Zitat von August Nebel gebraucht,
daß Religion und Sozialismus sich vertragen wie
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Feuer und Wasser. Er scheint aber die Werke Bebeis
nicht genug studiert zu haben. Seinerzeit, als Herr
Leh noch nicht die grosse Sendung in sich verspürte,
den marxistischenDrachen zu töten, hat August Bebel
auch schon etwas über seine Vorfahreil geschrieben.
Da schrieb er nämlich, das; der Antisemitismus der
Sozialismus der dummen Kerle ist. Das hat aller¬
dings Herr Leh nicht gewußt.

Wenn er sich hier aufspielt als Schützer der Klein¬
bauern und dabei die Kollcltivisierung in Sowjct-
rußland anführt, um zu beweisen,das; sie der Tod der
Bauernschaft ist, dann empfehlen wir ihm, sich eben¬
falls etwas in das Studium der Werke von Stalin
zu vertiefen. Vielleicht begreift er dann, warum die
ganze europäische Öffentlichkeit, soweit die Kapita¬
listen und Großagrarier in Frage kommen, so außer¬
ordentlich aufgeregt ist über die Kollcktivisicrung in
Sowjetrußland. lZuruf der Abgeordneten Frau Gsscr:
Sehr gut!) Man könnte das Zitat aus dem Kommu¬
nistischen Manifest heute variieren: „Ein Gespenst geht
um in Europa, das Gespenst der Kollektivisierung!"
(Bravo! bei den Kommuuisten) Dieses Gespenst der
Kollcttivisieruug hat alle Großagrarier, alle Profit¬
jäger, alle jene, die von dem Schweiß und dem Vlut
des Werktätigen Volkes leben, aus ihrer Ruhe auf¬
geschreckt,und mit Krnmmstab und Kutte, mit Panzer¬
kreuzern und Maschinengewehren möchte man das Ge¬
spenst der Kollettivisierung der Landwirtschaft in
Suwjctrußland bcschwöreu. Das ist Wohl auch der
Hauptgrund, warum besonders die Herren von der
schwarzen (5oulcur so betriebsam geworden sind, so
außerordentlich aktiv im Kampf gegen die Kommu¬
nisten und die „bolschewistischeGefahr" mit Nibcl
und Kruzifix beschwören wollen. Das haben schon
andere Leute mit wirksameren Mitteln versucht, zur
Zeit der Interventionskriege, als die Frage welt¬
historisch entschiedenwurde, ob die Revolution mar¬
schieren wi'rd, oder ob man sie aufhalten taun. Die
Geschichte hat ihr Urteil gesprochen. Auf einein
Sechstel des Erdballes herrscht heute der Sozialismus,
herrscht die Kollektivarbeit, herrscht die siegreiche
arbeitende Klasse! (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Bravo!) Und in der Vorahnung der Niederlage in
Westeuropa schreien heute die Großagrarier über
Stalins Kollettivisierung. Wir haben die feste Ueber¬
zeugung, daß auch in Westeuropa die Kolleltivisicrung
der Landwirtschaft, wie sie in Sowjetrußland besteht.
Schule machen wird, wie das Beispiel der russischen
Proletarier im Oktober 19!7 in Westeuropa Schule
gemacht hat und sich heute Millionen trotz der Ver¬
folgung, trotz Kerker, Zuchthaus und Massenmord an
unseren Führern zur Fahne Lenins, zur Fahne der
russischen Revolution bekennen.(Zuruf eines National¬
sozialisten: Zur Fahne des Hungers!» Da nutzt auch
das Geschrei der kleinen Geister aus dem uational-

sozialistischenLager nichts. Es haben schon andere
Leute versucht, dagegen etwas zu machen.

Wenn Sie, meine Herren, über die „Not der
russischenVancrn" sprechen, dann sagen wir Ihnen:
Kehren Sie erst einmal vor der eigenen Tür. Sorgen
Sie erst einmal dafür, daß die deutschenKleinbauern
eine LebcnseMenz finden. Ihre Presse schreibt hier
auf der ersten Seite in großen Schlagzeilen: „Die
Russen wollen die Bauern ausrotten!" Sie erdreisten
sich, unter Assistenz der abgeschobenensozialdemokra¬
tischen Regierung, 6 Milliouen für die ausgewiesenen
Kulakeu, für die Auswanderer zu bewilligen. Sie
selbst müssen aber cingestehrn, daß auf den deutschen
Dörfern die Landflucht der armen Bauern in größtem
Maße zunimmt. In einer Notiz aus dem „Düssel¬
dorfer Stadtanzciger" vom vorigen Sonntag, vom
6. April, aus Insterburg heißt es:

„In der letzten Zeit haben mehrere kleine Land¬
wirte aus dem Kreise Insterburg Haus und Huf ver¬
lassen, weil sie keinen Ausweg mehr aus ihrer ver¬
zweifelten Lage finden konnten! (Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder: Hört, hört!) Es handelte sich u. a.
um einen Siedler und einige kleine Besitzer."

Wir streiten aber den Großagrariern, den Ver¬
tretern der huudertprozeutigcn landwirtschaftlichen
Ausbeutung, das Recht ab, im Namen dieser tleiuen
Siedler zu sprechen- Sie sind es doch gewesen, die die
russischenSettenprediger, die Mcnnonisten, im Lager
Hammerstein verkommen ließen, welche auswanderten,
nicht, weil ihnen das Beten verboten, sondern, weil
sie als Kulakeu nicht mehr die Arbeitskräfte anderer
Proletarier ausbeuten konnten, weil die Sowjctregie-
rung es nicht duldete, daß es Kulaken gab, die Hun¬
derte und aber Huudcrte Landarbeiter ausbeuteten
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sehr richtig!) und
sich selbst einen guteu Tag machten- (Zuruf des Ab¬
geordneten Hantc: Ihr schmeißt alles durcheinander!)
Sie sind aus diesem Grunde, und nicht wegen Rcli-
gionsvcrfolgung, ausgewandert. Was habt Ihr, nach¬
dem Ihr von dieser Sowjethetzr den Profit geschöpft
habt, mit diesen Bauern getan? Ihr habt im Lager
Hammerstein M> Kinder dieser Kulaken einfach um¬
kommen lassen. (Zuruf der Abgeordneten Fräulein
Otto: Sehr richtig!) Ihr habt nichts getan. Die
N Millionen sind in die Taschen der Großagrarier und
der Bürokraten gewandert, und Ihr habt diese KulakeN/
die Ihr als Propagandamittel gegen die Sowjetunion
benutzt habt, im Elend verkommen lassen. Das ist das
„Christentum der Tat", so sieht es aus. Wenn solche
Leute dann davon reden, daß sie etwas für die Land¬
wirtschaft tun wollen, dann denkt man immer, daß sie
nur ihre eigene Tasche, ihren eigenen Geldsack >ni
Auge haben. (Zuruf des Abgeordneten Haate: WarM»
habt Ihr denn die Kollektivierung abgebremst?) Tne
Kollektivierung ist abgebremst wurden, weil hier eM
Kampf auf weite Sicht geführt wird, weil die russischen
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Arbeiter wissen, daß, wenn sie ein großes Gebiet er¬
obert haben, sie die Stellung halten und erst ausbauen
müssen. (Zuruf des Abgeordneten Duuder: Sehr
richtig!) Das entspricht der revolutionären Strategie
einer siegreichenKlasse. Daß den Nationalsozialisten,
die von Militärstrategie keine Ahnung haben, sondern
sich während des Krieges in der Etappe als Steig¬
bügelhalter des „Ritters von Charleville" betätigtcn,
dafür der Verstand abgeht, daß sich die Arbeiter
Sowjetrußlands im Kampfe um die Wirtschaft auch
mit militärischen Fragen befassen, das tonnen wir be¬
greifen. Das hängt natürlich von der Gehirn¬
substanz ab.

Noch ein Wort zu der Sowjethetze bezüglich der
Verfolgung der Religion. Die Zentrumspresse hat ja
auch die Anmaßung, die Frechheit besessen, den Fall
in Benrath mit den Kommunisten in Verbindung zu
bringen und den Kommunisten gegenüber die scham¬
lose Unterstellung auszusprechen, daß sie die Grab¬
schänder sein könnten. Dieselbe Presse erdreistet sich
auch zu schreiben, daß der Bischof von Perm wegen
seiner Ginstellung gegen das Sowjetregimc erschossen
worden sei. Dabei passierte diesen Pressekulaken —
anders kann man diese Leute nicht nennen — das
Malheur, daß derselbe Bischof von Perm einige Tage
darauf höchstselbst,in eigener Person, ein Dementi
au die westeuropäischeKanalpressc schickte, daß er sich
uoch wohl fühle uuter dem Sowjetregime und nicht
daran denke, ins „Jenseits" zu gehen, daß er von den
westeuropäischenKanalpressercdaktcureu schon dreimal
erschossenwurde, aber immer noch ganz gut dabei
weggekommenist.

Vorsitzender Nr Iarres: Herr Abgeordneter, ich
muß Sie zur Sache ruseu. Ich habe aus Ihren bis¬
herigen Ausführungen noch kein Wort zur Landwirt¬
schaft gehört, die zur Erörterung steht.

Abgeordneter Nohl (fortfahrend): Ich stelle fest,
daß diese Engherzigkeit gestern, als die Nationalsozia¬
listen sprachen, nicht in dem Maße zutage trat. Wir
sind aber bereit, auch auf die rheinische Landwirtschaft
lnnzngchen, um gegenüber den Rittern von Ar uud
Halm in der Landwirtschaft der Rheinprovinz zu be¬
weisen, daß sie nicht die Interesse» der werktätigen
Bauern vertreten.

Die kommunistischeFraktion hat eine Anzahl An¬
träge zum Handwirtschaftsetat gestellt. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Die murksen Sie doch jedes Jahr
au!) Sie hat beantragt, daß eine Summe von 1 Million
Nir Zinsuerbilligung eingesetzt werden soll, um Zinsen
für die Kredite der Kleinbauern etwas zu senken uud
>bre Lage zu erleichtern. Die Fraktion hat dabei in
allen ihren Anträgen festgelogt, »daß diese Beträge nur
an Kleinbauern gegeben werden sollen, die den Ertrag
einer Ackeinahrung im Jahre haben, die nicht mehr als
2 bis 3 Hektar Land 'besitzen, um diejenigen Lente aus¬
zuschalten, die darauf aus sind, von der Landwirt- >

schaftskammer Subventionen zu bekommen, während
sie selbst überhaupt keine Not leiden. Diese Anträge
sind in trauter Einheitsfront von der Socialdemokratie
bis zu den Nationalfaschistenabgelehnt worden. Das
ist die eine Seite der „Bauernsreundlichkeit" .dieser
Parteien.

Aber wir haben noch einige Feststellungenzu treffen,
die sich speciell mit der Entschließung der Zentrums-
frattion und der Arbeitsgemeinschaftbefassen.Die Zen-
trumsfrattion besitzt die Dreistigkeit, in einer Ent¬
schließung zur Lage der Landwirtschaft zu fordern, daf,
die Schwcincfleischpreise,durch Schutzzöllesoweit erhöht
werden müssen, daß es sich lohnt, Brotgetreide als
Schweinefutter zu Perwenden, Das fordert eine Frak¬
tion, deren Wähler zum grüßten Teil unter dem Ein¬
fluß der Kirche noch Zentrum wählen und sich aus Ar¬
beitern und Kleinbauern relrutieren, aus jenen 3UN M!
Arbeitern, ,die im Rheinland erwerbslos sind und zum
größten Teil nicht einmal das trockene Brot haben.
Und die Leute, die angeblich „Arbeitervertretcr" sein
wollen, die den christlichen Arbeitern vorschwindeln, sie
wollten ihre Interessen im Parlament vertreten, ver¬
langen, daß das Brotgetreide an die Schweineverfüttert
wird, damit die Arbeiter, vom Hunger gepeitscht, in
die Betriebe gehen, sich dort zu Hungerlöhnen anbieten
und zu Lohndrückernwerden. Das ist die wahre Politik
der Zcntrumsfraktion, wie sie hier zum Ausdruckkommt.

Nun ein Wort zu der Schutzzollpolitik, die die
Sozialdemokratic hier angeführt hat. Herr Gerlach hat
behauptet, die Sozialdemokraten hätten nur einmal die
Todsünde begangen, gleitende Zölle und ein Agrar-
programm mitzuschasfen. Er sagte dann weiter, wir
sollten den Beweis dafür erbringen, daß durch diese
Agrarpolitik der Sozialdemokratie die Rcallöhne ge¬
senkt worden seien. Der Beweis kann erbracht werden
durch die Statistik des Neichsamtes über Löhne und
Gchältcr. Darin wird ausgeführt, daß seit dem Oktober
1929 infolge der Schutzzollpolitik, infolge der hohen
Zölle der Neallohn um 13 Prozent gesenlt wurde, Wo
sind aber die Gewerkschaftsführer geblieben, die dafür
eiutrcten mußten, daß diese 13 Prozent auf die Löhne
draufgeschlagcnwurden? Wir stelle» fest, daß die Suzial-
demokratie und die Gewertschaftsbürotratie alles getan
haben, um eine Lohnerhöhung zu verhindern, ,um die
Kapitalbildung der Trustherren zu stärken, um sich
durch diese arbciterverräterische Politik die Minister¬
sessel zu sicher». Das ist die praktische Politik der Sozial¬
demokratie gewesen. Wenn jene Leute heute eine
Scheinattackegegen! Hugenberg uud Brüniug reiten,
dann sagen wir ihnen: Die Sozialdemokratic ist es ge¬
wesen, >die dieses Programm erst ausgestellt hat, die
dieses Bett, in dem jetzt Hugenberg und Brüning Hoch¬
zeit feiern, erst gemachthat. Das ist in Wirklichkeitdie
Politik der Sozialdemokratie in der Regierung der
großen Koalition gewesen. Und wenn die Sozial¬
demokraticnicht aus den Ministersesselnherausgeflogen
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wäre, dann würde sie auch die Schutzzollpolitik von
Hugenberg, Brüning und Schiele mitgemacht haben.
Ich stelle objektiv fest, daß die sozialdemokratischen
Minister bereit waren, das Steuerdeckungsprogramm
von Hugenberg und Schiele durchzuführen, das; die
Sozialdemotratie bereit war, die Arbeitslosenversiche¬
rung weiter abzubauen, daß Severing und Hermann
Müller in der entscheidendenKabinettssitzung gesagt
haben: Wir sind bereit, auch das noch zu tun, um die
große Koalition im Interesse der Gesamtheit des Vol¬
les nicht hochfliegen zu lassen. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Unsinn!). (5s waren die Deutsche Volks-
partei und das Zentrum, die erklärt haben: „Wir
brauchen euch nicht mehr!" Sie haben der Sozialdemo¬
tratie den Fußtritt gegeben für die Hentcrsdicnste, die
sie an der Arbeiterschaft begnügen hat.

Wenn Äie Herren vom Zentrum hier davon sprechen,
daß die Not der Kleinbauern groß ist, dann unter¬
schreibenMir das, obgleich wir dabei gleichzeitig sagen
müssen, daß die Not der Arbeiterschaft im Rheinlande
und bei den 300 000 Erwerbslosen zum mindesten ge¬
rade so groß, wenn nicht noch größer ist. Wir beschran¬
ken uns dabei aber ausdrücklich auf die Feststellung, daß
hier nur die Kleinbauern in Frage kommen. Aber die
Herren vom Zentrum, die die Anträge für die Land¬
wirtschaft hier stellen, denken dabei nicht an die Klein¬
bauern, sondern sie denken dabei an die paar Groß¬
bauern, die in der RhcinproUinz noch über die Klein¬
bauern herrschen. Die Verschuldung unter den Klein¬
bauern ist so weit fortgeschritten, daß «0 Prozent aller
Kleinbauern vollständig verschuldetsind, daß die Schul¬
denlast pro Hektar 280 bis 300 NM in der gesamten
Nhcinprovinz beträgt. Die 2^ Milliarden Zinseil kenn¬
zeichnen am besten die Zinsknechtschaft,unter der die
Kleinbauern der Rheinprovinz feufzen. Es ist,schun so,
daß die Kleinbauern, wenn sie l0 und 12 Stunden Pro
Tag auf ihrem Acker arbeiten müssen,kaum 20 Pfennig
Stundenluhn verdienen; so schlecht werden sie bezahlt
für ihre Produtte. Aber daran ist nicht die Arbeiter¬
schaft schuld, sondern daran ist schuld die Großindustrie,
das Großkapital, das den Arbeitern solche Hungerlöhne
zahlt, daß sie nicht imstande sind, die Produkte der
kleinen Landwirte: Eier, Brot, Fleisch, Gemüse und
Kartoffeln in dem Maße zu konsumieren, wie es zur
Erhaltung der Familie notwendig ist. Die Schuld liegt
also nicht an den Arbeitern, sondern an den Groß¬
agrariern. Hier muß man feststellen,daß gerade das
Zentrum durch die Wucherpolitit, durch die Schutzzoll¬
politik die Grundlage für die Erhöhung der Lebcns-
mittelpreise logt- Selbst der „Stadtanzeiger" muß in
der heutigen Nummer schreiben, daß durch diese Schutz¬
zollpolitik der Negierung Schiele-Brüning die Lebcns-
mittelpreise in den Städten gewaltig in die Höhe
schnellen werden. Er schreibt dann weiter: „Das wäre
schlichlichalles noch zu ertragen, wenn man nur wüßte,

daß die geplanten Maßnahmen auch sorgfältig darauf
zugeschnittenwerden,den bäuerlichen Besitz, den Mittel-
und den Kleinbauern zu schützen."

Jawohl, die Anträge der Kommunisten sind darauf
zugeschnitten, die Interessen der Klein- und Mittel¬
bauern zu wahren. Aber die Anträge der Zentrums¬
fraktion, der bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft und der
übrigen Fraktionen, außer den Kommunisten sind
darauf zugeschnitten, den Mittel- und Kleinbauer zu
betrügen und den Großagrariern die Taschenzu spicken.
So sieht ihre Politik in der Praxis aus.

Die Zentrumspartei hat bereits im Jahre l927
durch die Hochschutzzollpolititallein an Schweineflcisch-
zöllen 100 Millionen in die Taschen der deutschen Groß¬
agrarier gespielt. Wir wollen dabei nicht vergessen,daß
die Sozillldemokrntie es gewesen ist, die vor dem Ab¬
gang der Bürgerblockregierung im August 1027 durch
die Zustimmung zu dem 300-Millionen-Notprogramm
der Landwirtschaft erst die Basis für den ungeheuren
Zollwucher schuf, und daß es die Sozialdemokratie ge¬
wesen ist, die, bis sie den Fußtritt bekam, für alle
Schutzzollforderungen der Zentrumspartei und der
Deutschnlltionalen eingetreten ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Gerlllch: Dabei haben die Deutsihnationalcn
unsere Anträge abgelehnt!) Das möchte jetzt die Sozial¬
demokratie durch einen Scheinraditalismus vor den
Wählern verbergen. Sie hat Angst, sich vor den Wäh¬
lern verantworten zn müssen. Aber Nur Kommunisten
stellen im Interesse der Objektivität und der geschicht¬
lichen Wahrheit fest, daß es die Sozialdemokratie war,
die immer zum Henker des arbeitenden Volkes ge¬
worden ist und die alles getan bat, um die Diktatur des
Trust-Kapitals und der Bürgerblockvegierung vorzu¬
bereiten. Das ist die HistorischeMission der Sozial¬
demotratie, und das wird die historische Mission der
Sozialdemotratie bleiben bis zu dem Augenblick,wo die
Klassengegensätzesich so zuspitzen, daß die Bourgeoisie
ohne die Agenten des Kapitals nicht mehr auskomme»
kann und sie wieder in die Regierung hineinnimmt
(Zuruf des Abgeordneten Kurth: Sie schwätzen sich was
zusammeu!)

Die jetzige Politik, die auch hier in den Anträgen der
Zentrumspartei vertreten wird, bewirkte, daß die
Roggenpreise, die in kuuzer Zeit nn der Berliner Nörse
um 55 Prozent gestiegen sind, nach der neueren Schutz¬
zollvorlage der Regierung, die heute entschiedenwerden
soll, um 30 RM pro Tonne gesteigert werden, daß die
Futtermittelpreisc ebenfalls durch die neuen Zölle
steigen. Diese Futtermittelzölle sind es gerade, die den
Kleinbauer ruinieren. Es ist kein Zufall, daß nach
einer Notiz der „Welt am Montag", also einer ganz
unverdächtigen Quelle, der Qldenburgische Landtag
unter Zustimmung der Zentrumsfraktion am !. April
eine Entschließung gefaßt hat, in der die sofortige Auf¬
hebung der Futtermittelzölle gefordert wird, weil sie
die kleinen Landwirte ruinieren. Das zeigt die Dcma-
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llogie der Zentrumspolitik: Im OldenburgischenLand¬
tag verlangen Sie im „Interesse" der rebellierenden
Kleinbauern Aufhebung der Futtermittelzölle, und in:
RheinischenProvinziallandtag verlangen Sie im Inter¬
esse der Herren Lüningk und von Loö eine Verschär¬
fung der Schutzzollpolitik.Dieses Doppelspiel muß vor
den christlichen Arbeitern gebührend aufgezeigt werden.

Wenn wir aber erkennen wollen, wie die „not¬
leidenden Landwirte", die hier im Provinziallandtag
austreten, aussehen, dann müssen wir uns einmal das
Einkommen des „hungernden Landwirtes" von Lüningt
betrachten, des Leiters der Landiuirtschaftstammer.
Dieser Mann hat nach den Statistiken der Landwirt-
schaftskammcr in den letzten Jahren 10 NUN RM Pro
Jahr ^s Aufwandsentschädigung bekommen (Zuruf
des Abgeordneten Duuder: Hört, hört!), M,U NM Ver¬
gütung von der Saatlartoffelftelle der Landwirtschafts-
tammer, 10UU0 RM Wohnungsgeldzuschuß und 12 0»!)
NM Tagegelder uud Spesen. Also insgesamt IN «00
NM bekommtdieser „notleidende Landwirt", in dessen
Schlepptau die Zentrumssraktiun läuft. (Zuruf des
Abgeordneten Duuder: Alles Nebenverdienst,ohne das,
was er sonst noch hat!) Natürlich, das find nur die
Taschengelder; dazu kommen noch die ungeheuren Ein¬
künfte vom Rittergut und die sonstigen Nebencinnah-
men, die dieser Ritter von Ar und Halm jedes Jahr
bekommt. (Zuruf des Abgeordneten Duuder: Das sind
die NachfolgerChristi, der nicht wußte, wo er sein Haupt
hinlegen sollte!)

Aber es gibt auch sonst noch einige Kulateu, die es
ebenfalls sehr gut verstehen, auf Küsten der hungernden
Bauern der Nhcinpruvinz sich Gelder hercinznschnrrcn,
so der Pastor vom Emblem (Zuruf des Abgeordneten
Duuder: Der Vertreter Gottes auf Erden!) Er wird
°em Zentrum wohl gut bekannt sein. Er hat nicht
weniger als 42 Morgen Ackerland, die er an 28 Pächter
untervermietet. Er hat den Pachtpreis von 1200 Mark
Vro Morgen im Jahre 1911 auf 520N RM insgesamt
nestrigert «Zuruf liuks: Unerhört!), also das Vier- bis
Fünffache. Solche Wucherpachtenbringen allerdings
°er Kirche allerhand ein, und man kann es verstehen,
baß die Kirche gegen Sowjctrußland hetzt; sie hat
"Ngst ,daß sie diese materialistischen Unterlagen ihrer
..religiösen" Auffassung sehr vermissen wird, wenn die
Bolschewistenauch in Deutschland einmal dazu über-
llehen werden, das Land, das man in Jahrhunderten
den Arbeitern und Kleinbauern geraubt hat, der All-
aemeinheit wieder zuzuführen (Zuruf des Abgeordneteu
Binder: Sehr richtig!), und diese Wuchcrpachtcnver¬
schwinden. Es muß doch im Interesse der objektiven
Wahrheit festgestellt 'werden, das, es die Kirche gewesen
ist, die die Ketzerverbrennung und die Her,en,uerfolguug
N'cht allein im Interesse ihrer religiösen Auffassung
'durchgeführt, sundern sie systematisch dazu benutzt hat,
um Länder zusammcnzuräubern, um sich das Fuuda-
weut für ihre Weltherrschaft zu schaffen. Aber dieses

Kapitel der Religionsgeschichtemöchten die Herren vom
Zentrum nicht gerne aufgeschlagen habeu, denn das
würde bedeute», daß ihre ganze Demagogie in der
Rußlandhetze offen zum Ausdruck käme und allen Gläu¬
bigen sichtbar würde. Deswegen schimvfen sie, deswegen
lassen sich sogar die Stellvertreter Ehristi im Provin¬
ziallandtag duzn hinreißen, zu erklären: wenn unsere
Kirche, d. h. unser Grundbesitz, unsere Prusitwirtschast,
angegriffen wird, dann sind wir bereit, sie sogar mit
dem Revolver gegen die Bulschewistenzu verteidigen,
um wortwörtlich die Aeußerungen des Herrn Pfarrers
von Itter in der gestrigen Sitzung des Provinzialland-
tages noch einmal zu wiederholen. Jawohl, die streit¬
bare Kirche hat es seit jeher verstanden, ihren Profit
zu verteidigen. Sie hat es auch in der russischen Revo¬
lution verstanden, und die russischenArbeiter habeil
darauf die Autwurt gegeben,daß, wenn die Geistlichen
sich in Dinge mischen, die mit Religion nichts zu tun
haben, sondern im vitalsten Interesse der Millionen der
Ausgebeuteten liegen, sie unter den Begriff der „Konter¬
revolutionäre" fallen (Zuruf des Abgeordneteu Duuder:
Sehr gut!) und dann in die Kategorie eingereiht wer¬
den, in die auch die deutschen Militaristen 1911 die bel¬
gischen Franktireur-Geistlichen eingereiht haben.

Wir haben vorgeschlagen,die Summen, die für die
Zinsvevbilligungsaktiun, für die Meliorationen und
FluKregulierungcn im Interesse der Kleinbauern not¬
wendig sind, durch Streichungen an verschiedenen
Etatspositionen zusammenzubringen. Das ist abgelehnt
worden. Wir wollen im Interesse der kleinen Land¬
wirte die Summen für Meliorationen, Flußregulie¬
rungen usw. so verteilt haben, daß sie nicht den Groß¬
bauern in die Tasche gesteckt werden. Wir wissen z. N,
aus der Praxis der Niersregulicrung, daß dort die An¬
lieger, die das versumpfte Land am Flußlaus den Klein¬
bauer» verpachtet habeu, die Zuschüssein die Tasche
gesteckthaben, während die Leute, die das versumpfte
Pachtland am Flußlauf haben, die gesamten Anlieger-
kostcu bezahlen mußten. So werden die Kleinbauern
um das Geld betrogen, das man hier im Provinzial¬
landtag mit einer Geste für die „notleidende Landwirt¬
schaft" bewilligt. Auch das muß hier einmal festgestellt
werden.

Unser Standpunkt ist der — das sagen wir ganz
offen —, daß die Kleinbauern niemals aus ihrer Not¬
lage herauskommen können, wenn sie sich weiter von
den Grußagrariern, den Großausbcuteru ins Schlepp¬
tau nehmen lassen. Eine Besserung kann für sie nur
eintreten, wenn sie sich Verbündenniit dem Proletariat,
mit den Millionen Massen der Ausgebeutete», die weder
Ar noch Halm, Nieder Haus noch Hos besitzen, die nicht
einmal eine Mansarde haben, sondern als überflüssiges
Menschenmaterial in Baracken uud Eisenbahnwaggons
gesteckt werden. Wir sagen den Kleinbauern: Nicht eher
wird eure Lage gebessertwerden, als bis wir durch den
proletarischen Machtkampsznr Kunfistatiuu des Groß-
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grundbesitzes übergehen. Wenn sie dafür sorgen, daß
die gesamte landwirtschaftlicheGroßindustrie vergesell¬
schaftet und sozialisiert wird, und die Grundrente, ,die
Pachtrente wegfällt, dann können auch die Kleinbauern
auf ihrem Lande wirtschaften. Wir sagen natürlich den
Bauern, das; sie sich noch besser stehen werden, wenn sie
zur Kollektivierung übergehen, wenn sie ihre Keinen
Parzellen zu einer gemeinsamen Bewirtschaftung zu¬
sammenwerfe!',um die Kosten für bie Inbetricbhaltung
der Wirtschaft herabzusetzen. Wenn ,die Großindustrie
den Kommunisten deshalb zum Vorwurf macht, daß sie
das Individunleigentnm aufhebenwollen nnd den Klein¬
bauern barum die Kollektivierung predigen, dann
fragen Mir die Herren Silverberg <K (5o., die hier sitzen,
einmal:

Haben Sie danach gefragt, ob die Kleinindnstricllc»,
die Kleinfabrikllnten damit einverstanden waren, wenn
Sie ihre Aktien aufgetauft, wenn Sie durch eineu
Monopoltampf bie ganzen Fabriken stillgelegt und diese
kleinen Fabrikanten ins Proletariat geschlendert haben?
Da haben Sie nicht geschrienüber die Sozialisierung,
über die „Verbrechen der Kollektivierung". Da haben
Sie geschrien: „'Rationalisierung ist notwendig im
Interesse der Weltgeltung der deutschen Volkswirt¬
schaft" — jawohl, der internalcn Profitjäger. Wir aber
sagen: Kollektivierung ist notwendig im Interesse der
proletarischen Wcltreuolution, am Interesse der For¬
mierung der Millionenarmee,der Arbeiter und Bauern,
Kollektivierung ist notwendig zur Abwehr der imperia¬
listischen Kriegshetzer. Kollektivierung ist notwendig,
um bie Proletarier zusammeuzuschwciße»zum Kampf
gegen die Ausbeuter, Darum geht unser Ruf an die
Proletarier und bie Kleinbauern aller Länder, beson¬
ders an die Kleinbauern »der Rheinprovinz, über die
Köpfe dieses Parlaments, bas ja nur einen historischen
Geschichtsabschnittin der Versumpfung des deutschen
Parlamentarismus widerspiegelt, hinweg, sich zusam¬
menzuschweißenmit den Proletariern und die Finanz¬
beamten bcs Großkapitals aus ,den Ausbeutuugsstätteu
hinauszujagen. Wir wollen die Proletarier uud die
Klmibaucrn unter der roten Fahne sammeln zum
Kampf gegen alle Ausbeuter, ob sie in der schwarzen
Kluft stecken oder den Hahncnschwanzam Hute tragen.
(Lauter Beifall bei den Kommnnisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres : lts ist ein Antrag auf
Schluß ber Besprechung eingegangeu. (Bravo!) Der
Antrag 'bedarf der Unterstützung von 10 anwesenden
Abgeordneten. Ich frage, ob bie Unterstützung vor¬
handeil ist. — Das ist der Fall. Es sind noch WM Wort
gemeldet die Herren Albertz, Dr. Schüler und Tenhaeff.
Die Fraktionen, denen diese Herren Abgeordneten an¬
gehören, sind bereits in der Besprechung znm Wort ge-
lommen. Der Antrag auf Schluß der Besprechung ist
also zulässig. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag
auf Schluß der Ncsprechuug siud, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. Die Besprechung ist geschlossen.

Das Wort zu einer persönlichen Bemerkung hat
Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Herr Dr. Key hat aus
der Tatsache, daß ich nicht in der Nächelsgasse verkehre,
sondern im Wartesaal I. und 11. Klasse, Essen, Haupt¬
bahnhof meine Mahlzeiten einzunehmeil Pflege, den
Schluß gezogen, bnß ich ein schlechter Kommunist sein
müsse. (Zurufdes Abgeordneten Haake: Die sind alle
schlecht! Antwort des Abgeordneten Dunder: Ihr wißt
ja selber nicht, was Ihr wollt!) Daß ich dort Verkehre,
weiß er von seinem Frattionsgenossen Terbuven, der
dort auch Stammgast ist. (Heiterkeit.)

Uebrigens bin ich i» Mnetn Alkohol fast völlig ab¬
stinent, nicht aus besonderer Tugendhaftigkeit, sondern
weil ich ben Alkohol nicht vertrage, Herr Leh verträgt
den Alkohol auch nicht, trotzdem liebt er ihn glühend.
(Heiterkeit.)

Der Wartesaal I. und II. Klasse in Essen ist kein
Lnrusrestaurant. (Sehr richtig! im Zentrum.) Herr
Leh sollte mit derartigen Andeutungen vorsichtig sein.
Er selbst weiß den Wert eines luxuriösen Lebens sehr
zu schätzen. Beweis: Oeffentliche Versammlung in
Saarbrücken im Gustav-Adolf-Hans.

Borsitzender I),'. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
muß Sie uuterbrecheu. Das ist leine persönliche Be¬
merkung. Sie greifen an und weisen keine Angriffe
zurück.

Abgeordneter Renner: Nun ja, ich weiß den Wert
eines luxuriösen Lebens nicht so sehr zu schätzen wie
Herr Dr. Leu, der iu einer Versammlung in Saar¬
brücken ausdrücklichgesagt hat: Es >ist doch herrlich, als
Reichstagsabgeordueter von Nord nach Süd, von Ost
nach West durch ganz Deutschland, in ein weiches Polster
gelehnt, auf der Eiseubahu fnhreu zu können.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zn einer persönlichen
Bemerkung Herr Abgeordneter Dr. Ley.

Abgeordneter Dr. Lei,: Meine Damen und Herren!
Herr Renner hat in den Tagen seines Hierseins seinen
politischeu Kampf gegen mich immer mit derartigen
Geistesblitzen, und zwar stets mit denselben, mit dem
Zuruf: „Kirschwasscr"oder sonst was geführt. (Zuruf
des Abgeordneten Stcmbüchel: Oder lNächelsgasse!)
Herr Renner hat bann bas Märchen vorgetragen, wes¬
halb seinerzeit die „Sozialistische Republik" schon ver¬
urteilt worden ist, und zwar hat damals die „Sozia¬
listische Republik" öffentlich erklären müssen, daß an
diesem Märchen von ber Nächcls- und WeMüttengasse
lein wahres Wort sei. (Zuruf des Abg. Dunder: Es
war also nicht die Nächelsgasse, sondern eine andere
Gasse!)

Meine Damen und Herren! Herr Nenner hat dann
eben gesagt, daß er fast abstinent wäre. Ich hoffe, daß
er nur an dieser einen Kinderkrankheit leidet, baß er
nicht noch eine weitere hat. Ich fürchte aber, daß "'
den Rat Frl. Ottos annehmen und sich ein neues Ge-
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Hirn einbauen lassen muß, (Zuruf des Abgeordneten
Dunher: Das war sehr schwach!)

Vorfitzender Dr. Iarres: Wir kommenzur Ab-
stimm,ung. Zur Abstimmung Herr Abgeordneter
Dunder.

Abgeordneter Dunder : Bei der Schnelligkeit, mit
der gestern hier geritten wurde, waren wir leider nicht
in der Lage, bei einem Punkte das »vorzubringen,was
ich jetzt sagen will. Ich beantrage, daß bon Puukt 2 bis
einschl.22 getrennte Abstimmung vorgenommen wird.

Vorsitzender llr. Iarres: Es ist getrennte Ab¬
stimmungbeantragt. Ich lasse zunächst über die laufende
Nr. 2 abstimmen. Ich bitte diejenigen, die für den An¬
trug »des V. Fachausschussessind, sich zu erheben. Das
ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Ebenso zu Nr. 3. Wer für diesen Antrag des V. Fach¬
ausschusses ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit.

Ich rufe die einzelnen Nummern auf: Nr. l. — Das
ist die Mehrheit. Nr. 5>. — Auch das ist d!ie Mehrheit.
Nr. 6. — Dieselbe Mehrheit. Nr. ?. — Desgleichen Nr. ß.
— Desgleichen. Nr. 9. - Desgleichen. Nr. 10. (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: So kann das doch nicht
gehen!) Selbstverständlich kann das so gehen, es wird
auch weiter so gehe». Nr. 10. — Dieselbe Mehrheit.
Nr. ii. ^ DieselbeMehrheit. Nr. 12. — Dieselbe Mehr¬
heit. Nr. 13. - DieselbeMehrheit. Nr. 1l. - Dieselbe
Mehrheit. Nr. 15. — Das gleiche. Nr. 1«. - Des-
Nlcichcn.Nr. 17. —Desgleichen. Nr. 18. —Desgleichen.
Nr. 19. — Desgleichen. (Zuruf des Abg, Simon: Nr. 19
nicht desgleicheu!) Nicht genau das Gleiche, aber die
Mehrheit des Hauses ist auch bei Nr. 19, wie ich aus¬
drücklich feststelle, für die Annahme des Antrages des
V. Fachausschusses.Nr. 20. — Hier gilt dasselbe.

Nun lasse ich über Äen Antrag der «ommuuistifchcu
Fraktion nach der positiven Seite hin abstimmen,damit
etwas mehr Bewegung ins Haus kommt. (Heiterkeit.)
Ich bitte diejenigen, die für den Antrag der kommu¬
nistischenFraktion unter Nr. 21 sind, sich zu erheben.
— Das ist die Minderheit. Der Alltrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für die Entschließung
der Fraktion des Zentrums, der Arbeitsgemeinschaft,
der Wirtschaftspartei und der Fraktion Christlicher
Volksdicnst und Bauernpartei zur Nage der Luudwirt-
schaft (Drucksache 152) sind, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit. Die Entschließung ist angenommen.

Damit sind die Punkte 2 bis 22 erledigt.
Zur Geschäftsurduuug Herr Abgeordneter ».

Schüler.
Abgeordneter »..Schüler: Ich bedauere,daß über

die einzelnen Punkte nnd nicht über die einzelnen Ab¬
schnitte abgestimmt worden ist. Unter Nr. 1l find eine
llanze Reihe von verschiedenen Puukten, über die
»»einer Ansicht nach einzeln abgestimmt wcrdeu mußte,
ebenso unter Nr. 2.

Borsitzender Dr. Iarres: Es stand nichts im
Wege, einen folcheu Antrag zu stellen. Er ist jedoch
während der Abstimmung nicht gestellt worden. In¬
folgedessen war ich berechtigt, über die einzelnen
Nummern abstimmen zu lassen.

Meine Damen und Herren! In der Tagesordnung
ist ausdrücklichauf den 8 16, Abs. 3 der Geschäftsord¬
nung aufmerksam gemacht worden, wonach der Vor¬
sitzende Gegenstände der Tagesordnung, zu denen nach
Ablauf einer Stuude nach Beginn der Sitzung keine
Wortmeldung mehr vorliegt, außer der Reihe znr Be¬
schlußfassungstellen kann. Niese Voraussetzung trifft
zu auf die laufenden Nummern 3 2 und 3 7. Ich stelle
diese Anträge zur Besprechung. Ich frage die Herren
Berichterstatter, ob sie das Wort wünschen,zunächst zu
Nr. 32. (AbgeordneterVielhabcr: Ich verzichte!)Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Ich bitte dann diejenigen,
die für den Antrag des I. Fachausschussesauf Ableh¬
nung sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es
ist so beschlossen.

Zu Nr. 37 frage ich, ob der Herr Berichterstatter das
Wort wünscht. (Abgeordneter 1)^. Hartmann: Ich ver¬
zichte!) Das ist nicht der Fall. Auch fönst liegen Wort¬
meldungen nicht vor. Ich bitte dann diejenigen, die
für den Antrag des l, Fachausschussesgemäß Druck¬
sache 1«0 siud, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.
Diese Vorlage ist ebenfalls augenommeu.

Ich habe dann davon Mitteilung zu machen, daß der
Aeltestenrat in seiner heutigen Sitznng beschlossen hat,
den Antrag der Fraktion Ehristlicher Volksdicnft und
Bauernpartei, betr. Heilighaltung des Karfreitags und
Fronlcichnamstngs in Orten mit gcmischttonfcssioneUcr
Bevölkerung, de» damit verbundene!! Antrag der Frak¬
tion Ehristlicher Voltsdieust und Bauernpartei, be¬
treffend religiöse Veraustaltuugen im Rundfunk, sowie
den damit verbuudeucn Autrag der Zentrumsfraktion
nicht auf die Tagesordnung zu setzcu, weil er iu Ueber¬
einstimmung mit dem I, Fachausschußder Auffassung
ist, daß diese Angelegenheitennicht zur Zuständigkeit des
Anndtnges gehören. Nach ß 12 Abs. 2 der Geschäfts¬
ordnung taun entsprechenddiesem Beschlusse des Ael-
testeurates der Antrag gestellt werden, die Punkte doch
auf die Tagesordnung zu setzen. Der Autrag muß von
10 Abgeordneten unterstützt werde». Gin solcher An¬
trag ist hier eben, eingelaufen. Er geht dahin, das Haus
möge seine Zuständigkeit nusfprcchcn und den Punkt
— so darf ich den Antrag wohl auffassen—, noch nach¬
träglich auf die Tagesordnung setzen. Ueber diesen An¬
trag hat das Plenum zu entscheiden.Die Punkte wer¬
den auf die Tagesordnung gesetzt, wenn die Mehrheit
des Haufes sich dafür ausspricht. Ich bitte, nunmehr
abzustimmen. Ich bitte diejenigen, die der Auffassung
der Antragsteller sind und diese Punkte auf die Tages¬
ordnung gesetzt haben wollen, sich zu erheben. (Zuruf:
Das ist die Minderheit! Zuruf des Abgeordnetem Hanke:
Das Zentrum stimmt gegen seinen eigenen Antrag!)
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Ich bitte die Herren Abgeordneten, Platz zu nehmen,
und diejenigen, die nicht stimmberechtigtsind, sich aus
dein Saale zu entfernen. Ich bitte nochmals diejenigen,
die fürden Antrag sind, «diese Punkte auf die Tages¬
ordnung zu setzen, sich zu erheben. — Das Büro ist
darüber einig, "daß jetzt die Minderheit steht. Wird
Gegenprobe verlangt? (Zustimmung.) Dann bitte ich
diejenigen,die gegen diesen Antrag sind, sich zu erhebe»,
(Zuruf des Abgeordneten Haate: Gin großer Riß ini
Zentrumsturm!) Das Büro ,ist «darübereinig, daß jetzt
die «Mehrheitsteht. Der Antrag, 'diese Punkte noch auf
die Tagesordnung zu setzen, ist damit abgelehnt.

Im «Sinne «der mir zu «Beginnder Sitzung erteilte!!
Ermächtigung bitte ich, den Antrag des 1. Fachaus¬
schusses zu «dem Autrage der Wirtschaftspartei, betreffend
Auswertung «der Sparguthaben (Drucksache150) noch
als Nachtrag auf die heutige Tagesordnung setzen su
dürfe». Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Es ist
so beschlossen,

Ich mache darauf aufmerksam, daß um 12 Uhr «die
Besprechung unterbrochen wird, um die Wahlen vor¬
zunehmen.

Wir kommen zu den verbundenen Punkten 2 3
bis 2U.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter !),'. Lehr.
(Zuruf: Verzichtet!) Es steht nichts im Wege, diese
Punkte schon zu erledigen, die Wahl Wirb nachher vor¬
genommen.

Wird zu Punkt 23 das Wort «gewünscht? -- Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hanke.

Abgeordneter Haake: Zu der laufenden Nr. 25>,
bei der es sich um die Neubesetzung der Stelle des
Leiters der Iugendwoblfnhrt in der Nheinprovinz han¬
delt, hat die Wirtschaftspartei einen Antrag eingebracht,
diesen Posten zu sparen.

Wir Nationalsozialisten stehen auf dem Standpunkt,
daß ganz besonders an den höheren Ncamtenposten im
Reiche und im Staate gespart werden kann. Wir Natio¬
nalsozialistenhaben diese Spnrpolitik »vor allen Dingen,
in Thüringen durchgeführt, wo der nationalsozialistinhe
Ttaatsministcr Dr. Frick (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: sich seine Pension gesichert hat!) dafür gesorgt
hat, daß dort mit dem Abbau der höheren Minlsterial-
bcamten, die nicht auf Grund ihrer Sach- und Fach-
teuntuis, uicht auf Grund ihrer Leistungen und ihrer
Tüchtigkeit, sondern lediglich nnf Grund ihres Partei¬
buches «feit U»1« in diese «Stellen hineingekommen sin«d,
ein Anfang gemachtwirb.

Wir Nationalsozialisten sind allerdings in diesem
Falle der Meinung, daß der Posten des Leiters der
Abteilung Ingeudwohlfahrt 'im Rheinland außer¬
ordentlich bedeutungsvoll 'ist, und z«war darum, weil
eine gesunde und starke Iu«gend, ein «gesundes und
starkes heranwachsendesGeschlecht bns wertvollste Gut
eines Volles und einer Nation ist.

Die Ausführungen des Landeshauptmanns Horion
im Fachausschuß, besonders die Bekanntgabe «der von
ihm eingeholten Referenzen, haben uns davon über¬
zeugt, daß es sich in diesem Falle um einen Herrn han¬
delt, der bestimmt die notwendige Sach- und Fach-
tenntnis zur Bekleidung dieses Postens hat. Wir
Nationalsozialisten legen Wert darauf, daß auch «diese
Stelle nicht nach dem Parteibuch, sondern nach den
Fähigkeiten und Kenntnissen des betreffenden Herrn
beseht wird. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Letz: Sehr
gut!) Des weiteren wissen 'wir, daß «der vorgeschlagene
Herr bisher politisch recht wenig in die Erscheinung ge¬
treten ist. Wenn allerdings der Herr Landeshauptmann
im Fachausschußerklärte, daß der vorgeschlageneHerr
dem linksgerichteten Zentrumsflügel angehöre, so war
uns das, wie mein Freund Dr. Leb. bereits ausführte,
darum außerordentlich 'interessant, weil wir «da einmal
aus autoritativem Munde die Bestätigung dessen er¬
hielten, was wir bei «der kürzlich vorgenommenen«Wahl
gesehen, haben, daß in der Tat im Zentrum ein Riß
entstanden ist, das; wir einen linken und einen rechten
Zentrumsflügcl haben. (Znruf des Abgeordneten Dr.
Leh: »Sehr,gut!) Aber in diesembesonderen Falle sind
wir der Meinung, daß die Tatsache,die der Herr Landes-
hauptmanu «vorgebracht hat, mehr eiue Eourtoisie, mehr
eine , liebenswürdige, beschwichtigendeGeste für die
Sozialdemokratischc Partei sein sollte, mit der «stillen
Spekulation auf die Dankbarkeit. Diese Spekulation
des Herrn Landeshauptmanns hat allerdings praktisch
keinen Erfolg ^gehabt, «wie «wir feststellen tonnten. Wir
Nationalsozialisten verstehen die Haltung «der Sozial-
demokratischenPartei darum, weil es sich in «diesem
Falle um die .Besetzung eines höhereil Postens der
Rhoinproviwz handelt, der eben einmal ansuahmsweisc
uicht mit einem Sozialdemotraten besetzt werden soll.
Daß Herr Landcshauptmann Horion innerlich noch
glaubeu konnte, mit der Dankbarkeit der Sozialdemo¬
kratischen Partei rechnen zu «dürfen, ist .verständlich,
denn wir wissen, daß im vergangenen Jahre Herr
Haas und Herr Gcrlnch zum Landeshauptmann Horion
hingingen und die Neueriichtnng zweier Landesrats¬
stellen verlangten, trotzdem sie. nicht notwendig waren,
um diese Landesrnts'postenmit zwei sozinldemotratischen
Leuten zu besetzen.(Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Das ist absolut unwahr!) Darüber tonnen «Sir sich mit
dem Herrn Laudeshauptmnnn unterhalten, Herr Ger¬
lach. Der Herr Landeshauptmann hat im Fachausschuß
erklärt, daß Herr Haas mit Ihnen hingegangen sei.
Daran läßt sich nichts ändern. Dafür ist der ganze
Fachausschuß Zeuge. Darüber taun sich die Sozial-
demotratie mit dem Zentrum unterhalten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
muß Sie unterbrechen. Ihre Redezeit ist abgelaufen.
Ich habe Ihnen schon etwas Spielraum gelassen.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten
stimmen dafür......
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Vorsitzender Dr. Iarres : Ich rufe Sie zur Ord¬
nung,

Abgeordneter Haate: Weil es sich.... — Der
Redner versucht, weiter zu sprechen, wird aber vom
Vorsitzendennochmals unterbrochen. —

VorsitzenderNr. Iarres: Ich rufe Sie zum zweiten
Male zur Ordnung. (Bravo! Zuruf: Rausschmeißer
Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Ich habe nur zwei Dinge zu erklären:
Erstens, ich habe mit keinem Wort «Märt, daß der zu
wählende Regierungsrat Hecker dem linken Zentrum
angehört. Zweitens, ich habe mit keine,» Wort erklärt,
daß seitens.der SozialdcmokratischenPartei oder deren
Vertreter verlangt worden ist, zwei weitere sozialdemo¬
kratische Landcsräte anzustellen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Verlach: Hört, hört!)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort zur Geschäfts¬
ordnung hat Herr Abgeordneter Dr. Leh.

Abgeordneter Dr. Leb.: Es ist in allen Parlamen¬
ten üblich, baß, wenn ein Redner gerade zu Vnde
kommt,er den Satz, den er begonnenhat, noch ausführen
taun. Im Landtag ist der sozialdemokratischePräsi¬
dent Nartels so großzügig, daß er sogar einige Minuten
Zeit läßt. Ich möchte doch feststellen, daß eine solch
kleinliche Handhabung der Geschäftsordnung nicht etwa
den Wert einer Geschäftsordnung erhöht, sondern eine
Schitanierung ist. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.)

Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter
Dr. Leh, ich rufe Sie wegen dieses beleidigendenAus¬
drucks zur Ordnung.

Zur Sache habe ich folgendes zu bemerken: Ich
glaube, seder hat hier die Beobachtung gemacht, daß
sowohl mein Vertreter wie ich mit großer Geduld hin¬
genommen haben, was uns von einzelnen Mitgliedern
öer Nationalsozialistischen Partei dauernd zugemutet
wird. Auch h«r habe ich nicht etwa sofort nach Ablauf
der fünf Minuten unterbrochen, sondern noch eine kleine
Nrist gelassen. Ich habe den Herrn Abgeordneten
Hanke auch seinen Satz beenden lassen. Nachdem aber
dieser Satz beendet war, hat er trotz meiner Mahnung
nicht nur einen, sondern noch zwei Sätze begonnen und
fortgesetzt. Ich lasse mir diese Sachen nicht gefallen.
Ich mache darauf aufmerksam, daß, wenu jetzt nm
letzten Tage noch weiter derartige Ungchörigkeiten
Moder Art von der nationalsozialistischenFraktion sich
ereignen sollten, ich von meinem AusMießungsrecht
auch »och in letzter Stunde Gebrauch machen werde.
(Sehr richtig! Bravo!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hanke,
Abgeordneter Haakc: Soeben hat der Präsident

dieses Hauses die Tatsache, daß ich versucht habe,
einen Schlußsatz zu sage», und zwar im Abgehen, als
"uc grobe Ungehörigleit bezeichuet,die er, wenn sie

nochmals vorkommen sollte, mit dem Ausschluß be¬
strafen will.

Meine Damen und Herren! Wir Nationalsozia¬
listen müssen nach dieser unglaublichen Tatsache der
kurz hintereinander folgenden zwei Ordnungsrufe zu
der Ueberzeugung kommen, daß man es wieder darauf
abgeseheu hat, uns jetzt noch für einige Tage aus-
zuschließen (Zuruf des Abgeordneten Haas: Un¬
erhört!), um die Mitarbeit der nationalsozialistischen
Bewegung in diesemHause für die nächste Session zu
unterbinden. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Mit¬
arbeit nennen Sie das? Das ist Sabotage!) Meine
Damen und Herren! Wir Nationalsozialisten haben
hier sechs Tage laug das Feld beherrscht. (Bravo! und
Heiterkeit.) Wir beugen uus jetzt gezwungenermaßen
unter die Maßnahme des Präsidenten (Zuruf des Ab¬
geordneten Nohl: Hört, hört!) uud geben unseren
Kampf auf, damit wir im nächsten Jahre wieder im
Interesse des schaffenden rheinischen Volkes hier gegen
Sie kämpfen können. (Bravo! bei den Nationalsozia¬
listen.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich stelle richtig: Ich
habe nicht gesagt, daß es eine grobe Ungehörigkcit
sei, daß Herr Abgeordneter Hanke hier weitergcsprochen
habe. Ich habe aber gesagt, daß ich, wenn weitere grobe
Ungehörigteitcn vorkommen (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: Es ist ja noch keine Passiert! Rufe: Na, na!
bei den Sozialdcmokraten.j, wie wir sie in diesen
Tagen erlebt haben, zum Ausschluß schreiten werde.

Wir fahren in der Besprechung fort. Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren! Die Wirtschaftspartei hat unter Nr. 44 der
Drucksachen den Antrag gestellt,die durch das Ableben
des Herrn Landcsrats Di. Bossen frei gewordene
Stelle einzusparen. Wir siud auch durch die Druck¬
sache .'!5 des Pruvinzialnusschusses uud durch die Aus¬
führungen, die dazu gemacht worden sind, nicht über¬
zeugt worden, daß es uumüglich ist, diese Stelle ein¬
zusparen. Wir Uertcunen durchaus nicht die Be¬
deutung, die die Stelle eines Vorstehers des Landes-
jugcndamtes hat. Wir sind ebenfalls der Auffassung,
daß sie durch einen Beamten im Hauptamt besetzt
werden muß. Wir siud aber der Auffnssuug, daß aus¬
reichend höhere Beamte bei der Provinz vorhanden sind
nnd daß es durch eine andere Vcrteiluug der Arbeit
möglich sein mnß, die Stelle einzusparen.

Meine Damen und Herren! Unser Antrag deckt
sich in der Tendenz mit dem gleichfalls vorliegenden
Antrage der Kommunistischen Partei uuter Druck¬
sache 92, Wir können »ns aber diesen Antrag nicht
zu eigen machen wegen seiner Begründung. Es steht
nämlich in der Bcgrüuduug, die Grfahruug habe ge¬
lehrt, daß die obere Bürokratie doch nur die Gehälter
einstecke,wahrend die unteren Beamten die Arbeit
machten. Meine Damen uud Herren! Das ist einfach
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unwahr, es sei denn, das; die KommunistischePartei
damit diejenigen höheren Beamten meint, die durch
Parteibuch und Parteibezichungen in höhere Stellun¬
gen hineingekommen sind! da man die Ansicht zu¬
treffen. (Sehr gut! rechts. Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Seien Sie unbesorgt, wir werden ja nicht
bestätigt!)

Meine Damen und Herren! Wie sehr unsere Be¬
fürchtungen, daß der wahre Gedanke des Sparens sich
bei der Landcsverwaltung noch nicht durchgesetzt habe,
berechtigt sind, beweist der vorliegende Antrag unter
Nr. IM Punkt 26 der Tagesordnung, wo abermals
ein neuer Landesrat ernannt werden soll. Wir sind
nicht in der Lage, diesem Nutrage zuzustimmen,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Tmnder.

Abgeordneter Dunder: Zunächst ein paar Be¬
merkungen zu den Ausführungen von Herrn Dr. Stein.

Ich kann — und das ist Ihnen bekannt — zur
Beruhigung aller Bürgerlichen einschließlich der
Sozialdemokrnten sagen, daß der demokratischeStaat
bereits dafür gesorgt hat, daß Kommunisten nicht be¬
stätigt werden, ganz gleich, ob es sich um besoldete
oder unbesuldetc Beamtenstcllen handelt. Wir legen
auch gar keinen Wert darauf. Sie haben ja gesehen,
wie es in Solingen war, wo zweimal der Kommunist
Weber zum Oberbürgermeister gewählt wurde. Wenn
der Kommunist Weber so wäre wie Sie, so hätte er
mitgeteilt, daß er schön im Auftrage der Bourgeoisie
die Geschäfte ausführen werde; dann hätte er heute
vielleicht auch ein Gehalt von IN 000 NM einstecken
können. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)

Wenn wir die Einsparung der Stelle des ver¬
storbenen Laudesrats Vossen beantragt haben, so nicht
aus Ersparnisgründen, sondern aus gruudsätzlichen
Erwägungen.

Wir lehnen auch aus grundsätzlichen Erwägungen
die Zustimmung zu den vier Wahlen ab. Einmal sind
wir der Auffassung, daß mit der Wahl irgendeiner
Person zum Landesrnt eine politische Fuuktion ver¬
bunden ist,- wenn wir unsere Zustimmung dazu geben,
so bedeutet das gleichzeitig,daß wir mit der Politik,
die von dem betreffenden Herrn getrieben wird, ein¬
verstanden sind. Znni anderen vertreten wir aber
auch die Auffassung, daß der Veamtcntörper nach oben
hin start übersetzt ist, daß wir viel zu viel Obcrbeamte
haben. Ich möchte deshalb in Erwiderung auf den
Antrag der Wirtschaftspartci erklären, daß die Wirt¬
schaftspartei das Verlangen gestellt hat. daß die Unter-
bcnmten noch mehr zur Arbeit herangezogen werden
müssen, um die Oberbeamten zu entlasten. Wir ver¬
treten die gegenteilige Auffassung, daß die Ober-
beamten mehr zur Arbeit herangezogen werden müssen,
um die unteren Beamten zu entlasten, denn die
unteren Beamten sind diejenigen, die die Hauptarbeit
leisten müssen. (Lachen rechts., Ich bringe Ihnen nur

ein praktisches Beispiel: Der Oberbürgermeister von
Düsseldorf lacht eben aus Herzenslust darüber. Die
ganzen Oberbürgermeister von Düsseldorf, Trier,
Essen usw, sitzen eine geschlagene Woche hier im Parla¬
ment, Die Arbeit auf dem Nathause kommt aber
deswegen nicht um einen Millimeter ins Stocken,
sondern der Verwaltungsapparat läuft weiter. Die
Bürokratie auf dem Nathause arbeitet, und wenn
10 oder 20 Jahre kein Oberbürgermeister da ist. <Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Sehr richtig! Lachen rechts.)
Genau so geht es auch bei der Provinzialverwnltung.
(Zuruf aus der Wirtschaftspartei: In Moskau geht'S
gerade so!) Ob der Mann nun Oberbürgermeister
heißt und 10 000, 12 000 oder 50 000 NM einstecken muß
oder ob er bescheiden Dr. Soundso heißt und mit
10 000 NM arbeitet, der Laden läuft egal, darüber
wollen wir uns nichts weismachen.

Aber weun hier so viel vom Sparen gesprochen
wird, so möchte ich den Nazis noch einmal etwas über
die Auswirtuugen ihrer Sparpolitit ins Stammbnch
schreiben und ihnen zeigen, wie sich die Sozialpolitik
des nationalsozialistischen Innenministers Frick, über
den wir mich schon in den letzten Tagen gesprochen
haben, auswirkt. (Zuruf des Abgeorndetcn Dr. Lch:
Das ist ein feiner Mann!) Frick hat der Stadt Gotha
einen Zwangsetat aufoktroyiert (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr, Lch: Ihr müßt an die Kandare genommen
werden!), und die Stadt Gotha reagiert auf das Diktat
Fricks mit dem Abbau der Leistungen an die Wohl-
fahrtsuntcrstützungscmpfängcr. lLante Rufe: Hört,
hört! bei den Kommunisten.) Die Stadt Gotha hat
sogar die Unterstützungen fiir alle Ledigen gestrichen.
Das ist die Auswirkung der nationalsozialistischen
Sparpolitit unter dem bekannten Frick.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dunder, Ihre Zeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Dnnder: Ich bin jetzt fertig; ich
will nur den Satz noch beenden. So sieht die Sozial¬
politik der Nntiunlilfaschistendort aus, wo sie das Feld
beherrschen.(Zuruf des Abgeordneten Dr. Lch: Der hat
von Muskau gelernt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ls ist Schluß der Be¬
sprechung beantragt worden. Dieser Antrag bedarf
der Unterstützung von !0 Mitgliedern. Ist die Unter¬
stützung vorhanden? Das ist der Fall. Zum Wort
gemeldet sind noch die Herren Abgeordneten Dr, Stein
und Dr, Leh, Beide Fraktionen sind bereits znm
Wort gekommen. Andere Fraktionen, die nicht zum
Wort gekommen sind, wünschen nicht noch das Wort
zu erhalten. Ich stelle das ausdrücklichfest. Ich bitte
diejenigen, die für Schluß der Besprechung sind, sin)
zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Zur Geschäftsordnung Herr Dr. Lch.
Abgeordneter Dr. Lch: Ich möchte feststellen,daß

der Kommunist Dnnder jetzt hat wciterreden dürfen,
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ohne zur Ordnung gerufen zu werden, während Haate
zur Ordnung gerufen wurde.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dunder hat einen ganz kleinen Satz noch zu Ende
gesprochen. (Zuruf des Abgeordneten l)r. Lch: Also,
bitte!) Im übrigen «erbitte ich mir diese Kritik.

Zur persönlichen Bemerkung Herr Dr. Stein.
Abgeordneter !)>'. Stein: Herr Dunder hat be¬

hauptet, ich und meine Freunde bezweckten mit unserem
Antrage — gemeint ist der Antrag 45—, die unteren
Beamten mehr arbeiten zu lassen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Das steht doch drin!) Ich stelle
fest, dass unser Antrag wörtlich besagt, daß geeignete
mittlere Beamte zu den Arbeiten höherer Beamten
herangezogen werden sollen, (Zuruf des Abgeordneten
Gcrlach: Ist das eine persönliche Bemerkung?)

Vorsitzender I),-. Iarres: Herr Abgeordneter,
das ist keine persönliche Bemerkung im Sinne der
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Nr. Stein: Das macht nichts!
Vorsitzender Nr. Iarres: Zur Abstimmung Herr

Abgeordneter Dunder.
Abgeordneter Dunder: Ich beantrage, über die

Punkte 23, 24 und 25 getrennt abzustimmen, ebenfalls
über 25a und K.

Vorsitzender Nr. Iarres: Sie haben den Antrag
gehört. Diesem Antrage wird entsprochen werden.

Nach den maßgebenden Bestimmungen kann die
Wahl durch Zurnf erfolgen, wenn nicht widersprochen
wird. (Zuruf des Abgeordneten I),-. Lch: Dagegen!)
Sie beantragen also Wahl durch Stimmzettel.

Dann lasse ich zunächst abstimmen zu der Vor-
fage 2 3: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
nn Antrag des Provinzialausschusses, betr. t>e« Ablauf
der Dicustzeit des Laudesoberbanrats Hcinekamp.

Ich bitte, die Stimmzettel bereit zu machen uud
auf Anruf hier zu erscheinenund die Stimmzettel in
°er rechten Urne hier niederzulegen. (Zuruf des Ab¬
geordneten ,),'. Wesenfeld: Mit Ja oder Nein?) Mi
^tte, den Namen des zu Wählenden aufzuschreiben,
D« Vorschlag des l. Fachausschussesgeht auf Wieder¬
wahl des Obcrbaurats Hcinekamp.

Ich bitte Herrn Abgeordneten Andres, den
Namensaufruf zu vollziehen. (Geschieht.)

^ Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab. —
Der Namensaufruf ist erfolgt. Sind uoch Stimm¬

tet abzugeben? Das ist nicht der Fall. Dann
'MicKe ich die Wahlhandlung. Ich bitte, sich damit
"Überstanden zu erklären, das; die Auszählung des Er¬
lebnisses der Abstimmung nachher erfolgt uud Wir
zwischenzeitlich mit den Wahlen zu Nr. 24, 25 und 26
Wrtsahrcn. — Damit sind Sie einverstanden.

Wir kommen zu Punkt 2 4. Da handelt es sich
um die Niederwahl des Landesmedizinalrats Professor
"''- Molincns.

Zur Geschäftsordnung Herr Veck.

Abgeordneter Neck: Der Vorsitzendehat soeben die
Wahlhandlung geschlossen. Ich habe festgestellt, daß
nach geschlossener Wahlhandlung noch ein Stimmzettel
hier hineingeworfen wurde. Ich protestiere gegen die
Wahl. (Zuruf des Abgeordneten Dr. üeh: Ja, wir
sind genau hier!)

Vorsitzender Nr. Iarres: Die Sache liegt so:
Der eine Herr Beisitzer hat vorhin hier erklärt, er
habe seinen Stimmzettel noch nicht abgegeben. Gr
ist dann hinübergegnugeu uud hat ihn in die Urne
gelegt. Ich glaube, es tanu keiu Zweifel sein, daß
diese verspätete Abgabe dadurch verursacht wurde, daß
der Beisitzer eben durch die Wahlhandlung in Anspruch
genommen war.

Ich bitte um Abgabe der Stimmzettel und bitte,
den Namensaufruf vorzunehmen. — Schriftführer Ab¬
geordneter Hauck vollzieht den Namensaufruf. — Die
Abgeordneten geben ihre Stimmzettel nb. —

Sind noch Stimmzettel abzugeben? — Ich schließe
die Wahlhandlung.

Wir kommen zur Wahl zu Nr. 2 5. Hier schlägt
der >. Fachausschuß die Wahl des Negierungsrats
Heckcr vor. Ich bitte, die Stimmzettel vorzubereiten.
(Zuruf des Angeordneten Haas: Herr Vorsitzender, es
muß zuerst über die Auträgc abgestimmt werden.) Gs
muß erst über den Antrag der kommunistischenFrak¬
tion, betreffendAbstauduahme von der Besetzungdieser
Stelle, Punkt b, abgestimmt werden. (Zuruf des
Landeshauptmanns I)i'. Horiun: Zuerst über -,! Zu¬
ruf des Abgeordneten Haas: Ueber den Antrag n ist
zuerst abzustimmen!) Gs ist gleichgültig ob l> oder K.
Ich lasse zunächst über den Antrag der Wirtschafts¬
partei auf Einsparung des laut Beschluß ausgeschrie-
beueu Posteus des Leiters der Abteilung Iugendwohl-
snhrt (Drucksache 44) abstimmen. Ich bitte diejenigen,
die für diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Zuruf
des Abgeordneteu Nr. Leh: Die Sozialdemotraten!
Ach, Ihr Scheinheiligen! Ans einmal wollt Ihr
sparen?) Ich bitte, stehen zn bleiben. (Zuruf: Das
Bild ist doch klar!) Das ist die Minderheit. Der Au¬
trag ist abgelehnt.

Ich lasse dann abstimmen über den Antrag der
KPD., betreffendAbstandnahme von der Besetzungder
Stelle (Drucksache 92). Ich bitte diejeuigen, die für
diesen Antrag sind, sich zu erheben. Das ist die
Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte nunmehr, iiber den Antrag des I. Fach¬
ausschusses,diese Stelle mit der Person des Negie¬
rungsrats Hecker zu besehen, durch Stimmzettel ab¬
zustimmen. Ich mache noch einmal darauf aufmerk¬
sam, daß die Stimmzettel einen Namen enthalten
müssen. Es geht nicht, mit Ja oder Nein abzustimmen.

Ich bitte Herrn Hnuck, den Namensaufruf zu voll¬
ziehen. (Geschieht. Die Abgeordneteu geben ihre
Stimmzettel ab.)
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Ich frage, ob noch Stimmzettel abzugeben sind.
Das ist nicht der Fall. Dann schlicheich die Wahl¬
handlung.

Wir kommen zu Punkt 26: Antrag des I. Fach¬
ausschusses,betreffend die Wahl des Laudcsverwal-
tungsrats !),-. Trippen zum Landesrat. Die Wahl
ist durch Zuruf zulässig, wenn nicht widersprochen
wird. (Zuruf des Abgeordneten I),'. Lch: Wider¬
sprochen!) Wir wählen also weiter durch Stimmzettel,
denn wir haben sehr viel Zeit. Ich bitte um den
Namensaufruf. ^Schriftführer Haus vollzieht den
Namensaufruf. Die Abgeordneten geben ihre Stimm¬
zettel ab.)

Ich frage, ob noch jemand seinen Stimmzettel ab¬
zugeben hat. Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich
die Wahlhandlung. Das Ergebnis der Wahl wird
nachher mitgeteilt werden.

Wir kommen jetzt zu Punkt 27: Antrag des
ll. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Neuwahl von Mit¬
gliedern des ÜandeSjugcndamts der Rheinprovinz.

Ich darf Herrn Kollegen Gberlc bitten, den Wahl¬
gang zu leiten, weil ich zwischenzeitlichdas Ergebnis
der vorigen Wahlen mit feststellen will. Es ist noch
ein besonderer Wahlvorstand zu bilden.

Stellvertretender Vorsitzender<3 berle : Ich berufe
zu Beisitzern die Herreil Abgeordneten Görlinger und
Elfes.

Wir werden zunächst die Wahl des Lehrers vor¬
nehmen. Ich weif; nicht, ob Sie die Wahlvorschläg«
vor sich liegen haben, (Zurufe: Nein!)

Zur Geschäftsordnung Herr Verlach.
Abgeordneter Gcrlach: Ich darf darauf aufmerk¬

sam machen,daß doch Uebereinstimmung dahiu besteht,
daß alle Wahlen, die jetzt das Plenum zum Landes¬
jugendamt vorzunehmen hat, nach dem Proporz vor¬
genommen werden, daß auch von allen Fraktionen die
entsprechendenWahlvurschläge vorliegen, daß wir also
lediglich den Wahlvorschläg zu wählen haben. Für
diesen Zweck liegt auch der Stimmzettel vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Nein, Herr Kollege
Gerlnch, das ist ein Irrtum. Sie müssen unterscheiden
zwischen den Wahlen. Der Lehrer und ein Stellver¬
treter, die Lehrerin uud eine Stellvertretern! müssen
nach den Ncstimmnngen nach dem Mehrhritsverfahren
gewählt werden. lZuruf des Abgeordneten Gerlach:
Nein, das ist nach dem Gesetz nicht nötig!) Dann
kommt im Wege des Vcrhältniswahlvcrfahrens die
Wahl der Mitglieder des Landesjugendamtes. (Zuruf
des Abgeordneten Gcrlach: Nein, das stimmt nicht!)

Abgeordneter Heuser zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Heuser: Meiue Damen und

Herren! Dn die meistenMitglieder dieses Hauses, auch
die großen Fraktionen, über den Wahlmodus nicht in¬
formiert sind, stelle ich den Autrag, die anderen Wahlen
jetzt vorzunehmen, dann eine Pause von 10 Minuten
einzulegen nnd dann diese letzte Wahl zu erledigen.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Zur Ge¬
schäftsordnung Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: In der Vorlage, die uns
gemacht wurde, heißt es, daß die beiden Lehrpcrsonen
durch Mehrhcitswahl gewählt werden, daß aber die
Wahlen zum Landcsjugcndnmt auf Gruud der Frak-
tionsvorschlägc erfolgen. Ich möchte zunächst die Frage
stellen, ob die Wahlen so erfolgen sollen, daß der be¬
treffende Wahlvorschlag, der gewählt werden soll, auf
dem Stimmzettel kenntlich gemacht wird, oder aber
ob die anderen WahlUorschlägcdurchgestrichenwerden
müssen uud der Wahlvorschläg, deu man wählen will,
offen gelassenwird. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Kreuz!) Ich frage ja gerade, ob es durch Ankreuzen
oder Offenlassen geschehen soll. Ich glaube, dann
braucht eine Vertagung nicht einzutreten, dann ist die
Angelegenheit geklärt. Die Wahl der Lehrpcrsonen
erfolgt durch Mehrheitsbeschluß.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Zur Gc-
schäftsordnuug Herr Abgeorduetcr Wcseufeld.

Abgeorduetcr Dr. Wesenfeld: Ich schließe mich
für die Arbeitsgemeinschaft dem Antrage des Herrn
Heuser an, zunächst dic Listenwahl vorzunehmen und
dann zu vertagen. Ich bin überzeugt, daß dic mcisten
Mitglieder des Hauses über dic Namcn nicht gcnügcnd
nntcrrichtct sind. Wir wollen eine Verwirrung ver¬
meiden.

Stellvertretender VorsitzenderVbcrle: Ich nehme
an, daß die Mehrheit des Hauses so Verfahren will,
daß zunächst der Mahlgang vorgenommen wind, bei dem
nach der Verhältniswahl zu Wählen ist, und daß dic
Wahl der Lchrpersonen zurückgestellt wird. (Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: Ginverstanden!) Ich mache
darauf aufmerksam, daß ich jetzt von dem zuständigen
Herrn Landcsrat darauf aufmerksam gemacht worden
bin, daß nach dcn gesetzlichenBestimmungen nicht
anders Verfahren werden könne, als es Ihnen vorhin
hier vorgeschlagen worden ist. Aber wir setzen die
Wahl der Lehrpcrsonen zurück. Ich bitte, nun die
Wahlen vorzunehmen, soweit sie nach der Verhältnis¬
wahl getätigt werden. Die Stimmzettel befinden sieh
auf Ihren Plätzen. lZuruf des Abgeordneten Hoff'
mann: Sollen denn alle Wahlen in einem Wahlgang
erfolgen?) Nein, das ist unmöglich. In einem Wahl'
gang tonnen jetzt nur diejenigen Personen gewählt
werden, die nach der Verhältniswahl zu wählen sind,
also Laudesjugendamt.

Ich bitte, den Stimmzettel kenntlich zu mache"'
indcm Sie ein Kreuz vor die Bezeichnung des Wahl'
Vorschlagessetzen. (Schriftführer Glfes vollzielst den
Namensaufruf. Die Abgeordnctcu geben ihre Stimm¬
zettel ab.)

Ich frage, ob noch jemand anwesend ist, der seinen
Stimmzettel nicht abgegeben hat. Das ist nicht der
Fall. Ich erkläre dic Wahlhandlung für geschlossen.
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Wir kommen zur Wahl der Mitglieder der
Pruvinzialkommissionen.

Dazu sind 5 Wahlvorschläge gemacht, weil auch 5
Provinzialkommissionen bestehen. Meine Damen und
Herren! Es sind Zweifel aufgetaucht, ob diese Wahlen
in einem Wahlgnngc getätigt werden können, (Zuruf
des Abgeordneten Ur. Wesenfeld: Jawohl!) Da die
5 Stimmzettel am Kopf die Bezeichnung des Aus¬
schusses tragen, für den die Wahl vorgenommen wer¬
den soll, ist meiner Auffassung nach ein Irrtum bei der
Wahl ausgeschlossen.Die 5 Stimmzettel sind zu kenn¬
zeichnen, in einen Umschlag zu legen und hier nach dem
Namensaufruf abzugeben. Sind Sie damit einverstanden,
daß wir in dieser Weise die Wahlhandlung bornehmen?
Ich stelle Ihr Einverständnis fest. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gcrlach: Wir können twch das Couvert
benutzen, das wir hier haben!) Es ist möglich, daß
der eine oder andere das Eouvert nicht mehr hat.
Aber die bisherigen Umschlägekönnen auch verwandt
werden.

Ich bitte, die Stimmzettel auszufülleu. lZuruf des
Abgeordneten I)i>. Hagen: Die 5 zusammen?) Ja,
leder einzelne Stimmzettel soll das bestimmte Zeichen
tragen.

(Schriftführer Elfes vollzieht den Namensaufruf.
Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.)

Wenn noch jemand im Saale ist, der seine Stimm¬
zettel nicht abgegeben hat, so hat er Gelegenheit, es
jetzt noch zu tun. Ich erkläre nunmehr die Abstimmung
für geschlossen.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Heuscr.

Abgeordneter Hcuser: Meine Damen und
Herren! Ich beantrage, die Wahl der 4 Lehrpersonen
für das Laudesjugcudamt, die wir entsprechend den
Bestimmungen hier vornehmen wollten, ebenso wie wir
das auch das vorige Mal getan haben, dem Pro-
binzialausschußzur Erledigung zu übergeben,— Wenn
dieser Antrag Annahme findet, ziehe ich meinen eben
gestellten Vertagungsantrag zurück. (Rufe: Einver¬
standen!)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Dann ist
der Vertagungsantrag hinfällig. Sie haben den An¬
trag gehört, daß die Wahl der üehrpersonen zum
AlMdesjugendamt dem Provinzialausschuß zur Gr-
lediguug überwiesen werden soll. Ich lasse darüber
abstimmen. Ich bitte diejenigen, die so beschließen
wollen, sich zu erheben. Es ist so beschlossen.

(Die Schriftführer Görlinger und Elfes nehmen
wieder ihre Abgeordnetenplätzc ein. An ihre Stelle
treten als Schriftführer die Abgeordneten Hauck und
Andres.)

Vorsitzender l)r. Iarres: Ich teile das Er¬
geb n i s d e r W a h l e n zu Nr. 23, 24, 25 und 26 Mit.

Zu Nr. 23 sind 127 Stimmzettel abgegebenworden.
Davon entfielen 121 auf den Namen Heinekamp,6 auf

den Namen Haate. (Lachen bei den Kommunisten.)
Herr Landesobcrbnurat Heinekamp ist mit Stimmen¬
mehrheit gewählt.

Zu Nr. 2 4 sind N2 Zettel abgegeben worden.
Davon waren 22 leer und unbeschrieben,90 lauteten
auf den Namen Molineus,' Herr Landesmedizinalrat
Prof. l),>. Molineus ist damit gewählt.

Zu Nr. 25 sind 123 Zettel abgegeben worden, von
denen 9 ungültig wareu. Die übrigen 111 Stimmzettel
lauten auf den Namen Hecker. Herr Regierungsrat
Dr. Hecker ist damit zum Landesrat gewählt.

Zu Nr. 26 sind U>5 Zettel abgegeben worden, von
denen 9 unbeschrieben und deshalb ungültig waren.
Die sämtlichen96 gültigen Zettel sind für l),-. Trippen
abgegeben worden. Herr Landcsverwaltungsrat Dr.
Trippen ist damit zum Landesrat gewählt.

Die letzte Wahl, die noch vorzunehmen ist, ist die
Wahl des st ell vertreten den Vorsitzenden
des Provinzialausschusses.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Verlach: An Stelle des jetzt aus¬

scheidenden stellvertretenden Vorsitzenden des Pro»
vinzialnusschusses,Herrn Haas, schlage ich das Mit¬
glied des Ausschusses,Herrn Steinbüchel, vor. (Zuruf
des Abgeordneten l)i-. Ley: Widerspruch!)

VorsitzenderNr. Iarres: Es ist Widerspruch er¬
hoben. Die Wahl kann nicht durch Zuruf erfolgen.
Sie muß durch Stimmzettel geschehen. Ich bitte, die
Zettel mit dem Namen des zu Wählenden auszufüllen.

(Schriftführer Andres vollzieht den Namensaufruf.
Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.)

Der Namensaufruf ist beendet. Sind noch Stimm¬
zettel abzugeben? Das ist nicht der Fall. Dann
schließe ich die Wahlhandlung. Das Ergebnis wird
nachher mitgeteilt werden.

Wir gehen jetzt zu Punkt 28 der Tagesordnung
über, der mit Nr. 3U verbunden ist.

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? (Ab¬
geordneter Vielhaber: Nein!) Das ist nicht der Fall.
Wortmeldungen zu Nr. 28 liegen nicht vor. Ich schließe
die Besprechung und bitte diejenigen, die für den Au¬
trag des 1. Fachausschusses zu Nr. 28 sind, sich zu er¬
heben. - Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen dann zu Nr. 29, verbunden mit
Nr. 3 3. Wünschtder Herr Berichterstatter das Wort?
Abgeordneter Iuuglas: Ich verzichte!) Das ist nicht
der Fall.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Säur.
Abgeordneter Säur: Die kommunistische Fraktion

hat in Drucksache143 den Antrag gestellt, die Mit¬
glieder des Fachausschussesund der betreffenden Pro-
vinzialkommissionen laufend über den Stand der
Arbeiten beim Straßenbau zu iuformiereu, ebenso über
die Vergebung von Arbeiten und Materiallieferungs¬
aufträgen im Submissiouswesen. Wir haben deshalb
den Antrag gestellt, weil wir der Auffassung sind, daß
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eine bessere und schärfereKontrolle über alle Arbeiten,
die von der Provinz ausgeführt werden, ausgeübt
weiden muß. Wir sind der Auffassung, daß das in
der Zukunft mehr der Fall sein muß als in der Ver¬
gangenheit. Ich erinnere an die großen Prozesse der
letzten Zeit, an die skandalösen Vorgänge in Berlin,
an die Vorgänge bei der Reichsbahn in Koblenz, an
Stettin, wo durch nicht genügende Kontrolle Unter¬
nehmerfirmen das gesamte Monopol der Material-
lieferungsaufträge in den Fingern hatten. Auf Grund
der Erfahrungen, die wir da gesammelt haben, sind
wir der Auffassung, daß wir eine schärfere Kontrolle
in dieser Beziehung ausüben müssen. Aber da der
Antrag im Fachausschuß bereits zur Ablehnung ge¬
langt ist und die Ablehnung auch hier beantragt ist,
müssen wir annehmen, daß sich die bürgerlichen Par¬
teien wahrscheinlichmit diesen Sachen decken. Sonst
würden sie bestimmt auch der Auffassung sein, daß
man auf Grund dieser Vorkommnisse eine schärfere
Kontrolle ausüben muß.

Wir haben weiter in Drucksache 116 beantragt, sämt¬
lichen Abgeordneten eine Ausweiskarte zu geben, damit
sie jederzeit eine unverhoffte Kontrolle nicht nur aller
Pruvinzialinstitutionen und Anstalten, sondern auch
aller Baustellen und der damit zusammenhängenden
Lieferungen und dergleichen ausüben können. Dies
hängt mit dem zusammen, was ich bereits ausgeführt
habe.

Die Nazis haben hierzu einen Antrag gestellt, der
nichts Konkretes enthält und ebenso nichtssagend ist
wie alle ihre Anträge. Wir Kommunisten sind der
Auffassung, daß wir nicht hier sind, um Diäten zu
empfangen, sondern um im Auftrage der revolutio¬
nären Arbeiterschaft über alles, was von der Pro-
vinzialverwaltung vorgenommen wird, eine Kontrolle
auszuüben. Wir haben darin eine andere Auffassung
als die Nationalsozialisten. (Zuruf des Abgeordneten
Haake: Ihre Auffassung ist falsch!) Es hat sich während
der Taguug des Plenums herausgestellt, daß meine
Fraktionsgenossen wiederholt Dinge aufzeigen mußten,
die bestimmt einer schärferen Kontrolle bedürfen. Ich
erinnere an den Fall Halfeshof, den unser Genosse
Nohl aufgezeigt hat. Genosse Beck hat die Schiebung
in der Rechnung der Anstalt Fichtenhain aufgedeckt,
wo man unter dem Posten „Bekleidung" 25U RM für
Gebetbücher eingesetzt hatte. Wir wollen hier eine
schärfereKontrolle ausüben. Wenn Sie diese Anträge
ablehnen, dann beweisen Sie damit, daß Sie diese
Schweinereien decken. (Zuruf des Abgeordneten Haake:
Schweinerei? Ihr dürft das alles sagen! Sind wir
denn hier in einem Stall? Antwort des Abgeordneten
Renner: Ihr Auftreten erinnert stark an einen Stall!)
Wir wissen aus Erfahrung, daß wir diese Dinge viel
schärfer kontrollieren müssen. Wir werden auch, wenn
Sie die Anträge ablehnen, nichts unversucht lassen,
trotzdem eine scharfe Kontrolle auszuüben.

Weiter möchte ich darauf hinweisen, daß mit dem
Antrag 143 das Interesse verbunden ist, bei den kom¬
menden Etatsberatungen noch manche Dinge besser auf¬
klären zu können, als es bisher möglich war.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
Ihre Zeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Säur (fortfahrend): Wir stellen fest,
daß die Etats bisher für uns nur trockene Zahlen
bedeuten und uns keine Kontrolle ermöglichen.

Vorsitzender N,-. Iarres: Ihre Zeit ist ab¬
gelaufen, Herr Abgeorndeter! (Zuruf des Abgeordneten
Haake: Wo bleibt da der Ordnungsruf?)

Zur Geschäftsordnung Herr v,-. Leh.
Abgeordneter Dr. Leh: Ich möchte feststellen,daß

auch in diesem Falle der Kommunist einen unparla-
mentarischen Ausdruck gebraucht hat und nicht zur
Ordnung gerufen worden ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dr. Leh, ich entziehe Ihnen das Wort. Das ist nicht
zur Geschiiftsordnnng. Ich verbitte mir von Ihnen
die Kritik meiner Amtsführung,

Die Besprechung ist geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Es wird getrennte Abstimmung ver¬
langt. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des
I V. Fachausschusses zu N>., 29 sind, sich zu erheben. Dns
ist die Mehrheit. Der Antrag des Fachausschussesist
angenommen.

Dann zu Nr. 33. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag des I. Fachausschusses auf Ablehnung des
KND.-Nntrages sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Nr. 34.
Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? Das
ist nicht der Fall.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Terboven.
Abgeordneter Terboven: Meine Damen und

Herren! Die Entschließung der Zentrumsfrattion, die
durch eine Belebung des Baugewerbes eine Verminde¬
rung der Arbeitslosenzahl erreichen will, spricht inso¬
fern eine Binsenwahrheit aus, als selbstverständlichdas
Baugewerbe als Schlüsselgewerbe bei einer Belebung
zur Abstellung der Arbeitslosigkeit führen könnte. Diese
Entschließung selbst aber ist u. E. nichts als ein
parlamentarisches Mätzchen (Sehr wahr! bei den
Nationalsozialisten.), das keinerlei Erfolg versprechen
kann, denn die Arbeitslosigkeit, die wir als Wirkung
heute sehen, hat eine Ursache, und es hat keinen Sinn,
an der Wirkung herumzudoktern, solange man nicht
der Ursache selbst zu Leibe gehen will. Die Ursache
ist die Tributpolitit. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.) Die Zentrumspartei aber ist die eifrigste
Verfechterin dieser Tributpolitit. Solange Sie also
weiter Erfüllungspolitik treiben, ist es zum mindesteneine
eigentümliche Einstellung, auf der anderen Seite an
der Wirkung dieser Grfüllungspolitit mit lächerlichen
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Entschließungen herumdoktern zu wollen. Selbst wenn
man sich auf Ihren Standpunkt stellte, daß die Er-
fülluugspulitit notwendig sei, ist immer noch in der
Behandlung der Wirkung der Erfüllungspolitik diese
Entschließung lächerlich. Mit derartigen Phrasen wird,
weiß Gott, das Baugewerbe nicht belebt. Die meisten
Großstädte im Rheinlaudc unterstehen doch der Dik¬
tatur des Zentrums. In allen diesen Großstädten sind
in den letzten Wochendie Etats angenommen worden,
und in diesen Etats sind meist die größten Abstriche
am Vauetat gemacht wurden. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten.) Ausgerechnet das Zentrum hat
Millionen und aber Millionen an den Vauetats
streichenlassen und die Streichungen erzwungen. Hier
aber geht man her und erklärt mit einer frommen
Backe, der Vaumarkt müsse belebt werden. Es ist un¬
ehrlich, auf der einen Seite unverbindliche Ent¬
schließungen vorzuschlagen, die die Möglichkeit geben,
ins Land zu gehen und zu sagen: Wir haben den
Willen, Arbeit zu beschaffen, wenn man auf der anderen
Seite die Möglichkeit der Arbeitsbeschaffung brutal
unterbindet. Wir Nationalsozialisten erklären: diese
Möglichkeit liegt auf anderem Gebiete, Warum
wehren Sie sich dagegen, daß einmal eine Arbeits-
dienstpflichteingeführt wird? Arbeit hat noch keinem
Wngen Menschen geschadet. <Zuruf links: Das mußt
Du in Grwerbslosenversammlungen sagen!) Allerdings,
meine Herren, solange Sie die Erfüllungspolitik weiter
treiben, denken wir nicht daran, das Arbeitsdienstjahr
einzuführen, weil es dann nur dazu dienen würde, ein
Sklavenjahr zu werden. Aber wir Nationalsozialisten
erklären: Genau wie früher der junge deutsche Mensch
'tolz darauf war, Soldat werden zu können (Beifall
bei den Nationalsozialisten), genau so, glauben wir,
wnu im kommendenReich durch die Einführung einer
Arbeitspflicht der junge Mensch zur Volksgemeinschaft
erzogen werden. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Zum Kadavergehorsam!) Damit könnten dem Volk
und der Wirtschaft ungeheure Werte geschaffen werden,
«'er kann der moralische Untergrund für die Ein¬
leitung unserer Jugend gelegt werden. Sie, meine
Herren vom Zentrum, zwingen die Jugend zum
faulenzen,' wir wollen die Jugend wieder auf den
Weg führen, die Arbeit als eine Ehre anzusehen, die
Arbeit als das Wertvolle im Leben zu betrachten. (Bei¬
fall bei den Nationalsozialisten. Zuruf des Abgeord¬
neten Renner: Wo haben Sie eigentlichaktiv gedient?)
Ich bin mit 16 Jahren Soldat geworden. (Zuruf des
Abgeordneten Nenner: Da haben Sie ja noch in die
«osc getackt!) Ob Sie so jung Soldat geworden sind,
'st eine andere Frage. Ihr seid ja ausgekniffen. (An¬
dauernde Zurufe links und rechts.)

Vorsitzender I>. Iarres: Das Wort hat Herr
Zugeordneter Dr. Weingarten. Ich bitte um Ruhe für
den Redner.

Abgeordneter I)r. Weingarten: Meine Damen
und Herren! Namens meiner Freunde muß ich erklären,

daß wir der vorgelegten Entschließung der Zentrums-
Partei nicht zustimmen können. Es ist richtig und von
mir auch bereits hier ausgeführt worden, daß der
Banmartt belebt werden muß. Aber mit derartigen
Entschließungen, die eigentlich nur vou einer plato¬
nischen Liebe gegenüber dem Banmartt zeugen, ist uns
praktisch nicht geholfen. (Sehr gut! rechts.) So lange
sich gerade die Zentrnmspartei nicht dazn aufschwingen
taun, das Uebel an der Wurzel zu packen nnd mit uns
für die Aufhebung der gesamten Wohnnngszwnngs-
gesctzc einzutreten (Zuruf des Abgeordneten 1>. Stein:
Sehr richtig!), ohne die eine Belebung des Vaumarttes
nicht möglichist, so lange haben diese Entschließungen
leinen PraktischenWert, nnd die Zustimmung ist voll¬
ständig zwecklos.Meine Damen nnd Herren, darüber
sind wir uns mittlerweile alle klar geworden, daß der
Naunmrkt anderes verlangt als Entschließungen, die
eine praktische Förderung nicht bedeuten. Die Ursachen
des Danicderliegens des Bnumarttes müssen beseitigt
werden.

Es sei mir auch an dieser Stelle gestattet, einmal ein
anderes Wort zn sagen, nnd zwar von dem Danieder¬
liegen nnd dem immer weiteren Zugrnndegehcn des
Altwohnrmuns. Sie wollen den Banmartt mit Ent¬
schließungenfördern nnd lassen, indem Sie die Ursache
des Danicderliegens, die Zwangswirtschaft, nicht auf¬
hebe», deu noch vorhandenen Altwuhnraum ebenfalls
restlos verkommen.

Gewundert haben wir uns allerdings über eins:
einen gesunden Gedanken,der in der Entschließung der
Zeutruiusfrattion niedergelegt war, nämlich, den Ab¬
satz vou Pfandbriefen durch Aufhebung der Kapital-
ertragsstcuer zu förder», habeu sich die Herreu vom
Zentrum aus der Hand winden lassen, weil einige
andere Parteien im Ausschuß für diesen Gedanken
nicht zn haben waren, das heißt, erklärten: wenn Ihr
den an sich gesunden Gedanken in der Entschließung
haben wollt, können wir nicht zustimmen, nnd die
Herren vom Zentrum, die doch vor allem Gelder nnd
Privatmittel für den Baumarkt flüssig machenwollten,
haben darin eingewilligt, diesen letzten Absatz ganz zu
streichen.

Meine Dnmen nnd Herren! Wir können aus deu
angeführten Gründen dieser Entschließung nicht zu¬
stimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Wir Kummuniste» schätzen
die Entschließung der Zentrumsfraktion so ein, wie sie
eingeschätztwerden muß, als ein parlamentarisches
Manöver, als eine Geste, die nur dazu dienen soll, vor
den Angen der christlichenArbeiter die Tatsache zu
verberge», daß es gerade die Zentrumsfraktion ist, die
mit allen Mitteln bestrebt ist, den kommnnalen Ban¬
markt, also denjeuigeu Vaumarkt, der bisher die Ar¬
beiter am mcisteu beschäftigt hat, zn drosseln. Das
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Zentrum hat durch die Zustimmung zu den Finanz-
ansgleichsgesctze» und durch die Zustimmung zum
Yuuug-Plan die Voraussetzung für die Drosselung des
Naumarktes in deu Kommunen geschaffen.

Wir sprechen aber auch den Vertretern der Nazis
das Recht ab, hier dermaßen gegen die sogenannte
„Erfnllnngspolitik" eine Attackezu reiten. Man denkt
da unwillkürlich an eiueu schönen Aufsatz in der „Welt-
biihue" über die Protestkundgebung der Faschistenvor
dem Teutoburger Herumnns-Denkmal gegen den
Ionng-Plan. Da heißt es in schönem lyrischem Stil:

„Nachts um die zwölfte Stuude verläßt der Tam¬
bour sciu Grab uud steigt die bewaldeten Höhen von
Tentoburg hinan, um Nevauchc zu trommclu Wider
Quiutilius Uonug uud jeue unwürdigen Deutschen,die
sich feigen Sinns der Tributpflicht unterwerfen wollen."

Diese Revanchetrommelei hat aber sehr schlecht ge¬
zogen, denn der Tambour steht allein da, und die
Offiziere haben es wieder einmal so gemacht, wie es
die Herrschaften von der Nazzi-Frout im Weltkrieg ge¬
macht haben, denn der Hnnptmann Hugcnbcrg ist bei
Tentoburg desertiert uud ius Lager derjenigen ge¬
gangen, die bei Ionng ^ (5o. stehen. (Ironisches
Bravo! des Abgeordneten I),'. Leh.) Wir haben von
den Leuten nichts anderes erwartet. Gerade diejenigen
von den Nazis, die sich bei der Debatte über die Ent¬
schließung der Zentrumsfrattiun zur Lage des Nau¬
marttes so iu die Brust geworfen und erklärt hnbcu:
„Wir standen 10, l an der Front", diese Ihre Mannen,
Herr Dr. Leh, die „Teutschen" vou 1914, waren dazu
auserkoren, dem Ritter von Eharleville die Steigbügel
zu halteu (Ironisches Hurra! des Abgeordnete» !)>-.
Leh). Ich brauche uichts darüber zu sagen, welche Rolle
der Ritter von Eharleville gespielt hat, das ist jedem
bekannt. Man kaun eine Parallele ziehen zwischen der
Tätigkeit des Ritters von Eharleville nnd der Tätigkeit
der Leute, die in Köln ihre Verguüguugcu suchen.

Weuu hier aber gesagt wird, mau wolle deu Kampf
gegen den Uunng-Plan führen, um Gelder für den
Baumnrkt frei zu bekommen, so Wolleu wir doch daran
erinnern, daß aus berufene», Munde der National-
faschisten(Znrnf rechts: Ihr Wolga-Faschisten!) die
Erklärung abgegeben wnrdc: „Weuu wir zur veraut-
wörtliche» Mitarbeit — siehe Frick ^ herangezogen
werde», siud wir auch bereit, die Erfüllungspulitik und
den Ionng-Plcm durchzuführen." Es ist das kein Zu¬
fall, daß, wie bereits eiu Vorredner erwähnt hat, zur
Drosselung des Banmnrttes uud des Wohlfahrtsetats
Herr Frick einen Zwangsetat über Gotha verhängt hat
(Znrnf des Abgeordneten Ni-. Leh: Der Frick liegt
Euch im Magcu!), aber dabei im Angc behielt, daß
die Gelder für seine Pension sichergestellt wurden.
Hätte die Nazi-Fraktion eiueu Ergäuznugsautrag zur
Entschließung des Zentrums eiugebracht, daß die Gel¬
der, die der Nazi-Frick iu Thüriugcu für sich sicherstellt,
dazu gebraucht werden sollen, nm Gelder für den Vau-

markt frei zu bekommcu, so hätte mn» diese schöne
Geste anders tommeutiereu können. Aber so stellen wir
fest, daß die Nazis nur den Versuch gemacht haben,
die durch eiue 2000jährige Praxis erprobte Demagogie
der Zentrumspartei uoch zu übertreffe«. (Sehr gut!
bei deu Kommuuisteu.)

VorsitzenderI),'. I arres : Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwort.

Abgeordneter l)i-. Hagen : Meiuc Damen un^>
Herren! Es kaun gar keiue Rede davon seiu, daß die
Zentrumsfraktiou diese» Autrng uur eingebracht hat,
nm eine schöue Geste zu macheu. Es war ihr niit diesem
Antrag durchaus erust gemeint.

Der Autrag, wie er vorliegt, hat aber iu der I. Fach¬
kommission einige Veränderungen erfahren müsse».
Es geht nicht an, daß »mn dazu auffordert, daß eine
Reihe von Sparkasse» vorübergehend von der An-
leginigspflicht bezüglich der Reichs- uud Stants-
aulcihen befreit wird. Darin würde ich eine sehr
große Gefahr für die Zukunft sehen. Wir haben iu
Preußeu 800 bis 1000 Sparkasse,,. Jeder dieser Spar¬
kasse,! die Möglichkeit zu biete», ihre A»lagen so zu
gestalten, wie es ihr für den Augenblickgerade paßt,
das würde außerordentlich gefährlich sein. Wir müssen
vor allen Dingen darauf sehen — das ist mindestens
ebenso wichtig wie der Wohnungsbau —, daß die ab¬
solute Sicherheit der Sparlasse uuaugetastet bleibt.

Außerdem ist es nicht möglich, den Absatz von
Pfandbriefen durch die Aufhebung der Kapitalertrags¬
steuer zu fördern. Die KapitalertragSstcncr ist eine an
und für sich unsinnige Steuer; sie muß auf de», gmizeu
Gebiete, wo sie vorhaudeu ist, beseitigt werde». Das
wird aber schwieriger,wenn man sie »nr für eine ein¬
zige Ausnahme zu beseitigen versucht. Iufolgedesseu
ist im I. Fachausschußdie Entschließung der Zentrums-
fraltiu» iu ihrem zweiten Absatz von dn ab, wo es
heißt: „Insbesondere erscheint es notwendig", wie
folgt geändert wurden: „Insbesondere erscheint es not¬
wendig, den preußischen Nnsgleichsstuckfür die Haus-
zinsstener schon jetzt in, Anfang des Hanshaltsjahres
durch Zwischcntredite flüssig zn machen." Aus diese,»
Ersatz-Satz werde» Sie am deutlichste,, erscheu, daß
es der Zrutrumsfraktiou uicht uur um eiue Geste zu
tuu war. (Nrnvo!)

Vursitzeuder Dr. Iarres: Die Besprechung ist
geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte diejenige» Mitglieder des Hauses, welche
für die Annahme des Antrages des 1. Fachausschusses
uud für die Annahme des Antrages der Zentrnms-
frattion iu der abgeänderten Form sind, sich zu er¬
heben. Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zn Nr. .'!5. Wünscht der Herr Be¬
richterstatter das Wort? Das ist nicht der Fall.
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Wir treten in die Besprechung ein. Das Wort hat
Herr Abgeordneter Terboven. (Nicht da!) Dann Herr
Abgeordneter Rahmnnu.

Abgeordneter R n h in ann : Meine Damen nnd
Herren! Ich verweise ans unseren Antrag (Druck-
sache 125), wonach die Vertreter der Provinz gebeten
Werden, im Anfsichtsrat nnd in der Generalversamm¬
lung des RWE., mit allem Nachdruckdaranf hinzn-
wirlen, daß die geschäftsschiidigendcHandlungsweise
des RWE. gegenüber den selbständigen Gewerbe¬
treibenden unter allen Umständen unterbleibt. Im
Ausschuß ist es z. T. so dargestellt worden, wie wenn
die Geschäftsschädigungnicht in dem Maße bestände,
wie sie vom Handwerk zum größten Teil behauptet
wird. Ich habe hier Unterlagen, wonach in dem kleinen
Kreise Solingen der Verkauf von Heißwasserspeichern
nnd elektrischenHerden im Zeitraum von 3 Monaten
die Zahl von l>7 erreicht hat. Wenn das letzten Endes
keine Schädigung des gewerblichen Mittelstandes ist,
weiß ich wirklich nicht, wo denn nun die Grenze ist,
wo die Schädigung des gewerblichenMittelstandes an¬
fängt. Meine Damen und Herreu, die Vertreter der
Provinz werden dem Handwerk einen außerordent¬
lich großen Dienst erweisen und feinen Dank erwerben,
wenn sie darauf hiuwirken, daß diese Gcschäftsschädi-
Mmgen des RWE. aufhören. Da in diesem Hohen
Hnnse auch viele Vertreter der Kommunen sind, die
ebenfalls zum Teil im Anfsichtsrat des RWE. sitzen,
su richten wir auch a» sie die dringende Bitte, in dem
Sinne zu Wirte», daß die Geschäftsschädignnganfhört.
Sie tonnen von einem Handwerksmeister nnd einem
Gewerbetreibenden nicht verlangen, daß er sich durch
die geschäftlicheNetätignng des RWE. letzten Endes
zum Handlanger des RWE. stempeln läßt. (Zuruf des
^geordnete,, Hoffmann: Ihr seid ja Kurpfuscher!)
H/rr KollegeHoffmnnn, daß wir in diesen Dingen nicht
"nig gchcn, ist wohl erklärlich.Ihre grundsätzliche Ein¬
stellung weicht ja sehr weit von der nnsrigen ab. Wir
bedauern auch gar nicht, wenn Sie uns in dieser Sache
^hre Zustimmung nicht geben. Von den Vertretern der
Provinz erbittet aber das gesamte Handwerk, und da-
wit anch nieine Fraktion, daß die Schädigungen, die
°"rch das RWE. dem gesamten gewerblichenMittcl-
'l""d zugefügt werden, aufhören. (Znrnf des Abge¬
töneten 111, Stein: Bravo!)

Vorsitzender l)r. Iarrcs: Das Wort hat Herr
"ugeurdneter Steinbüchel.

Abgeordneter Steinbttchel: Meine Damen und
Herren! Es handelt sich hier um einen der vielen
^Nitntiunsanträge, wie sie von fast allen Parteien nus
^rr die gm,zc Wochehindurch beschäftigthabe». Eiue
^Mdiguug des Mittelstandes durch die Einrichtuugeu
°rs RWE. liegt nicht im geringsten vor. Im Gegenteil,
'"'. l'i» sogar der Ansicht, daß eiue Förderung des
Mittelstandes darin liegt, weil die Installateure nnd
'Vnudwerter dadurch noch Kapital ersparen nnd einen

besonderenZwischengcwinnerzielen können. Das RWE.
hat in Essen eine zentrale Einrichtung, das sogenannte
Glettrohllus, das eine gemeinsame Ginrichtung des
RWE. und der beteiligten Installateure ist. Dieses
Haus hat 9 Prozent Gewinn zum Jahresschluß ver¬
teilt, wovon die beteiligten Installateure auch ihren
Anteil bekommen haben. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Hört, hört!) Außerdem habeu die Installa¬
teure, tue kein Geschäft habe», dasselbe Recht, da sie
meistcus selbst nicht die Kapitalien haben, die Apparate
zu verkaufen. Sie können, trotzdem sie gar kein Kapital
aufzuwenden brauchen, den Zwischengewinn zwischen
Em- nnd Verkaufspreis eiuziehen. Weuu darin keine
Forderung des Mittelstaudcs liegt, dann verstehe ich das
nicht. Wenn diese Einrichtung nicht bestände, hätte das
Handwerk gegebenenfalls monatelang solche Apparate in
feinem Hause stehcu, die dann die Zinsen fressen So
trägt aber das RWE. das Risiko,und der Handwerker
hat den Zwischengcwinn. Augenblicklich hat man doch
meistens mich ähnliche Einrichtuugeu bei den Kom¬
munen, auf die sich die Handwerker eingestellt haben
Ich glaube, daß das eine Zwischenfurm ist, die beiden
Teilen durchaus dient. Außerdem liegt die Sache so,
daß die Handwerker gar nicht die znm Teil sehr kom¬
plizierten Apparate kennen, weil ihr Kundenkreis nicht
so vielseitig ist. Sie müssen sich vielfach bei der Zentrale
Instruktionen geben lassen, wie diese Apparate über¬
haupt bedient werden, nm sie weitergeben zn tonnen.

Meines Grachtens — das zeigt sich in Essen aus
der Praxis — liegt keine Schädigung, sondern im
Gegenteil eine Förderung des Handwerks in dieser
Einrichtung. (Zuruf vou der Wirtschatfspartci: Eigen¬
artige Auffassuug!)

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Beck.

Abgeordneter Beck: Die ungeheure Arbeitslosig¬
keit, das Elend und die Not innerhalb der Arbeiter-
kreisc wirkt sich auch auf die mittelstnndischenSchichten
ans. Nun glaubt die Wirtschaftspartci, durch nichts¬
sagende Anträge ihren eigenen Niedergang aufhalten
zu können. Wir stellen fest, daß alle diese Maßnahmen,
die von der Wirtschaftspaket gefordert werden, daß
alle diese Vorschläge,die sie in ihren Kreisen unter¬
breitet, den Mittelstand ,licht nus diesem Elend heraus¬
führen werden. (Zuruf des Abgeordneten Nuhl: Sehr
richtig!) Die Wirtschaftspartci wird eines schönen
Tages ebenfalls vou den von ihr irregeführten Schich¬
ten znm Teufel gejagt werde». Wir sagen diesen Schich¬
ten ganz klar, daß Sie (znr Wirtschaftspartci) Schind-
lnder treiben mit denen, die Sie ins Parlament ge¬
schickt haben (Erregte Zurufe von der Wirtschaftspartci:
Frechheit! Unverschämtheit! Gin frecher Bursche!),
daß Sie hinaus gehen und eine Propaganda treiben,
die nicht mehr zn überbieten ist. Wir stellen hier fest,
daß Sie nunmehr glaube», durch derartig kleinliche
Anträge Ihren eigenen Niedergang aufhalten zu
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können. Wir sagen Ihnen aber auch auf der anderen
Seite, daß Sie eS sind, die in jeder Hinsicht . . .

Vorsitzender Nr. Iarres: Herr Abgeordneter
Lessenich hat eben den Ausdruck „Frechheit" zugerufen.
Ich rufe ihn deshalb zur Ordnung. (Znrnf des Ab¬
geordneten Kolaß: „Frecher Bursche" hat er gesagt! —
Große Unruhe.)

Abgeordneter Lcsscnich: Hat der Herr Vor¬
sitzende nicht gehört, daß der touiiunuistischeRedner ge¬
sagt hat, wir trieben Schindluder mit unsere» Wäh¬
lern? Hat der Herr Vorsitzendedas überhört?

Vorsitzender Dr. Iarres: Aehnliches habe ich
wohl gehört (Znrnf des Abgeordneten Lessenich:Dante
schön!), habe mich aber nicht veranlaßt gesehen, ein-
zuschrriteu. (Aha!-Rufe bei der Wirtschaftspartei.)

Abgeordneter Neck (fortfahrend): Ich weise darauf
hin, daß es ausgerechnet die Vertreter der Mittelstands¬
partei sind, die draußen bei ihren Zählern immer nnd
immer wieder gegell die hohen Gehälter losziehen, die
immer und immer wieder fordern, daß abgebaut Wer¬
den muß. Wenn Sie aber hineinblickenin den Reichs¬
tag, den Landtag und in die dielen Kommunen, so
sehen Sie, daß es gerade die Wirtschaftspartei ist, die
gemeiusnm mit dem Zentrnm, den Dentschnntionalen
nnd den übrigen kapitalistischen Vertretern eine
Sache macht und gegen die Arbeiterschaft lusgcht. Wir
stellen fest, daß auch in dieser Frage wiederum ein
billiges Agitatiouönlittel geschaffen werden füll, um die
Wähler zu betören. Den Untergang, dem Sie (zur
Wirtschaftspartei) geweiht sind, die starte Verelendung,
die auch bei Ihnen Platz greifen wird, werden Sie
mit derartigen Maßnahmen nicht aufhalten. Karl Marx
hat ganz klar aufgezeigt, daß auch Sie eines Tages
herabgewürdigt, herabgcstoßeu werden ins Proletariat.
Sie glauben, durch derartige Maßnahmen uunmehr
dem goldenen Mittelstand, der ebenfalls vor dem Rnin
steht, helfen zu können. Ich brauche Ihnen nicht auf¬
zuzeigen, wieviel Hunderte und taufende Existenzen
durch unsere „göttliche" republikanischeOrdnung tag¬
täglich dem Uutcrgnug geweiht sind. Sie wissen das so
gut wie wir. Sie glanben dadurch, daß Sie in der
Mitte laborieren, Ihren eigenen Untergang aufhalten
zn können. Die Schichten, die Sie heute mit derartigen
Mätzchenirreführen, werden eines Tages begreifen,daß
ihr Los nicht durch derartige kleinliche Anträge ge¬
bessert wird; sie werden begreifen, daß sie Front
machen müssen gegen die Vertreter, mit denen Sie in
den letzten 8 Tagen gemeinsame Sache gemacht haben,
daß sie Front machen müssen gegen die Kapitalisten,
gegen die Herren von den Deutschnatiunalen, vom
Zentrum usw., daß sie sich darauf ciustellen müsseu,ge¬
meinsam mit dem revolutionäre» Proletariat zu
kämpfen; denn nur dadurch wird ihre Lage gebessert
werden. (Zurufe vou der Wirtschaftspartei.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Znr Geschäftsordnung,
Herr Abgeordneter Nr. Letz.

Abgeordneter Nr. Leh: In dem Aeltestenausschuß
wurde vurgesteru vou Herrn Nr. Iarres gesagt: „Herr
Abgeordneter Dnnder, wenn alle so wären wie Sie,
brauchten wir eine Gcschäftsordnnng nicht." Ich möchte
das feststellen znr Illustration für den heutigen Tag.
lZnrnfr von den Kommunisten: Das ist ja gar nicht
Wahr! — Unruhe.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Die Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Nr. Lch gehörte nicht zur Ge¬
schäftsordnung. Im übrigen entsprach sie in tein.c
Silbe der Wahrheit. (Stürmische Hört!-Hört!-Rufe. —-
Abgeordneter Dr. Leh: Znr Geschäftsordnung!)

Zu dieser Sache gebe ich Ihnen das Wort zur Ge¬
schäftsordnung nicht:

Abgeordneter Nr. Lch: Dann zn einer persönlichen
Bemerkung!

Vorsitzender Nr. Iarres: Zn einer persönlichen
Bemerkung, Herr Abgeordneter Nr. Lch.

Abgeordneter Dr. Lch: Ich stcllc fcst, daß diese
Worte genau so vou dem Herrn Präsidenten Dr. Iarres
gefallen sind. (Lebhafte Zustimmung bei dcn National¬
sozialisten. — Znrnf des Abgeordneten Gerlnch: Ncin!
^ Znrnf von den Kommunisten: Das ist eine Lüge!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich stelle fest, daß das
der Wahrheit nicht entspricht. Die Worte sind von
einem anderen gesprochenworden, aber nicht voll mir.
(Zuruf des Abgeordneten Nr. Leh: Sie haben „Ja, ja"
gesagt! — Lachen bei dcn Sozinldcmokraten. — Znrnf
des Abgeordneten Huffmann: Sie sind ein netter
Zitnten-Künstler! — Weiterer Znrnf des Abgeordneten
Dr. Leh: „Sehr richtig!" haben Sie gesagt!)

Wir kommen znr Abstimmung. Ich bitte diejenigen
sich zn erheben, die zu Nr. 35, dem Antrag des I. Fach¬
ausschusses, zustimmen wollen. — Das ist die Mehr¬
heit. Gs ist so beschlossen.

Im übrigen muß ich zn der Bemerkung des Herrn
Abgeordneten Veck, der der Wirtschaftspartei zngernfen
hat, sie triebe Schindlnder mit ihren Wählern, be¬
merken: Ich habe dcn Znrnf in diesem Ton und in
dicscm Wortlaut nicht verstanden. Würde ich ihn ver¬
standen haben, so würde ich den Abgeordneten Veck
darauf anfmertsal» gemacht haben, daß er damit die
Parlamentarische Grenze verletzt Hütte. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Dann hat sie aber auch der Zu-
rufer überschritte»! — Zuruf des Abgeordnete» Nr.
Leh znm Vorsitzenden: Das sind Ihre Freunde!)

Wir kommenzn dcn folgcndcu Punkte» der Tages¬
ordnung. Es sind Verbünde» die Nummern 36, 38
bis 43. Wünschen die Herren Berichterstatter dazu
das Wort? (Abgeordneter Dr. Kunst: Zur Geschäfts¬
ordnung!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Nr.
Knust.

Abgeordneter Nr. K n n st : Nachdem wir uus acht
Tage laug iu der Form hier nnterhalten haben, wie es
den Abgeordnete» und auch der Tribüne nicht weiter
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nnseinandergesetzt werden braucht — anch die Presse
hat sich ja schun eingehend damit beschäftigt—, wird
jetzt einer der wichtigsten Punkte der ganzen Verhand¬
lungen in Angriff genommen, nnd zwar mit einer
Redezeit von 10 Minuten. In diesen IN Minuten Rede¬
zeit für jede Partei füll jetzt der Etat in der Weise
Verändert werden, daß die Sparmaßnahmen, von
denen der Herr Landeshauptmann und anch die Par¬
teien hier so viel Worte gemacht haben, nnn dadurch m
die Tat umgesetztwerden, daß der ordentlicheEtat auf
135,1 Millionen, womit er schon nm 2,1 Millionen das
vorhergehende Jahr überschreitet, festgesetzt und der
außerordentliche Haushalt von 7,1 auf 8,9 Millionen
erhöht werden soll. (Znrnf des Abgeordneten Gerlach:
Das ist doch nicht zur Geschäftsordnung!) Wir sind
znr Geschäftsordnung der Meinung, daß es nicht mög¬
lich ist, in 10 Minuten Klarheit darüber zn schaffen,
wie die einzelnen Parteien darüber deuten bzw. wie sie
ihre Sparsamkcitsansführnngen, die sie hier gemacht
haben, verwirklichenwollen, indem sie den außerordent¬
lichen Hanshalt jetzt «m 1,5 Millionen in 10 Minuten
erhöhen. (Sehr gnt! bei der Wirtschaftspartei.) Wir
sind der Meinung, daß die 35 000 Mark, die an Diäten
hier ausgezahlt werden ....

VorsitzenderDr. Iarres : Herr Abgeordneter, Sie
haben zur Geschäftsordnung das Wort. Sie sprechen
aber zur Sache. Das ist gegen die Geschäftsordnung,

Abgeordneter Ui-. Knnst (fortfahrend): Daß diese
Diäten dafür benutzt werden sollten, ganze Arbeit zu
wachen, indem wir nns über die Sparsmnkeits-
Vrinzipü'n, wie sie jetzt hier angewandt werden sollen,
etwas länger unterhalten. Wir stellen den Antrag, die
»Redezeit von 10 ans 20 Minuten zn erhöhen. (Zuruf
des Abgeordneten Nenner: Weun Sie zuviel Diätcu
stummen, dann geben Sie sie bei uns ab. Wir tonnen
ne verwerten! — Heiterkeit.)

Vorsitzender 1)^. Iarres: Der Acltcstcnrat hat
Ihnen heute morgen vorgeschlagenund Sie habeu be¬
schlossen,zn Nr. 36, 38 bis 13 die Redezeit auf 10 Mi¬
nuten festzulegen. Die Wirtschaftöfraktion stellt den
Antrag, diese Redezeit mit Rücksicht auf die Wichtigkeit
norade dieses Gegenstandes ans 20 Minute», zu erhöhen.
Ich lasse darüber abstimmen und bitte diejenigen, die
s"" Autrage der Wirtschaftspartei entsprechenwollen,
'ch in erheben. (Znruf des Abgeordneten Haate: Wo
"leibt die Arbeitsgemeinschaft? — Antwort des Abge¬
ordneten Gerlach, auf Wirtschaftsbund und Nationnl-
wzmlisten weisend: Da ist sie jn!) — Das ist nicht die
"forderliche Mehrheit. (Znruf des Abgeordneten Dr.
^rh: Die KPD. geht immer mit den Bürgerlichen! -
zachen in der Mitte und links. — Erneuter Zuruf
°es Abgeordneten vi>. Leh: Das sind Ihre Freunde!)

berr Abgeordneter Dr. Leh, Wolleu Sie nicht immer
°" Verhandlungen unterbrechen durch iibcr-
""ssige Zwischenrufe.

Ich erteile zunächstdas Wort dem Herrn v?. Boden
als Berichterstatter zu Nr. 10.

Abgeordneter Ur. Boden: Meine Damen und
Herren! Ich habe namens des I. Fachausschusseszu
Nr. 40 lediglicheiue Erklärung abzugeben. Sie finden
in dem Haushaltsplan „Verfchiedeues"unter Titel 15
zum erstenmal einen Ansatz für die Landesplanung.
Der I. Fachansschnß hat mich beauftragt, seiner Mei¬
nung hier dahin Ausdruck zu geben, daß er diese
Materie als eine Aufgabe der Selbstverwaltung be¬
trachtet uud daß er im Interesse einer einheitlichen
Regelung dieser Materie für die Provinz eine pro¬
vinzielle Selbstverwaltungsnufgabe darin erblickt.

Vorsitzender 1)i>. Iarres: Ich stelle fest, daß die
übrigen Herren Berichterstatter das Wort nicht
wünschen.

Wir treten in die Besprechung ein. Zunächst hat
das Wort Herr Abgeordneter Hansen.

Abgeordneter Hansen: Meine Damen und
Herren! In der Drucksache 127 heißt es wörtlich: „Die
Provinzialverwaltung wird beauftragt, sofort geeignete
Schritte zu unternehmen, um die vorhandenen Miß¬
stände beim Deichban Neuwied in bezug auf Ueber-
stundenwcsen, untertarifliche Entlohnung, Nichtein-
haltung der Unfallverhütnngsvurschrifteu, Vermittlung
nnd Unterbringung der Arbeiter usw. zu beseitigen."
Ich wäre in der Lage gewesen, aus meiuer Zugehörig¬
keit zum DcichnnsschußNenwied diese Unterstellungen
zn widerlegen,habe es aber für meine Pflicht gehalten,
diese Angelegenheit sofort dem Bürgermeister in Neu¬
wied und ebenso dem Leiter des Deichbnnamtes zu
Neuwied zu uuterbreitcu. Darauf habe ich die Er¬
klärung bekommen, die hier schriftlich vorliegt, daß den
berufenen Stellen von Mißständen beim Deichbau
Neuwied in bezng ans Ueberstundenwesen,untertarif¬
licher Entlohnung, Nichteinhaltung der Unfallver-
hütnngsvorschriften, Vermittlung nnd Unterbringung
der Arbeiter nichts bekannt sei. Wohl sei es einige Male
vorgekommen, daß Arbeiter, die von den Deichbau¬
firmen wegen Pflichtverletzung entlassen wurden seien,
sich über angeblicheMißständc, wie sie in dem kommu¬
nistischen Antrag erwähnt seien, beklagt hätten. Die
Ermittlungen hätten jedoch jedesmal ergeben, daß von
Mißständen keine Rede sein könnte und daß die Be¬
schwerdennur vorgebracht worden seien, um sich a»
der betreffenden Firma wegen der Entlassung zn
rächen. Im übrige» bemerkt der Herr Bürgermeister
weiter, daß die Kontrolle über die Dcichbauarbeiten,
die das Deichbauamt im eigenen Interesse ausübe, eine
so weitgehendennd scharfe sei, daß die in dem Antrag
behaupteten Mißständc überhaupt uicht aufkommen
könnten.

Ich freue mich, daß die Unterlage» der Regierung
in Koblenz znr Prüfung überreicht sind, weil sich ge¬
rade die Regierung in Koblenz fortlaufend über die
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tatsächlichen Verhältnisse unterrichtet und sich davon
überzeugt hat, daß alles in Ordnung ist.

Meine Herren! Wir in Neuwied haben ein ab¬
schreckendes Beispiel in allernächster Nähe, den Nür-
biirgring, nnd werden schon darauf achten, daß es nicht
zn einem zweiten Nürburgriug kommt.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber die Landes-
berwaltung bitten, der Aggertalsverre-Angelegenheit
erneute Aufmerlsamteit zu widme», damit es hier nicht
zu einem zweiten Niirbnrgring kommt.

Vorsitzender l),-. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Ui-. Boden.

Abgeordneter Nr. Boden : Meine Damen! Meine
Herren! Die Ausführungen, die der Herr Abgeord¬
nete Dr. Knust zur Begründung des Antrages auf Ver¬
längerung der Redezeit gemacht hat, zwiugen mich
doch, zu dieser Sache kurz Stellung zu uehmen.

Es ist richtig und auch im 1. Fachausschuß sehr deut¬
lich zum Ausdruck gebracht worden, daß man über die
Art dieser Umetatisicrung sehr streiten kaun. (Hört,
hört! bei der Wirtschaftspartei.) Sie müssen aber be¬
denken, daß es sich hier um eine Aufgabe handelt, die
die Provinz seit Jahren und Jahrzehnten als ihr ur¬
eigenstes Gebiet betrachtet hat und daß die Senkung
in diesem Aufgabengebiet gegenüber dem Vorjahr 40
Prozent beträgt nnd damit den höchsten Prozentsatz
erreicht hat, der überhaupt gekürzt worden ist. Ich
darf vergleichsweisedarauf hinweisen, daß im Hoch-
bauetat die uächsthöchste Kürzung mit 38 Prozent nnd
die dann folgende Kürzuug mit 22 Prozent bei den
Provinzialerziehuugshcimcn erfolgt ist. Weuu Sie das
zugrunde legen uud bedeukeu,daß die Gemeinde» nnd
kleinen Landkreise sehr wesentlichauf die Unterstützung
der Provinz zur Aufrechterhaltung ihrer Straßen an¬
gewiesen sind, dann werden Sie niir Wohl recht geben
und mich unterstützen,weuu ich Sie bitte, dem Autrage,
Wie er Ihue» vorgelegt ist, Ihre Zustimmung zu er¬
teilen.

VorsitzenderOi-. Iarres : Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Meurer.

Abgeordneter Mcuer: Zunächst liegt Ihnen ein
Antrag der kommunistischenFraktion vor, in dem ver¬
langt wird, der Noten Hilfe einen Zuschuß in Höhe
von 50 000 Mark zu gewähren. (Zurnf des Abgeord¬
neten Terboven: Das ist zu wenig!) Der Ausschuß
empfiehlt Ublehuung. Wir sind uns auch darüber klar,
daß die Mehrheit dieses Hauses diescu Autrag ablehnen
wird, weil von dieser Stelle aus grundsätzlich nur
Mittel entweder für die schwarze oder für die blaue
oder für die rosarote Hilfe bewilligt werden.

Danu liegt ein Antrag unserer Fraktion vor, die
Summe für Kinderspeisung von 150 000 auf 500 000
MM zn erhöhen. Wir sind gewiß, daß die Mehrheit
dieses Hanfes auch diesen Antrag ablehnen wird.

Weiter liegt ein Antrag vor, die beabsichtigteAn¬
leihe von 7,5 Millionen NM für deu Straßenbau in
der Provinz cmf 15 Millionen RM zn erhöhen. Gin
weiterer Antrag unserer Fraktion fordert, daß vo»
diesen 15 Millionen RM 6 Millioneil RM für den
Gemeinde- uud Kreiswegebnu zur Verfügung gestellt
werden. Sie werden diese Anträge naturgemäß ab¬
lehnen; aber mit der Ablehnung dokumentieren Sie,
daß die ganzen Reden, die Sie vou Moutag bis heute
über die schlechten Wegeverhältuissc in der Eifel, auf
dem Hunsrück uud überall gehalten haben, nichts
anderes sind, als leere Phrasen.

Herr Hansen als Vertreter der Zentrumspartei
erklärt hier: Bei dem Deichbau Neuwied sind keine
Mißstände vorhanden; es ist alles in bester Bntter.
Wen» das so wäre, Herr Hansen, hätten wir gar keine
Veranlassung gehabt, diesen Antrag hier einzubringen,
AIs vor zwei Jahren die Bewilligung der ersten
Mittel für den Deichbau Neuwied hier zur Beratung
stand, stand ebenfalls ein Antrag unserer Fraktion zur
Diskussion, in dem von der Verwaltung gefordert
wnrde, daß sie bei der Verausgabung uud Verteilung
der Gelder eine sehr strenge Kontrolle durchführen
sollte. Wir stellen heute fest, daß diese Anträge ab¬
gelehnt wurden sind, weil die Verwaltung erklärte:
Der Antrag ist nicht notwendig; wir werden mich ohne
diesen Antrag irgendwelche Mißständc bei diese» Ar¬
beiten zn unterbinden wisse». Heute stellen wir fest,
daß bei den Deichbanarbciten in Neuwied ein Akkord-
System herrscht, das ein ausgesprochenes Mordsystem
ist. Ich frage Sie, Herr Hansen: Wenn bereits bis
heute beim Deichbau 5 Todesfälle nnd weit über 50
Schwer- und Leichtverletztezu verzeichnen sind, ob das
»ach Ihrer A»sicht leine Mißständr sind. Wir sagen:
Weil die Verwaltung solche Mißstäude deckt, ist sie
lUNProzentig mit verantwortlich für dieses Abschlachte»
der Proletarier. (Zuruf von den Kommuuisteu: Sie
sagt, es wäre alles in Bntter!) Natürlich, alles in
Butter. Wenn wir zum Beispiel heute feststellen,daß
Tausende von Tagewerke» uur durch das Schufteu vou
Uebcrstuuden eingespart worden sind, nur deshalb, weil
die Firmen Ueberstunden auf Ueberstunden verlangen,
so sind das schon einige Mißstäude. Wenn Wir weiter
feststellen,daß bei den meisten Firmen beim Deichbau
die Tariflöhne nicht eingehalten werden, sondern daß
die Arbeiter unter Tarif entlohnt werden, so sind
das ebenfalls Mißstände. Wenn bei der Vermittlung
vo» Arbeitskräfte» dnrch das Arbeitsamt Neuwied
nach dem Deichbau zu verzcichueu ist, daß die Aus¬
gesteuerten im Kreise Nenwied selbst keine Beschäfti¬
gung beim Deichbau fiudcn, daß dafür Arbeitslose mit
36 und 3? RM Unterstützung aus den Landkreisen
Koblenz, Mnyen und Alteukirche» beschäftigt sind, nur
um die Unterstützungsempfänger, die auf Gruud ihrer
Leistuugeu hohe Uuterstützuugssätze beziehen, aus der
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Arbeitsloscnfiirsorgc hcrauszuwichscn,so sind das auch
Mißständc. Wir stellen fest, daß bei aller Akkordarbeit
der beste Wochcnlohn im Durchschnitt 37, 38 RM, im
nllcrgünstigstcn Falle 40 RM beträgt. Die Leute, die
ans dem Kreise Altcnkirchen vom hohen Westerwald
für 30, 3? und 38 RM die Woche schaffen müssen,die
dann noch ihre Fahrgelder und sonstigen Abgaben
zahlen müssen, gehen mit einen: Wochenlohuvon 23 uud
24 RM nach Hause. Das sind doch sicherlich Mißstände,
Herr Hansen.

Heute steht die Frage zur Diskussion, ob 28NU00
RM wiederum als Zuschuß zum Deichbau gegeben
werden sollen. Wir verbinde» damit unsere Forde¬
rung, daß die Verwaltung in Zukunft mehr als bisher
auf die Einhaltung der tariflichen Bestimmuugen
achtet. Wenn uus nachher erklärt wird, daß dafür die
Gewerkschaftenund die Parteien da sind, so erklären
wir Ihnen, daß dieselben Parteien, die hier unsere
Anträge ablehnen, dort die Gewerkschaften, das
Arbeitsamt, das Bürgermeisteramt uud die Kreis¬
leitung darstellen. Bei einer solchen Verwaltung und
bei solchen Leuten ist absolut nicht zu erwarten, daß
sie auch das allergeringste Interesse den Werktätigen
entgegenbringen. Im Gegenteil, wir werden feststellen
können, daß nach Bewilligung dieses Zuschussesvon
280 000 RM die dortigen Firmen erneut den Augen¬
blick für gekommen halten, durch ein gesteigertes
Mordsystcm diese 280 000 RM ebenfalls in aller¬
kürzester Zeit zu verschlingen.

Wenn Herr Hansen sagt, daß die Deichbaukummission
darauf achtet, daß der Deichbau Neuwicd kein zweiter
Nürburg gibt, so tonnen wir Ihnen verraten, daß das
Nürburgdrama in Ncuwied beim Deichbau seine
Wiederholung fiudcn wird. Sie haben heute selbst
zugegeben, daß der Nürburg eiu Fiasko ist für die
Verwaltung und für die Nheinprovinz. Sie dürfen
allerdings nicht vergessen,daß Sie diejenigen sind, die
die Mittel für den Nürburgriug bewilligt haben.
Gerade beim Etat für Straßcu- und Wegebau stellen
wir fest, daß Jahr um Jahr die Mittel für den Ausbau
der Gemeinde- und Kreiswege beschnitten werden, daß
aber auf der audercu Seite das Millioncndcfizit bei
diesem Nürburgriug gedeckt wird. Aus all diesen
Dingen ersehen wir, daß Sie gar kein Interesse daran
haben, und aus Ihren Ausführuugen konnten wir
bereits entnehmen, daß Sie gar nicht daran denken,
diese hier nufgczeigtcu Mißständc beim Deichbau Neu¬
wicd auch uur iu etwa abzustellen. Wir sind der Auf¬
fassung, daß Sie das auch niemals tun werden. Des¬
halb sagen wir, daß diese Instanz, dieses Parlament
Und diese Verwaltung nicht dafür eintreten nnd sorgen
Werden, daß diese Mißständc, daß dieses Mordsystem
bcuu Deichbau Neuwicd beseitigt wird, souderu wir
wissen, daß dieses System weitergeführt und beibehalten
wn-d. Deshalb sagen wir den Proletariern draußcu,
daß nicht durch Beschlüsse dieses Parlameuts auch nur
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in etwa Hilfe zu erwarten ist, daß die Verwaltung
ein Bestandteil des kapitalistischenSystems ist und daß
die Arbeiterschaft von diesemBestandteil eines kapita¬
listischen Ausbeutersystcms gar nichts anderes erwartenkann.

Wir sagen deshalb den Arbeitern, daß es gilt, im
Kampf diese Gesellschaftsordnung samt ihrer Vcrwal-
ung und ihren Stützen zu beseitigen. Die Zustände

beun Deichbau Neuwied werden dazu beitragen, viel¬
leicht Hunderten und Tausenden von Proleten in dem
dortlgen Gebiet die Nugeu zu öffnen.

VorsitzenderUi-. Inrrcs: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine Damen und
Herren! Zu Punkt 41 der heutigen Tagcsurdnuug
liegt ein Antrag des IV. uud I. Fachausschussesvor
zu dem Antrag der Zentrumsfrattion auf Erhöhung
der für Uebernahmestraßen und für Unterstützuug des
Kreis- und Gcmeindewegcbaues vorgesehenen Mittel,
ferner ein Antrag der Wirtschaftspartci zu diesem
Autrag der Zentrumspartei Nr. 6«. In diesem An¬
trag der Zentrumspartei wird folgendes verlangt:

Seit dem Jahre 1926 sind für Kreis- uud Gemeiudc-
wegcbauten 1,7 Millionen RM verlangt worden,
ferner für den Ausbau der Proviuzialstraßeu 1 Million
RM, ini gauzcn also 2,7 Millioueu RM. Im Jahre
1930 ist der Ltat von der Provinzialverwnltung so
aufgestellt worden, daß für Kreis und Gemeinden
1 Million RM und für den Ausbau 500 000 RM an¬
gefordert werden. Es besteht also gegenüber den Vor¬
jahren eine Differenz von 1,2 Millionen RM. Das
Zentrum verlangt aber eine Erhöhung dieser Position
um 1,5 Millioueu RM, geht also noch um 300 000 RM
über die Etats der Jahre von 1926 an hinaus, ob¬
wohl sich seitdem die Schwierigkeiten und bic Nut des
deutschenVolles über alle Maßen vergrößert haben.
(Zuruf des Abgeordnete» vi-. Knust: Sehr richtig! Das
ist die Sparsamkeit!)

Meine Damen und Hcrre»! Die Wirtschaftspakte!
hat nun durch ihren Antrag versucht,diesem Vorgehen
des Zentrums die Sparsamkeitsmöglichkcit eutgegen-
zustelleu (Sehr richtig! bei der Wirtschaftspartei.) und
hat verlangt, daß diese Mehranforderung von 1,5 Mil¬
lionen dadurch gedeckt wird, daß der Endbetrag des
ordentlichen Haushaltsvoranschlages für 193U, der in
der Schlußsnmme mit rund 2,! Millionen RM über¬
stiegen wird, zur Deckungbenutzt werden soll. Es ist
im Ausschuß gesagt worden, daß es für uns sehr leicht
wäre, solche Vorschläge zu macheu. (Sehr richtig! im
Zentrum.) Ich höre eben auch aus dem Zentrum die
Vemertuug: Sehr richtig. Ja, meiue Damen und
Herren, ist es denn für die Provinzialverwaltung nicht
uoch viel leichter, eine solche Erklärung, daß dies
leicht sei, abzugeben? Wir haben von der Provinzial¬
verwaltung allerdings einen Sparerlaß zu Hiiuden be¬
kommen, über Leu wir uus bis zu einem gewissen
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Grade freuen könnten; denn wir glaubten darin ein
langsames Erkennen zu sehen, das; auch die Provinzial-
vcrwaltung endlich dazu übergeht, tunsegucntc Maß¬
nahmen zur Vrsparung der Stcuergclder und der Um¬
lage durchzuführen. Wir haben uns schon gewundert,
daß nicht von anderer Seite aus gegen diesen Spar¬
erlas; losgezogen worden ist, denn es würde doch den
Anschauungen der Linken nicht entsprechen, das; man
nun wirklich und energisch irgendwelche Sparmaß¬
nahmen verlangt.

Meine Damen und Herren! Das Zentrum bringt
es nun fertig, über die Summen der Jahre hinaus¬
zugehen, in denen es glaubte, das; wir noch besser
standen. Die Wirtschaftspartei hatte aber schon damals
dauernd gemahnt, des Endes einzugcdeuten, das uns
bei dieser Wirtschaft, wie sie in Reich, Ländern uud
Kommunen getrieben wurde, bevorstehe. Die Wirt¬
schaftspartei hat gemahnt, der Folgen eingedenk zu
sein, wenn die Nadilalisicruug des Volkes und das
Auseinanderfalten der Volksschichten weiter fort¬
schreite. Gin Spiegelbild davon waren die gesamten
Verhandlungen hier, in denen fast täglich Links und
Rechts in einer Schärfe aufeinanderprallten, wie wir
das in der Vergangenheit noch nicht gesehen haben.
Das alles zeigt nur die scharfnbgehendeKurve unserer
Wirtschaft. Deshalb ist es auch nicht verständlich, das;
man von derjenigen Partei, die IN Jahre lang diese
Wirtschaftspolitik maßgebend und ausschlaggebend
trotz bürgerlicher Mehrheiten beeinflußt hat (Hört,
hört-Rufe bei der Wirtschaftspartei), über die Etats¬
ansätze viel besserer Jahre der Vergangenheit in der
heutigen Not um diese außerordentliche Summe
hinausgeht. «Sehr gut! bei der Wirtschaftspartei.)
Glaubt man wirtlich, bevor noch das Desastre kommt,
möglichst viele seiner gegebenen Versprechungen in
Kreisen, Gemeinden und in der Provinz in die Scheuue
hineinbringen zu müsseu? Deuten Sie daran, daß
diese Scheune eines Tages brennen wird und daß
alles, was Sie dort hineingesteckt haben, vernichtet
werden wird. (Sehr gut! bei der Wirtschaftspartei.
Zuruf des Abgeordneten »r. Ley: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Der Sparerlaß ist
gut, aber wir vermissen trotzdem den großen Zug in
den Etats, daß wirtlich mit ernster Rücksichtslosigkeit
und Konsequenz gespart wird. (Sehr richtig! bei der
Wirtschaftspartei.) Nenn es heißt, es wäre für uns
sehr leicht, solche Vorschläge zu machen, dann muß
man der Provinz doch entgegenhalten, daß wir schon
vor Jahren im Reichstag und in anderen Parlamenten
verlangt haben, IN Prozent der gesamten Etats ab¬
zustreichen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Um die
Hungerpeitschenoch mehr schwingenzu tonnen!) Nein,
um sparsam zu sein uud dafür zu sorgen, daß die
Arbeiter noch Lohn bekommenkönnen; denn das wird
eines Tages aufhören, und Sie <zu den Kommunisten)
haben nns noch nicht bewiesen,daß es möglich ist, Geld

zu bezahlen, wenn keins mehr da ist. Wenn Sie den
Beweis einmal erbracht haben, dann können Sie
wiederkommen.(Erregte Zurufe bei den Kommunisten.)
Meine Damen und Herren! Wir Wundern uns auch
darüber, daß unser Antrag von der ProUinzialverwal-
tung im Ausschuß so leicht genommen wurde, indem
man erklärt hat, es wäre leicht, sich so zu äußern. Ich
möchte einmal fragen, ob die Provinzialverwaltung
auch dem Herrn Finanzminister, der einen Erlaß
herausgegeben hat, daß IN Prozent bei allen Etats
zu sparen sind, gesagt hat: Ja, lieber Finanzminister.
Das ist alles sehr leicht und sehr schön. Sage aber mal,
Wo, wie und wann ich diese IN Prozent einsparen soll.
Ich glaube, daß diese Entgegnung durchschlagendist
für dir Stellungnahme der Provinz im Ausschuß uns
gegenüber.

Meine Damen und Herren! Noch etwas über die
Anleihepolitit und darüber, daß die Provinz es heute
fertigbringt, Mittel aus dem außerordentlichen Etat
im ordentlichen Haushalt zu verwenden. Das scheint
mir ein bißchen an Hexerei zu grenzen. Wir haben
uns aber bei Aufstellung der Etats, die in Preußen
nach etwa 7N Schemata stattfinden, an vieles gewöhnen
müssen und sind überzeugt, daß der Hokuspokus bei
der Aufstellung der Etats an vielen Stellen nicht mehr
überboten werden kann. (Sehr gut! bei der Wirtschafts¬
partei.)

Meine Herren! Die Sparsamkeit ist in aller Munde,
aber diejenigen, die darüber sprechen, sind in der Regel
nicht dafür, daß sie selbst sparen, sondern daß andere
sparen. Wir hoffen uud erwarten, daß der nächst¬
jährige Etat auch hier in der Provinz in ganz anderer
Weise aufgestellt wird, ohne daß die Not Sie dazu
zwingt. Das sollte vielmehr aus Klugheit und aus
Rücksicht auf die gesamten Verhältnisse geschehen, damit
wir nicht in ein unerträgliches Maß von Radikalisie¬
rung versinken. Der Ltat muß aufgestellt werden im
Sinne des Sparsamkcitscrlasscs der Provinz im
Kleinen, im nächsten Jahr dann aber auch im ganz
Großen. lZuruf des Abgeordneten Dunder: Zur Ge¬
schäftsordnung!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Der Nazi-Abgeordnete
Leh hat vorhin in meiner Abwesenheit in Verbindung
mit der Geschäftsordnung über mich etwas geäußert,
was der Vorsitzende bereits richtiggestellt hat.

Vorsitzender vr. Iarres : Ich kaun Ihuen hierfür
das Wort zur Geschäftsordnung nicht geben. Das ist
eine persönliche Bemerkung.

Abgeordneter Dunder: Zur Geschäftsordnung.
Im Aeltestcnausschuß wurde gestern angekündigt, daß
in den letzten Tagen der Landtagssitzung von der Ge¬
schäftsordnung schärfer Gebrauch gemacht werden sollte.
Gerade unser Fraktionsfreund Nohl ist es gewesen..-
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Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Duuder, ich kann Ihnen hierzu das Wort zur Ge¬
schäftsordnung nicht geben. Das ist eine persönliche
Bemerkung, die Sie nachher machen können. (Zuruf
des Abgeordneten Dr. üeh: Tun Sie ihm bitte nicht
weh, Herr I)r, Iarres! Das ist ein lieber Mann!)

Abgeordneter Dunder: Dann bitte ich um eine
PersönlicheBemerkung nach der Aussprache.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Simon.

Abgeordneter Simon: Gs ist bezeichnend,das;
kein einziger von sämtlichenVorrednern es der Mühe
für wert gehalten hat, bei dem jetzt zur Debatte
stehenden Punkt ein Wort über die Anlcihewirtschaft
dieser Provinz zu sagen. Das ist ein Kennzeichendafür,
wie weit die Vcrsnzung der einzelnen Parteien mit
dem Finanzkapital vorgeschritten ist. Wir National¬
sozialisten lehnen jedenfalls diese Anleihen ab, und
zwar einmal aus Gründen der allgemeinen Wirt¬
schaftsmoral (Zuruf des Abgeordneten Dunder), die
heute noch teilweise bei einigen Kreisen des deutschen
Volkes — bei Ihnen ja nicht, Herr Dunder — vor¬
handen ist. (Abgeordneter Ur. Leh: Sehr gut!) Gs
entspricht nicht deu Gepflogenheiten eines ordentlichen
Kaufmanns, das; er zu einem Zeitpunkt Geld auf¬
nimmt, wenn er nicht weiß, ob er es zurückzahlen
kann, ja sogar, wenn er überzeugt ist, daß er es nie¬
mals zurückzahlenkann. «Sehr richtig! bei den Natio¬
nalsozialisten.) Das angewandt auf die Provinz heißt,
daß es auch den Grundsätzen einer anständigen öffent¬
lichen Wirtschaftsgcbarilng nicht entsprechen kann,
wenn Anleihen aufgenommen werden zu einem Zeit¬
punkt, wo die Verwaltung nicht weiß, ob sie in den
kommenden Jahren oder Jahrzehnten auf Grund
dieser Verhältnisse und des jetzigenSystems jemals in
d>e Lage kommen wird, auch uur eiuen Teil dieser
Anleihen zurückzahlenzu können. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.)

Wir Nationalsozialisten lehnen die Anleihen aber
auch aus politischen Gründen ab. Wir sind nicht so
töricht, zu glauben, daß die Aufnahme eiuer Anleihe
lediglich eine rein wirtschaftlicheAngelegenheit ist. Wir
sehen vor allen Dingen nicht ein, daß wir dem Finanz¬
kapital etwa noch zu Dank verpflichtet sein sollen, weil
wir eine Anleihe zu einem einigermaßen tragbaren
Zinsfuß bekommen. Wir sehen darin vielmehr ein
trauriges Zeichen des gegenwärtigen Systems, daß die
Ncsnmtcn öffentlichen Körperschaften, daß Gemeinden,
Städte, Kreise, Provinzen, Staaten und Reich und
selbst die Kirchen, daß diese Wirtschaften im großen
w« im kleinen allesamt gezwungen sind, heute vor den
Huren der Finanzkapitalisten zu stehen und sich das
Geld besorgen, das sie für die Produktion brauchen.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Sehr gut!) Die
Nationalsozialisten erblicken gerade in dieser Tatsache
eine Bestätigung für die alte Wahrheit, daß die Demo¬

kratie als Negierungsform niemals ein Zeichen für
eine Voltsherrschllft, sondern ein Zeichen dafür ist, daß
das Finanzkapital, daß die Ausbeutung des schaffenden
Menschenzur Macht gelangt. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Siehe Mussuliui!) Dir Tatsache, daß die
Provinz Rheinland Anleihen aufnehmen muß, um
überhaupt die Produktion wenigstens für die öffent¬
liche Wirtschaft noch einigermaßen in Gang zu halten,
beweist, daß wir in Dcutschlaud, sowohl in der Pro¬
vinz, als auch im Staat und im Reich restlos in der
Herrschaftdes Finanzkapitalismns stehen, daß wir nicht
einen Volksstaat haben, sondern einen Staat, den ich
hier nicht bezeichnendarf, weil ich nach dem Republit-
schutzgesetzdabei mit einer entsprechenden Strafe be¬
legt würde. lLachen in der Mitte und links.)

Wir Nationalsozialisten lehnen die Anleihen auch
aus wirtschaftlichenGründen ab. Ich bin mir voll¬
kommen darüber klar, daß der größte Teil dieses
Hauses unsere wirtschaftlichenGründe entweder nicht
einsehen kann oder nicht einsehen will, weil eben diese
Parteien viel zu sehr an das Finanzkapital gebunden
sind. (Zuruf des Abgeordneten !),-. Ley: Sehr richtig!)
Eine Anleihe ist wirtschaftlich nichts anderes als der
vorausgenommene Papierne Ausdruck eines später zu
schaffendenrealen Wertes, und es dreht sich darum,
ob dieser papierne Ausdruck des realen Wertes durch
die Privatwirtschaft und das Nanttapital geschaffen
wird oder durch einen Staat, der die Finanzhoheit
selbst in der Hand hat. Wir Nationalsozialisten ver¬
langen, daß jeder Ausdruck eines später zu schaffenden
reale» Wertes nicht durch die Bankeu und das Privat-
kapital geschaffen wird, sondern dnrch den Staat, daß
also der Staat die Finanzhoheit zurückerhält. (Sehr
gut! bei den Nationalsozialisten.) Dann ist die Pro¬
vinz Rheinland auch nicht mehr gezwungen, um An¬
leihen zu einem hohen Zinsfuß betteln zu gehen.

Weil diese Tatsache gegenwärtig besteht, sind wir
Nationalsozialisten nicht geneigt, den diesjährigen Etat
anzunehmen. Wir lehnen diesen Etat ab als Ausdruck
unserer Gesinnung dafür, daß wir dem Finanzkapital
in Deutschland nicht zn Willen sein wollen. (Zuruf des
Abgeordneten !)>'. Lch: Sehr gut!)

Auf der Tagesordnung steht noch ein Pnnkt, wonach
die Herren Kommunisten eine besondere Unterstützung
für ihre Rote Hilfe verlangen. Diese Unterstützung
könnte jn gegeben werden, wenn eine Voraussetzung
erfüllt wäre. Gs müßte genau wie bei anderen Organi¬
sationen die Voraussetzung vorhanden sein, daß bei
Ihrer Roten Hilfe die Verwaltung so sauber ist, daß
man weiß, daß die Kinder die Unterstützung auch be¬
kommen.<Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.) Aber
für diese Tatsache bietet gerade die Kommunistische
Partei keine genügende Garantie.

VorsitzenderNi-, Iarres: Das Wort hat der Herr
Landeshauptmann.
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Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Der Herr Abgeordnete von Netten hat
der Pruvinzialverwaltung Sparsamkeitsvorschläge ge¬
macht, zu denen ich doch ein kurzes Wort sagen muß.
Es sind jetzt sämtlicheHaushaltspläne der Provinzial-
vcrwaltung angenommen, bis auf den Haushaltsplan
„Verschiedenes". Zu diesen sämtlichen Haushalts¬
plänen hat die Wirtschaftspartei einen einzigen Spar¬
vorschlag gemacht,nämlich die Reisekostenum 25 Pro¬
zent zu ermäßigen, woraus sie eine Ersparnis von
lN0Nll0 RM errechnet. (Zuruf aus der Wirtschafts-
partei: Und die Landesratsstelle?) Jetzt soll nun eine
Weitcrc Ersparnis dadurch stattfinden, daß einfach ge¬
rechnet wird, um wieviel der Gefcnnthaushaltsplan in
diesemJahr hoher ist als im vorigen Jahr. Das sind
2 Millionen. Folglich sollen diese 2 Millionen an irgend¬
welchen Haushaltsplänen abgestrichen werden. Das
sind eben die Sparsamteitsvorschläge, die sich genau
mit denen decken:es sollen l« Prozent. 15 Prozent
oder 2N Prozent eingespart werden. Es ist ja ein
Mundauftun, ob Sie 2 Millionen sagen oder 1 Mil¬
lionen oder 6 Millionen. Für alles ist genau dieselbe
Unterlage vorhauden. Das sind die Sparsamteits¬
vorschläge,mit denen wir in der öffentlichen Verwal¬
tung auch keinen Schritt weiterkommen. (Sehr gut!
in der Mitte.) Wir kommen nur weiter mit Spar-
samteitsvorschlägen, die praktischen Inhalt und prak¬
tische Bedeutung haben. Wenn mir solche Sparsam-
keitsuorschlägevon der Wirtschaftspaket gemachtwür¬
den, so würde ich dafür sehr dankbar sein. Ich bin
dann gerne bereit, sie, soweit es irgend möglich ist,
zur Durchführung zu bringen. (Beifall im Zentrum.
Zuruf des Abgeordneten Dr. Knust: Herr Landes¬
hauptmann, 50 Prozent au Pensionen! Zuruf des
Abgeordneten Dunder.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Hansen.

Abgeordneter Hansen : Ich möchte gegenüber den
Ausführungen des Herrn Meurcr lediglich feststellen,
daß sämtlichen Untcrnchmervcrträgen die Bestimmung
zugrunde liegt, daß die tarifmäßigen Löhne bezahlt
werden müssen. Verschiedentlich sind von kommu¬
nistischer Seite Mängel gerügt wurden. Es wurde
aber jedesmal festgestellt,daß die Klagen unberechtigt
waren.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen und
Herren! Ich beantrage Schluß der Besprechung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es sind keine Redner
mehr gemeldet. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten
Heuser: Gott sei Dank! Man muß ja auf alles ge¬
faßt fein!)

Zu einer persönlichen Bemerkung Herr Abgeord¬
neter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Ich habe eben bereits
darauf hinweisen wollen, daß der Nazi-Abgeordnete
Leh (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Der Nazi-
Faschist Leh, heißt das!) hier eine Behauptung auf¬
gestellt hat, die mich betrifft, wonach gesteru in einer
Aeltestenausschußsitzung der Vorsitzende gesagt haben
soll: Wenn alle Abgeordneten dieses Hauses so wären
wie der Abgeorduete Dunder, dann brauchten wir
keine Geschäftsordnung. (Zuruf des Abgeordnete»
Simon: Das ist aber auch wirklich wahr!)

Ich darf dazu zunächstbemerken,daß gestern in der
Aeltestcnratsfitzung angekündigt wurde, in den letzten
Tagen die Geschäftsordnung fester zu handhaben.
Gerade mein Frcuud Nuhl und ich find es gewesen,
die erklärt haben, daß wir trotzdem von allen Mitteln
der Geschäftsordnung Gebrauch machen werden, daß
wir uns aber dagegen verwahren, uns die Anpöbeleien
der Nazis länger gefallen zu lassen. Wir haben er¬
klärt, daß wir soust zur Selbsthilfe greifen würden,
auch wenn es hier im Saale wäre; das ist uns ganz
gleichgültig. Im übrigen lassen wir uns weder von
den Nazis noch von irgendeiner anderen Partei vor¬
schreiben, wann und wie wir Obstruktion treiben. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Nohl: Sehr richtig!) Wir
lehneu es aber ab, mit dreckigen persönlichen Mitteln
Obstruktion zu treiben wie Sie (zu dcu Nationalsozia¬
listen. — Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Das macht
Ihr ja bloß allein!), sondern wir treiben, politische
Obstruktion gegen das Parlament.

Dann möchte ich Ihnen (zum Abgeordneten Dr. Leh)
noch eins ins Stammbuch schreiben bezüglich Ihrer
Sparsamkeit. Bei der Wahl im Jahre 1028 haben Sie
für 3 Versammlungen !00 NM liquidiert und 30 Liter
Benzin. Wieviel Liter Steinhäger oder Kirschwasser
dazu gekommensind, das weiß ich nicht. (Große Heiter¬
keit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu einer persönlichen
Bemerkung Herr Abgeordneter Dr. Leh.

Abgeordneter Dr. Leh: Der Herr Abgeordnete
Dunder hat soeben erklärt, daß sie die vornehmsten
Leute seien, die iu diesem Hause find. Gerade am
Schluß hat er dann wieder einen seiner kommunistischen
Dreckspritzergemacht(Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Das sind Tntsachen!), indem er in der übelsten Weise
Ausführungen gemachthat. lZuruf des Abgeordneten
Dunder: Nächste Woche können Sie die Photographien
in der Zeitung sehen.) Was er gesagt hat, trifft mich
absolut nicht.

Ich möchte aber noch einmal feststellen: Es ist gestern
im Aeltestcnausschuß— um das noch einmal ganz klar
zu sagen — gesagt worden: „Wenn Sie alle so wären
wie der Abgeordnete Dnnder, branchten wir eine Ge¬
schäftsordnung nicht." Darauf sagte der Herr Präsi¬
dent Dr. Iarres, der den Vorfitz im Aeltestenausschuß
hatte: „Jawohl, wenn Sie alle so wären wie Herr
Dunder, dann wäre es in Ordnung."
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Dann möchte ich weiter sagen zur Geschäftsordnung:
Ich war leider bei dem russischen Gesandten in Berlin
noch nicht eingeladen. Sekt und Kaviar kenne ich vor¬
läufig noch nicht. (Große Unruhe. FortgesetzteZurufe
zwischenKommunisten und Nationalsozialisten. Glucke
des Präsidenten.)

Vorsitzender 0i-. Iarres: Ich stelle noch einmal
endgültig fest und berufe mich auf das Zeugnis der
Mitglieder des Aeltestenrates, daß diese Vemertuug
uon mir nicht gefallen ist. (Zuruf des Abgeordneten
Ni'. 3eh: Zuerst ist sie nicht von Ihnen gefallen, aber
nachher.) Sie ist nicht von mir gefallen. (Zuruf des
Abgeordneten I),'. Leh: Zuerst ist sie von Herrn GIfes
Nefallen, uud dann haben Sie gesagt: Ja, ja,schr richtig!)

Die Erörterung ist geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Wird getrennte Abstimmung verlangt?

' Das ist nicht der Fall. (Fortgesetzte Zurufe uud
große Unruhe. Gluckedes Vorsitzenden.)

Dann bitte ich diejenigen, welche für die Auträge,
d>e zu 1,6, W bis « von den Fachausschüssengestellt
worden sind, stimmen wollen, sich zu erheben. (Ge¬
schieht.)

Die Punkte sind nach den Vorschlägen der Fach-
nusschüsscangenommen.

Wir kommen zu 4 4 bis 4 7, die verbunden sind.
Berichterstatter Herr D,'. Bracht verzichtet. Bericht¬
erstatter zu 4«, Herr Viclhaber.

Berichterstatter Abgeordneter Viclhaber: Meine
Manien und Herren! Zu dem Punkt 15 hat mich die
Mehrheit des I. Fachausschusses gebeten, hier zum

.usdruck 3» bringen, daß die Verwaltung der Pro¬
vinz erfreulicherweise davon abgesehen hat, eine Lr-
mä^" ^ Umlage zu bcnutragen. Der l. Fach¬
ausschuß hat davon mit Befriedigung Kenntnis ge¬
nommen uud daran die Hoffnung getuüpft, daß das
«uch m künftigen Jahren so sein möge. Der Herr
Landeshauptmann hat das in Aussicht gestellt mit dem
^"behalt, daß der Fiuanzausglcich in den künftige»
^lNiren keine Verschlechterungder Einkünfte der Pro-
"lnz briugt.

di^m ^""^ ^ 'st zu sagen, daß der ,. Fachausschuß
de? Annahme der Entschließung des Zentrums uud
das ^""lsnenicinschaft befürwortet mit der Maßgabe,
wi^ 5 '^"b 2 gestrichen nnd durch den Absatz ersetzt

"°, der in der Drucksachel5<! cuthalten ist.

des^i" ^""tl 17 wird Ihucu empfohlen, den Antrag
der 3s ^Ausschusses nuzuuchmen, was bedeutet, daß
der zw s " ^ Verwaltung angenommen wird mit
nen 'c" m "' ""^ '" ^' l des Vorberichts die Worte

Aus. s ^"lnge" ersetzt wcrdcu durch die Worte „mit
»ahme der in dem außerordentlichen Haushalt vor-

ncnommenenAenderungen".

He^?'^"^ "'' Iarres: Das Wort hat der«err Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Es steht setzt zur Abstimmnng der
Hllupthllushaltsplan, der die sämtlichen Haushalts¬
pläne zusammenfaßt uud damit den Schlußstrich unter
die Haushaltspläne und die Anträge des Provinzinl-
ausschusscssetzt, die dem Pruuinziallandtag vorgelegt
worden sind. Ich möchte diesen Augenblickaber nicht
vorübergehen lassen, ohue meinerseits noch eine Er¬
klärung abzugeben.

Die Provinzialverwaltung ist an den diesjährigen
Verhandlungen des Provinzinllandtages, soweit sie sich
im Plenum des Hauses abgespielt haben, nur in ganz
geringem Maße beteiligt gewesen. Aber auch in den¬
jenigen Fällen, in denen die Abgeordneten sich mit
den Angelegenheiten der Verwaltung beschäftigt
haben, haben Inhalt und Form der Ausführungen
einzelner Abgeordneter es mir uud meinen Beamten
uumöglich gemacht,in eine sachliche Verhandlung über
die vorgebrachten Punkte einzutreten. (Hört, hört! in
der Mitte und links.) Wenn ich infolgedessendarauf
verzichtet habe, hier vorgebrachte Beschuldigungen
zurückzuweisen,so muß ich mich aber doch gegen die
Annahme verwahren, daß etwa die Verwaltung damit
die Beschuldigungen oder die hier behaupteten Tat¬
sachen auch nur in etwa als richtig zugeben wollte.
(Lebhafte Zustimmung im Zentrum und bei den
Sozialdemokraten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Wird ge¬
trennte Abstimmunggewünscht? — Das ist nicht der Fall.

Dann bitte ich diejenigen Mitglieder des Hauses,
die zu 4< bis 47 für die Auträge des I. Fachausschusses
stimmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)-^ Das
ist die Mehrheit.

Punkt 48. Wird von den Herren Berichterstattern
das Wort gewünscht?— Das ist nicht der Fall. Wort¬
meldungen liegen auch nicht vor. Ich lasse dann ab¬
stimmen.

Ich bitte diejenigen, die dem Gntlastnngsantrag
zustimmenwollen,uud zwar bei allen 5 Fachausschüssen,
sich zu erhebe«. (Geschieht.)— Das ist die Mehrheit.

Dann kommt der Nachtrag zur Tagesorduuug:
Antragt> es I. Fnchausschusses zu dem An¬
trag der Wirtschaftspartci betr. Auf¬
wertung der Sparguthaben, Drucksache Nr.
I5N, Berichterstatter Herr Abgeordneter Kucnzgen.

Berichterstatter Abgeordneter Koenzgen: Der
l. Fachausschußglaubte, ohne besonders in die Materie
einzutreten, die außerordcutlich schwierig ist, dem Hause
vorschlagen zu müssen, den Antrag der Wirtschafts¬
partci, betreffend Aufwertung der Sparguthabeu, des¬
halb abzulchueu, weil die Zuständigkeit des Reiches
uud der Stantsrcgieruug hier gegebensei. Der I. Fach¬
ausschuß hat damit nicht sagen wollen, daß die Frage
als solche nicht der Mühe wert wäre, erörtert zu
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werden, sundern er wollte sie nur nicht hier behandeln,
Weil damit wieder ein Kumpetcnzfall für die Zuständig-
teit dieses Hauses geschaffenwurden wäre.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Hense.

Abgeordneter Hense: Meine verehrten Damen
nud Herren! Wir in nnsercr Partei sind anderer
Ansicht. Wir sind der Meinung, daß es wühl zur
Zuständigkeit dieses Hauses gehört, hier über einen
derartigen Antrag abzustimmen. Wenn der Herr Be¬
richterstatter eben sagt, das gehöre nur zur Zuständig¬
keit des Reiches oder der Staatsregierung, so will der
Antrag ja doch nur, daß die PreußischeRegierung er¬
sucht wird, die von ihr erlassenen Verordnungen zur
Durchführung der Aufwertung der Sparguthaben in
der Weise abzuändern, das; erstens die Bildung von
Teilungsmasse unter Vestellnug vun Treuhändern er¬
folgt uud die Tcilungsmasse unbeschränkt znr Ver¬
wertung kommt, und zweitens, daß die Bildung eines
Spartassenausglcichsstucks nicht für ganz Preußen,
sundern Pruvinzweisc erfolgen soll, was auch der
Wunschder Sparkassenvcrbändc ist. Gerade das scheint
mau hier Wohl nicht gern erörtern zu Wolleu. Unsere
Partei hält es aber für ihre Pflicht, gerade darauf
hinzuweisen, daß es von Wichtigkeit ist, daß diese
Sache . . . (Unruhe. Glocke des Vorsitzenden.)

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten,
ein klein wenig Ruhe zu halten. Sie sind sunst rnhig
gewesen,dann tonnen Sie es auch jetzt wühl sein.

Meine Damen und Herren! Unsere Partei steht
auf dem Standpuukt, daß es vun größter Wichtigkeit
ist, daß die Verteilung pruvinzweise erfulgt. Die Ein¬
wohnerschaft jeder Provinz hat ein Anrecht darauf,
insbesondere die Rheinprovinz. Wenn Sie sich ver¬
gegenwärtigen, daß !!>!!! die gesamten Sparciulagen
der Provinzen Westfalen, Pommern, Ost- uud West¬
preußen nicht größer waren als die der Rheinprovinz,
so ist es doch nicht mehr als recht und billig, daß
das Ersparte den Sparern der Rhciupruvinz auch
wieder zugute kummt. Das gerade von den kleinen
Sparern, dem Arbeiter, dem Mittelstand uud dem
Kleinrentner zusammengetragene Capital, das doch ein
Privatvcrmögen der Rheinprovinz darstellt, darf nicht,
oder wenigstens nicht zum großen Teil, in die Kanäle
fließen, in die auch so manches von uns sonst fließt.
Das Privatvermügen der Rheinprovinz darf also nicht
nach Osten wandern.

Meine Damen und Herren! Wir haben deshalb das
grüßte Interesse daran, daß die früher von unseren
Rheinländern sauer ersparten Gelder, die zum Teil
Notpfennige sein sollten, nicht denselbenWeg wandern,
wie die Krnftfahrzcugsteuer, von der der Herr Landcs-
hauptmann schon gesagt hat, daß sie nicht zu dem Teile,
Wie es der Nheinpruvinz zukommt, in der Rhein-
Provinz bleibt. (Sehr gut! rechts.)

Wir möchten Sie deshalb bitten, den Antrag nicht,
wie es vorgeschlagen wird, abzulehnen, sondern ihn
anzunehmen, damit der Rheinprovinz das Recht wird,
das ihr gebührt. (Nravu!)

Vursitzcndcr 1>. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des >. Fach¬
ausschussessind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Ich habe dann noch Mitteilung zu machenvon dem
Ergebnis der Wahl zum Jugendamt.

Es sind 117 gültige Stimmzettel abgegeben wurden.
Davun entfielen auf den Wahlvorschlngder Fraktiunen
des Zentrums, der Arbeitsgemeinschaft, der Wirt¬
schaftspartei und des Ehristlichcn Vulksdieustes ucbst
Vauerupartci, begiuncnd mit dem Namen des Kano¬
nikus Iauscu, 97 Stimmen, auf den Wahlvurschlag der
SPD., mit dem Namen Huhnmnn beginnend, 23
Stimmen, auf den Wahlvurschlag der kummnuististhen
Fraktion, beginnend mit dem Namcu Fräulein Otto,
21 Stimmen, und auf deu Wahlvorschlag der Natiunal-
suzialistischcuDeutsche» Arbeiterpartei, beginnend mit
dem Namen !>,-. Leh, <> Stimmen.

Es sind demnach folgende Damen nnd Herreu ge¬
wählt. Ich rufe die Namen auf; damit ich sie aber
nicht doppelt aufzurufen brauche, bitte ich jetzt schon die
anwesenden Gewählten, durch Ja oder Nein zu er¬
kennen zu geben, ob sie die Wahl annehmen. Diese
Feststellung muß heute geschehe». "

Es sind also gewählt als Mitglieder: Kanonikus
Jansrn (nicht da), Beigeordneter Neintges, Beigeord¬
neter !),'. Schwcring, Direktor !)>'. Avemarie, 2and-
gerichtsdirektur Vulkening — alle nicht hier.

Als Stellvertreter: Fräulein Klara Timmcrmans
(Ja!), Arbeitersctretär Dnams (Ja!), Rektor Küppers,
Arzt l)i>. Schüler (In!), Frau Nlumbcrg (Ja!):

dann als Ersatzmitglieder: Landrat I)!'. Weil,
Parteisekretär Zimmcrmann (Ja!), Frau Schumacher-
Köhl (In!), Gewertschaftssckretär Büchseuschütz(Ia!>,
Fräulein Dahm.

Aus dem Vorschlage der suzialdemukratischcuFrak¬
tion: als Mitglied Rektor Hohmnnn (Ja!), als Stell¬
vertreter Frau Glli Becker (Ja!), uud als Ersatzmann
Parteisekretär Kolaß (Ja!).

Aus dem Wahlvurschlag der kommunistischenFrak¬
tion: Lehrerin Otto (Ja!), Metalldrücker Veck (Ja!),
nnd Reisender Krämer als Ersatzmann.

Damit ist das Ergebnis dieser Wahl mitgeteilt. IO
habe endlich noch mitzuteilen das Ergebnis der Wahl
des stellvertretenden Vorsitzenden des Pruvinzialaus-
schusses.

Es sind abgegeben worden 127 Stimmen, uon denen
16 ungültig waren, weil sie teilweise unbeschrieben,
teilweise auf Nameu vun Persunen ausgestellt waren,
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die nicht Mitglieder des Provinzialausschusses sind.
Gültig Waren: 88 Stimmen für Steinbüchel, 21 Stim¬
men für Dunder, 2 Stimmen für Pikard. Von den
ungültigen Stimmen lauteten 13 auf Dr. Leb. und
1 auf Gürlingcr. Herr Steinbüchel ist damit zum
stellvertretenden Vorsitzendendes Provinzialausschusses
Newahlt. Ich darf ihn fragen, ob er die Wahl an¬
nimmt. (Abgeordneter Steinbüchel: Jawohl!)

Meine Damen und Herren! Bei dieser Gelegenheit
haben wir davon Kenntnis zu nehmen, daß der bis¬
herige stellvertretende Vorsitzende des Provinzial¬
ausschusses, Herr Abgeordneter Haas, von uns scheidet.
Herr Haas hat 10 Jahre lang in prominenter Stellung
Mit uus gearbeitet als der Führer einer großen
Fraktion. Ich glaube, auch alle, die politisch mit ihm
nicht immer derselben Meinung waren, werden be¬
kennen, das; er wertvolle und hoch geschätzte Arbeit
hier verrichtet hat. Deshalb darf ich Wohl im Namen
des Hauses sprechen,wenn ich beim Abschied von hier
ihm die besten Wünsche des Provinziallandtagcs (Zu¬
ruf links: Nicht der kommunistischenFraktion!) zur
Uebernahme des neuen hohen Staatsamtcs ausspreche.
(Bravo! Zuruf des Abgeordneten 1),-. Leb.: Wir denken
llar nicht daran! In Hessen findet er ja auch National¬
sozialisten! Heiterkeit.) Er ist deshalb besonders will¬
kommen.

Dann habe ich noch das Ergebnis der Wahl zu den
.-Lrovinzialkommisfionenmitzuteilen. Auch hier bitte
ln>, mir beim Namensaufruf — es sind natürlich sehr
vwle Namen — mitzuteilen, ob die Damen und Herren
die Wahl annehmen.

Für die Provinzinltommission für die Provinzial-
^nubstnmmen-, Blinden- und Hebammenlehranstaltcn
Und abgegeben 111 Stimmzettel, von denen 142 gültig
waren. Auf den Wahlvorschlag mit dem Kennwort
«^lnhcitsliste" entfielen 98 Stimmen, auf den Wahl-
uorschlag mit dem Kennwort „Sozialdemokratische
-Partei" 23 Stimmen und auf den Wahlvorschlag mit
°"n Kennwort „KummnnistischePartei" 21 Stimmen.
Mir diese Kommission sind gewählt die Herren
"!'. Dichgans (Ja!), Hcnrh (nicht hier), Frau VIum-
""g (Ja,), H^ Kuenzgen (Ja!), Herr Hennes (Ja!),
und Fräulein Künning (Ja!), als Stellvertreter Herr
«ranz, H^r Dr. Wcitz <Ia!), Herr Rosenkranz (Ja!),
Verr Wii,n„h ^,), Herr Lohmeher (Ja!), und Fräu-
l«n Tinnuermans (Ja!).

Dasselbe StNrkeverhältnis war bei der Wahl zu
°"> Pruvinzial-Grziehungshcimcu (Zuruf des Abgeord¬
neten Gcrlnch: Und die anderen Mitglieder, Liste 2
und 3?)

Für die vorgenannte Kommission sind ferner aus
°" sozialdemokratischenListe gewählt Herr Kurth
^al) und Herr Hoffmann (Ja!,, und aus der Liste
°er kommunistischenFraktion Frau Esser (Ja!), und
«rau Staubes (Ja!).

In die Kommission für die Erziehungsheime sind
gewählt Herr Dnams (Ja!), Herr Kranz, Frau Neben
Du Mont, Frau Schumacher-Köhl (Ja!), Dr. Gold¬
schmidt (Ja!), Herr Rudcrsdorf (In!);

als Vertreter: Herr Wilhelm Dörr (Ja!), Herr
Adolf Lei, (Ja!), Dr. Hartmaun, Fräulein Brox lIa!>,
Herr Steinmcher (Ja!), Herr Schroer;

von der SPD. Fran Becker (Ja!), und Herr Hoh-
nmnn (Ja!);

von der KPD. Herr Sclbmanu (Ja!), und Herr
Riegel (Ja!).

Ferner zur Kommission für die Provinzial-Hcil-
und Pflegcnustaltcn nnd Brauweiler sind gewählt:
Herr Gickmann (Ja!), Herr von Ittcr (Ja!), Herr
Vüchscnschütz (Ja!), Fräulein Timmermans (Ja!), Dr.
Lembkc, Herr Huhskeus (In!);

als Vertreter: Herr Pohlmnnn (Ja!), Herr Breuer,
Herr Dr. Wolters, Fräulein Künning, Dr. Vockamp
(Ja!), Herr Rath;

von der SPD. Herr Hnuck (In!), Herr Kühnen (Ja);
von der KPD. Herr Neck (Ja!), nnd als Stellver¬

treter Herr Engels (Ja!).
Zur Konnnission für das Provinzinl-Straßen-

Wesen sind gewählt: Herr von Salis-Sogliu, Herr
Lenze, Herr Gerhard (Ja!), Herr Innglas (Ja!), Herr
Dr. Knnst (Ja!), Herr Zimmermann (In!);

als Vertreter: Herr Gcssiuger, Herr Dr. Wessel,
Herr Dr. Dechamps (Ja!), Herr Schnmbcrg (Ja!),
Herr Lesseuich (In!), Herr Vanmann (Huisberden);

von der SPD. Herr Lenz (Ja), als Stellvertreter
Herr Bühlcr;

von der KPD. Herr Deppe (Ja!), als Stellvertreter
Herr Zimmer (Ja!).

Zur Prouinzialkommissiou für Landwirtschaft und
Weinbau sind gewählt: Herr Dr. Gilles (Ja!), Herr
Tcnhaeff (Ja!), Herr Andres (Ja!), Herr Körner lIa!),
Herr Schroer, Herr von Netten (In!);

als Stellvertreter: Herr Dr. Buden (Ja!), Herr
Bcrgwciler, Herr von Stedman, Herr Müller, Herr
Latten, Herr Droh:

von der SPD. Herr Pikard (nicht da), als Stell¬
vertreter Herr Dotsch;

von der KPD. Herr Nohl (In!), nls Stellvertreter
Herr Schmitz.

Damit ist auch diese Sache erledigt.
Wir sind damit am Ende unserer Beratungen.
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir,

noch zwei Erklärungen und Bemerkungen zu machen.
Ich bin jetzt 20 Jahre Mitglied des Provinzialland-
tnges (Znruf des Abgeordneten Dunder: Eigentlich
ein Jubiläum!), aber ich muß sagen, noch niemals
habe ich eine Tagung so enttäuscht verlassen wie die
diesmalige. «Sehr wahr! und Sehr richtig! im Zen-
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trum und bei der Arbeitsgemeinschaft.) Ich glaube,
vielen Mitgliedern des Hauses wird es gehen wie mir.
(Zuruf des Abgeorneteu Dr. Leh: Bleiben Sie nächstes
Mal zu Hause!) Die so wichtigen kulturellen, geistigen
und wirtschaftlichenAufgaben, welchedie Provinz zu
betreuen hat, sind in diesen Verhandlungen zu kurz
gekommen und unbillig zurückgetreten angesichts des
kleinlichen Parteigeplänkels und Partcistreitcns, das
wir hier beobachtenmußten und das sehr häufig über
die Grenzen aller parlamentarischen Gesittung hinaus¬
ging. (Zustimmung bei den Sozialdemokraten und
im Zentrum.) Ich glaube, ich spreche im Sinne
der Mehrheit, der überwiegenden Mehrheit dieses
Hauses (Zuruf des Abgeordneten Verlach: Der an¬
ständigen Leute! Zuruf des Abgeordneten Haate:
Zurück, Du rettest den Freund nicht mehr!), wenn
ich der Hoffnung Ansdrnck gebe, daß diese Vor¬
kommnissesich nicht wiederholen (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Wir lassen uns nicht einlullen!) und
daß die späteren Tagungen des Provinziallandtages
der Nheinprovinz auch in seiner heutigen Zusammen¬
setzung wieder das Bild eines geachteten, die Selbst¬
verwaltung mit Selbstzucht vertretenden Organes und
Parlaments darstellen,wie es in der Vergangenheit der
Ruhm des Rheinischen Provinziallandtagcs immer ge¬
wesen ist. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das war
der Grabgesang des Parlamentarismus. Zuruf des
Abgeordneten Vr. Leh: Gin Museum war das früher!)

Mein Damen und Herren! Dann noch ein letztes
Wort: Wir gehen fetzt auseinander, und wenn wir
das nächste Mal zusammentreten, dann Wird nach
menschlichem Ermessen so, wie es uns fetzt völkerrecht¬
lich verbrieft ist, der letzte Vcsatzungsfoldat das Rhein¬
land verlassen haben. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Leh: Dafür wird die Internationale Bank da fein!)
Wir haben in den IN Jahren, wo wir hier auch für
die Befreiung der Rheinland«?gekämpft und gearbeitet
haben (Zuruf des Abgeordneten Simon: Gekämpft?),
viele schwere und trübe Stunden erleben müssen, und
wir haben mit herzlicher Anteilnahme au dem Geschick
all der Gebiete teilgenommen, die durch die Besatzung
bedrängt waren. lZuruf des Abgeordneten Notzl: Vcr-
sackungspolitik!)

So geht angesichts der endlichen Befreiung des
Rheinlandes unser herzlicher Gruß an das Gebiet, das
seiner Befreiung nunmehr mit Bestimmtheit entgegen¬
sehen kann. (Zuruf des Abgeordneten Hanke: Gar
nichts ist befreit!) Namentlich aber denken wir heute
nicht ohne schwere Sorgen an das Saargcbict, das fn
noch unter besonderem Ausnahmerecht steht und wo
die Verhältnisse zur Zeit noch allzu wenig geklärt sind.
Wir hoffen, daß es der deutschenVertretung möglich
sein wird, das deutsche Recht — und an der Saar
besteht unanfechtbares deutsches Recht lZuruf: Auf
dem Papier! Zustimmung bei der Arbeitsgemein¬
schaft) — unter Wahrung auch aller wirtschaftlichen

Interessen, insbesondere auch der schwer kämpfenden
und bedrohten Landwirtschaft an der Grenze, stand¬
haft und mit Erfolg zu vertreten. (Lebhaftes Bravo!)
In dieser Hoffnung schicken wir auch hier aus dem
Ständehnus in Düsseldorf unseren Brüdern und
Schwestern im Saargebiet unseren herzlichen Gruß.
(Starker Beifall.)

Ich gebe nunmehr das Wort dem He^rn Ab¬
geordneten Hcufer.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen und
Herren! Im Auftrage aller Fraktionen dieses Hauses,
mit der selbstverständlichenund üblichen Ausnahme
der Kommunisten und Nationalsozialisten (Zuruf des
Abgeordneten vr. Leh: Ihr habt uns ja gar nicht
gefragt!), habe ich dem Herrn Vorsitzenden und dem
Herrn stellvertretenden Vorsitzenden Dank nnd An¬
erkennung zu sagen für die umsichtige und gerechte
Führung der Geschäfte in dieser Tagung. (Beifall.
Zuruf des Abgeordneten !),-. Leh: Gerecht war das
nicht!) Wir fühlen uns am Ende dieser Tagung zu
besonderem Dank verpflichtet angesichts der unnötigen
Erschwerung einer geordneten, prompten und sachlichen
Erledigung unserer Arbeiten, die hier während dieser
Tagung in die Erscheinung getreten ist, (Brnvo!)

Vorsitzender l>. Iarres: Ich danke dem Herrn
Abgeordneten Heuser für feine freuudlichcn Worte uud
darf das Wohl auch im Namen meines verehrten Herr»
Kollegen Gberle tun. Ich übermittle diesen Dank aber
auch den verehrten Beisitzern hier im Vorstände, die
ein sehr schweres Amt auszufüllen hatten. Ich darf
Ihres Beifalls sicher sein, wenn ich diese Herren bitte,
unseren Dank und unsere Anerkennung entgegen¬
zunehmen. (Bravo!)

Ganz besondere Anerkennung aber muß ich den
Herren der Provinzialucrwaltnng, dem Büro, an
seiner Spitze Herrn Verwaltungsdirektor Wierh, und
all seinen Mitarbeitern anssprechen. (Sehr richtig!
Bravo!) Ls ist für dcnfenigrn, der nicht mitten im
Netriebe ist, schwer, sich vorzustellen, welche Ansprüche
an Zeit, Gednld und Nerven, sowie an die Arbeits¬
kraft dieser Herren gestellt worden sind. Ich danke
Ihnen lzu Herrn Verwaltungsdirektor Wiertz ge¬
wandt) für Ihre Arbeit und bitte Sie, meinen Dank
dem Büro zu übermitteln. (Bravo.)

Nunmehr habe ich dem Herrn Oberpräsidcntcn als
Staatslommissar zu berichten, daß unsere Arbeit be¬
endet ist.

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Dameu und
Herren! Die Tagung ist zu Ende. Wenn es gelungen
ist, das sehr umfangreiche Arbeitspensum in der vor¬
gesehenen Zeit zu erledigen, so haben wir dieses zu«
nächst der ausgezeichneten Vorbereitung der Vorlagen
durch die Pruvinzialverwaltung zu danken. W^
haben es aber weiter auch der überaus zähen, pflicht¬
bewußten und fleißigeil Arbeit zn verdanken, die in
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den Ausschüssengeleistet worden ist. Und wir haben
es nicht zuletzt der umsichtinenLeitung des bewährten
Herrn Vorsitzendenund seines Stellvertreters zu ver-
dnnken. Namens der Preußischen Stantsregierung
habe ich für diese Tätigkeit aufrichtigen Dank zu
sagen.

Ich füge daran den Wunsch, daß Ihre Ent¬
schließungen unserer lieben Heimatprouinz und
unserem Vaterlande zum Segen gereichenmögen.

Damit schließe ich den 77. Rheinischen Prouinzial-
landtag. (Beifall.)

(Schluß: 15 Uhr 30 Minuten.)
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